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Bon 
Herrn Kanzleirath von Wiek 
zu Büutzow. 


L 


Sehört die Geſetzgebung Äber die Ehrenfolgen 
ber Verbrechen in das Eriminalgefesbudh? 


Degegen, daß in Folge gewiſſer Verbrechen geſetzlich ein 
Verluſt von Ehrenrechten eintreten ſoll, duͤrften ſich ſchwer⸗ 
lich im gegenwaͤrtigen Augenblicke gewichtige Stimmen er⸗ 
heben. Am wenigſten iſt noch die Wiederholung jenes 





) Der Verfaſſer diefer Ashandlung bat den vorliegenden Ges 
genftand ausführlich 1 er Swift: Ueber Ehrenftrafen und - 
Ehrenfolgen der Berbeechen und Strafen, Roſtock 1845, bes 
handelt. Die hier folgende Abhandlung befchäftigt ſich mit 
einigen Seogen ‚ Me dort nur kurz berührt werden, die ins 
defien für die Befehgehung "über die Ehrenfolgen von vo date 

Ubi d. Er. A. 1891. 1. ©r. 4 
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alten Einwandes zu fürchten, dag Ehre und Schande 
der öffentlihen Meinung überlaffen bleiben müßten, vn 
Ye Geſetzgebung fig nicht mit ihnen zu befaflen habe: 
Einwand, den man, um ihn zu widerlegen, nur noch . 
was auf die Spige zu treiben braucht, etwa dahin, daß 
das ganze Urtheil. uber die Strafbarfeit eines Verbrechens 
der Öffentlihen Meinung üuberlaffen bleiben muß, und die 
Gefeggebung fi nicht damit zu befaffen habe; denn hält 
man die Öffentfihe Meinung fählg, ohne Kenntniß der 
Acten, ohne Unterfuchung der Sache ein Urtheil darüber 
zu fprechen, ob der Verbrecher durch die That eine Vers 
läugnung des Ehrgefühls an den Tag gelegt hat, warum 
follte fie nicht auch fähig feyn, ohne jene Hülfgmittel dar: 
Aber zu. enticheiden, ob der. Verbrecher. die That überall 
begangen, ob fie fteafbar fep, und wie hoch? Freilich 
würde in diefem Falle immer noch die fehr praftifche Frage 
übrig bleiben: tie foll das Urtheil der Öffentlihen Mei: 
nung vollftreft werden? Und wie man fi) auch wenden 
. möchte, ſchwerlich koͤnne man umhin, fich dieſerhalb an 
den Staat und feine Gefeßgebung zu wenden. Allein dais 
felbe ift auch in Beziehung auf die entehrenden Wirfungen 
der Verbrechen der Kal. Auch hier kehrt die Frage wies 
der: welche praftifche. Folgen fol die von dem Verbrecher 
an. den Tag, gelegte. Verlaͤugnung des Ehrgefühle haben, 
melde Wirfung foll fie auf feine Rechtsfaͤhigkeit aͤußern? 
Soll er im Beſitz aller oͤffenlichen Rechte bleiben, die er 
bisher befaß, und au zum Erwerbe folder, die er nicht 
beſaß, eben fo befähigt mie zuvor? Bei diefen Kragen 
Tann die Gefeggebung nicht gleichgültig bleiben, das leuch⸗ 
züglicher Wichtigkeit find, daß fie eine nähere Befprechung 
durchaus zu verdienen fcheinen. Die hohe Bedeutung des Ins 
ftituts der Ghrenfolgen wird man fidh jest nicht langer vers 
- bergen können, und ſchwerlich iſt es noch an der Zeit, biers 
; über wiele Werte zu machen. Aber die Ausbildung des Ins 


9 ſtituts im Einzelnen, das if eine Aufgabe, zu deren genügen⸗ 
gender Löfung es noch mehr als einer Abhandlung bedarf. 
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it auf den erften Blick ein. Sie fann unter feinen Ums 
1 Ränden ſtill ſchweigen, daß öffentliche Aemter und andere 
Rechte, die durch öffentliches Vertrauen bedingt find, an 
Menfchen vergeben werden, die fich durch Verbrechen um 
1 Ehre und guten Namen gebracht haben. Kann fie aber 
. did nicht, fo kann fie auch gegen die Frage nicht gleichs 
guͤltig ſeyn, welche Verbrechen die Wirkung haben, daß 
fie die Ehre und den guten Namen angreifen. 

Es ift dies alles fo flar, daß es nicht näher erörtert 
ju werden braucht. Haben doch felbft unfere modernen 
Verfaſſungsurkunden, fo wenig günftig fie auch allen 
Ausſchließungen feun mochten, ſich nicht enthalten koͤnnen, 
über den Verluſt des Rechts, zu wählen und gewählt zu 
werden, Beftimmungen zu treffen, Beftimmungen, die 
doch alle darauf hinauslaufen, daß, fo fehr auch die Faͤhig⸗ 
feit,, zu wählen und gewählt zu merden, jedem Menfchen 
mit dem ?2iften Fahre angeboren werden mag, es doch 
Gründe geben kann, — und zuihnen gehören naments 
ih entehrende Verbrehen — die zum Wählen und Ge⸗ 
wähltwerden unfähig machen. 

Bat man daher auch von diefer Seite Peine Ans 
griffe gegen das Syſtem der neueren beutfchen Befegbücher 
über die Ehrenfolgen zu befürchten , fo halten wir daffelbe 
koch Deshalb noch nicht gegen alle Einwendungen für ges 
ſchert. Wir rechnen dahin namentlicy den Einwand, mels 
hen auch der Verfafler der Motive zum Entwurf eines 

Strafgeſetzbuchs für die Herzogthümer Schleswig⸗ Holſtein 
m beantworten für nöthig gehalten hat, nämlich dag die 

, Bekimmungen über den Verluſt der Ehrenrechte, fo noth⸗ 
wendig diefelben an und für ſich auch feyn mögen, doch 

wit in das Strafgeſetzbuch gehören. Derſelbe fagt über 
diefen Punkt Kolgendes ): 


2) ©. 17 der gedachten Motive. 
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„Außer den ſtrafrechtlichen und civilrechtlichen Kol: 
gen hat dad Verbrechen auch fogenannte ſtaatsrechtliche 
d. h. ſolche Folgen, welche ſich für den Verbrecher in defs 
fen Beziehungen zu den öffentlichen Rechtsverhaͤltniſſen des 
Staats oder der Gefammtheit oder einzelner Klaſſen der 
bürgerlichen Geſellſchaft wirffam zeigen. Ausgezeichnete 
Ehre und öffentliches Vertrauen fann im Allgemeinen der- 
jenige nicht genießen, der dur feine Handlung an den 
Tag gelegt hat, daß er felbft die Rechtsordnung und die 
Rechte feiner Mitbürger nicht achtet, und es ergiebt ſich 
hieraus, daß er, wenn gleich die That mittelft der erfanns 
ten Strafe gebüßt iſt, doch von den Rechten und Vorzügen 
ausgefchloflen bleiben muß, melche eine ehrenwerthe Geſin⸗ 
nung und Öffentliches Vertrauen zu derfelben vorausfegen. 
Hierin liegt Feine Strafe, fondern eine nothwendige Kolge 
des Verbrechens , und der Staat würde mit dem von ihm 
zu erreichenden Zweck in Widerfpruch treten, wenn er dies 
fe8 verfennen wollte. Daher finden ſich auch in allen Zäns 
dern mehr oder weniger umfaflende Vorfchriften über die 
Ehrenfolgen der Berbrechen, die theild an diefe felbft, 
theils an die erlittenen Strafen gefnüpft find. Zmeifels 
haft kann es freilich feyn, ob ſolche Beftimmungen in ein 
Strafgeſetzbuch aufzunehmen find. Diefes befchäftigt fich 
nicht mit den cioilvechtlihen Folgen der Verbrechen, und 
auch die Beftimmungen über diejenigen Kolgen, melde die 
Berurtheilung zu einee Strafe für die ſtaatsbuͤrgerlichen 
Verhäftniffe des Verurtheilten nad ſich zieht, gehören 
eigentlich in diejenigen Geſetze, welche die Seftftellung und 
Regulirung folcher Öffentlichen Verhäftniffe bezwecken. Auf 
der andern Seite fcheint jedoch ihre Aufzählung in dem 
Strafgeſetzbuch zum Zweck einer überfichtlihen Zufammens 
ftellung wuͤnſchenswerth, und es find deshalb in Uebereins 
ſtimmung mit dem in den meiften Ländern beachteten Vers 
fahren die betreffenden Beftimmungen, welche in dem oben 
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angegebenen Princip ihre Begründung finden dürften, in 
den Entwurf aufgenommen worden.” 


Der Verfaſſer diefer Stelle hat es vollfommen richtig 
erfannt, daß die Ehrenfolgen feine Strafe find, und daß 
fie überhaupt nit auf criminaleechtlichen Gründen bes 
ruhen. Er macht fich daher felbft den Einwurf, daß es 
zweifelhaft ſcheine, ob die Beftimmungen über den Verluft 
der Ehrenrechte in das Strafgefegbuch gehören. Wenn er 
aber auf diefen Einwurf nichts anderes zu antworten weiß, 
als daß es zum Zwecke einer überfichtlichen Zufammenftels 
fung wuͤnſchenswerth ſey, jene Beftimmungen in dem 
Strafgeſetzbuche aufzuzählen, fo ift freilich diefer Grund 
etwas von der Oberfläche gefhöpft, und dürfte kaum ges 
nügen, um das übereinftimmende Verfahren fo vieler Ges 
feßgebungen, auf welche ſich der Verfaffer jener Stelle 
ſelbſt beruft, zu erflären. Es laſſen ſich aber ohne Stage 
noch befiere Gründe anführen, ja es läßt fi) die unab⸗ 
weisliche Nothwendigkeit jenes Verfahrens mit Evidenz 
darthun. 


Zwar auf den erften Anblick fcheint es ein durchaus 
richtiger Gedanke, wenn es in der obigen Stelle Heißt: 
die Aufgabe, Beftimmungen zu treffen über die Folgen der 
Berbrechen auf die ftaatsbürgerlichen Berhältnifle des Vers 
uetheilten falle eigentlich denjenigen Geſetzen anheim, welche 
die Feſtſtellung und Regulirung folcher öffentliben Ber: 
bältniffe bezwecken. Es fcheint ja nichts einfacher, als 
daß diejenigen Gefege, welche z. B. die Verhältniffe der 
Staatsbeamten, des Adels, der Gemeinden, Zunfte und 
Corporationen feftftelleu, auch darüber beftimmen, mann 
und nach welchen Normen die Staatsämter, der Adel und 
corporative Rechte verloren gehen follen. Wo man über 
den Erwerb eined Rechts Handelt, da, möhte man dens - 
ten, fey es ja auch das Paflendfie, zugleich über feinen 
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Verluft das Nöthige zu fagen. Ohnehin find ja diejenis 
gen Rechte, welche in unferen heutigen Steafgefeßbücern 
ald Ehrenrechte aufgezählt werden, fehr verfchiedenartig 
und bedücfen daher einer verfchiedenartigen Gefeßgebung. 
Es ift keineswegs gefagt, daß ihre Verluft allemal nach 
denfelben Bedingungen fich richten muß, vielmehr ift es 
ganz in der Ordnung, daß hier Unterfchiede gemacht wer⸗ 
den, und daß man 3. B. mit dem Adel, Orden und andes 
ren Shrenzeichen ed ftrenger nimmt, als mit dem Recht, 
die Rationalcocarde zu tragen; mit den Ehrenrechten in 
Zünften und Eorporationen ſtrenger, als mit der Faͤhig⸗ 
keit, Inſtruments⸗ oder Solennitätszeuge zu ſeyn; mit 
den Öffentlichen Aemtern aber wieder ftrenger , als mit den 
Ehrenrechten in Zünften und Eorporationen u. f. w. 


Sieht man insbefondere auf die corporativen Ehrens 
rehte — und dahin gehören namentlich die Ehrenrechte in 
Zünften und Corporationen, fo mie die gemeindebürgers 
lien Rechte der Wahl und der Wählbarfeit — fo ſchei⸗ 
nen alle diefe Gründe noch an Gewicht zu getvinnen. Bes 
flimmungen darüber zu treffen, unter welchen Bedingungen 
die Ehrenrechte in Zünften und Korporationen verloren 
sehen follen, das, follte man denken, müffe der Autonos 
mie eben diefer Zünfte und Corporationen uͤberlaſſen blei⸗ 
ben. Jede Corporation hat ja das nächfte Intereſſe 
Daran, Daß keine ehrlofen Perfonen unter ihren Mitglies 
dern fih befinden. Warum mill man denn ihr diefe 
Sorge abnehmen, marum fie in ihren eigenen Angelegens 
heiten bepormunden ? 


Alein fo wahr es iſt, daß jede Corporation das 
nächfte Intereſſe an ihrer Reinhaltung von unmürdigen . 
Mitgliedern hat, eben fo gewiß ift es, daß auch der 
Staat hieran ein fehe bedenitendes Intereſſe hat. Die 
Eorporationen und corporativen Ehrenrechte, wie die Ehrens 


2. 
on 
24 


%. 


or 
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ehte überhaupt , find nicht blos um Ihrer felbft willen da, 
Iondeen auch um des Staats willen. Wie jedes Ding in 
der Welt zugleich Zweck an fich felbft if, und zugleich dem 
Banzen dient, fo geht ed auch in einem gut organffirten 
Staate. Alle einzelnen Inſtitute deſſelben, wenigſtens 
alte bedeutenderen, haben zugkeich einen engeren und einen 
weiteren Beruf, alle bedürfen daher der fpeciellen Verwal⸗ 
tung, die fi bei Sorporationen namentlich ald Selbſtver⸗ 
maltung geftaltet, zugfeich aber auch der allgemeinen: Ber; 
waltung des Staats, die zwar bad in milderer, bald in 
ftrengerer Form auftreten fann, in der Regel aber doch 
theils dutch eine Art Dberauflicht, theild Durch eine wenig⸗ 
ftens negative Geſetzgebung fich geltend mat: — Dieb 
gilt namentlich in Beziehung auf die Ehrenrechte, eorpos 
rative wie nicht corporative. Kein Staat fann es gleich⸗ 
aultig mit anfehn, daß völlig Unmürdige in den Befig von 
Ehrenrechten gelangen oder darin verbleiben, und: dadurch 
dad gemeine Vertrauen untergraben wird; denn fo: wer 
ſchieden auch die einzelnen Ehrencedhte Ihrer Bedeutung 
nach water ſich feyn mögen , darin fommen file alle überem; 
dag fie an dem gemeinen Vertrauen ihre Vorausfegung 
haben. An der’ Erhaltung dieſes Vertrauens hat Dee 
Staat ein wichtiges Intereſſe, und darum muß er in felnet 
Sefeggebung dafür. forgen, dag mindeftend wegen folcher 
Dandiungen, die eine .entfchieden ehrloſe Geſinnung docu⸗ 
menticen,, alfo wegen entehrender Verbrechen, die Aus⸗ 
fllegung von allen Ehrenrechten erfolgt. Daß «eb 
außerdem für einzelne Ehrenrechte , die einen höheren Grad 
ded Vertrauens ald den gemeinen vorausfegen, noch de 
fondere ferengere Gefege geben. fann und: geben foll, und 
daß bei corporativen Ehrenrechten diefe &efege der Autono- 
mie der Eorporationen überlaflen bleiben koͤnnen, verfteht 
fi von ſelbſt. Aber eine gemeine Gefeggebung , die für 
alle Ehrenrechte gilt , muß e8 In jebem Staate geben , vor 
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ed ein gemeined Vertrauen giebt. Und diefe gemeinen Ge⸗ 
fege mäflen vom Staate andgehn. 


Warum aber gerade das Strafgefegbuch der rechte Ort 
iſt für diefe gemeinen Ehrengeſetze, auf diefe Frage läßt fich 
einfach antworten: weil e8 dem Staate daran liegt, nicht 
blos, daß fie gegeben, fondern auch, daß fie angewandt 
und vollſtreckt werden. Der Staat muß, wie wir ges 
fehen haben, dafür forgen, daß Menſchen, die entehrende 
Verbrechen begangen haben, von den Ehrenrechten ausges 
ſchloſſen bleiben. Wie fönnte er Died, wenn er fich nicht 
Hierzu der Eriminalgerichte bediente? Denn, um einen 
Verbrecher von den Ehrengerichten auszufchliegen, muß 
man doch zunächft wiſſen, ob er ein Verbrechen begangen, 
und zweitens, ob dafjelbe ein entehrendes fey. Aber wer 
foll hierüber entſcheiden, wenn nicht die Eriminalgerichte? 
Dder follte etwa der Staat eine eigene Behörde nieders 
fegen,, die, nachdem das Criminalgericht den Angeklagten 
zue Strafe verurtheilt hat, noch beſonders darüber ent: 
fediede, ob das Verbrechen zu den entehrenden gehöre? 
Das wäre mindeftend eine nuglofe Zeits und Geldver⸗ 
ſchwendung, zu der eben deshalb gar Fein Grund vors 
Handen ift, weil es fich bei der Srage, ob ein Verbrechen 
entehrend fey, nur um die gemeine Ehre handelt, deren 
einfache Normen im allgemeinen Bewußſeyn liegen, nicht 
um irgend eine befondere Standedehre. Kür die Aufrecht⸗ 
haltung der Standescehre foll es beſondre Ehrengerichte 
geben, die Ihren autonomifchen Geſetzen folgen mögen; 
aber die gemeine Ehre vertrauet man am beften den Erimis 
nalgerichten an, die ſich nach dem allgemeinen Eriminals 
geſetzbuche richten. 
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Sade allein aus dem ftaatds und privatrechtlichen Ge⸗ 
fichtspunfte,, insbefondere dem erfteren, betrachten. 


Wie man audy über dies Alles denfen mag — wir 
haben unfre Unficht bereits oben näher eroͤrtert — fo viel 
wenigftene fann Dem, der je über die Bedeutung der Ehren⸗ 
folgen gründlich nachgedacht hat, keinerlei Zweifel beiden, 
dag an dieſes Anftitut ein durchaus anderer Maaßſtab ange⸗ 
legt werden muß, als an irgend ein criminelled Stsafmittel. 
Daß fie ein Uebel find, und daß fie in Folge begangener 
Verbrechen eintreten, giebt ihnen zwar eine Außerliche 
Hehnlichfeit mit andern Strafmitteln, aber auch eben nur 
eine aͤußerliche. Der Uebel aller Art giebt es auch außer⸗ 
balb des Strafrechts genug in der Welt, und dag die 
Ehrenfolgen nur in Folge von Verbrechen eintreten, 
tliegt keineswegs in dem Begriffe derſelben; vielmehr, 
Rönde in unſern heutigen Staaten Alles wie es ſoll, fo 
würden wir fehen „ daß wenigſtens einzelne von ihnen 
noch in vielen andern Foͤllen vorfämen; es würde dann au 
mancherlei Cenſur⸗ und Chrengerichten innerhalb der eis 
zelnen Stände und Berufsfreife nicht mangeln, die der 
Ehrhoſigkeit und Unfittlichfeit auch da, wo fie nicht gerade 
in groben Verbrechen ſich äußerte, ihr gebührendes Recht 
angedeihen ließen. 


Alle Einwürfe gegen die Strenge der Ehrenfolgen, 
die aus ihrer Vergleichung mit Eriminalftrafen hergenom⸗ 
men find, müflen wie daher von vorn herein ale vers 
fehlt abmweifen. Damit ft indefien noch nicht die Frage 
überhaupt abgethan, eb nicht etwa in dem Inſtitute 
der Ehrenfolgen, wie e8 in den neueren deutfchen Geſetz⸗ 
büchern dafteht, eine zu große Strenge liege, und mie 
ſich Diefelbe nöthigenfalld am beiten mildern ließe. 
Man kann dieſe Frage aufwerfen, auch ohne irgendwie 
einen criminalififhen Maßſtab anzulegen. Das Soy⸗ 
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km 3) diefee Gefegbücher, wenigſtens der Mehrzahl von 
ihnen, kennt feine zeitliche Aberfennung der Ehrenfolgen 
und feine Rehabilitaton. Es läßt den Verluft der Ehrens 
rechte entweder gar nicht oder auf immer eintreten, und 
nuc darin zeigt fi, wenn man will, eine Milderung dies 
fe8 Rarren Syſtems, daß es, wie daß Beifpiel mehrerer 
Geſetzbuͤcher zeigt, dem Gefeggeber die Kreiheit laͤßt, die 
Ehrenfolgen oder, was auf daffelbe hinausfommt , eine 
mit Ehrenfolgen verbundene Strafart in manchen Faͤllen 
nicht unbedingt , fondern facultativ anzudrohen: eine Frei⸗ 
heit, von der indeflen erft der preußifche Entwurf von 
1847 einen hinreichenden Gebrauch gemacht hat, indem 
ee viel häufiger als alle früher erfchienenen Geſctzbuͤcher 
ed dem Ermeflen des Richters überläßt, auf die Ehren⸗ 
folgen zu erkennen , oder nicht. 

Aber felbft mit dieſer Milderung Hat, das ift nicht 
zu läugnen, das Syſtem noch etwas von dem Anfchein 
abfolutiftifcher Härte. Sollte es denn wirklich feiner weites 
ren Milderungen fähig ſeyn? Liegt ed in dem Weien der 
Ehre und der duch fie bedingten Rechte, daß der in 
Folge eincd Eriminalverbrechens eintretende Berluft der 
Ehrenrechte ewig dauert, daß es feinen zeitlihen Verluſt 
derfelben und feine Rehabilitation giebt? Iſt nicht felbft 
dee preußifhe Entwurf noch in der abfolutiftiihen Bes 
handlung diefes Inſtituts zu weit gegangen ? 

Auf diefe Kragen fönnen wir im Allgemeinen nur 
verneinend antworten. 8 liegt tief im Weſen aller 
Ehrenfolgen, daß fie immermwährend find. Denn fie tref⸗ 
fen den Verbrecher deshalb, weil er durch feine That das 


3) Wir behandeln diefes Syſtem bier als eines, weil wir «6 
in der Rüdficht,, auf die es uns hier gerade ankommt, in der 
That als folches behandeln dürfen. Sm Uchrigen verfennen 
wir keineswegs die großen Verfchiedenheiten der einzelnen 
Gefepgebungen. Man vgl. darüber die Schrift über Ehren⸗ 
ſtrafen ıc. &. 99 fgg. 
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Öffentliche Vertrauen verloren bat. Ehre und öffentliches 
Vertrauen find Eins, und Ehrenrechte find folhe Rechte, 
die durch das Öffentliche Vertrauen bedingt find, die mit⸗ 
Hin, wo dieſes geſchwunden ift, ebenfalld verloren gehen 
müffen. Hieraus folgt, daß fie auch nur da wieder hers 
geftellt werden fönnen, wo diefed wieder erworben ift. 
Iſt es nun möglich, daß Jemand, der durch ein erwieſe⸗ 
ned Verbrechen dad Hffentlihe Vertrauen verloren hat, 
daffelbe jemals wieder erlangt? Nimmermehr, oder doch 
nur in hoͤchſt feltenen Yusnahmsfällen. Das Vertrauen 
Einzelner fann man wieder erwerben, wenn man e8 auch 
volftändig verloren hatte, das Öffentliche Vertrauen nie: 
mals; denn das Öffentliche Urtheil prüft und unterfucht 
ja nicht; es kuͤmmert fi nicht darum, ob etwa binnen 
einer gewiffen Zeitfrift mit dem Charakter eines Menſchen 
eine Ummandlung vorgegangen ſey. Es richtet niemals 
nach fogifchen Gruͤnden, fondern folgt: unbewußten Eins 
druͤcken und Außerlichen in die Augen fallenden Kennzeichen. 
Hat ed ſich aber einmal feft gebildet, fo fommt es ſchwer⸗ 
lich dazu, ſich zu Ändern, und um fo ſchwer, je Außer: 
licher und in die Augen fallender die Thatfacden waren, an 
die es fich Enüpfte. Einem überwiefenen Verbrecher wird 
niemals das Öffentliche Vertrauen wieder zu Theil, oder 
doch nur in den höchft feltenen Faͤllen, wo die That an 
ſich nicht erheblich und nicht fehr offenfundig, und daher 
der Eindruck, den fie zuruͤckließ, ſchwach genug war, um 
nach einer Reihe von Jahren völlig in Vergeffenheit zu 
gerathen. 

Dder wollte man etwa, da nun einmal das Öffents 
liche Urtheil doch nicht felbft prüfen und unterfuchen Pann, 
eine Behörde niederfegen, welche ald Vertreterin der öffent: 
lichen Meinung fich zu geriven und darüber zu entfcheiden 
hätte, ob etwa nach einer gewiſſen Reihe von Jahren der 
Verbrecher fich foweit gebeflert habe, daß er in die Ehrens 
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irpte wieder einzufegen fey, oder nicht? Eine foldhe Be⸗ 
börde wäre ein Unding. Denn foll fie wirflich ihren Zweck 
efüllen, fo kann fie nicht damit beginnen, daf fie nach 
eigener Einficht des Verbrechers Lebenswandel prüft und 
darüber urtheilt, ob ihm die Ehrenrechte wieder zu erthri« 
len feyen, fondern darauf fommt es an, ob daß Öffent: 
liche Bertrauen fib dem Verbrecher wieder zugewandt, 
und ob es ihn der Wiedererlanaung der Ehrenrechte für 
würdig hält. Wohl vermag ein Gericht durch fein vers 
uctheilendes Erkenntniß dem Berurtheilten das Öffentliche 
Vertrauen zu entziehen, fofern das Verbrechen, deſſen cr 
überführt erflärt wird, überhaupt nur einen entehrenden 
Sharafter hat; ja es bedarf hierzu nicht einmal eines 
förmlichen gerichtlihen Erkenntniſſes, oft reiht ſchon ein 
Verdacht, eine unbewiefene Anſchuldigung, ein Gerücht 
hin, um einen Menfchen für immer des öffentlichen Vers 
trauens zu berauben. Aber fein gerichtlihes Urtheil, fey 
ed noch fo wohl begründet, vermag dem Vertrauen zu ges 
bieten, Daß es fich einen Menfchen wieder zumende; denn 
der Glaube an den Menſchen läßt fich eben nicht gebieten, 
er läßt ſich auch nicht andemonftriren; denn er beruht auf 
Gründen, die fich niemals vollftändig Par machen lafs 
fen. Hier hört die Macht des Geſetzes und der Juris⸗ 
prudenz auf. 

Eine Behörde, die nach eigenem Ermeſſen über die 
MWürdigkeit des Verbrechers zur Wiedereinfegung in die 
Ehrenrechte urtheilen, oder mit andern Worten, die ihr 
Urtheil an die Stelle des öffentlihen Urtheils ſetzen wollte, 
würde dieſes legtere nur zu um fo ftärferen MWiderfpruch 
herausfordern; fie würde dem Verbrecher in der öffent: 
lihen Meinung mehr fchaden als nügen. 

Als eine felbftftändig richtende dürfte fich daher die in 
Rode ſtehende Behörde niemals betrachten, fondern ihrer 
ganze Bedeutung Fünnte nur darin beftehen, daß fie Das 
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ausfpräcdhe, was bereiß in der Öffentlichen Meinung volls 
sogen wäre, nämlich daß fie ein Zeugniß Darüber ablegte, 
ob das Öffentlihe Vertrauen fih dem Verbrecher mieder 
zugewandt habe, oder nicht. Aber welche Behörde in der 
Welt durfte ſich berufen achten, ein ſolches Zeugnig abzus 
legen? Das dÖffentlihe Vertrauen wendet fi, mie wie 
gefehen haben, überall nur in feltenen Ausnahmefällen 
einem Menichen wieder zu, von dem es ſich einmal losgeſagt 
hat. Wer will entfcheiden,, ob ein folder Ausnahmefall 
vorliegt? So beftimmt und mit Händen greifbar fpricht 
ſich die öffentliche Meinung in ſolchen Fällen niemals aus, 
daß ed möglich wäre, ein ficheres und beftimmtes Zeugniß 
über fie abzulegen. 

Gegen die Idee einer Rehabilitation auf dem Wege 
eines gerichtlichen Ausſpruchs müflen wir und daher ents 
ſchieden erflären. in folches Inſtitut fönnte nur dazu 
beitragen, die Ehrbegriffe im Volke zu verwirren?). Man 
wähne auch nicht, dag man dem nftitute dadurch eine 
andere Bedeutung zu geben vermöchte, daß man ftatt einer 
ftändigen Behörde Geſchworne urtheilen liege. Mögen 
immerhin heutzutage Manche diefer Form der Urtheilsfin« 
dung einen abfoluten Werth beilegen, und die Ausfprüche 
der Geſchwornen mit der Öffentlichen Meinung felbft identificis 
ren, — wir laffen diefe Anfiht dahin geftellt feyn, — aber 
foviel bleibt und allemal gewiß, daß auch im Geſchwornen⸗ 
gericht nicht Unmögliches möglich, und Feine offenbare Uns 
wahrheit wahr zu machen im Stande iſt. Es ift eben fo 


3) In den neuern deutfhen Geſetzbüchern findet fi, wie ges 
fagt, das Inſtitut der Rehabilitotion nicht. Im franzöflfchen 
Rechte giebt es zwar cine Rehabilitation, die jedoch nicht 
durch gerichtliches Erkenntniß, fondern auf dem Wege der 
Gnade zu Stande Eommt, und überdies durch ein vors 
gaͤngiges Verfahren fehr erſchwert if. — Neuerdings iſt in 
MWürtemberg durch ein Gefep vom 13. Auguft 1849, fo wie 
dem VBernehmen nah auch in Weimar, eine Rehabilitatien 
durch gerichtli Erkenntniß eingeführt. 
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nig wie eine fichende Behörde im Etande, dem dffent; 
un Vertrauen zu gebieten, daß es fich einem Menfchen 
ende. Bon dem Augenblide an, da es fo etwas 
eenimmt, hört es auf, der Ausdruck der öffentlichen 
inung zu feyn. Es fest ſich mit ihr in Dppofition, 

vielleicht gäbe es fein tauglicheres Mittel, die Ger 
ornengerichte überhaupt in Miferedit zu bringen, als 
n man fie in dieſer Weiſe oft in die Lage brächte, der 
atlichen Meinung Gewalt anzuthun. 

Weit mehr als die Idee einer Rehabilitation hat das 
unferer Anficht nad) der Gedanke für ſich, den Verluſt 
Ehrenrechte in minder ſchweren Fällen von vorn herein 
auf Zeit eintreten zu laſſen, in der Act, daß der 
brecher nach einer gewiſſen Reihe von Jahren, wenn 
ich während dieſer Zeit nicht aufs Neue eines entehren- 
Delictd ſchuldig gemacht hat, von felbft wieder in den 
auß der Ehrenrechte eintritt. Diefee Gedanke hat 
mentli das Beiſpiel des wuͤrtembergiſchen Strafgeſetz⸗ 
p8 für fih, und es laͤßt ſich für ihn wenigſtens fo viel 
en, Daß auf diefem Wege die Gefeßgebung ed mehr 
neidet, in einen offenen und grellen Widerfpruch mit 
öffentlichen Meinung zu treten. Oder, wenn man will, 
vermeidet e8, in Widerfpruch mit dem Wefen der Ehren: 
en zu treten. 

Zwar auf den erften Aublick fcheinen alle Einwürfe, 
ide wir oben gegen die Idee einer Rehabilitation echo: 
I, in verfiärftem Maße temporäre Aberfennung der 
renrechte Anwendung zu leiden. Denn wenn fchon Das 
n Wefen der Ehre widerfpricht, Daß Jemand, der fic 
cp Verbrechen verloren hat, nach voraufgegangener 
uͤfung mittelft Erfenntaiffes in diefelbe fol wieder einges 
it werden fönnen, fo feheint es doch einen weit größeren 
iderfprub zu enthalten, daß ſolche Wiedereinieguna 
me alle Prüfung und ohne alles Erkenntniß geſchehen 








16 Zur Geſetzgebung über bie Ehrenfolgen 


fol. Wir geben dies im Allgemeinen zu, und zweifeln 
nicht, daß es ein grober Fehltritt ſeyn würde, wenn erwa 
eine Gefeggebung bei allen entehrenden Verbrechen ohne 
Unterſchied dem Richter geftatten wollte, die &hrenfolgen nue 
auf eine Reihe von Jahren, nicht auf Lebenszeit zu erfens 
nen. Unbedingt entehrende Verbrechen, wie Raub, Diebs 
ftahl, Unterfchlagung, Meineid, Brandftiftung, geroinn: 
ſuͤchtige Kälfchung u. f. mw. müffen audy den unbedingten 
und immermwährenden Berluft der Chrenrechte zur Folge 
haben. — 8 giebt aber eine Anzahl von Berbrechen, 
von denen man fagen kann, daß fie nicht unbedingt unter 
allen Umftänden zur Entehrung führen, fondern nur, 
wenn entweder eine nichtömürdige Abficht der That zum 
runde lag, oder in der Art der Ausführung fich eine 
ehrlofe Gefinnung oder ein befonders hoher Grad der Bos⸗ 
heit ausſpricht. Dahin gehören 5. B. leichte Betrugsfälle, - 
Eidesbruch, falſche Anfchuldigung , Untreue in ihren leich⸗ 
teren Faͤllen, Todtfchlag, ſchwere Körperverlegung und 
Mighandlung, ſowie mande politifche und Amtsverbrechen 
und einige von den Verbrechen gegen die Sittlihfelt. Bei 
allen diefen Delicten muß es der Beurtheilung des Rich⸗ 
ters im einzelnen Falle überlaffen bleiben, ob die Ehren⸗ 
folgen eintreten follen, eder nicht. un iſt e8 aber Par, 
dag bei dieſer Beurtheilung nicht blos die That an ſich, 
fondern auch die Subjeetivität des Thaͤters, namentlich 
fein früherer Lebensmwandel mit in Betraht fommt. Da 
fann es denn nun allerdings gefchehen, daß der Rich 
ter troß der gründlichften Prüfung zu feinem ganz zweifel⸗ 
lofen Refultate zu gelangen vermag, daß die Gründe für 
und gegen die Aberkennung der Ehrenrechte ſich vollftändig 
die Wage halten, oder doch nach der einen Seite hin nur 
ein ganz geringes Uebergewicht fich findet. In folhen Faͤl⸗ 
fen fcheint denn die temporäre Überfennung der Ehrenrechte 
ein ſehr paffendes Ausfunftsmittel darzubieten. Gie übers 
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pr den Richter der Verlegenheit, ein unbedingtes Urtheil 
sfprechen zu müflen, und geftattet ihm, ein non liquet 
s erfennen; denn darin feheint uns bei richtiger Auffafs 
ang allerdings die eigentliche Bedeutung dieſes Inſtituts 
u liegen. Der zeitlihe Verluſt der Ehrenrechte hat rich⸗ 
ig verftanden nicht den Sinn, daß der Verbrecher ſich 
urch feine That der Ehrenrechte erwiefen unmürdig ges 
naht habe, fondern ihre Bedeutung kann vielmehr nur 
ie ſeyn, daß es zweifelhaft ift, ob der Verbrecher ferner 
och des Genuſſes der Ehrenrechte ald wuͤrdig anzufehen 
en, oder nit. Um diefer Zweifelhaftigkeit willen er: 
'ennt man ihm die Ehrenrechte nur auf eine gewiſſe Reihe 
on Jahren ab, d. h. man geftattet ihm, fih durch einen 
nehrjährigen ehrbaren Lebenswandel von dem Zweifel, der 
egen ihm fich erhoben hat, zu reinigen. Als gereinigt ift 
e aber anzufehen, menn er die feftgefegte Zeit hindurch 
ein der Ehre nachtheiliges Verbrechen begangen hat. 

Faßt man die temporäre Aberfennung der Ehren: 
hte in diefem Einne auf, fo erſcheint das Inſtitut 
eine Wohlthat für den Verbrecher. Der Etrenge nach 
e diefer für immer der Ehrenrechte verluftig erflärt 
ven; denn der Strenge nach muß jedes Ehrenrecht auch 

duch den bloßen Zweifel an der Ehrenhaftigkeit des 

htigten verloren gehen, voraudgefegt, daß diefer 
el ein duch die Schuld des Verechtigten hervorge⸗ 
reift. Dieſer Grundfag iſt unbeftreitbar richtig; 

Shrenrechte find ja gerade folde, die Dur das 

He Vertrauen bedingt find; aber der Gegenfaß des 

jens ift der Zweifel: mithin fann, wer den Zweifel 

& hervorruft, der Ehrenrechte nicht länger theils 

'eiben. Er verliert fie mit vollem Recht für im: 

nn der Verluft des öffentlihen Vertrauens ft, 

efehen haben , feiner Natur nad) niemals an eine 
Zeitdauer geknüpft. — Hieraus folgt, daß, 
er. 5. 1831. 1. &t. B 
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wenn man In folgen Zweifelsfällen den Verbrecher dennoch 
nur für eine Zeitlang der Ehrenrechte verluftig erklärt, 
dies als eine Milde und Wohfthat anzufehen ift, die der 
Strenge des Rechts Abbruch thut. 

Es fragt fih nun: find zu folder Milde nicht ges 
nügende Gründe vorhanden, und verdient das Inſtitut der 
zeitlichen Aberfennung der Chrenrechte die Einführung in 
die Gefepgebung? Es laſſen ſich allerdings gemwichtige 
Gruͤnde dafür anführen. Wer wollte es Iäugnen, daß 
die Ehrenfolgen, wo fie mit der ganzen Strenge und Eon: 
fequenz , die in ihrem Begriffe liegt, im Gefegbuche durchs 
"geführt werden, den Anfchein der Härte tragen? Ihre 
immerwährende Dauer fteht, wie wir gefehen haben, nicht 
felten in einem fo ſchneidenden Eontraft zu der Geringfügig- 
keit des Verbrechens, daß man wohl ſich geneigt fühlen 
möchte, von der Eonfequenz und Strenge des Begriffe 
etwas aufjuopfern. Es bleibt ja doch wenigftens denfs 
- bar, daß ein Verbrecher durch feinen fpäateren Lebenswan⸗ 
dei eine völlig veränderte Sefinnung an den Tag legt. Soll 
es denn in folchen Sällen durchaus keine restitutio in inte- 
grum geben? Soll diefe namentlich au in den "Fällen 
“auf feinem Wege möglidy ſeyn, die wir fo eben als zwei⸗ 
felhafte Sälle bezeichnet haben, d. h. in foldhen, wo man 
nicht mit Entfchiedenheit behaupten Fann, der Verbrecher 
habe fi der Ehrenrechte unwürdig gemacht, fondern nur, 

ee habe Anlaß zum Mißtrauen in feine Wücdigkeit ges 
geben. Werden nicht in ſolchen Faͤllen milde denfende 
Richter es lieber vermeiden, auf die Ehrenfolgen zu erfens 
nen, als ein Erkenntniß auszufprechen, deflen Folgen zeit 
lebens an dem Verbrecher haften? Daher gebictet ans 
fheinend ſchon die Klugheit, dag man dem Richter- eine 
temporäre Aberfennung der Ehrenrechte geftatte, und ihm 
auf dieſe Weife einen Ausgang aus jenem Kampfe zroifchen 
eines richterlichen Pflicht und feinem menſchlichen Gefühl 
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ine, einem Kampfe, bei dem voraußfichtlih in den 
fien Källen das menfchlihe Gefühl den Sieg davons 
zen wird? 

Wir verkennen nicht das Gewicht dieſer Gruͤnde. 
ift allemal eine üble Lage, wenn dem Richter nur die 
HI bleibt zwifchen einem Uetheil von ſchweren und ims 
mwährenden Kolgen, oder völliger Posfprehung Wo 
mmer möglich iſt, da muß die Gefeggebung vermeiden, 
. Richter in eine ſolche Lage zu bringen. Dennoch 
gen wir es nicht, das Inſtitut des zeitlichen Verluftes 
Ehrenrechte zu empfehlen, fondeen Halten es für das 
Re, das bisherige Syſtem der deutfhen Geſetzbuͤcher 
feiner ganzen Strenge beizubehalten, und feine Mildes 
g, fo meit fie in einzelnen Faͤllen nothwendig wird, 
glich der Iandesherrlihen Begnadigung zu überlaffen. 
fere Gründe find folgende: 

Die zeitlihe Aberfennung iſt nach unferer obigen 
ıffafjung als eine Milde und Wohlthat für ſolche Vers 
(her anjufehen, hinſichtlich deren es zweifelhaft bleibt, 
fie fi duch ihre That der Ehrenrechte unmwürdig ge: 
cht Haben, oder nicht. Hieraus folgt unläugbar, daß 
e zeitweilige Aberfennung der Ehrenrechte, wenn auch 
als ein Ausſpruch entfchledener Unmürdigkeit, doch 
ein Ausfpruch der zweifelhaften Würdigkeit ded Verurs 
üten anzuſehen iſt. Aber gerade darin, daß fie den 
ssfpruc eines Zweifel enthält, Tiegt der Wider: 
uch, den dieſes Inſtitut in fich tragt; denn vor den 
‚gen dee öffentlichen Meinung wiegt der ausgefpro: 
ne, erflärte Zweifel eben fo ſchwer, ja fchwerer, 
‚die Gewißheit felbft, fo lange fie feinen öffentlichen fors 
Uen Ausfpruch gefunden hat. — Sodann aber find 
der That alle Ehrencechte, oder doch die meiften unter 
ıen von fo verlegbarer Natur, daß nicht blos die erwie⸗ 
je Unmwürdigfeit,, fondern auch der bloße Zweifel an der 

B 2 
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MWürdigfeit ihres Beſitzers diefen unfähig machen muß zur 
ferneren Ausbildung derfelben. Schon der Begriff Ehrens 
rechte ſcheint dieſe Korderung in fich zu ſchließen. Noch 
mehr aber wird fie ung zur Gemwißheit werden, wenn wir 
die einzelnen Rechte näher betrachten, welche von den Deuts 
fhen Geſetzbuͤchern als Ehrenrechte behandelt werden. 
Diefelben laffen fich folgendermaßen claffificiren ®) : 

I. Amtsrehte. Ahnen kann man gemiffe öffentliche 
Fuuctionen an die Seite ftellen, die zwar nicht als 
eigentlihe Aemter angefehen werden, aber doch einen 
befonderen Grad des öffentlichen Vertrauens und daher 
der Regel nach eine Beeldigung oder förmlidhe Vers 
pflichtung erfordern, 3. B. die Advocatur und das 
Notarlat. 

IH. Eigentliche Chreneehte. Sie zerfallen in 
1. gemeine Chrenrechte d. h. folche, deren Aus: 

übung nicht als ein Vorrecht einzelner Staatsbürger 
oder einzelner Klaſſen derfelben erſcheint. Dahin 
gehören: 
a. das Recht, die Natlonalcocarde zu tragen ; 
b. die Fähigkeit, Vormund oder Eurator zu feyn; 
c. die Fähigkeit, Inſtruments- oder Solennitäte: 
zeuge zu ſeyn; 


4) Die hier folgende Aufzählung hat nicht den Sinn, als ob 
jedes der nemeren deutſchen Geſetzbücher alle bier genannten 
Rechte als Ehrenrechte aufführte, vielmehr nur den, daß, 
wenn man fämmtliche Geſetzbücher zufammenhält, fich die 
angegebene Zahl herausftellen wird. Die einzelnen Geſetzbücher 
divergiren unter einander ſit indem einige mehr, andere 
weniger Ehrenrechte aufzählen. Man vergleiche hierüber die 
Shrift Ueber Ehrenftrafen und Chrenfolgen der Verbrechen 
und Strafen ©. 111 fgg. — Der gewerblichen Rechte haben 
wir bier überall Feiner Erwähnung geihan, da nur ein eins 
ziges deutſches Geſetzbuch, nämlich das braunfchmeigifche 8. 17 
fie den Ehrenrechten gleich behandelt. Auch einige andere 
nur vereinzelt vorkommende Berechtigungen haben wir uns 
erwähnt gelaffen. 
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d. die Faͤhigkeit, Andre vor Gericht zu vertreten, 
ausgenommen die eigenen Kinder und die Ehefrau; 

e. in conftitutionellen Staaten die ftaatöbürgerlichen 
Rechte dee Wahl und Wählbarfeit; endlich 

f. in den Ländern ,„ welche Geſchwornengerichte 
Haben, die Kähigfeit, Mitglied der Geſchwornen 
zu ſeyn. 

2. befondere Ehrenrechte d. h. folche, welche bie 
Mitgliedfehaft eines beftimmten Standes oder einer 
Corporation oder ein Privilegium vorausfegen. Da⸗ 
Hin gehören: 

a. der Adel; 

b. in Staaten mit ftändifcher Verfaffung die Sands 
ſtandſchaft; 

c. die Befugniß zur Ausübung des Patronats, der 
Patrimonialgerichtsbarkeit und der Polizeiverwal⸗ 
tung; 

d. alle Wuͤrden, Titel, Orden und andre Ehren⸗ 
zeichen; 

e. die gemeinde = bürgerlichen Rechte der Wahl und 
der Wählbarfeit; 

f. die Ehrenrechte in Zünften und Corporationen, 
alfo namentlich das Recht, an Zunftverfammlungen 
Theil zu nehmen und Zunftämter zu befleiden. 

Betrachten wir nun diefe einzelnen Rechte, und fragen, 06 
ſich mit ihnen das Inſtitut der zeitlichen Aberfennung vers 
trägt, fo werden wir diefe Frage im Allgemeinen verneinen 
müflen. on den Amtsrechten kann dies gar feinen Zwei⸗ 
fel leiden. Wer ein Staatds oder Gemeindeamt bekleidet, 
und auch nur zu einem Zweifel an feiner Ehrenhaftigkeit 
Beranlaffung gegeben hat, muß für immer von allen 
Öffentlichen Aemtern ausgefchloffen bfeiben; denn die Faͤ⸗ 
higfeit zu folchen wird bedingt durch das unbeftrittene 
Öffentliche Vertrauen, d. h. durch Unbefcpoltenheit im 
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vollften Sinne des Wortes. Gemwig aber ift der nicht 
ganz unbeſcholten, an dem das öffentliche Vertrauen auch 
nur einmal irre geworden if. — Aber au in Bezies 
hung auf die beſonderen Ehrenrechte Fönnen wir das 
Inſtitut der zeitlichen Aberfennung nicht empfehlen. Dies 
felben find zwar mehrentheild nit an politifcher Bedeus 
tung den Amtsrechten gleichyuftellen; follen fie aber übers 
haupt eine Bedeutung haben — und diefe wird man 
ihnen doch nit abſprechen wollen — fo fann fich dieſe 
nur dann erhalten, wenn volllommene, ja ausgezeichnete 
Ehrenhaftigkeit die Bedingung ihres Befiges bildet. Dies 
folgt aud dem Begriffe diefer Rechte, von denen einige 
ihre ganze Bedeutung darin haben, daß fie der Ausdrud 
der Öffentlichen Anerkennung für ausgezeichnete Wuͤrdig⸗ 
feit find, andre zwar nicht den Begriff einer folchen Auss 
zeichnung in fi fchliefen, aber doch jedenfalls den Bes 
griff einer befonderen nicht jedem Staatsangehärigen zus 
gänglichen Berechtigung. Sonderredhte haben in unferer 
Zeit ohnehin nicht die Gunft der öffentlichen Meinung für 
fid. Sollen fie dem Neide der Zeit nicht erliegen, dann 
müffen fie die fteengften Anfprüce an die Würdigfeit der 
zu ihnen Xierechtigten machen. Wo auch nur der Zroeifel 
an diefer Würdigkeit verfchuldet ift, da kann von dem 
Fortgenuſſe befonderer Ehrenrechte nicht länger die Rede 
feyn. Und wo diefe Rechte einmal wegen Verbrechen 
aberfannt werden, da muß die Befähigung zu ihnen für 
immer aufhören; denn an eine völlige restitutio famae 
ift ja ohnehin niemals zu denken, bier aber wird fie durch 
den Neid, der ſich mit jedem Scheingrunde begnügt, ganz 
unmöglich gemacht. 

Es bleiben daher nur noch die allgemeinen Ehs 
renrechte übrig, d. h. diejenigen, zu denen alle unbes 
ſcholtenen Staatsbürger als ſolche befähigt find. Aber 
felbft auf diefe Rechte angewandt, halten wir das Inſti⸗ 
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jectivität des Falles hinter deſſen fubjective Seite zu fehr 
rden zurücktreten laſſen. Indeſſen hat doch diefe Ten⸗ 
3 jedenfalls noch ein ftarfes Gegengewicht in der uner; 
dien Eonfequnz, womit die Ehrenfolgen entweder in 
er ganzen Strenge eintreten, oder gar nicht. Diefe 
ce Alternative zwingt den Richter, den Kall mehr nach 
ectiven, in die Augen fallenden Gründen zu beurtheifen. 
wird nun zwar dahin kommen, daß er in zmweifelhafs 
Fällen dem Verbrecher lieber die Ehrenrechte überall 
bt aberfennt, als dag er fie ihm aus immer entzieht. 
wird auf den Verluſt der Ehrenrechte nur wegen flarer, 
rfer und zweifellofee Gründe erfennen. Uber gerade 
en Zuftand müflen wir trog feiner Unvollfommenheit 
den für und richtigen und gefunden bezeichnen. Unfere 
minafgerichte find nicht berufen und nicht befähigt, in 
feinen Beziehungen des Ehrgefühls einzugehen: Sie 
den ſich an grobe, in die Augen fallende Thatſachen 
ten. Weit befier ift es, daß fie diejenigen Verbrecher, 
en That nicht entfchieden und offenbar als eine entehs 
de fich darſtellt, im Genuſſe ihrer Ehrenrechte unges 
t laſſen, als daß fie den Charakter von Ehrens und 
ıfurgerichten annehmen, zu denen ihnen alle Bedin- 
ıgen fehlen. Beides iſt zwar ein Uebel, aber das ers 
eift jedenfalls ein geringeres; jo es ift überhaupt nur 
lange ein Uebel, wie es im Staate an anderroeitigen 
änzenden Cintichtungen fehlt, durch welche dad, mas 
Criminalgerichte nun einmal nicht zu leiften im Stande 
d, vollftändig erreicht wird. 

Denn das fann nicht oft genug wiederholt werden, 
8 Sriminafgefegbuch und die Eriminalgerichte find übers 
upt nicht berufen, alle Anfprüce zu erfüllen, welche 
8 Drincip der Ehre an die Gefengebung macht. Beide 
unen nur die allergeöbften Forderungen befriedigen, fie 
anen nur grobe Verbrecher von den Ehrenrechten aus⸗ 
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Es ift dies nicht das Binzige, mas ſich gegen das 
Inſtitut der zeitlihen Aberfennung der Ehrenrechte fagen 
läßt. Wir unfers Theils find überzeugt, daß daflelbe in 
feinee Anmendung vielfach mit feiner eigentlichen Beſtim⸗ 
mung in Widerfpruch treten, ja daß es überhaupt nach⸗ 
theilig auf die Erfenntnig der Gerichte einwirken würde. 
GSeftattet man nämlich den Gerichten, den Verluſt der 
Ehrenrechte auf längere oder fürzere Zeit zu erfennen, fo 
liegt die Vergleichung des Inſtituts der Ehrenfolgen mit 
einem eriminellen Strafmittel zu nahe, als daß die Praxis 
nit bald dahin kommen follte, Strafen und Ehrenfolgen 
völlig mit einander zu vermifhen. Es wird den meiften 
Eriminalifien ohnehin ſchon ſchwer, beide gehörig aus⸗ 
einanderzuhalten; fie fönnen fi von dem Gedanken nicht 
losmachen, daß der Verbrecher duch den Verluſt der 
Ehrenrechte eine Strafe erleive. Wie vielmehr wird diefe 
Anfiht zur heerfchenden werden, wenn die Gefeggebung 
ſelbſt gewiſſermaßen dazu verführte. Kaͤme fie aber in der 
That zur Herrfchaft, dann wäre e8 um die Confequenz 
unferer Strafgerechtigkeit gefhehen. Die Gerichte würden 
in ihren Erfenntniffen die Dauer der Strafe mit Rucficht 
auf die Dauer der Shrenfolgen feftfegen, und umgekehrt; 
fie würden glauben, dem Verbrecher nur dadurch Gerech⸗ 
tigfelt mwiderfahren zu laflen, daß fie jede Strenge auf der 
einen Seite durch eine entfprechende Milde auf der andern 
Seite ausgleihen. Wohin das führt, ift leicht zu fehen. 

Ueberhaupt würde das Inſtitut der zeitlihen Abs 
erfennung der Ehrenrechte der fubjectivirenden Behandlung 
des Criminalrechts, diefem Erbübel unſrer Zeit, bedeutens 
den Vorſchub leiften. Die Frage, ob ein Verbrechen für 
entehrend zu halten fey, oder nicht, ift ja ohnehin ſchon 
in manchen zweifelhafteren Fällen nicht ohne tieferes Eins 
gehen in die Subjectivität entfcheldbar, und in folchen 
Fällen bleibt es allemal zu fürchten, daß die Richter die 
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pität des Falles hinter deffen fubjective Seite zu fehr 
zurücktreten laſſen. Indeſſen hat doch diefe Ten: 
yenfalid no ein ftarfes Gegengewicht in der uner: 
m Gonfegunz, womit die Ehrenfolgen entweder in 
anzen Ötrenge eintreten, oder gar nicht. Diefe 
Ilternative zwingt den Richter, den Fall mehr nady 
ven, in die Augen fallenden Gründen zu beurtheifen. 
d nun zwar dahin fommen, daß er in zweifelhafs 
len dem Berbrecber lieber die Ehrenrechte überall 
berfennt, als dag er fie ihm aus immer entzieht. 
d auf den Berluft der Ehrenrechte nur wegen klarer, 
und zroeifellofee Gründe erfennen. Uber gerade 
Zuſtand müflen wir troß feiner Unvollfommenheit 
fuͤr ung richtigen und gefunden bezeichnen. Unſere 
algerichte find nicht berufen und nicht befähigt, in 
nen Beziehungen des Ehrgefühls einzugehen: Sie 
fih an grobe, in die Augen fallende Thatſachen 
Weit beffer ift es, daß fie Diegenigen Verbrecher, 
That nicht entfchieden und offenbar als eine enteh⸗ 
ich darſtellt, im Genuſſe ihrer Ehrenrechte unges 
Wen, als daß fie den Eharafter von Ehrens und 
gerichten annehmen, zu denen ihnen alle Bedin- 
. fehlen. Beides ift zwar ein Uebel, aber das ers 
‚ jedenfalls ein geringeres; ja es ift überhaupt nur 
3e ein Uebel, wie ed im Staate an andermweitigen 
mden Gintichtungen fehlt, durch welche dad, mas 
minalgerichte nun einmal nicht zu leiften im Stande 
yollftändig erreicht wird. 
Denn das fann nicht oft genug wiederholt werden, 
iminalgefegbuch und die Eriminalgerichte find übers 
nicht berufen, alle Anfprüce zu erfüllen, welche 
incip der Ehre an die Geſetzgebung macht. Beide 
: nur die allergröbften Korderungen befriedigen, fie 
nur grobe Verbrecher von den Ehrenrechten aus⸗ 
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fliegen, und dadurch verhüten, daß Eein öffentliches 
scandalum ftattfinde. Alles Uebrige, was fonft nody zur 
Erhaltung der Ehre und Sittlichfeit im Staate nothwen⸗ 
dig iſt, muß der Disciplin innerhalb der einzelnen Berufs: 
reife und Corporationen überlajlen bleiben Daß dieſe 
gegenwärtig mangelhaft ift, geftehen wir ein. ber da: 
durch wird nicht geholfen, daß man den Eriminalgerichten 
die Ergänzung der Mängel aufträgt, und fie fo auf ein 
Gebiet zieht, das ihnen feiner Natur nach fremd ift. 

Um ed no einmal furz zu fagen, man fann dem 
Syſtem der deutſchen Gefegbücher über die Ehrenfolgen 
mancherlei Vorwürfe zu machen. Es erfcheint auch auf 
den- erften Anblic® übertrieben hart, da es die Ehrenfols 
gen niemals auf Zeit, fondern immer nur lebenslänglich 
erfennen läßt, und hierin feinen Unterfchied macht zwi⸗ 
fehen zmeifellofen und zweifelhaften Faͤllen. Andrerſeits 
erſcheint e8 aber doch wieder zu milde, nämlich in feinen 
praftifhen Eonfequenzen; denn das laͤßt ſich mit Sicher; 
heit vorausfehen, ja es liegt in der That im Geifte diefes 
Spftemd, daß der Richter in allen zweifelhaften Fällen 
überall nicht auf die Ehrenfolgen erfennen, dieſe vielmehr 
nur da eintreten laflen wird, wo flare, in die Augen fals 
lende, zroeifellofe Thatfachen vorliegen. — Allein diefe 
Vorwürfe treffen nicht unfere Gefegbücher,, die, wenn fie 
ihrer Beftimmung als Sriminalgefegbücher treu bleiben 
mollten, nicht weiter gehen durften als fie gegangen find, 
fie treffen vielmehr unfere Zuftände und unfere Geſetz⸗ 
gebung überhaupt, die es zu verantworten haben, daß «8 
innerhalb der einzelnen Berufskreiſe an disciplinarifchen 
CEhrengefegen und Ehrengerichten fehlt. Hierher mende 
man feinen Blic und hier fuche man die Abhülfe fir dag, 
was die Eriminalgefegbücher mangelhaft gelafien haben. 
Uns aber feyen hier noch die nachftehenden Bemerkungen 
bergönnt, die fi) auf alles Vorhergehende beziehen: 
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Wir haben die Anfiht ausgefprochen, das Syſtem 
dee neueren Gefegbücher werde praftifch gerade den ents 
gegengefegten Erfolg haben von dem, was man auf den 
erften Anblick vermuthen follte, es werde nämlich ftatt 
übergroßer Harte die Folge eintreten, daß die Gerichte 
vielmehr fehr fparfam mit dem Berlufte der Ehrenrechte 
umgehen, und diefen in zweifelhaften Fällen überall nicht 
eintreten laffen würden. Damit foll jedoch nicht gefagt 
feon, daß nicht in einzelnen Källen allezeit, ſey es mit 
oder ohne Schuld der Gerichte, Härten zu Tage kommen 
koͤnnen. Für folche Fälle aber bedarf es Feiner Rehabis 
fitation noch irgend einer befonderen Einrichtung ; das Bes 
gnadigungsrecht des Landesheren reiht hier vollfommen 
aus. Daſſelbe vermag in feiner freien und ausnahmes 
weifen Stellung die materielle Gerechtigkeit mit der for; 
melien, die Milde mit der Strenge hier meit befier aus⸗ 
zuſoͤhnen, old es irgend ein anderes Inſtitut, das an 
firengere Formen gebunden wäre, vermoͤchte. Wo immer 
eine Reftitution in rechtlich aberfannte Ehrenrechte aus 
Gründen der Milde nothiwendig wird, da Ift es befler, 
daß diefelbe auf dem Wege der Begnadigung erfolge, als 
durch einen Urtheilsſpruch, damit der Act den Charakter 
der Ausnahme an fi trage. Denn die Natur der 
Ehrenrechte, oder beſſer gefagt, die Natur des öffentlichen 
Vertrauens duldet, wie wie oben gefehen Haben, der 
Regel nach Feinerlel Reftitution. Geſchieht diefe indeffen 
nicht als Regel, fondern als Ausnahme, und giebt fie ſich 
als ſolche deutlich zu erfennen, dann tritt der Widerfpruch 
weniger fchroff hervor, und es ift nicht zu fürchten, daß 
die öffentlihe Meinung ſich mit Entfdiedenheit gegen ein 
foldyes Urtheil auflehnt.e Der Milde darf immerhin in 
den geeigneten Källen Rechnung getragen werden, aber 
die Milde darf fich nicht als Recht Hinftellen,, fondern muß 
es frei befennen, daß fie einen andern Urfprung hat; fie 


28 Zur Gefeßgebung über die Ehrenfolgen 


muß dem öffentlichen Vertrauen gegenüber nicht in gebietens 
der Stellung auftreten. 

Die Reftitution in aberfannte Ehrenrechte dem Bes 
gnadigungsrechte anheim zu geben, dafuͤr fpricht aber 
überdies noch ein fehr wichtiger ftaatsrechtlicher Grund. 
Denn es ift klar, daß bei der Trage, ob ein zum Bers 
luſte dee Ehrenrechte verurtheilter Verbrecher reſtituirt 
werden foll oder nicht, zu allererft und zu allermeift die 
Staatsregierung Intereffiet iſt. Zwar ift fie es 
niemals allein , fondern mit ihe find es ftetd Die vers 
ſchiedenen einzelnen Berufs: und Verkehrskreiſe, denen 
der Verbrecher angehört. Uber der Regierung ald Vers 
teeterin des Staatd oder, wenn man will, aller Eins 
zelnen im Staate fteht denn doch allemal das höchfte Ans 
tereffe zu. Sie kann e8 auf feinen Fall gleichgültig mit 
anfehen, daß etwa ein Menſch, den fie des öffentlichen 
Vertrauens für unmürdig hält, in den Genuß der Ehrens 
rechte eingefegt werde, eben fo wenig, wie fie es gleich⸗ 
gültig mit anfehen kann, daß etwa ein Ausländer, den 
fie für gefährlich hält, Heimatherechte im Lande erwirbt. 

Eine Reftitution ohne oder wider den Willen der Res 
gierung wäre daher jedenfalls ein ſtaatsrechtliches Mons 
ſtrum. Geſteht man aber dies zu, giebt man ed zu, daß 
Feine Reftitution ohne die Regierung zu Stande fommen 
darf, dann erfdeint e8 auch ald das Natürlichfte und Kürs 
zefte, daß alle Reftitutionen von der Regierung ausgehen, 
d. h. daß fie auf dem Wege der Begnadigung zu Stande 
fommen; denn die Regierung bat ja, mie gefagt, das 
erfte und mwichtigfte Intereſſe an jeder Reftitution, mithin 
ift e8 auch in der Ordnung, daß diefe von ihr ausgehe. 

Das Vorftehende ift jedoch nicht fo gemeint, als 
wollten wir der Regierung das Recht vindiciren, den Bes 
gnadigten fofort und ohne Weiteres in alle einzelne ihm 
früher zugeftandene Ehrenrechte wieder einzufegen. Viel⸗ 
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mehr ift das, was duch die Begnadigung ertheilt werden 
fann, der Hauptſache nach immer nur die Fähigkeit, 
Ehrenrechte wieder zu erwerben. Denn der Verluſt der 
Ehrenrechte begreift als feine wichtigfte Folge allemal die 
Unfähigfeit zum Erwerbe irgend welcher Ehrenrechte in 
ſich, und darin, daß diefe Unfähigkeit aufgehoben werde, 
nicht aber darin, daß der Verbrecher in einzelne beftimmte 
Ehrenrechte wieder eingefegt werde, fann zunaͤchſt immer 
nur der Act der Begnadigung feine Wirkung aͤußern. 
Welche beftimmte Ehrenrechte der Verbrecher demnaͤchſt 
wieder erwicht, das hängt von den Bedingungen ab, an 
welche deren Erwerb geknüpft if. Der Begnadigte muß 
diefe Bedingungen erfüllen, gerade wie jeder Andre, der 
Ehrenrechte erwerben will. Zwar fteht es der Regierung 
frei, zugleich mit dem Act der Begnadigung oder unmittels 
bar nach demfelben auch einzelne beftimmte Ehrenrechte zu 
ertheilen; allein ed dürfen die® Doch immer nur folche feyn, 
deren Ertheilung Tediglih von ihrem Willen abhängt, 
z. D. gewiffe Staatsämter. Handelt e8 fich Dagegen um 
Rechte, über welche die Regierung nicht frei verfügen 
fann , fo ann fie diefe natürlich auch nicht fofort dem 
Begnadigten ertheilen, felbft wenn er fie früher einmal 
folite befeflen haben; denn wer ein Recht erworben hat, 
der ift in derſelben Lage, als ob er es nie beſeſſen hätte. 
Bon dem hier Gefagten bilden jedoch natürlich dies 
jenigen Ehrenrechte eine Ausnahme, melde überhaupt 
nicht befonderd ertworben zu werden brauchen, fondern 
jedem unbefcholtenen Staatsbürger als ſolchem zuftehen. 
Dahin nun fönnte man zwar dem Begriffe nach fämmtliche 
fogenannte gemeine Ehrenrechte rechnen; allein es iſt hierbei 
nicht zu vergefien, daß in der Wirklichkeit die Mehrzahl 
von viefen noch andre Bedingungen zur Vorausfegung 
bat, als bloße Unbeſcholtenheit. So 3. B. ift die Faͤhig⸗ 
feit Geſchworner zu ſeyn und felbft das Wahlrecht zur 
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Abgeordnetenfammer in den meiften Staaten von mehr: 
fachen Bedingungen abhängig gemacht, die keineswegs mit 
der bloßen Unbefchoftenheit gegeben find, 3. B. von einem 
Eenfus, einem Domleil, einem beftimmten Alter, u. f. w. 
In fofern nun die gemeinen Ehrenrechte an folche weiteren 
Bebingungen gefnüpft find, verfteht es fi) wiederum von 
felbft,, daß in dem Acte der Begnadigung an ſich noch nicht 
die Dispenfation von allen foldhen Bedingungen mit ents 
halten if. Der Act der Begnadigung enthält vielmehr 
nur die Dispenfation von der Bedingung der Unbefcholtens 
heit, oder beſſer gefagt, er ertheilt dem Verbrecher die 
verlorene Unbefcholtenheit wieder. 

Ermägt man dies, fo kann e8 feinen Zweifel leiden, 
dag in der That die Begnadigung als die ſtaatsrechtlich 
angemeffenfte Form der Wiederherftellung in verlorene 
Ehrenrechte anzufehen ift. Es giebt allemal zwei Intereſ⸗ 
fen, welche bei der Frage in Betracht fommen, ob ein 
Menſch Ehrenrechte im Staate genießen foll, oder nicht, 
nämlich das allgemeine Staatsinterefie und fodann das bes 
fondere Intereſſe, oder die befonderen Intereſſen, welche 
durch die einzelnen beftimmten Ehrenrechte ergriffen wer⸗ 
den, um deren Erwerb es fich gerade handelt. Darum 
ift es in der Drdnung, daß die Reftitution eined zum 
Verluſte der Ehrenrechte verurtheilten Verbrechers zu: 
nachft von der Regierung ald der Vertreterin des allges 
meinen Intereſſes abhängt, daß aber auch diefe Reftitus 
tion der Hauptfache nach zunächft noch Feine andere wefents 
liche Wirfung hat, als daß fie den Verbrecher wieder 
fähig macht, Ehrenrechte zu erwerben, der wirkliche Ers 
werb aber von den weiteren Bedingungen abhängig bleibt, 
weiche das Staats⸗ oder Privatrecht für ſolchen Hall vors 
fohreibt. Die Doppelfeitigfeit dieſes Vechaltniffes tritt 
befonders hervor bei corpogativen Rechten. Gewiß hat 
der Staat ald Ganzes und mithin die Regierung ein ftars 
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kes Intereſſe daran, daß die Ehrenrechte in Gemeinden 
und Corporationen nicht an entſchieden Ehrloſe vergeben 
werden; aber auch die Gemeinden und Corporationen ſelbſt 
yaben ein ftarfes Interefie daran. Mithin It es billig, 
ya fo wenig die Regierung für fich allein wie die Corpo⸗ 
sation für fich allein das Recht hat, einen Werurtheilten 
n den Genuß corporativer Ehrenrechte wieder einzuſetzen. 
Beide müflen einmwilligen, die Regierung, indem fie den 
Nenſchen überhaupt wieder für ehrenhaft erklärt, die 
Sorporation, indem fie ihm fodann die befonderen Ehren⸗ 
rechte, deren Ectheilung von ihr abhängt, wieder ertheilt. 


Einzeln betrachtet werden hiernach die Wirkungen 
ver Begnadigung folgende ſeyn: 


1. Der Begnadigte erhält von den oben S. 21 fg. ges 
nannten Ehrenrechten Das Recht wieder, die Nationals 
cocarde zu tragen. Dies iſt im Grunde das einzige Redt, 
welches er unbedingt und ohne Weiteres zurücechält, 
weil es das einzige ift, welches an Peine weitere Bedin⸗ 
gung ald an die Unbefcholtenheit geknüpft ift, d. h. weil 
8 jedem unbefcholtenen Staatsbürger als ſolchem zufällt. 


2. Der Begnadigte erhält alle diejenigen Ehrenrechte 
paruͤck, welche oben &. 21 als bloße Fähigkeiten bezeichnet 
And, nämlich die Fähigkeit, Geſchworner, desgleichen 
Bormund oder Eurator, fo wie ferner Inſtruments⸗ oder 
Solennitätgzeuge zu feyn, endlich, Andre vor Gericht zu 
berteten. Diefe Ehrenrechte erhält der Begnadigte fofort 
zuruͤck, eben weil fie bloße Faͤhigkeiten find; denn die Bes 
gnadigung befteht, wie wir gezeigt haben, ihrem Werfen 
nach darin , dag fie den Verurtheilten wieder für fähig 
erflärt zu Ehrenrechten. Ob er aber diefe Ehrenrecte 
demnächft ausüben wird, das hängt natürlich von weites 
en Bedingungen, namentlich faft allemal von einer vor; 
aufgegangenen Wahl, ab. 
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3. Weiter erhält dann der Begnadigte die Fähigkeit, 
alle fonftigen oben S. 21 genannten Ehrentechte zu erwer⸗ 
ben. Er erhält diefe Faͤhigkeit jedoch nur, in ſoweit fie 
duch Unbeſcholtenheit bedingt if. In fomwelt noch 
andere Bedingungen zu erfüllen find, verfteht fich von 
felbft,, daß diefe von ihm erfüllt werden müffen, bevor 
er das zur Srage ftehende Ehrenrecht erwerben fann. 

Das Vorftehende enthält unfere Anficht über die 
legislative Behandlung der Reftitution in aberfannte Eh⸗ 
. renrehte. Das von und vorgefchlagene Syſtem ift das⸗ 
jenige „ welches in feinen Grundprincipien den neueren 
deutfchen Gefegbüchern zum Grunde liegt, nur Daß diefe 
freilich es unterlaffen Haben, ſich über diefe Principien und 
namentlich über die fo richtige Frage nach den Wirkungen 
der Begnadigung Plar auszuſprechen. In letzterer Bezies 
bung fcheinen fie daher dringend ergänzender Beftimmuns 
gen zu bedürfen, im Uebrigen möchten wir feiner Gefegs 
gebung rathen, den bisher eingefchlagenen Weg zu vers 
laffen, und eine neue Bahn der Behandlung einzufchlagen. 

Sollte indeffen dennoch eine Gefeggebung neue Bah⸗ 
nen einzufchlagen für nöthig halten, follte das Begnadis 
gungsreht nicht ausreichend, fondern die Einführung 
andrer dem Zwecke der Reftitution dienender Einrichtungen 
wünfchenswerth erfcheinen, fo wird doch hierbei allemal 
die Höchfte Vorficht zu empfehlen feyn, damit feine In⸗ 
confequenzen zu Tage kommen, die mit dem Inſtitute der 
Ehrenfolgen im inneren Widerfpruche ſtehen. Wir möchten 
folgende Vorfchläge machen: 

Beſſer als die Rehabilitation duch ein gerichtliches 
Erfenntnig ift jedenfalld das Inſtitut des zeitlichen 
Verluftes der Ehrenrechte. Dies ergiebt ſich ſchon zur 
Genuͤge aus unferer obigen Beurtheilung der Inſtitute. 
In der Rehabilitation liegt allemal etwas der Idee der 
Ehrenfolgen Widerfprechentes; denn es reimt ſich nicht, 
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langt man blos von dem Verurtheilten, daß er während 
der feftgefegten Friſt Feine neuen entehrenden Verbrechen 
begeht, dann bedarf es in der That nicht der Einfeung 
eined Gerichts , welches nach abgelaufener Friſt Darüber zu 
entfcheiden hätte, ob etwa von ihm folche Verbrechen bes 
sangen feyen, oder nit. Die Sache macht fich vielmehr 
fehe einfach von ſelbſt. Macht ſich der Verurtheilte inners 
hatb der feftgefegten Friſt von Neuem eines entehrenden 
Verbrechens fhuldig , fo ift die Folge eine abermalige Abs 
erfennung der Ehrenrechte, und zwar entweder auf immer, 
oder doch auf einen tiber die bisherige Friſt hinausreichens 
den Zeittaum; von einer Rehabilitation nach Ablauf jener 
erften Friſt fann daher nicht mehr die Rede feyn. 


Verlangt man dagegen, der Verurtheilte folle nicht 
blos ſich innerhalb der feftgefegten Frift Feiner entehrenden 
Verbrechen fhuldig machen, fondern er folle auch durch 
feinen Lebenswandel die pofitive Ueberzeugung begränden, 
daß er des Öffentlichen Vertrauens würdig ſey, dann ftellt 
ſich die Sache allerdings anders. Es würde dann der 
Keftitution in die Chrenrechte nothmwendig eine Unter: 
ſuchung darüber voraufgehen müffen, ob der Verur⸗ 
theilte Hinlängliche Beweiſe feiner Würdigfeit gegeben habe. 
Allein mit welchem Rechte verlangt man von dem Verur⸗ 
theilten ſolche pofitive Beweiſe feiner Würdigfeit? Die 
Ehrenrechte haben zu ihrer alleinigen Bedingung die Unbe⸗ 
ſcholtenheit; dieſe ift ein blog negatives Erforderniß, 
ed wird nur verlangt, daß feine entehrenden Handlungen 
geſchehen, und wer diefe nicht begeht, der bleibt unge: 
fört im Genuſſe feiner Ehrenrehte. Kann man über: 
haupt mehr verlangen? Wir glauben nit. Poſitive Be: 
weife feiner Würdigfeit zu geben, ift nicht Jeder im 
Stande, und ein Gericht, welches darlıber entfcheiden 
follte, ob der Verurtheilte folche Beweiſe gegeben Habe, 
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würde wahrfcheinlid von ſelbſt bald dahin kommen, daf 
es fich blos an negative Kriterien hielte. 

Oder wollte man zwar feine pofitiven Beweiſe der 
Würdigfelt verlangen, aber doch in Beziehung auf die 
negativen Kriterien eine höhere Strenge für nothwendig 
erklären, in dee Art, daß nicht blos darauf zu fehen 
wäre, daß der Veructheilte innerhalb der feſtgeſetzten Friſt 
feine neuen entehrenden Verbrechen begangen habe, 
fondern daß er ſich überhaupt Feinerlei Handlungen ſchuldig 
gemacht habe, die irgendwie einen Zweifel gegen feine Wuͤr⸗ 
digkeit begründeten, fo antworten wir wiederum : es handelt 
ſich Hier nicht um die befondere, fondern um die gemeine 
Ehre, oder mit andern Worten um die Unbefcolten; 
heit; denn die Reftitution eines zum Verluſte der Ehrens 
rechte Berurtheilten hat ja, wie wie oben aezeigt haben, 
niemals die Bedeutung, daß der Verurtheilte fofort und 
ohne Weiteres irgendwelche befondere Ehrenrechte mie: 
der erwerbe; fondern nur die Kähigfeit, fie zu erwerben, 
d. h. die Unbefcholtenheit erwirbt er wieder. Unbeſcholten 
ift, wer feine gefeglich entehrenden Handlungen d. h. keine 
entehrenden Verbrechen begangen hat. Darum reint es 
fih nicht, daß man die Reftitution an ftrengere Bedin- 
gungen Fnüpft, als an die Enthaltung von entehrenden 
Verbrechen während der feftgefegten Friſt. 

Man hätte auch in der That gar fein Princip, wie 
weit man diefe höhere Strenge ausdehnen wollte; denn 
fobald man weiter geht, als es der gemeine Begriff der 
Unbeicholtenheit mit fich bringt, fo begiebt man fi auf 
das Gebiet der befondern Standedehree. Man müßte denn 
ein Gericht von Standesgenofien niederfegen, dem man 
die Entfcheidung übertrüge. Aber Died hätte wieder nur 
dann einen Sinn, wenn es ſich nicht um die Reftitution 
in die Chrenrechte überhaupt, fondern um den Erwerb 
eines einzelnen befondern Ehrenrechts handelte. Beſondere 
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Ehrenrechte mag man immerhin an ſchwerere Bedingun⸗ 
gen Enüpfen, und ihren Erwerb von dem Uetheil der 
Standesgenoſſen abhängig maden: dies ift nicht blos eine 
erlaubte, fondern eine fehe lobenswerthe Strenge, ohne. 
die alle Eriminalgefege über Ehrenfolgen etwas Halbes 
bleiben; aber in Beziehung auf die Faͤhigkeit zu Ehren: 
rechten überhaupt muß man fich durchaus au den gemeinen 
Begriff der Unbefcholtenheit Halten. 

Fragen wie nun, in welchen Zälen foll die blos zeitliche 
Aberkennung der Ehrenrechte eintreten, fo liegt unfere Ant⸗ 
wort bereits wieder In dem Obigen. Die geitlihe Aberken⸗ 
nung hat, wie dort gegeigt wurde, die Bedeutung einer Wohls 
that für ſolche Verbrecher, deren That ed zweifelhaft lich, 
ob fie der Ehrenrechte für völlig unwürdig zu achten fegen, 
oder nicht. Wo entfchiedene Unwuͤrdigkeit vorliegt, da 
kann von einem blos zeitlichen Verluſte Der Ehrenrechte 
niemals die Rede ſeyn. Hieraus folgt, daß die zeitliche 
Aberfennung überhaupt wur bei ſolchen Verbrechen Plotz 
hat, bei denen dad Geſetzbuch ed dem Ermellen des Rich⸗ 
ters überläße °), ob er auf die Ehrenfolgen erfennen will, 
oder nicht. Wo dagegen ein ſolches Ermeſſen dem Richter 
nicht gelaſſen, fondern das Eintreten der Ehrenfolgen uns 
bedingt verordnet iſt, da kann auch Feine zeitliche Aberken⸗ 
nung zuläffig ſeyn; denn hier Hat man es allemal mit 
ſolchen Delicten zu thun, deren Vollbringung die zwei⸗ 
fellofe und völlige Unwuͤrdigkeit des Thäters bes 
urfundet. 

Das Hier aufgeftellte Princip bedarf jedoch noch einer 
weiteren Beichränfung. Wir halten nämlich die zeitliche 
Mberfennung der Ehrenvechte uͤberhaupt nur bei foldyen 


5) Die Frage, bei. weldhen Werbrechen dies gefchehen fell, ift 
eine ſchwierige, und unfers Erachtens bis jept nur von dem 
preußtichen Entwurf eiutgermaßen genügend gelöfl. WR. vergi. 
die Schrift über Ehrenftrafen zc., insbefondere ©. 270 fge. 
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Delicten für zuläffig, wegen deren nicht auf Zuchthaus 
oder eine fonftige Strafe von entfchieden entehrenden Chas 
rakter zu erfennen if. Der Grund diefer Regel ift Plar: 
soer im Zuchthaufe aefeffen hat, und märe e8 auch nur 
auf kurze Zeit, den Hält die öffentliche Meinung ſchwerlich 
je wieder für ehrenhafl.e. Darum fann von einer blos 
zeitlichen Aberfennung der Ehrenrechte hier unter Peiner 
Bedingung die Rede fepn 9). 

Die Zahl der Fälle, In welchen nah den hier ent: 
wickelten Grundfägen die zeitliche Aberfennung eintreten 
würde, iſt freilich Peine fehr große, da die facultative Ans 
Drohung der Ehrenfolgen niemals die Regel bilden wird, 
felbft dann nicht, wenn das Geſetzbuch nicht jene falfche 
Abneigung gegen facultative Androhung zeigt, wie fie in 
der That bei allen unfern Gefegbüchern mit faft alleiniger 
Ausnahme des preußifchen Entwurfs fich findet. Wir Föns 
nen Indeffen nicht Dazu rathen, die Kalle der zeitlichen Abs 
erfennung zu vermehren; denn wie find der Anficht, daß 
Dadurch der wahren Bedeutung des Inſtituts der Ehrens 
folgen allemal mehr oder minder Eintrag geſchehen würde. 
Beſteht man dennoch auf eine Vermehrung, fo laſſe man 
die zeitliche Aberfennung in allen Fällen zu, in denen 
neben der Gefängnißftrafe dee Verluft der Ehrenrechte ges 
drohet ift, alfo nicht blos in den Källen, in welchen diefe 
Drofung facultativ geftellt ift, fondern auch, mo fie 
unbedingt fteht. Neben der Zuchthausftrafe die blos 
zeitliche Aberfennung zu geftatten, halten wir, wie ges 
fagt, für abfolut unzuläffig 7). 


6) M. vergl. die Schrift über Ehrenftrafen ıc. ©. 118 fgg. 

7) Die zwifhen dem Zuchthaus und Gefängnig in der Mitte 
liegende Strafe des Arbeitshbaufes (Correctionshauſes) dulder 
unferer Anficht nach überhaupr nicht, daß neben ihr auf die 
Ehrenfolgen erkannt wird, weshalb ihrer hier Eeine Ermwähs 
—AA Bergl. die Schrift über Ehrenſtrafen ꝛc. 
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Uebrigens gebe man dem Richter ein Maximum und 
Minimum, innerhalb deren er ſich bei Beſtimmung der 
zeitlichen Friſt zu bewegen hat, etwa fuͤnf bis zehn Jahre; 
denn auf weniger als fuͤnf Jahre darf unſerer Anſicht nach 
der Verluſt der Ehrenrechte nicht erkannt werden, weil 
der Verurtheilte erſt durch einen laͤngeren unbeſcholtenen 
Lebenswandel ſich das Zutrauen zu ſeiner Wuͤrdigkeit wie⸗ 
der erwerben muß, und weil, was eben ſo wichtig iſt, 
die Erinnerung an ſeine That in den Gemuͤthern der Men⸗ 
ſchen einigermaßen erloſchen ſeyn muß. 

Iſt die feſtgeſetzte Friſt abgelaufen, ſo kann die dann 
eintretende Reſtitution, wie bereits bemerkt wurde, nur 
die Wirkungen haben, welche wir oben der Begnadigung 
zuſchrieben. Der Verurtheilte wird naͤmlich von nun an 
wieder fähig zur Erwerbung aller Ehrenrechte, er erwirbt 
fie jedoch nicht fofort und ohne Weiteres alle wieder, fon: 
deen ihm fallen zunaͤchſt nuc Diejenigen. zu, welche jeder 

unbefcholtene Mann als ſolcher in Anſpruch nehmen darf; 
Alle übrigen, d. h. alle diejenigen, deren Erwerb an irgends 
welche weitere Bedingungen geknüpft ift, fönnen von ihm 
nur mittelft Erfüllung diefer Bedingungen erworben wer⸗ 
den. Und auch diejenigen, welche er früher einmal bes 
fefien hat, muß er, wenn er fie wieder erhalten will, eben» 
fo von Neuem erwerben, als ob fie ihm nie zugeftans 
den hätten. 
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formeller VBorfhriften im 
Strafverfahren. 


Heren Geheimen Juſtizrath Dr. Groſſ 
in Dresden. 


So mande Borſcheiften auch ſchon in der ältern Crimi⸗ 
nalgefeßgebung über die Beobachtung gewifler Kormalitäs 
ten bei dem Eriminalverfahren fih finden, fo mangelt es 
faft doch durchgängig an einer genauen Beſtimmung übes 
die Folgen der Unterlaffung ſolcher Formalitaͤten, naments 
lich für den Ball, wenn die Handlung, bei welcher eime 
fotche Kormverlegung vorgefallen iſt, nicht wiederholt wers 
den kann. Die peinliche Gerichtsordnung Kalfer Carls V. 
enthält mehrfache Beftimmungen: Art. I—V über bie 
Zufammenfegung der Eriminalgerichte und die Vereidung 
der dabei zuzuziehenden Perfonen, Art. LXXXII ssq. über 
die Abhaltung der Gerichte und das Verfahren dabel,. 
Art. CXLIX über die Form einer Leichenbefidhtigung, 
Art. CLXXXI ssq. über die Form und Unterzeichnung der 
von dem Öerichtsfchreiber abzufaffenden Protocolle, fcbeint 
aber gar nicht anzunehmen, daß ein Verftoß gegen diefe 
Vorfchriften begangen werden koͤnne, da fie einen ſolchen 
Fall gänzlich mit Stillſchweigen übergeht. In der Erimis 


: gar wird daräber gefagt, ob «ine ſolche 
Berhaudlung bei vorhandener Möglichkeit 
echolen fey, und wenn man demungeachtet 
uncheen darf, fo würde dach, im. Ball eine 
acheeſchreiber allein erpedicte wichtige Ver⸗ 
»t wiederholt werden kiemte, ; ©. die Bes 
ittelſt verſtorbener Zeugen, dieſe Vorſchrift 
theiilgem Einfluß auf die Fuͤrung der Unters 
% Das Oeſterreichiſche Befegbuch hber Ber⸗ 
Kpwere Polizeiübertretungen vom Jahre 1808 
uheece Worfchriften über die im Criminaloer⸗ 
bochtenden Formalitäten, erwähnt aber den 
miegung derfelben gar nicht, mit alleiniger 
86. 225, worin verordnet Ik, „daß, wenn 
Obrigkeit gegen die Worfcheift des Erfeges 
htöbarfeit über Jemanden, der eines Ver⸗ 
Wuldigt wird, anmaßen wärde, ihre aus⸗ 
dung ungältig fen, und nur das Obergericht 
Hönne, wie weit etwa DaB, was davon für 
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und der Mdmonition ‘der Inculpaten vorgefchrichen, und 
im der der letztern Inſtruction beigefügten Beſcheidung auf 
die von den Dicafterien geftellten Anfragen auch der Fall 
der Verlegung ſolcher Kormalien erwahnt; allein es ift das 
bei faft immer nur von einee Wiederholung der Handlung 
die Rede, und nur aus den Worten des zweiten Satzes 
diefer Befheidung ad $. 1, „bei einer gerichtlichen Hand: 
„lung, auf welche eine Lebensftrafe gegrüns 
„det werden fol, darf an Beobachtung der vors 
;gefchriebenen Formalien überall fein Mangel feyn, und 
„iſt daher, wenn dergleihen Mangel aus den ergangenen 
„Acten erſcheint, deshalb zu interloquiren”, fann man 
fchließen, dag im Fall der nicht möglichen Wiederholung 
einer ſolchen Handlung nur die Todesfteafe ausgefchloflen 
ſey. Auch das Bahyerſche Strafgefegbuh vom Yahre 
1813 hat eine ähnliche nicht ausreichende Vorfchrift, ins 
dem nach Art. 38, Th. II, eine bei nicht gehörig beſetz⸗ 
tem Unterfucdyungsgericht vorgenommene Handlung für 
nichtig erflärt wird, und, wo dieſes thunlich und für das 
EndurtHel nothwendig, wiederholt merden fol, aber 
nichts in Beziehung auf den Sall gelagt ift, wenn die Wier 
derholung nicht Statt finden kann. Der Stübelfche Ent: 
wurf eines Eriminalgefegbuhe für Sachfen vom Jahre 
1824 fuchte die Nichtigkeit vorgenommener Handlungen 
wegen verfäumter Formalien möglichft zu beſchraͤnken, wes⸗ 
halb dem $. 1100 folgende Haflung gegeben war: „Die 
„, Unterlaffung oder Nichtigkeit einer im Allgemeinen ver: 
„gefchriebenen Handlung macht an fih, wenn in einem 
„Falle auch ohne diefelbe diejenigen Thatfachen, auf deren 
„Eroͤrterung fie abzwedt, in die erforderliche Gewißheit 
„gelegt worden find, oder auf diefe Thatfachen bei deilen 
„ Enticheidung etwas nicht anfonımt, das ganze Verfah—⸗ 
„een weder ungültig noch unzureichend.” Hier lag nun 
ebenfalls die Stage fehr nahe, mie ed zu halten fcy, wenn 
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die erwähnten Vorausſetzungen nicht eintreten, und gleich: 
wohl ift diefelbe weder in dem Entwurfe felbft, noch in 
den ihm beigefünten fonft Höchft umfänglichen Motiven bes 
rühmt. Das Spftem dee außerordentlichen Strafen half 
den Sprucheollegien tiber die hierbei entftehenden Zweifel 
hinweg; es wurde in der Regel auf Wiederholung der 
Handlung interloquiet, und, wenn diefe unmoͤglich war, 
auf eine außerordentliche Strafe erfannt, die freilich bie 
zu vierjähriger Zuchthaudftrafe anfteigen fonnte. Als 
aber fpäter das im Jahre 1838 publicirte Eriminalgefegs 
buch bearbeitet und dabei der Wegfall der bisherigen außer: 
ordentlihen Strafen beabfichtigt wurde, ftellte fich die 
Nothwendigkeit dar, in Hinſicht auf die Verabfaumung 
vorgefchriebenee Kormalitäten eine genauere Beftimmung 
eintreten zu laſſen, und ed wurde deshalb In das mit dem 
Eriminalgefegbuch gleichzeitig erfcheinende Gefeg, einige 
Mbänderungen in dem Verfahren in Unterfuchungsfachen 
betreffend, vom 30. März 1838, folgender Sag als 
$. IX unter Zuftimmung der Stände aufgenommen , ohne 
daß bei den ftändifhen Verhandlungen eine umfängliche 
Discuffion darüber Statt gefunden hätte: „Wenn bei einer 
„zu Entſcheidung einer Unterfuchung nothwendigen gerichts 
„lichen Handlung eine vorgeſchriebene Formalitaͤt verabs 
„ſaumt worden ift, und diefem Mangel weder durch Wies 
„derholung der Handlung no auf andere gefeglich ges 
„ftattete Weife abgeholfen werden fann, fo hat der ers 
3, Fennende Richter bei der Entfcheidung den Einfluß der 
„Verlegung der Form auf die Glaubwürdigkeit der Hand: 
„fung felbft zu prüfen, und das Erkenntniß mit diefer Bes 
„rüdfihtigung abzufaflen; jedoch Fann bei dem Mangel 
y,’ einer unter der Strafe der Nichtigkeit vorgefchriebenen Kor: 
„malität niemals auf Todesftrafe erfannt werden. Vielmehr 
„teitt ftatt derfelben lebenslaͤngliches Zuchthaus erften oder 
„zweiten Grades ein.” Ganz unbedenklich ift übrigens 
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diefe Faſſung nicht; denn einerfeits ift dadurch die Wir⸗ 
fung der doch einmal außgefprochenen Nichtigfeit bei vers 
legten Kormalien faft gänzlich aufgehoben, und eigentlich 
nur in Uebereinftimmung mit der früheren Gefebgebung 
auf die Richtanwendung der Todesftrafe beichränft, ans 
drerfeits liegt eine geroiffe Inconſequenz darin, gerade bei 
den gröbften Verbrechen wegen eined bloßen Mangels des 
Korm die ordentlihe Strafe audzufchliegen , welche außer 
dem felbft bei dem Mangel des Geſtaͤndniſſes eintreten 
kann. Demungeachtet war in dem, den Ständen Im 
Fahre 1842 vorgelegten, fpäter jedoch von der Staates 
vegierung zurücgenommenen Entwurfe eined Criminalpro⸗ 
ceßgeſetzes, Art. 167, diefelbe Beftimmung mit den glei⸗ 
chen Worten enthalten. Als in Kolge der Bewegungen 
im Fahre 1848 in mehreren Deutfchen Staaten ftatt deö 
bisherigen Eriminalprocefies das öffentliche und mündliche 
Verfahren unter Concurrenz der Geſchwornen eingefähet 
ober vorbereitet wurde, fand man es für angemeflen,, für 
dieſes neue Verfahren eine Menge Foͤrmlichkeiten und zwar 
meiſtens unter Strafe der Richtigfeit vorzufchreiben. So 
verordnet das Saͤchſiſche Geſetz, die proviforifche Einrich⸗ 
tung des Strafverfahrens bei Preßvergehen und derglei⸗ 
chen betreffend, vom 18. November 1848, bei Strafe der 
Nichtigkeit $. 18, daß die Anklagekammer des Appella⸗ 
tionsgerichts aus drei Mitgliedern beftehe; $. 22, daß 
die Eriminalbehörde des Appellationsgerichts aus einer un: 
geraden Zahl von Mitgliedern gebildet und dabei Fein auf 
iegend eine Weiſe bei der Borunterfuhung Betheiligter zus 
gezogen werde; $. 27, daß eine Aufnahme von der Defs 
fentlichfeit der Verhandlung nur auf Entſcheidung des Ge⸗ 
richtshofs gemacht und diefe Snticheidung zu den Acten ges 
bracht werde; $. 31, daß einem auf Anordnung des Präs 
fidenten während der öffentlichen Verhandlung abgetretenen 
Angeklagten nach feinem Wiedererſcheinen alled in feiner 
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Abwefenheit Vorgegangene mitgetheilt werde; $. 34, daß 
die Abftimmung der Gefchwornen nicht eher beginne, als 
bis der von ihnen herbeigerufene Präfident das Bera⸗ 
thungs zimmer wieder verlaflen, auch fein Geſchworner 
aus diefem Zimmer vor gefaßtem Beſchluſſe ſich entferne; 
4. 59, daß das Ergebniß der Wahl der Geſchwornen am 
Sitze des Wahlausſchuſſes Acht Tage lang oͤffentlich ausge⸗ 
gehangen werde; 6. 61, daß bei der Auslooſung der Ge⸗ 
(dwornen im Appellationdgericht Perfonen, welche bei 
der Uinterfuchung auf irgend eine Weife betheiligt, unbe 
rücfichtigt zu laſſen; $. 62, daß die Namen der für eine 
Unterfuchung ausgelooften Geſchwornen dem Staats⸗ 
anwalte und Angeklagten Zwei Tage vor dem Termine der 
Hauptverhandlung befannt gemacht werden. 

Die Preugifche Verordnung über die Einführung der 
Defientlichfeit und Muͤndlichkeit bei dem Unterſuchungs⸗ 
verfahren vom 2. Januar 1849 verlangt bei Strafe 
der Richtigkeit, $. 13, daß vor Källung des Urthels 
ein oͤffentliches und muͤndliches Verfahren Statt finde; 
$. 93, Daß das Schwurgericht aus Zwölf Perfonen beftehe; 
$. 95, daß Riemand in einer Unterfubung als Geſchwor⸗ 
nee fungire, wo er ald Zeuge, Dolmetiher, Sachver⸗ 
fiändiger oder Polizeibeamter thätig gewefen, oder fonft 
nach allgemeinen Vorfchriften nicht würde Richter ſeyn 
fönnen; $. 104, daß der Vorfigende des Gerichts die an 
die Geſchwornen zu ftellenden Kragen vorlefe; $. 105, daß 
der Vorfigende den Geſchwornen bemerflih made, daß, 
wenn fie nur mit einer Mehrheit von Sieben Stimmen 
den Angeklagten der That oder erſchwerender Umftände bei 
der That für fchuldig erachten, fie dieſes dem Gericht aus⸗ 
druͤcklich anzuzeigen haben, daß aber zur Annahme von 
Umftänden, welche nach Borfchrift der Geſetze die Strafr 
barfeit mildern, Sechs Stimmen ausreichen; $. 113, 
dag der Borfigende den Vorſteher der Geſchwornen über 
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die Statt gefundene Mehrheit befrage und das Reſultat 
im Brotocolle bemerken laſſe; $. 140, daß außerdem noch 
die Nichtigfeit wegen verlegter Körmlichfeit eintreten folle, 
wenn 1) der Angeflagte in Källen, wo ein Contumacials 
verfahren nicht Statt finden durfte, nicht gehört worden, 
2) der Angeflagte da, mo das Gefeg ed vorſchreibt, ohne 
Vertheidiger geweſen, 3) das Urthel erlaffen worden, 
ohne vorher die Staatsanwaltſchaft mit ihrem Antrage zu 
Hören, 4) bei dem Gerichtshofe nicht die erforderliche Anz 
zahl Richter zugegen gewefen, 5) der Gerichtshof nicht 
competent geweſen. (Diefe Kalle fcheinen doch mehr mas 
terielle al® formelle Mängel zu betreffen.) Eine no 
größere Anzahl von Vorſchriften, welche bei fonftis 
ger Nichtigkeit zu beobachten find, find in dem 
Defterreihifhen Patent vom 17. Januar 1850, wodurch 
das Öffentlihe und mündliche Strafverfahren eingeführt 
wird, in den $$. 22, 40, 82, 120, 159, 160, 178, 
237, 247, 251, 256, 257, 260, 269, 275, 279, 
289, 293, 295, 307, 312, 313, 318, 319, 323, 
324, 333, 336, 347 und 426 enthalten. 


Zu welchen Weitläuftigkeiten und unnügen Verfchleis 
fungen duch ſolche minutisfe Vorfchriften über Beobach⸗ 
tung von bloßen Körmlichfeiten unter Strafe der Nichtigs 
feit den Angeklagten und ihren Bertheidigern Veranlaſſung 
gegeben wird, ergiebt fih recht klar aus den Berichten 
über die Sigungen des Bayeriſchen Eaffationshofs im letz⸗ 
ten Quartal 1849 (Sigungsberichte der Bayeriſchen Strats 
gerichte, Band I, Heft II, ©. 147 fgg.), wo von Deeifig 
gegen die Erfenntniffe der früheren Inſtanz in Beziehung 
auf die Vorfchriften des Gefenes vom 10. November 1848 
angebrachten Nichtigfeitsbefchwerden Siebenundzwanzig ale 
ungegründet verworfen, und nur in drei Faͤllen die voris 
gen Erkenntniſſe caflirt wurden. Und gerade unter. dieſen 
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deei Allen befand ſich nachftehender, me offenbar das 
materielle Recht der bloßen Korm zum Opfer gebracht 
wurde. Nach ©. 187 fag. war eine gewiſſe Urfula Herzs 
buchner eines ausgezeichneten Diebſtahls von 336 ZI. 24 xr. 
angefchuldigt, jedoch von dem Kreis und Gtadtgericht 
Aichach Freigefprocheg worden; es hatte aber zufolge des 
bei der öffentliben Verhandlung hierüber aufgenommenen 
Protocolls am Schluffe derfelben der Staatsanwalt erklärt, 
daß cr gegen das geſprochene Erfenntnig die Berufung 
anmelde, jedoch auf Uebergabe einer Denkfchrift verzichte ' 
und tem Appellationdgericht zu Oberbayern die Unters 
fuhungdacten vorzulegen bitte. Bei der dortigen Vers 
handlung ftellte der Bertheidiger der Herzbuchner den Uns 
ttag, die Berufung wegen nicht erfolgter Bezeichnung der 
Befchwerdepunfte als unbegründet zu verwerfen; allein 
das Appellationegeriht erfannte die Angeklagte des Dieb: 
ſtahls für fhuldig und verurtheilte fie zu fünfjähriger Ars 
beitshausſtrafe. Die Angeklagte ergriff aus dem ſchon 
ongeführten Brunde die Nichtigfeit&befchwerde gegen dieſes 
Erkenntniß, und der Staatsanwalt am Caſſationshofe 
terug ebenfall® auf deffen Vernichtung an, teil es an der 
vom Gefeg vorgefchriebenen Berufungsanmeldung ermans 
gele, indem die Anmeldung in Öffentlicher Sigung vor ver: 
fammeltem Gerichte von dem Appellationsgericht unrich⸗ 
tig als eine dem Gefeg entfprechende eradytet worden fey. 
Das Eaflationsgericht vernichtete hierauf das Urthel des 
Appellationsgerichts, „weil nad ausdrüclicher Vorfchrift 
„des Art. 235 des Geſetzes vom 10. November 1848 Bes 
„rufungen wie Nichtigkeitsbefchtwerden binnen der geſetzlich 
„vorgeſchriebenen Krift bei Strafe des Ausſchluſſes auf der 
„Canzlei des Kreis⸗ und Gtadtgeriht® mündlich oder 
„ſchriftlich angemeldet werden müflen, eine foldhe Anmels 
„dung aber gegen das Erfenntniß des Kreis⸗ und Stadts 
„gerichts von Seiten des Staatsanwalts nit Statt ars 
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„funden habe, und von der Erklärung, welche inhaltlich 
„des abgehaltenen Protocolls der Staatsanwalt bei dem 
„ Schlufle der öffentlichen Verhandlung , fohin in gonz uns 
„geeigneter Weiſe vor verfammeltem Gerichte in deſſen 
„, öffentlicher Sigung gemacht, nicht angenommen werden 
„koͤnne, daß hiermit der erwähnten gefeglihen Anforde 
„tung genügt worden, da duch Äct. 235 ganz unver⸗ 
3, fennbar geboten fey, daß die Anmeldung mittelft eines 
„beſondern, nach aufgehobener Öffentlicher Sigung Statt 
y findenden Actes bewerfftelligt werden müfle, weshalb 
„das Appellationdgeriht, indem cd die erwähnte Erfiäs 
„tung des Staatsanwalts ald eine genügende Anmeldung 
„erachtet, das Geſetz und mithin eine weſentliche Foͤrm⸗ 
„lichkeit verlegt habe”, und verwies die Sache zur nochs 
maligen Verhandlung und Aburtheilung an einen neuen 
Senat des genannten Appellationdgerihte. Das Eaflas 
tionsgericht legte mithin Fein Gewicht darauf, daß die 
Beihmwerdepunfte des Staatdanwaltd nicht genau ange 
geben waren, die freilich nue auf die Nichtſchuldigerkloͤ 
rung der Angeklagten ſich beziehen Fonnten, fondern cafs 
firte das zweite Erfenntniß lediglich wegen der nicht auf der 
Sanzlei fondeen in der öffentlichen Gerichtsfigung bewirk⸗ 
ten Anmeldung der Beſchwerde des Staatsanwalts. Es 
kann hierbei gar nichts darauf anfommen , ob die Anges 
Plagte ‚des gerügten Diebftahls hinreichend überführt war 
oder nicht, denn der Saffationshof würde ebenfo im ums 
gekehrten Kalle entihieden haben, wenn das erfte Erfennts 
niß Die Angeklagte für ſchuldig erflärt und zu fünfjähriger 
Arbeitshausſtrafe verurtheilt, diefe oder ihr Vertheidiger 
aber die Berufung in gleicher Weife wie der Staatsanwalt 
vorgebracht, und das Appellationegericht fie freigefprochen 
hätte. Ob ed übrigens nothwendig war, die Sache zur 
anderweiten Verhandlung wieder an das Appellationdges 
richt zu verweiſen, ſcheint doch zweifelhaft, da mit Vers 
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ohne bedeutenden Aufwand an Zeit und Geld. Allein 
entlich in Beziehung auf die Borunterfubung befinden 
in. diefen Gefeggebungen auch Vorſchriften über die 
achtung von Foͤrmlichkeiten bei ſolchen Handlungen, 
e bei dem öffentlichen Hauptverfahren entweder unbes 
„ oder wegen fpäter cingetretener Berhinderungen 
wiederholt werden fönnen. So ift in dem Saͤchſi⸗ 
Geſetz vom 18. November 1848, $. 11 dem Unters 
mgögericht zur Pflicht gemacht, das zur Erörterung 
Feſtſtellung des Thatbeftandes Erforderliche nach den 
ein des zeithecigen Unterſuchungsverfahrens vorzuneh⸗ 
‚und es find folglid in folben Fällen alle befichende 
chriften inöbefondre wegen Befegung der Gerichtsbank 
obachten; nach der Preugifchen Verordnung, $. 43, 
yer Unterfuchungsrichter bei der Vorunterfuhung alle 
e Eriminalordnung für den Inquirenten gegebene Vor⸗ 
ten, insbefondre auch die Vorſchrift wegen Zuzie⸗ 
j eines vereideten Protocollführers zu beachten, und in 
Oeſterreichiſchen Vatent vom 17. Januar 1850 ift 
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Gerichtszeugen vorgefchrieben, welche nach $. 104 volljähs 
tige, unbeſcholtene und entweder im Allgemeinen ober für 
den befondern Fall verpflichtete Männer ſeyn muͤſſen. Dies 
ſes letztere Gefe läßt nun $. 242 unter c. zwar die Nichs 
tigfeitäbefchwerde gegen die Verweiſungserkenntniſſe der 
Anflagefammer wegen Verlegung der bei Strafe der Nich⸗ 
tigkeit vorgefchriebenen Förmlichfeiten unter ausdrücklicher 
Beziehung auch auf $. 103 zu, verordnet aber 8. 244 In 
diefem alle nur, daß die Nichtigkeit der einzelnen gefegs 
widrigen Handlung ausgeſprochen, die Verbeflerung des 
Verfahrens angeordnet und die Sache zu neuerlicher Ents 
fheidung verwiefen werde, ohne dabei, ebenfo wenig mie 
die übrigen genannten Gefeggebungen und audy die Thüs 
ringifbe Strafprozeßordnung, melche ebenfalls für die 
Rorunterfuhung Art. 86, 89, 157, 169 mehrere Foͤrm⸗ 
lichfeiten vorfchreibt, den Fall zu erwähnen, wenn fpäter 
Umftände eingetreten find, welche die Wiederholung der 
ruͤckſichtlich der Form mangelhaften Handlung unmöglich 
machen. In Sachſen wird man, fo lange das oben an: 
geführte Gefeg vom 30. März 1838 noch in Wirkfamfeit 
beftceht, auf diefes zu recurriven haben, monach der ers 
fennende Richter bei der Entfcheidung den Einfluß der Vers 
legung der Form auf die Glaubwürdigkeit der Handlung 
felbft zu prüfen hat. Selbſtverſtaͤndlich und auch zufolge 
der ausdruͤcklichen Vorfchrift des Geſetzes wird eine folche 
Prüfung nur dann erforderlich feyn, wenn die Handlung, 
bei melcher die Formverabſaͤumung Statt gefunden hat, 
für die Entfcheidung der Unterfuchbung nothmwendig ift; 
diefes kann aber in doppelter Hinficht der Kal ſeyn, in 
objectiver, in fofern dadurch der Thatbeftand des Ber: 
brechens in Gewißheit geſetzt merden ſoll, fodann in ſub⸗ 
jectiver, wenn ſie zu Ermittelung und Ueberfuͤhrung des 
Thaͤters gereicht. Bei Unterſuchungen, welche ver Ge⸗ 
ſchwornengerichten verhandelt und entſchieden werden, 
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rüefte nun sücichtlich der Entſcheidung über die Wirfung 
on dergleichen NRichtigkeiten ein Unterſchied Start finden 
nüffen. Betrifft Die Verabfäumung einer vorgefchriches 
ſen Formalität eine Handlung der erftern Art, z. B. die 
nangelhafte Leichenöffnung , oder bei einem Diebftahle die 
ach Art. 51 des Criminalgeſetzbuchs vorgefchriebene Ber: 
icherung des Beftohlenen an Eidesftatt über den Betrag 
red Entwendeten, fo wird, menn die Geſchwornen die 
Ehatfrage bejahen und den Angeflagten des gerüigten Ver; 
zrechens für ſchuldig erflären, es dem Gericht obliegen, 
yen Einfluß der Verlegung der Korm auf die Glaubwuͤr⸗ 
sigfeit dee Handlung zu erwägen und hiernach die Ents 
&eidung zu fällen; bezicht fi aber eine ſolche in der 
Form mangelhafte gerichtliche Handlung auf die Ueber: 
ührung des Angeklagten, fo wird die Würdigung dies 
ed Umftandes bei der Echuldig : oder Nichtſchuldig⸗ 
rklaͤrung des Angeklagten dem Ermeflen der Geſchwor⸗ 
en überlaffen werden müffen „ wobei freilich diefels 
n in den Kal kommen, eine rein juriftifhe Frage 

entfcheiden. 


Sn denjenigen Etanten, mo dicfelbe oder eine 
liche Beftimmung wie in Sachſen nicht befteht, wird 
Entfcheidung über Das in einem ſolchen alle cin: 
lagende Verfahren no größeren Bedenklichfeiten 
HMiegen, zumal wenn die Nichtigkeit der Handlung 
eintretenden Falls des aanzen Verfahrens ohne Ruͤck⸗ 

auf die Wichtigkeit oder Cinfluglofigfeit der ver: 

Form auf das Materiele der Unterfuchung ein: 

fol. Die Entfebeidung über eine ſolche juriftis 

tage ganz in die Hand der Geſchwornen zu legen, 
je nach ten veridiedenen entweder zur Etrenge 

r Milde geneigten Anfichten derſelben zu den vers 

artigften , einander widerſprechendſten Erfennt: 

D 2 
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niffen vücfichtlih der Würdigung des influffes der 
verlegten Form auf die Sache felbft führen. Will man 
eine gefegliche Vorfchrift hierüber geben, was nicht uns 
zwecdmäßig feyn dürfte, fo wird man wohl im We⸗ 
fentlihen auf die VBeftimmungen des Saͤchſiſchen Geſetzes 
zuruͤckkommen muͤſſen. 








Il. 
Beſchraͤnkung der Denunciationspflicht 


nah bem 
neueflen wärttembergifhen Rechte 


Ben 
Sepp. 





Dos buntfhädige, recht eigentlich zufammengeftoppefte 
württembergifche Gefeg vom 13. Aug. 1849, betreffend 
einige Abänderungen des Strafgefegbuch® und der Straf⸗ 
prozeßordnung, weiches neben Ducchgreifenden Reformen im 
Einzelnen nah willfürtichee Auswahl auch ſolche, die 
nicht einmal deingend , vielleicht gar nicht geboten waren"), 


1) So im Art. 10 m. 13 die Skeichſtellung des Berfuchs mit der 
Bollendung und der Beihülfe mit der Urheberſchaft, ohne 
alle Motivirung in den überhaupt fehr magern Motiven? 
Sollte dadurch den Geſchwornen die oft fchiwierige Frage über 
Vollendung und Verſuch, Beihülfe und Urheberichaft erfpart 
werden, (vgl. Er. Archiv 1846 ©. 313 fg., Dernburg 
über den Werth der Schwurgerichte &. 138, Rüttimadn 
Die engliſche Strafrechrspflege &. 4 fg.), fo wird diefer Zweck 
nicht erreicht, weil das würnemb. Geſetz die neue, in keiner 
andern Geſezgebung vorkommende Beſtimmung enthält, daß 
der Richter Berſuch und Beihülfe als Milderungsgründe bes 
handeln darf Enicht: fell), woderch das Schwurgerichtsgefeh 
v. 14. Auguft 1849 genöthigt wurde eventuelle Tragen über 
VBerfuh und Beihülfe zuzulaffen (Art. 185 Abf. 2). Gemis 
wollen rt. 10 u. 13 mehr nicht fagen, ale daß es Fälle geben 
tünne, wo Verfud und Beihälfe gleich ftrafbar mir Wells 
endung und Urbebesfchaft feyen, und um dieſer, die Auss 
nahme bildenden Källe willen fkellte man das bitherige Prin⸗ 
sip geradezu auf den Kopf? 
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und zugleich einzelne ganz untergeordnete Beftimmungen 
enthält, die ſich neben den noch übrig bleibenden Grund: 
g:breden des Ste. G. B. und der Str. Br. D. faft fo; 
mifh ausnchmen (z. B. Ark 6 und 47), endlich felbft 
Deftimmungen aufftelit, die einen neuen Beitrag zu der 
Erfhütteruug ‚non ‚Freu. und Glauben im Privatverkehr 
geben, Indem tie {bon das Str. G. B. Betrüger und 
Fälfher (Art. 352 Abk. > uw. 4, 359) regelmäßig nicht 
ftcaft, fo jegt auch der Untesfchlager in der Regel ſtraffrei 
ausgehen fol (Art. 29 Abf. 2), und derjenige, welcher 
duch feine Treulofigfeit einen Andern um viele taufend 
Gulden brachte, mit einer Strafe von 2 Fahren Gefäng: 
niß davonkommt, wenn er nur zur Zeit der That den ani- 
mus restituendi und parate Mittel hatte, jegt aber nicht 
mehr hat — dieſes Gefeg vom 13. Yug. 1849 hat es 
ſich unter Anderem zur Aufgabe geſetzt, das in der wuͤrt⸗ 
temb. Geſetzgebung uͤppig wuchernde Syſtem der Ange⸗ 
berei wenigſtens in ſtrafrechtlicher Hinſicht zu befchräns 
fen 2). Dieſe Beſchraͤnkungen finden ſich in den Art. 16 
und 21 ausgeſprochen. 

Der Art. 16 fagt einfah: „Die Art. 93 (Strafe 
unterlaflenee Verhinderung von Verbrechen und Vergehen) 
und 94 (Unterlaffene eingeige ® von Verbrechen und Vergehen) 
ſi ad aufgehoben.” 





2 Vol. des Berf. u Aufſab im Cr. Archiv 1849 „das Denun⸗ 
ciationsweſen dev neueren deutſchen Geſetzgebungen“ ©. 109fg. 
287 fg. Ueber die Artt. 983 und 94 und Art. 143 des württ. 
‚ Ste. G. B., welche hier nad dem neuen Gef. v. 13. Auguft 
. 1849 zunächn in Betracht Eommen, vgl. daf. ©. 135 — 154, 
2393-96. Daß die aus dem Baier. Etr. ©. ®. entlehnte 
| Siwangspflicht zur Selbftanzcige bei Nothmehr und beim 
Morhftande (CArt. 105, 106, Sr. Archiv a. a. O. ©. 297) noch 
fiehen bleiben kaunte, if freilich zu verwundern,, vielleicht auch 
nit, weil das ganze. Sde v. 3. 1849 zeigt, daß es überall 
an dem nöshigen Ugberblid über den Sufanimenhang einzel⸗ 
nee Beſtimmungen niit dem Ganzen fehlt. 
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Man kann, was zunäcdft den Art. 93 betrifft, der 
Gefeßgebung nur Glück zu deffen Aufhebung wünfchen. Die 
hier auggefprochene Zmangspflicht zu Verhinderung bevors 
ftehender Verbrechen und Bergehen, welche in der Regel 
auf eine Denunciation hinausläuft, fand fchon bei der Bes 
rathung ded Art 93 in der Abgeordnetenfammer des 
Jahres i838 einen fehr entfchiedenen Widerftand, ift zus 
gleih fo verclaufulict, und eine fo überreiche Quelle von 
Eontroverfen (Note 2), daß es felbft mit der Anmwendbars 
feit des Art. 93 in der Praxis mißlich ausſah. Was aber 
diefen Artikel befonders verhaßt machte, war, daß er fi) 
auch auf die unbedeutendften Vergehen bezog, und 
(im Sinne der Regierung vielleicht vorzugsweife) für das 
große, zum Theil neu creirte Heer der politifchen Ber: 
gehen berechnet war, und geheime Agenten (agents pro- 
vocateurs) nad löblihem franzöfifhden — aber auch 
hin und wieder deutſchem — Mufter beforgen ließ; daß 
er weder auf das Ddium folcher Angebereien In der öfs 
fentlihen Meinung, noch auf die häufig eintretenden Col⸗ 
lifionen dee Plihten Rückfiht nahm; endlich daß er bei 
politifhen Unterfuhungen dem Inquirenten den möglichft 
weiten Zugriff geftattete. Denn um Jemand für den 
Sal, daß der Beweis der Theilnahme am Verbrechen 
mißlingen follte, wegen Mitwiffenfhaft In Mitleis 
denfchaft zu ziehen, dazu gehörte fehr wenig, und wenn 
es au hier mit dem vollen Beweife der Mitwiſſen⸗ 
fhaft nit gelingen follte, fo war die Inſtanzentbin⸗ 
dung ba, um immer Recht zu behalten! Daher erklärt 
es fih, daß die Märzbemwegung die Veranlaffung zur 
Aufhebung des (mit Ausnahme des Baier. Str. ©. 2. 
Art. 87 einzig in dem Umfange in Deutfchland bes 
ftehenden 2)) Art. 93 im Königreih Württemberg geben 


— — —— — — 


3) Crim. Archiv 1849 ©. 154 fo. 
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konnte — um fo mehr, da felbft die württemb. Pragis 
fih nit von dem Irrthum fern hielt, die Mitroiffer zu 
den (negativen) Theilnehmern am Verbrechen zu 
zählen ®). 

Es fragt fih nun aber,. wie weit die Aufhebung 
des Art. 93 reiht? Namentlich follte man erwarten, daß 
auch diejenigen Artt. des Str. G. B., welche für unters 
faffene Anzeige des Hochverraths (Art. 143), von Münzs 
verbrechen ꝛc. (Artt. 213, 215, 216 Abſ. 4) viel ftrens 
gere Strafen ald der Art. 93 androhen, mit aufges 
hoben worden feyen. Allein dem ift nicht alfo, und ins 
befondere find die Gründe, aus welchen das Märgminiftes 
rium (Römer) auf die Beibehaltung des Art. 143, freie 
lid unter bedeutenden Modificationen, drang und damit 
auch bei der Ständeverfamminng durchdrang , fo tief aus 
dem Leben gegriffen, daher fo ſchlagend und mwahrheites 
getreu, daß ihre Mittheilung gewiß allgemeines Intereſſe, 
und — politifche Unbefangenheit vorausgefegt — auch 
allgemeine Billigung finden wird. Doch fönnen mir, 
ohne die Ueberficht über das Ganze zu unterbrechen, hier 
noch nicht darauf eingehen. 

So viel fteht dieſemnach 

1) feit, daß durch die Aufhebung der Regel (Art. 93) 
die in dem Str. G. B. vorfommenden Ausnahmen nidt 
aufgehoben find. Fruͤher hatten diefe Ausnahmen nur 
den Charakter von ftrengeren Strafbeftimmungen , jegt 
dagegen (mit der Aufhebung des Prinzips) haben fie den 
Charakter von Ausnahme in weiterem Umfange, d. h. als 
ausnahmsweiſe ftrafbare Falle der Mitreiffenfhaft, ans 
genommen. Eben fo gewiß ift 


4) Crim. Archiv 1846 &. 327 fg., 1849 ©. 136. A. M. Bauer, 
die Lehre von der Theilnahme an Verbrechen ©. 232, wenigs 
ftens binfihtlih der Nichtverhinderung bevorftchender 
Verbrechen und Vergeben. 
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2) daß durch die Aufhebung des Act. 93 nicht auch die 
negative Beihülfe zu einem Verbrechen oder Vers 
gehen (Note 4) aufgehoben ift, d. 5. der Kal, daß die 
unterlaflene Verhinderung entweder im Einverftänds 
nißg mit dem oder den Thätern geſchah, oder fonft in 
dee erweislichen Abfiht °), Die Ausführung des Verbre⸗ 
chens dadurch zu fördern, wie ſchon das wuͤrttemb. Geſetz 
über Staatsverbrechen v. 5. März 1810 (aus dem Feuers 
bach'ſchen Entwurfe des Baierifchen Ste. ©. B. entlehnt) 
und die Motive zum württemb. Str. G. B. ©. 127 diefe 
zur Theilnahme am Verbrechen gehörigen Fälle richtig 
von der bloßen Mitwiffenfhaft unterfcheiden, wähs 
rend Andere nur den erjt genannten Fall zue negativen Bei⸗ 
hülfe zählen, die dann aber richtiger intellectuelle 
Beihülfe genannt werden follte, weil in der Zuficherung 
der Nichtverhinderung des bevorftehenden Verbrechens eine 
moralifhe Beftärfung des fremden verbrecherifchen 
Entſchluſſes, mithin eine intellectuelle Mitwirfung zur 
Hervorbringung des Verbrechens liegt. Endlich 


3) bleiben, ungeachtet der Aufhebung des Art. 93, 
die durch Nidhtverhinderung von Verbrechen und Vergehen 
frafbaren VBerlegungen der befonderen Dienfs 
pflicht in Wirkſamkeit. Diefe fonnten zwar auch vom 
Standpunfte des Str. G. B. ald Ausnahmen von der 
Regel (des Art. 93) betrachtet werden, meil fie (mie in 
den Fällen der Ziff. 1) dergleichen Nichtverhinderungen 
mit firengerer Strafe bedrohen; allein als eigents 
lihe Ausnahmen von der Regel Fünnen fie doch nicht 
angefehen werden, weil eg fich bei Art. 93 von der Uebers 
tretung einer allgemeinen, willfürlih zum Zwange echos 


5) was freilich ein fchwieriger Beweis ift, der felten gelingen 
wird, es möchte denn der Beichuldigte aus Zrog oder Bra⸗ 
your den animus juvandi befennen. 
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benen Bürgerpflicht , hier dagegen von einer befonderen 
Verfehlung Im öffentlichen Dienfte handelt, dad Zundas 
ment beider Strafbeftimmungen daher ein durchaus vers 
fbiedenes iſt. Hebt die Geſetzgebung, mie gerecht und 
billig, jene auf, fo Fann diefe umgekehrt in Feiner Geſetz⸗ 
gebung entbehrt werden. 

Die Hieher gehörigen , unter den Amtsverbrechen 
fiehenden Artt. 402, 441 u. 444 Abſ. 2 befchränfen ſich 
übrigens nicht blos auf unterlaffene Verhinderung bevorftes 
hender Berbrechen und Vergehen (Art.93), fondern begrels 
fen auch die pflichtwidrig unterlaffene Anzeige von verübten 
firafbaren Handlungen. Der erfte, aus dem Baierifchen 
Str. &. B. 8) entlehnte Artikel enthält folgende Bes 
flimmung: 

„Wenn Borgefegte oder Mitglieder der obe— 
ven Behörden Dienftvergehen )) ihrer Unterge— 
benen moiffentlih gefchehen laſſen, oder die bereits 
verübten den Schuldigen nachſehen, fo find diefelben 
im erfteren alle mit dee dem Gehuͤlfen (Art. 85), 
‚ im legteren mit dee dem Begünftiger (Art. 89) 
angedrohten Strafe zu belegen.” 
Indem das Gefeg in diefem allerdings fchmwerften Kalle 
die Mitwiffenfhaft mit der (ſtrengeren) Strafe der Beis 
hülfe, die unterlaffene Anzeige oder vorläufige Nichteins 
fhreitung 9) gegen den fchuldigen untergeordneten Diener 
mit der (ftrengeren) Strafe der Begünftigung bedroht, 
fpricht e8 Damit implicite aus, daß beide Fälle begriffs⸗ 
mäßig nicht (negative) Beihuͤlfe beziehungsweiſe (nega- 


6) Bol. die Anm. dazu, Th. 3 ©. 168. 
7) im Gegenſatz von bloßen disciplinär zu behandelnden Dienfts 
verfehlungen. 


. 8) Streafger. s Ordnung Zit. XI: von dem Verfahren bei Ver⸗ 
gehen Iffentlicher Diener, Art. 447 fy. 
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tive) Beguͤnſtigung, fondern felbftftändige ergehen, 
- aber Hinfihtlih der Strafbarkeit legteren gleichzuftels 
len feyen, wie dies auch der Commiffionsbericht zu dies 
ſem Artikel (Beilage ©. 55) richtig bemerkte ®); und 
eben fo Far tritt dies in dem Yet. 441 hervor, welcher 
bei Polizeiofficianten zwiſchen unterfaffener Nichtverhindes 
zung und Anzeige 1%) als ſolchen (Mitwiſſenſchaft im 
weiteren Sinne), und dergleichen Verfehlungen im Eins 
verffändniß mit dem Thäter (Beihülfe, bejiehunges 
weife Begünftigung) dem Begriffe und der Strafe nach 
unterfcheidet. Hoffen wir daher, daß nach diefen und 
andern (Rote 4) duch das Geſetz felbft den 
Richtern gegebenen Kingerzeigen der bloße Mitwiffer, fos 
weit er noch jet ftrafbar ift, in der Praxis nicht mehe 
zu den (negativen) Gehälfen uud daher auch nicht mehr 
zu den Theilnehmern am Verbrechen gezählt werde: ein 
Mißgtriff, den freilich in proceſſualiſcher Hinſicht noch 
die Str. P. O. vom %. 1843 (Art. 10) verſchuldet hat! 
Die Mitwiffenfhaft (im weiteren Sinne genommen) ijt 
ein felbftiändiges, von der Theilnahme an einem 
fremden Verbrechen verfchiedenes Vergehen, welches jegt 
entweder nur auß dienftlihen Gründen , oder vermöge einer 
allgemeinen Bürgerpfliht ausnahmsmeife bei einzelnen 
Verbrechen in befchränftem Maaße ftrafbar ift. 

Indem aber der Art. 402 bei Vorgeſetzten ꝛc. die 
Mitwiſſenſchaft mit dee firengeren Strafe der Beihülfe, 
Art. 85, bedroht 11), entfteht die Srage: ob nicht jegt 


9) Bgl. Note 4 und Crim. Archiv 1848 ©. 321 fg.: über die 
Berfciedenheit des Begriffs und der Gleichheit der Strafe 
zweier oder mehrerer Verbrechen. 


10) letztere bei verübten Verbrechen und Vergeben. 

11) Die Etrafen des aufgehobenen Art. 93 find viel wilder, 
nämlich Gefängnig (bis zu 2 Jahren) oder Geldbuße, alfo 
niemals eine entehrende Strafe, wie folhe nach Art. 85 
sintreten ann. 
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an die Stelle diefer Strafe noch die ftrengere des Urs 
hebers trete, da nach Art. 13 der Erim. Novelle vom 
13. Aug. 1849 die Strafe der Beihüffe die des Urhebers ift, 
vorbehältlih des Rechts des Richters die Strafe zu mils 
dern (Note 1)? Man wird dies aber zu verneinen haben, 
weil der Art. 13 einen wirklichen (begriffgmäßigen) Ge⸗ 
huͤlfen vorausfegt, während hier begriffsmäßig nur ein 
Mitwiffer vorhanden ift, den das Str. G. B. aus befons 
deren Gründen mit der ftrengeren Strafe der Beihülfe 
bedeoht. Somit wäre der Art. 85 ded Str. ©. B. ale 
nicht ganz durch Art. 13 der Erim. Novelle aufgehoben 
zu betrachten — und diefe und ähnliche Kragen kehren bei 
noch mandyen andern Artikeln des Str. G. B. wieder, die 
man geradezu aufhob oder modificirte, ohne nur an die 
Bezugnahme derfelben in andern Artt. für andere Vers 
brecben zu denfen! So 3. B. hebt Art. 29 Abſ. 3 der 
Movelle die Strafbefiimmungen des Art. 347 über ers 
ſchwerte Privatunterfchlagung auf, ohne daran zu denfen, 
daß im Art. 422 u. 423 die Strafe des Art. 347 auch füe 
amtliche Unterfhlagung und Reſtſetzung angedroht ift; ie 
ungeachtet der Art. 29 den ganzen Art. 347 aufhebt, fept 
Art. 26 den Abf. 2 defielben ald noch anwendbar voraus! 
So leiht wie der Regierungsentmurf dies Alles nahm, 
eben fo leicht die Ständefammer , weil es fih hie 
niht um politifche Kragen und Errungenfcaften 
handelte. 

So viel über den Art. 93, und die Feage: wie 
weit derfelbe ald aufgehoben zu betrachten fey? Außer⸗ 
dem bat die Crim. Rovelle Art. 16 noch den correfpondis 
renden Art. 94 des Str. ©. B. „über unterlaffene Ans 
zeige von (verübten) Verbrechen und Vergehen” aufges 
hoben. Diefe Erklärung der Aufhebung des gans 
zen Art. 94 lautet mindeftens ungefhidt. Denn ders 
felbe hat zwei Beftandtheile. Erſtlich fpricht er im Gegens 
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fage von dem älteren württemb. Rechte 2) den Sa aus: 
„Die unterlaffene Anzeige eines verübten Verbrechens ift 
ſtraflos, fofern der befondere Theil des G. B. nicht 
ein Anderes verordnet.” Sollte nun diefe regelmäßige 
Strafloſigkeit durch Art. 16 der Erim. Novelle aufs 
gehoben, und damit das ältere württemb. Recht wie⸗ 
derhergeftellt werden? Oder, da dies vernünftigerweife 
nicht die Anficht des Geſetzgebers feyn konnte, follte we⸗ 
nigftens die Elaufel: „‚fofern der befondere Theil des 
G. DB. nicht ein Anderes verordnet”, durch Art. 16 aufs 
gehoben werden ? Eben fo wenig. Denn ber Art. 143 von 
unterlaffener Anzeige ..... einee Verſchwoͤrung (welche nach 
dem Str. G. B. als vollendeter Hochverrath gilt) 
befteht auch jetzt noch in diefer Kaflung, ungeachtet 
feinee bedeutenden Modificicung duch Art. 21 der Er. Ro: 
velle ?3); und eben fo der, eine weitere Ausnahme bes 
gründende Art. 213 von Münzverbrechen in Verbindung 
mit Art, 215, 216 Abf. 4). Was alfo der Art. 16 
on dem Art. 94 aufheben wollte, war eben nur die 
zweite Beftimmung deflelben, „daß Jeder, welcher den 
Ucheber (irgend) eines Verbrechens (oder Vergehens) 
fennt, und weiß, daß ein Unfchuldiger wegen des legteren 
in Unterfugung gezogen worden, unaufgefordert zur Ans 
zeige des Thaͤters '°) verpflichtet feyn foll, und zwar 
bei Gefängnißftrafe (bis zu 2 Fahren) oder Geldftrafe.” 
Diefe, und nur diefe auf alle Verbrechen und Vergehen 


12) Knapp, mwürtt. Crim. Recht ©. 48 fg. 

13) Bon diefem Artikel gleich das Nähere. 

14) Die Begründung f. in des Verf.’ Schrift: Die politifchen 
und unpoktifchen Staatsverbrechen ıc. S. 32, 375 3iff. V, 


’ 
15) Dies Heißt doch zu viel forden. Man kann in der Lage 
fenn, die Unfchuld des Befchuldigten volftändig zu erweifen, 
aber den Thäter kennt man nicht! 
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ſich beziehende, alfo generelle Ausnahme — im Ge: 
genfage der befonderen beim Hochverrath 2c. im Art, 143 
(jegt Crim. Novelle Art. 31), 215 fgg. — wollte der 
Art. 16 aufheben, und mehr hat er in der Wirklichkeit 
auch nicht aufgehoben. 

Dies führt ung jegt zu der Hauptfrage, wie unge⸗ 
achtet der Marzbewegung und ungeachtet eines Maͤrz⸗ 
minifteriums in Württemberg der verrufene Art. 143 
von unterlaffenee Verhinderung einer beporftehenden, bes 
ziehungsweiſe unterlaffenen Anzeige eines veruͤbten Hochver⸗ 
raths (VBerfhwörung, Str. G. B. Art. 140) beibehalten 
werden fonnte, da man doch fehon in Kranfreich nach der 
Sulirevolution nichts Eiligeres zu thun Hatte, als den 
correfpondirenden Urt. 193 des Code penal aufzuheben, 
da es für die Deutfchen, alfo auch für die Württemberger, 
eine Schmad zu ſeyn ſcheint, fogar hinter den Yuli: Frans 
zofen zurüchzubleiben ? 

Daß der Art. 143 des Er. G. D. in feinem gans 
zen Umfange und mit feinen zahleeihen exceptionel⸗ 
ten Beftimmungen 19) nicht beftehen bleiben fonnte, war 
freilich Flar, wenn man nur die damaligen Kammerver⸗ 
handlungen darüber ind Auge faßt. Ob es aber moͤglich 
war, ihn ganz aufzuheben, mar nad den gerade 
um diefe Zeit gemachten Erfahrungen cine andere Frage? 
Er wurde daher auf Andringen des hier unnachgiebigen 
Märzminifteriumd unter weſentlichen Modificationen beibes 
halten. Diefe Modificationen betreffen 1) die Strafe, 
indem a) gar feine Strafe eintritt, menn der nicht ver: 
hinderte oder nicht angezeigte Hochverrath mit Feiner Ge: 
fahr für die Sicherheit des Staats verbunden war; b) dag 
Minimum der Strafe jegt (ftatt ein Jahr) 24 Stunden, 
und das Marimum (ftatt 6 Jahre) zwei Jahre Gefäng; 


16) Vgl. die angeführ:e Echrift des Verf.'b ©. 32 fg. 
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‚fe beträgt. 2) den Thatbeftand dieſes Verge⸗ 
indem a) nickt mchr glaubhafte Kenntniß überhaupt, 
ie fomme woher fie wolle, genügt, fondern voraus⸗ 
wird, daß der Mitreiffer, fey es unmittelbar oder 
bar, durch einen Thellnehmer des hoc: 
ätherifhen Unternehmens von diefem In 
niß gefegt wurde, fo daß nur eine gewiffe Elaffe 
Mirtwiffern (melde, wird fich weiter unten ers 
) gemeint if. Sodann b) ift die Verhinderungss 
Inzeigepflicht auf hochverrätherifche Angriffe und 
ſchwörungen befcränft, fällt daher bei blos 
Borbereitungshandlungen zum Hochverrath 
. Auch ift c) die Verhinderungs: und Anzeige⸗ 
nicht mehr cumulict, fondern fegtere nur 
bſidiaͤre Pflicht geſetzt, woraus fi z. B. ergiebt, 
ei freiwillig aufgegebenen Verſchwoͤrungen von einer 
nciationspflicht nicht mehr die Rede ſeyn kann. 


Mob diefen Modificationen lautet der vormalige 
43 des Str. G. 2. jegt fo: 


„Jeder Staatsangehörige 79), welcher von einem 
rraͤtheriſchen Angriff oder einer Verſchwoͤrung 
140) von einem Unternehmer — unmittels 
yer durch einen Beauftragten — in Kenntniß gefegt 
iſt ſchuldig, die Unternehmung *°) mit allen ihm 








Der Regierungsentwurf enthielt noch die Faſſung des 
t. 143 de6 Str. G. B.: welcher von einer hochverrätherifchen 
asernehmung oder Verſchwörung sc. Die fländifche Com⸗ 
fon feste dafür „, Angriff”. 

Art. 143 lautete: „Jeder Untertban”, d. h. subditus per- 
tuus oder temporarius, alfo mit Ausfchluß von Ausläns 
em im Auslande. Mar vielleicht der Ausdrud ,, Yürger” 
tevolutionar, um Lafür „Staatkangehoͤriger“ zu frgen? 


Art. 143: „die weitere Ausführung des Ver— 
chen6”. 
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zu Gebote ftehenden Mitteln zu verhindern, und menn er 
voraugfieht, daß ihm diefes in Feiner andern Weife mög: 
lich ift, der Obrigkeit davon Anzeige zu maden 2°). ” 

„Die Unterlaffung wird mit Gefängnig bis zu zwei 
Jahren geahndet.” 

„Verwandte in auf- und abfteigender Linie, Ehe 
satten und Gefchmwifter, fo wie Beichtväter, fofern diefe 
duch die Anzeige nach den Grundfägen ihrer Kirche das 
Beichtgeheimniß verlegen würden, find von der Verpflich⸗ 
tung zuc Anzeige frei.” 

„Iſt das Unternehmen mit feiner Gefahr für die 
Sicherheit des Staats verbunden geweſen, fo findet feine 
Strafe ftatt.” 

Und nun die Römer’fhe Motivirung diefer modi- 
ficirten Strafbeftimmung! 

Sie lautet fo: Note des K. Yuftizminifteriums an 
das Präfidium der Ständeverfammlung. 

„In der Sigung vom 19. d. M. Hat die Kammer 
der Abgeordneten mit überwiegender Stimmens 
mehrheit ?!) beantragt, daß der Art. 143 des Str. G. B. 
aufgehoben werden ſolle. Der anmefende Reg. Commiſ⸗ 
fär bat ſchon bei der Berathung erflärt, daß die Regie: 
rung nicht auf die gänzlihe Aufhebung eingehen koͤnne, 
daß aber Modificationen wohl zuläffig feyn mögen. 
Der Unterzeichnete ift Fein Freund von der Denunciationss 
pfliht, wie er in dem Gefegesentwurf über die Abänderuns 
gen des Str. G. DB. ”?) bewiefen hat; er ift auch nicht der 


20) Dies pafte zu der Faſſung des Entwurfs: „Unternebs 
mung (Vorbereitungshandlung) oder Verfhmwörung”, nicht 
aber zu der jetzigen Faſſung: „Angriff oder Verſchwörung“, 
denn bei einem offenen gemwalttbätigen Angriff bedarf bie 
Obrigkeit Eeiner Denunciation, fondern thätiger Hülfe! 

21) 52 Stimmen gegen 16. 

22) durch die dort vorgefchlagene Aufhebung der oben erwähns 
ten Artt. 93 u. 94, 


dee Staat, wenn er fi nit ſelbſt auf: 
n will, eine gefeglihe Repreffion gegen 
Ausbreitung der hochverraͤtheriſchen Un⸗ 
ehmungen, gegen die Anwendung und 
a die Wirkſamkeit der Sendlinge ans 
en muß. Wenn eine Verſchwoͤrung eingegangen, 
ein Angriff befchloffen ift, fo zichen die Unternehmer 
e, ſey es direct oder durch Sendlinge, nur 
a in's Geheimnig, weil fie Beiftand und Rath 
hnen hoffen, teil fie ähnliche Gefinnungen bei ihnen 
ısfegen; eine Mittheilung ald bloße Herzensergiegung 
n innigften Freund ift wohl der feltnere Fall. Würde 
er Act. 143 aufgehoben, fo blieben alle Angegange⸗ 
raflos, fo lange fie fih nicht ausdruͤcklich für 
aternehmung erklärt haben; fie koͤnnen auf die ers 
ne Aufforderung gar nichts antworten, fie fonnen 
e Entſchließung vorbehalten, fie koͤnnen fogar erfläs 
daß fie ſich erft nad) den Umftänden entfcheiden woll⸗ 
und werden fi dann immer noch auf gefeglichem 
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einmal ein Wort der Abmahnung oder ein Hindernig von 
„diefen Geſinnungstuchtigen“ erfahren hätte, 
weil fie ſelbſt nichts risfiren, fo lange fie nit 
zuſagen. Selbſt wenn fie zufagen, was doch wohl 
häufig unter vier Augen geſchieht, Hätten die Zufagenden 
factiſch nichts zu beforgen, meil man ihnen den Beweis 
nicht führen kann, daß fie zugefagt haben, weil, wenn 
auch hinterdrein der Unternehmer und fein Sendling fie 
befhuldigte, Weberweifungszeugen gewiß fehlen.” 

„Wer von einer hochverrätherifchen Unternehmung 
(nur) duch Dritte, durch Zufall Kunde erhält, 
mehr oder weniger glaubhaft, der mag es mit feinem Ge⸗ 
wiffen abmachen, was cr dagegen thun will. Wer aber 
von dem Unternehmer oder feinem Send— 
ling ins Geheimnig gezogen wird, wer fein Wort der 
Abmahnung und Warnung hat, mer feine Verbindung 
mit dem Unternehmer nicht abbricht, wer in einem folchen 
Zalle nicht hindert was er hindern ann, der ift ein 
Mitwiffer ſehr gaefährlider und haufig 
ſchlechterer Art, der den Umfturz pflegt und 
fib die Finger dabei nicht verbrennen will, 
der Durch fein Benehmen Hoffnungen auf 
fünftigen Beiftand als „Befinnungstüds 
tiger” erregt. Einen Solchen muß das Strafgefeg tref- 
fen. Der Unterzeichnete Fönnte fi daher nur damit eins 
verftanden erklären, daß der Art. 143 dahin abgeandert 
würde ıc. 

Sich damit ıc. Römer.” 

Fe irgend etwas aus dem Leben gegriffen, fo ift es 
diefe Charafteriftif der ‚, Gefinnungstüchtigen”, und ſchon 
die Mehrheit der ftändifchen Commiffion (4 gegen 3) er: 
Pannte das Gewicht diefer Gründe fo fehr, daß fie die 
Annahme des folchergeftalt modificirten Art. 143 be: 
antragte. 
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Indeß bietet diefer Artikel fchon jegt Schwierigkei⸗ 
ten binfichtlich feiner Auslegung dar. Als folche Heben 
wie vorzüglich zwei hervor: 

1) Der Art. 143 des Str. ©. B. und mit ihm der 
neue Regierungs » Entwurf befchränfte die Verhinderungs⸗ 
pflicht — vernünftigerweife — auf hochverräthes 
eifhe Unternehmungen und Berfhmwörungen, 
alfo auf den noch nicht offen zum Ausbruch gefommenen Hochs 
vercath. Denn im legteren Kalle die Burger dafür firas 
fen zu wollen, daß fie nicht durch Gegenangriff den An: 
griff zurüchtrieben, oder Doch der Obrigkeit eine Anzeige 
von dem notorifchen Vorfall machten, wäre eben fo un: 
gerecht als lächerlib. Zwar läßt fih auch ein heimlich 
ausgeführter Angriff denfen; dieſer gehört aber zu den 
fo großen Seltenheiten , daß das Geſetz diefen Fall nicht 
befonders hervorzuheben brauchte. Unter dem Ausdruck 
y, Unternehmung” mar daher der vorbereitete Hochs 
verrath (Art. 142), insbefondere hochv. Complotte 
gu verftehen, im Gegenfag von der fhon die Bollens 
Dung des Verbrechens bildenden, gleichfalls hervorgehobe⸗ 
nen Berihmwörung, d. h. im Sinne des Art. 140 Schlußſ. 
des ſchon zum Ausbruch völlig reifen hochv. Complotts — 
beide im Gegenfag von dem duch Angriff confummirten 
Dochverrath (Art. 140 Ziff. 1— 3). Die Commifiion bes 
antragte aber dafür zu fegen: „von einem hochv. Angriff 
oder Verfhmwörung” , unter Einflammirung ded Art, 140 
ded Str. G. B., um damit auszudrücken, daß die unters 
laflene Verhinderung nur in diefen, und nicht auch In den 
Sällen des Art. 142 (alfo des einfachen hochv. Com⸗ 
plotts) ſtrafbar feyn fol. Hat fie, und mit ihr die con» 
fentirende Ständeverfammlung und das Yuftizminifterium, 
wohl aber bedacht, was die Kolgen diefes Umtaufches 
der „„Unternehmung” mit „Angriff“ find? Keine ans 
dere al® die, daß der ganze Artifel dadurch fo gut we 

E2 
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unpraftifh geworden iſt. Denn beim „Angriff“ bat 
er feinen vernünftigen Sinn, und eine „Verſchwoͤrung 
in dem befonderen Sinne des Str. ©. B. fegt fo viel 
voraus, daß in den meiften Fällen die angeganges 
nen Mitmwiffer *) weder zu verhindern noch zu de: 
nunciren brauchen ! 

2) Der Reglerungs: Entwurf, mit welchem auch die 
Commiſſion einftimmte, hatte die Faſſung: „iſt ſchuldig 
die Unternehmung zu hintertreiben, und wenn ihm 
dies nicht gelingt, oder nicht moͤglich iſt, der Obrig⸗ 
keit davon Anzeige zu machen.” Jetzt dagegen heißt es 
„mit allen ihm zu Gebot ftehenden Mitteln (aus Art. 143 
entlehnt) zu verhindern, und wenn er vorauß: 
fiebt, dag ihm Ddiefes in feiner andern 
Weiſe möglich ift, der Obrigkeit davon Anzeige zu 
machen.” Es fehlen alfo die Worte: „und wenn Ihm 
dies nicht gelingt”, momit ausgedrückt werden follte, 
dag das bloße Verhindern ſuchen (ohne wirkliche Ber: 
hinderung) nicht ausreiche, teil fonft jeder angegans 
gene Mitwiffee nur eine ftereotype Formel der Abs 
mahnung ausmendig zu lernen brauchte, um fich der 
gefeglichen Verantwortung zu entziehen. ft dies jegt 
ander8 gemeint? Doch mohl nicht. Denn das Geſetz 
redet auch jest von einem Berhindern, und Darunter 
fann doch nur ein wirkliches, Fein blos verfuchtes aber 
vereitelte8 (vergebliches) Verhindern verftanden werden. 
Dieſes Verhindern ift die primäre Pflicht, die Ans 
zeigepflicht erft die fecundäre, aber nicht blos in dem 
ausgedrücten Sale: „wenn ee vorausfieht, daß 
ihm dieſes (das Verhindern) in Feiner andern Weife mögs 
lich iſt, ſondern auch In dem meiteren, im Entwurf 


24) So kann man Eur; die gefinnungstüdhtigen Subjecte des 
jegigen Art. 143 bezeichnen. 
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ausgedruͤckten Kalle: „wenn ihm das Verhindeen nicht 
gelingt”; denn fonft würde fich das Geſetz mit dem 
bloßen Berhindern fuchen begnügen, während es ein wirk⸗ 
liches Verhindern erfordert. Wozu daher die Abänderung 
des Flareren Regierungs : Entwurfs ? 

Und doch gab man ſich bei diefem Artifel nod 
einige Mühe, weil ee — eine politiſche Seite hatte. 
Alles Nichtpolitifhe des Gefeges vom 13. Auguſt 1849 
murde auf den Grund eines oberflächliden Commiſſions⸗ 
berichts ſummariſch, man möchte faft fagen: tumultuarifch, 
von der Ständeverfammlung angenommen, die freilich 
(don 10 Monate beifammen war, und diefe Zeit durch 
nuglofes Politifiren verſchwendet hatte! 
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IV. 


Ueber die 
Vernehmung ded Angeklagten und ber Zeugen 
in der öffentlichen Hauptverhanblung. 


Bon 
Harn Dr. Julius Glafer 


in Wien. 


Der fo lange mit immer fteigender Heftigfeit geführte 
Streit zwiſchen den Verfechtern des Inquiſitionsprinzips, 
des heimlichen und fehriftlichen Strafverfahrens und denen 
der Anflagefchaft , der Deffentlichfeit und Mündlichkeit hat 
mit dem Siege der leßteren geendet. Nicht blos in der 
Geſetzgebung und In der Gerichtöprarid der meiften deut: 
ſchen Länder find die neuen Formen des Strafprozefles Ins 
Leben getreten; auch in der Theorie find fie zu unbeftritte: 
ner Geltung gelangt , und die Argumente derer, welpen Ans 
Flagefchaft, Deffentlichfeit und Mündlichkeit Gefpenfter — 
gleichuiel, ob drohende, ob ſkeptiſch weggelaͤugnete — 
gemefen, find verftummt, feitdem diefe Phantome Fleiſch 
und Blut gewonnen. — Wären fomit die wichtigen Fra⸗ 
gen, deren Löfung ſchon fo lange alle Kräfte der deut: 
fhen Jurisprudenz faft ausfchlieglih in Anſpruch nahm, 
als befeitigt zu betrachten? Kann die Wiffenfchaft ihr 
Werk ald abgefchloflen anfehen, und unbeforgt das Weitere 
der Praxis überlafien? Gewiß nicht! Vielmehr iſt jegt 
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gecade die Zeit gefommen, mo nad erfochtenem Gieg 
über den Inquiſitionsprozeß im Lager der Sieger die 
Meinungen ſich trennen, wo die Tragweite der 
Worte, melde bisher die Kampfgenofien vereinigt, er: 
Örtert wird; es ift die Zeit derer gefommen, die gewöhnt 
find zu marften mit Prinzipien, und Conſequenzen gern 
abdingen möchten, die noch immer — in dem Wahne 
Gegenfäge zu vermitteln — eine Vereinigung der Ge: 
brechen entgegengefeuten Spfteme gefchaffen. Es ift der 
Augenblick gefommen , mo jedem fih die Frage aufdrängt, 
wie — fen es bei der noch immer denkbaren Bearbeis 
tung eines Prozeßgeſetzes für ganz Deutfchland, fey 
es bei der Revifion der Partitulargefege — das was ale 
Srundgedanfe des Verfahrens anerfannt wurde, an 
den einzelnen Theilen deflelben am treueften und zweck⸗ 
möäßigften durchgeführt werden fünne, auf welche Weiſe 
vermieden werden mag, daß einzelne ftrafgerichtliche Akte 
taͤglich vor aller Welt dem Axiom Hohn fprechen, der 
feierlich als die Grundlage eben des Geſetzes anerkannt 
wurde, unter deſſen Autorität diefe Akte vollzogen wers 
den. Es wird insbefondere jegt unterfucht werden müf: 
fen, ob das in ganz Deutfhhland und der Prinzipien 
roillen, die e8 an der Stirn trägt, nachgeahmte frans 
zoͤſiſche Gefeg nicht eben dieje in einzelnen Partieen ver: 
läugnet, und menn dies der Fall ift — ob nicht die ents 
fpeechenden Elemente des englifhen und fchottifhen Ber: 
fahrens ein geeigneteres Mufter bieten ? 

Möge es alfo nicht einer gewiſſen Sudt, ſich in 
Gemeinplägen zu bewegen und längft Befprochenes wieder 
aufzuwaͤrmen zugefchrieben werden, wenn die folgenden 
Betrachtungen über eine der wichtigſten Partien — 
vielleicht die mwichtigfte — des Strafverfahrend auf die 
&rörterung der nun zur Geltung gelangten Prinzipien 
zurücführen, nad einem in der lächerlichften aller As 
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fectationen wurzelnden Hange in „die Weite zu ſchwei⸗ 
fen”, wo das Gute näher liegt, wenn die englifchen und 
f&ottifchen Prozeßformen den, menigftens örtlich näheren, 
franzöfifchen entgegengeftellt werden. — In der That 
zeigt nichts fo deutlich den Abftand zwiſchen dem engli: 
fhen Vorbild und deffen angeblicher Nachbildung in Frank⸗ 
reich *), als die in jedem der beiden Länder geltenden Bes 
filmmungen über Bernehmung der Angeklagten und Zeus 
gen in der öffentlichen Hauptverhandlung. Bekanntlich 
wird, was zunäcft 


I. die Bernehmung des Angellagten 


betrifft, in England und Schottland ftreng darauf gehals 
ten, daß der Angeklagte in Feiner Weife, fen es Direct 
oder indirect, gedrängt werden kann, gegen fi Zeugniß 
zu geben. Zeigt fi gleich im fchottiichen Vorverfahren 
ein viel lebhafteres Beftreben, ein Geftändnig zu erlans 
gen, als im englifhen; fo gilt doch der Grundfag unbe 
fteitten in beiden Königreichen, daß dem Angeklagten in 
der Hauptverhandlung nur eine Stage vorgelegt werden 
koͤnne: — ob er des in der Anklagefchrift ihm zur Laft 
gelegten Verbrechens fchuldig fey? Selbſt wenn diefe Ant: 
wort bejahend ausfällt, ift er nicht verpflichtet, weiteren 
Sagen Rede zu ftehen; bat er „not guilty” plädict, 
fo fann er in ungeftörter Ruhe die Beweiſe abwarten, die 
der Anfläger gegen ihn vorbeingen muß. Er fann pers 
fönlih oder durch feinen Anwalt gegen die Zuläffigfeit an; 
gebotener Bereismittel Cinfpruh thun, Kragen an die 
Belaftungszeugen ftellen, Entlaftungszeugen vorführen und 


1) Man gewinnt allerdings bei noch fo flüchtiger Darchlefung 
der Debatten in der Natlonalverfammlung und im napoleos 
nifhen Gtaatsrath bei Beratbung der neuern Gtrafgefege 
Die Ueberzeugung,, daß die franzöfifhen Gefeggeber — fait 
ohne Ausnahme — nur eine oberflächlihe und lückenhafte 

enntniß des englifhen Strafprozeſſes hatten. 
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abhören; er fann nach dem Schluß des Anflagebeweifes, 
fo wie nach Beendigung des eigenen fich an die Gefchwors 
nen wenden, und Alles vorbringen, was ihm zu feiner 
Bertheidigung dienlich ſcheint. Er kann aber Alles dies 
unterlafien und fchtweigend den Spruch der Jury abwar⸗ 
ten, je nachdem das Eine oder das Andere ihm feinen In⸗ 
terefien angemeffener dünft ?). 

Dagegen verfügt das franzöfiihe Geſetz, das eine 
allgemeine Krage über Schuld oder Nichtſchuld nicht kennt, 
und freilich auf eine einfache Bejahung derfelben durch den 
Angeklagten fein Gewicht legen würde, ziemlich unbeſtimmt: 
„der Präfident fann vom Zeugen ſowohl ald vom Angeklag⸗ 
teu alle jene Aufflärungen verlangen, die er zur Offenbarung 
der Wahrheit erforderlich glaubt” 2). Daſſelbe Recht wird 
außer den beifigenden Richtern und Geſchwornen auch dem 
Generalprocurator und der Eivilpartei zugeftanden ). — 
Diefe Beftimmungen wurden im Wefentlichen in fämmtliche 
neuere deutſche Geſetze über Strafprozeß und zwar in zwei 
derfelben — die preußifche Verordnung vom 3. Januar 
1849 ($.98) und das württembergifche Gefeg v. 14. Auguſt 
deſſelben Jahres (Art. 90) — vereinigt mit der General: 


2) „Der Gefangene”, fagt eine engliſche Autorität, „hat nie 
9, Mh zu verantworten, fo lange nicht die Affirmative 
deutlich gegen ihn ermwiefen wurde, und zwar derart erwies 
fin, daß, menn er die Beweife nicht hinmwegerflären kann, 
feinem vernünftigen Mtenfchen ein Zweifel über feine Schuld 
bleiben fann (Edinburgh Review, 1842, CLil. p. 374). 
Es har deshalb auch der Angeklagte das Recht, nah Schluß 
des Beweiſes für die Anklage, und che er felbft etwas zu 
feiner Vertheidigung vorbringt, vom Richter zu verlangen, 
daß er die Geſchwornen zur Freifprehung anweife, weit feine 
der Jury vorzulegende Thatſache erwieſen ſey. &. Mühry, 
in der Zeitfchr. für Rechtswifſ. des Auslandes, AIX. ©. 54; — 
Macaulay, History of England, Il, ch. 8. p. 195 (der 


Leipziger Ausgabe). 
3) Code d’Instruction Art. 319, Alinca 3. 


4) Ebend. Alipea 4 
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frage nach englifchem Gebrauch. — Auf diefer fo allge: 
mein gefaßten Anordnung des Code d’Instruction beruht 
das durch Gerichtsgebrauch feftgeftellte Verfahren , wonach 
der Angeklagte vor Eröffnung des eigentlichen Beweisver⸗ 
fahrens ®) ein förmliches, vom Präfidenten und Generals 
procurator vorgenommenes und alle Theile der Anklage 
umfaſſendes Verhoͤr zu beftehen hat; dann aber jeden 
Yugenbli über einzelne Beweismomente zur Rede geftellt 
oder zur Anerfennung von gegen ihn vorgebrachten Bes 
mweisftüchen aufgefordert werden fann. Sind mehrere Ans 
geflagte zugleich vor Gericht geftellt, fo Fünnen einige der: 
felben, während diefer Vernehmung eines andern, aus 
dem Saal entfernt werden 8). 

Laſſen ſich nun diefe Beftimmungen des franzöfifchen 
©efeßes in der That mit dem Anflageprinzip, auf 
dem daffelbe angebli beruht, dem es die bereitwillige 
Aufnahme in Deutfhland, Belgien, Holland und einem 
großen Theile Italiens verdanft, in Einklang bringen? 
Dad Anklageprinzip, auf deflen richtiges Verſtaͤndniß es 
hier anfommen wird, ift nicht ein Iuftiger Schatten, der den 
Augenblick feiner Berförperung , oder wenigftens in limbo 
den der Auferftehung erwarten mußte, bis die franzöfifche 
Legislation der erftaunten Welt das nie Geahnte zeigte; es 
ift vielmehr, abgefehen davon, daß es bei einigen Natio⸗ 
nen ununterbrochen, bei anderen menigftens in früheren 
Kahrhunderten, im Strafprozeß galt, mit vollfter Eon: 
fequenz im Civilverfahren aller Länder durchgeführt. Die 
Frage, wie daffelbe im Strafprozeß geltend gemacht wer: 


5) Nah einem von Duport der franzöfifhen Constituante 
Vorgelegten Plane (Art. 20) hätte das Verhör (interroga- 
toire) de6 Angeklagten am Schluß des Beweisperfahrens 
Statt finden folen. ©. Buchez ct Roux, Histoire 
parlamentaire de la rövolution francaise, T. V. p. 221. 


6) Ebend. Art. 337. 
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den folle, findet alfo ihre natürliche Loͤſung In der Unters 
fuhung: in mwiefern die Natur des Strafrechts 
eine Abweichung von den im Civilprozeß 
geltenden Kormen fordert? 


Der oft erdeterte Unterfchied befteht aber offenbar 
darin, daß 
4) im Civilprozeß es fih um die Verlegung einzelner 
(fubjectiver) Rechte handelt, während die Strafgefehs 
gebung Angeiffen auf das (objective) Recht, Bedro⸗ 
Hungen der gefammten Rechtsordnung fi entgegens 
fiellt; in erſterem alfo der Staat nur indirect, als 
Gemährleifter aller mohlerworbenen Rechte, im Strafs 
prozeß aber unmittelbar betheiligt ift; und daß 
2) im Civilprozeß der Kläger ſolche Güter beanfprucht, 
über die er ſelbſt fomohl als der Angeklagte vollfommen 
frei verfügen können, während im Strafprozeß die in 
der Klage enthaltene Vertheidigung des öffentlichen 
Kechtözuftandes eben fo menig freimillig aufgegeben 
werden fann, als eine freiwillige Verzichtleiftung auf 
Vertheidigung des Lebens, der Ehre und der Sreiheit, 
“die die Anlage bedroht, eine vechtlihe Wirfung haben 
koͤnnte 7). Im Gegentheil wird der hohe Werth die: 
fer unerfeglichen Güter, die Außerft gedruͤckte Lage des: 
jenigen, dem fie ftreitig gemacht werden, die tiefe Er⸗ 
fhütterung der Rechtsordnung, die jede Veruetheilung 
eine® Unfchuldigen herbeiführen müßte — als Gefährs 
dung diefer Güter durch Anftitutionen, Die vorzugs⸗ 
weiſe zu deren Schuß beftimmt find ®) — befondere 





7) S. ®. ©. Puchta, der Jnquifitionsprozeß. (Erlangen 
1844) ©. 11, 17. 
8) Sehr ſchoͤn fagt in der Staatsratbefitung vom 7. September 
1808 Treilhard — was freilih er und feine Suhörer 
oft vergafen: L’erreur da magistat ferait Yowjpurs 
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Vorfehrungen erfordern, die Vertheidigung des Ange: 
Plagten zu erleichtern. 


Folgt nun aus diefem Unterfchiede „die Nothwendigkeit, 
einen Staatsbeamten mit Auffuchung und Verfolgung des 
Verbrechens zu beauftragen, auch den am Prozeß nicht 
unmittelbar Betheiligten zur Aufbringung von Bemweismit: 
teln größere Befchmerlichfeiten aufzuerlegen, und auf die 
Sammlung und Sicherung diefer Beweismittel mehr Sorg: 
falt zu verwenden, als im Eivilprozeß nöthig; folgt dar: 
aus auch das Recht ded Anflägers, ſich duch Vermitt⸗ 
lung des Berichtes der Perfon des Angeflagten bis zur End» 
entſcheidung zu verfichern: fo Fann doch unmöglich daraus 
gefolgert werden, die Stellung des Angeflagten müfle im 
Strafprozeß eine nachtheiligere feyn, als bei Civilſtreitig⸗ 
feiten; es muß ihm vielmehr nicht bloß, mie bei leßtes 
ren, vollfommen freie Hand bei Sammlung der Beweis; 
mittel gelaflen werden, fondern überdies der Beiftand der 
Gerichtsbehörden und eines, nöthigenfall® von Amts 
wegen zugemwiefenen Bertheidigerd dabei zu ftatten foms 
men — Hülfßmittel, die immer noch ſchwach find gegens 
über der Macht, die dem Gegner zu Gebote ſteht. Wie 
im Civilprozeß follen alfo vor dem parteilofen Richter 
Anfläger und Angeflagter einander gleichgeftellt ſeyn, 
nur daß für Legteren die Vermuthung der Unfchuld ftrei; 
tet, auf Erfterem alfo die Beweislaſt liegt. Die Haupt; 
ſache ift, daß im Anklageprozeß fein Mittel angewendet 
wird, das Geftändniß zu erlangen, daß der Ankläger eins 
fach die Befhuldigung vorhält, und der Angeklagte diefe 
und die Beweismittel des Anflägers erfährt; es ift der 


une vaste place & l’ordre public, aoit en frappant un 
innasent, soit en dechaluant un coupable. Locr6 T.XXI. 
» 3. 
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entf&heidende Srundfag des Anflageprozefs 
fes, da der Anfläger beweifen muß” 9). 
Wie aber läßt fich mit diefer Auffaffung des Anklage⸗ 
prinzips ein Verhör des Angeklagten vor dem erfennenden 
Richter vereinigen ? Wenn ed als erfted Eorollar des Ans 
PFlageprinzips anerfannt werden muß, daß der Angeklagte 
diefelben Rechte haben müffe, wie der Anfläger, fo muß 
wohl ein Verfahren als unvereinbar mit diefem Prinzip 
erkannt werden, das den Angeklagten in eine Außerft peins 
liche, ungünftige, ja namentlid für den Unfchuldigen ges 
fährliche Lage bringt, ohne dag ihm ein Mittel gelaffen 
wird, den Anfläger in eine ähnliche Stellung zu verfegen. - 
Schon gendthigt zu fen, jede Frage, die ung geftellt 
wird, zu beantworten, muß ſelbſt unter ganz günftigen 
Umftänden und unter vier Augen dußerft peinlich ſeyn. 
Man denke fi aber den Angeklagten, deſſen Leben viels 
leicht, deſſen Ehre gewiß bedroht ift, deſſen Gefundheit 
durch die Unterfuchungshaft und die bange Ermartung 
des Gerichtstags gewiß nicht gefräftigt wurde; man denfe 
fi ihn — mie dies ja meift der Fall iſt — vor einer 
zahlreichen Zuhörerfchaft, vor feinen, auf ihre ‚innere 
Ueberzeugung” feierlich hingerviefenen Richtern, bei denen 
jedes Zögern, daß leitete Schwanfen in den Antworten 
Verdacht, jede nur im Eutfernteften zweideutige Handlung 
des Angeflagten Mifftimmung gegen ihn erregen muß! 
Man denke Hinzu, daß er bei diefem Verhoͤr gänzlich der 
Willkür preisgegeben iſt; ihn fügt nicht, wie den Zeus 
gen, eine gefegliche Beftimmung über die Falle, in denen 
eine Antwort vermeigert werden darf. Das Verhör des 
Angeflagten darf nicht nur — In dem Augenbliche, mo 
Ruhe und Falte Befonnenheit ihm fo nöthig iſt — Die 


9) Mittermater, Ueber Mündlichkeit, Anklageprinzip a, ſ. w. 
(Gtuttg. 1845) &. 300. 
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zarteften Angelegenheiten feines Herzens, die Perfonen, 
die feiner Liebe am nächften ftehen, ergreifen; es darf 
ihn nöthigen, unſchuldige aber Tächerlihe Schwächen, 
längft gebüßte Schuld oder lang vergefiene Vergehungen 
jugendlichen Leichtſinns felbft and Tageslicht zu ziehen, 
und auf jedes ehrenrührige Gerücht einzugehen, das in 
irgend einer Periode feines Lebens ber ihn verbreitet 
ward. — Und doch muß er antworten !9); und if 
die Krage ihm nicht immer peinlih, fo ift die Antwort 
doch immer gefährlich. Was er zum eigenen VBoctheil 
ausfagt, findet begreiflih fo lange feinen Glauben, ale 
es nicht anderweitig bemiefen ift; mas dagegen ihm zum 
Machtheil gereicht, wird raſch aus feiner Ausfage heraus: 
gegriffen, und leicht geglaubt. Sucht er durch die An: 
Flagefchrift, befannt gemacht mit den ſchweren Verdachte⸗ 
gründen, die gegen ihn vorliegen (denn ohne diefe ftände 
er nicht vor Gericht), eine verdächtigende Thatfache zu uns 
terdruͤcken, zu bemänteln, fo nimmt man dies für Beweis 
des Schuldbewußtſeyns. Verlaͤßt ihn in Bezug gering: 
fügiger Nebenumftände, die erft durch die Anklage be: 
deutend geworden und vielleicht ſchon lange Hinter ihm 
liegen, das Gedaͤchtniß; fo verwicelt er fih in Widers 
fprüche, — man nimmt an, daf er gelogen, daß er fehuldig 





10) &o hat fih die franzöfifche Praris geftaltet; ein Bericht 
über den Prozeß Lafarge erzählt 3. B., daß der Präfident, als 
ihm eine Antwort der Angeklagten ungenügend fchien , zornig 
wurde und erflärte: „er wolle auf der Trage beharren, 
und beftebe darauf, eine Antwort zu erhalten” 
(Edinburgh Review CLU. p. 370). — GCefegliche Beflims 
mungen darüber find felten und unzureichend. So verweift 
die Öfterreihifhe Str. P. D. v. 17. Sanuar 1850 auf die 
Beitimmungen über das Verhör ın der Vorunterſuchung. 
Dort aber beißt es ($. 216, dem etwas fchärfer gefafßten 
6. 200 der bad. Str. P. O. nachgebilder), dag der Angeklagte 
aufmerkfam gemacht werden ſolle, „daß fein Verhalten 
einen für ihn nachtheiligen Einfluß auf die Beurtheilung der 
GSache ausüben könne.” 
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fey. Stimmen dagegen feine Erflärungen über folche Ges 
genftände ganz genau zufammen, giebt er den Bericht mit 
Zuverficht und Beftimmtheit: wie nahe liegt nicht der 
Berdacht , dag das Ganze fchlau erfunden, einftudiet 
ſeyn müfle? 

Aber nicht blos dadurch, daß es den Angeklagten 
gleich beim Beginn der Verhandlung dem Ankläger gegens 
über in fo empfindlihen Nachtheil verfegt, verläugnet 
das franzoͤſiſche Verfahren das Anklageprinzip; es verftößt 
noch gegen eine andere Korderung deflelben: daß dem 
Angeklagten feine Schuld aufs Klarfte nachgewiefen werden 
muͤſſe, daß jeder Zweifel, jede Unflacheit im Beweiſe 
ihm zu Bute fommen fol. Mit welchem Recht Fönnte 
man, dieſes Geſetz anerfennend , vom Angeklagten for; 
dern, daß er Zweifel löfe und Aufflärungen gebe, von 
ihm, dem erftere vielleicht zum Bortheile gereichten, letz⸗ 
tere nachtheilig find? Solche Zumuthung, die faum dem 
Beklagten im Eivilprozeß je gemacht merden Fonnte 1), 
wäre ganz unerflärlich , wenn nicht längft anerfannt wäre, 
daß troß allem Anfcheine der Verbeſſerung der Code d’In- 
struction allem oft gerüugten Unweſen des Inquiſitions⸗ 
prozeſſes freien Spielraum laſſen follte 12) — des Ins 
quifitionsprogefies, der, wenn nicht ausfchliegend fo doch 
vorzugsmweife auf ein Befenntnig des Angeklagten bins 
arbeitete. 


11) ©. v. Savigny, Syſtem des heutigen röm. Rechts VII, 
S. 20 fg. 


12) In vielleicht etwas zu ſtarken Ausdrücken bezeugt dies Bo- 
renger (de la Justice criminelle en France. Paris 1818): 
„Nous nous sommes contentes de placer un magnifique 
frontispice devant les d&combres du despotisme, monu- 
ment trompeur, dont laspect seduit, mais qui glace 
d’effroi quand on y pöuetre! — — tous des Apparences 
Miberales, avec les mots pompeux de jures, de debats 
publics, d’independance judiciaire, de libert& individuel- 
Ms nous sommes doucement conduit & l’abus de toutes 
cos choses” (pag. 2). 
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Es waͤre überflüffig, nuglofe Wiederholung hier 
weiter auszuführen, wenn der Inquiſitionsprozeß — 
wurzelnd einerfeit in den Bedürfnifien einer Zeit, die weit 
genug vorgefchritten war, um die Bedeutung des Strafs 
rechts und Öffentliche Natur zu erfennen, und doch noch 
feine Polizei befaß, der die Sammlung von Beweismit⸗ 
teln hätte überlaffen werden koͤnnen; andrerfeits in den 
Kormen von Gerichten, denen, als Ermeiterungen des 
Gewiſſenstribunals im Beichtftuhle, vor Allem die Tens 
denz innewohnte, die Beweismittel aus dem Inneren des 
Angeklagten zu fchöpfen — fich immer mehr von den 
Kormen des Eivilprozefles entfernte , aus dem er nur eine 
Regel behalten zu follen fehlen: Confessio pro veritate 
accipitur. Aber gerade das Befenntniß muß im 
Strafprozeß von ganz anderem Gefichtspunft aus betrachs 
tet werden als bei Eivilftreitigfeiten.. Als das — was 
es im Eivilverfahren immer geweſen, als „der reine Ges 
genfaß des von dem Kläger vor Gericht ausgefprochenen 
Verzichts” 13) muß ed, da ein BVerzichtleiften auf Ehre, 
Leben und Freiheit rechtlich und fittlid unmöglich ift, im 
Steafverfahren ganz unzuläffig feyn. Es kann da nur 
eine Bedeutung haben, einerfeits als eine freiroillige Rücks 
kehr zum verlaflenen Rechtsgefeß, als fühnende Unters 
merfung unter daffelbe 1%), andrerfeits als „die Höchfte 
Spige der Vergewiſſerung“ 10) und in fofern es die Präs 
fumtion der Wahrheit aus dem Grunde für fich hat, 
„weil fein Menſch ein Schuldbefenntnig ablegen würde, 
wenn die befannten Thatfachen nicht wahr wären” 39), 


13) v. Savigny a. a. O. ©. 11. 
14) Abegg, Beiträge zur Strafprogefgefeßgebung ©. 180 fg. 
15) Hegel, Encyclopaädie S. 361. 


16) Alison, Practice of the Criminal Law of Scotland 
(Lond. 1833) p. 557. 
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Im erfteren Sinne wird das Bekenntniß, für fo wuͤn⸗ 
fhenswerth man e8 immer halten möge, nur Außerft fels 
ten vorkommen, noch feltener aber als nicht mit Zuvers 
fiht erfannt werden; — in jedem Kall wird es in diefer 
Richtung bedeutungslos, fobald ed anders ald aus volls 
fommen freier Herzenscegung und ohne allen äußeren Ans 
ftoß abgelegt wird, oder wenn es gar ftüchweife entlockt, 
ſtuͤckweiſe entriffen und zum Theil verweigert wurde. 

Im legteren Einne beruht der Werth des Geftänds 
niſſes natürlich ebenfalls auf der Vorausfegung, daß feine 
äußere Einwirfung den natürlichen Widerwillen des Mens 
ſchen vor einer Handlung, die nadhtheilige Folgen für ihn 
haben muß, menigftens für einen Augenblick überwältigt, 
dag alfo weder pſychiſcher noch phyſiſcher Zwang, noch 
eine irrige Vorftelung über die Folgen des Bekenntniſſes 
den Angeklagten zur Ablegung des Belenntnifles gebracht 
habe 17). Die Gemifheit, daß diefe Vorausfegung ges 
gründet fey, Eann der Inquiſitionsprozeß, der den Richter 
veranlaft auf ein Befenntniß hinzuarbeiten, nie gewähren; 
fie ift nur dann unbedingt vorhanden, wenn daß Befennts 
niß in Gegenwart der erfennenden Richter abgelegt wird, 
die alfo felbft ſich die Ueberzeugung verfchaffen fönnen, daß _ 
der Bekennende allem unziemlichen Einfluß entruͤckt, und 
mit den Folgen, die feine Ausſagen nach fich ziehen müfs 
fen, befannt ift. In diefer — freilich felten ſich ergeben: 
den — Korm wird das Befenntniß des Angeflagten als 
vollgultig, als jeden anderen Beweis ausfchliegend im 


17) „And where a person upon his arraignement actually 
confesses himself guilty or unadvisediy discloses the spe- 
cial manner of the fact supposing that doth not amount 
to felonuy, where it doth: the judges upon probable cir- 
cumstances that such confession may proceed from fear, 
weakness Or ignorance may refuse such a confession 
and suffer the farty to plead „not guilty.” Tomlins, 
Law dictionary, 1. v. Confession. J 


Archiv d. Er. #. 1801. 1. 21. F 





82 Ueber bie Bernehmung des Angeklagten 


englifchen und febottiihen Prozeß angenommen 28). Ein 
Bekenntniß, das diefe Eigenfchaften nicht an fich traͤgt, 
es fen durch Gerichtsperfonen beglaubigt oder nicht, kann 
dort nichts mehr ſeyn als eine gegen den Angeklagten fpres 
cbende Anzeigung , die in aller Form bemwiefen werden muß, 
einen Gegenbemweis nicht ausfchließt, und ſehr vorfichtig 
aufgenommen wird. Es fteht ein ſolches Befenntniß nicht 
höher als irgend eine andere Aeußerung des Angeklagten, 
die geeignet wäre, ihn zu verdächtigen; — der Ankfläger 
hat das Recht, fie ald Beweis der Echuld anzuführen, 
wenn fie wirklich gethan wurde; aber dem Angeklagten 
fpeicht niemand das Recht ab, Allem auszumeihen, was 
ihm eine ſolche Aeußerung entreigen oder entlocken Fönnte. 
Am wenigſten ließe fib8 das Bericht einfallen, dieſes zu 
verfuchen; denn es ift einer der Fundamentalſaͤtze beitifcher 
Jurisprudenz: No man is bound to give evidence 
against himself. | 

In Schottland zwar, wo auf ein Bekenntniß des 
Angeklagten ſchon deshalb mehr Werth gelegt wird ale in 
England, weil der Staatsanwalt die Anflage unter eiges 
ner Verantwortung , weder durch Ausfpruch einer Grand 
Jury, noch durch das Verweiſungserkenntniß einer Ans 
Flagefammer gededt, vor die Deffentlichfeit bringt, wird 
dem Angeflagten in der VBorunterfuhung, che man ihm 
Zeugenausſagen mitgetheilt oder der Verkehr mit einem 
Vertheidiger oder irgend anderen Perfonen geftattet wird, 
eine Erflärung über die ihm zur Laft gelegte That im Bei⸗ 
ſeyn zweier und des Sheriff abgenommen. Aber dies 
gefchieht nur, nachdem Legterer ihn darüber belehrt hat, 
daß er die Antwort auf alle oder einzelne der ihm vorge: 


18) „The law holda, that what a man admits in the hour 
of his trial „. . is entitled to much more consideration, 
than what is freviousiy declared to, however distimetly 
before a magistrate.” Alison, J. c. p. 579. 
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legten Fragen verweigern koͤnne, daß aber feine Erflärung, 
wie immer fie ausfalle, aufgezeichnet und wahrfcheinlich 
als Beweismittel gegen ihn benugt werden würde. Sieht 
er ſich fpäter veranlaßt eine neue Erklaͤrung abzugeben, 
fo muß ihm zuvor die frühere ihrem ganzen Inhalte nach 
soleder vorgelefen werden. — Diefe Vernehmung, bei 
der die Kragen der Kisfalprocurator (der Vertreter der 
Staatsanwaltſchaft) ftellt, hat einzig den Zweck, dem 
Angeklagten Gelegenheit zu geben, fi wo möglich fos 
gleih von jedem Verdacht zu reinigen, daß feine augens 
blickliche Entlaffung verfügt werde. Sie wird fo confes 
quent ald ein zu Gunſten des Angeflagten vorgenommener 
Aft angefehen, dag ihm nicht geftattet iſt, bei der Haupts 
verhandlung das Protofoll derfelben als Beweismittel vors 
zubringen; die in demfelben niedergelegte Erflärung (de- 
claration) wird für das Gegenſtuͤck der Anklagefchrift ges 
halten, die die Staatsanwaltfchaft eben fo wenig für ſich 
anführen kann, während es dem Angeflagten frei fteht, 
fie auf diefelbe Art als Beweismittel für feine Behaups 
tungen vorzubringen, wie fih der Lord Advocate gegen 
ihn der Declaration bedient. Diefe nämlich kann, wie 
immer fie laute, in der Hauptverhandfung gegen den. 
Angeflagten ald Beweismittel vorgebracht werden, nach⸗ 
dem die Erfüllung aller vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten 
nachgewiefen wurde. An den Angeklagten oder vielmehe 
an deflen Vertheidiger fann in Bezug auf diefe Erklaͤ⸗ 
rung nur eine Frage gerichtet werden: ob er das pers 
ſoͤnliche Erſcheinen dee auf derfelben unterzeichneten Zeugen 
fordere, oder darauf verzihte? Sobald die geringfte bei 
Abnahme oder Aufzeichnung der Declaration vorgefoms 
mene Unregelmäßigkeit entdeckt wird; fobald fich zeigt, 
daß nur im Entfernteften auf den Entſchluß des Ausfagens 
den eingerirft wurde, wird das Aktenſtuͤck zuruͤckgewieſen. 
Dies gefhah z. B. einmal, meil der Unterfuchungsrichter 
52 
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dem Angeklagten gefagt Hatte, „es fey ihm anheingeftellt 
zu fagen, was er für gut fände”; das aber um fo beſſer 
für ihn fegn werde, je aufcichtiger er fprecbe, und dag 
er (der Richter) an feiner Stelle aufrichtig feyn uud aus⸗ 
fuͤhrlich ſprechen würde ?9). 

Aber Fein noch fo ausführliches, dieſer Declaration 
oder aus andern Aeußerungen des Angeklagten nachgewie⸗ 
ſenes Geſtaͤndniß kann nach fchottifhem Recht einen vers 
urtbeilenden Wahrfpruch herbeiführen, wenn nicht das 
Corpus delicti und irgend ein Zufammenhang zwilchen 
diefem und dem Angeflagten noch auf andre Weife conftas 
tiet wurden 29), In England wird dagegen auch in der 
Vorunterfuhung gar nichts gethan, um ein Geftändnig 
zu erlangen; es wird vielmehr dort wie In der Hauptver⸗ 
Handlung an den Angeklagten nur die allgemeine Krage 
über Echuld oder Nichtfchuld gerichtet, und ihm bloß bei 
der Zeugenvernehmung, die in feiner und meift auch feines 
Vertheidigerd Gegenwart vorgenommen wird, Gelegenheit 
gegeben, ſich über jede einzelne Ausfage zu Außern, wenn 
er dies wuͤnſcht. Dieſe Aeußerung wird aufgezeichnet, 
und kann gleich jeder außergerichtlichen in der Hauptvers 
handlung als Beweismittel gegen ihn dienen 21). Wähs 
vend aber fo in England weniger für Erlangung eined Ges 
beimniffes geſchieht als in Schottland, wird ein um fo 
größeres Gewicht auf daffelbe gelegt, wenn es ermwiefen iſt. 
Sofern die Aeußerung der Jury ermiefen und unbedenklich 
ſcheint, fann diefe darauf allein, und wäre fonft fein 
Beweis vorhanden, ihr „ſchuldig“ gründen 22). 


19) Alison ]. c. p. 568. 
20) Alison p. 573. 
21) Nur muß fie, wo möglich, durch das Werhörprotofoll nach⸗ 


gewicfen werden, da die Beweisgefege im jedem Falle den 
beiten Beweis fordern, den die Umſtände zulafien. 


22) It seems that the confession of a prisoner is evidence 
against him, though there is no proof aliunde of the 
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Es kann nach allem Diefem gewiß nicht behauptet 
werden, daß im englifch sfchottiihen Recht auf das Bes 
ftändnig des Angeflagten zu wenig Werth, gelegt werde 
(es ließe ſich vielmehr Manches gegen die ganz civiliftifche 
Behandlung der von feinem „Beweis“ unterftügten lex 
„guilty” einwenden), twenngleich nicht wie in Frankreich 
alle Proceduren ſich um daffelbe drehen, und unmürdige 
Mittel angewendet werden, ein Geftändniß oder auch nur 
ein fcheinbares, theilweifes Zugeftändnig dem Angeflagten 
abzugewinnen. Es hieße Wafler ind Meer traaen, wollte 
man nicht den Beweis führen, daß die franzöfifche Vor⸗ 
unterfuhung eine rein inquifitorifche if. Dagegen 
ließe fi im Allgemeinen, felbft vom Standpunft des 
Accufationsprozefies , nichts einwenden, da bei confequen: 
tee Durchführung des Anklageprinzips und der Mündliche 
keit eigentlich nur die Hauptvechandlung den Prozeß bil 
det; die Yuffuchung von Beweismitteln muß die Sade 
der Parteien, nicht des Richters feyn 2). Es iſt auch 
diefe Auffaffung der Borunterfuhung fein bloßes Theos 
sem; vielleicht ift fie in Schottland mit eines Eonfequenz 
feftgehalten, wie man fie nur in den Rechteinftisuten Dies 
feö Landes findet. Die Wahl und Sammlung von Bes 
weismitteln ift dem Anfläger ganz in die Hände gegeben; 
nue wo es zur Erlangung oder Sicherung derfelden eines 
Eingriffs in die perfönliche Kreiheit oder das Hausrecht 
einer Perſon bedarf, oder wo er den Belig gewiſſer Bes 
weismittel fchon vor der Hauptverhandlung conftatirem 
will, ſey es weil er deren Verluſt fürchtet, oder daß er 
fh vor dem Vorwurf einer feichtfinnigen Anklage fichern 
will, ruft er die Autorität des Richters an. Der unabs 


offence having been committed. Tomlins, Law dictio- 
nary I. v. Confession. 


23) &. Geib, die Reform des deutfchen Staatslebens, (rip. 
1848) ©. 104 — 108, 
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Hängige Richter ift es alfo, der auf Verlangen des 
Anflägers die Vorführung des Angeklagten und Haus⸗ 
fuchungen anordnet, Zeugenausfagen und Erflärungen 
des Angeklagten beglaubigt; er ift e8, dee nach Anhörung 
beider Parteien darüber entfcheidet, ob der Angeklagte bis 
“ zur Hauptvechandlung in Haft (oder Haftung) genommen 
werden folle oder nicht. Während fo der fchottifche Unters 
fuchungsrichtee dem Angeklagten gegenüber nie aufhört 
parteilos zu feyn, find in feiner Hand zwei Waffen, die 
ihm wie dem franzöfifchen Unterfuchungsrichter zuftehen, 
unfchädlih geworden. Beide vernehmen den Angeklagten 
ohne ihm über die Zeugenausfagen Auskunft zu geben; 
aber der fehottifche Angeklagte darf nicht nur die Antwort 
verweigern, fondern kann dies ohne Gefahr, da das in 
der franzöfifhen Praxis furchtbar gewordene Mittel der 
mise au secret vom fchottifchen Richter nicht länger als 
acht Tage währen dürfte 22). Dagegen fteht nicht nur 
dee franzöfifche Unterfuchungsrichter unter der Aufficht 
und Difeiplinargewalt ded Anklaͤgers (Art. 57 u. 280 des 
Code d’Instruction), hat felbft Beweismittel aufzufuchen 
und darf, durch Feine gefeglihe Beftimmung in feinem 
Verfahren gegen den Angeflagten geleitet, über deſſen 
Behandlung während der Unterfuchungshaft, fo wie über 
die Dauer der letzteren theils nach eigenem Ermeſſen, 
theild nach einem auf feinen Bericht geftügten Beſchluß 
dee Rathskammer verfügen (Art. 613 des Code), — 
fondern e8 darf auch unter gemwiflen Umftänden der Ans 
Fläger allein, ohne Zeugen, den Angeflagten vernehmen 
(Act. 25 u. 42), Ein duch ſolches Berfahren erlangtes 
Geftändnig in der Hauptverhandlung auch nur erwähnen 


24) Die Akte von 1701 verbietet „all closs imprisonment for 
more beyond the space ofeight days from the commitment 
(for farther examination , dies nicht zu verwechſeln mit.dem 
for trial) under the paius of wrongous imprisenment. ” 
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zu laſſen, iſt eine ſchreiende Verlegung des Anklageprin⸗ 
zipe. Daß aber alle in einer ſolchen Vorunterſuchung 
aufgezeichneten Ausfagen des Angeklagten ihm aus ihrem 
Zufammenhang geriffen vorgehalten werden dürfen, daß 
ihm zugemuthet werden darf, fie hinweg zu erklären, 
MWiderfprüche zwifchen denfelben aufzulöfen, Gründe für 
einen Widerruf derfelben vorzubringen — alfo einen Bes 
genbeweis zu führen, wo der Beweis fo unvollftändig iſt: 
widerfpricht fo aller natürlichen Billigkeit, daß es zweifels 
haft bleibt, ob in jenen deutfchen Staaten, mo dieſe 
Beftimmungen unverändert angenommen wurden, die 
Deffentlichkeit der Hauptverhandlung ein genügender Erfag 
fey für den Verluſt jener Garantieen, die der deutfche In⸗ 
quiſitionsprozeß vor dem franzöfifchen voraus hatte. 

Man braucht aber an die Mißbraͤuche gar nicht zu 
denken, die bei ſolcher Gefeggebung faum zu vermeiden 
und in Frankreich allerdings nicht felten find 2°), um es 
erflärlich zu finden, daß man eine mündliche Wieder: 
holung des in der Vorunterfuhung abgelegten Geftänds 
niſſes wünfchen mußte; und dagegen liege ſich nichte 
einmwenden, wenn man fib begnügte, den Angeflagten zu 
diefee Wiederholung einfach aufzufordern, und fobald der 
Angeklagte fi) weigert hierauf einzugehen, es dem Ans 
klaͤger überließe ein vorausgegangenes Geftändniß und deſ⸗ 
fen Beweisfähigkeit erfichtlich zu machen. Statt deflen 
wird der Angeflagte, wenn er „toiderruft”, mit feinem 
Geftändnig oder feinen Geftändniffen (denn während fol: 
er Vorunterfuchung hat der Angeklagte oft Veranlaſſung 
deren mehrere vorzubringen), oder, wenn ein foldes nicht 
vorhanden , mit jedem fcheinbaren Zugeftändnig, mit 
Widerfprüchen in jegigen und früheren Erflärungen in die 
Enge getrieben, durch gewandte Krageftellung (wobei die 


25) Berenger, p. 408 seq. 
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Suggeſtivfrage etwas ganz Gewoͤhnliches ift ?°)) zu neuen 
Miderfprüchen, neuen Zugeftändniffen gebracht, wenn er 
ſchwach und unbehilflich, — zu Lügen und Krechheiten, 
wenn er fehlau, gewandt und ſchuldbewußt if. Es ent: 
fpinnt fih ein Kampf (die franzöfifhen Praktiker lieben 
den Ausdrucd und brauchen ihn oft und immer ohne Be: 
denfen), bei dem die Wahrheit, die Gerechtigkeit nichts 
geroinnen , die Würde der Verhandlung aber viel verliert, 
und nicht felten eine Verwirrung entſteht, die auf die 
nachfolgende Verhandlung den unheilvollften Einfluß übt. 


Daß der Zuhörer In ein Labyrinth von Lügen und 
MWiderfprüchen geräth,, aus dem ihn nur felten ein rettens 
der Saden befreit, ift wohl das Gewoͤhnlichere. Wenn 
aber der Verhoͤrende dem Angeflagten in der Hiße des 
„ Kampfes” von einem Bereldmittel zum andern, von 
einer Behauptung zur entgegengefegten aus anderer Zeit 
ftammenden jagt; wenn diefer etwa, fey’8 aus Befangen: 
heit, ſey's aus Schlauheit , die Kragen mißverfteht, viels 
leicht durch ungehörige Antworten das Verhör auf efn 
anderes Gebiet lockt, oder um den Eindruc der Märchen, 
die er etwa gerathen fand, dem Unterfuchungsrichter auf: 
zutifchen , durch neue noch Fühner erfundene, noch febhaf: 
ter ausgemalte zu vermwifchen ftrebt; menn endlich von 
mehreren Angeklagten nur immer Einer Befchuldigungen 
auf die anderen waͤlzt — wie im Ballfpiel: da muß wohl 
felbft der geübte und mit dem Fall fhon befannte Beamte 





36) Inder erften öfterreihifhen Schwurgerichtsfigung (zu Cilly) 
tourde bei einer Anklage wegen Kindermords, nachdem ermits 
telt war, daß in der Nähe des Drtes, wo die Angeklagte ges 
boren hatte, Sicheln waren, die Frage geftelt: „Haben 
Sie vielleicht eine folhe Sichel genommen und damit dem 
Kinde eine Wunde beigebraht?” — eine Frage, die das 
frühere Geſetz verbot, durch tie Strafprojefordnung vom 
17. Januar 1850 aber nicht für unzuläffig erklärt wird. 
(Defterr. Gerichtszeitung dv. 18. Nov. 1850, ©. 100.) 
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irre werden; da müflen mit den Akten unbefannte Richter 
oder gar die Geſchwornen, die über die Sache gar nichts 
gehört Haben als Vermeifungserfenntnig und Anktlagefchrift, 
alfo oft weder den Zweck der Frage no die Bedeutung 
der Antwort erfaflen, die das Eubjective des Tharbeftans 
des erörtern hören, ehe die objectiven Momente deſſelben 
conftatirt find, in eine Art Betäubung gerathen, die nur 
durch Die umfichtigfte Leitung des nachfolgenden Beweis⸗ 
verfahren® gehoben werden kann. 

Zur Rechtfertigung dieſes Verhöres wird eigentlich 
nur ein Grund vorgebradt. „Die Anklageichrift”, 
fagt Sch linf in feiner Kritik einigec Bemerkungen Mit⸗ 
termaiers über diefen Gegenftand 27), „enthält alle 
gegen den Angeflagten ermittelten Verdachtsgruͤnde, und 
da der Prozeß mit ihm contradictoriſch geführt wird, fo 
daͤucht mir, Daß er fih über diefe Gruͤnde Punkt für 
Punkt audzulaffen habe.” Aber es dürfte wohl die Bes 
merfung am Orte ſeyn, daß, eben weil „der Prozeß mit 
ihm contradictorifch geführt wird”, der Angeflagte Bes 
weife fordern fann, und fi auf Verdachtsgrunde (und 
natürlich liegen mit der Anflagefchrift nur ſolche vor) 
nicht einzulaſſen braucht. Sobald ftatt der Verdachts⸗ 
srunde Beweiſe vorliegen, wird e8 im Intereſſe des 
Angeklagten felbft ſeyn, Alles vorzubringen, mas geeignet 
ſcheint, diefe zu entkräften. Daß er dabei Fein weſent⸗ 
liche Moment überfehe, Dazu wird ihm ein Vertheidiger 
beigegeben, und es ift in der That nicht abzufehen, warum 
in des Leteren Amt eingegriffen und der Angeklagte zur 
Vertheidigung gezwungen werden folte. 


Bisher begnügten wir ung, die Vernehmung des Ans 
geflagten zu befprechen, ohne darauf Ruͤckſicht zu neh: 


27) Serichtsfaal, 1850, Bd. I. ©. 361. 
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men, wer diefe vornimmt. Wenden wir ung jegt dieſem 
Theil der Frage zu, fo wird fich bald zeigen, daß dieſes 
Vechör, und böte es ftatt der angeführten Nachtheile 
eben fo weſentliche Bortheile, ſchon deßhalb meafallen 
müßte, meil ed meder vom Richter noch vom Staates 
anmwalte vorgenommen rocrden fann, fo lange das Haupt⸗ 
verfahren ein mündlich s unmittelbares, fo lange es nicht, 
wie Höpfner *) mit Recht dem franzöfifchen vorwirft, 
3, eigentlich nur der Außeren Form nach accuſatoriſch ift.” 


(Schtuß im nachſten Hefte.) 


28) Ueber Anfiagepresch und Gefchmwornengeriht „ (Hamburg 
18414), ©. 11. 


— —— — — — 
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V. 


Die Beſchraͤnkung der Oeffentlichkeit des 
Strafverfahrens vor dem Publicum wegen 
Gefahr der Verletzung der Sittlichkeit. 


Darlegung von Erfahrungen 


von 
Herrn Advocat Bopp 
in Darmſtadt. 


Yıs im Jahr 1816 der nördliche Theil des ehemaligen 
franzoͤſiſchen Departements Donnerdberg ald Provinz 
Rheinheſſen Beftandtheil des Großherzogthums Heflen 
ward, herrſchte dort das Princip der Deffentlichkeit des 
Strafverfahren vor dem Publicum ganz unbeſchraͤnkt, 
während der reinfte Gegenfaß, die vollfte Heimlichkeit dies 
ſes Berfahrens, in den beiden andern Provinzen zum 
Siege gelangt war. Der gute Vater Rhein hörte mit 
dem linfen Ohr, während daß rechte taub war, und 
machte bei der Lefung der Hymnonsfe Jean Paulb: 
„Meber das Stüf, an einem Ohr taub zu ſeyn“, feine 
Gloſſen. Erſt fpät , in einer verhängnißvollen Zeit, 
tauchte der Gedanke auf, jener Deffentlichfeit den 
Krieg zu erklären, während das Wolf meinte, es fey die 
höchfte Zeit, der Heimlichfeit ein Ende zu machen. 
Am 2. Juni 1835 erfohien der Staatsrath Knapp in der 
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zweiten Kammer der Stände und legte derfelben einen in 
6 Artikel zerfallenden Gefeßesentwurf wegen Belchranz 
fung der Deffentlichfeit des Strafverfahrens in Bezug auf 
das Publicum in der Provinz Rheinheffen vor, deſſen 
Art. 2 lautete: „Wenn eine Verhandlung vor den Erimis 
nalgerichtöhöfen , vor den Zuchtpolizgeis oder einfachen 
-Polizeigerichten gefährlich für die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit, für die guten Sitten oder für den guten Ruf 
und die Ruhe nicht betheiligter “Individuen oder Kamilien 
erfcheint, fo find die befaßten Gerichte befugt, die Vers 
handlung bei gefchloffenen Thüren zu verordnen.” Diefe 
Propofition führte nach ausführlichen Verhandlungen *) zu 
dem Geſetz vom 22. März 1836, das, nicht ganz in die 
ntentionen der Staatsregierung eingehend, im Art. 2 
verordnete: „Wenn in Criminal: oder Zuchtpolizeis Sacdyen 
vor einem für die Provinz Rheinheffen angeordneten Ge: 
richte eine Verhandlung Statt findet, welche gefährlich 
für die oͤffentliche Ordnung und Sicherheit oder für die 
guten Sitten erfcheint, fo find die befaßten Berichte bes 
fugt, die Verhandlung bei verfchloffenen Thüren zu vers 
ordnen” x. 


Diefes Gefeg wurde, als in das Fleiſch der eifers 
füchtig bewachten Inſtitutionen ſchneidend, in der Provinz 
Rheinheſſen fehr unfreundlich begrüßt, und hatte fo fehr 
das Ddium gegen fi), Daß der Art. 2, in fomeit er wegen 
Gefahr für die Öffentliche Drdnung und Sicherheit die 


Ye ©, „meinen Beitrag zum Jahrgang 1837 dieſes Archivs, 
: „Die Berbandlungen“ der Ständeverfamm: 
34 Ve Großherzegigums Heflen auf den Landtagen vom 
Sahr 18°5;,, über den Gefegesentwurf wegen Beſchränkung 
der DeffenslichEeit des Strafverfahrens in Bezug auf das Pus 
blicum. Beitrag zur Gefchichte und Befprehung des Prinz 
cip6 der Deffentlichkeit zur Gerechtigfeitspflege.” Mein ges 
genmwärtiger kleiner Beitrag ift zugleich gewiflermafen 
ein Radhtrag. 
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jeffentlichfeit befchranft wiſſen wollte, fo gut wie gar 
icht in Anwendung gebradht ward. Bald follte au 
iefe Ausnahme durch das Geſetz audgefchieden werden. 
zei Vorlegung des Gefegesentwurfs wegen Einführung 
es mündlichen und oͤffentlichen Strafverfahrene mit 
Ehrourgeriht in den rechtöcheinifchen Landestheilen im 
Rai 1848 fchlug die Etaatöregierung vor, „die Defs 
mtlichfeit der Aflifenverhandlungen,, abweichend von den 
1Rheinheſſen beftehenden mehreren Belchränfungen”, 
ae für den Fall der Gefährdung der Sittlichkeit auszu⸗ 
dliegen. Die Kammern nahmen diefen Vorſchlag ſtill⸗ 
Hmeigend an, und fo heißt ed nun im Act. 127 des 
defeged: „Das Verfahren vor den Affifen ift öffentlich 
ei Vermeidung der Nichtigkeit. Die Entfers 
ung der Zuhörer aus dem Gerichtsſaale und die Schließung 
«6 letzteren darf von dem Affifenhofe nur dann verfügt 
verden, wenn ducch die Deffentlichkeit des Verfahrens die 
Sittlichfeit verlegt werden würde” ?). Die Art. 128 — 130 
ber verfügen weiter, die Verhandlung darüber finde Statt 
n Berathungszimmer, dag Urtheil erfolge auf Antrag des 
Staatsprocuratorg, des Angeklagten, felbft von Amts 
wgen nad) gepflogener Verhandlung und gebe den Grund 
ee. Anordnung an; nach dÖffentliber Verkuͤndigung des 
finem Recurs unterroorfenen Urtheils müffe fi das Pus 
ficum zuruͤckziehen und außer den bei dem Verfahren be; 


2) Im Wefentlihen gleihen Inhalts iſt der nachgebildere 
Art. 110 des Württembergifhen Geſezes. S. Reuf: die 
Gefege über die Schwurgerichte cc. Stuttgart 1849. ©. 20. 
Rah der Gefeggebung für Bayern foll die Deifentlichkeit 
wegfallen „„mwegen drohenden Aergerniffes oder Verlegung des 
Schamgefühls.“ S. Der Gerichtsfaal, Zeitfchrift fur Volkes 
shümliches Recht, herausgegeben von v. Jagemann, Erfter 
Sahrgang (1849), Band 2. S. 28. Aehnlich fchlägt der Ents 
wurf einer Errafproschordnung für Schleemwig : Holitein im 
Art. 37 vor, daß die Derfentlichkeit ausgefchloffen werden 
fole, „bet Gefahr für die Eitten oder die öffentliche Ord⸗ 
nung. ” 
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ſchaͤftigten Perfonen dürften nur Gerichtöperfonen und Ge⸗ 
richtsangehörige, Anwaͤlte und Hofgerichte s Secretariate = 
Acceffiften, fo wie die nicht zu Gericht figenden Geſchwornen 
gegenwärtig ſeyn ?); die Anordnung koͤnne in jedem Stas 
dium des Verfahrens, aber nicht früher al nach dem 
Aufeuf der Sache, begehrt und befchloffen werden, und 
entweder nur einen Theil des Verfahrens oder das Ganze 
deffelben, dad Refume des Präfidenten einbegriffen, ums 
foffen, nur da die Verfündigung des Endurtheild, ſowie 
die Freiſprechung durch den Präfidenten öffentlich geſche⸗ 
hen müfle. 

Das Geſetz vom 31. December 1848 wegen des Vers 
fahren® in Aflifenfachen zc. in Rheinheflen verordnet im 
Art.160: „Die durch den Art.2 des Gefeges vom 22. März 
1836 — den Berichten ertheilte Befugniß, die Verhands 
lungen in Eriminals oder Freisgericktlihen Straffachen bei 
verfchloffenen Thüren zu verordnen, wird hier mit auf den 
Fall beihränft, in welchem dur die Deffentlichfeit des 
Verfahrens die Sittlichkeit verlegt werden würde.” 

Unter den Källen, welche bisher (bis zum Monat 
November 1850) von den Affifen der Provinz Starken; 
burg abgeurtheilt wurden, befanden fich vier, welche zur 
Anwendung des Art. 127 führten. Jedesmal ftellte der 
Staatsanwalt den Antrag auf Ausfchließung der Deffents 
lichkeit, jedesmal milligte der vom Präfidenten zur Erklaͤ⸗ 
rung daruͤber aufgeforderte Vertheidiger ein, worauf der 
Gerichtshof durch motivirtes Urtheil dem Antrag Folge gab. 
Nach deffen Verkündigung forderte der Prafident das Pu⸗ 
blicum auf, fich zurückzuziehen, was jedesmal bereitwillig 
gefbah. Nur die zum Bleiben Berechtigten blieben zus 
rück. Ich machte von diefer meiner Prärogative — wenn 


3) Ich konnte wahrnehmen, daß diefe Vorfchrift mit Strenge 
gehandhabt wurde. Der Prafident lich angefehene Männ.r 
bedeuten, ſich zu entfernen. 
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ih mich fo ausdrücken darf — Gebrauch, mit in der 
Abſicht, mich durch Selbſtanſchauung daruͤber zu belehren, 
ob ein hinreichender Grund diefe einzige Ausnahme von 
der Regel der Yublicitat rechtfertige. 


Der erfte Sall wurde am 11. December 1849 vers 
handelt. Auf der Bank der Angeklagten erblickte ich einen 
nahe 40 Jahre alten bleiben Mann mit franzöfifcher Ges 
fihtsbildung, ſchwarzem Haupthaar und dunkler Haut, 
gebürtig aus dem Dörfchen Wembach im nördlichen Theil 
des Ddenmwaldes, das im Jahr 1699 von aus Frankreich 
vertriebenen Waldenſern angelegt worden war. Ich fand 
in dem Angeklagten gemiffermaßen einen literarifchen Bes 
£annten wieder, dee zugleich ein alter Bekannte der Ges 
techtigfeitspflege war. Schon vor zwanzig Jahren hatte 
er die Gerichte befchäftigt, weil er fi) ſchon damals ein 
Vergehen zu Schulden fommen ließ. Denn er lich in 
einem ausgedehnten Wald ein ihm anvertrautes Kind zus 
ruͤck, das duch glücklichen Zufall gerettet ward, und wur⸗ 
de nach Analogie des Art. 132 der Peinl. Ger. Ordn. bes 
ſtraft. Ich theilte diefen Steafrechtsfall im 9. Band der 
Hitzig' ſchen Annalen der Eriminalvechtöpflege mit, und 
lieg mich dadurch zugleih zu einem Heinen Beitrag im 
Sahrgang 1833 diefes Archivs des Eriminalrechts anregen: 
„Einiges über das Verbrechen der gefährlichen Verlaſſung 
und Ausfegung eines Menfchen nad) deutfchem gemeinen. 
Criminalrecht.“ Der Angeklagte hatte alfo ſchon in der 
Jugend eine ftrafbare Neigung zur Verlegung fremder 
Derfönlichkeit an den Tag gelegt. In der Zwifchenzeit 
war er wegen Verfuche der Nothzucht mehrmals beftraft 
worden, und nun fand er wieder vor Gericht wegen der 
Anklage, fich des Verfuchs der Nothzucht, der Verlegung 
der Schamhaftigfeit, der Körperverlegung und des Raubs 
ſchuldig gemacht zu haben. 
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Die Geſchwornen erkannten die Anklage in der erften 
Beziehung für begründet, daher der Angeklagte regen 
Verſuchs der Nothzucht in eine Zuchthausftrafe von fünf 
Fahren verurtheilt ward. 

Die Anfhauung des Verfahrens ließ mich zu demfel: 
ben Ergebniſſe gelangen , welches die Geſchwornen als 
die Krucht ihrer Aufmerkſamkeit fanden; es belehrte mich 
aber auch, daß es gar nichts zu fagen gehabt hätte, wenn 
das Verfahren oͤffentlich geweſen wäre. Die Anklage 
ward mit vieler Delifateffe verhandelt und felbft das zar⸗ 
tefte weibliche Ohr würde nicht beleidigt worden feyn ; das 
fittliche Gefühl wurde nicht nur nicht verlegt, fondern viels 
mehr gehoben durch den Ernft und die Betrachtung des Zwecks 
des Verfahrens, welchem das die That ahndende Urtheil auf 
dem Fuße folgte. ch wurde an eine Yeußerung des Abg. 
Schmitt (Advocat in Mainz) auf dem Landtage von 
1885/,, erinnert, die er in feine gegen jenen Gefegesents 
wurf wegen Befchränfung der Deffentlichfeit gerichtete Rede 
verwebte. „Auch vertcaue man” — fo fprah er — 
„dem richtigen Tact der bei einer folhen Verhandlung ers 
fcheinenden Zeugen und fungirenden Beamten, daß «8 
ihnen gelingen wird, ohne Nachtheil der Wahrheit, dem 
Thatbeftand eine Korm der Darftellung zu geben, welche 
der Züchtigfeit nicht zu nahe tritt, und ich kann naments 
ih den Nothzuchtsfall anführen, deflen in den Motiven 
erwaͤhnt wird und bei welchem, aufer einem andern Mit: 
gliede diefer verehrlichen Kammer, auch ih als Vertheidis 
ger auftrat, wo in tagelangem Bortrage der Öffentlichen 
Anklage und Vertheidigungen,, fo tie in dem Refume des 
Bräfidenten au nicht ein Wort gebraucht wurde, was 
felbft das zartefte Ohr hätte verlegen koͤnnen“ ıc. | 

Der zweite Fall, welcher die Affifen am 31. Januar 
und 1. Kebruar 1850 befchäftigte, und einem modernen 
Juvenal Stoff bereitet hätte, ließ vier Perfonen weiblichen 
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Geſchlechts auf der Bank der Angeklagten fehen und hatte 
die Verbrechen des Kindesmords und der Abtreibung der Lei⸗ 
beöfrucht zum Gegenftand. Diefelbe Wahrnehmung! Eher 
fonnte man darin eine Bedenflichfeit finden. daß die 
Verhandlungen gewiſſermaßen Vorlefungen über die Kunft, 
durch dynamiſche und mechanifche Mittel eine Leibesfrucht abs 
jutreiben, hielten, Untercicht darin ertheilten; die ſes Bes 
denfen gehört aber nicht dem Kreife der Krage an, von 
weicher hier die Rede ift, und wurde auch ſchon fiegreich 
bekaͤmpft. 

Der dritte Fall, verhandelt am 7. und 8. Februar 
1850, ſchloß eine Anklage wegen Verführung zur Unzucht 
und Blutfhande in fib. Schon Jahre lang hatte die 
Öffentlihe Moral einen Vater (einen Handwerker in 
Darmftadt) befchuldigt, daß er ſich feine Tochter als Bei⸗ 
fhläferin Halte; das Aergerniß nahm fo zu, daß die Ges 
vechtigfeit endlihd gegen Vater und Tochter einfchritt. 
Erfterer ftarb einige Tage vor dem zur Verhandlung der 
Anflage beftimmten Tage *) im Arrefihaufe, fo daß nur 
die 23 Jahre alte Tochter auf der Anklagebank Plag 
nahm. Die Anfhauung des Verfahrens führte im Gans 
zen zu denfelben Wahrnehmungen und Betrachtungen , die 


4) Yſychologiſch merkwürdig war mir der Umftand, daß die 
Angeklagte , welche ſchon von ihrem zehnten Jahre an dem 
Lüften ihres thierifhen Waters dienen mufte, in der Vor⸗ 
unterfuhung ihre Vergehen eingeftand, aber nun in Abrede 
ſtellte. Ihr Vater war todt, aber es war ihr Water, und 
eine tiefe Pietät, eine Zugend, die auch im verdorbenen Hers 
zen eine heilige Stätte findet, hielt fie ab, durch ein wieders 
holtes Bekenntniß noch über den Grabhügel ihres Waters 
wegzufchreiten und ihn mit anzuklagen. Beharrlich behaup⸗ 
tete fie defien Unfchuld. Der arme Bruder der Unglüdlichen, 
die fo fehr Gegenſtand des Abfcheucs war, dab Niemand fie im 
Dienft nahm, den fie fuchte, um gegen ihren Water eine 
Steiftätte zu finden , hatte den Water anftändig beerdigen lafs 
en. Go büllten die Gefchwifter das Andenken an den, m 
em fie durch die heiligften Bande der Natur verknüpft waren, 
in ein reines Leichentuch. 


Archiv d. Er. R. 1881. 1. ©t. G 
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ſich mir bei den Entwicklungen des erſten Falls auf: 
drängten. 

Der vierte Hall, welcher am 7. Mai 1850 zur Ver: 
Handlung fam, hatte das Verbrechen des Kindesmorde 
und der Verheimlichung der Niederkunft, defien die Ange: 
Hagte befchuldigt erfchien, zum Gegenftand, und würde, 
wenn das Publicum hätte Zeuge ſeyn können, demfelben 
nichts Anſtoͤßiges gezeigt, es würde bemerkt haben, daß 
der Anftand immer beobachtet worden wäre. Der Act 
des Gebährens fpielte ziwar, zumal da zwei Nabelfchnu: 
ren zum Vorſchein famen und nur eine Kindesleiche ge: 
funden wurde, was die Sache befonders verwickelt machte 
und Räthfel auftauchen ließ, eine große Rolle, aber — 
naturalia non Bunt turpia. Ich würde mich nicht ge: 
wundert haben, wenn ich von Prüderie freie Mütter in 
der Loge für das weibliche Gefchlecht gefehen hätte. Jung⸗ 
feauen würden gewiß nicht daran gedacht haben fich ein: 
ufinden, und Hebammen hätten etwas gelernt. 

Darf ich hiernach es wagen, von eigenen @rfahruns 
gen zu reden, fo finde ich mich aufgefordert, mich den 
Männern zur Seite zu ftellen, welche auch der Befchräns 
fung der Deffentlichfeit des Strafverfahrens wegen Gefahr 
der Verlegung der Sittlichfeit nicht geneigt find ®). Ich 


5) So fpricht fich GSeneralflantsprocurator Molitor in München, 
im dritten Band der Zeitfchrift Für deutfches Strafverfahren 
(„ Erfahrungen im Gebiete der Criminalrechtspflege“) auch 
dahin aus: „„Selbft fletfchliche Verbrechen können meiftens in 
einer den Anftand fichernden Weiſe verhandelt werden, 
und die Art der Behandlung ift hierbei von größerem Ge⸗ 
wicht, als die Sache ſelbſt. Der Ernft und die Tendenz der 
gerichtlichen Verhandlung führen ſelbſt bei der Grörterung 
deltkater Details nicht leicht die Erwedung ven Lüften berbei. 
Indeſſen iR nicht zu läugnen, daß im feltenen Fällen die 
Ausfcpliefung der Jugend und des weiblichen Geſchlechts wüns 
ſchenswerth erſcheint. In Rheinbayern, wo die Deffentlich- 
keit im vollften Umfange, ohne die Befchränfungen der fran⸗ 
zöfifhen Charte und des heſſiſchen Geſehes vom 22. Mär; 
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betrachte diefe Gefahr als eine Art Illuſion. Jedenfalls 
ift das Princip der Deffentlichfeit ein ſo ſouveraines, daß 
ed berechtigt iſt, gegen untergeordnete Ruͤckſichten den 
Play zu behaupten. „In der That” — fo fpricht fich 
Temme ©. 95 feinee neuen Schrift: Grundzüge des 
deutfchen Steafverfahrene, aus — „hält man einmal die 


1836 Hefteht, leiſtet in dergleichen Fällen eine Benachrichtie 
gung der Schulvorftände und eine Erinnerung des Aſſiſen⸗ 
präfidenten, daß die Verhandlung für Eeufche Ohren nicht ges 
eignet fen, volllommen Genüge“ ıc. In gleichem Sinne 
äußert fih der Verfaſſer der Schrift: Bemerkungen über bie 
Einführung der Deffentlichkeit des gerichtlichen Verfahrens und 
der Sefchwornengerichte in Bayern. Bon einem Zuftisbeams 
ten. München 1819. — Vergl. Mittermaier: Die Münde 
lichkeit, das Anklageprincip, die Deffentlichleit und das Ges 
ſchwornengericht ꝛc. Stuttgart 1845. S. 352 fg. In einer 
Note bemerft der Werfaffer: „In Rheinbayern befteht ie 
noch abfolute Deffentlichkeit. Man bemerkt dort, daß felb 
in den Zällen, in welchen ſchwere Angriffe gegen Keufchheit 
verhandelt werden , es möglich iſt, fie fo zart und würdig zw 
verhandeln, daß auch der Anftand nicht durch ein Wort ders 
fest wird”, Hinzufügend: „Der Verfafler hat in Rheinbanern 
einer Affife über Nothzucht beigewohnt,, worin man eben f 
Die Zartheit und Würde des Präfidenten, als das Schidti 
Eettögefühl der Bengen achten mußte.” &. noch Bahartä: 
Vierzig Bücher vom Gtaat. Meue Ausgabe, Band 4. Heidels 
berg 1840. &. 80. 81. 

Sm erften Band der Gipungsberichte der bayerifchen 
Gtrafgerichte , herausgegeben von der Redaction der Blätter 
für Rechtsanwendung, Erlangen 1849, wird ein Urtbeil 
des Caſſationshofs in einer Anklagefache wegen Nothzucht 
vom Juli 1849 mitgetheilt; die Motive fchliefen mit dem 
Worten: Bor der Belehrung der Gefchwornen durch den 
Dröfidenten bat die unbedingte Deffentlichteit der Sitzung 
wieder einzutreten , und es iſt dann allerdings eine ſchwierige 
Aufgabe für den Präfidenten, den Gefchwornen die Merk⸗ 
male eines Verbrechens, mie 3. B. der Nothzucht, autelnanders 
zufegen , ohne felöft das Schamgefühl zu verlegen. Allein ven 
einem Dann feiner Bildungsftufe läßt fich vorausfehen, daß 
er fich dieſer Pflicht gegenüber den Geſchwornen, welche ohne⸗ 
Dies die ganze Berhandlung mit angebört haben, auf eine 
Weile entledige, daB feine Worte auch von einem größeren 
Yublicum vernommen werden dürfen, ohne das Schamgefüht 
zu verlegen. Die Erfahrungen in der Pfalz, wo überdies 
der Präfident die ganze Verhandlung zu refumiren hat, le⸗ 
fern hiefür einen Beweis, 

G 2 
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Deffentlichfelt des Verfahrens für das Weſen und den 
Zweck deſſelben nothwendig, fo ift e8 ein unabmweisba- 
rer innerer Widerſpruch, fie andern Zwecken wieder zum 
Opfer bringen zu wollen. Man giebt nur zu erkennen, 
dag man fie für etwas Weberflüffiges, für eine Spielerei 
hält, die man den'-— findifchen Anforderungen der Zeit hins 
wirft. Dies zeigt fih auch in dem — Handel, den die 
neueren Gefengebungen hier damit treiben. Von der 
einen Seite ftellt man ſich, als fey der Staat in der größ: 
ten Gefahr, wenn die Deffentlichkeit nicht ausdruͤcklich 
auh um des Wohle des Staats und der Öffentlichen Si: 
cherheit willen ausgeſchloſſen würde. Bon der andern 
Seite hat man diefe Ruͤckſichten ſchon aufgegeben, und 
nur noch die Rüdficht auf Sittlichkeit beibehalten. Allein 
fo menig der Staat und die Öffentliche Sicherheit durch 
die Deffentlichkeit der Strafgerichteverhandlungen gefähr: 
det werden koͤnnen, eben fo wenig kann durch diefelbe eine 
Gefährdung der Sittlichkeit herbeigeführt werden. Sicher: 
heit und Wohl des Staats, mie Sitte und Sittlichkeit, 
müffen, wenn fie gefichert ſeyn follen, auf anderen Etügen 
ruhen, als folhen, die durch eine Öffentliche Gerichts: 
figung zerftört oder fortgegogen werden fünnen. Die Res 
sierung achte ihrerfeltE Recht und Sitte; dann werden 
auch Recht und Sitte im Volke wieder gefräftigt werden, 
ohne dag man ſolche Mittel vorzufchieben braucht, hin⸗ 
ter denen im Grunde nichts meiter ale der Abſolutismus 
verborgen liegt. Lebt im Bolfe wirklich fittlichee Sinn, 
fo werden bei Verhandlungen , die Öffentlich eine nach⸗ 
theilige Einwirkung auf die GSittlichfeit hervorbringen 
koͤnnten, die Berichtshallen von unberufenen Neuglerigen 
nicht befucht werden. Fehlt er, fo wird er durch ein 
Verbot folcher Befuche nicht hergeftellt werden.” 

Ich Habe fhon oben bemerft, daß fih das Publicum 
auf die Aufforderung des Präfidenten jedesmal bereitwillig 
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entfernte. Uber ic las in den Augen und Mienen Weg: 

gchender cine Proteftation gegen eine fo vormundfchaftliche 
Fuͤrſorge des Gefeßgebers und die Frage, warum c8 Eins 
zelne privilegire? Kein Freund von Privilegien, hatte ih, 
dieſer ftillen Frage gegenüber, mit einem gewiffen Wider: 
rien zu fämpfen, als ich von feiner Gunft Gebrauch 
machte. | . 

In jenem von mir aufgeführten dritten Fall mar die 
Ausfchliefung der Deffentlichkeit gewiſſermaßen ſchaͤdlich, 
jedenfalls bedenklich. Das Verbrechen, von dem es ſich 
handelte, Hatte, wie bemerft, fon Jahre lang ein 
ſchweres Öffentliches Aergerniß erregt, das gerade duch 
volle Deffentlichfeit des Verfahrens volle Genugthuung ces 
halten hätte. 

Mögen fih die Stimmen Anderer über das Theme, 
das ich berührte, erheben, namentlich auch hinſichtlich Der 
Stage: 0b nit wenigftens die Männerwelt von 
aller Beſchraͤnkung der Deffentlichkeit frei bleiben müfle? 
Die Meinung Feuerbachs, die Heinrih v. Gagern 
adoptirte ©). | 


6) ©. meinen gedachten Beitrag im Jahrgang 1837 dieſes Ars 
chivs ©.249 fog., und den Jahrg. 1848 der Anwalts Zeitung, 
Mr. 22: Heinrich dv. Gagern über die Deifentlichkeit der 
Strafrechtepflege und die Beſchränkung dirfelben in Being 
auf das Publicum. 
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VI. 
Der 
neuere Standpunkt der Geſetzgebung 


in Betreff der Mißhandlung von Thieren. 


Bon 
Abegg. 


Rn einem der früheren Bände unfere Archivs hatte ich 
unter der Ueberfchrift „Ueber die Beftrafung der 
Mißhandlung von Thieren” auf die Nothwen⸗ 
digkeit aufmerffam gemacht, der nicht ſeltenen Rohhelt, 
welche fi) in der Thierquälerei offenbart, und dem Yers 
gerniß, welches dadurch gegeben wird, von Seiten der 
Geſetzgebung entgegenzutreten.. Wenn dadurch auch nicht 
dem argen Unmefen überall mit Erfolg begegnet werden 
fann, wie ja auch fonft die Steafgefepe die Verbrechen 
nicht unmöglich machen fönnen, fo ift ed doch von Wich: 
tigkeit, daß vorkommende Källe der Verwerflichkeit, die 
unter den Augen der Obrigkeit, oder fonft öffentlich vor⸗ 
fommen, nicht als gleihgültige unbeachtet bleiben, fon: 
dern, indem die Urheber einer Ahndung unterworfen wer⸗ 
den, die Öffentliche Mißbilligung fi ausfpreche. In jener 
Abhandlung Hatte ich zunächft, gegen die Meinung daß 
nur eigentliche Rechtsverleßungen,, diefes Wort im engs 
ſten Verftande genommen, eine ftrafrechtliche Gegenmir: 
ung forderten und zuließen, ausgeführt, role auch, aller: 
dings In nothrvendiger Befchränfung, Verlegungen der Sitts 
lichkeit und anderer objectiver Gebiete dem Strafrechte 
verfallen, in ſofern diefe felbft theils auch Rechte find und 
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haben, theild eine rechtliche Seite für den möglichen Ans 
griff und fomit auch für den Ihnen gebührenden Schutz 
duch die Strafgeleßgebung darbieten. Dann hatte ich, 
um eine gefchichtlihe Örundlage zu gewinnen, die Frage 
zu beantworten gefucht, ob die älteren Rechtsquellen über 
diefen Gegenftand etwas enthalten, und insbefondere aus 
dem fruͤhern und fpätern roͤmiſchen Rechte, wie aus den. 
Aeuperungen nicht juriſtiſcher Klaſſiker die Stellen geſam⸗ 
melt und erläutert, welche hierher zu beziehen find, von 
denen einige, die ein befonderes Intereſſe darbieten, ans 
dere, die von dem Verhalten gegen Sclaven fprechen, eine 
beachtenswerthe Vergleichung gewährten; auch aus dem: 
altdeutfhen Rechte konnte Mehreres beigebracht werden. 
Endlich auf den legislativen Standpunft unferer Zeit uͤber⸗ 
gehend, Fonnte ich damals nur den Entwurf eines Cri⸗ 
minalgefegbuches für das Königreih Sach ſen, Dress 
den 1821. Th. J. $.931. 932, errmähnen, wonach Mißhand⸗ 
(ungen von Thieren mit Sefängnißftrafe bis zu ſechs Wos 
«ben geahndet werden follten. Ich fuchte zugleich den Ges. 
fihtspunft feftzuftellen, von welchem aus die in Rede ſte⸗ 
henden Ungebüprlichkeiten, Rohheiten und Grauſamkei⸗ 
ten für flrafbar zu achten feyen ). 

Mehrere Gruͤnde und Veranlaffungen befiimmen mich, 
auf diefen Gegenftand, der In neueren Gefeßgebungen nicht. 
die gebührende Beruͤckſichtigung gefunden hat, zuruͤckzu⸗ 
kommen. Ich beforge dabei nicht den Vorwurf, daß ders . 
felbe zu geringfügig und untergeordnet fey, im Verhaͤlt⸗ 
niß zu der Durch die neue politifche Seftaltung des Vater⸗ 
landes und der einzelnen Staaten bdeflelben geforderten 
duschgreifenden Umarbeitung unferer Strafgefegbücher,, zu 
den großen und wichtigen Aufgaben, tele, und nicht 


1) Neues Archiv des Criminalrechts Bd. XII. ©. 620 m. f. 
vom Jahr 1832, uud Bd. XIV. &. 93 fg. v. 3. 1634. 
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blos im Gebiete der Strafgefeßgebung , unferer Zeit ges 
frellt find, zu den fchwierigen Kragen, deren Löfung fo 
dringend geboten erfcheint. Neben dem Großen hat au 
das Kleinere feine Berechtigung, und in dem Syſtem und 
Organismus des Ganzen feine weſentliche Bedeutung und 
Stelle, wobei eine andere Kategorie, al die der Quantität 
und der hervortretenden Wichtigkeit enticheidet ?).. Co 
weit dabei die Perfon In Betracht fommt, darf ich wohl 
sach der, jenen höheren Anforderungen und den unferer Zeit 
obfiegenden Pflichten gewidmeten Tihätigfeit mir erlauben, 
zugleich einer fcheinbar minder bedeutenden Einzelnheit eine 
Purze nachträgliche Betrachtung zu widmen. 

Wenn der Zufammenhang, welcher zrifchen Recht 
und Sitte ftatt findet, im ftrafrechtlihen Gebiete überall 
ſichtbar ift, fo muß derfelbe erflärlichermeife da befonders 
hervortreten,, wo die Sitte felbft der Gegenftand des moͤg⸗ 
lichen Angriffs ift, wo fie, und nicht blos eine pofitive 
Vorſchrift, etwas ald verwerflich erfcheinen laͤßt (jus mo- 
ribus, non legibus introductum) ?). Dies zeigt fi) 
recht eigentlich bei den Mißhandlungen, deren wir hier 
gedenfen. Einmal in fo fern, als man von der befiern 
Sitte, und der in ihr ſich ausdruͤckenden allgemeinen Volks⸗ 
anficht, vornehmlich erwarten muß, daß fie jenen Sreveln 
ein Grenze fege und fie mindeftens feltner mache, fo daß 
das Geſetz in der Sitte feine nothwendige Stüge finde, und 
ihr felbfe für die Källe der Abweichung zur Aushülfe und 
@rgänzung diene, damit auch hier ſich bemähre: plus ibi 
valent boni mores, quam alibi bonae leges *), und 
dann , indem auf jener Grundlage Das Strafgefeg als 


2) Bol. Not. 12. Wenn unter andern jebt in der franzöfifchen 
Rationalverfommlung ein Gefegentwurf über obigen Ges 
enftand vorgelegt wird, fo mag dies wohl zur Betätigung 
es im Zert Geſagten dienen. 
3) L. 8. D. de ritu nuptiarım. 
4) Tacitus de moribus Germ. Cap. 19 u. f. 
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Ausdrud einer anerkannten Wahrhelt und KRechtsanfordes 
rung, nicht als blos willkuͤrliche Maafregel oder polis 
zeilihe Bevormundung fich bethätige. 

Die beiden Richtungen, nad denen diefes fich Aus 
Beet, find die.außerhalb der Geſetzgebung liegende pofitis 
ve Beftrebung, dem Sittlihen Geltung zu verſchaffen, 
und das Entgegengefegte dDaduch und durch die jenem 
entfprechende Gefinnung fern zu halten, und die der Gefegs 
gebung anheimfallende mehr negative Beſtimmung, das 
Verwerfliche zu verbieten und das Entgegenhandeln wis 
der das Verbot angemeflen zu rugen. Indem wir das 
eine und das andere fürzlich betrachten, wird fich Gelegen⸗ 
heit ergeben zu prüfen, wa®, ſeitdem dieſer Gegenftand wie⸗ 
der mehr zur Sprache gebracht worden, geichehen ſey, um 
demfelben und der Anforderung, deren Berechtigung tie 
früher nachgewiefen haben, das gebührende Recht zu ges 
mähren. 

Was das Erfte betrifft, fo kann und darf darin, 
daß das Beſtreben, deffen fo eben gedacht worden, außers 
halb des Gebietes des Strafrechts und der Geſetzgebung 
fteht,, Fein Grund gefunden werden, es bei einer Betrach⸗ 
tung ſtrafrechtswiſſenſchaftlichen Inhalts und in einer dem 
Eriminalrecht gewidmeten Zeitfchrift auszufchliegen ; denn 
es ift nicht etrmas den Gegenftande Zremdes, vielmehr mit 
diefem in unmittelbarer Verbindung. Auf den allgemeinen 
Zufammenhang zwiſchen dem Recht und den Rechtseinrich⸗ 
tungen und den übrigen Organen des fittlichen Volks⸗ und 
Staatslebens ift oft genug, auch von mir, aufmerffam ges 
macht worden: was hier zu bemerfen wäre, ift nur eine 
von mehreren Anwendungen eines, role ich glaube, nicht 
zu beftreitenden Grundfaged. Die Gebiete der Religion, 
der Sitte, des Rechts find eben fo verfchieden, als die ins 
nerhalb derfelben vorfommenden Verlegungen nothwendis 
ger Gebote und Korderungen, die wir als Sünden, Un: 
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fittlichfeit und Widerrechtlichkeit oder Geſetzwidrigkeit bes 
zeichnen, verfchieden find, und nicht dee nämlichen Be: 
Handlung bei der durch fie ſelbſt hervorgerufenen Gegen⸗ 
wirfung unterliegen. ber fie find, und zwar weder jene 
noch diefe, überall getrennt und koͤnnen theilweife zuſam⸗ 
menfallen — mie denn ſchon das Webereinftimmende hier 
ftatt findet, ohne welches eine Unterfcheidung durch ges 
nauere Begrenzung der Gebiete und Angabe der eigenthüm= 
lichen Folgen weder möglich noch Beduͤrfniß wäre, daß 
überall eine Entgegenfegung der für fich feyenden Subjectis 
wirät gegen das Dbjective, welches die, zugleich freie, 
Anerkennung fordert, fich in einer Weife bethätigt, welche 
nicht feyn foll, und zu beftehen fein Recht hat. Iſt ja 
auch in den denfenden, fühlenden, handelnden Weſen, 
im Menfchen felbft,, jener Unterfchied nicht als eine ab: 
folute Trennung gegründet, vermöge welcher die eine 
Seite, ohne durch die übrigen mit beftimmt zu werden und 
auf diefe einzumirfen, ſich zu Außern vermoͤchte. Es 
darf hier wohl an die, alle jene, theild objectiv, theils 
mehr fubjectio und zufolge dee Reflexion beftehenden Sons 
derungen, umfaflende, tiefere und allgemeinere Bedeu⸗ 
tung erinnert werden, in weiber „Gerechtigkeit“ in 
der heiligen Schrift alten und neuen Teftaments und felbft 
bei den alten Klaffifern und den cömifchen Juriſten genoms 
men volcd °). Die Anerkennung jenes Zufammenhange, 
die für das richtige Verftändnig nicht entbehrt werden kann, 
und ohne welche auch die Einficht in das befondere Gebiet, 
namentlich des Rechts, fo wie der Verfuch einer Beſtim⸗ 
mung der Grenzen nicht gelingen fünnte, wird, meit ent: 
feent zu einer Vermiſchung oder Verwechslung zu fuͤh⸗ 
sen, weſentlich dazu beitragen, bdiefer zu begegnen. Es 


— 


5) Sprühe Salomen. 1,2 f. 11, 9. X, 6 f. Cic. de Offc. I, 
43. II, 2.; de Orat. Ill, 6. 33. Liv. I, 38. Sencc, Epist. 
88, 29. 89, 4. Tacit,. Annal. Ill, 70. VI, 26. 
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wird fomit auch nicht der Verwahrung bedürfen , daß eine 
Srmeiterung des Gebiets des Strafrechtlichen dadurch nicht 
beabfichtigt und in Schug genommen werde; wir wollen 
diefes in feinem vollen Anfange, aber nicht über diefen 
hinaus und auf Koften nicht bloß der angrenzenden Ges 
biete, fondern der eignen Berechtigung, die durch folche® 
Hinübergreifen gefährdet würde, zur Geltung gebracht 
wiſſen: aber hier iſt ja noch nicht von der Geſetzge⸗ 
bung, fondern von der außerhalb derfelben liegenden 
Mitwirkung die Rede. 

Vor Allem mug die Erziehung von Selten der 
Aeltern und Lehrer, fo wie aller Derjenigen, welche auf 
die bildungsbedürftige und faͤhige Jugend Einfluß haben, 
das ihrige thun. Auch der religiöfe Unterriht — der uns 
ter jener mit inbegriffen und ein mefentlicher Beſtandtheil 
derfelben — nur deshalb befonderd hervorgehoben wird, 
weil und fofern er von dem übrigen, namentlich in der 
Schule, in Kolge neuerer Korderungen oder MWorfchläge 
völlig gefondert werden follte: grade in Wetreff des Ges 
genftandes der jegigen Betrachtung fehlt es nicht an Gebo⸗ 
ten und Mahnungen, die den Menfchen ans Herz gelegt 
werden ©). Haus, Schule, Kirche follen auch hier wie 
überall zufammenmwirfen. Allerdings gilt dies allgemein; 
ed würden weniger Verbrechen verübt, weniger Widers 
eechtlichkeiten begangen werden, menn aller Drten mit 
Ernſt und Liebe das Gefühl und Bewußtſeyn des Rechts, 
und der Sinn für Gerechtigkeit, bei der Jugend geweckt 
und genährt, wenn der Volfdunterricht, neben der Auf⸗ 
gabe, die erforderlichen Kenntnifie beizubringen, auch die 
nicht minder wichtige und dankbare fich ftellte, den rechten 
Sinn und die gute Gefinnung zu unterhalten und zu beles 


6) Erride Salom. XU,10. 2 Mof. 23. v. 5. und 5 Mof. 
.v.4. 
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ben. — Wer hätte nicht die Klagen unferer Zeit bers 
nommen über die, im Verhältnig zu dem Vielen (obfchon 
nicht überall Hinreichenden) was in den einzelnen Ländern 
für den Volksunterricht gethan ift, geringe Bildung; und 
wer vermag es zu widerſprechen, dag von diefer Bildung 
(wenn wir dies Wort in dee wahren Bedeutung nehmen, 
die es in der Anwendung auf die nach Lebensart und Be: 
ſchaͤftigung, nicht nach irgend einer andern Ruͤckſicht vers 
ſchiedener Stände und Klaſſen der Bevölkerung haben fol) 
fich bei weitem meniger gezeigt und bewährt habe — um 
einen mildern Ausdruck zu brauchen — ald man erwarten 
durfte? Wir wollen nur an die Mißverftändniffe Hinfichts 
lich des Begriffs der Kreiheit erinnern, an die Ver: 
wechslung mit der grenzenlofeften Willkuͤr, und an die 
mehr als traurigen Kolgen derfelben; nur daran, daß 
man, während überall vom Rechte die Rede war, faſt 
nirgends oder faum von Pflichten gefprochen hat, und 
daß ed, wenn man anders hätte die ungeftime Sprache 
des Augenblicks und die erflärliche Aufregung für das 
wahrhafte und bleibende Zeugniß einer allgemeinen und 
Sffentlihen Meinung nehmen müffen, beinahe den Ans 
ſchein hatte; als feyen Sitte, und was fonft dem Menfchen 
als ehrwuͤrdig galt, vollfommen untergeordnet gegen die 
politifche und ſtaatsbuͤrgerliche Tendenz und die darauf ges 
gruͤndeten Anſpruͤche — ja fogar unberedhtigte. Dann 
beobachte man, welchen Eindruck dies auf eine lebhafte, 
für dad Meue empfänglide und für Alles, mas mit einer 
Art von Lebenskraft und Energie aufteitt, mit Theilnahme 
und Bewunderung erfüllte Jugend machen mußte; und 
man wird zugeftehen, daß hier vieles Uebel geftiftet, Vie⸗ 
les wieder gut zu machen fey. Aber ich berühre einen 
Punkt von zu großer Wichtigkeit, als daß er hier nur ge; 
legentlich erörtert werden fönnte. Das Eine mag, um 
zu unferm Gegenftande zurüchzufehren, bemerkt werden, 
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daß das Gute und das Böfe, das Recht und das Unrecht 
faum nuc in der Beſchraͤnkung auf ein beftimmtes 
Gebiet oder Verhältnig fi Außen. Die Handlungs 
weife, wie fie duch die Motive auf Grund des @inen 
oder Anderen hervorgerufen wird, geht unvermeidlich über 
die Grenze hinaus, in der fie ſich zunaͤchſt befundet; und 
leider iſt dies noch mehr der Kall bei der verwerflihen: 
fo wird auch dort die Rohheit, Bosheit und Graufamteit, 
die des wehrlofen Thieres nicht ſchont, ſchwerlich vereins 
bar ſeyn mit einer für das Wohl der Nebenmenſchen, für 
das Recht und die Freiheit der Mitbürger, für die Uebung 
höherer Pflichten, für die Selbſtbeherrſchung und die Naͤch⸗ 
ftenliebe ſich wirkſam erzeigenden Denk⸗ und Handlunges 
weife 7). 

Die Erziehung Hört aber weder auf mit dem Herans 
wachien der Tugend, oder dem Heraustreten aus dem en⸗ 
gern Kreife der Kamille und der Schule in das öffentliche 
Leben, noch hat fie hiermit fchon ihre lebte Beftimmung 
erfüllt, wenn auch das nächfte Ziel erreicht feyn follte, 
Aber ihre Kortfegung findet unter andern Verhaͤltniſſen 
und auf eine andere Weiſe ftatt. Der duch die Erziehung 
in der zuerft erwähnten Bedeutung für die Einſicht in das 
freie Nothwendige, das Rechte und Gute vorbereitete und 
gereifte Wille Hat fih nunmehr als freier zu bethätis 
sen in dee Selbfterziehung und Immer fortwährens 
den, fich immer erneuernden Arbeit. Die (f. g.) Welt mit 
ihren Vorausſetzungen und’ Umftänden, das Gebiet für die 
Thätigfeit des Menſchen, — wo fein Leben theils auf fich 
ſelbſt bezogen, theild in der Gefellfchaft und im Staate 
allgemeinen und objectiven Zwecken geroldmet iſt, fie Ift 
ihm, in dem fteten Wechfelvechältnig von Mittel und Zweck 





7) So fagt auch die Not. 6 angeführte erſte Stelle: „Der Ges 
rechte erbarmet fich feines Viehes; aber das Herz; des Gott⸗ 
Lofen ift unbarmberzig.” 
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und der Gegenfeltigkeit, die Dadurch unter den Individuen 
begründet wird, eine Schule der Bildung und Gefittung, 
in der Anerfennnng einer Aufgabe, die weit höher ift, als 
blos feine Gerechtſame auszuuͤben und geltend zu machen — 
wenigftens follte es fo ſeyn! Es ift dies die Korderuna, 
Die an das fittliche Wefen gerichtet wird, die es nothwen⸗ 
dig an fich felbft machen muß. Auch dies möge hier nuc 
angedeutet werden. 

Damit fteht in Verbindung das Streben, gewiſſe gute, 
gemeinnügige Zwede im Verein mit Andern, Gleichgefinnten, 
und mit Dadurch verftärkten Kräften zu erreichen. Es iſt nahes 
liegend und ducd die Erfahrung in unzähligen Zällen be: 
fätigt, in welchem Maaße größere Erfolge gefichert wer⸗ 
den, wo der Einzelne feine Kräfte denen Anderer zugefelit 
und durch diefe die feinigen gefördert fieht; aber dies, was 
wohl noch eine Berechnung zuläßt, ift nur das Aeußere 
und gewiß minder Erhebliche, wenn fchon für die Beobachtung 
dad am meiften fichtbar Hervortretende, gegenüber den un: 
berechenbaren und nicht fo In die Erſcheinung für die finns 
lihe Wahrnehmung fallenden fittlihen Vortheilen 
ſolcher Vereine, wenn fie, wie im Princip liegt, den 
fittliden Zwed mit fittliden Mitteln verfols 
gen. Hat man im Strafrecht und der Geſetzgebung, nicht 
ohne Grund, obſchon wohl auch zumeilen in den praftis 
(hen Folgerungen zu weit gehend, bei der verabredeten 
Verbindung zur Begehung eined Verbrechend oder mehre⸗ 
rer, neben der augenfällig hierin liegenden Vermehrung der 
Kräfte, insbefondere den Einfluß in Anfchlag gebradtt, 
welcher bei jedem Einzelnen die Zuverficht auf die Theil⸗ 
nahme und Mitwirfung der Uebrigen ausübt, auf welche 
ee rechnet, und in diefer Gegenfeitigfeit die Berechtigung 
einer Zurechnung zu höherer Strafbarkeit (nad) einer gang⸗ 
baren, nicht durchgängig zu billigenden Ausdrucksweiſe) ge: 
funden: nun, fo wird man mit noch größerm Rechte den 
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ſittlichen Einfluß jener Gegenfeltigfeit des Vertrauens und 
der aufopfernden Arbeit für den gemeinfamen guten Zweck 
anerfennen und würdigen! Ja man darf, hinfichtlich Dee 
unfehlbaren Wirkung, die hier der Einzelne erfährt und 
ausübt, der geiftigen Zucht, die ſich hier mit Erfolg bes 
thätigt , einen Vortheil erkennen, der felbft dann nicht 
ausbleibt, wenn auh das, was dadurch ale naͤchſtes 
und ausgefprochenes Ziel erftrebt wird, nicht immer im 
einee den gehegten Erwartungen entfprechenden Weiſe ers 
reicht wird — zugleich ein Troft und eine Aufmunterung, 
nicht müde zu werden, auch mo vorübergehend oder ſelbſt 
dauernd ſich ungünftige Verhaͤltniſſe hemmend entgegenftels 
len. Wir Haben hier unter andern die Vereine für Beſſe⸗ 
rung der Strafgefangenen im Sinne *). Auch liegt im 
ſolcher Vereinigung für irgend einen guten Zweck, ber 
fon, well ee ein folcher ift, nicht für fich allein ſtehen 
kann, fondern nothmendig an andere ſich anſchließt und fo 
ein Glied eine größern organifchen Ganzen ausmacht, 
noch der nicht unmichtige Kortfchritt, daß ein Uebergang 
von der Subjectivität zu dem Objectiven ftatt findet, und 
dieſes, als für fich geltend von dem Einzelnen, der ſich 
darin wiederfindet, erfannt wird. Es fteht dies mit der 
fubjectiven Sreiheit im Einklang, welche durch das Ob⸗ 
jective nicht nur nicht befchränft wird, fondern grade Hier 
eben fo zu ihrem Rechte und ihrer erfolgreichen Aeußerung 
gelangt, wie auf diefelben als die Trägerin und die noth 
wendige Vermittlung gerechnet werden muß. 

So haben ſich denn auch Vereine gegen die Thier: 
quälerel feit etwa zwei Jahrzehnten gebildet, frei: 
lich noch nicht in erforderlicher Verbreitung, und leider 


8) Bol. die von mir verfaßten Berichte des Wereins für die 
Beflerung der Strafgefangenen in der Provinz Schlefien. 
Breblau 1843. 1844. 1846.1850, insbeſondre den beiten ©. 6. 
den vierten ©. 3 fg. 
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felbft da, wo fie beftehen, nicht mit dem ganzen Erfolge, 
ber aber auch erft durch das Zufammenmirfen aller hier in 
Betracht fommenden Mittel und Verhältniffe erreicht wer⸗ 
den fann. Dennoch ift auf jenem Wege ein guter Anfang 
gemacht worden. Die hindernden Urſachen muß man das 
bei ins Auge fallen, um ihrer mächtig zu werden. Wenn 
der Spott und Wis, und felbft der mehr harmloſe Hus 
mor, die das Streben lächerlich zu machen fuchten, und 
fich dazu der, ohne Zweifel nicht felten gebotenen Gelegens 
heit bedienten , dem ernften Gegenftande auch eine Kehrfeite 
abzugemwinnen, und diefe in Scherz» und Zerrbildern, in 
Schilderungen ꝛc. zur Anſchauung zu bringen, fo hat 
ſchon diefes nicht ganz ohne Schaden für die Sache ge 
fhehen fönnen- Noch mehr aber fand die von dem falten 
veflectirenden Verſtande ausgehende Bemerfung Eingang, 
daß es ein Mißverhältnig fey, den Thieren, die dem Men⸗ 
ſchen für feine Zwecke zu dienen beftimmt feyen, eine Sorg⸗ 
falt — über ihren nur Außerlien Werth, hinaus angedeihen 
zu faflen, während des menſchlichen Elendes um und ber 
ſo viel fey, und nicht wenige Menfchen,, 3. B. Arbeiter in 
Kabrifen, fogar zarte Kinder, einem Druck und einer 
Mißhandlung unterliegen, die fie in einen felavenähnlichen 
Zuftand verfegen, der, außerhalb Europa auch troß aller 
Bemühungen, nicht ganz aufgehobenen Sclaverei felbft 
gar nicht zu gedenken; fo tie der Noth und des Elends 
des Proletariats ꝛc. Dergleichen Aeußerungen fann man 
oft genug vernehmen, fie haben fich unter andern in der 
Zeit hören laflen, mo von einer Seite her nicht nur dem 
Verwerflichen, oder was man irrig dafür hielt und außs 
gab, fondern auch dem Guten der Krieg erflärt wurde, 
und felbft dad Streben für das Wohl der Peidenden und 
der Hulfsbedürftigen und Armen, aud) der geiftig Verwahr⸗ 
(ofeten,, in feinen Motiven und feiner Wirkfamfelt Vers 
daͤchtigungen und Anfeindungen unterlag, weil es vors 
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nehmlich von den Bermögenden und Befitenden audgegans 
gen war, denen man diefes zu ſeyn zum Vorwurf 
machte, und als ein, wenn auch nicht überall begange- 
ned, doch überfommenes Unrecht zur Laft legte. Es ift 
hier nicht der Ort und nicht erforderlich, die Unrichtigkeit 
der Vorderfäge und der Schlüffe aufzuzeigen. Allein auch 
von andern Standpunften aus iſt Aehnliches behauptet 
worden. 

Wir wollen das, was daran wahr und berechtigt 
ift, nicht beftreiten, aber wir gelangen zu andern Ergeb: 
niffen; wir dürfen nicht zugeben, daß ſich hinter folchen 
Yeußerungen und Anfichten die Ungeneigtheit für das 
Gute in folder Weife mitzuwirken verberge und eine Bes 
fbönigung ſuche 2). Allerdings hat das Thier feine 
Rechte, überhaupt nicht und nicht dem Menfchen gegen: 
über — aber von diefem Geſichtspunkte gehen auch nicht 
Die aus, welche daffelbe in Schug nehmen gegen Ueber: 
maaß der ihm zugemutheten Anftrengung, gegen Mißhands 
fung und Quälerei, gegen Ausbrüche der Rohheit und felbft 
gefliffentlichee Bosheit. Indeß einen Anfpruh auf Mits 
leid, auf Milde, mie fie Doch wohl vonden Beſſeren ſtets 
auch betwiefen werden, wird man allenfalld den Thieren, 
die auch des Schmerzes fähig find, zugeſtehen. Vom 
Menſchen felbft, von defien Pflicht, nicht von dem 
Thiere, und der Trage, ob diefes ein Recht habe, iſt 
auszugehen, und da wird fogleich ein anderer Standpunft 
fi darbieten. Der Menſch hat Pflichten auch gegen das 
Thier, insbefondre die, daffelbe nicht zu qualen. Ja man 
kann es zu den Pflichten des Menfchen gegen Sich felbft 


9), Es ift, wie mit dem gegen die Bemühungen und die Opfer 
für die Strafgefangenen und die entlaffenen Beftraften vors 
gebrachten Grunde, daß fo viele der Strafe nicht Verfallene 
der Beihülfe und Unterflügung bedürfen und zum Theil ent⸗ 
behren. S. meine (Rot. 8) angeführten Berichte. 


Urhiv d. Gr. %. 1851. 1. &t. 
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rechnen, in allen Berhältniffen ſich fittlih , würdig zu ber 
nchmen. Bezeichnet man doch mit Menſchlichkeit !9), 
Humanität, außer der weiten Bedeutung, in der die: 
fes Wort für alles Edle und Gute gebraucht wird, dag, 
ale dem Wefen des Menfchen entſprechend, Grund und 
Ziel feiner Handlung feyn fol, grade auch jenes wohl⸗ 
wollende Verhalten, deilen Verleugnung. oder Gegentheil, 
in Rüdfihtstofigfeit und Härte, als unmenſchlich und 
inhuman gemißbilligt wird. 

Aber was folgt denn aus der oben erwähnten That: 
fache menſchlichen Elends, wenn wir fie zum Vorderſatze 
eines Schlufles machen? Etwa, daß mit diefem noch nicht 
abgehoffen ſey, oder vollftändig überhaupt nicht abgeholt: 
fen werden Fönne, jener andere Uebelftand fortwährend ge- 
duldet werden müfle, oder höchftens dann erft die Auf: 
merffamfeit und die eingreifende Thätigfeit in Anſpruch 
nehmen dürfe, wenn zuvor Alles gefchehen fey, um ſich 
aller nicht blos Rechts⸗ fondern auch |. g. Liebes : Pflichten 
gegen die Mitmenſchen genügend zu entledigen? Gewiß 
nicht. Man foll und fann das Eine thun, ohne das Ans 
dere zu laflen. Es folgt daraus nur, daß und um fo be⸗ 
ftimmter und eindringlicher auch jene andern, und wir wols 
len zugeben, Höhere Pflichten zum Bewußtſeyn gebracht 
und vergegenwärtigt werden; und es unterliegt feinem 
Zweifel, die Geſinnung, die fich in Betreff der Menfchlichs 


10) Allerdings begeichnet auch Menſchlichkeit die Schwäche, 
das Gebrechliche und fomit auch das Zadelnswertbe; huma- 
nitas bei den römifchen Juriſten hat, neben der im Zert ers 
mwähnten Bedeutung, auch die der infirmitas, nicht aber die 
des Berwerflichen, L. 16. $. 1 D. de compensat. L. 86 pr. 
D. de adquir. vel omitt. hered. L. 6. D. de appell. L. 1 
pr. D. quando appell. 1.7 $.1 D. de dol. mal. exc. 
L.1$.4 D. de postuland. L. 31 D. de lege Cornel. de 
falsis; weitere Belege bei Dirksen Manuale latinitatis 
fontium juris civilis Romanorum. Berol, 1837. voe. „‚hu- 
manitas.” 





in Betreff der Mißhandlung von Thieren. 115 


feit gegen die Thiere ausfpricht, wird ſich auch in den 
ondeen Gebieten bewähren und heilfame Frucht tragen. 
Auf den fittlihen Einfluß, den jene auch in diefer Hinficht 
nothwendig ausübt, habe ich bereitd aufmerffam gemacht 11). 
Derfelbe wird ſich nicht nur mittelbar und weithin wirffam 
äußern: er wird auch unmittelbar jedem für Recht und 
Wohl der Mitbrüder gewidmeten Steeben des Einzelnen 
und der Vereinten förderlich feyn. Wir münfchen daher 
den Vereinen gegen Thierquälerei die möglichfte Ausbreis 
tung, und den beftehenden, unter denen der zu Müns 
hen?) ganz befonders erwähnt zu werden verdient, fers 


11) in der angef. Abhandlung ©. 638. Net. 21. 


12) Ich erlaube mir bier einen Artikel mitzutheilen, den ich in 
der Kölniſchen Zeitung Nr.161 vom 6. Juli 1850 finde. 
Der Inhalt deffelben wird befler, als Ich e6 vermag, die Aufs 
nahme an diefer Stelle rechtfertigen: „Der Münchner 
Verein gegen Thierquälerei bat durch feine große Ausbreis 
tung cine europätfche Bedeutung erlangt. Er zählt über 
5000 Mitglieder , feine Hunderraufende von Eremplaren 
gedrudter Schriften und Bilder wurden ganz oder theilweife 
in bie franzöfifhe, italienifche, flavifhe, Erainifhe, illyri⸗ 
fche , böhmifche, croatifhe Sprache überfegt, und er feiert 
jegt den fhönen Erfolg, feine Grundfäge auch in die Legis⸗ 
lation übergehen zu fehen. Der franzöfifhen Nationalver⸗ 
fammlung liegt ein vom General Grammont eingebrachter 
Gefegvorfchlag vor, der faſt wörtlicdy aus den Münchner Schrif⸗ 
ten entnommen, und im Ausfchuffe fait einftimmig genchmigt, 
GSefängnißs und Geldfirafe beftimmt: a) für Verwundungen, 
b) ftarfe und wiederholte Schläge, c) Ueberladung, d) Mißs 
handlung durch Zurtermangel, e) rohe Werfuche, unter der 
Laft niedergefallene Thiere zum Aufflchen zu zwingen ohne 
loszubinden, MD Gegenwart der Kinder beim Schlachten, 
x) Anftrengung der Kräfte überhaupt durch Schmerzen und 
Mifhandlungen. — General Grammont ift nad einer 
an den Münchner Verein erlaffenen Zufchrift im Begriffe, 
die Schriften des leptern ins Zranzöfifhe zur Vertheilung in 
den Schulen überfegen zu laffen. Der gedrudte Antrag des 
Ausfhuffes der Nationalverfammlung enthält folgende Stels 
lien: „ England, Baiern, die Schweiz, die meiften deut⸗ 
ſchen Staaten haben durch Bemühung und Ausdauer Thier⸗ 
ſchutz⸗ Vereine zu Stande gebracht. Ehre jenen braven und 
feften Männern, die dem Witz und Spott während ihrer 
langen und anftrengenden Arbeit zu trogen wußten, um den 


92 
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neres fegensreiches Gedeihen, und die Kraft die Schwie: 
rigfeiten zu überwinden , die nicht blos durch die Umftände, 
fondern auch durch die Menſchen entgegengefegt werden. 
Und died um fo mehr, als, was ich bereits ausgeführt 
habe, die Gefeggebung, mie in andern Gebieten, fo 
auch hier, nicht Alles leiften, nicht unmittelbar das Gute 
hervorrufen, nicht überall das Schlimme verhindern fann, 
und hauptfächlih nur, indem fie die Gefittung unterftügt 
durch Rüge des Verwerflichen, auch mittelbar dazu bei⸗ 


armen und bülflofen Zhieren zu Hülfe zu Eommen, denen 
die Natur Eeine Sprache gab, um fich über ihre Henker zu 
befhweren! — Der Gedanke des Ausfchuffes war, die Ger 
fege anderer Völker zu prüfen und fie mit Geift und Sitten 

unſeres Landes in Uebereinftimmung zu bringen; frei von 
jeder falfchen National = Eigenlicbe fagt der Ausfhuß mit 
einem unferer berühmteften Nechtögelehrten, das Wahre und 
das Nügliche gehöre zu den Gütern, die der Menfch überall 
fuhhen und fi) aneignen muß. Es ift der Nationalverfamms 
lung würdig, den der Moral eben fo fehr als unfern mates 
tiellen Intereſſen nachtheiligen Mißbräuchen ein Ziel zu fegen. 
Den Mishandlungen der Zhiere vorbeugen, heißt arbeiten 
für die moralifhe Verbeſſerung der Menfchen und für die 
phnfifhe der Thiere; Mitleid und Milde gegen fie führen 
mehr, als man glaubt, zur Humanität: denn der gegen 
Shiere harte und graufame Menſch wird es gegen alle feiner 
Macht oder feinem Schuge anvertraute Wefen feyn. — Das 
Geſetz, indem es die Akte der Barbarei feltener macht, wird 
die Gitten verbeflern und allmählig die empörenden Auftritte 
befeitigen, die den Menfchen mit dem Anblicke des Blutes 
vertraut machen , und in das Herz des Kindes die graufamen 
Gewohnheiten pflanzen, die fpäter auf fein Schidfal Einfluß 
ausüben. Alles verknüpft fih in unferer biegfamen Natur; 
der Menfh, der in feiner Kindheit an Mifhandlung der 
Ihiere Bergnügen findet, bereiter fich leicht dazu vor, ein 
großer Verbrecher zu werden. Die Gefchichte aller Zeiten 
liefert uns biefür zahlreihe Beweife. — Kin bödhft vers 
dienftvoller Mann, Dr. Berner, gründete im Jahre 1841 
den größten Verein diefer Art auf dem Eontinent. Der edle 
Prinz Eduard von Sahfens Altenburg übernahm die Vor⸗ 
ſtandſchaft. Diefer Berein, bewundernswürdig gut geleitet, 
dient als Vorbild den zahlreichen Affociationen diefer Art, die 
fih im Norden von Europa und fpäter auch in der Havanna 
und Philadelphia organifirten.”” Möchte nun auch die Deuts 
ſche Geſetzgebung bald nachfolgen!” 
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trägt, dem Sittlichen Bahn zu machen, unter andern 
duch Befeitigung der Störungen, die ihrer Ahndung vers 
fallen. Dies wird am meiften da der Fall feyn, wo rohe 
Mißhandlungen öffentliches Aergernif geben, oder doch oͤf⸗ 
fentlich, oder wenigſtens nicht verborgen ftatt finden, wo 
ſchon im Intereſſe der Drdnung und des Anftandes gefordert 
werden muß, daß ſolches nicht ohne den Ausdruck der gefeßs- 
lichen Migbilligung bleibe ?3). Weiter vermag fie, ohne. 
ftörende und gehäffige Eingriffe In das ihr nur bedingt nicht 
zu verfchliegende Gebiet der Häuslichkeit einzudringen, nicht‘ 
zu gehen: es Pönnte leicht fonft ein Uebel durch ein anderes: 
größeres geheilt werden 22). Aber den freien Vereinen, 
den einzelnen Mitgliedern, die zugleih Mitglieder oder 
Theilnehmer eined Hausweſens find, bietet fich eine Ges 
legenheit, ohne Verlegung irgend einer nothrvendigen fchos 
nenden Rüdfiht, ohne ein ungerechtfertigte® Eindringen 
in das Heiligthum des Haufes und der Familie 1%), dur‘ 
Belehrung, Ermahnung, durch Warnung und Beifpiel 
Gutes zu wirken, den rechten Sinn zu erwecken, und vors 
fommende Fälle, wie die Graufamfeiten, welche Kinder 
bei ihren Spielen oft ohne deffelben recht bewußt zu ſeyn, 
an Thieren verüben, zu rügen, und für die Zufunft abs 
zuftellen. 

Dies führt mich nun zu der Betrachtung der Geſetz⸗ 
gebung, deren Verhältnig zu der Sitte oben und in den 
frühern Abhandlungen berührt worden ift. 

Wir werden auch hier fehen, daß der Fortſchritt ein 
allmähliger ift, und daß man die Geduld nicht verlieren, 
fondeen unermüdlich, wo fih Veranlaffung darbietet, auf 


13) Man könnte diefes zur injuria contra bonos mores rech⸗ 
nen, L. 1. 6.1. de de extraord. crim. 

14) Meine angef. Abhandlung ©. 657, Not.20. ©. 639, Not.21. 

15) Meine Unterfuchungen aus dem Gebiete der Strafrechts⸗ 
wifienfhaft &. 162. 
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das Bedürfnig aufmerffam machen müffe, bis daffelbe mit 
Erfolg anerfannt wird. Hat e8 von dem Jahre 1832 an, 
wo ich zuerft in dieſem Archiv den Gegenftand behandelte und 
die Aufmerkſamkeit empfahl, und gleichzeitig von anderer 
Seite Aehnlihes geſchah 1%), bi8 zum Jahre 1841 ges 
dauert, ehe der Münchner Verein zu Stande fam, fo 
mag es ſich aud erklären, dag nur allmählig die Geſetz⸗ 
gebungen anfingen, die frevelhafte Mißhandlung von Thies 
ven in die Reihe ftrafbarer Polizeiübertretungen aufzu: 
nehmen. Da jedoch grade feit dem Jahre 1838 bie 1846 
mehrere deutfche Strafgefegbücher erfchienen find, die die: 
fen Gegenftand ganz übergehen, fo muß man annehmen, 
daß dies nicht ein bloßes Ueberſehen war — denn die frühern 
Entwürfe, au anderer Staaten, wurden doch überall 
mitbenugt, und fo lag wenigftend die Beftimmung des 
älteren Sähfihen Entwurfs vor, die ich angeführt 
hatte, — fondern dag die Ueberzeugung der Angemeflens 
heit, ja der Nothwendigkeit einer entfprechenden Strafbes 
flimmung noch nicht eine allgemeine war. 


In der That find ed nur wenige Gefebgebungen, 
welche Vorfchriften über Thierquälerei enthalten. 


An jenen erwähnten Sächfifhen Entwurf vom Jahr 
1821 ſchließt fich der fpätere vom %. 1836 und das Erimis 
nalgefegbucy vom 30. März 1838. Diefer Entwurf aber 
hatte den Gegenftand uͤbergangen, der erft im Gefegbuche 
auf befondern Antrag aufgenommen wurde. Hier heißt 
esim „Sechzehnten Eapitel. Von Verlegun: 
gen der Sittliihkeit”: — 


Thierquälerei. Art.310. Boshaftes oder muthwil⸗ 
liges Quälen von Thieren iſt mit Gefängnißftrafe 


16) Hitzzig's Zeitfchrift für die Griminals Rechtspflege in den 
Preufifchen Staaten, Heft XXXIX. ©, 194 — 199. 
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bis zu vier Wochen oder vechältnigmäßgiger 

Geldbuße zu befieafen” 17), 
Dies iſt freilich nicht genügend, Dean ed werden die meis 
ften Faͤlle von ceiminellee Ahndung ausgefchloffen. In⸗ 
deſſen ift für die übrigen in den Verhandlungen das polis 
ze iliche Einfchreiten angeordnet 17), was außerdem 
ſich nicht von ſelbſt verfteht und, wie befannt if, auch in 
andern Ländern nicht überall Ratt finder, tie es denn auch 
in polizeilichen Strafvorfchriften fehlt. Wären wenigſtens 
folde vorhanden, fo möchte ein Uebergchen im Straf: 
gefegbuche leichter zugegeben werden: theild weil die For⸗ 
derung nicht grade auf eine ftrenge Ahndung geht (die 
hiee im Marimum zu vier Wochen beftimmte foll zwar 
eine criminelle feyn, aber in den meiften Gefegbüchern 


17) In den „Anmerkungen zum praktiſchen Gebrauche” von 
Dr. Groff, Dresden 1888; Erfie Abtheilung ©. 167, wird 
zu Art. 310 gefagt: „Bei dem Antrage auf Einfchaltung dies 
fe6 in dem Entwurfe des Griminalgefegbucdhes nicht befinde 
lichen Artikels iR von dem Antragfteller ausdrücklich erklärt 
worden, daß er in das Sriminalgefegbud nur die boshafte 
und muthwillige Schterquälerei aufgenommen haben, das 
Einſchreiten gegen diejenigen aber, welche Thiere bei deren an 
ſich erlaubten Gebrauche mißhandelten, dem polizeilichen 
Wirkungskreiſe überlaffen wolle; und es Aft diefer Artikel in 
dem vorgefchlagenen Maaße ohne Erläuterung oder Zufag von 
beiden Kammern angenonmen worden (Abth. 2. Bd. 1. S. 4800 fg. 
und Abth. 3. Bd. 2. ©. 789). Hiernach ift die Strafbeſtim⸗ 
mung nur anf Fälle des Mißbrauchs der Thiere, um fie zu 
quälen, anwendbar , ausgefchloffen aber rüdfichtlich ſolcher 
Mißhandlungen, weldhen die Thiere bei deren erlaubten Ges 
drauch ausgefegt find, wobei freilich die Grenzlinie zwiſchen 
nöthiger und übermäßiger zu Grauſamkeit werdender Anftrens 
gung oft fehr ſchwer zu finden if.” Indem „Commen⸗ 
tar von Held und Siebdrat, Leipzig 1848”, wird 
©. 396 ;u Art. 350 bemerkt: „Ein Exceß in der an fich ers 
laubten Benugung von Thieren, welche In Duälerei ausar⸗ 
set, ift nach Polizeigefegen zu verhindern und zu beftrafen.” 

18) Darüber eine Verordnung vom 31. Juli 1839. gl. auch 
Häbertin Grundfäge des Griminafrechts nach den neuern 
seusföen Strafgeſetzbüchern. Dritter Band. Leipsig 1848, 

. 320. 





120 Reuerer Standpunkt der Gefebgebung 


ift folhe und noch höhere auf Vergehen und Uebertretun⸗ 
gen gefegt) , theils weil die Angabe einer Grenze des crimi- 
nell und des polizeilih zu Ahndenden, die eine pofitive 
feyn muß, nicht durch legte Gründe beftimmt merden 
fann. Hier kommt es vor Allem darauf an, die Ver: 
werflichkeit als folche zu bezeichnen und geſetzlich zu rügen. 

In den übrigen feitdem veröffentlichten Strafgeſetz⸗ 
büchern deutfcher Länder findet ſich Feine entfprecdhende 
Strafanordnung 19). 

Dagegen hat der Entwurf des Strafgefep: 
budes für die Preußiſchen Staaten vom 
Jahr 1843 der Thierquälerei, und zwar in dem 
„Sunfundzwanzigften Titel: Gemeingefähr; 
lihe Verbrechen“, und hier unter den mit $. 637 
beginnenden „Polizeilihen VBorfhriften”, unter 
Nr. 4 gedacht, und im $. 543 vorgefchlagen:: 

„Wer durch boshaftes Quälen oder rohe Mißhandlung 
von Thieren zu Wergernig Anlaß giebt, ift mit Ge: 
fängnig bis zu ſechs Wochen oder mit Geldbuße 
bis zu funfzig Thalern zu beftrafen” 29). 
Wenn im Allgemeinen der im Saͤchſiſchen Gefegbuche 
aufgeftellte Gefichtspunft der Verlegung der Sittlich⸗ 
Feit mehr ald der Hier zu Grunde gelegte der Gemein: 
gefährlichkeit zu billigen iſt, fo wird eine noch größere 
und nicht gutzuheißende Befchränfung duch das Anlaß: 
geben zu Aergerniß angenommen , indem dieſes 
nicht etwa in der Rubrik al8 motivirende Ruͤckſicht, fons 
dern im Terte felbft ald Erfordernig des Thatbeftandes 
aufgeftellt wird, fo daß, wo fein Aergerniß veranlagt wor 
den oder eingetreten, das Gefeg nicht Anwendung finden 


19) Häberlin a. aD. ©. 319. 


X) Bol. hiezu Denkichrift, Motive zur neun und funfjigften 
Frage ©. 53. 
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würde 2), Deffentlihes Aergerniß iſt jedoch nicht 
erforderlich. 

Es ift daher für eine Verbeſſerung zu halten, dag 
in dem „Revidirten Entwurfe des Strafgefep: 
buchs für die Preußiſchen Staaten, vorge: 
legt von dem Minifterium der Geſetz⸗-Revi—⸗ 
fion, Berlin 1845” #), die Thierquälerei in 
dem „dritten Theile: Von dem Polizeivers 
gehen und deren Beftrafung”, und hier in dem 
dritten Titel: „Bergehen in Beziehung auf 
die öffentlihe Sittlihkeit”, $. 427 feine Stelle 
gefunden hat. Die Kaffung Ift wörtlich diefelbe tie im 
vorigen Entwurfe $. 543, das hoͤchſte Maaß der Gefäng: 
nißſtrafe aber nicht fech 8, fondern nur vier Wochen. 

In der Revifion und den Motiven zu dem Ent: 
murf vom Jahre 1845 heißt es: „Die Vorſchrift über 
Thierquälerei ift zwar von Duden 2) als eine zu weit 
gehende moralifhe Bevormundung getadelt, aber fonft im 
Wefentlihen mit ungetheiltem Beifall aufgenommen wor⸗ 
den und unbedenklich beizubehalten. Die Saͤchſiſchen 
Stände tragen darauf an, vor dem Worte „Aergers 
nig” das Wort „öffentliches” einzufchieben. Dem 
wird jedoch nicht Statt zu geben ſeyn, weil ed den Thatbes 


21) Ueber das Merkmal des Aergerniſſes f. meine Abhands 
fung im neuen Archiv des Erim. Rechts Bd. XIV. ©. 99. und 
meine Krisifchen Betrachtungen über den Entwurf des Straf⸗ 
geſetzbuchs für die Preufifhen Staaten v. I. 1843, Zweite 
Abtbeilung ©. 519. 


22) Diefer Entwurf ift nicht veröffentlicht worden. Sch vers 
danke die Mittheilung, fo wie die in der Not. 24 anzuführende 
Revifion einer Zufammenftellung aller Erinnerungen über den 
erften Entwurf, der Güte de6 Herrn von Savigny. 


23) ©. Duden, Der Preufifhe Entwurf einer neuen Straf: 
gefepgebung und fein Verhalten zum Rheinlande. Bonn 

1843. — Hier wird die Beſtimmung de6 Entwurfs gradezu 
lächerlich gemacht. 
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ftand zu ſehr befchränfen und zu dem Mißverftendnig 
führen Eönnte, daß die Quaͤlerei grade auf Öffentlicher 
Straße geſchehen feyn muͤſſe *). 

Endlich in dem „Entwurf des Strafgefep: 
buchs fuͤr die Preußiſchen Staaten v. Jahre 
1847 #), welcher der Deffentlichkeit übergeben und von 
dem vereinigten Landtage im Anfange des Jahres 1848 
berathen worden, ift, mit Beibehaltung der Anordnung 
und der Stellung des Entwurfs v. 3. 1845 und der in 
den beiden Entwürfen v. %. 1843 u. 1845 gewählten 
Mortfaffung, in $. 442 die Gefängnißftcafe wieder auf 
feh8 Wochen erhöht, und in den Motiven (Berlin 1847) 
©. 115 die eben aus der Revifion mitgetheilte Bemerkung 
wiederholt worden. 

In dem Gutachten der betreffenden Abtheilung 
(S. 146) ift der $. 442 ohne Erinnerung angenommen 
worden. 

Bekanntlich ift die Verabfchiedung des Entwurfs, 
deſſen Berathungen vollendet waren, nicht erfolgt, und «8 
ift ein anderer zu erwarten. Möge in diefem und in andern, 
oder in einem gemeinfamen Gefegbuche für das Vaterland, 
neben den allerdings an Wichtigkeit voranftehenden Gegens 
ftänden, welche die gefeßgebenden Verſammlungen zunächft 
in Anfpruch nehmen, auch dem hier behandelten die ge: 
bührende Beruͤckſichtigung zu Theil werden, und Deutſch⸗ 
land, wo doch die Sitte ftetd gegolten hat und gilt, nicht 
dein Auslande, und grade da nachſtehen, wo diefes in 
ehrenmwerther Weife uns die Anerkennung gewährt, in der 
Geltendmachung des Princips, fo weit e8 ohne Mitwir: 


24) Revifion des Entwurfs des Sırafgefegöuds von 1843. Drits 
ter Band. Berlin 1845. 4. 

25) Vgl. meine Bemerkungen an den! Entwurf eines Strafs 
geſetzbuchs für die Preußiſchen Staaten vom J. 1847. Halle 
1348. (auch Ardiv des Erim. R. 1848. Hft. 1.) 
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fung der Gefeggebüng geichehen kann, vorausgegangen zu 
won, und die nächfte Veranlaflung für defien Gefegesvor: 
chlaͤge gegeben zu haben *y. 


26) Zum Schluß erlaube ich mir no eine Mittheilung. Eie 
berriffe mich felbft , wird aber gerechtfertigs erfcheinen. Vor 
Längerer Zeit fand ih bei Durchfiht der „Blätter für 
literarifhe Unterhaltung” Jahrgang 1848, in ter 
Sr. 354 ©. 1416 unter der Rubrik „Miscellen” einen 
ohne Ramensunterfchrift des Mittheilers gelicferten Beitrag: 
„Die vrömifhe Geſetgebung In Bezug auf die 
Beftrafung der Mißhandlung von Thieren.” Da 
der Gegenitand mid intereffirte und ich glaubte, viclleicht 
etwas zu finden, was mir entgangen fenn Eönnte, wie dieſes 
ja dem fleifigften Quellenforſcher begegnen Eann, fo las ich 
den Aufjag genau durch. Obſchon meiner im Jahre 1832 im 
Drud erfhienenen Abhandlung In diefem Archiv mit keiner 
Spibe gedaht war, fo nahm ich doch bald wahr, daß dics 
felbe dem anonnmen Mitarbeiter der Blätter für literärifche 
Unterhaltung bekannt gewefen fenn müſſe. Die Hauptitellen, 
die ih angeführt, fanden fih mit der nämlidhen Erklärung 
wieder; die Analogien, die ich von verwandten Lehren und 
Sefihtspunften entlehnt hatte, waren auch bier aufgeftellt, 
ja die Bedenken, die ich gebegt, die Zweifel, die ich über 
Manches zur Sprache gebradht, vorgelegt und zu befeitigen 
geſucht harte, waren auf überrafchende Weife, nach einer Reihe 
von Sahren, übereinftimmend in Form und Inhalt in 
den gedachten Blättern vorgetragen worden. Nachdem ich 
nunmehr meine Abhandlung zur Wergleichung vorgenommen, 
beftätigte fich nicht nur meine Bermuthung über die Bekannt⸗ 
(haft des Mittheilers mit meiner Arbeit, fondern ich fand, 
Daß derfelbe den Theil derfelben, welcher der Unterfuhung 
über das römifhe Recht und der Geſchichte deffels 
ben über den gedachten Gegenftand gewidmer iſt, gradesu 
abgeichrieben hat, und zwar wörtlich; nur eine theilweife 
Umftellung , fo daß einige Säge, die ich an den Anfang oder 
in die Mitte geſetzt hatte, von dem Abfchreiber gegen Das 
Ende geftelle find, und umgefehrt; was dann einige unbe⸗ 
deutende Abdänderungen in den Uebergängen veranlaft hat — 
freilich nicht zum Vortheil der Daritelung. Keinen einzigen 
Quellenbeleg fand ich hinzugefügt, nirgends einen neuen 
oder ihm eigenthümlidhen Gedanken, ja nicht einmal, und 
dies will ich nicht tadeln, das Streben das Plagiat durch eine 
einigermaßen abweichende Form zu verbergen, oder ſelbſt defs 
fen Vorwurf durch die Prätenfion der Originalität abzulchnen. 
Meine, wie gefagt, meine Arbeit über das römifche Recht war 
Wort fur Wort abgefhrichen Es wäre eine über: 
fluffige Mühe, dies durch Nebeneinanderfirllung beider Uufläge 
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nahzumelfen. Der Abfchreibee weiß es am beiten; für Ans 
dere und für die Lefer unferes Archivs bedarf es deflen gar 
nit. Aber wenn, wie ich glauben muf, jener Verbreiter 
meiner wiflenfchaftlidhen Leiftung,, die auch nach einer langen 
Zeit der Beachtung würdig erſchien, felbft kein Rechts: und 
Alterthumsforfcher ift und auh nicht die Abfiht haben 
konnte, eine eigne Arbeit zu liefern, fondern nur — wogegen 
ih gar nichts habe — meine in einer rechrswiffenfchaftlichen 
Zeitfehrift abgedrudte Unterfuchhung, einem größern Kreis von 
Lefern aller gebildeten Stände zugänglich zu machen, fo darf 
ic) doch wohl fragen, wie er e8 mit feinem Gewiſſen zu ver= 
einigen vermochte, eine fremde Arbeit in ihrer urfprünglicdhen 
Caur in unbedeutenden,, die Faſſung betreffenden Punkten 
veränderten) Geſtalt druden zu laflen, ohne aud nur zu ers 
wähnen, daß der Auffag dem Archiv des Criminalrechts ent: 
nommen fey. 

Es ließe fi babei noch Manches erinnern, mas ich un⸗ 
terdrucke. Mir kann es übrigens nur willkommen ſeyn, 
wenn meine Arbeiten auch bei Nichtjuriften Beachtung finden 
und die Ergebniffe Zuftimmung erhalten. Wird dadurch etwas 
Qutes geftiftet, fo freue ich mich, und lege wenig Werth dars 
auf, ob mein Name genannt werde oder nit. Denn «6 
ift mir nur um die Sache zu thbun. Auch ift dies nicht die 
erfte Erfahrung der Art, die ih mahe — fomwie ih nicht 
der Einzige bin, der fie macht. Aber ich bin ein entfchiedes 
ner Feind der Ungerechtigkeit und Unwürdigkeit, mo fie ſich 
auch befunden. Es bedarf hiernach nicht erft einer Erklärung, 
daß jener anonyme Auffag nicht von mir berrühre. 

bh würde es nicht über mid haben gewinnen Fönnen, 
diefen Mißbrauch felbftftändig zu berühren: da ich aber Ver⸗ 
anlaffung fand, auf den früher befprocdenen Gegenftant zus 
rüd;ufommen , fo glaubte ich jene Verfahrensweiſe nicht ohne 
die verdiente Rüge laffen zu follen, und fo mag es, da ich 
nicht geneigt war und bin, in den Blättern für literärtfche 
Unterhaltung mein Recht als Autor geltend zu machen, dem 
Zufall anheimgeftellt bleiben, ob der Mittheiler, etwa beim 
Auffuchen eines brauchbaren Stoffs für feine Zwecke, davon 
Kenntniß erhalte, daß die Herausgeber des Archivs auch 
nichtiuriftifche Zeitfchriften Iefen. 
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VII. 
Ueber den gegenwärtigen 


Standpunkt der Strafgeſetzgebung 
mit Prüfung der Fortſchritte derſelben 


nach den neueſten Entwürfen 
für 
Nordamerika, England, Belgien, Toskana, 
Preußen, Mecklenburg, Hamburg. 


Von 
Mittermaier. 


Die Reichhaltigkeit der Materialien der Strafgeſetzgebung 
und die neueſte Vorlage einer großen Zahl von Arbeiten 
der Geſetzgebung uͤber Strafrecht legt dem Herausgeber 
dieſer Zeitſchrift, treu der Aufgabe, allen Fortſchritten der 
Wiſſenſchaft und der Geſetzgebung auf dem Gebiete des 
Strafrechts zu folgen, die Pflicht auf, anknuͤpfend an die 
letzte Darftellung über die Umgeſtaltung der neuen Straf: 
geſetzbuͤcher 1), den gegenwärtigen Standpunft der Straf: 
gefeßgebung näher zu würdigen und die neueften Gefch- 
gebungsarbeiten zu prüfen. 

Die Wiſſenſchaft Hat in Deutfchland im Fache des 
Strafrechts mehr als in jedem andern Lande geleiftet, ins 


1) Archiv des Criminalrechts 1850. Nr. V u, Nr. XIV. 
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dem fie die oberften Grundfäge des Strafrechts prüfte, 
durch gefcichtlihe Korfchungen den Entwiclungsgang 
ftrafrechtlicher Anfichten darftellte, die Begriffe der einzel⸗ 
nen Verbrechen zergliederte, die Korderungen der Gerech: 
tigfeit in Bezug auf die einzelnen ftrafrechtlichen Kragen 
feftfegtee — Die Wiffenfchaft allein fann aber einem 
Gefegeber nicht die nöthigen Materialien liefern. In kei: 
nem Theile der Gefepgebung fommt es fo fehr als im 
Strafreht auf das Anfchliegen an die Volksmoral, auf 
eine Kenntniß des Lebens und der genauefter Verhältniffe 
des Staated an, in melchem die Geſetzgebung zu Stande 
fommen foll, auf die genauefie Zergliederung der Natur 
der Verbrechen und ihrer Arten, aber auch auf die Erfah: 
rungen über die Natur der Strafen, deren ſich der Gefeg: 
geber bedienen will, fo wie der Arzt die Natur der Krank; 
heiten und der Heilmittel, die er auf jene anwenden will, 
zu ergründen fucht, und dabei weiß, daß es nicht eine Zer: 
gliederung nach abftracten Borftellungen, fondern die 
Kenntniß der Eigenthumlichfeiten von Perfonen, Zeiten und 
Zuftänden von Bedeutung ift, durch welche ebenfo wie die 
Krankheiten, auch die Verbrechen und, den Heilmitteln 
gleich, auch die Strafarten in Ihrer Wirfung verändert wers 
den. Dafür fann die Wiſſenſchaft nicht allein wirken, fie 
bedarf Erfahrungen und reihhaltige Kenntnig von Thats 
faben, aus denen fie dann erft Kolgerungen ableitet; fie 
bedarf genauer Nachrichten über die Urfachen der Verbres 
ben, über die Motive, über die verfchiedenen Arten der 
forgfältig gefammelten Erfahrungen über die Wirkſamkeit 
der Strafarten. 

Mit Bedauern bemerft man, daß noch immer die 
deutfchen Gefeggeber nicht die wichtige Quelle benugen, 
welche allein, mie Englands Erfahrungen Ichren, zur Er: 
kenntniß der Urfachen der Uebel und dadurch zur Mögs 
lichkeit der Verbefierung führen. In England fegt das 
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Parlament Commiſſionen nieder, um über die Wirffam: 
feit der Strafarten Erfahrungen zu fammeln und Bors 
fchläge zu machen, oder um den Zuftand der wichtigften 
der Strafarten, der Kreiheitäftrafe, kennen zu lernen. 
Man macht jährlich die Berichte der Öcfängnißinfpectoren ?) 
und der Gefängnißgeiftlichen befannt, und erhält dadurch 
nicht blos eine Maffe ftatiftifcher Nachrichten, fondern — 
waß höher ſteht — die Erfahrungen der Männer, welche, 
in ununterbeochener Umgebung mit den Streäflingen lebend, 
geeignet find, ihre Lebensvechältniffe, die Urfachen ihres 
moralifhen Verderbens, die Anfichten der Verbrecher, die 
Hinderniſſe auf fie zu wirken, und die Mittel Fennen zu 
lernen, durch welche cine Verbeſſerung möglich wird. 
Da diefe Parlamentscommiffionen die Befugnig haben, alle 
ihnen geeignet fcheinenden Perfonen ale Zeugen vorzurufen, 
ihnen Kragen vorzulegen ; da der praftifche Sinn und das 
redlihe Streben der Engländer, gegebene Zuftände genau 
fennen zu lernen und von Jedem, der irgend beobachten 
‘“ Fonnte, Erfahrungen zu erhalten, dazu führt, auch ohne 
Ruͤckſicht auf Parteianfichten *) Männer der verfchiedenften 
Klafien des Volkes zu Hören: fo liegen in diefen Verneh⸗ 
mungen von Perfonen, die das Gefeg. anzumenden, die 
Eträflinge zu beobachten Gelegenheit haben, koſtbare 


2) Dahin gehören die Reports from the «elect committee of 
the house of Lords to inquire into the execution of tlıe 
criminal law 1847, 48. Wir haben daraus einige Aufzüge 
in Bezug auf Wirkfamkeit der Zodesftrafe in der Zeitfhrift 
für ausländ. Gefeggebung Band XXII. Mr. XX gegeben. 


3) Auszüge daraus ımd aus dem neueſten Parlamenteberichte 
über Gefängniſſe (v. 1850) in meiner Schrift: Der neueite 
Zuftand der Gefängnifeinrihtungen in England. Heidel⸗ 
berg 1850. 

4) Man bemerkt, daß die Parlamentscommiffionen gewöhnlich 
auch Perfonen vorrufen, von denen fie willen, daß fie fehr 
abweichende Anfihten haben, oft ſelbſt Schriften gegen das 
bisherige von der Regierung befolgte Syſtem fchrieben. 
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Materialien für die Geſetzgebung. Es ift felbft zweckmaͤßi⸗ 
ger, daß die Kragen und Antworten) in England wörtlich 
gedeucht werden, damit Jeder die verfchiedenen Anfichten 
£ennen lernt, während in Frankreich, mo auch foldhe en- 
quetes vorfommen, man ſich damit begnügt, daß nur 
die Commiffion die Antworten benugt und beliebig nach 
den Anfichten dee Commiffion einige Auszüge giebt. Da 
diefe Ergebniffe der Parlamentscommiffionen in England 
dee Deffentlichfeit übergeben werden, fo fann die Preſſe 
fie benugen,, die Nichtigfeit gewiſſer Behauptungen ans 
greifen oder Schlüffe daraus ableiten und fo die Bes 
rathung über die Verbefferungen vorbereiten, mährend 
in Deutſchland die Kahresberichte der Beamten in den 
Kabinetten der Minifterien liegen bleiben, und fie fo der 
öffentlichen freien Befprechung verfchloffen find. 

Zar fpricht man auch in den Motiven zu den neuen 
Strafgefegbühern, wenn man eine gewiſſe Anficht recht: 
fertigen will, zumeilen von dem Recht sbewußtſeyn 
des Volkes, welches z. B. die Aufhebung einer ge: 
wiſſen Strafart mißbillige oder eine beftimmte Forderung 
ſtelle. Fragt man aber, aus melden Quellen der Geſetz⸗ 
geber feine Kenntnig von dem vorhandenen Volksrechts⸗ 
bewußtſeyn fhöpfte, fo bemerkt man bald, daß es damit 
geht, mie mit dem Geift der Zeit, auf den ieh Wagner 
in Goethe's Kauft beruft. Die Meinungen und die 
hohe, der unmittelbaren Beobachtung des Volks in ges 
wiſſen Lagen entfremdete Stellung des Verfaſſers folcher 
Motive fönnen eben fo wenig Bürgfcaften für das Das 
ſeyn des Volksrechtsbewußtſeyns liefern, als die Amtes 
berichte. 


5) Man muß zugeben, daß freilich viel Unnüges, viele Wieders 
holungen, viele Antworten, daß der Zeuge nichts angeben 
koönne, in diefen Berichten vorkommen. 
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Eine Quelle bedeutungsvollee Erfahrungen auf dem 
Gebiete des Strafrecht Tiefert allerdings feit mehr ale 
einem Jahre in Deutfchland die Beobachtung des Ganges 
der Öffentlihen Strafrechtspflege und die Wirffamfeit der 
Schwurgerichte. Die Deffentlichkeit der Verhandlungen 
übt hier eine Macht aus, welche die Strafgefege auf dem 
Papiere nie üben koͤnnten. Der Inhalt der Gefege wird 
bier dem Volke auf eine eindringlihe Weife durch furchts 
bare Beifpiele gepredigt; der Schuldige erfährt, daß alles 
Laͤugnen, alle Schlauheit, mit der er feine Verbrechen in 
Dunfel zu hüllen fuchte, nichts nügt; dies Bewußtſeyn 
der unvermeidlich eintretenden Strafe ale Kolge des Vers 
brechens wirft in der Stunde der Verſuchung, und hält 
die Ausführung manches böfen Vorfaged zurüd. Der 
Geſetzgeber lernt aber auch in den Stimmen der Preffe über 
einzelne Straffälle, in den Thatfachen und Zeugniffen, 
welche ſich über manche Zuftände und Urſachen der Vers 
brechen, über Volfsanfichten ausfprechen,, fo wie in den 
Wahrfprüchen der Geſchwornen die Mängel oder Schattens 
feiten feiner Gefeggebung kennen; dur die bei gewiſſen 
Anflagen gehäuft erfolgenden Wahrfprüche der Nichts 
ſchuld ©) wird er zur ernften Prüfung der Frage verans 
laßt: ob nicht jene Erfcheinung in einem Strafgefege ihren 
&rund bat, welches das Volksrechtsbewußtſeyn verlegt, 
oder durch die Härte der Strafdrohung empört, oder auf 
mangelhafte Zuftände deutet, in Anfehung derer auch der 
Geſetzgeber fih nicht frei von Schuld fprechen kann. Diefe 
Wahrfprüche fönnen auch bedeutend werden, um dad Des 
dürfnig mancher Einrichtungen nachzumeifen 7), dur 


6) Es iſt freilich nichts bequemer, als da mo foldhe Kosfpres 
chungen erfolgen, fie auf Rechnung der politifhen Parteiuns 
gen oder der Schwäche oder Einfhüchterung der Geſchwor⸗ 
nen zu fchreiben, flatt da man den tieferen Grund folder 
Wahrſprüche geriffenhaft erforſchen follte. 

7) 3. B. wegen Milderungsgrundes der verminderten Zurechnung. 


Archiv d. Er. R. 1851. 1, St. 
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welche Härten der Strafgefege befeitigt werden koͤnnen, oder 
die Unzweckmaͤßigkeit von Unterfcheidungen und Abftufun: 
gen zu zeigen, welche die Wiſſenſchaft und manche Landes⸗ 
gefeggebung bei manchen Verbrechen einführte®). Auf 
dieje Art häuften ſich für den Gefeggeber die Materialien 
fo, daß fie eine günftigere Umgeftaltung der Strafgeſetz⸗ 
gebung in Ausſicht ftellten, un fo mehr als in den Jah⸗ 
ven 1848 u. 1849 bei den großen politifchen Berathungen 
auch die Frage über die Beibehaltung mancher Strafarten, 
deren Zweckmaͤßigkeit die Öffentliche Stimme ſchon lange 
angegriffen hatte, zue Eprade fam. Durch die Be: 
fchlüffe der Nationalverfammlung in Frankfurt ſollten die 
Todesfteafe, die Brandmarfung, der Pranger und die 
koͤrperliche Zuͤchtigung wegfallen. Dadurch war der Ges 
feßgebung der einzelnen Länder die Veranfaffung gegeben, 
durch befondere Geſetze diefe Aufhebung aus uſprechen, fo 
dag nun die biöherigen Abftufungen der Strafarten gehts 
dert werden mußten. Selbſt ald man die Gültigkeit der 
Grundrechte nicht mehr anerkennen wollte, war doch die 
Öffentliche Meinung ſchon fo mächtig, daß entweder aus 
dem neuen Steafgefegbuche diefe alten Strafarten vers 
ſchwanden ?) oder in einzelnen Ländern durch befondere 
Gefege mehrere dieſer Strafen befeitigt wurden. 

Auf der andern Seite traten durch die Creigniffe 
der Jahre 1849, 1850 ungünftige Zeichen für die Bears 
beitung einer gerechten Strafgefeggebung ein. Die Aus: 
ſchweifungen der Freiheit in manchen Pändern, die zu 
ſchweren Gewaltthaͤtigkeiten und Verbecchen führten, vers 
anlaßten eine große Zahl von politifhen Unterfuchungen, 
mie fie in diefem Umfange Deutſchland nod nicht erfahren 

8) 3. B. wenn bei der Tötung das Geſetz darauf fieht, ob der 
Zhäter den Tod als wahrſcheinliche oder unwahrſcheinliche 
Bolge feiner That vorfehen konnte. 


9) Aus dem Gefegbuche für die Thüringiſchen Wereinsftaaten. 
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hatte, und bewirkten zugleich eine große Erbitterung gegen 
diejenigen, welche die Gewaltthaten herbeiführten, unter 
deren Drucke viele Perfonen gelitten hatten. Die bisheris 
gen Geſetze, befonders in Ländern des gemeinen Rechts 
das bisher durch Rechtsuͤbung entwickelte Steafeecht, reichs 
ten nicht zu, um die in den eigenthuͤmlichſten Geſtaltungen 
der Theilnahme und des Verſuchs, oder als Ifoliete Hands 
(ungen in zufälliger Verbindung mit dem Hauptverbrechen 
ftehenden Thäter unter beftimmte Gefege ftellen zu koͤnnen; 
die Richter, nicht felten durch die fittliche Entrüftung über 
verübtes Unrecht im Allgemeinen leidenſchaftlich gegen Alle 
geftimmt, welche nur entfernt an den Bewegungen Antheil 
zu haben ſchienen, mußten ſich, verlaffen von der Gefeßs 
gebung, bemühen, neue Geſichtspunkte und Theorieen aufs 
zuftellen, nach welchen fie tie Källe beurtHellten. Es 
konnte nicht fehlen, daß unter ſolchen Umftänden thells die 
allgemeinen fteafrechtlichen Grundfäge, 3. B. von der Thells 
nahme, jegt eine neue Modification erhielten, well man fie 
auch für die Beurtheilung politifcher Verbrechen paſſend aufs 
ftellen mwollte, theils daß ein gewiſſes beklagenswerthes Miß: 
trauen gegen die Richter um fo mehr entftand, als ed nicht 
an Mitteln fehlte, fie beftändig einzufchüchteen und zur hoͤch⸗ 
ſten Strenge aufzufordern. Man gewöhnte fich aber immer 
mehr, ftatt einen großen Theil der Urfachen der in den Jah⸗ 
ven 1848 u. 1849 vorgefommenen politifchen Verbrechen 
Im der Nachwirkung früherer Verhältnifle, in der allgemels 
nen Aufregung , in der in den Amneftie s Decreten einzelner 
Länder ſelbſt anerfannten Verwirrung der Rechtsbegriffe 
und im Mangel eines Vertrauen erweckenden politifchen Zus 
ftandes zu fuchen, auf Rechnung der Milde in der Straf: 
gefeggebung zu ſetzen. Die Folge war, daß der Geift der 
Abſchreckung, gegen melden im Strafrechte die Willens 
Schaft erfolgreih in den ruhigen Zeiten gefämpft hatte, 
immee mehr wieder in die Etrafgefeggebung fam, und 
2. 
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daß diejenigen, welche an der Gefetgebung Theil zu neh: 
men hatten, von einer fchlimmen Verwechslung irregeleitet 
wurden. Man hätte erfennen follen, dag dahin gewirkt 
werden muß, daß der Ernſt und die Kraft ded Gefetes un: 
nachfichtlich 19) den wahrhaft Schuldigen treffen muß, daß 
bei allen nothwendigen Veſtrebungen der Geſetzgebung, in 
der Einrichtung der Strafen möglichft die Beſſerung des 
Sträflings zu bewirfen, der Hauptcharafter der der Strafe 
bleiben muß "?), fo daß jeder Beftrafte weiß, daß er als 
verdiente gerechte Folge feines Verbrechens das Strafübel 
leide. Dadurch aber rechtfertigt fich nicht jener Geiſt der 
Abfchrefung, welcher ſich einbildet, dag die Menfchen 
durch die Größe des im Gefege gedrohten Strafuͤbels von 
der Veruͤbung von Vergehen abgefchrecft werden, oder 
daß fie vor dem Entfchluffe ein Verbrechen zu verüben 
eine verftändige Berechnung der Gründe für und wider 
anſtellen. Auf Rechnung eines folchen feit einer Reihe 
von Jahren der Wiffenfchaft entfchleden als grundlos nach⸗ 
gewiefenen Abfchrefungsprincips muß die Anficht gefegt 
merten, nach welcher man annahm, daß die bisher anges 
wendeten auf Abſchreckung berechneten Strafarten nicht 
entbehrt werden fönnten, daß überhaupt die Milde in der 
Strafdrohung vermieden werden müfle, daß insbeſondere 
bei der Beftrafung der politifhen Verbrechen die Abs 
ſchreckung nothmwendig ſey. Vorzuͤglich bildete ſich als 

Folge dieſer Umſtimmung die Anſicht aus, daß man weit 


10) Darin lag ein Hauptgrund des Verderbens im J. 1848, 
daß die Behörden, denen die Handhabung der Geſetze obge⸗ 
legen hätte, ſelbſt ſchwach und eingefchüchtert ihre Pflicht 
nicht thaten, und damit die Achtung vor dem Gefege und 
vor denen, die fie handhaben follten,, untergruben. 

11) Der Verf. hat verfucht, in feiner Schrift: Der neuefte 
Zuftand der Sefängnißeinrichtungen in England, S. 78 das 
DBerhättniß des DBeflerungselements zur Strafe zu ents 
wideln. 





ber Strafgefeßgebung. 133 


mehr Handlungen, die bisher nicht mit Strafe bedroht 
waren, aus dem Befichtspunfte als ftrafbar erflären 
müfle, daß Beſchraͤnkungen der politifchen Freiheit noths 
. wendig feyen, um dad der Staatdordnung drohende Uebel 
des Mißbrauchs der Freiheit im Keime zu erftichen und die 
Gränzen der freien Bewegung ducch gefegliche Beſtimmun⸗ 
gen zu regeln 1%), Neben den in dem Strafgefeßbuche 
bedrohten Verbrechen entficht nun, ale Nachahmung frans 
zöfifchee von den ruhigen und unparteilfhen Juriſten 
Frankreichs felbft getadelter Gefege, eine Mafle von Vers 
sehen, die bei Ausübung des Rechts der Preßfreiheit und 
des Vereins⸗ und Berfammlungsrechts verübt merden 
fönnen. Da diefe Vergehen der bisherigen deutfchen 
Rechtsuͤbung unbefannt waren, da es auf einen Verfuch 
anfommt, durch gefeglihe Gränzen gewiſſe allgemeine 
Befugniſſe zu beftimmen, für deren gefeglichen Ausdruck 
aber weder in der Strafrechtswiſſenſchaft, die diefe Vers 
gehen nicht Fannte, noch in dem Rechtsbewußtfenn des Vols 
kes ein Anhaltspunkt gegeben ift, fo ift dadurch in unfere 
Strafgefeggebung eine Reihe von Vergehen gefommen, 
bei welchen die Unftimmtheit der Faſſung es faft unmoͤg⸗ 
lich macht, daß der Bürger eine Plare Vorftellung dars 
über hat, ob feine Handlung als ftrafbar betrachtet wer: 
den wird, oder nicht. Die unfelige Unbeſtimmtheit bei der 
Anmendung ded Gefeges durch den Richter hat aber auch 
den Nachtheil, daß bei der Entfcheidung einzelner Fälle 
ed zuletzt nur die befondere, leicht durch Aenaftlichkeit oder 
einfeitige Auffaſſung der Zuftände entftandene Anficht des 
Richters iſt, welcher eine Handlung ald ftrafbar erflärt, 
welche von hundert anderen ebenfalls ftrengen aber unpars 
teiiſcher die Verhaͤltniſſe mürdigenden Männern als ftraflos 


12) Eine wegen vieler guten Bemerkungen empfehlungswürdige 
Abhandlung ift die von Buys de jure cogitato communi- 
caut, Trajecti 1850. 
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betrachtet wird. So ift es durch die neuen Verhaͤltniſſe 
dahin gefommen, daß bei der Abfaffung der neuen Straf: 
geſetze diejenigen, welche an Ihrer Berathung Antheil neh⸗ 
men, eine doppelte Aufforderung in ſich fühlen müffen, 
die nothmendige Ruhe und den Sinn der Gerechtigkeit zu 
bewahren, und das Herz zu verfchließen gegen die oft unbes 
mußt einmwirfenden Parteinanfichten, aͤngſtliche Auffaſ⸗ 
fung der Verhältniffe und den unverftändigen Glauben an 
die Nothwendigkeit der Abſchreckung. 

Es mag nicht ohne Werth feyn, che mir die neueften 
Erzeugniſſe der Gefeggebungsfunft prüfen, einen Blick auf 
die Strafrehtsanfichten Englands, jenes Landes zu wer⸗ 
fen, das man wegen feiner Energie, Strenge der Straf 
gefege oft anführt, und wegen feined praftifchen Einnes 
euhmt. Der Verfaffer des gegenwärtigen Aufſatzes hat 
es bei feinem Aufenthalte in den Monaten Auguft und 
September in England für Pflicht gehalten, den Charaf: 
ter der Strafanmwendung Englands näher zu ftudiren. Er 
hat Gerichtsverhandlungen beobachtet, fammtliche felt 
einem Fahre in London gefällte Strafurtheile mit den 
ftenographifchen Aufzeichnungen verglichen und genaue Erz 
Fundigungen bei Praftifern eingezogen, um die Anfichten 
englifcher Gefhwornen und Richter Pennen zu lernen ’®). 
Das Ergebnig ift: 

4) daß die Geſchwornen Englands ftrenge ſich daran 
haften, darüber zu urtheilen, ob der Angellagte ber 
in der Anflagefchrift bezeichneten Verbrechen fehuldig 
iſt; die ziemlich allgemeine Stimme erklärt fich gegen die 
franzöfifye Einrichtung, daß die Gefhtwornen das Dafeyn 
mildernder Umftände dem Wahrfpruche der Schuld beis 


— —— — —— 


13) Die nähere Begründung durch Anführung einer Maſſe neuerer 
Straffolle ſoll geliefert werden in meinem Werke: Das eng⸗ 
tif: fhortifce, nordancrifanifche Strafverfahren. Grlans 
gen 1831. 
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fügen können, weil man glaubt, daß dadurch die Ger 
ſchwornen in der Ihnen obHegenden Pflicht, über das Echuls 
dig zu entfcheiden, leicht irregefuͤhrt werden koͤnnten, und 
weil man nach dem großen Vertrauen, daß die englifchen 
Richter genießen, es für Pflicht des Richters Halt, das 
Maaß der Strafe auszufprehen. Dabei aber haben die 
Gefhwornen dad Recht, ftatt wegen des Verbrechens, 
worauf die Anklage zunachft ging, das Schuldig zu erfen- 
nen, Ihren Wahrfprud auf cin geringered Vergehen, das 
mit eingefchloffen in der Anflage liegt, zu richten, und daſ⸗ 
felbe ftatt ded Mordes nur des Todtſchlags, ſtatt der Toͤd⸗ 
tung nur eines gewalttätigen Anfalls, ftatt der Noth⸗ 
jucht nur des unanftändigen Angriffs fchuldig zu finden. 


2) Die Sefhmwornen, indem fie ihr Schuldig ausfprechen, 
fügen häufig bei: „wir empfehlen den Angeklagten der 
Gnade des Gerichts” (oft mit dringender Empfehlung). 
Diefer Ausfpruch legt dem Richter nach der Eitte die 
Pflicht auf, die Strafe fehr milde zu beftimmen. Oft ge: 
fchieht es, dag der Richter, wenn die Geſchwornen Die 
Empfehlung ausgefprohen haben, fie warnt, dies zu 
thun, weil fie ihm, der überzeugt ift, daß der Fall ein 
ſehr ſchwerer ift, Dadurch die Laſt auflegten, gegen feine 
Ueberzeugung eine mildere Strafe auszufprechen. 


3) Die Richter Englands betrachten die im Belege ge: 
drohte Strafe eines Verbrechens nur als die Höchfte Größe, 
über die fie nicht hinausgehen dürfen, üben aber dag 
Recht aus, die Strafe oft fehr gering zu fegen. Nur da, 
wo Todesftrafe gefelich gedroht iſt, fühlt ſich der Richter 
durch daB Gefen gebunden, fo daß auch die Einpfehlung 
der Gefchtwornen ihn nicht ermächtigt, eine andere Strafe 
zu erfennen; ev wird aber dann die geeigneten Anträge 
ſtellen, daß das Minifterlum begnadigt. Wollen die Ges 
ſchwornen bei dem todesmürdigen Verbrechen die Todes: 
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firafe nicht angewendet haben, fo haben fie ed leicht, ins 
dem fie dann nur des Todtfchlags fchuldig erflären 9). 

4) Die englifchen Richter find haufig fehr milde; es 
kommen Fälle vor, In welchen der wegen Bigamie Ans 
geflagte nur zu einem Jahre, felbft in einem Kalle zu 
4 Wochen , oder der wegen Verwundung fchuldig Ber 
fundene zu einigen Monaten Einſperrung verurtheilt 
werden.  Dft bemerft der Richter, daß er eigentlich 
zue Transportation verurtheilen follte, aber es nicht 
thun wolle, entweder 3. DB. wegen Provocation, wegen 
Empfehlung der Geſchwornen, wegen vorzüglich guten 
Charafters des Angeflagten. Diefe letzte Ruͤckßcht ift 
überhaupt in England eine entfcheidendee Gewoͤhnlich 
wird die Urtheilsfällung mit menſchlich gewichtigen, den 
Angeklagten belehrenden Gründen begleitet. 

Am richtigften drückt der Stand der englifchen Anfichs 
ten über Strafrecht ein Schreiben des befannten geiftreichen 
Lord Brougham aus 16), Indem er fih auf feine Ers 
fundigungen bei den Anwälten , erfahrenfien Richtern, 
den Magistrates in verfchiedenen Stellungen beruft. Cr 
erflärt e8 als übereinftimmende Anfiht, daß die Strafe 
feine große Wirfung habe, Andere von Veruͤbung der 
Verbrechen abzufchreden; daß Alles nur auf die Gewiß⸗ 
heit des Eintretens dee Strafe anfommt, und felbft eine 
fehe milde Strafe, wenn der Verbrecher weiß, daß fie 
fiber ihn treffen wird, mächtiger auf ihn wirkt, als die 


14) Die Zahl der Losfprcchungen ift bei keinem Verbrechen fo 
oroß als bei dem Morde. Im J. 1849 waren wegen Mors 
des 84 vor Gericht geftellt, unr gegen 7 fand die große Jury 
feine Bil, aber 41 murden von der kleinen Sury losge⸗ 
fproden. Bei den Anklagen wegen Todtſchlags iſt es anders : 
von 178 wegen Todtſchlags vor Gericht Geſtellten wurden 
nur 76 von der Eleinen Jury losgefprochen. 


15) Tetter to Lord Lyndhurst from Lord Brougham 
on Criminal Police and national education. London 1847. 
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ſchwere Strafe, deren lngewißheit, verbunden mit der 
Stärfe der Einbildungsfraft und der Macht der antreibens 
den Leidenfchaft, die Hoffnungen des Gelingend ſteigert, 
dag er der Strafe entgehen werde. Die Milderung der 
Härte der einft England fchandenden Strafgefeggcebung 
bat, wie Brougham fagt, den Vortheil gehabt, daß 
man jet leichter Ankläger, Zeugen und Geſchworne fins 
det, die zue Handhabung des Strafgeſetzes beitragen. 
Alle großen Verbeſſerungen Englands in Bezug auf das 
Strafverfahren ?°) nügen nichts, wenn nicht die Hoffnung 
der Verbrecher, der Strafe zu entgehen, zerftört wird. 
Dee Mann, fagt der geiftreiche Lord, welcher ſchwankt, 
ob er ein Verbrechen verüben foll, iſt nicht in ruhiger, 
Palt berechnender Stimmung, neue Feidenfchaften, Affecte, 
Wuͤnſche und Hoffnungen firmen auf ihn ein, und brins 
gen die Stimme der Vernunft und des Gemiffens zum 
Schweigen, während fie nur empfänglich für die Ausficht 
auf Vortheil und die Hoffnung auf Straflofigfeit machen. 
Der Fehler bei der Strafgefeggebung , fährt er fort, 
ift der, daß wir die Verbrechen ifolict und jedes Vergehen 
in einer ihm eigenthümlichen Leidenfchaft oder Intereſſe 
wurzelnd betrachten, und alle Verbrecher als Perfonen 
gleicher Beſchaffenheit und unfere Strafvollzichungen und 
Ermahnungen als an die nämlihen Gemüther gerichs 
tet anfehen, ftatt zu erwägen, daß bie größte Zahl der 
Verbrechen ihren Grund in der $mmoralität, in der Unwiſ⸗ 
ſenheit, uͤblen Angewöhnungen ihren Grund haben, und 
Die ſchweren Verbrechen nur nach einer Reihe von minder 
firafbaren Vergehen verübt werden. Wenn daher eine 
Strafe einem Uebelthäter zugefügt wird, fo ift die ab- 
ſchreckende Wirkung geſchwaͤcht, weil fie an ein Gemüth 


16) Brougbam beklagt den Mangel eines öffentlichen Ans 
Flägers. 
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gerichtet wird, welches durch üble Gewohnheiten verdors 
ben ift, fo daß der Berbrecher nicht duch Furcht vor 
Strafe abgeſchreckt, vielmehr nur von feinen verderblichen 
Gedanken, Neigungen und Handlungen zuruͤckgebracht 
werden fann 17). 

Bei der Betrachtung des gegenwärtigen Stand: 
punftes der Strafgefeßgebung und der Pflichten des Ge: 
ſetzgebers wird der Blick nicht blos auf die VBerhältniffe und 
Bedürfniffe des einzelnen Landes gerichtet ſeyn, für welches 
eine Geſetzgebung beftimmt ift; die menfchliche Natur bleibt 
überall die naͤmliche. Viele Urfachen der Verbrechen find 
in allen Ländern und in allen Zeiten diefelben, und die 
Erfahrungen tiber die Wirffamfeit der Gefege gehören allen 
Ländern an. Es fey daher vorerft erlaubt, einen Blick 
auf einige neue wichtige Erzeugniffe der Gefeggebungsfunft 
des Auslandes zu richten. 

Mir machen vorerft unfere Lefer auf ziwei bedeutende 
Gefeßgebungsarbeiten von Nordamerifa aufmerffam, 
und zwar zunächft auf den durch Bildung ausgezeichneten im 
StaateMaffachuffets bearbeiteten Entwurf eines Strafgefegs 
buche 1%). Hier liegt nicht wie fonft in den norbamerifas 
nifchen Strafgefegbüchern nur eine foftematifche Sammlung 
der Vorfchriften vor, durch welche beftimmt wird, melche 
Dandlungen ftrafbar feyn follen, mit Angabe der Haupt: 
abftufungen und der Strafdrohungen. Es ift vielmehr der 
Verſuch, das ganze bisherige common law im Strafrechte 
in ein Geſetzbuch zu bringen. Wer es weiß, daß der größte 
Theil des englifchen und nordamerifanifchen Rechts nicht In 
Statuten, fondern in einem ungefchriebenen traditionellen 


17) Wir werden auf die Folgerungen, melde Lord Brougs 
ham aus dieſen Vorderfäßen ableitet, noch dfter in unferem 
Auffage zurüdtommen. 

1A) Neport of do Penat Code of Massachusseirs prepared 

“ under a Resolve of the legislature. Boston 1845. 
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feit Jahrhunderten fortgebildeten Rechte liegt, das als 
common law erſcheint, befolat wird und hoͤchſt bedeutend 
it, weil es die größte Mafle von Entfcheidungen aller 
möglichen Wechfelfälle und Geftaltungen eines Verbrechen 
enthält, zugleich auf die Ausſpruͤche der größten englifchen 
Furiften gebaut ift, der wird begreifen, wie wichtig c& ift, 
diefe Maſſe, die in Nordamerika wieder felbfiftändig in 
reicher Fuͤlle durch ausgezeichnete Juriſten fortgebildet ift, 
in einer foftematifhen Ordnung gefammelt zu erhalten. 
Die Eommiffion hat ſich aber damit nicht begnügt. Ihr 
Streben ging dahin, das bisherige Recht da, wo es uns 
zweckmaͤßig ſchien, zu verbeileen; daher kommen mefents 
liche Abweichungen vom englifchen Rechte vor 9). Die 
Commiſſaͤre geben in den Noten nicht blog die bisherigen 
englifhen und amerifanifhen Entfcheidungen bei jedem 
Punkte, fondern au die Beſtimmungen neuer franzöfis 
ſcher und deutfcher Geſetzbuͤcher, felbft neue Entwuͤrfe, 
und Anfichten der Schriftfteller an, und fügen ihre kritiſchen 
Bemerfungen und Erfahrungen ”) bei, um fich zu rechts 
fertigen, aus welchen Gründen fie einzelne Vorſchlaͤge 
nicht aufnehmen 21), Vorzuͤglich find die allgemeinen 
Grundfäge über Strafanmendung @) die fcharfen Bes 


19) 3. B. in Bezug auf die im englifchen Rechte als Ucbers 
bleibfel früherer Anfichten über das Werhältnig der Ehegatten 
aufgeftellten Anfichten über Werantwortlichkeit der Ehefrau. 


20) So ift 53. B. p. 15 vortrefflich gegen den oft In England 
und Rordamerifa aufgeftchten Sap, daß Jemand wegen Tod⸗ 
sung einer Perfon nicht beitraft werden kann, wenn nicht die 
Leiche aufgefunden wird, mit Beziehung auf einzelne Fälle 
gezeigt, daß die Aufnahme einer folchen Vorſchrift in das Ge⸗ 
fegbuch fehr unzweckmäßig ſeyn würde. 


21) 3. DB. über Zurechnung wegen Seelenflörung. 


22) 3. B. Raub ift bezeichnet als Diebitahl einer Sache von 
einer fremden Perſon, oder aus der Gewahrſam reines Andern 
in feiner Gegenwart, durch Gewalt oder Bedrohung damit. 
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griffsbeftimmungen®) und die feinen Abftufungen *), wo: 
durch die Anklage erleichtert und gerechte Wahrſpruͤche ge⸗ 
fihert werden, von Jedem, der mit Gefeggebungsarbeiten 
fi befchäftigt, zu beachten. Um die Anwendung der allge: 
meinen Grundfäge zu erleichtern, find die allgemeinen Merk⸗ 
male *) (in den Anmerkungen, zur Verdeutlichung mit 
Angabe von Beifpielen) häufig mit dem den Engländern 
und Amerikanern eigenthümlichen praftifhen Sinne fo zer: 
oliedert, daß die bisher vorgefommenen Fälle dadurch ge: 
recht entfchieden find. 

Der Verfaffer dieſes Aufſatzes ift nicht der Mei: 
nung, daß ein neues Geſetzbuch in eine ſolche Safuiftif 
eingehen fol, wie dies der gefchilderte Entwurf thut; 
aber er ift überzeugt, daß ein gutes, die gerechte Rechtes 
anmendung fiherndes Gefegbuch nur auf dem Wege bes 
arbeitet werden kann, toenn denjenigen, welche zu deſſen 
Bearbeitung wirken, eine folhe gut geordnete Maffe des 
Materials vorſchwebt, deſſen Benugung den Gefeggeber 
in den Stand fegt, feine Strafvorſchriften fo zu fallen, 
daß fie weder zu weit noch zu enge find und dem Beduͤrf⸗ 
niffe aller Fälle anpaffen. 

Nicht unbeachtet darf das neuefte nordamerifanifche 
Strafgefegbuh, das von Birginien ”®), bleiben. Es 
ift merkwürdig ducch- feine Einfachheit in der Anord⸗ 


23) Ganz vorzüglich find die Abftufungen bei der Zödtung; fo 
ift auch der Mord in 2 Grade getheilt. Nur der erfte foll 
mit Tod beftraft werden. 


24 3.8. beider Brandftiftung, bei Aufruhr. Kein anderes Ges 
ſetzbuch enthält Hier fo viele treifliche Anmweifungen. 


25) 3. B. bei der Zödtung wird ſchwerlich ein Handbuch oder 
Geſetzbuch einen ſolchen Schag von Entfcheidungen enthalten. 


26) Es bildet einen Theil des neuen vollftändigen, das ganze 
öffentlihe Verwaltungsrecht, Civilrecht und Griminalrect, 
toilprogeß und Strafproseß umfaflenden Code of Virginia. 
Richmoud 1849. Das Gtrafgefeppudh bilder den Zitel 54. 
p. 722 bis 754, 


n 
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nung 27) und in den Vorfchriften. Am Schluſſe folgen 
ollgemeine Beftimmungen, die in anderen Gefegbüchern im 
allgemeinen Theile fich finden, z. B. über Verfuch ($. 10). 
Wenn eine freie Perfon *) die Verübung eines Vers 
brechens unternimmt, und zur Yusführung deffelben eine 
Handlung verübt, aber die Ausführung vereitelt oder ges 
bindert wird, foll diefelbe, wenn das verfuchte Verbrechen 
mit Tod bedroht ift, wegen Verſuchs zum Pönitentiarhaufe 
auf 1 bis 2 Jahre, wenn das verfuchte Verbrechen mit 
Bönitentiarftrafe bedroht ift, mit Gefängnig von 6 bie 
12 Monaten, und bei Verfuch eines geringeren Verbrechens 
mit Gefaͤngniß bis 6 Monaten oder 100 Dollars beftraft 
werden. Das Geſetzbuch begnügt ſich nue mit Purzer Bes 
zeihnung der ftrafbaren Handlung und der Strafe, bei 
welcher häufig nur das höchfte Maaß gedroht if. Die 
Gültigkeit des common law, aus welchem die Richter und 
die Geſchwornen die Begriffe und Merkmale der Verbrechen 
zu ſchoͤpfen haben, wird dabei vorausgefegt. Nur die 
Abſtufungen der Verbrechen werden genauer beftimmt, 
3. D. bei dem Morde, der in Mord erften und zweiten 
Grades zerfällt; der erfte ift derjenige, welcher durch Gift, 
durch Auflauern, durch Sefangenhalten, durch Entzichung 
der Nahrung, oder durch bösmwillige mit Vorbedacht und 
Ueberlegung verübte Tödtung, oder einer Veruͤbung von 


37) Es enthält nur folgende Kapitel: 1) von den Berbrechen 
gegen die Souveränität des Staats; 2) von Tödtung und 
anderen Verbrechen gegen die Perfon; 3) von Verbrechen 
gegen Eigenthum; 4) von Zälfchung ; 5) Verbrechen gegen die 
Öffentliche Gerechtigfeitspflege 5; 6) Verbrechen gegen den Fries 
den; 7) gegen Moralität und Anftand; 8) gegen dffentliche 
Geſundheit; 9 gegen äffentliche Polizei. hier von uners 
laubtem Spiel und Lottericen); 10) allgemeine Beftimmungen 
über Verbrechen und Strafen. 


28) Uecberall werden die von Negern verübten Verbrechen weit 
firenger beftraft,, als die von Weißen verübten Verbrechen. 
Ber Bedrohung der Erften zeigt fih oft große Sraufamfeit. 
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Brandftiftung, Nothzucht, Hauseinbeuch oder Raub bes 
gangen wird. Mur diefer erfte Grad zieht Todeaftrafe, 
der zweite Pönitentiarhaus von 5 bis 20 Jahren nach fi. 
Da nad dem Geſetze die Geſchwornen zu beftimmen haben, 
ob der Angeflagte des Mordes erften oder zweiten Grades 
fehuldig ift, fo haben die Geſchwornen es In ihrer Macht, 
zu beftimmen, ob Todesftrafe eintreten fol. Ueber Ber: 
brechen, die nur durch Statute beftimmt werden, enthält 
das Geſetzbuch ausführlichere Vorfchriften, z. B. Über den 
Zweikampf ®). 

Fuͤr die Kenntniß der Fortſchritte der Strafgeſetz⸗ 
gebung ift die Beachtung der Arbeiten der engliſchen 
Gefeggebungscommiffionen von Bedeutung. Schon im 
%. 1833 begannen die Arbeiten der erften Commiffion 8), 
im 3. 1845 murde eine neue Commiſſion niedergefegt 3"), 
welche bereit8 eine höhere Aufgabe ſich fette, indem fie 
nicht blos wie die frühere auf die foftematifhe Anordnung 
und vollftändige Darftellung des englifhen Strafrechts ſich 
zum Ziele fegte, fondern die Bearbeitung eines Strafgefeß: 
buch8 auf den Grund des beftchenden Rechts und der bie: 
herigen Erfahrungen mit Vorfchlägen der Verbefferung be: 


29) Nah p. 725 ift demjenigen, der im Duell eine tödtliche 
Wunde dem Andern zufügt, Strafe des Mordes gedroht (ob 
eriter oder zweiter Grad da ift, das entfcheidet die Jury). 
Mer, ohne daß Zod eintritt, ein Duell volliicht, . oder einen 
Andern herausfordert, ohne daß das Duell vollzogen wird, 
leider Gefängniß bi6 1 Sahr und Geldftrafe bis 1000 Dollars. 
Wer Herausforderung annimmt, oder fie einem Andern übers 
bringt, oder zum Zweikampf rärh oder ihn befördert, wird 
mit Gefängnifftrafe bis 6 Monaten und Geldſtrafe bis 500 
Dollars beftraft. 


30) Reports from her Majesty’s commissioners on criminal 
—— Der erſte Bericht wurde 1834 , der achte Bericht 1845 
erſtattet. 


31) Report of her Majesty’s commissioners for conrolidating 
and revising the criminal law. Der crfte Bericht ift von 
1845, der fünfte von 1849, 
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zweckte. In den Berichten beider Commiſſionen findet fich 
nun ein Foftbarer Schatz von Erfahrungen, von Zergliederun: 
gen der Begriffe der Verbrechen, und von einzelnen Faͤllen 
und ten Entfcheidungen der Richter, überall mit den feine 
fen praftifchen Bemerfungen der Gommiffäre über Die 
Richtung, die der Geſetzgeber zu nehmen hat??), und mit 
den reichhaltigften Auszügen aus den oft feltenen Werfen 
des englifchen Rechts. — An diefe Vorarbeiten fehle 
fich nun der von ford Brougham in das Oberhaus ges 
brachte Entwurf eines Strafgefegbuhs an (am 5. Febr. 
1849) 9), Es iſt der erfte Verfuch eines Strafgeſetzbuchs 
fire England, zwar zunähft nur auf Anordnung der bies 
her zerftreuten Maſſe von Statuten, aber auch auf eine 
klare Beftimmung de8 common law In Gefegesform und 
auf Befeitigung der Widerſpruͤche und unpaffender Vor⸗ 
fchriften berechnet 3%), fo dag die Arbeit durch die in 


32) Wir finden unter den Mitgliedern der Commifften die bes 
deutendften Suriften Englands, wiffenfchaftlich gebildete praftie 
ſche Männer, 3. B. Amos, Sardine, Starkie, John 
Auftin Bellenden, Wightman. 


33) A bill intituled an act to consolidate and amend the 
eriminal law of England so far ar relates to the defini- 
tion of indictable offences and the punishment thercof. 


34) Die Anordnung ift folgende: Kap. 1) Allgemeine Beftims 
mungen und Erlärungen im allgemeinen heit, wie er in 
unferen Strafgefegbüchern vorfommt; 2) vom Hechverrath und 
anderen Werbrechen gegen den Staat; Y) Verbrechen gegen 
die Religion und die Gtaatsfirche; 4) gegen Lie vollzie⸗ 
bende Gewalt; 5) gegen die Werwaltung der Juſtiz; 
6) gegen den difentlichen Zrieden; 7) Verbrechen In Bezug 
auf die Münze; 8) in Bezug auf öffentliches Eigenthum 
und Staatseinfünfte ; 9) Verbr. gegen die Ehegeſetze; 10) Verbr. 
in Bezug auf öffentliche Urkunden; 12) Verbr gegen dffents 
liche Moral und Anftand; 12) gegen öffentliche Gefundheit; 
13) common nuisances (dic umfaßt alle Erörungen in den 
Rechten der Bürger in Bezug auf Wohnungen, perfänliche 
Sicherheit, SGefundheit); 14) Verbr. gegen Handel und Wer: 
tebr; 15) von Födtung und anderen Verbrechen gegen Pie 
Perſon; 16) von Prefvergehen (libell); 17) Verbr. gegen 
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alle Einzelnheiten eingehende foftematifch geordnete Maſſe 
der Beftimmungen über die einzelnen Verbrechen und ihre 
Aoftufungen Jedem, der mit Geſetzesarbeiten ſich befchäfs 
tigt, wichtig wird. 

Zur Ergänzung der englifhen Gefeßgebungsarbeiten 
dient noch vorzüglich der von der Commiſſion für Indien 
bearbeitete Entwurf des Strafgefeßbuchs 7), merfwürdig 
wegen der eigenthumlihen Darftellung, daß neben dem 
Terte des Gefeges zur Verdeutlihung (illustrations) Bei: 
fpiele angegeben werden, und megen der geifteeichen Mo⸗ 
tive, in welchen die Gründe für die Vorfchläge oft aus⸗ 
führlich entwickelt und die englifchen Rechtsanfichten fcharf 
getadelt werden. 

Die bedeutendften Erſcheinungen des Auslandes 
auf dem Gebiete der Strafgefeßgebung in neuefter 
Zeit find der belgifhe Entwurf, und der Ent: 
wurf eines Strafgefegbuhs für Tosfana. Der erfte 
(im $. 1850 den Kammern vorgelegt) enthält bisher nur 
den allgemeinen Theil 3%), er ift das Werk einer Eommif: 
fion, die aus ausgezeichneten Männern der Wiffenfchaft 
(dem Profeffoe Haus in Gent und Profeffor Nypels 


die Wohnungen (dahin Hauseinbruh und Brandftiftung); 
18) rechtswidrige Anmaßungen; 19) Geeräuberei; 20) Yäls 
ſchung; 21) böswillige Eigenthums beſchädigungen; 22) geſetz⸗ 
widrige Aufforderung zu Verbrechen und Gomplott s Vers 
fuhes 23) allgemeine Rechtsausdrüde und ihre Bedeutung ; 
24) Strafbeſtimmungen. Der Entwurf ftellt 18 Klaſſen von 
Strafbeftimmungen auf, 3. B. die erfte und zweite Todesftrafe 
(nad der Art der Vollziehung); die dritte Ichenslängliche 
Zransportatien oder Transportation auf 7 Sahre, oder Eins 
fperrung bis zu 3 Sahren. 


35) Der eigentliche Verfafſer diefes Entwurfs ift der im neues 

ſter Zeit mit Recht fo berühmt gewordene englifche Gefchichtss 
fhreiber Macaulay, der Mitglied diefer Commiſfion war. 
Der Entwurf wurde 1838 gedrudt. 


86) Code penal Revision du titre prelimiuaire du livre 
premier, Bruxelles 1850, 
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in Lüttich) 37) und hochgeachteten Praftifern befteht. — 
Da der Entwurf auf den franzöfiichen bisher in Belgien 
ale Geſetzbuch geltenden Code penal gebaut iſt, und die 
Eommiffion die große Maffe der Erfahrungen Kranfreiche 
und Belgiens benugen konnte, zugleich aber bei der Bes 
rathung ded Entwurfs vielleicht wie feine andere Gefeßs 
gebungscommilfion in folhem Umfange die Geſetzgebungs⸗ 
arbeiten des Auslands, indbefondere Deutfchlande, und dies 
Ergebniß wiflenfchaftlicher Forſchungen benußte, fo verdient 
dee Entwurf die Höchfte Beachtung. Dem aus 119 $$ bes 
ftehenden Entwurfe ift ein von Haus bearbeiteter Bericht 
beigefügt, welcher ein ausgezeichnetes Werk ift durch die 
Vollſtaͤndigkeit der Darftellung der Anfichten aller Gefeps 
gebungswerfe des Auslands, duch die fcharfe Prüfung 
der Erfahrungen über die franzöfifchen Beftimmungen, 
duch) die Entwicelung und Kritif der verfchiedenen in der 
Wiſſenſchaft und der Gefeggebung aufgeftellten Syfteme in 
jeder einzelnen Lehre, und durch die umfichtige Place wifs 
fenfchaftiche und praftifche Begründung der von der Com⸗ 
miffion vorgefchlagenen Vorfchriften. Der Entwurf unters 
fcheidet ſich weſentlich von dem franzöfiihen Code, deffen 
Entjtehung in crimes, delits und contraventions, jedoch 
mit andern Bezeichnungen beibehalten if. Das Strafenfys 
ftem ift bedeutend vecheflert; Die Todesftrafe ift beibehalten *), 
wird jedoch nicht öffentlich vollſtreckt (Entwurf 15), kann auch 


37) Haus ift der Verfaſſer der allgemeinen mit Beifall aufges 
aommenen Observatious sur le projet de revision du Code 
penal, 3. Vol. Bruxelles 1835 — und Nypels, der Bears 
heiter von H&lie Theorie du Code penal (mit zahlreichen Zus 
fägen),, fo wie eines verdienftlichen Werks (auch als Bter Theil 
der Theorie erfchienen) , worin der Verf. zu jedem Artikel des 
franzöf. Code penal alle Verhandlungen und die Hülfsmittel 
der Erkenntnif der weitern Fortbildung angiebt. 


38) Die Entwidelung der Gründe für die Beibehaltung muß 
audy von demjenigen, der nicht mir dem Worſchlage eianete 
ftanden iſt, vortreiflih genannt werden. 


Archiv >» Or. M. 1851. I. ©t. 





146 Ueber den gegenwärtigen Standpunft 


(8. 107) gegen Perſonen, die nody nicht das 21fte Lebens 
jahr erreichten, nicht erfannt werden, und wird, wenn 
Milderungsgruͤnde vorhanden find (112) in Freiheitsftrafe 
verwandelt. Die Vereinfachung des Syſtems der Frei⸗ 
heitäftrafen zeigt fih in den Abftufungen, welche der Ent: 
wurf bei der Zuchthaueftrafe (reclusion und bei der de- 
tention) 3) durch Scheidung der ordentlihen und der 
außerordentlichen Etrafart macht (20. 25). Die Strafe 
wird, nach dem Eyfteme der abfoluten Iſolirung ver: 
buͤßt ?9%. Die im franzöfifhen Code zu vielen Streitig⸗ 
feiten führenden Begriffe z. B. von Verſuch find Flarer auf: 
geftellt *). Statt der allgemeinen, den Verſuch und die 
Vollendung in der Beftrafung der Urheber und complices 
gleichftellenden Regel des Code penal find Abſtufungen 
in der Strafdrohung gemacht 2). Die große, nur auf Ab: 
ſchreckung berechnete Härte des Code penal in Bezug auf 
die Beftrafung des Ruͤckfalls ift vermieden 9). Bei der 
Häufung mehrerer Verbrechen ift ein zwifchen dem franzds 
fifhen und dem deutfchen ſtehendes Mittelfuftem aufge: 
ftellt. In Bezug auf die Zurechnung **) find manche 
Lücken des Code pénal ausgefüllt "°). Durch die Seftat: 


39) Diefe Strafart iſt beftimmt zur Abbüfung der Strafen 
wegen politifcher Verbrehen und der von Staatrdienern und 
Geiftlihen in ihrer Amtsführung verübten Verbrechen. 

40) Wir werden unten näher angeben, wie dies Syſtem und 
das der ordentlichen und auferordentlichen Strafe durchges 
führe ift. 

41) 3. B. art. 73 heißt tentative, lorsque la resolution de 
commettre un crime ou un delit a ete maniferteo par 
les actes extericurna „ qui forment nu Ccommencement 
d’execution de ce crime ou de ce delit. 

42) Art. 74— 76. 9. 


43) Art. 77 seq. 
44) Art. 83—88. 
45) 3. B. wegen Verbrechen der Zaubflummen art. 106, 





der Strafgefeggebung. .147 


tung der Anerkennung der Milderungsgrunde 9%), wor⸗ 
über aber nicht wie in Frankreich die Geſchwornen, fondern 
die Richter urtheilen, ift ed möglich gemacht, die Härten 
des Geſetzes in einzelnen Faͤllen zu vermeiden 77), 


Wir würden ungerecht ſeyn, wenn wir nicht auf eine 
andere große Erfcheinung der Gefeßgebungsfunft, auf den 
von der Commiffion bearbeiteten Entwurf des Strafgeſetz⸗ 
buchs für Tosfana aufmerffam machen würden. Toßs 
Fana hat feit der legislativen Thätigfeit Leopolds in der 
Strafgefeggebung fo große Kortfchritte gemacht, und zählt 
unter feinen Schriftftelleen 8) fo bedeutende Strafgerichtes 
Penner, die auf die Wiſſenſchaft mächtig einwirkten, daß 
die Vorarbeiten für eine Strafgefengebung im reichen 
Maaße vorlagen ?). Nachdem feit 1830 Feine Todes: 
ficafe in Tosfana vollzogen war, ſprach der Großher: 
zog 1847 die Aufhebung der Todesftrafe für Lucca aus 
befrätigte 1849 das Decret der proviforifchen Regie⸗ 
rung vom 4. März 1849, wodurch die Todesftrafe für 
Tosfana aufgehoben wurde; die Strafanftalten wurden 
wefentlich verbeffert 9. Auf folhe Grundlagen wurde 
der neue Entwurf des Geſetzbuchs (aus 484 $$) gebaut. 
Man bemerkt leicht, dag die Mitglieder der Commiſſion 
mit den Kortfchritten der deutfchen Strafgeſetzgebung ver⸗ 


46) Art. 110 — 119. 


47) Wir werden im Verfolge der Abhandlung auf die einzelnen 
Qunfte und die treiflichen Ausführungen des Berichts zurüds 
ommen. 


48) Wir erinnern an die großen SZuriften Paoletti, Res 
mazzi, und in lehter Zeit an Sarmignani. 


49) Eine gute Ueberfiht in Mori sulla scala penale del 
diritto toscano. Livorno 1847. 

50) ©. darüber eine gute Arbeit von Peri (Generalinſpector 
der Sefängniffe): sulla Riforma del sistema peuitenziario 
in Toscana, Firenze 1848, 

8 2 
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traut waren ©). Die Todesftrafe findet fi nicht mehr 
im Entwurfe; die Kreiheitsftrafen werden im Zuchthaufe 
(das nun auf Lebenszeit erfannt wird), im Zwangsarbeits⸗ 
haufe (von 3 bi8 20 Jahren) und Gefängnig (von 1 Tag 
bis 6 Jahren) verbüßt, und zwar muß In allen diefen An; 
falten der Sträfling die ganze Strafzeit (nur der 60jähs 
rige kann in Gemeinfchaft arbeiten) in völliger Iſolirung 
zubringen. Die allgemeinen Grundfäge ftimmen vielfach 
mit den in den deutfchen Gefegbüchern vorfommenden Des 
ſtimmungen überein, 3. B. in Bezug auf die Zurechnung °?). 
Das Milderungsrecht des Richters ift ausgedehnt, ſchon 
dadurch, daß nah Art. 81 die Gerichte auf eine gerins 
gere Art der Strafe erfennen dürfen, wenn der Thäter in 
einem, an denjenigen, der nach Art. 33. 39. 47, 48. 50 — 
54. die Zurechnung aufhebt, gränzenden Zuftande ſich bes 
fand 9). Die Abftufungen bei Verſuch, bei der Theil: 
nahm: °%) find im Geifte der in der italienifchen mit der 
deutſchen vielfach übereinftimmenden wiſſenſchaftlichen Auf⸗ 
faſſungsweiſe gemacht. Das Ermeſſen der Gerichte iſt in 
der Regel (Ausnahmen machen die politiſchen Verbrechen) 


51) Won einem Mitgliede der Commiſſion (Mori, früher 
Profeflor in Pifa) find in 4 Bänden Abhandlungen und andere 
eriminafiftifche Werke deutfcher Schriftfteller, auch die badis 
[hen Strafgeſetzbücher überfept. 


52) Art. 33 erklärt (nachgebildet dem badiſchen Strafgeſetzbuch 
Art. 71) Sefegesübertretungen (und nicht zuzurechnen, wenn 
der Zhäter nicht das Bewußtſeyn feiner Handlungen und die 
Sreiheit der Wahl hatte). 


53) Man bemerkt, daß der Milderungegrund der verminderten 
Zurechnung auch in den Entwurf überging. Die angeführten 
65. beziehen fich auf die meiſten Aufhebungsgründe der Zus 
rechnung, aud auf den Nothftand. 


54) Art. 55—62. Der Entwurf unterfcheidet den Berſuch 
Ctentativo) (diefer befteht in den Ausführungshandlungen eines 
mit böfen Willen verübten Verbrechens, wenn diefe nicht bis 
sur Vollendung gelangen) von dem delitto mancato. 
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ein fehr weites, da geroöhnlih zwiſchen dem geringften 
und höchften Grade ein großer Raum gelaffen ift ). Wie 
verweilen nun vorzüglich bei den neueften deutfchen Geſetz⸗ 
gebungsarbeiten. 

Hierher gehört das durch Verabredung der thüringis 
fhen Staaten entftandene Strafgefegbuch,, das bereits 
in Weimar, Altenburg, Coburg, Schwarzburg, Meinins 
gen und in AnhaltsDeffau verfündet if. Es beruht 
auf dem Streben der Herbeiführung möglichfter Rechtes 
freiheit und zeitgemäßer Umgeftaltung der ÖStrafgefegs 
gebung, bei welcher das koͤnigl. fächfifhe Geſetzbuch als 
Grundlage angenommen wurde °%), In den Gefegbüchern 
der oben genannten Staaten ift die Todeäftrafe nicht mehr 
aufgenommen, mit Ausnahme des Geſetzbuchs für Meis 
ningen??). In Bezug auf die Sreiheitsftrafe fommt eine Ab⸗ 
weichung von dem Fönigl. fächfifchen Gefegbuche vor, daß die 
thüringifchen Gefegb. Feine zwei Grade der Zuchthausftrafe 
aufftellen. Bei den Folgen auf die erlittenen Freiheits⸗ 
ftrafen ift auf die befonderen Landesgeſetze verwieſen. Tief 
eingreifende Berbeflerungen find in dem Syſteme der Kreis 
heitsftrafe nicht gemacht, und felbft die in diefem Archive 
{bon oft angegriffene Schärfung dur Dunfelarreft bie 
30 Tage ift in Art. 12 ftehen geblieben. Was im fädhf. 


55) Auf einzelne Vorfchläge werden wir unten zurüdkommen. 

86) Ueber Vergleihung des ſächſ. Geſetzbuchs mit dem thüring. 
Entwurfe f. den Auffag von Groſſ in diefem Archive 1850 
Fr. Vi. u. X. 

57) Aus den Berathungen, in denen die Stimmen getheilt waren, 
ergiebt fi), daß der Hauptgrund, aus weldhem man die To⸗ 
desftrafe beibebielt, theils in der Anficht, daß es fo —X 
auf andere Art nicht zu ſühnende Verbrechen gebe, theils in 
äußeren Umſtänden lagen, und zwar daß in den anderen 
thüring. Staaten die Geſetzbücher noch nicht verkündet ſeyen, 
daß die grofen bdeutfhen Staaten die Todesftrafe nicht aufs 
gehoben hätten, und dag Meiningen der Berliner Union be 
getreten wäre, und die Berliner Grundrechte die Aufhebung 
der Zodesftrafe nicht enthalten. 
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Geſetzbuche noch ald Kolge der Beibehaltung der koͤrper⸗ 
lichen Zuͤchtigung vorfam, ift aber, da diefe Strafart 
jegt weggefallen ift, in den thüringifchen Gefegbüchern 
weggeblieben. Eine zweckmaͤßige auf das ganze Syſtem des 
Strafgeſetzbuchs wirkende Verbeſſerung findet ſich in Bezug 
auf den Einfluß des jugendlichen Alters 8) und der Mil: 
derung wegen Verſtandes ſchwaͤche 9), obwohl auch jegt noch 
der Milderungsgrund zu enge gefaßt iſt ꝰe)y. Da das thuͤrin⸗ 
gifche Geſetzbuch auf die Anwendung durch Geſchworne be: 
rechnet ſeyn foll, fo muß man bedauern, daß fo viele rein 
doctrinelle, in ihrer Allgemeinheit den Geſchwornen nidpt 
leicht verftändliche Unterfcheidungen ſtehen geblieben find, 
3. B. bei dem Verfuche ($. 23) (bei welchem jedoch dad Ges 
ſetzbuch mehrere Verbefferungen enthält) 84); bei dem bö- 
fen Borfag, mo dat Geſetzbuch zwar eine Verbeflerung ge: 
macht hat 82), aber die gemiß nur der Doctrin angehörige 


58) Art. 58 (vergl. mit dem fähf. Art. 62) Das Ermeflen dis 
Richters iſt jept frei, indem er bei jungen Leuten bis zu ihrem 
18ten Zahre auf eine geringere Strafart herabgehen Tann, 
und der Zufaß des FE. fächf. Art. 62, nach welchem bei Vers 
brechen der jungen Leute aus MVosheit und Ueberlegung Zuchts 
Hausftrafe cintreten foll, weggefallen ft. 


89) Art. 59 (vergl. mit Art. 64 des fächf. Geſetzb.). Nach dem 
legten wirkte der Milderungsgrund nur bei dem mir Zod be⸗ 
drohten Verbrechen und nur wenn ein hoher Grad von Vers 
ftandesfhwähe do war ; nach dem thüring. Geſetzb. iſt der 
Milderungegrund allgemein bei allen Strafen, und auch da 
als wirfend, wenn theilmweife Serlenfranfheit da ift. 


60) Bei Dafenn des Rothftandes oder des Zwangs wird der 
Milderungsgrund nah Art. 62 nicht berüdfichtigt. 


61) Art. 23 durch den Zufaß: daß fein ftrafbarer Werfuch da ift, 
wenn aus Unverftand und abergläubifchen Wahne ein unter allen 
Umftänden untaugliches Mittel angewendet wurde, und Art.26 
durch den im ſächſ. Geſetzb. Art. 28 nicht anerfannten Grunds 
fat, daß freimilliges Abftchen vom Unternehmen ftraflos 
macht. (S. zwar von Groff in diefem Archiv 1850. &. 154.) 


62) Der im Urt. 31 des E. ſächſ. Sefegb. vorkommende Sag: 
wenn der Tharır den eingetretenen Erfolg vorberfeben mußte, 
iſt mit Recht im thürinaifchen Geſetzb. Art. 29 weggeblieben. 
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und in einem Geſetzbuche befonders bei Geſchwornen fchädliche 
Vorſchrift über Zurechnung des Erfolge beibehalten wor⸗ 
den). Mit Unrecht find Vorſchriften über die Ausmeſſung 
der Strafen innerhalb des niedrigften und höchften Gra⸗ 
des beigefügt 9°). Einzelne Verbefferungen (obwohl, tie 
wir überzeugt, zu fehr auf hHalbem Wege ftchend) fommen 
vor in der Lehre vom Zufammentreffen mehrerer Verbres 
chen 6°) und bei dem Ruͤckfalle %), Bei den einzelnen Vers 
brechen finden ſich Verbeſſerungen, vorzüglich durch größere 
Klarheit in der Angabe 97) des Thatbeftandes der Verbres 
hen duch Abftufungen, oder Zufäge, die darauf berech: 
net find, die fonft wegen der Allgemeinheit der Strafvors 
ſchrift eintretende zu harte Strafe zu befeitigen ®) und 
zwar durch Herabfegung des niedrigften Grades ®). 

In vielen Beziehungen tief eingreifend und auf fiheen wohl 
überdachten Grundlagen mit praftifchem Geiſte bearbeiteter 
Entwurf ift der für das Großherzogthum Medlenburg ”®). 
Der Entwurf fliegt fih vorzüglih, aber nicht einfeitig 


63) Es ift felbft ein (in Eein Geſetzbuch gehöriger) Eag über 
den Einfluß des Irrthums beigefügt worden. 

64) Zhüring. ©. B. 44. Das FE. fächf. Geſetzb. $. 42 begnügte 
fi mit Recht mit einer allgemeinen Andeutung, die zwar 
auch wegbleiben kann. 

65) Art. 50. 

w art. 46. S. darüber v. Groſſ in diefem Archive 1850 

. 247. 


67) 3.8. bei Verläumdung und Ehrenfränfung ($. 185), bei 
Brandfliftung, Fälfchung. 

68) 3. B. Art. 120. 121 bei Mord. 

6I) Wir werden auf die einzelnen Beltinmungen im Verfolge 
unferer Abhandlung zurüdtommen. In der Lehre von den 
Verbrechen gegen den Staat find am wenigften Abänderun: 
gen da, wo fie am nothwendigften geweſen wären, gemacht 
worden. 

70) Mitgetbeitt in der Schrift (des rühmlich befannten Cri⸗ 
minalrarhe von Wick): Erachten betreffend die Einführung 
eines Griminalgefegbuche in Mecklenburg. Schwerin 1850. 
2 Rieferungen. 
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an den preußifchen Entwurf von 1849 an; da in den mits 
getheilten Motiven die Beftimmungen diefes Entwurfs, 
aber auch) alle neueren deutichen Gefeßbücher 5. B. von 
Baden, Heflen ftrenge geprüft find, fo ift die Arbeit auch 
für jeden Juriſten doppelt wichtig. Mit großer Umficht 
ift das Spftem der Freiheitsſtrafen durchgeführt; es wird 
für nothmendig erkannt, daß eine die Ehre fhonende Art 
der Freiheitsftrafe mit eigner abgefonderter Strafanftalt 
eingeführt merde 7); nach dem Entmwurfe follen die leich⸗ 
teren Delicte, und zwar ſowohl die entehrenden als nicht 
entehrenden, mit Sefängnig nicht über 8 Monate, von den 
ſchwereren Delicten die entehrenden mit Zuchthaus (nie unter 
4 Monaten), die nicht entehrenden mit Seftungsftrafe gebuͤßt 
werden; ftatt der leßteren foll bei nicht entehrenden Vergehen . 
ftatt des Gefängniffes die Zeftungshaft (ohne Zwang zur Ars 
beit) nach den perfönlihen Verhaͤltniſſen des Verurtheilten 
eintreten. Die Todesftrafe behält der Entwurf aber nur bei 
dem Morde bei?2). Es wurde in diefem Archive 3) ſchon fruͤ⸗ 
her bemerft, daß der Entwurf das richterlihe Milderungss 
recht nicht fo, mie e8 andere neue Gefege thun, ausdehs 
nen will 7%), daß er auch mehrere Vorfchriften, von denen 
wir glauben, daß fie als rein der Wiſſenſchaft angehörig 
und nur unter vielen im Gefeßbuche doch nie aufzuzählen: 
den Unterfcheidungen wahr find, 3. B. über eventuellen 


71) Erachten 1. Lieferung ©. 67. 
72) Eradıten 1. &. 62; über die Gründe unten. 
78) Archiv 1850. ©. 337. 355. 


74) Es fol nur bei leichten Vergehen (mo das höchſte Maaß 
5 Jahre nicht überfteigt) ein allgemeines Milderungsrecht ges 
geben werden. — Bei Vergeben junger Leute, bie über 
16 Jahre alt find, aber das 2Ofte Lebensjahr nicht vollens 
det haben, foll der Michter vom Werluft der Ehrenrechte 
abgehen dürfen. 
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Dolus 7%), über die Anftiftung, über Complott 7%), in 
dem Gefegbuche für nothiwendig hält. Von allen übrigen 
Gefegbüchern abweichend wird der Anfangspunft des Vers 
ſuchs (mie wir glauben mit einer gefährlichen Unbeftimmts 
heit) aufgeftellt 7). Bel den einzelnen Verbrechen finden 
fib Verbeſſerungen in der Begriffsbeftimmung und Feſt⸗ 
fegung der Strafe; nur fcheint der Entwurf zuviel darauf 
zu rechnen, daß auf dem Wege der Gnade die Härten des 
Gefeges gemindert werden, während wir dem Richter eine 
größere Gewalt einräumen. 

&ine der allgemeinen Aufmerkfamfeit würdige Reihe 
von Gefegesentwürfen liegen für Hamburg vor. Schon 
1843 war dort eine aus Männern, die wiffenfchaftlich und 
praktiſch vorzüglich hiezu befähigt und durch Arbeiten über 
Strafreht rühmtich bekannt waren 7°), beftehende Com⸗ 
miſſion zue Bearbeitung eines Strafgefegbuche ernannt; 
veranlaßt durch die damaligen Berathungen erſchien 1848 
ein durch die Einfachheit der Darftellung, ducch die Klars 
heit der Faſſung in den meiften Punkten, Kürze und zweck⸗ 
mäßige Freiheit des richterlichen Ermeflens bemerfenswers 
ther Entwurf von Teummer 9), Im %. 1849 bears 
beitete dee Juſtizausſchuß der conftituirenden Verſamm⸗ 
lung einen von dieſer Verſammlung auch gebilligten Ents 


75) Eradıten I. S. 103. 
76) Eradıten I. ©. 131. 2. 


77) Rah Eradıten I. ©. 127 fol der ftrafbare Hrn nur 
danı vorhanden feyn, wenn der Thäter, in der Abficht das 
Verbrechen zu vollbringen, folhe Handlungen oder Unterlafs 
fungen begangen hat, die geeignet find, den Verdacht eines 
verbrecherifchen Vorhabens gegen ihn zu begründen. 


78) Wir nennen bier Hudtwalder, Baumeifter, Zrums 
mer 


79) Entwurf eines Eriminalgefepbuchs für die Hanfeftädte Ham⸗ 
burg, Lübeck, Bremen, von Trummer. 1848. 
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wurf eines Strafgeſetzbuchs 9). Da die Verfaffungs: 
arbeiten der Verſammlung an den Sreigniffen der fpätern 
Zeit fcheiterten, fo wurde eine Berfaffungscommiffion er⸗ 
nannt, und von dieſer ift ein Entwurf ausgearbeitet ®4), 
der an jene Vorarbeiten ſich anfchließt, aber einen eigen: 
thümlichen Weg geht. Beide zulegt genannten Entwürfe, 
bei welchen das braunſchweigiſche Geſetzbuch vielfach vors 
fchmwebte, zeichnen fib durch Einfachheit und Klarheit 
aus; vorzüglich ift Das Strafenſyſtem einfach. Die in 
dem Entmwurfe der conftituirenden Verſammlung 8°) auf: 
gehobene Toderftrafe ift zwar im zmeiten wieder ein: 
geführt, zu vollziehen durch das Fallbeil, und zwar 
Öffentlich, allein nur für die ſchwerſten Faͤlle des 
Mordes 8). Das Epftem der Freiheitsftrafen ift ein: 
fab; der Entwurf I. nennt nur Zuchthaus (von 2 Mos 
naten bis 25 Kahren) und Gefängnig (das Zuchts 
haus foll als doppelt fo ſchwere Strafe ald Gefaͤng⸗ 
niß gelten). Der Entwurf II. fügt noch das (In Hamburg 


— — — — 4 


80) Abgedruckt in der bei Niemeyer in Hamburg erſchiene⸗ 
nen unter Aufſicht des Burcau der conſtit. Verſammlung 
herautgegebenen Sammlung: Die Berfaffung des Freiftaats 
Hamburg nebft den dazu gehörigen organifchen Gefepen. 
Hamburg 1849. ©. 70 — 126. Der Entwurf befteht aus 
203 Paragraphen. 

81) Nah Nachrichten war Hudtwalcker Referent in der 
Sommiffion. Der neue Entwurf beitcht auch nur aus 228 
Paragraphen. 

82) Wir nennen ihn der Kürze wegen Eünftig den erften, 
oder 1. und den 1851 vorgelegten Entwurf den zweiten, 
oder 11. 

83) Nach Art. 127 tft (mie im erften Entw. III.) dem Morde 
Zuchthaus von 15 — 25 Jahren gedroht, und nur wenn der 
Mord verübt ift um zu rauben, um Lohn, dur Mift oder 
Prand mit Preinigung des Entleibten, von mehreren zum 
Verbrechen vereinigten, an Schwangeren, deren Zuftand ber 
Thäter Eannte, oder an Angehörigen des Thäters, fol nach 
Entwurf I. der Art. 53 (welcher den Richter ermächtigt, unter 
das Minimum herabzugehen) nicht Anwentung finden; nad 
Entwurf IU, fol Zoderftrafe eintreten, 
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beftchende) Strafarbeitshaus bei, jedoch ($. 10) droht 
der Entwurf feinem Verbrechen ausdruͤcklich diefe Strafe, 
fondeen ermächtigt nun, ftatt die Dauer eines Jahrs nicht 
überfteigendes Zuchthaus, oder fratt Gefängniß bis 2 Jah⸗ 
ren, bei Bagabunden , Herumtreibern auf Strafarbeits:- 
haus zu erfennen, mährend Entw. I. den zum Gefängniß 
Verurtheilten nur Arbeit anmeifet, wenn fie es verlangen, 
fpeicht (wohl mit Recht) Entwurf II. au, daß auch Diefe 
Sträflinge Arbeiten, aber leichtere al8 im Zuchthaus, mit 
Berücfibtigung ihrer Kähigkeiten und Gewohnheiten ver: 
richten müffen. Der Entwurf II. läßt ($. 12) Verfchär: 
fung des Befängniffes (durch Dunfelarreft oder einfame 
Haft) und Ummandlung des Zuchthauſes unter 6 Monaten 
in verfcbärftes Gefängnig zu. In Bezug auf die Kolgen 
der Strafen, auf die Ehre, meichen die beiden Entwürfe 
mwefentlih ab; Entw. I. nimmt feine Ehrenfolgen, Entw. 
II. (Art. 18) wählt den von anderen neuen Gefeßbüchern 
mit Recht abweichenden Weg, daß er nicht ohne Weiteres 
den Verluft der ftaatsbürgerlichen Rechte als Folge ande: 
ver Strafen ausſpricht, fondern nur beftimmt, daß diefer 
Verluſt entweder auf Zeit oder für immer verhängt werden 
fann 8°), aber nie den Verluſt des Gemeindebürgerrechts 
nach fich zicht. Auf diefe Art ift das Meifte in das Ermefs 
fen der Richter geftellt *). Es iſt ſehr zu wuͤnſchen, daß 
diefe Vorſchlaͤge, wenn man nicht dem erften Entwurfe fol: 
gen will, angenommen merden. Beide Entwürfe halten 
fih zwar in der Regel rein von einer Maffe von Vorfchrif: 





— 


84) Die Motive ©. 98 — 101 haben nur auf eine klare praftis 
[che Weife die Gründe für ihre Vorfchläge angegeben. 


85) Nur in einigen Fällen z. B. Art. 208 muf bei Diebftahl, 
Betrug, Fälfhung immer auf Verluſt der ftaatsbürgerlichen 
Rechte erkannt werden, wenn Zuchthauneftrafe ausgefprochen 
wird; vorzüglich folk dieſer Verluſt auch eintreten bei Hoch⸗ 
verrath, fogar bei Vorbereitung dazu, $. 74. 76. 
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ten, die nur der Wiffenfchaft angehören ; auch find die Vor⸗ 
ſchriften über Zurechnung u. A. nur allgemein gefaßt, da 
wo es unmöglich ift, genauere Beflimmungen gefeglich zu 
geben und jeder Verfuch dazu die Geſchwornen und Richter 
leicht irre führt ®®), um fo mehr aber muß man fi) wundern, 
daß die Entwürfe noch eine allgemeine Bezeichnung des böfen 
Vorfages, des unbeftimmten Borfages, eine Vorſchrift über 
Irrthum in der Perfon und den einzelnen Strafausmeſſungs⸗ 
gründen (Entw. I. $. 48 — 50, 11.58:c.) aufftellen. Mit 
Recht haben dagegen beide Entwuͤrfe bei der Strafe des Ver: 
ſuchs (I. 27, II.36) nur ein Maximum, aber fein Minimum 
der Strafe gedroht, ebenſo bei Strafe der Gehülfen. Die 
Strafe der Begünftigung war im Entw. I. Urt. 46 wohl 
zu milde im Magimum nur auf 1 Jahre gefegt; richtiger 
macht ed der Entw. IL. 55 möglih, noch höhere Strafe 
zu erkennen. „Der Milderungsgrund 97) wegen Jugend 
tritt nach Entw. I. 51 bis zum 20ften, nah Entw. II. 61 
bis 18ten Jahre ein; mit Recht hat bei dem Milderungs: 
grunde wegen verminderter Zurechnung der Entw. II. 61 
den Entw. I. erganzt 88). Das Recht, unter dad Mi: 
nimum wegen vieler und erhebliher Milderungsgründe 
herabzugehen,, erfennen beide Entw. I. 53. IL. 62. Der 
befondere Theil hat, wie das braunfchweigifche Geſetzbuch, 
dem die Entwürfe nachgebifdet find, die Vorzüge der Eins 
fachheit und der Klarheit der Beftimmungen; die Strafs 


86) So find im Entw. I. Art. 18, und Entw. II. Art. 37 die 
Richtzurechnungsfähigen mit der allgemeinen Vorfchrift aufs 
geführt: Kinder unter 14 Sahren, Prerfonen, welche des Ges 
brauchs ihrer Vernunft völlig beraubt find, ohne genugfame 
Ausbildung gebliebene Zaubftumme, fo wie die zur Zeit 
der Begehung der That völlig bewußtlos waren. 


87) Man denfe nur an die in einer Handelsftadt vorzüglich ges 
fahrlichen Hehier. ügtih 9 
88) Nach Art. 52 Entw. I konnte der Milderungsgrund nicht 


angenommen werden, wenn der Nothſtand im geringeren 
Grade vorhanden war. 
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beftimmungen find vielfach milde, oft ift felbft der neuefte Ents 
wurf milder als der erfte; zumellen wird Fein niedrigfter, 
fondern nur der höchfte Grad gedroht?®), Am Allgemeinen 
ift das Ermeſſen der Richter weit geſtellt 9%), insbefondere 
auch durch Zufäge, welche Ermächtigungen zu geringeren 
Strafen geben 21). Am ftrengften ift der Entwurf II. bei 
den politifchen Verbrechen, und zwar durch das zu hohe 
Minimum, vorzüglih aber durch die Ausdehnung bes 
Etrafgebietd, indem auch die Vorbereitung zum Hochver: 
rath 9?) mit ftrengen Strafen bedroht iſt. Wann wird 
man auch in Deutfchland dem Vorbilde Englands folgen, 
und ftatt folcher allgemeinen unbeſtimmten Faſſungen eins 
eine beftimmte Vergehen aufftellen und mit Strafen bedros 
hen? Wie merden auf die einzelnen Beftimmungen der 
Hamburger Entwürfe zuruͤckkommen. Die neuefte Er⸗ 
feheinung auf dem Gebiete der Strafgefeßgebung Ift der 
den Preußiſchen Kammern 1850 °?) vorgelegte Ents 
mwurf, deflen nähere Prüfung um fo wichtiger ift, als In 
Preußen feit einer Reihe von Jahren die Gefegebungss 
commiffionen befchäftigt_ waren, deren Arbeiten in Ents 
würfen von 1843 und 1847 vorlagen und eine Berathung 
des vereinigten Landtags 1848 über den Entwurf von 
1848 bervorriefen, deſſen Befchlüffe bei den neueften Ars 
beiten berückfichtigt wurden. Daß die Ereigniffe von 1848 
bis 1850 auf den neuen Entwurf den Einfluß hatten, den 
Glauben zu erzeugen, daß man durch größere Strenge der 


89) 3. B. bei Schändung einer bemwußtlofen Perfon, Entw. II. 
157 (Sefängniß oder Zuchthaus bis 3 Jahre), während Entw. I. 
139 nur Zuchthaus von 6 Monaten bis 3 Jahren drohte. 


80) 3. 2. bei Duell (Entw. I. 92. Entw. 11. 107.); bei 
Ehrverlegung (Entw. 1. 189. Entw. II. 176). 


91) 3.2. ber der Zödtung. 

9%) In Entw. 1. 67. Entw. II 76. 

93) Durch königl. Refeript vom 10. Dec. 1850. 
Archiv d. Er. R. 1881. 1. Et. 
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Strafgeſetze den Verbrechen entgegenwirken muͤſſe, ift nicht 
zu bezweifeln, mährend manche in der Zwifchenzeit ergans 
gene Geſetze 9) bewirkten, daß frühere Etrafarten weg⸗ 
fielen. Das Streben der Vereinfahung bes Geſetzbuchs 
zeigt fich immer mehr bei jedem neuen Entwurf. Waͤh⸗ 
rend der von 1843 noch 629 $$ zählte, kamen in dem von 
1847 nur 478, und im neueften nur 321 $$ vor. Br: 
merkbar ift, daß man das Geſetzbuch von allen rein 
wiſſenſchaftlichen Rechtsfagen frei halten wollte. Die An: 
ſichten des franzoͤſiſchen Geſetzbuchs ſchwebten vielfach vor; 
gewiß zuviel, z. B. wenn in $. 29 der Satz (wie In art. 2 
des Code) aufgeftellt ift, daß der Verſuch eines Verbre⸗ 
chens wie dad Verbrechen felbft beftraft wird 9°), nur der 
Zufag gemacht ift, daß bei den mit Todess oder lebens: 
laͤnglicher Zuchthausſtrafe bedrohten Verbrechen zeitige 
Zuchthausſtrafe von mindeftens 10 Jahren eintreten foll. 
Der Anfangspunft der Strafbarkeit des Verſuchs ift wie 
im Code penal bezeichnet *6). Auch in der Pehre von der 
Theilnahme nimmt der Entwurf von 1850 Art. 31 die 
franzoͤſiſche Anfiht an, befeitigt alle biöherigen Unterfchei: 
dungen vom phyſiſchen und intellectuellen Urheber, Haupts 
und Rebengehüffen, faßt Diefelden Alle unter dem Worte: 
Theilnehmer, zufammen und fpricht in 6.32 auf, daß jeder 


94) Die Verfaflungkurfunde 8. 10 hebt die Strafe des bürgers 
lichen Todes und die VBermögenseinziehung auf. Vie körper⸗ 
liche Züchtigung war fchon früher durch Geſetz aufgehoben. 


85) Die Motive ©. 14 bemerfen, daß man die franzöfifche Ans 
fiht billigen müſſe, mweldye den gegen das Geſetz ſich auflch- 
nenden boͤſen Willen der innern Werfchuldung des Thaͤters 
als alleinigen Maaßſtab der Strafbarkeit annimmt. — Es 
ift aber befannt, daß in Frankreich und Belgien (Hélie's 
Arbeiten und der Bericht zum belgifchen Entwurfe laffen feinen 
Stweifel) allgemein der Grundfag des art. 2 Code getas 
deit wird. 


) Warum 509 man nicht Die weit Elarere Faffung des Lels 
difchen Entwurfs vor? 
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Theilnehmer mit der namlichen gefeglichen Strafe wie der 
Thaͤter beftraft werde. Die Beftimmung wird zu einer 
großen Härte in der Strafanwendung führen 9”). Kine 
in ihrer Allgemeinheit bedenkliche, zu großen Härten fuͤh—⸗ 
vende 8), der Wiſſenſchaft und der biöherigen Gefegs 
gebung fremde 9) Borfchrift enthält $. 33, wenn fie 
denjenigen, welcher durch Reden an Öffentliben Drten 
oder Zuſammenkuͤnften, oder durch Schriften oder andere 
Öffentlich angefchlagene oder vertheilte Darftelungen zu 
einer Handlung anreizt, auffordert , verleitet oder zu bes 
ftimmen fucht, welche ein Verbrechen oder cin Vergehen 
darſtellt, ald Theilnehmer des Vergehens beftraft, wenn 
die Aufforderung einen Erfolg hatte, im gegentheiligen 
Kalle Gefängnig droht 19), Im Strafenſyſteme erkennt 
der Entwurf von 1850 die Todesftrafe an, felbft eine 
geſchaͤrfte ($. 9), wobei die Leiche außer dem Kirchhofe 
duch den Echarfrichter eingefcharrt und eine Tafel mit 
Bezeichnung des verübten Verbrechens auf dem Grabe aufs 
geftellt wird. Die Todesftrafe wird nicht öffentlich, fons 


97) Auch Hier hat in Frankreich und Velgien dir entfchiedene 
Anfiht (Helle Theorie du Code nr. 665. Rapport beige 
11. p. 2) anerfannı, daß der Sag nicht zu rechtfertigen ſey; 
in der Anwendung halfen fi die Gefchiwornen ſeit 183% 
dur die Annahme der Milterungsgrünte. 


98) Die Hauptgefahren liegen darin, daß man vereinzelte 
Aeußerungen willfürlich (aus trügerifchen Anzeigen) mir.einem 
verübten Verbrechen in Zufammenhang ftelr, und daß die 
Worte: anreizt, zu beftimmen fuchr, fo hoechſt unbes 
flimmt find. 

99) dv. Bothmer Erörterungen aus dem Gebiete x. II. Bd. 
2. Heft. S. 113, und Bahariä in diefem Arch. 1850. S 260. 


100) Es verdient Erwägung, ob man nicht dem englifchen 
Rechte folgen fol, nad welchem ein eigenes Vergehen 
fiegt in rolliciting and inciting a Person to commit felony. 
Am 3. 1849 wurden in London 6 Perfonen wegen diefeh Were 
gehens vor Gericht geftellt, 1 zu 14, 1 zu 10, 1 zu 7 Zahren 
Transportation, 1 zu 12 Monaten Gefangnig verurtheilt. 

2 
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dern in einem gefchloffenem Raume (ed Fönnen 12 aus 
Vertretern der Gemeinde oder anderen achtbaren Mitglies 
dern derfelben vom Birrgermeifter gewählte Perfonen als 
Zeugen anmwohnen) vollzogen. Der Entwurf nimmt ale 
Freiheitsſtrafen Zuchthaus auf Lebenszeit, oder zeitliches 
von 2 bis 20 Fahren ($.11), die Strafe der Einſchlie⸗ 
ung (13) als einfache Frelheitsentziehung ohne Zwang 
zur Arbeit (an die Stelle der bisherigen Feſtungshaft) bis 
20 Jahren zu erfennen (anzumenden für minder ſchwere 
politifche Verbrechen und Zweikampf), die Gefängnißftrafe 
(14) verbunden mit einer den Fähigkeiten und Verhaͤlt⸗ 
niffen der Gefangenen angemeffenen Befchäftigung nicht 
über 5 Jahre zu erfennen. — An Bezug auf die Ehren; 
folgen bleibt der Entwurf ($. 11. 12) bei dem bisherigen 
firengen Syfteme; der zum Zuchthaus Verurtheilte tft 
nicht nur während der Strafzeit unfähig fein Vermögen 
zu verwalten und unter Lebenden darüber zu verfügen, 
fondern verliert auch von Rechts wegen die bürgerliche 
Ehre 19). In Bezug auf das richterlihe Milderungss 
recht Pennt der Entwurf weder das in andern Gefegbüchern 
vorfommende Recht der Richter, wegen Milderungsgrüns 
de unter das Minimum herabzugehen, noch den Milde: 
rungsgrund der verminderten Zurechnung, und läßt die 
Fugend des Webertreterd nur bi8 zum. 16ten Jahre wir: 
fen. — In der Lehre vom Hochverrath umd Landesvers 
rath ift eine große Strenge bemerkbar, theild Indem der 
Kreis der ftrafbaren Sandlungen weit ausgedehnt ift, 
theild die Strafdeohungen dadurch zu Härten führen mer: 
den, daß der niedrigfte Strafgrad ſehr Hoch if. Da in 


101) Nach $ 12 verliert er Nationalkofarde, die Fähigkeit öf⸗ 
fentlihe Aenıter, Würden, Orden zu führen oder zu erlans 
gen, das Recht Geſchworner zu feyn, in öffentlichen Ange⸗ 
legenheiten zu flimmen, zu wählen oder gewählt zu werden, 
die Zähigkeit als Zeuge oder Sachverftäindiger eidfich vernom⸗ 
men zu werden. 
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$. 55 die Vorbereitung zum Hochverrath, wenn fie im öfs 
fentlihen Auffordern oder darin befteht, daß Jemand zu 
diefee Vorbereitung ſich mit einer ausmärtigen Regierung 
einläßt,, oder Mannfchaft anwicbt oder In den Waffen ein: 
übt, mit hoher Strafe (10 Jahre bie Lebenszeit Zuchts 
haus) bedroht ift, und 8. 56 jede andere die Vor— 
bereitung eines Hochverraths bezweckende 
Handlung mit Strafe bedroht wird, ſo iſt keine Graͤnze 
gezogen, und jede auch die entfernteſte Handlung kann 
unter den Geſichtspunkt der Vorbereitung zum Hochver⸗ 
rath geſtellt werden. Die Todesſtrafe iſt im Entwurfe in 
$. 52. 57. 59 (Faͤlle des Hochs oder Landesverraths), in 
8. 65 (ThHärlichfeit gegen die Perfon des Königs) 192), 
$. 161 (Mord), $. 164 1%) 259 (Brandftiftung‘) ges 
droht. — Das Minimum ift in manchen Källen nur 
allgemein fo angegeben: Zuchthaus bis 10 oder 20 Fahre 
(88. 73. 81. 85. 113. 128. 178. 133) !%). In verſchie⸗ 
denen anderen Fällen ift zwar ein meites Ermeſſen dem 
Richter gegeben, 3. B. wenn 5 bis 20 Fahre Zuchthaus 
gedroht ift ($. 61. 65. 109) 9), In Bezug auf das 
Recht des Richters, Milderung der Strafe eintreten zu lafs 
fen, erfennt der Entwurf in einigen Sällen ($. 67) dies 
an, bei einer durch die Umftände verminderz. 


102) Wie würde diefer Fall in Preußen zu beurtheilen ſeyn, 
wo in England im Juni 1850 der Lieutenant Pate nad) der 
Königin fchlug ? 


103) Wenn Jemand bei Unternchmung eines Verbrechens ober 
Bergehens, um ein Hinderniß der Ausführung zu befeltigen 
oder um fih der Ergreifung auf frifher That zu entziehen, ° 
einen Menfchen tödter. 


104) Da gefeplih das Minimum des Zuchthaufes zwei Jahre 
beträgt, fo ift damit doch eine feſte Gränze gegeben; die 
eigentliche Härte liegt darin, daß da, wo Zuchthaus cintritt, 
auch der (fchwere) Werluft der Ehre die Folge ift. 


105) Da aber doch der Richter immer nur Zuchthaus erfennen 
kann, fo betrifft das Ermeſſen nur die Dauer der Strafe. 
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ten Verſchuldung; in anderen Källen ift auch dies 
Mecht gegeben $. 173 (bei Körperverlegung), $. 199 (bei 
Diebftahl), $. 210 (bei Unterfhlagung ), $. 220 (Be: 
teug), $. 235 (Banferutt). Hier bedient fi der Ent: 
wurf des Ausdrucks: wenn mildernde Umftände vor: 
handen find. Es iſt nicht einzufehen, warum verfchiedene 
Ausdruͤcke gewählt find; noch weniger aber, warum der 
Entwurf fo fparfam mit diefem Milderungsrechte ift. Kein 
Praktiker wird verfennen, daß bei jedem Verbrechen durch 
Zufammentreffen außerordentlicher Umftände Kalle vorfom: 
men fönnen, in welden das gefegliche Minimum unvers 
bäftnigmägig hart feyn wuͤrde. Auf jeden Fall gehören 
j DB. Widerfegung, Nothzucht, Faͤlſchung, zweifache 
Ehe u. A. zu den Verbrechen, bei welchen fehr Häufig fich 
das gefiglihe Minimum als ungeredht ergiebt. — Die 
Verteöftung auf die Gnade des Kegenten iſt nicht weife. 


(Fortfesung im nächſten Stüd.) 
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Verordnung betreffend die Einfuͤhrung des 
muͤndlichen und oͤffentlichen Verfahrens mit 
Geſchwornen in Unterſuchungsſachen im 
Koͤnigreich Preußen, 
vom 3. Januar 1849. 


Hräjudicien des Ober: Tribunal zu Berlin. 


Bon 
Abegg. 


Die Bedeutung des Gerichtsgebrauches für dad prakti⸗ 
ſche Recht und deſſen Fortbildung iſt zu keiner Zeit ver⸗ 
kannt worden. Derſelbe hat ſich in den verſchiedenen 
Weiſen, in welchen er ſich ausſpricht, ſtets und mit einer 
innern Nothwendigkeit geltend gemacht: ſowohl hinſicht⸗ 
lich des materiellen Rechts, wofür hier die Bezeichnung 
rerum perpetuo similiter judieatarum auctoritas ge 
Archiv d. Er. #. 151. 11. 2b. M 
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braucht werden fol !), als des formellen Rechts, des 
Verfahrend, was wir ald usus fori bezeichnen. Zwar, 
was erfteres insbefondere betrifft, mußten in einer Zeit, 
wo die Geſetzgebung thätiger wurde, wo fie mehr ins 
Einzelne einging, dem Ermeffen bes Nichterd und der 
Analogie engere Grenzen feßte — die f. g. Praͤjudi— 
cien in dem Grade an Wichtigkeit verlieren, in welchem 
die Gelegenheit zu folchen feltner wurde — ja es wurde 
deren Berechtigung, nach dem theilmeifen Hinmegfallen 
früherer rechtfertigender Gründe, in Zweifel gezogen, und 
die Korderung aufgeftellt, daß überall nur, wo ein aus: 
druͤckliches Strafgefeß vorhanden fen, eine Ahndung ein: 
treten dürfe. Bekanntlich hat hierüber eine erft in neue: 
rer Zeit hervorgetretene Streitfrage für das gemeine Recht 
biß auf unfere Tage geherrfcht 7). Kür die Landesgeſetz⸗ 
gebungen, melde in den legten beiden Jahrzehnten zu 
Stande gelommen find, hat diefelbe eine — wenn man 
davon abfieht, daß die Grenzen hier weiter, dort enger 
gezogen werden — übereinftimmende Löfung erhalten, be: 
ren Ergebniß jetzt vornehmlich noch durch den Einfluß der 
conftitutionellen Staatöverfaflungen unterftüßt und bedingt 
oder geboten, allerdings in einem Sinne beftimmt erfcheint, 
welcher dem für das gemeine Recht, nach der gefchichtlichen 
Entwidelung veffelben und der Befchaffenheit feiner Quel: 
len nach der wohl vorberrfehenden Anſicht für entfprechent 
erklaͤrten, entgegengefeßt if. Kür den Zweck ber folgen: 
den Abhandlung bedarf ed nicht eined wiederholten Einge: 
ben in jene Streitfrage; wir wollen nur bemerken, daß 
auch jest noch, wenngleich in anderer Weife und unter 


1) Mein Lehrbuch der Strafrechtswiflenfchaft $. 15. Geuer- 
bachs Lehrbuch, 14te von Mittermater beforgte Ausgabe, 
Anm. des Herausgebers. 


.B. j 
2) Heffter Lehrbuch ꝛc. 9 23. Luden Handbuch ꝛc. I. 
$. 37. 
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andern Woraudfegungen, unbefchadet der Unabhängig: 
keit des urtheilenden Richter in der ihm angewiefenen 
Sphäre, jener Gerichtögebraud und die f. 9. Praxis eine 
Bedeutung behalten. 

Der Gerichtsgebrauch in der zweiten Bedeutung, ale 
usus fori, ift in feiner Geltung weniger beftritten ®). 
Die gefeglichen Beftimmungen über das Verfahren können 
niemals fo fehr ind Einzelne gehen, daß dem Richter, ind: 
befondere dem unterfuchenden, nicht noch ein Gebiet 
freier Thätigfeit und des Handeld nach eigenem gewiſſen⸗ 
baften Ermefien und nöthigenfalld mit Uebernahme der 
Berantwortlichfeit übrig bliebe; wo man dieſes, fey es 
aus Mißtrauen, oder in der Abfiht und Meinung, ber 
Gerechtigkeit zu dienen, zu fehr hat befchränfen wollen, 
zeigt fich neben der Unausführbarkeit folher Maaßregeln 
auch deren Bedenklichfeit. Das Verhaͤltniß ift hier durch: 
aus ein anderedö, in welchem fich der dad Verfahren lei: 
tende Richter zu dem Geſetze befindet, ald das des urtheil: 
fällenden Richters. Allerdingd muß ed in dem gleich 
feyn, was durch das Wefen des Rechts und Gefebes auf 
der einen Seite, durch die Pflicht des Richteramtd auf der 
andern Seite in dem Umfang, wo ed jene beiden, doch 
zulegt auf ein Ziel berechneten Thaͤtigkeiten umfaßt, be: 
dinge iſt; fo wie hier auch daran erinnert werden barf, 
dag für die Anwendung eine fo firenge Trennung beiders 
lei Thaͤtigkeit, wie fie in einer Abftraction aufgeftelt wer: 
den mag, die Übrigens eine richtige Theorie und eine weile 
Gefeßgebung als mit der Natur der Sache im Wider: 
fpruche ftehend erfennen müßte — gar nicht befteht. Der 
unterfuhende Richter muß bei jeder gerichtlichen 
Handlung, bie er im Verfahren vornimmt, urtheilen, 
und zwar nicht blos im logifchen, fondern auch im juribi- 





3) Mein Lehrbuch des Criminal⸗Prozeſſes 8. Sn 
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fhen Sinne; ed beginnt diefes fehon mit der Einleitung 
der Unterfuchung, der Prüfung der Veranlaffungsgründe, 
der Anträge der Staatsanwaltihaft, und wahrend bes 
Verfahrens rüucfichtlich der Srage, welcher Art ftrafbarer 
Handlung vorlicge, was zum Thatbeftand gehöre, auf 
welche gefeßliche Erfordernifle, auf welche Dem befondern Fall 
angehörige Umflände die Erörterung zu richten fey ze. 
Eben fo unterliegt da8 Verfahren felbft rüdfichtlich fei- 
ner Rechtöbeitändigkeit und Vollftändigkeit der Prüfung 
des urtheilenden Richters, fo wie ja auch prozel: 
fuale Fragen aller Art, wegen ihres unmittelbaren ober 
mittelbaren Einfluffes auf das materielle Recht, der Ent: 
Iheidung des erfennenden Richters vorgelegt werben, un: 
ter andern — um gleich ein Beijpiel aus dem Nechte der 
neueften Zeit zu wählen — bei der auf Verletzung oder 
Nichtbeobadhtung mwefentlicher VBorfchriften des Verfahrens 
gegründeten Nichtigfeitöbefchwerte. Auch hat bei dem 
jegigen Anflageverfahren, wo die Hauptverhandlung (mit 
oder ohne Geſchworne) vor dem erfennenden Gericht vor 
fi geht, diefed und insbefondere der die Hauptverband» 
lung leitende Vorſitzende e8 unmittelbar mit dem Verfah— 
ren zu thun. 

Wenn nun Prarid und Gerichtögebraudy ſtets eine 
Bedeutung ald nothwendiges Element für die Anwen: 
dung und für die Belebung des in Worte gefaßten Rech: 
tes behalten, fo wird fich diefe bei einer neuen Geſetz⸗ 
gebung — in ihrer ergänzenden und auslegenden Funk: 
tion ganz befonderd geltend machen. Zuvärbderft, wie wir ' 
bemerft haben, bleibt unvermeidlich eine gewiffe Unvoll⸗ 
ftändigfeit der das Verfahren betreffenden Vorfchriften 
die ed nöthig macht, das Fehlende zu erfehen, ober das 
Unausgefprochene im Sinn und Geift der Gefehgebung 
und der Gerechtigkeit für den befondern Fall auszufpre: 
den. Dabei kann es nicht fehlen, daß Manched aus dem 
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frubern Rechte und der hierauf gegründeten Praris mit 
aufgenommen wird. &$ ift ein natürliche Streben, das 
Alte, foweit es nicht durch die neuere Gefebgebung 
gänzlich und gradezu aufgehoben, ober mit den jet 
anerfannten Principien durchaus unvereinbar ift, mit 
jener möglichft in Einklang zu bringen, den feheinbar oder 
wirklich abgefchnittenen gefchichtlichen Zufammenhang — 
ald einen organifchen wieberherzuftelen, wobei, da bie 
Mehrzahl der Richter in der Uebung des bisherigen Rech; 
ted gelebt und diefes geiftig aufgenommen haben, ſich 
faft wie ein Naturtrieb, wie eine nicht fo leicht abzule: 
gende wenn gleich nicht unbedenkliche Gewohnheit — 
bie Neigung zeigt, die Luͤcken des neuen vorgefchriebe: 
nen Verfahrens auf jene Weife zu ergänzen, oder die ſich 
Darbietenben Zweifel über den Sinn der neuen Beltim: 
“ mungen mittelft einer Auslegung deſſelben zu löfen, welche 
durch die frühere Auffaffung beftimmt wird. Ja unwill: 
kuͤhrlich drängen ſich die biöherigen Anfichten, liebgeworbe: 
nen Meinungen, Reminifcenzen auf, wo das neue Geſetz 
den Richter verläßt, oder zu verlaffen und ihm für die Gel: 
tendmachung jener einen Raum zu geflatten ſcheint. Wo 
ift hier die Grenze? Was ift hier erlaubt, gerechtfertigt? 
Der individuellen Willkuͤhr darf nichts eingeräumt werden. 
Auch nicht der richterlichen Willkuͤhr — wenn man nidit 
diefe Bezeichnung, tie, obfchon oft in den Gefegen ſelbſt 
gebraucht, fo Leicht einer Mißdeutung unterliegt, in dem 
einzig richtigen Einn nimmt, wonach zunaͤchſt der Nach: 
druck auf bad Wort „richterlich” gelegt wird, um ed 
ſich fofort zum Bewußtfeyn zu bringen, daß Richterpflicht, 
Gewiflenhaftigkeit und Gehorfam gegen dad Recht überall 
maaßgebend feyn müflen, woraus fi) dann weiter ergiebt, 
daß jene Willkuͤhr nicht dad bedeute, was man fonfl ge: 
wöhnlich verſteht — ein fubjeftives Belieben ohne objekti- 
ven Grund, fonbern vielmehr ein eben durdy einen \nl- 
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chen anerfannten Grund beftimmtee, einfichtövolles, die ge: 
gebenen Bedingungen berüdfichtigendes Ermeffen. Die 
nothwendigen Grenzen, innerhalb welcher ſich das richter: 
liche Ermeffen zu bewegen hat und welche nicht tberfchrit: 
ten werden bürfen, find dad Geſetz, in foweit daffelbe, 
wenn auch einen gewiſſen freien Raum geftattend, doch 
immer maaßgebende Beftimmungen aufftellt, und dann be: 
ſonders die allgemeinen Grundfäbe, von welchen bie 
(neue) Geſetzgebung ausgegangen tft, das Princip, deſſen 
Durdführung, ſoweit ſolche nicht durch die Gefeßgebung 
felbft in allen heilen und Einzelnheiten hatte erfolgen 
Fönnen und follen, nun bie Aufgabe des Richters (im 
weiteften Sinne) ift. Diefer hat daran einen fichern An: 
haltspunkt, und eine Anleitung für dad Verfahren, der 
er fich um fo ficherer hingeben darf, je mehr er felbft im 
geiftigen Befig des Princips und zugleich von der Mich: 
tigkeit feiner Aufgabe, der Größe feiner Pflicht erfuͤllt 
ift. Aber es ift nicht fo leicht, überall das Princip zu er: 
fennen, indbefondere wo dies gegenüber einem andern, 
welches die frühere und bisherige Geſetzgebung beherrfchte, 
ein neues, ja möglicherweife entgegengefeßtes if. Denn 
fhon diefe Erfenntniß feßt, wofern fie nicht dadurch er: 
leichtert wird, daß die Gefebgebung ihr Princip mit Be: 
ftimmtheit ausgefprochen und folgerecht angewendet hat, 
eine Gabe der Abftraftion und Beherrfhung voraus, 
ohne welche fonft jene, oben erwähnte Gefahr faum ver: 
mieden wird. Dennoch muß dad Princip, oder wo ed 
nicht ald ſolches ausdruͤcklich an die Spibe geſtellt iſt, aus 
ver Gefeßgebung, fie möge dad materielle Recht oder das 
Verfahren zum Gegenftande haben, erkennbar feyn. 
Neuere Gefeßgebungen vermeiden nicht felten (und wie 
man aus den mitgetheilten Motiven erfieht, gefliffentlich) 
ein Princip aufzuftellen — entweder weil dies mehr ber 
Speorie und Doktrin angehöre und für die Gefeßgebung 
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entbehrlih, ja unangemeflen und bedenflich fey; ober, 
weil die Beforgniß obwaltet, es möchte, wo ein beſtimm⸗ 
tes und audfchließendes Princip angeblicy nicht durchge: 
führt werden kann oder foll, eine Beranlaffung zu Miß: 
verftändniffen und Streitfragen gegeben werden, der frei: 
ih, wie ih an andern Orten ausgeführt habe, am we: 
nigften mit Erfolg durch ein Stillfchweigen oder eine Un: 
beftimmtheit begegnet zu werden vermag, wo es möglich 
und gewiß nicht vom Uebel, auch nicht ber Gefebgebung 
unangemeffen ift, das Princip deutlich aufzuftellen *). 
Jene faft angflliche Vorficht mag gebilligt werden, wenn 
fie durch die Anerkennung beftimmt ivird, das wahrhafte 
Princip fey nicht erft durch die Gefeßgebung aufzufinden 
und auszufprechen, welche vielmehr demfelben, wie ed be: 
ſteht, nur Geltung zu verfchaffen habe, daß der Wiffen: 
fchaft nicht vorgegriffen, der Natur der Sache nicht durch 
eine fie möglicherweife verfennende Beflimmung Gemalt 
angethan, daß dem Kortfchritt Fein Hinderniß in den 
Meg gelegt werde. So muß als Princip des Strafredhtd 
und des Verfahrens °) die Gerechtigkeit fich behaup⸗ 
ten, und fie macht fi) auch geltend, wenn gleich diefes 
Princip nicht überall als folches ausgeſprochen tft, ja felbft, 
wenn irgend ein Anderes angebliches (wie bei den f. 9. 
relativen Strafrechtötheorien) an deren Stelle oder 
neben fie gefeßt, oder, was häufiger (3. B. bei der Ab: 
fhredung) der Fall ift, wenn ſich in dem Inhalt der Ge: 
feßgebung das Uebergewicht eines foldhen zeigt 9%. Es 


4) Bol. meine Eritifhen Betrachtungen über die Babdifchen, 
die Preußifchen Strafgefeg » Entwürfe in den Einleitungen. 
5) Meine Abhandlung in der Zeitſchrift für das Straf⸗ 
verfahren, I. Band ©. 291 fg. Carlsruhe 1841: „Ueber 
die Bedeutung des Strafrechssprincipes für das flrafrechtliche 
Verfahren.” , 

6) S. die in der vorhergehenden Note angeführte Abhandlung, 
und meine Schrift: „Die verfhiedenen Strafrchhtstheorien. 
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muß immer bedauert werden, daß biefes gefchieht und da: 
durch Eonflicte erzeugte, Ungerechtigkeiten für die Anwen: 
dung herbeigeführt werden, denen die unabweisbare Gel: 
tung jenes höhern Princips dann nicht überall abzuhel: 
fen im Stande ift, woburd vielmehr der innere Wider: 
ſpruch nur um fo augenfälliger und — man muß es fa: 
gen — fihmerzlicher hervortritt. Diefen fonft erörterten 
Gegenftand laſſen wir jedoch hier bei Seite. Fuͤr die dem 
Verfahren gewidmete Betrachtung ift aber von Principien 
noch in einem andern Sinn die Rede. Das haben wir 
fo eben erinnert, daß das Verfahren, fchon wegen bed 
nothwendigen Zuſammenhangs mit dem Strafredhte ’) und 
als wefentlicher Theil deffelben (wenn man es im umfaf: 
fendften Sinne nimmt), fein anderes Princip haben kön: 
ne, als dieſes, nämlich das der Gerechtigkeit. Allein 
man pflegt auch, auf diefer Grundlage und für den nad 
feinem Gegenftande und feiner Aufgabe enger beflimmten 
Kreid der Geſetzgebung Über dad Verfahren — von Prin: 
cipien zu fprechen, die diefen Namen nur in einer be: 
Ihränften Bedeutung verdienen und, ftreng genommen, 
ihre Berechtigung, als Principien zu gelten, aus jenem 
hoͤhern Princip erft ableiten müflen, das nur nothwendis 
gen Mobdificationen unterliegt, wobei auch das gefchicht: 
liche und politifche Moment zu feinem Rechte gelangt. 
Als Beifpiel mag für den bürgerlichen Prozeß der Unter: 
ſchied des Berhandlungs- unddesUnterfuhungs: 
Princips®), der Grundſatz der Verzichtleiſtung und 
der Geltung ber Privatwillführ über die folcher unterwor: 
fenen Segenftände (dad Verfügungdrecht) angeführt wers 


7) Meine Abhandlung: „In wiefern rechtfertigt fi eine von 
dem Strafrechte getrennte wiſſenſchaftliche Darſtellung des 
er nertaheent ”, in bdiefem Archiv 93. 1839 

8) Mein Berfuh einer Geſchichte der Preußifchen Givils Pros 
seßgefebgrebung ©. 88 — w 99 fe. ar 7 fe. I 
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den, wodurch ſich unter andern der Gegenfaß zu dem flraf: 
rechtlichen Verfahren beftimmt; ferner für letzteres — 
was zum Theil, aber nicht auöfchließend die Form be: 
trifft, der Unterfhied des Unterfuhung 8: und bed 
Anllage:Princips, während jener Ausdrud noch 
um eine Potenz hberabfinft, wenn Mündlichkeit, oder 
Schriftlichkeit, Deffentlichfeit der Verhandlungen, für 
Principien gelten follen. Doch laffe ich die für den naͤch⸗ 
fien Zweck entbehrlihe Ausführung hier bei Seite, und 
will in der angebeuteten Beſchraͤnkung jene ald Princi: 
pien anerkennen, und felbft den Ausdrud um bes leich: 
teren Verſtaͤndniſſes willen beibehalten. 

Ferner Außert fich die Bedeutung der Prarid durch 
die Entfeheidungen ber oberfien Gerichtöhöfe, und dies 
muß befonders da hervortreten, wo für ein Land ein höch: 
ſter Serichtöhof befteht. Zwar wo es ſich um wiederholte 
Beurtheilung der Sache felbft handelt, in Folge einer 
ftatthaften Berufung, ba findet der auch hier unleugbare 
Einfluß der Rechtöfprüce letzter Inftanz auf die fünfti: 
gen Beurtheilungen gleicher Falle bei den unteren Ge: 
richten feine nothwendige Grenze an der wahrhaften 
Unabhangigkeit jedes Richters, und jedes Gericht3 inner: 
halb der Grenzen feiner Zuftändigkeit; jener Einfluß wird 
ſich als ein wiffenfchaftlicher, innerer geltend machen, in: 
dem die veröffentlichten Gründe der Entfoheidungen des 
oberften Gerichtöhofes , namentlich wo diefe fi) auf Streit: 
fragen beziehen, auf die freie Ueberzeugung wirken; 
ja e8 kann von einem moralifchen Gewicht die Rede feyn, 
und die Bezugnahme auf Erkenntniffe eines hohen Ge: 
richts, das einen wohlbegründeten Ruf und damit ein 
Bertrauen in feine Einfiht, Grüundlichkeit und Gewiffen: 
baftigkeit zu bewahren weiß, wird, wie die Erfahrung 
lehrt, nicht felten von Erfolg feyn. Aber je mehr Werth 
auf diefe Weife der Bewirkung einer möglichft gleichiörmt: 
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gen Nechtöpflege zu legen ift, um fo weniger dürfen ber: 
gleichen Präjudicien ald eine unbedingte Außere Autorität 
gelten. Und einen andern Geſichtspunkt flellen "wir felbft 
für die Bedeutung der Entfcheidungen eines Caffationd: 
hofes nicht auf; obgleich bier der mittelbare Einfluß, auf 
die gefammte Rechtspflege — abgefehen aud) von dem be: 
fondern Fall, auf den ſich das Urtheil bezieht — größer 
ift, als bei den eben erwähnten, die Sache felbit betref: 
fenden Urtheilen höherer und beziehungsweife leßter Sn: 
ſtanz; dies auch, jedoch nicht blos da, wo eine Nic; 
tigfeitserflärung lediglic) im Intereffe des Geſetzes, und 
ohne den befondern Kal zu berühren, erfolgt 9). 

Nach allen diefen Rüdfichten verdienen alfo die ſ. 9. 
Prajudicien höchfter Gerichte befondere Beachtung: 
man hat foldye in den meiften Ländern gefammelt, georb: 
net und als eine wichtige Quelle auch für die Wiflenfchaft 
erfannt, die fich die Fortfchritte der Prarid aneignet, und 
bei denfelben betheiligt. 

Indem id nun verſuche, von obigen Ausführungen 
eine Anwendung zu machen, immer mit dem Vorbehalt 
der dem Richter nothwendig zukommenden Freiheit, die 
fein Recht und zugleich feine Pflicht ift, fi nur durch 
feine auf objeftiven Gründen beruhende Ueberzeugung 
beftimmen zu laffen, muß ich noch bemerfen, daß jet bei 
verandertem Verfahren, wenigftens bei und, jene Präju: 
bicien zum Theil an die Stelle der früher vom Juſtizmini⸗ 
flerium ertheilten Anweifungen treten, welche entweder 
auf Anfragen der Gerichte, oder unmittelbar ergingen, 
und wobei nicht überall die Grenze zwifchen dem, was der 
Rehtöverwaltung und was der Rechtspflege 
zufommt, mit ber erforderlichen Strenge feftgehalten, und 


— m. — 


9) Code d’iustruction criminelle Art. 442. Höchſter Lehr⸗ 
buch des franzöf. Sriminals Pregefied. Bern 1850. 6. 338. 
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bie und da auf eine nicht unbedenfliche Weiſe auf die eb: 
tere eingewirft wurde, — wenn man auch anerfennt, 
daß in den meilten Fallen folche Anweifungen gerechtfer: 
tigt den Gefeßen und ber Sache entfprechend,, und durch 
nicht8 anders, als das Äntereffe der Gerechtigkeit moti⸗ 
virt waren. 

Man hat in Preußen angefangen, die Entfcheis 
dungen des Dber:Zribunals zu fammeln 19%, welche 
das Strafrecht und Verfahren inöbefondere nad 
ter „Verordnung über die Einführung des mündlichen 
und öffentlichen Verfahrens mit Gefchwornen in Unterfus 
hungsfahen vom 3. Januar 1849” betreffen. Da ich 
in diefem Archive diefer Verordnung eine ausführliche Ab: 
handlung *") gewidmet habe, fo wird es vielleicht von In: 
tereffe feyn, Einiges aus den bisher mitgetheilten Prajus 
dicien hier einer nähern Betrachtung zu unterwerfen, die 
ich zunaͤchſt als eine Kortfegung und Ergänzung jener Abs 
handlung aufzunehmen bitte, die aber auch, wo es zu: 
läffig ift, über dad Gebiet des Preußifchen Rechts hinaus: 
gehend, einen allgemeinen Standpunft einnehmen foll. 


- 30) Srundfäse, welche von der Griminals Abtheilung des 
Königlichen Ober: Tribunals (dem I. demnähft V. Genat) 
bei Verwaltung der Strafrechröpflege beobachtet werden, nach 
den betreffenden Gefegen geordnet, und abgefchloffen am 
1. Mär; 1850. Berlin 1850, und: Srundfäße, melde 
von dem fünften Senat des Königlichen Ober s Zribunals bei 
Berwaltung der GStrafrechtspfiege beobachtet werden, nach 
den betreffenden Gefegen geordnet, und aus amtlichen Quel⸗ 
len zufammengeftelt.. Erfte Fortſetzung. Abgeſchloſſen 
den 1. September 1850. Berlin 1850. — In der folgens 
den Darftelung werde ich der Kürze wegen jene Schrift als 
„&rundfäge”, die andre ale „Erfte Fortfepung” 
anführen. 

11) Betrachtungen über die Verordnung betreffend die Einfühs 
rung des mündlichen und öffentlichen Verfahrens mir Ges 
fhwornen in Unterfuhungsfahen im Königreich Preußen. 
Beilages Heft zum Archiv des Eriminalrechts. Halle 
1849, 
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Für die Bedeutung der Prajubdicien überhaupt 
muß an die Spige ber Beſcheid vom 5. Dec. 1849 ge: 
ftellt werden, wonad „das Ober: Zribunal, nad) feiner 
Stellung ald richterliche und höchfte Beſchwerde-Inſtanz, 
nur über beftimmte in concreten Faͤllen geführte WBefchwer: 
den zu entfcheiden hat, und ed außer feinem Berufe liegt, 
durch allgemeine auf fünftige „Fälle berechnete Anwei— 
fung, das Verfahren der Gerichte zu regeln.” 2) Es 
entfpricht Died unferer obigen Ausführung und wird wefent: 
lich durch das Erforderniß der richterlichen Selbftfländig: 
keit geboten. 


Bei der nun folgenden Angabe der wichtigften Be: 
fheide fließen wir uns der gefeglihen Ordnung an. 
Eine ausführliche Mirtheilung des Inhalts der 66, auf 
welche fich diefe Befcheide beziehen , fol möglichft vermie: 
den werden: die Verordnung ift leicht zugänglich, auch 
find in den „BBetrachtungen”, die ich jet fortfeße oder 
wieder aufnehme, die DHauptftellen angegeben. 

In $.5, wo von dem Verhältniß der Gerichte zu 
ber Etaatdanwaltfchaft, und $. 15, wo von der Deffent: 
lichkeit der Verhandlungen bie Rede ift, erklärt ein Bes 
[held vom 27. Aug. 1849, „daß den Gerichten nicht zu: 
ſtehe, vechtößräftig erfannte Strafen wegen inzwifchen 
ergangener milderer Gefege von Amtd wegen und ohne Zu: 
ziehung der Staatdanwaltfchaft herabzufegen. Derglei: 
chen Erfenntniffe unterliegen vielmehr der Nichtigkeit.” 13) 

Dies ift durchaus zu billigen. Denn das nun zu fäl: 
lende Urtheil, wo ein folches überhaupt bedingt und rechts⸗ 
fräftig entfchiedener Sache nochmals aufzunehmen ift, darf 
nicht anderd ald in ber jest allgemein geltenden Form 
bed Verfahrens gefällt, und ed muß dabei daß Intereſſe, 


12) Grundfäße ©. 3. Nr. 2. 


13) Srundfäge ©. 4. Nr. 3. Erſte Zortfegung ©. 23 _ 
Nr. 166 zu 8. 1 
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welches der Staatdanwalt zu wahren bat, vertreten, auch 
die als Regel vorgefchriebene Deffentlichkeit beobachtet wers 
den. Bon felbit verfteht fich dabei, daß auch das Recht 
der Vertheidigung des fchon früher Verurtheilten bem 
Staatdanwalt gegenüber nicht befchränft werden barf !*). 

Gleichfalls zu 8.5 gehört der Befcheid v. 17. Zuli 
1850: „Die Verpflichtung der Gerichte, den von dem 
Staatsanwalt an fie gerichteten Anträgen zu genügen, ift 
nicht auf folche Vernehmungen befchranft, welche mit an: 
bern Perfonen als dem Angeklagten abzuhalten find. Die 
Anträge koͤnnen fich vielmehr auch auf die Vernehmung 
Debjenigen, gegen welchen eine Anklage beabfichtigt wird, 
beziehen, um dem Staatdanwalt das zur Begründung 
der Anklage erforderliche Material zugänglich zu machen, 
indbefondere die früheren Lebensverhaͤltniſſe des Anzukla⸗ 
genden, in foweit dieſe auf dad Strafverfahren von 
Einfluß find, feftzuftellen.” ?°) 

Es liegen in ben fehr kurz gefaßten — d. h. eben auf 
Srundfäße zurüdgeführten — Entfcheidungen die Rechts: 
fälle nicht vor, welche Die Beranlaffung zu jenen gegeben 
haben; doch kann man fich, indem man das in dem Be: 
fheid oder Erfenntniß auögefprochene Princip gehörig er: 
fat, die Streitfrage oder den Zweifel vergegenwärtigen, 
und ed bedarf keiner befondern Phantafie, um fi einen 
geeigneten Kal vorzuftelen. Was einen folchen fonft aus⸗ 
zeichnet, kommt hier nicht, fondern nur eben der Punft 
zur Sprache, über den ſich der Rechtsgrundſatz erflärt, 
und welcher dieſem untergeftellt wird. 

Jener Befcheid begegnet der grunblofen, aber weit 
verbreiteten Anficht, ald wenn mit der Einführung des 

14) Einen verwandten Fall, wo ein inzwifchen ergangenes, 
die Handlung für Itraflos erflärendes Gefep zur Anwen⸗ 


dung gebracht werden mußte, habe ich in :Betreif des Vers 
fahrens erörtert in der Zeitfchrift für volksthümliches Recht, 
459 ' 


3. 1850 ©. fo. 
15) Erſte Fort/fegung ©, 3, Nr, 121, 





178 Preuß. Verordnung vom 3. Ian. 1849, 


nur mit ber Form des Anflageprozefled vereinbar, fondern 
dieſem, wie er fich jeßt herangebildet hat, wefentlich und 
immanent '9). Jedenfalls Außert fich daffelbe unmittel: 
bar in der Vorunterfuhung, und ich will, dba die Sache 
felbft unzweifelhaft ift, feinen Werth auf die Bezeich: 
nung legen, welche unfer Geſetz bein neuen Verfahren 
giebt ), obfchon der Umftand, daß auf die frühere Eri- 
minalordnung und deren Bellimmungen — wo fie nicht 
durch die Anflageforın nothwendig ausgefchloffen werden, 
ausdrüdlich verwiefen wird 21), es verbietet, jene Be: 
zeichnung für eine andere, als eine mit Bedacht gewählte 
zu nehmen. Es bedarf fo wenig einer Ausführung, daß 
eine geeignete Vernehmung des Verdächtigen in Feiner 
Meife den Rechte überhaupt und deſſen individuellem 
Rechte zuwider fen, als einer Berufung auf die Praris ber 
Gerichte, welche längft das bei uns jetzt erſt eingeführte 
Berfahren beobachten. Aber ed muß erinnert werben, 
daß ohne eine ſolche nicht nur auf eines der wichtigften, 
durch die Gerechtigkeit felbft dargebotenen Mittel verzicy: 
tet würde, bie Wahrheit herzuftellen, fondern dag auch) 
das individuelle Recht eine Beeinträchtigung erleiden 
koͤnnte. 

Allerdings muß es dem nähern Ermeſſen des Rich: 
ters uͤberlaſſen bleiben, zu beurtheilen, ob überhaupt und wie 
weit eine Vernehmung — zur Begründung einer Anklage 
im gegebenen Falle rechtlich bedingt und erforderlich fey. 
Die Anträge des Staatdanwalts allein vermögen dad Ge: 
richt nicht zu binden, und entziehen demfelben nicht das 
Recht und die Pflicht felbftftändiger Prüfung und einer 


19) Beiträge zur Strafprozeßgeſetzgebung S. 42 fg. 

20) „Verordnung über die Einführung des mündlichen und öf⸗ 
fentlihen Berfahrens mit Gefhwornen in Unterfuhungk® 
fahen”, vgl. meine Betrachtungen ıc. &. 77 fg. 81 fo. 

21) Meine Betrachtungen ıc. ©. 113. 
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Beobachtung der Gruntfäge und Vorfchriften des Verfah⸗ 
rend, zu welchem jene Anträge nur die Veranlaffung ges 
ben. Die Zrennung ber Funktionen, die Vertheilung 
der Thätigkeiten, die fonft bei dem von Amts wegen ein« 
zuleitenden Unterfuchungsverfahren, Lediglich dem Ger 
richte zuſtanden, ift eine längft gewünfchte Verbeſſerung, 
aber fie ändert nichts an der Pflicht des Gerichtö, eine 
forgfältige Prüfung zu veranftalten, die ſchon immer be: 
ſtand, jest aber, da fie ſich auf einen bei tem Gerichte 
geftellten Antrag einer außerhaib beffelben ftehenden Pere 
fon bezieht, um fo unbefangener ftatt findet. 

Man fann daher nur beiftimmen, wenn es in dem 
angeführten Befcheide weiter heißt: 

„Die Verpflihtung der Gerichte, den Anträgen des 
Staatsanwalts zu genügen, bezieht ſich inteflen nur auf 
begründete Anträge; die Prüfung darüber, ob die 
Anträge begründet find, bleibt den Gerichten vorbehalten. 
Insbeſondere kann die Einwirfung ber Gerichte, fo wie 
überhaupt, fo insbefondere Durch Vernehmung beflimmter 
Derfonen erft dann in Anfpruch genommen werben, wenn 
e3 gewiß, mindeſtens wahrfcheinlich ift, daß überhaupt 
ein Verbrechen verübt worden.” *?) 

Die Unterfcheibung von Verbrechen, die von Amts 
wegen, und foldhen, bie nur auf Antrag einer hierzu be: 
rechtigten Perfon verfolgt werden follen, bezieht fich nicht 
blos auf den frühern Unterfuhungsprozeß, fon: 
dern ift auch bei dem jegigen Anflageverfahren von 
praktiſcher Wichtigkeit. Denn die Gründe, welde in 
gewiflen Fallen ein unmittelbares Einfchreiten des Gerichts 
ausſchließen, machen ſich nothiwendig auch da geltend, wo 
— um mit der Peinl. ©. O. Carls V. zu reden — „ein 
Klagen von Amt3 wegen” *?) die Regel iſt. Dem Etaats: 


a ©. Rote 15. 
23) 9. 8. D. Art. 6, 118 — 120, 165 a. E. 


Srobiv >». Er. M. 1831. 11. Ztüd. 
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anwalt muß ein foldher Antrag die rechtfertigende Veran: 
laflung zu feiner Thätigkeit geben, und es muß ihm, wie 
ed ausdruͤcklich beftimmt ift *), zuftehen, „in folchen Kal: 
len, wie auch dann, wenn bei Verbrechen anderer Art 
die Betheiligten fi) an ihn wenden, die gerichtliche Ver: 
folgung zu verweigern, fofern er diefelbe für gefeßlich be: 
gründet nicht erachtet.” 9°) 

Die Verordnung beftimmt, daß über Beſchwerden 
wegen folcher Verweigerungen der Ober : Staatsanwalt zu 
entfcheiden habe, und demgemäß erklärt ein Beſcheid vom 
26. Sept. 1849, daß die bei einem Verbrechen Betheilig: 
ten *®) nicht dad Necht haben, barüber daß der Antrag 
auf Einleitung der Unterfuchung von dem betreffenden Ge: 
richt zurüdgewiefen worden, bei dem vorgefeßten Appel: 
lationsgericht Befchwerde zu führen; auf Beſchwerde fol: 
her Betheiligten kann daher dad Appellationsgericht die 
Eröffnung der Unterfuchung nicht veranlaflen 27). 

Es ift hier alfo die Rede von einer Zurückweiſung, 
die durch das Gericht erfolgt, nicht einer Verweigerung 
durch den Staatsanwalt; im Gegentheil muß angenom: 
men werden, daß, wenn in einem folchen Falle der An: 
trag bei Gericht angehradht worden war, der Staatdan: 
walt fi) mit demfelben einverftanden erklärt, und felbft 
den Antrag geftellt habe, den das Gericht zuruͤckweiſt. 
Es tritt dann der Kal des 8. 5 ein, und die Beſchwerde 


24) Verordnung 9. 9. Betrachtungen ©. 82. . 

25) Bol. au Verordnung 8. 6; meine Betrachtungen ©. 86. 

26) Eine ungenaue Bezeichnung. Denn berheiligt bei einem 
Verbrechen find vornehmlich die Zhäter und fonftige Theil⸗ 
nehmer. Solche werden am mwenigften einen Antrag auf Uns 
terfuhung und, wenn diefer abgemwiefen ift, eine Beſchwerde 
au das höhere Gericht ftellen; jedenfalls handelt davon näher 
6.9, der bier erläutert werden fell, wo vielmehr die. Rede 
it dom den zum Antrag auf Beftrafung berechtigten Privat⸗ 
yerjonen. 

27) Srundfäge ©. 4. Nr. 4 ' 
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fieht nach $. 12 dem Staatdanwalt zu”). Eine aban: 
dernde Entſcheidung bes Ober : Staatsanwaltd kommt hier 
nicht in Frage, da $.9 a. E. ſich auf den Fall bezieht, wo 
wegen ber Verweigerung des Staatdanwalts eine Bes 
ſchwerde erfolgt. Diefe Verhältniffe find gehörig ausein⸗ 
anderzubalten, Ein Beſcheid 7) (zu $. 9, 10) vom 
9. Febr. 1850 erklärt: „Die Anfichten 39) des Staat: 
anwalts über Einleitung der Unterfuchung unterliegen der 
Abänderung durch den Dber: Staatdanwalt. Daraus 
folgt, daß die Staatdanwaltfchaft nicht in dem Sinne 
eine Identitaͤt der Perfonen vorausſetzt, daßfie an eine eins 
mal abgegebene Erklärung bleibend gebunden ift; ber an 
ſich abänderlihe Beſchluß eines Gerichts kann daher das 
duch, daß er mit dem ebenfalls abanderlihen Antrage 
des Staatdanwaltd übereinftimmt, nicht die Eigenfchaft 
der Unabänderlichkeit erhalten.” 

Dies folgt auch aus 8. 6 212). Uebrigens habe ich 
die Beflimmungen felbfi, insbefondere in Betreff der 
3, Betheiligten” ($. 9), einer nähern Beurtheilung unter 
worfen. Die jegt mitgetheilten Befcheide entfprechen den 
geſetzlichen Vorſchriften, ohne daß diefe bier überall ge 
billigt werben follen °°). 

Richtig iſt aud) durch den Beſcheid v. 27. April 1850 
ber $. 12 auögelegt, wonach dem Angeklagten feine 
Beſchwerde gegen den die Unterfucdhung anorbnenden Be 
ſchluß des Gerichts zufteht *). Man koͤnnte hierin eine 


28) arts € get „sortfegung. Beſcheid v. 17. April 

29) Srundfäe®. 3 Nr. 5. 

30) Ungenauer Ausdruck. Von Anſichten, als ſolchen, iſt fo 
wenig die Rede, als es möglich iſt, daß der Ober⸗Staats⸗ 
anwalt dieſe abändere, ſondern es handelt ſich von den Era 
klärnungen oder — des Staatsanwalts. 

3 Meine Betrachtungen ꝛc. S. 86 

32) Betrachtangen ©. 87 und Res ” M saleteft. 

33) Erfte JZortfegung ©. 5 'n 

2 





182 Preuß. Verordnung vom 3. San, 1849, 


Ungleichheit der Rechte finden, da die Verordnung bem 
abgemwiefenen Staatdanwalt eine Beſchwerde an dad Ap: 
pellationsgericht offen läßt. Es wird dort bemerkt: „, Der 
Schuß gegen übereilte Anklagen ift für den Angefchuldig: 
ten in den 88. 39, 40 und 78 und gegen unbegründete 
Anklagen in dem mit Mündlichkeit und Deffentlichkeit ver 
bundenen Hauptverfahren zu fuchen.” 3) 

Auf den $. 12, welcher beftimmt, daß gegen ben 
Beſchluß eines Gerichte, durch den der Antrag auf Eröff: 
nung einer Unterfuchung zuruͤckgewieſen wird, dem Staats: 
anwalt die Beſchwerde an das Appellationdgericht zuftehe, 
und der mit den Worten fchließt: „Bei der Entfcheidung 
dieſes Gerichtö muß es verbleiben”, d. h. alfo eine nochmas 
tige Berufung für unftarthaft erflärt, beziehen fich zwei 
Befchlüffe des Obertribunals, Uber deren Richtigkeit viel 
geftritten worden if. Der eine vom 8. Auguft 1849 bes 
fagt: „Der $. 12, nad) welchem es bei Entfcheidung des 
Appellationdgericht6 darüber, ob der Antrag auf Einlei: 
tung derlinterfuchung begründet ift 3°), verbleiben fol — 
ſchließt Die Befchwerde der Staatöanwaltfchaft fir den Kal 
nicht aus, daß Verletzung von Rehtögrundfäßen 
behauptet wird. Das Obertribunal ift vielmehr ermädy 
tigt, wenn der Befchluß des Appellationsgerichtd Mechtö: 
grundfäge verletzt, denfelben aufzuheben und abzuän: 
dern.” 3%) Der andere v. 27. April 1850 lautet: „Wenn 
der Antrag auf Verfegung in den Anklagefland von dem 
Appellationsgeriht aus Rechtsgruͤnden zurudgewiefen 
worden, ohne daß der Antrag nad) feiner thatfächlichen 


— r— 


35) Betrachtungen ©. 115, 128 fg. 

d. h. vielmehr, wenn das Appellationsgericht den Antrag 

auf Einleitung der Unterfuhung zurücgemwiefen hat. Im ent: 
gegengeſetzten Fall hat der Staatsanwalt keinen Grund zur 
Beichwerde, und dem Angeklagten fol, wie oben mitgerheilt 
wurde, eine Befchwerde ns zuſtehen. Bgl. Note 33. 

36) Srundfäpe ©, 5. Nr. 
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Grundlage geprüft ift, fo tritt dad Obertribunal, wenn 
es auf geführte Beſchwerde der Etaatsanwaltfchaft befin: 
det, daß der zuruͤckweiſende Beſchluß auf einem Rechts: 
irrthum beruht, in Beziehung auf die Thatfrage in die . 
Erelle des Appellationdgericht3 und unterzieht fich deren 
Prüfung und Feftitellung.” 37) 

Zunaͤchſt ſchon entfteht die Frage, wie überhaupt 
ein folcher Fall vor das Obertribunal mit Erfolg gelangen 
- Zönne, da der Schlußfaß des $. 12 ausdruͤcklich die Ent: 
fheidung des Appellationdgerichtö für die leßte, einer Ab: 
änderung nicht unterliegende erklärt #). Dean hat bar: 
auf die Anficht gegründet, daß der Staatsanwalt fi) an 
dad oberfte Gericht gar nicht wenden dürfe, oder, wenn 
dieſes gefchehen,, daflelbe fofort und ohne in eine Prüfung 
ded Gehalts der Befchwerde einzugehen, fchon wegen der 
Unftatthaftigkeit einer Berufung, ſolche zuruͤckweiſen 
müffe. Nun wird hier allerdings nicht der Berufung 
als eines eigentlichen Rechtsmittels gedacht, fondern einer 
Befhwerdbe Dabei fünnte man geneigt ſeyn, die 
Nichtigkeitsbefchwerde für begründet zu halten, 
fie, fofern fie fonft ftatt findet, wenigftend nicht für aus: 
gefchloffen zu halten, indem das, was $. 12 fagt, ſich 
doch nur auf ein uͤberhaupt rechtöbeftändiges Verfahren 
beziehe. Allein die Hichtigfeitöbefchwerbe, von wel: 
cher $. 138 — 150 die Rede ift, betrifft Appellations- 
erfenntniffe über die $. 38 bezeichneten Verbtechen und Er: 
enntniffe der Gefchwornengerichte ($..60), alfo Enb: 
urtbeile, und beruht überhaupt auf Vorausſetzungen, 
die von den in unferm Falle vortommenden durchaus 
verjchieden find, fo daß felbft der Ausweg nicht wohl 
zuläffig ift, wegen Verlegung wefentlicher Rechtögrund: 


37) Erfte Fortfegung ©. 4. Nr. 124. 
33) Bol. auh Grundſatze S 5. Nr. 8. Beſcheid v. 12. Der. 
1849, Nr; 9. Beſcheid v. 20, Februar 1860. 
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füge, die auch bei dem Verfahren eintritt, jene Bes 
fchwerde anzuftelen. Keine der $. 139, 140 angeführten 
Beftimmungen greift bier Platz; hoͤchſtens $. 139. Nr. 2: 
„wegen Verlegung eines Strafgefebes” — indem 
man foldye allenfalld auch in der Verlegung von Rechts⸗ 
grundfägen finden könnte. Umgekehrt allerdings eher; 
wo ein Geſetz (dad body einen Grundfag, oder einen aus 
diefen abgeleiteten Folgeſatz aufftellt) verlegt ift, wirb auch 
defien Grundſatz nicht beobachtet: während nicht jedem 
Grundfab ein ausdruͤckliches Geſetz entfpriht. Allein von 
der Anwendung oder Verlegung eines Strafgefehes im 
Einne des $. 139. Nr. 2 ift in dem Zalle nicht die Rede, 
ben $. 12 behandelt, obfchon es richtig iſt, Daß das Appels 
lationdgeriht, um über tie Zuläffigkeit einer Unterfus 
hung zu entſcheiden, auch die Thatfachen bem Gefete 
unterflellen muß. 

Man muß alfo, wenn eine nochmalige Entſcheidung 
durch das oberfte Gericht bewirkt werden foll, die Quelle 
in einer andern Beftimmung ſuchen, welde, allgemeiner 
gefaßt, ih auf Beſchwerden bezieht, die wegen nicht 
gerechtfertigter Verfügungen angeftellt werden koͤnnen, 
ohne baß überall eine Nichtigkeit im gegebenen Sinne be: 
bauptet wird. Gin Geſetz ift nun in der vorliegenden 
Mittheilung der Präjudicien nicht angeführt — vielmehr 
wird in dem erflen jener „„Beichlüffe” von einer „Er: 
mäctigung” des Obertribunald gefprochen, wenn ber 
Beihluß des Appellationsgerichtd Rechtsgrundſaͤtze ver: 
legte — und zwar von einer Ermächtigung, welche ber 
hoͤchſte Gerichtshof fich ſelbſt beilegen zu dürfen glaubt. 
Allein ed findet fich eine Bellimmung an einem andern 
Orte, die vielleicht maaßgebend war. Naͤmlich in- der 
mit unferer Verordnung gleichzeitig verfündigten Verord⸗ 
nung vom 2. Ianuar 1849 „über die anderwei— 
tige Drganifation der Gerichte” heißt es unter 
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Nr. IV „Allgemeine Beftimmungen 3). In Betreff des 
Berfahrend überhaupt” $. 35: 

„Beſchwerden über gerichtliche Verfügungen in allen 
prozeflualifchen Angelegenheiten folgen ſowohl in Civil: 
ald in Straffachen dem Inflanzenzuge der gegen Erkennt: 
niffe in biefen Angelegenheiten zuläfjigen Rechtöinittel.” 

Hiernach follen, mit Ausnahme der im Aufſichts⸗ 
wege, zuletzt durdy den Suftizminifter zu erledigenden Be: 
ſchwerden, welche die Disciplin, den Geichäftöbetrieb oder 
Verzögerungen betreffen, jene Beſchwerden ftetö bei 
dem nächft vorgefeßten Gericht angebracht werden. — Dies 
ft, gegen theilweife abweichende, frühere Beftimmungen, 
dad anzuerkennende Neue. Wenn nun der Inftanzenzug 
grade fo, wie er bei dem gegen Erfenntniffe in diefen An⸗ 
gelegenheiten zuläffigen Rechtömittel flatt findet, beobach⸗ 
tet werden fol, fo folgt weder aus dem Wortlaut, noch 
nad dem Sinne diefed Sated, daB Befhwerden da 
ausgeſchloſſen feyen, wo gegen Erkenntniffe im gegebenen 
Falle ein Rechtsmittel nicht zuläffig if. Es follte wohl 
nur angeorbnet werden, baß in Civil: oder Straffachen 
die Beſchwerde an die Inſtanz gehe, die für Mechtömittel 
wider Erkenntniffe die zuftändige ift. 

Auf diefe Weife, die mir jedoch auch nicht unbedenf: 
lic) erfcheint, ließe fich der Beſchluß, der hier mitgetheilt 
it, formell rechtfertigen. Man muß dann bdiefer allge: 


—— — 


39) „Das Obertribunal tft vielmehr ermächtigt.” Diefer 
Ausdrud if nicht gut gewählt. Won einer Ermächtigung 
ſpricht man fonft, wo eine höhere Autorität (insbefondere die 
Gefeggebung) folche einräumt. Hier aber handelt es ſich das 
von, daß, und zwar in einem fehr beitrittenen Falle und wes 
nigftens genen den Wortlaut des Gefeges (6. 12 a. E.), das 
Obertribunal, in gewiffenhafter Prüfung der Sache, die Bes 
fugnif in Anfpruh nimmt, wegen Verlegung eines Rechtss 
arundfages, oder unterlaffener Erörterung der thatfächlichen 
Grundlage, einen fonit unabänderlihen Beſchluß des Appels 
lationsgerichts aufzuheben. 
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meinen Beftimmung freilich eine Geltung beilegen, bie 
nicht durch die fpecielle und einen weitern Beſcheid auds 
ſchließende des $. 12 aufgehoben würde, vielmehr diefen 
felbft auf Fälle beichränkte, wo die Beſchwerde auf ans 
dere Vorausfegungen gegründet würde. Immer aber 
fteht entgegen, daß grade in dieſen „Beſchlüſſen“ von 
einem eigentlihen Urtheile — der Anwendung von 
Grundfägen — die Rede ift, wie es nur bei der eigentlis 
den Berufung in ber Sache felbft, oder bei der Nichtigs 
keit vorfommt, die hier beide nicht Plag greifen. Man 
fann es ald eine Collifion des materiellen und formellen 
Rechts betrachten und als den Verſuch, erfierm gegen letzteres 
zum Eiege zu verhelfen. Es dürfte diefer Gegenftand, 
bei der bevorftehenden Revifion dieſes Theils unferer Ge: 
feggebung, einergenauen Erwaͤgung zu unterwerfen feyn 9). 

Mit Uebergehung mehrerer, insbefondere Competenz⸗ 
fragen betreffende Beſcheide, die nicht allgemeines Ins 
tereffe haben, bemerke ich hinfichtlich des durch $. 14 als 
wefentlich und bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchriebenen 
mündlich Öffentlihen Verfahrens vor dem erken⸗ 
nenden Gerichte, daß — wie ed aud der unzmweifelhafte 
Sinn des Gefeges ift — die Frage, in wiefern die in 
folhem Verfahren vorzunehmenden Handlungen felbft zu 
Recht beftändig oder nichtig feyen, nach den hiefür gel⸗ 
tenden Grunbfägen und Vorſchriften zu entſcheiden fey*!). 
Es verfteht fi, daß, wenn diefem Erforderniß der Münds 
lichkeit und Deffentlichkeit 2) nicht genügt worden ift, die 


40) Bol. noch Erſte Fortfegung ıc. ©, 10. Nr. 136. 

4) Erfte gertenung ©. 5. Nr. 126. „In wiefern in 
Beziehung auf folhe Verhandlungen eine Nichtigkeit vorhans 
den ift, muß daher nach andern Müdfichten beurtheilt und 
aus anderzveitigen Beftimmungen der Berorönung entfchieden 
werden.” GErfenntniß v. 15. April 1 


42) „Die Anordnung dest Gerichts, daß für die Zuhörer zu 
der Schwurgerichisfigung Ginfaftarten vertheilt werden, iſt 
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Verhandlungen (wären fie auch, an fi) und hievon abges 
fehen, zu Recht beftändig) nichtig und als nicht vorhan⸗ 
den zu betrachten find *). Nur nicht umgekehrt verbürgt 
die Beobachtung jenes Exforberniffes für ſich zugleich die 
Gültigkeit jener Verhandlungen, fir welche noch befon- 
dere, jene bebingende Vorfchriften beftehen. 

Auch dad liegt im Wefen der Mündlichleit, daß die 
Beugen (auch wenn fie bereits in der Vorunterſuchung 
vernommen find, $. 52,53 fg.) in dem mündlich oͤffentli⸗ 
en Hauptverfahren perfönlich abgehört werden. Die 
Borlefung des Protokolls über die frühere Vernehmung 
ift nur in den $. 21 angegebenen Fällen als Ausnahme ges 
ftattet *). ‚Won jener Regel ift eine weitere Ausnahme 
auch dann nicht zuläffig, wenn wegen Ausbleiben des 
Angellagten in contumaciam verfahren wird. Es ift das 
her — fo heißt e8 in einem Erfenntniß v. 25. Mai 1850 — 
ein Verftoß gegen diefe Vorfehrift, wenn der erfennende 
Richter mit bloßer Erwähnung der in der Vorunterfuhung 
ſtatt gehabten Beweisaufnahme *°) das Urtel ausfpricht.” *%) 

Wenn dagegen $. 14 zu den wefentlihen Erforder⸗ 
niffen auch rechnet, daß in jener öffentlichen Verhandlung 
die Staatsanwaltſchaft mit ihren Anträgen gehört werbe, 
und $. 140. Nr. 3 die Nichtigfeitöbefchwerbe, wegen Nicht 
beobachtung dieſes Erforderniffes, dem Staatsanwalt 
wieder ein Urtheil einräumt, fo gilt dies nicht für den 


aur eine Mafregel, durch welche die Oeffentlichkeit geordnet 
wird ; die Deifentlichkeit felbſt wird dadurch nicht ausgefchlofs 
fen.” Grundfäge &. 6. Nr. 10. Erkenntniß v. 8, Des 
cember 1849. 


43) Erfte Fortfegung ©. 6. Nr. 199. Erkenntniß v. 
27. Mai 1850. 


44) Deine Betrachtungen S. 9 fo. 


45) Soll heißen: „der E rgebniffe und des Inhalts der Bes 
weisaufnahme.” 


%) Erſte Bortfegung ©. 5. Nr. 137. 
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Zul, „wo der Staatsanwalt bei der Verhandlung und na: 
mentlich bei tem Vortrage des Angeklagten gegenwärtig 
geweſen iſt, und derſelbe jih zur Stellung eines ausdrückli⸗ 
chen Antrags nicht veranlaßt gefunden bat.” Hier muß 
angenoinmen werden, daß derielbe bie Entfcheitung über 
den Antrag tes Angeklagten dem Gericht überlafje, d. h. 
ed beturf nicht einer austrüdlichen Aufforderung des Ge: 
richts an hen Etaatdanmwalt, daß er einen Antrag flelle *”). 

Auf tie Vertheidigung bezieht ſich ein Erkennt: 
niß v. 8. Dec. 1849, wonach es feine Befchränkung ber 
Bertheidigung enthalten fol, wenn bie Vorladung von 
Zeugen zu dem anitehenden Termine bles deshalb verfagt 
worden, weil ber Gegenitand ihrer Vernehmung nid 
angegeben ift ?®). 

Es betrifft dies aljodie materielle Vertheidigung, 
und würde dahermweniger, wie gefchehen, zu $.16 zu erwaͤh⸗ 
nen gewelen ſeyn, der von dem Recht des Angeflagten 
handelt, fich eined Vertheidigers zu bedienen, als zu $.49, 
wonach terfelbe darüber vernommen werben foll, „ob und 
welche Beweismittel er zu feiner Vertheitigung herbeige: 
(haft, insbefondere welche Zeugen er vorgeladen zu fe: 
ben verlange”, vornehmlich aber zu $. 52, welder be: 
flimmt, daß als Zeugen — alle Die vorgelaten werden 
follen, deren Abhörung der Etaatsanwalt oder das Ge: 
richt für erforderlich erachtet oder der Angeklagte verlangt, 
in fofern das Gericht Lie Umftande, über welde die Ab: 
hoͤrung der Zeugen beantragt it, wefentlic findet. Zu 
diefem Zwecke müffen bie Thatſachen ganz beitimmt ange: 
führt werben °P), 


47) Erkenntniß v. 5. Juni 1850. Erſte Fortſetzung 
©. 6. Nr. 12". 


48) Grundſätze ©. 6. Nr. 11. 

49) Dies gilt nicht blos von den Entlaſtungs⸗ fondern auch ron 
den Belaſtungszeugen, wie denn auch das Geſetz Bier nicht 
unterfcheider. In diefem Sinn iſt aud cin Beſcheid vom U. 
Bebr. 1850 ergangen. Grundfäpe ©. 8. Nr, 17. 
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In diefem legten Eape liegt bie Rechtfertigung jener 
ntfcheidtung. Man fönnte geneigt fenn, in Beguͤnſti⸗ 
ang der Vertheibigung weiter zu gehen. Allein dies läßt 
ch einestheild nicht recht mit tem Anflageverfahren verei: 
igen, wonach bei der contradiftorifchen Verhandlung zwei 
Jarteien einander gegenüberftehen mit ihren felbftftäntigen 
Behauptungen, für welche fie die Beweismittel beizubrin- 
en haben, — und was follte denn der die Verhandlung 
eitende Richter, ohne eine ihm dargebotene Grundlage, 
hne die Angabe bejtimmter Thatfachen, deren Erheblichfeit 
x zu prüfen bat, zum Gegenjtand der Bernehmung der 
janz allgemein berufenen Zeugen machen? — anderntheild 
indet jenes allerdings — ſchon im Intgrefle der Wahrheit zu 
egünftigende Recht der ausgedehnteften materiellen Ber: 
heidigung — feine Wahrung in der erwähnten Beftim: 
nung ded 8. 52, wonach auch Die Zeugen vorgeladen find 
— „deren Abhörung das Gericht für erforderlich erach⸗ 
tet” — in fofeen ihm felbft die vorausgegangenen Ver: 
yandlungen hiezu Grund geben °®). 

Auf die förmliche Vertheidigung bezieht ſich das 
irkenntniß v. 16. Sanuar 1850, welches auöfpricht, „, daß 
u den fchweren Berbrechen im Sinne des 8. 16, bei deren 
Interfuchung °I) bei Strafe der Nichtigkeit ein Vertheidt- 
jer zugezogen werden muß, jedes politifche Verbrechen 
zehöre, wenn auch Die auf ſolches gefekte Strafe unter 
drei Sahren it” — morüber noch ter Schlußſatz des 
)- 16: „Bei ſchweren Verbrechen ($. 60) muß dem Ange: 
lagten ein Vertheidiger, falls er einen jolchen nicht er: 


50) wodurch fih, wenn es noch nöthig wäre, die falfche Meinung 
Derer widerlegt, die dem Gerichte, im angeblichen Rechte des 
Angeklaaten, Beichränfungen auferlegt milfen wollen, denen 
zufolge die Rechtspflege ihrer Beſtimmung gar nicht überall 
zu genügen im Erande ſeyn wurde. 


51) nämlich In der mündlich öffentlichen Verhandlung. 
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wählt hat, von Amts wegen beftellt werben” 9), ein Zwei: 
fel gar nicht gehegt werden kann. 

Wichtig für Lie Lehre vom Beweife und zur Er: 
läuterung des 8. 22, wonach die beſtehenden gefeßlichen 
VBorfchriften über das Verfahren bei Aufnahme ber 
Beweife ferner maaßgebend bleiben, Dagegen die bis; 
berigen pojitiven Regeln über tie Wirkungen der Be: 
weife außer Anwentung treten, und der Richter fortan 
unter genauer Prüfung aller Beweife für die Anklage und 
Vertheidigung nad) feiner freien, aus dem Inbegriff der 
vor ihm erfolgten Verhandlungen geichöpften Ueberzeu⸗ 
gung zu entfcheiden hat, ob ber Angeflagte fchultig oder 
nicht fchuldig fey, aber verpflichtet ift, die Gründe, welche 
ihn dabei geleitet haben, in Dem irtheile anzugeben *) — 
ift ein Erkenntniß vom 6. April 1850, worin ausgeſprochen 
wird: „Durch den 8. 22 find die biöherigen pofitiven Res 
geln über die Wirkungen der Beweiſe außer Anwendung 
getreten, obne daß ruͤckſichts der Beweisfraft der von Beam- 
ten bei Ausübung ihres Amtd gemachten Wahrnehmungen 
und der darüber erftatteten Anzeigen eine Ausnahme ge: 
macht ifl. Ueber die beweifente Kraft folder Anzeigen 
bat daher lediglich der Richter zu beflimmen; geſetzliche 
Beflimmungen, durch welche folchen Anzeigen volle Beweis: 
kraft beigelegt worden, find fonach außer Kraft getreten.” ®) 


52) Grundfäße E. 6. Nr. 12. Die allgemeinen Regeln über 
die förmliche Vertheidigung gelten auch für die Appellationss 
Inſtanz, in welcher Hinficht der $. 134 nichts geändert bat. 
Erfennmnip v. 2. März 1850. Erfte Fortfegung ©. 7. 

r. 130. 


53) Meine Betrachtungen ıc. ©. 103 und dafeldft weitere Nach⸗ 
weiſungen. 


54) Erſte Fortſetzung S. 7. Nr. 131. 
(Beſchluß folgt.) 
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IX. 
Ueber die 
Vernehmung des Angeklagten und der Zeugen 
in der öffentlichen Dauptverhandlung. 


Von 
Herrn Dr. Julius Glafer 


in Wien. 


(Beſchluß der im erſten Stüde Nr. IV. abgebrochenen Abhandt.) 
1. Beruehmung durch den Präftdenten. 


” Wenn man im Civilprozeß dem Richter geftatten wollte, 
ten Bellagten auf feine unhaltbare Bertheidigung aufs 
merfjam zu machen, ihm die Widerfprüche feiner Angaben 
vorzuhalten, und ihn zur Angabe der Wahrheit zu ermahs 
nen, fo würde Jedermann darüber einig feyn, daß der 
Richter die beklagte Partei in Ihrem Recht verlege” 9). 
Es if alfo die Bernehmung des Angeklagten durch den 
Präfidenten augenfällige, ungerechtfertigte Abroeihung vom 
reinen Sccufationsprinzip, daß ja eben die im Inquiſitions⸗ 
prozeß mit der Perfon des Richters vereinigten Rollen 
(denn mehr als Rollen können fie da nicht feyn) des An⸗ 
klaͤgers und Vertheidigers ablöft, und dieſen allein die 
Herbeiſchaffung der Beweismittel überläßt. Auf etwas 
anderes aber, als auf Erlangung von Beweismitteln für 


29) Brauer im Gerichtefaal 1849, Bd. 1. &. 73. 
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Gall, „wo der Staatsanwalt bei der Verhandlung und na: 
mentlich bei dem Vortrage des Angeklagten gegenwärtig 
geweſen ift, und derfelbe fich zur Stellung eined ausdruͤckli⸗ 
chen Antrags nicht veranlaßt gefunden hat.” Hier muß 
angenommen werden, daß derfelbe die Entfcheidung über 
den Antrag ded Angeklagten dem Gericht überlafle, d. h. 
ed bedarf nicht einer ausdruͤcklichen Aufforderung des Ge: 
richts an hen Staatsanwalt, daß er einen Antrag ftelle *7). 

Auf die Bertheidigung bezieht fih ein Erkennt: 
niß v. 8. Dec. 1849, wonach eö keine Beſchraͤnkung der 
Bertheidigung enthalten fol, wenn die Vorladung von 
Zeugen zu dem anftehenden Zermine blod deshalb verfagt 
worden, weil der Gegenfland ihrer Vernehmung nidt 
angegeben ift *8). 

Es betrifft dies alfodie materielle Vertheidigung, 
und würde daher weniger, wie gefcheben, zu $. 16 zu erwäh- 
nen gewelen feyn, der von dem Recht ded Angeklagten 
handelt, fich eined Vertheidigers zu bedienen, als zu $.49, 
wonach derfelbe darüber vernommen werben fol, „ob und 
welche Beweismittel er zu feiner Vertheidigung herbeige: 
Schafft, insbefondere welche Zeugen er vorgeladen zu fe: 
ben verlange”, vornehmlich aber zu $. 52, weldyer be: 
flimmt, daß ald Zeugen — alle Die vorgeladen werden 
follen, deren Abhörung der Staatsanwalt oder dad Ge: 
richt für erforderlich erachtet oder der Angeklagte verlangt, 
in fofern das Gericht die Umftände, über welche die Ab: 
hörung der Zeugen beantragt ift, wefentlid findet. Zu 
diefem Zwecke müffen die Thatfachen ganz beſtimmt ange: 
führt werden 9). 


m Ertenntniß v. 5. Juni 1850. Erſte Fortſetzung 
©. 6. Nr. 128. 


48) Grundſätze ©. 6. Nr. 11. 

49) Dies gilt nicht blos von den Entlaftunges fondern auch von 
den Belaftungsicugen, wie denn auch das Geſetz Bier nicht 
unterfcheidet. In diefem Sinn iſt auch cin Befcheid dom ZU. 
Febr. 1850 ergangen. Grundfäge ©. 8. Nr. 17. 
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In diefem Tekten Sabe liegt die Rechtfertigung jener 
Entſcheidung. Man fönnte geneigt feyn, in Beguͤnſti⸗ 
gung der Vertheidigung weiter zu gehen. Allein dies läßt 
fich einestheils nicht recht mit dem Anflageverfahren verei- 
nigen, wonach bei der contradiftorifchen Verhandlung zwei 
Parteien einander gegenüberflehen mit ihren felbftftändigen 
Behauptungen, für welche fie die Beweismittel beizubrin- 
gen haben, — und was follte denn der die Verhandlung 
leitende Richter, ohne eine ihm dargebotene Grundlage, 
ohne die Angabe beftimmter Thatſachen, deren Erheblichkeit 
es zu prüfen hat, zum Gegenfland der Bernehmung der 
ganz allgemein berufenen Zeugen machen? — anderntheils 
findet jenes allerdings — ſchon im Intgreffe der Wahrheit zu 
begünftigende Recht der ausgedehnteften materiellen Ber: 
theidigung — feine Bahrung in der erwähnten Beſtim⸗ 
mung des 8. 52, wonach auch Die Zeugen vorgeladen find 
— „deren Abhörung das Gericht für erforderlich erach⸗ 
tet” — in fofern ihm felbft die vorausgegangenen Ver⸗ 
handlungen hiezu Grund geben °®). 

Auf die förmliche Vertheidigung bezieht fi) das 
Erkenntniß v. 16. Sanuar 1850, welches ausfpricht, „daß 
zu den fchweren Verbrechen im Sinne des $. 16, bei deren 
Unterfuchung 9) bei Strafe der Richtigkeit ein Vertheidi⸗ 
ger zugezogen werden muß, jedes politifche Verbrechen 
gehöre, wenn aud die auf folches geſetzte Strafe unter 
drei Sahren it” — worüber noch der Schlußſatz des 
$. 16: „Bei ſchweren Verbrechen ($. 60) muß dem Ange: 
Hagten ein Vertheidiger, falls er einen folhen nicht er: 


50) wodurch ſich, wenn es noch nöthig wäre, die falfche Meinung 
Derer widerlegt, die dem Gerichte, im angeblichen Rechte des 
Angeklagten, Befhränfungen auferlegt wiffen wollen, denen 
zufolge die Rechtspflege ihrer Beſtimmung gar nicht überall 
zu genügen im Stande ſeyn würde. 


51) nämlich in der mündlich dffentlichen Berhandlung. 
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mählt hat, von Amts wegen beftellt werden” 92), ein Zwei: 
fel gar nicht gehegt werden kann. 

Wichtig für die Lehre vom Beweife und zur Er: 
läuterung ded $. 22, wonach die beftehenden gefeglichen 
Vorſchriften Über das Verfahren bei Aufnahme der 
Bemweife ferner maaßgebend bleiben, dagegen bie bis⸗ 
berigen pofitiven Regeln über die Wirkungen der Be: 
weife außer Anwendung treten, und der Richter fortan 
unter genauer Prüfung aller Beweife für die Anlage und 
Vertheidigung nach feiner freien, aus dem Inbegriff der 
vor ihm erfolgten Verhandlungen gefchöpften Weberzeu: 
gung zu entfcheiden hat, ob der Angeklagte ſchuldig oder 
nicht fchuldig fey, aber verpflichtet ift,, die Gründe, welche 
ihn dabei geleitet haben, in demÜrtheile anzugeben *) — 
ift ein Erfenntniß vom 6. April 1850, worin ausgeſprochen 
wird: „Durch den 8. 22 find die biöherigen pofitiven Re 
geln über die Wirkungen der Beweife außer Anwendung 
getreten, ohne daß rudfihts der Beweiskraft der von Beam: 
ten bei Ausübung ihres Amts gemachten Wahrnehmungen 
und der darüber erftatteten Anzeigen eine Ausnahme ge: 
macht ifl. Ueber die beweifende Kraft folcher Anzeigen 
bat daher lediglich der Richter zu beflimmen; gefeßliche 
Beftimmungen, durch welche foldhen Anzeigen volle Beweis: 
kraft beigelegt worden, find fonach außer Kraft getreten.” *) 


52) Grundfäße ©. 6. Nr. 12, Die allgemeinen Regeln über 

te förmlihe Vertheidigung gelten auch für die Appellationss 
Inſtanz, in welcher Hinfiht der $. 134 nichts geändert bat. 
Erkenntniß v. 2. März 1850. Erfte Fortfegung ©. 7. 
Nr. 130. 

53) Meine Betrachtungen zc. ©. 103 und dafeldft weitere Nache 
mweifungen. 


54) Erfte Fortfegung & 7. Nr. 131. 
(Beſchluß folgt.) 
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IX. 
Ueber bie 
Vernehmung des Angeklagten und der Zeugen 
in ber öffentlichen Dauptverhandlung. 


Bon 
Herrn Dr. Zuliud Glafer 
in Wien. 


(Beſchluß der im erſten Stüde Nr. IV. abgebrochenen Abhandt.) 
1. Beruehmung durch den Präfidenten, 


2 Wenn man im Eivilprozeß dem Richter geftatten wollte, 
den Beklagten auf feine unhaltbare Bertheidigung aufs 
merffam zu machen, ihm die Widerfprüche feiner Angaben 
vorzuhalten, und ihn zuc Angabe der Wahrheit zu ermahs 
nen, fo mürde Jedermann darüber einig feyn, daß der 
Richter die beklagte Partei in Ihrem Recht verlege” 9). 
Es ift alfo die Vernehmung des Angeklagten durch den 
Präfidenten augenfällige, ungerechtfertigte Abweichung vom 
reinen Accufationsprinzip, daß ja eben die im Inquiſitions⸗ 
prozeß mit der Perfon des Richter vereinigten Rollen 
(denn mehr ald Rollen koͤnnen fie da nicht feyn) des Ans 
klaͤgers und Vertheidigers ablöft, und dieſen allein die 
Serbeifhaffung der Beweismittel überläßt. Auf etwas 
anderes aber, ald auf Erlangung von Beweismitteln für 


29) Brauer im Serichtefaal 1849, Bd. J. G. 73. 
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oder gegen den Angeflagten, kann das Verhoͤr nicht gerich: 
tet ſeyn; und fo fehen wir denjenigen, der fich diefelben 
in ruhiger Unparteilichfeit vorführen laſſen follte, mit 
deren Eonftaticung, wohl gar mit ihrer Yuffuchung fich 
befchäftigen. 

Es ift dies nicht blos eine leichte Formverletzung (ob⸗ 
wohl Formen im Prozeß immer ſchwer wiegen); dieſe 
Haͤufung der Funktionen bringt vielmehr einen der Haupt⸗ 
nachtheile des alten Inquiſitionsprozeſſes wieder. Gleich⸗ 
viel, ob den Richtern auch die Entſcheidung uͤber die That⸗ 
frage zuſteht oder nicht — weiß der Angeklagte ſein Schick⸗ 
ſal in den Händen des Praͤſidenten. Wie ſoll er nun die: 
fem mit der Zuverficht und Geiftesgegenwart Rede ftehen, 
die doch nothmendig ift, wenn er nicht neuen Verdacht auf 
ſich häufen fol? Jedenfalls werden wenige, die einen 
Theil der Anklage zugegeben haben, den Muth befigen, 
dem Manne entſchieden zu mwiderfprechen, der auf die Bes 
flimmung des Strafausmaafes fo großen Einfluß üben 
wird. — Und felbft abgefehen davon — wie viel muß 
felbft dem Unfchuldigen daran liegen, daß der Präfident, 
der über die Zuläffigfeit fo manches Beweismitteld zu ents 
fcheiden hat, der die Zeugen vernimmt und deren Aus: 
fagen den Geſchwornen zulegt noch einmal vorführt, in 
defien Hand endlich die aller Verantwortung bare Gewalt 
ruht, die pouvoir diseretionnaire heißt ?%) — nicht von 
vornherein gegen ihn eingenommen werde ? 

Nichts deſtoweniger müßte der Präfident mehr als 
ein Menfch feyn, wenn dies nicht Häufig einträte. ‚Um 
das Verhoͤr vorzunehmen, muß er die Akten der Vorunter⸗ 
fuhung durchleſen, den Angeklagten perfünlih gehört 
haben, ehe er den Sigungsfaal betritt. Es ift unmöglich), 


20) Das pouvoir discretionnaire veranlafte bei der Beobach⸗ 
tung des Code criminel im J. 1804 nicht einmal eine Des 
batte im Gtantsrarh! 
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daß ein denfendes Weſen, geſchweige ein geuͤbter Praftifer 
fo viel Zeit auf einen Gegenftand verwendet, ohne daß ſich 
an ihm eine beftimmte Anficht über denfelben ausbildete; 
überdies ift nicht recht abzufehen, was das Verhör für 
eine Beftimmung haben follte, wenn der Bräfident plan⸗ 
(08 und aufs Gerathewohl Kragen durcheinandermwerfen 
würde, ohne daß ihnen ein leitender Gedanke zu Grunde 
läge. Dieſe feine Anficht, feinen leitenden Gedanfen wird 
der Präfident um fo weniger geneigt feyn, bei der erften 
ausweichenden oder mwiderfprechenden Antwort aufzugeben, 
je dfter ihm die Erfahrung die Nichtigkeit feiner Auffaf- 
fung beriefen. Je mehr er nun, um diefe zur Geltung 
zu bringen, auf den Angeklagten eindeingt, deſto mehr fteigt 
nicht nur fein Intereffe an dee Sache, fondern ed wird — 
da die Meinung des Präfidenten dem Publikum bald klar 
wird — feine Eitelkeit gegen den Widerftrebenden rege, 
und verleitet ihn, gegen denfelben alle feine Uebung, Ges 
wandtheit und freie Beweglichkeit anzuwenden 22). Wie 
follte er nun parteilos bleiben in ſolchem Kampf, mie 
nicht erbittert roerden, wenn alle diefe Anftrengungen, alle 
dieſe geiftreihen Angriffe erfolglos bleiben durch die kalte 
Ruhe und Zuverfiht, oder — mie er dann geneigt feyn 
wird, e8 zu nennen — durch diefchlaue Frechheit des ſchuld⸗ 
bewußten Befangenen? Aber nicht blog das eine Prinzip 
des modernen Strafprozeſſes, die Anflagefchaft, iſt mit 
der Vernehmung des Angeklagten durch den Präfidenten 
unvereinbar, auch die beiden andern fhönen Worte, um 
derentwillen der Code d’Instruction überall fo freudige 
Aufnahme fand, die Unmittelbarfeit (Muͤndlichkeit) und 
die ohne diefe zum Gefpötte werdende Deffentlichkeit der 
Verhandlung, werden dadurch Lügen geftraft. 


31) Edinburgh Review I. c. p. 378. 
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meifen, nur auf Ihre fubjective Ueberzeugung, auf die 
Stimme ihres Gemiffend zu horchen und fi ganz dem 
Eindruck hinzugeben, den die Verhandlungen auf fie 
machen. Wer fann behaupten, Portalis habe Recht, 
wenn er fagt?®): das Gemiffen werde nicht wie ein fechster 
Sinn durch Regeln gelenft, die der Willkuͤr entruͤckt find ? 
In der That fann man Niemand zur Aufmerkſamkeit, ja 
(wie fi) aus einer vor furzem befanntgemwordenen Entfchei: 
dung eines deutſchen Caſſationshofs ergiebt) auch nur zum 
Wachfeyn zwingen. Wer Eann’d da verhindern, daß 
namentlich Geſchworne, wenn fie dem Präfidenten feine 
Anficht abmerfen oder abzumerfen glauben — bei der gro: 
fien Achtung, die ihnen feine Stellung und fein Willen ein: 
flögen müffen — Beweismittel für die entgegengefegte An: 
fit mit einem Mißtrauen, mit einer Achtlofigkeit aufneh⸗ 
men, wodurch fie verhindert werden, deren Gewicht rich⸗ 
tig abzufhäten — oder daß fie Die Beweiſe für eine vom 
Vorfigenden als bewieſen Hingeftellte Thatſache nicht näher 
unterfuchen, weil fie — diefem glauben? Muß da nicht 
forgfältig geprüft und bedacht werden, mas man fie hören 
und fehen laſſen darf? 37) 

Es führt ung dies zu einer dritten, nicht unerheblichen 
Einwendung gegen die Vornahme des Verhörs durch den 
Bräfidenten. Hat gleich das franzöfifhe Gefeg über Zu: 
fAffigfeit von Bemwelsmitteln (die Frage, in der. die Engläns 
der mit Recht den Kern aller prozeſſualiſchen Erörterung 


36) In der Staatsrathsſitzung vom 16. Prairial XI. S. Lo- 
cre& T. XXIV. p. 35. 


37) Daß die englifhen Beweisgeſetze — die vorzugsiweife die 
Beftimmung haben, zu verhindern, daß etwas vor die Ges 
ſchwornen gebracht werde, was auf ihre Uebergeugung 
nicht einwirken fol — fo wenig Beachtung fanden, kommt 
wohl von der häufigen Werwechslung derfelben mit den Ber 
mweistheorien,, die vergebens für den beutfchen Suguifitionss 
prozeß aufgeftellt wurden. 
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fehen,, und an deren Pöfung feit Jahrhunderten Alle arbeis 
teten, die in der englifhen Surisprudenz einen Namen ers 
rangen) nur einige Farge durch das pouvoir discretion- 
naire und die Theorie der renseignements faft unwirk⸗ 
fam gemachte Beftimmungen, fo erhebt fih doch auch in 
den franzöfifhen Gerichten oft ein Streit über die Zuläffigs 
feit eines Beweismittels, einer Stage. Wenn nun der Praͤ⸗ 
fident feine Etellung vergefiend , wie daß leider nur zu oft 
geſchieht #), die Formen nicht blos, fondern auch dag 
Jedem angeborne Billigfeitsgefühl verlegt: wer foll den 
Angeklagten fhügen? Wenn der Mann feine Ueberlegen⸗ 
heit, feine Uebung migbraudt, um den Angeklagten 
zu drangen; wenn er fich des Legteren bedient, um feinen 
Scharfſinn, feine Gewandtheit, feinen Wis im Lichte der 
Heffentlichkeit glänzen zu laffen; wenn er auffahrend und 
rauh mit dem Eingefhüchterten umgeht: muß der Vers 
theidiger jchweigen, denn er ift nur dem Ankläger gegens 
über geftellt; dem Richter darf er nicht Oppofition machen, 
und dürfte er einen Einwand erheben — mer entidhiede 
darüber? — Wo foll der Angeklagte Schutz finden, wenn 
dee unparteiifche Richter in der erften Stage die Ueberzeus 
gung ausſpricht, daß er fehuldig fen; wenn er behauptet, 
diefe Thatfache ſey bemwiefen, dieſe „werden wir bes 
weifen?” 9) Was für ein Urtheil follen die Geſchwornen 
fallen, was für Lehren der Gerechtigkeit aus dem Ges 
richtsfaal in den Kreis ihrer Kamilie bringen, wenn der 
Handhaber des Geſetzes in Verfuchung gebracht wird, 


38) Man braucht nicht lange In der Gazette des Trihunaux 
su blättern, um dieje Leberzeugung zu gewinnen ; ich berufe 
mid übrigens auf das Zeugniß Berengers a. a. D. 
ef und Mittermaier im Gerichtsfaal 1819, Bd. 1. 


39) WBörtfih im Prozeß gegen Beuflelet und Douon (Juni 
1844). &. Braun, Hauptitüde des öffentl. mündlichen Straf⸗ 
verfahrens. (Reipjig 1845.) Beil. S. 96. 

2) 2 


PA 
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dem Angeklagten, nachdem die direfte Beichuldigung , die 
captiöfe Befragung von ihm abgeglitten, eine ganz gewoͤhn⸗ 
liche Verbrecherausrede ſupponirt, um ihn zum Bekenntniß 
zu bringen? ?9) 


2. Vernehmung durch den Staatsanwalt. 


Allerdings fallen, bei der Vernehmung durch den 
Staatsanwalt allein, bedeutende Mißftände weg; feinem 
Anfläger wagt man wohl eher zu widerſprechen, Richter 
ſowohl als Geſchworne find gegen diefen mißtrauiſch; und 
wenn feine Ueberzeugung von der Echuld des Angeklagten 
deutlih aus allen feinen Aeußerungen hervorfieht,, findet 
man dag natürlid — aber wartet nichts Lefto weniger 
auf Beweife. Menn er jich Uebergriffe bei dem Verhoͤr 
erlaubt, wird auch der Vertheidiger ſich einmifchen koͤn⸗ 
nen, und der Gerichtshof wird enticheiden. 

Demnach wird es auch bei oberflächlicher Ueberlegung 
Flar, daß die Vornahme des Verhörs durch den Anfläger, 
alſo die Befragung der einen Partei durch die andere, 
eine Verlegung des Anflageprinzips ift, mie fie faum 
f&hreiender an den Tag treten koͤnnte. Der Angeklagte ift 
feinem Gegner, dem er vollkommen gleichgeftellt ſeyn follte, 
waͤhrend der ganzen Verhandlung preisgegeben; beftandig - 
muß er vor ihm auf der Hut ſeyn, jeden Augenblid kann 
der gemandte Beamte ihm eine Srage ftellen, die augens 
blicklich, ohne Zögern,, ohne Ruͤckhalt beantwortet werden 
muß, wenn nicht Verdacht gegen den Befragten rege werden 
fol, und die doch miederum fehr vorfichtig aufgenommen 
und beantwortet werden muß, weil aus der Antwort Inqui⸗ 





0) Am Kal des des Watermords angellagten A. Prud⸗ 
bomme die Frage: „Wie, Sie wollen nicht fagen, daß Sie 
Do An den Schlag geführt?” &. Serhrsfanl 1849. 
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renten£unft leicht weitere, viel verfänglichere Kragen ziehen 
fann. — Und mährend fo der Angeklagte fortwährend 
in Nachtheil verfegt werden kann, hat er nicht nur Fein 
Recht, dem Ankläger ebenfalld Fragen zu ftellen, fondern 
es würde dies ganz nußlos feyn, da ja die Perfon des 
Staatsanwalts in Feiner Weife in die Sache verwickelt ift; 
diefer alfo mit aller Ruhe eines von Feiner Gefahr Bedroh⸗ 
ten, von der Gerechtigkeit ſeiner Sache nicht nur, fons 
dern auch davon Ueberzeugten, daß Richter und Geſchworne 
ihn mit Vertrauen anhören werden, antworten koͤnnte. 
Freilich tritt die Prinzipienverlegung noch viel Deuts 
lichee hervor, wenn, mie im franzöfifhen Prozeß, die 
Frageftellung duch den &eneralprofurator fih an das 
Verhoͤr des Präfidenten, als eine natürliche Ergaͤnzung 
deſſelben, in faft unmerklichem Uebergang anfcließt. Dem 
Zuhdrer fällt der Unterfchied in der Perfon des Fragenden 
kaum auf, und fo gehen alle die gefährlihen Waffen, die 
das Geſetz in die Hand des vorfigenden Richters gelegt, 
von felbft in die des Anklaͤgers über, der in der That 
gerade daraus, daß er das Recht, den Angeflagten zu 
verhören,, mit dem Präfidenten theilt, folgert, daß feine 
Etellung eine ganz andere fey, ald die des Vertheidigers. 
„Wir dürfen nicht behaupten laflen”, fagte einft der befannte 
Hébert als Generalprofurator *!), „daß die Rechte des 
Generalprokurators und des Vertheidigers dieſelben fepen ; 
der Generalprofurator hat Theil an den 
Rechten des Präfidenten, und richtet uns 
mittelbar ragen an den Angeflagten; — er 
fann Ihn mit Kragen drängen, um zur Ents 
decfung der Wahrheit zu gelangen.” Man fann unmögs 
lich fchärfer hervortreten, wie unvereinbar dad Recht des 


41) Sn dem ſchon hen > Prozeß gegen Bouſſelet und Douon, 
bet Braun a0. O. S 
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Anflägers, den Angeklagten aufzufragen, mit den Kor: 
derungen des Anflageprinzips ift, wie ſehr es die Stellung 
der Parteien aud) waͤhrend der übrigen Verhandlung ver: 
ruht. Man denfe nur, melden Eindruck e8 auf Zeugen 
und Geſchworne madben muß, menn fie denjenigen, den 
fie als Partei, als Rechtſuchenden zu finden erwarteten, 
ald Behörde, gewiſſermaßen als Heren im Sigungsfaale 
walten fehen. 


I. Die Vernehmung der Zeugen. 


So intereffant Alles ift, was fi auf die Stellung 
der Zeugen im Strafverfahren bezieht, fo wichtige Fragen 
über Zuläffigkeit der Zeugen felbft, fo wie gewiſſer Aus: 
fagen derjelben In den franzoͤſiſch-deutſchen Gefegen über 
Strafprozeß ungelöft find, fann hier doch — bei dem ins 
nigen Zufammenhang jener Fragen mit der Lehre vom Bes 
reife — Die Zeugenvernehmung nur in der Richtung bes 
trachtet werden, in melcher fie der des Angeklagten analog 
ift; es kann hier nur unterfuht mwerden, von wem die 
Zeugen berhört werden follen? 

Auch in dieſer Beziehung meicht das englifch s fchottis 
fbe Verfahren weſentlich vom franzöfiicen ab. Auf der 
beitifcben Inſel wird es als Sache der Parteien angefehen, 
die Zeugen — ihre Bemeismittel — vorzuführen, und 
über dasjenige zu befragen, was durch fie erwieſen werden 
fol. Die Partei, die den Zeugen vorführt, befragt ihn 
juerft; fodann hat die Gegenpartei das Recht, ihre Verhoͤr 
vorzunehmen (cross examine), worauf ed der vorfühs 
renden Partei frei fteht, ihn nochmals über ſolche Gegen: 
frände zu befragen (re-examine), die im Kreuzverhoͤr be⸗ 
ruͤhrt werden. Richter und Geſchworne duͤrfen zu jeder Zeit 
Fragen ſtellen, doch geſchieht dies nur ſelten. — Wider⸗ 
ſetzt ſich eine Partei einer Frage des Gegners, ſo wird der 
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Streitpunft ausfuͤhrlich erdetert und vom Gerichtshof mit 
um fo größerer Vorſicht entſchieden, da ſolche Entſcheidung 
ein Präjudiz für künftige ähnliche Zäle werden Fann. — 
Auch von Amts wegen oder auf Verlangen des Zeugen 
fpeicht ſich der Gerichtshof über die Zuläfiigkeit von Fra⸗ 
gen aus. 

So ift die Stellung der beiden Parteien eine voll- 
kommen gleihe; und wenn in Schottland die Kronan⸗ 
mälte allein das Recht haben, das Gegenverhör auf neue, 
im Hauptverhör nicht berührte Punkte zu lenken, fo wird 
dieſes fcheinbare Vorrecht dadurch ausgeglichen, da dem 
Angeklagten das Recht zufteht, denfelben Zeugen aud zu 
feiner Verteidigung vorzuführen, mithin ein Hauptver⸗ 
hoͤr mit ihm vorzunehmen. Dazu fommt, daß bei der 
bewunderungswüurdigen Confequenz , mit der in Schottland 
das Anklageprinzip durchgeführt ift, jede Partei die Zeugen 
des Gegners zuvor über ihre Ausfagen befragen kann, waͤh⸗ 
vend in England beide Parteien ihre Beweismittel forgfäl: 
tig nicht blos vor dem Gegner, fondern auch vor dem es 
richtshof bis zu dem Augenblick verheimlichen,, wo fie dies 
felben vorbringen. 

Das franjoͤſiſche Gefe überträgt das Zeugenverhoͤr 
nicht geradezu dem Präfidenten. Es legt nur diejem die 
Pflicht auf, fie über die Generalien zu befragen, und fügt 
hinzu: Cela fait ils deposeront oralemeut **), fo daß 
man meinen follte, die Abficht des Gefeßgebers fey, zus 
voͤrderſt die freiwillige, zufammenhängende Ausſage des 
Zeugen entgegennehmen zu laſſen. Das bereit oben in 
Bezug auf den Angeklagten angeführte 3te Al. des Art. 319 
giebt dem Präfidenten nur ein — durch Gerichtsgebrauch 
freilich zur Pflicht gemordenes — Recht zur Befragung 
des Zeugen. Daſſelbe Recht wird auch den beifigenden 


42) Art. 317 des Code d’Instr. 
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Richtern‘, den Gefchwornen und dem Generalprofurator 
gegeben, fofern fie vom Borfigenden das Wort erhalten 
haben. Der Angeklagte und defien Bertheidiger koͤnnen 
Dagegen — fo wie die Civilpartei — nur durch das Or⸗ 
gan des Präfidenten Tragen an die Zeugen ftellen, felbft 
wenn diefe etwa auf ihr Verlangen vorgeladen wurden. — 
Nah bisherigem Gerichtsgebrauch nimmt das Zeugenvers 
hör der Vorfigende vor; beifitende Richter , fo wie Ges 
ſchworne, ja auch der Staatsanwalt, ftellen nur wenige 
Fragen zur Ergänzung oder Aufhellung des Gefagten. 
Noch feltenee macht der Vertheidiger von feinem peinlich 
befchränften Rechte Gebrauch, um fo häufiger von der 
Befugniß, „ſowohl gegen die Perſon des Zeugen als auch 
gegen deflen Ausſage Alles zu fagen, was zur Vertheidigung | 
dienlich fcheint”; der Angeklagte felbft benutzt diefe Befugs 
niß nicht felten zu Störungen der Ordnung. 

Ob das Verhör der Zeugen vom Präfidenten oder 
von den Parteien vorgenommen werden foll, ift allerdings 
mehr eine Frage der Zweckmaͤßigkeit als ded Prinzips. 
Denn kann auch nicht verfannt werden, daß DVieled von 
dem, was vorhin gegen die Vernehmung des Angeklagten 
duch den Präfidenten gefagt wurde, auch hier gilt, daß, 
wenn dem Anklageprinzip entfprechend, den Parteien obs 
liegt, den Beweis zu führen, ed ganz confequent und 
menigftend der Form nach inquifitorifch ift, wenn der 
Richter die Beweiſe aus dem Munde der Zeugen fammelt: 
fo fann man doch nicht behaupten, daf die Prinzipienvers 
legung fo bedeutend wäre, daß man um ihretwillen weſent⸗ 
lie, mit diefer Verfahrungsmeife verfnüpfte Vorteile 
opfern ſollte. Solche find aber keineswegs vorhanden, 
vielmehr ſcheint mir auch aus Zweckmaͤßigkeitsgruͤnden das 
engliſche Verfahren den Vorzug vor dem franzoͤſiſchen zu 
verdienen. Hat auch der Praͤſident die Akten der Vor⸗ 
unterſuchung geleſen, ſo kann doch nicht erwartet werden, 
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daß er jedes für die eine oder die andere Partei wichtige 
Moment nicht nur, fondern auch den Namen des Zeugen 
im Gedaͤchtniß habe, durch den es in der VBorunterfuchung 
zur gerichtlichen Kenntniß gelangte; überdies können auch 
in der Borunterfuchung nicht vernommene Zeugen vorges 
laden merden, von deren Ausfage der : Präfident alfo 
gar nichts weiß. Hingegen weiß jede Partei ſehr wohl, 
welche Umftände fie Durch einen gewiſſen Zeugen beweifen 
wil. Während demnab das PVerhör in England und 
Schottland ſogleich auf die Hauptfache gebracht, auf Diele 
beſchraͤnkt und deshalb nicht nur raſch beendigt wird, 
fondern auch das, was zu beweifen war, viel fhärfer her⸗ 
vorhebt (mas bei Ehmwürgerichten namentlich ein fehr wich⸗ 
tiger Umftand ift), muß man in Frankreich den Zeugen zus 
nächft fprecben laſſen „über dag, was er von der Cache 
weiß”; dabei befommt der Gerichtshof nicht felten eine 
Ausſage de.omnibus rebus et quibusdam aliis, und es 
koſtet Mühe, bis dee Präfident oder die Parteien den Zeus 
gen endlih auf den Gegenftand bringen, in Bezug auf 
welchen feine Ausſage erforderlich ift. Hält man nun vor 
Augen (morauf die englifde Praris ein fo großes Gewicht 
legt) , daß nie den Geſchwornen etwas vorgelegt werden 
folte, mas nicht unmittelbar zur Sache gehört, um fie 
als zulaffiges Beweismittel zu erfennen; fo fieht man wohl, 
daß, wenigftens bei Geſchwornengerichten, der Zeitverluft 
dee bei weitem unmichtigere Nachtheil des franzoͤſiſchen Vers 
fahrens if. Wie aber der Zunge des Zeugen nicht freier 
Lauf gelaffen wird, fondern der Kragende dem Verhör eine 
beftimmte Richtung zu geben fucht, zeigen ſich neue Nach⸗ 
theile der Vernehmung durch den Präfidenten. Wenn, 
wie früher gezeigt, kaum denkbar ift, daß diefer ohne 
vorgefaßte Meinung über den Kall den Sitzungsſaal be: 
trete — und nach der Bernehmung des Angeklagten ift 
Died noch weniger anzunehmen — fo wird es bei allem 
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Zwange, den er fich anthut, felten vermeiden, dag er 
die Sragen im Intereſſe diefer feiner Anficht ſtelle — mits 
hin die eine Partei vor anderen begünftige; ja er wird nicht 
einmal immer verhindern fönnen, daß die Anmefenden 
feine Anfiht aus der Frageftellung errathen, und damit 
treten alle jene Nachtheile ein, die wir bei Betrachtung der 
analogen Folgen des Angeflagtenverhörs Fennen lernten. 
Jedenfalls aber ift die Stellung des Richters, Der ge: 
nöthigt ift, ſich ſolchen Zwang anzuthun, eine unge: 
mein peinlidhe. 

Auch darauf wurde fhon früher hingewieſen, daß 
gegen etwaige Mißgriffe des Präfidenten in der Frageſtel⸗ 
lung feine Einmendung zuläffig ift, ja felbft gegen parteii- 
ſches und mwillfürliches Verfahren bei der franzöfiichen 
Einrichtung fein Schug geboten ift. 

Der Prafident fol am Schluß des Beweisverfah⸗ 
rens deilen Ergebniffe zufammenfaifen, und doch will man 
ihm nicht geftatten, mit Ruͤckſicht auf diefe wichtigfte fei- 
ner Sunftionen, die Veweiſe in ruhiger Betrachtung an 
jich vorübergehen zu laffen! Kann man fo vergefien, daß 
im Getuͤmmel felbft feine Ueberſicht möglich ift, und von 
einem an der Sache Betheiligten Feine allfeitige Betrach⸗ 
tung derfelben zu erwarten iſt? 

Wie unzweckmaͤßig ed übrigens auch fonft ift, die 
ganze Laft des Beweisverfahrens in verwicelten Fällen 
einem Manne aufzubürden , ftatt fie unter die Parteien zu 
vertheilen, zeigt fi auch an der — zum Theil wenigftend 
durch Häufige Unterbrechungen dee Sigung veranlaften läns 
gern Dauer der franzöfifhen Hauptverhandlungen. — In 
dee That fcheint e8, als hätte man in Franfreih dem 
Zeugenverhör nur deßhalb feine jegige Einrichtung gegeben 
oder vielmehr gelailen (im Gefeg ift fie nicht ausdrücklich 
vorgefchrieben), weil man, vom früheren Prozeß daran ge: 
wöhnt, bei des letzteren abſchreckenden Mißbraͤuchen Uebel: 
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fände von weniger auffallender Natur nicht wahrnahm 
und mit den Vortheilen der englifchen Verhoͤrweiſe nicht 
befannt war. elbft Duport, fonft geneigt, dem 
englifchen Mufter möglichft treu zu bleiben, fdheint an die 
Möglichfeit einer Aenderung des in diefer Beziehung bisher 
Gebraͤuchlichen nit gedacht zu haben; in feinem der 
Ntationalverfammlung vorgelegten Plane heißt es blos 
(Art. 20): „On entendra les t@moins” %). In dem 
Code d’Instruction murden die entfprechenden Beftim: 
mungen des Code des delits et des peines ohne Debatte 
unverändert aufgenommen. 

Dagegen zeigt fib in Bezug auf die Stellung der 
Parteien zum Zeugenverhör, die wie jegt erörtern müffen, 
eine abjichtlihe Abroeibung des Code d’Instruction vom. 
Geſetzbuch vom 3. Brumaire IV, Diefes ſtellt im Art. 353 
Antläger und Angeklagten vollfommen gleih, indem es 
auch Letzterem und deſſen Vertheidigee Das Recht giebt, 
ragen an den Zeugen zu richten. Der Code d’In- 
struction giebt den befchränfenden Zufag „par l’organe du 
president” (Art. 319), Daß damit nicht Benadhtheilis 
gung des Angeklagten, alfo Verlegung des Anflageprins 
zips beabſichtigt wurde, bemeift zwar nicht der Um⸗ 
fand, daß die Veränderung weder im Staatsrath, noch 
in der gefeggebenden Berfammlung einer Ermähnung ges 
würdigt wurde (denn das fommt wohl fonft noch vor), 
noch auch der, der betreffenden Stelle des älteren Geſetzes im 
Code dW’Iustruction gleihfam zur Ungabe des Motive 
vorgefegte Sag: „Le temoin ne pourra interrompu ” — 
(denn in Geſetzen diefer und jelbft einer fpäteren Periode find 
folde masfirende Motivirungen nicht felten) — mohl 
aber die Steichftellung der Eivilpartei mit dem Angeflagten 
in diefer Beziehung. Dieſer Umftand läßt auf die Ber: 


43) Buchez et Rouxz T.V. p. 221. 
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folgert ein wichtiger Vertheidiger dieſer Anordnung, „ob: 
wohl (2) die Vertheidiger nur durch die Vermittlung des 
Präfidenten Kragen ftellen dürfen, dartıber häufig geffaat, 
daß manche Vertheidiger . . . ſich die gehäffigften Ausfälle 
gegen mande Zeugen erlauben; fo denfe man fib, mas 
wohl geſchehen würde, wenn ihnen das Kreugverhör in die 
Hand gegeben wäre.” 1%) Man darf mohl annehmen, 
dag, wenn dem Vertheidiger Gelegenheit gegeben ware, 
feine Gewandtheit durch gefcbicfte Anordnung des Kreuz: 
verhörg zu zeigen, und die lockendſte Verſuchung zur Zeus 
aenverunglimpfung — die Motivirung der Krage — 
wegfiele, cr weniger geneigt ſeyn dürfte, Einwendungen 
gegen den Charakter des Zeugen zu machen; jet kann ec 
nur dies thun, will er nicht bis zum Plaidoyer ganz un⸗ 
thätig bleiben. 

So wie beim Wegfall des Angeklagtenverhörs koͤnn⸗ 
ten Wahrheit und Gerechtigkeit, Ordnung und Anftand 
der öffentliben Verhandlung nur gefördert merden; es 
fönnten die Zeugen nur dabei gewinnen, menn — ftatt des 
nußlofen Rechtes acgen zugelaflene Zeugen ſogleich zu 
fagen „mas zur VBertheidigung dienlih ift”, dag fo viele 
Verunalimpfungen veranlaßt, — dem Angeklagten die Kreis 
heit gewährt würde, unmittelbar Sragen an die Zeugen 
zu ftellen. 


— — — — — 


46) Schlink im Gerichtéſaal 1849, Bd. I. ©. 356. 
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X. 
Zur 
Lehre von der Zheilnahbme am Verbrechen. 
Bon 
Zach ar i ä. 


(Fortſetzung des Aufſatzes im Jahrg. 1850. Nr. XI.) 
Gleiche und ungleiche Theilnahme. 


In dem Aufſatze des vorigen Jahrganges dieſes Archivs 
©. 265 ift, nach Eroͤrterung des allgemeinen Begriffs der 
Theilnahme, insbejondere die f. g. Anftiftung näher bes 
trachtet worden. Dabei Haben wir theile die Etrafbarfeit 
der Anftiftung überhaupt ins Auge gefaßt, theils das in 
der neuern Theorie und Gefeggebung gewöhnlicher, aber 
uneichtiger Weife unter den Begriff derfelben Gezogene von 
Demjenigen gefhieden, was wirklich unter den Begriff ders 
felben fällt. Das Refultat war, daß cd nur zwei 
Kalle der Anftiftung giebt, nämlich das Mandatum und 
das Consilium delinquendi, daß Verführung, Uchers 
redung und Bitten nur als die Mittel intellectueller Ein- 
wirkung für die eine oder andere Act der Anftiftung in Be: 
tracht fommen, daß dagegen Befehl, Zwang und Erre: 
gung eines Irrthums in ihrer reinen Geſtalt und in fofern 
fie nicht materiell, doch auf Rath oder Auftrag zur Vers 
übung eines Derbrecensin concreto zu reduciren find, ale 
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von der Anftiftung verfchiedene und auch in manchen wichs 
tigen Punkten einer andern: rechtlichen Beurtheilung unters 
liegende Arten der Urheberfcbaft behandelt werden muͤſſen. 

Schen wir jegt in unferer Betrachtung einzelner wich: 
tigee Punfte der Lchre von der Theilnahme am Berbre⸗ 
ben weiter, fo ftellt ſich als der praftifch bedeutendfte 
Gegenfag bei den eigentlichen Theilnehmern die Unterfcheis 
dung zwiſchen gleichen und ungleichen Theilnehs 
mern heraus. Denn daß ift ja offenbar der Kern der gans 
zen Sache, daß die Theilnehmer, abgefehen von befondern 
in der Perfon des Einzelnen liegenden Gründen der Straf: 
barkeit, entweder in gleicher Weife für das Verbrechen 
baftbar find, oder in ungleiher Welfe einer ſtrafrecht⸗ 
lichen Verantwortlichkeit unterliegen, wobei wir natürlich 
nicht an die Begünftiger (fautores delicti) denfen, da 
dieſe, — obwohl ihre Strafbarfeit, wo fie das Gefeg 
ausfpriht, auch nur eine relative d. h. durch das wirkliche 
Daſeyn eines Verbrechens bedingte und nach deſſen Vedeus 
tung zu bemeſſende ift, — von den eigentliden Theilnehmern, 
eben fo wie Diejenigen, welche deshalb beftraft werden, 
weil fie niht hinderten oder nicht anzeigten, 
von den eigentlichen Theilnehmern ausgefchloffen werden 
müflen. Daffelbe gilt au von der Billigung eines 
fremden, oder der Genehmigung eines in unferm Nas 
men von Andern verübten Verbrechens. Theilnahme 
ann dies nicht ſeyn; denn die wahre Theilnahme ſetzt das 
Handeln mit oder neben Andern für die Hervorbrin- 
gung des Verbrechens, oder Die Bethelligung an der Hands 
lung des Verbrechens felbft voraus. 

Im roͤmiſchen Redt finden wir zwar theil® allge- 
mein (L. 152. $. 2. D. de Reg. jur.), theil® in befons 
derer Beziehung auf Beſitz⸗Dejection (das Interdictum de 
vi, L.1. $. 14. D. XLIII. 16.) den Yusfprucd „in ma- 
leficio ratihabitionem mandato compararl.” Wir glaus 
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ben aber forthin annehmen zu müflen, daß diefer Aus: 
fpruch nur auf die Civilflage aus einer Delictd: Dbligation 
mit Einfluß der Klage auf Privatftrafe bezogen werden 
fann. Denn inderL.1. 9.14 cit. ift eben nur von einer fol: 
chen Eivilflage die Rede und der angeführte Entſcheidungs⸗ 
grund Fann nicht über den Gegenftand der Entſcheidung 
auggedehnt werden. Die L. 152 cit. ftellt zwar den Satz 
ſelbſt allgemein Hinz welche Bedeutung aber den im Titel 
de Reg. jur. ausgeſprochenen Rechtsregeln beizulegen fey, 
läßt fi immer nur in Zufammenhelt mit andern Rechtes 
grundfägen beftimmen, und es ließen fih wohl Veifpiele 
genug aufführen, wonach die feheinbar ganz allgemeine 
Rechtsregel doch nur mit Einfchränfungen wahr if. Das 
bei ift noch darauf aufmerffam zu machen, daß die Saͤtze 
der L. 152 de Reg. jur. fon der Ucberfchrift zufolge aus 
Ulpian’s libr. 69 ad Edictum genommen find, aus mels 
chem auch das große Excerpt der L. 1. D. 43, 16 hers 
ftammt, und daß jene Regulae juris der L. 152 gerade 
aus derfelben Stelle egtrahirt find, unterliegt kaum einem 
Zweifel, felbft nah der Drdnung, in welcher jene Saͤtze 
auftreten. ine befondere Wichtigkeit hatte aber fire die 
Römer der Satz „in maleficio ratilhabitio mandato com- 
paratur” noch für die aus Delicten des Eclaven gegen den 
Herrn gehende Nogalflage, wobei auch immer von noxa 
und mauleficium servorum die Rede ift (Tit. Inst. de 
noxal. act. IV.8. L. seq. Dig. cod. IX. 4.), indem bei 
einem sciente domino verübten oder von ihm ratihabirten 
Deliet der Sclave den Heren in solidum obligirte, waͤh⸗ 
rend fonft Der dominus durch noxae datio ſich liberiren 
konnte. — Der Erklärung, die Luden, ub. den Thatbeft. 
der Verbr. Gött. 1810. ©. 253 fg., den Worten Ulpian’s 
„in maleficio ratihabitio mandato comparatur” zu 
geben fucht, wonach fie nicht von der Genehmigung eine $ 
bereits verübten Verbrechens verftanden werden fols 
Archiv d. Er. R. 1851. 11. &t- 
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fen, fondern nur von der Benchmigung des ver: 
brecheriſchen Planes, den ein Anderer ent: 
worfen und mitgetheilt hatte, fann man fich gereiß 
nicht anfchließen. Denn theild nennt man das nicht Kati: 
habition, theils ſteht diefer Erklärung der Zufammenhang 
der von Ulpion in L. 1. 9.12 — 14 unterfchiedenen Faͤlle, 
insbefondere 8. 14 mit den Anfangeworten: „Sed etsi 
quod alius dejecit, ratum habuero” — ſchnurſtracks 
entgegen. Auf die cafuiftifchen Unterfcheidungen der 
Stoffe ad L. 1. 8. 14 cit. wollen wir uns aber gar nicht 
einlaffen. 

Die obige Unterfcheidung zwiſchen gleichen und 
ungleichen Theilnehmern empfiehlt ſich uͤbrigens, wie 
wir glauben, auch allein für eine Strafgefeggebung, 
in welcher ja überhaupt möglichft alle doctrinellen Definitios 
nen und Terminologieen zu vermeiden find, wie es 3. B. 
im Defterreihifchen Strafgefegbuc von 1803, obwohl 
es manche criminalrechtliche Srundfäge fo zu fagen 
über das Knie bricht ), in beachtungswerther Weife ge: 
ſchehen iſt, im Gegenſatz z. B. zum Baieriſchen Etrafz 
geſetzbuch von 1813 und ſeinen Nachahmern, in welchem 
namentlich in den Beſtimmungen über verbrecheriſche Theil: 


1) So hat das Defterreich. Strafgefegb. v. 1803 im $. 5 ſich 
durch Adoption des viriwerflihen Grundfaßes der gleis 
hen Strafbarfeit alter Theilnehmer (die f. 9. Be⸗ 
günftigung wird im $. 6 richtig als „beſonderes Verbres 
hen” behandelt) fi in eine bedauerlihe Oppoſition zu dem 
Prinzip des gemeinen deutſchen Eriminalrechts gefegt. Die 
hierin liegende Verlegung der Forderungen der Gerechtigkeit 
wird um fo auffallender, wenn man binzunimmt, daß es 
nad $. 39 zwar ein Erſchwerungsgrund feyn fol, wenn Se: 
mand „Urheber, Anftifter, Rädelsführer eines von mehrern 
Derfonen begangenen Verbrechens” gewefen ift, dab dagegen die 
bloße Beihülfe nicht unter den Milderungsumftänden im $. 40 
aufgeführt wird, während z. B. der falfche franzöfifche Sap 
des $.7 „Schon der Werfuch einer Uebeithat iſt das Werbres 
hen” — durd die im $. 40 gegebene Beflimmung gemäfigt, 
ja man darf fagen, im MWefentlichen 6gfeitigt if. 
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nahme die gerade herrſchenden (Stübel: Feuerbach’fchen) 
Docteinen und gewiſſe durchaus verwerflihe, blos aus 
falſcher doctrineller Betrachtung entfprungene Folgeſaͤtze 
(4. B. hinſichtlich des ſ. g. Hauptgehuͤlfen und in Betreff 
der Beſtrafung von Complottanten) ſanctionirt worden 
ſind. — Auch iſt jene Unterſcheidung die einzige, welche 
wirklich, materiell wenigſtens, in den Quellen des 
gemeinen Rechts enthalten iſt. Sie iſt anerkannt in dem 
ſchon oben angeführten cap. 6. X. de homicid. V. 12 und 
in der P. ©. D. Art. 177 „Bon ftraff der fürderung, 
Hilft und beiftandt der mißthätter” in dem Sage, daß 
jede Hülfe, Beiftand oder Förderung einer Miffethat peins 
lich geftraft werden foll, aber „Inn eynem all ans 
derft denn inn dem andern.” ?) Was aber die 
gemeinrechtliche Doctrin betrifft, fo findet fich zwar ſchon 
bei Altern Eriminaliften eine Unterfheidung zwiſchen socius 
aequalis und inaequalis, allein nur in einem engeren Sinne, 
nämlich in der befcyränftern Beziehung auf den Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen Complottanten und vertragsmäßigen Gehuͤlfen. Unter 
den neueren Criminaliften dürfte fih Heffter Criminalr. 
(4. Aufl.) 8. 83 den Quellen am meiften anfchließen, wenn 
er mit Rückficht auf den Grundfag der verfchiedenen Etrafs 
barkeit nur zwifhen Haupttheilnehmern und blos 
fen Gehuͤlfen oder Beiftändern unterfcheidet. Er 
verfteht aber eben, nach den im $. 84. 85 gegebenen Des 
finitionen , unter jenen die gleichen und diefen die uns 
leihen Theilnehmer. Won den neuern deutfchen Ges 
feggebungen hat zunäcft das Saͤchſiſche Erim. Gefegb. 
(5. Kap.) Art. 33 fg. feine Beftimmungen über Beftrafung 


2) Ofenbar ift dies eine fait wörtliche Uebertragung des Satzes des 
canon. Rechts: „eum idem excersus magis in uno quam in 
alio sit puniendus.” Das Geſetz verweiſt dabei in den Worten 
„als aber vorfteht” auf vorber getroffene Beſtimmungen. 
Beſonders feheint damit der Art. 148 der P. &. D. bezielt 
zu werden. 

P 2 
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der Theilnahme u. ſ. m. ganz auf die richtige Unterfcheis 
dung zwifchen gleicher und ungleicher Theilnahme 
gegründet; dabei aber freilich hinſichtlich deſſen, was es 
zur gleichen Theilnahme rechnet, ſich von manden biäheri: 
gen doctrinellen und legisfatorifhen Irrthuͤmern nicht los⸗ 
machen fönnen. Auch dag Braunſchweigiſche Etraf: 
gefenb. 8. 43 fg. unterfcheidet zwiſchen gleichen und un: 
gleichen Theilnchmern, bezieht aber die ganze Unter: 
fheidung mit der vorhin erwähnten Altern Terminologie 
nur auf vertragsmäßige Theilnehmer, und ſcheidet 
von den Theilnehmern überhaupt, worunter es ($. 42) 
nur die bei Ausführung des Verbrechens Mitwir— 
enden verfteht, theils die Urheber und Anftifter, 
($. 41), theils die Beihuͤffe vor dem Anfange dir 
Ausführung ($. 46), die aber dann Doch den Strafbeftim: 
mungen tiber ungleiche Theilnahme zweiten Grades unter: 
worfen wird ?). 

Sragen wir aber jet nach der materiellen Bes 
dingung für die Annahme einer gleichen Theilnahme, 
fo wird durch die Erflärung, daß fie überall anzunchmen 
fen, wo das Verbrechen dem Theilnehmer , „dem ganzen 
erheblichen Thatbeftande nah, als Inhalt und Product 

feines abfihtlichen Handelns zugerechnet werden müfle” *), 
3) Was den Entwurf des Errafgefeßb. für die Preuß Staa⸗ 
ten betrifft, fo weichen die Redactionen von 1843 und die 
von 1845.und 1846 fehr von einander ab. Sene (von 1843) 
ift zu loben, weil fie im Ganzen die Prinzipien des Deuts 
hen Criminalrechts feſthält ($. 63 fg.), it aber zu doetrinell 
gefaßt und befonders $.63 mir theils unrichrigen,, theile uns 
genügenden Definitionen und Zerminoflogieen Überladen. Die 
Redactionen von 1845 und 1846 find freilich davon frei und 
faffen fi in den hierher gehörigen Beftimmungen über Theil⸗ 
nahme an einem Verbrechen $. 46 fg. ($. 41 fg.) fehr kurz; 
fie haben aber, mas fehr zu tadeln iſt, fich dabei im Prinzip 
dem franzöfifchs vheinifchen Gefegbuch angefchloffen und es gel: 


ten alfo davon die oben (Jahrg. 1850. ©. 266) angejogenen 
Ausfprüdhe von Chaveau und Roffi. gezes 


4) Heffter Criminalrecht $. 84. 





Zur Eehre an ber Iheilnahme am Verbrechen. 215 


eigentlich mehr die ftrafrechtlihe Solge als die Bedin— 
gung der gleichen Theilnahme ausgedrückt. Die Grund: 
beingung der gleichen Theilnahme ift vielmehr die 
Bleihheit der verbrecheriſchen Abficht, die 
fi in einem derfelben entiprechenden Außern Handeln bes 
thätigt hat; wobei aber die zum Verbrechen erforderliche 
Abſicht, 3. B. zu tödten, zu ftehlen u. f. w. nicht mit dem 
Deweggrund und Zwed der zufammenhandelnden 
Perfonen verwechfelt werden darf, indem diefe auch bei 
den gleichen Theilnehmern fehe verfchieden und bei gleichen 
und ungleichen Theilnehmern ganz diefelben feyn Finnen. 
Wir behaupten alfo im Gegenfag zur Altern Lehre, welche 
die verſchiedenen Arten der Theilnahme zunädhft von der 
Verfchiedenheit der Außern Wirkfamfeit für die Hervors 
bringung des Verbrechens abhängig machte (vol. Keuers 
bab, Stüubel u. A), daß das fubjective Moment 
ald das nähfte und Hauptfächliche betrachtet werden 
muß und daß dem objectiven Moment (dev Beſchaffen⸗ 
heit der äußern Handlung) nur eine fecundäre Bedeus 
tung beigelegt werden dürfe. Denn auch hierbei ift der fo 
wahre Ausfpruch des Paulus feftzuhalten: „Nam male- 
ficia voluntas et propositum delinquentis distinguit”, 
und nur unter diefer VBorausfegung fünnen die groben Feh⸗ 
ler in der Beftimmung der Fälle der gleichen Strafbarfeit 
der Theilnehmer vermieden werden, welche der neuern 
Theorie und Gefeßgebung, namentlich in der Gleichſtel⸗ 
lung des f. g. Hauptgehülfen mit dem f. g. Urheber des 
Verbrechens, begangen worden find; mie e8 nach dem 
Vorgangdes Baieriſchen Etrafgefegbuches von mehrern 
deutfchen Criminal⸗Geſetzgebungen und auch noch im 
Preußiſchen Entwurf von 1843 8. 63 leider geſchehen 
if. Denn wenn es auch richtig ift, daß unter Umftänden 
aus der äußern Befchaffenheit der Berheiligung auf die 
Gleichheit der Abficht, 3. B. auf das Vorhandenfepn der 
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eigenen ober angeeigneten Abficht zu tödten u. f. w. wird 
gefchloffen werden fünnen — cbenfo wie beim einzelnen 
Thäter nach L. 1. $. 3. Dig. ad L. Corn. de sie. — fo 
ift e8 doch in der That weiter nichts als eine fteafrechtlich 
völlig unzuläffige praesumtio juris, wenn dag Gefeg die 
Leiſtung einer folchen Hülfe, „ohne welche unter den bes 
fondern Umftänden das Verbrechen nicht hätte begangen 
werden Fönnen”, ohne Weiteres als gleiche Theilnahme behan⸗ 
delt wiffen will. Denfelben Fehler begehen aber auch, obs 
wohl in anderer Weife, diegenigen Gefeggebungen, melde, 
wie 3. B. das Saͤchſiſche Criminalgefegbuh Art. 33 fa., 
die gleiche Theilnahme mit der Betheiligung an der Aus⸗ 
führung der That annehmen und (Sädf. Geſetzb. 
Art. 37) abgeſehen von den Anftiftern nur Diejenigen 
als ungleiche Theilnehmer behandeln, „welche an der 
Ausführung in feiner Weife perfönlih Theil genommen 
haben.” Sowohl pofitiv ald negativ muß dies zu ganz 
unrichtigen Refultaten führen. 

Die ungleiche Theilnahme charafterifirt ſich durch 
den Mangel der eigenen oder wenigſtens angeeigneten 
Abficht, das Verbrechen felbft begehen oder durch die 
Thätigfeit eined Andern bemirfen zu wollen. In fofern 
wird fie paffend durch den Ausdruck Beihülfe, und 
Derjenige, welcher fi in diefer Art betheiligt, als Ge⸗ 
bülfe, Beiftänder bezeichnet, wie auch das Wort 
helfen theild die Abfichtlichfeit des Beiftandes, theils 
die Beziehung auf die hauptſaͤchliche Thätigfeit eines Ans 
dern involviert. Bon der objectiven Befchaftenheit der hel⸗ 
fenden oder Beiftand feiftenden Thätigfeit Fann hierbei an 
fi nichts abhängig gemacht werden; auch der f. g. Haupt⸗ 
gehülfe ift und bleibt Gehülfe und als folder minder ftrafs 
bar , ald der Thaͤter, Mitthäter oder Anftifter.. 

Außer der geundfäglich feftzuhaltenden geringern 
Strafbarkeit des Gehuͤlfen, als ungleichen Theilnehmers, 
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teitt aber noch ein anderer Unterſchied zwiſchen der gleichen 
und ungleihen Theilnahme hervor, den wie im Als 
gemeinen dahin bezeichnen Fünnen, da die Strafbarkeit 
der gleichen Theilnehmer eine feldftftändige, die der 
ungleihen Theilnehmer aber In der That eine rein acs 
ceſſoriſche iſt; d. h. mährend cine Beftrafung des glelz 
hen Theilnehmers möglich bleibt, wenn auch die ange 
nomniene Mitfhuld eines Andern nicht ermittelt wird, fo 
ann der ungleiche Theilnehmer, in specie der Gehüffe 
als folher (d. h. wenn in der Beihülfe nicht eine an ſich 
ſtrafbare Handfung enthaften if), Immer nur unter Vors 
ausfegung des Daſeyns eines Thäters oder reus princi- 
palis einer Beftrafung unterliegen. Damit ift natürlich 
nit gefagt, dag man des Hauptthäters auch habhaft 
feyn , oder dag der Gehuͤlfe nur mit dem Thäter vor Ges 
wicht geftellt werden Fönne, — fondern wir verlangen nut, 
daß die Epiftenz eines Verbrechens, (fey es auch, daß die 
ſtrafrichterliche Verfolgung durch Tod, Begnadigung oder 
eine den Gehuͤlfen nicht mit deckende Verjährung ausge⸗ 
ſchloſſen fey,) nachgewieſen werde, wenn ein Anderer 
wegen Beihälfe zu die ſem Verbrechen beftraft wer⸗ 
den foll. 

Diefer Unterſchied iſt mit der begriffsmäßigen Vers 
ſchiedenheit der gleichen und ungleichen Theilnahme von 
feloft gegeben. Denn es ift natürlich, dag die eigene 
verbrecheriſche Abfiht auch eine eigene oder felbftftändige 
rechtliche Verantwortlichfeit begründet, die bloße Fördes 
rung oder Unterftügung eines fremden Verbrechens aber 
rechtlich gar nicht angenommen werden fann, wenn cd an 
einem ſolchen Verbrechen (mag dies nun ein vollendete® 
Delict oder ein ſtrafbarer Verfuch feyn) gänzlich fehlt; es 
müßten denn die zur Unterfiügung einer vorausgefegten 
verbrecheriſchen Thätigfeit eines Andern vom vermeints 
lichen Gehülfen vorgenommenen Acte auch unabhängig von 
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der Exiſtenz eines Hauptverbrechens im Geſetz einer Beſtra⸗ 
fung unterworfen feyn , wo aber dann doch nur die Strafe 
dieſes Gefeges und nicht diejenige erfannt werden kann, 
welche unter der Vorausfegung eines Hauptverbrechens die 
fragliche Handlung als Beihuͤlfe qualificiet haben würde. 
Unter den neuern Rechtslehrern hat dieſes aus der 
accefforifhen Natur der Beihuͤlfe ſich von felbft ergebende 
Exfordernig der Strafbarkeit am beftimmteften Heffter 
(kehrb. des Eriminalvchts $. 86) hervorgehoben, indem er 
zur Strafbarfeit der Beihülfe verlangt: „daß wirklich ein 
doloſes Verbrechen einer geroiffen Art von einem Andern 
bezielt werde”, und dabei auf einen in Hitzig's Zeitſchr. 
für die Crim. Rechtspflege in den Preuß. Staaten Jahrg. 
1828. Bd. I. ©. 59 fg. mitgetheilten Rechtsfall verweiſt. 
Der Fall iſt kurz diefer: Ein Schloffergefelle hatte für 
einen ihm unbefannten Menfchen mehrere Nachſchluͤſſel und 
eine Brechftange angefertigt und ihm ſolche gegen Bezah⸗ 
lung überliefert. Es fehlte aber an jedem Beweis, dag der 
Unbekannte damit wirfli ein Verbreden begangen oder 
nur intendirt habe. Das Gericht nahm aber an, daß der 
Sneulpat von der Vorausſetzung einer verbrecherifchen Bes 
nugung der gelieferten Werkzeuge ausgegangen fey, und vers 
urtheilte den Inculpaten nicht auf Grund des im Preuß. 
Landrecht Th. II. Tit. 20. $. 1251. 1252 wider Schloſſer, 
welche Nachſchluͤſſel an unfichere Perfonen verabfolgen, 
enthaltenen Polizeiftrafgefeges, fondern „wegen Conate 
zur Beihuͤlfe bei dem Verbrechen ded gewaltfamen 
Diebſtahls“ zu einer dreimonatlihen Zuchthausftrafe. 
Auch wurde diefes Urtheil, ungeachtet der ſachgemaͤßen 
Ausführung des Vertheidigerd, in oberer Inſtanz beftätigt; 
gewiß mit Unrecht. Denn was für ein Verbrechen 
(wenn überhaupt ein folches) mit jenen Werkzeugen vers 
übt werden follte, wußte man gar nicht; und wenn fie 
auch gewöhntich zum Zweck des Diebſtahls benupt 
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zu werden pflegen, fo ift dies nicht der allein mögliche 
Zweck ihrer Anwendung. Die Annahme eines gewaltz 
jamen Diebftahl3 als möglichen Hauptverbrechens 
war alſo eine reine Hypotheſe, welche fuͤr die Beſtrafung 
niemals genuͤgen kann; ohne ein wirkliches, wenigſtens in⸗ 
tendirtes Hauptverbrechen aber die Beurtheilung der frag⸗ 
lichen Handlung als Beihuͤlfe eine rechtliche Unmöglichkeit, 
ſelbſt wenn man den Willen des Inculpaten, ein ſolches 
fördern zu wollen, als gegeben vorausfegte. Und nun 
gar Conat der Beihulfe zu einem gar nicht eriftirenden 
Hauptverbrehen! Dies war offenbar ein zweiter Verftoß 
gegen die Natur der Sache in jener Urtheilsfällung. Denn 
wenn man auch die Möglichfeit eines bloßen Verſuchs der 
Beihülfe zugeben will, worüber befanntlih vielfach ges 
ftritten worden ift, fo war offenbar von Eciten des vers 
meintlichen Gehuͤlfen in concreto Alles gefchehen, mas er 
zur Körderung des fremden Verbrechens thun wollte und 
alfo feine Beihülfe nicht eine verfuchte, fondern eine volls 
endete. Auf die Frage felbft, ob es auch einen Berfuch 
der Beihülfe gebe, werden wie nachher zuruͤckkommen. 
Vorläufig bleiben wie noch bei dem Cage ftehen, daß 
eine Beihulfe ohne Hauptverbrechen nicht geftraft wer⸗ 
den Fönne. . 

Heffter Hat, wir wir gefehen haben, ihn dahin 
ausgedruͤckt: „daß wirklich ein doloſes Verbrechen einer 
gewilfen Art von einem Andern bezielt werde”, mas 
wohl nit mehr heißen foll, als dag wirklich ein Anderer 
die (eigene) zur Veruͤbung des Verbrechens erforderliche 
Abſicht gehabt Haben muͤſſe. Ob c8 aber auch zur Beſtra⸗ 
fung des ungleichen Theilnehmers nothwendig fey, daß der 
Andere in Realifirung feiner Abſicht ſoweit vorgefchritten 
fey, daß er wenigſtens wegen verbrecheriſchen Ver; 
ſuchs wärde geftraft werden koͤnnen, ift eine andere 
Frage, die in dem Heffterfchen Satze weder deutlich bejaht, 
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noch verneint wird. Wir glauben aber diefelbe entſchieden 
bejahen zu müffen, und zwar fowohl nad) allgemeinen 
Gründen, ald auf Grund unferes pofitiven Rechts. Denn 
1) ift e8 gewiß unleugbar, daß die Handlungen des 
Gehuͤlfen ale ungleichen Theilnehmers nur durch ihre Bezie: 
hung auf die intendirte Hauptthat aufdas criminelle Be; 
biet übertreten, da fie an fich erlaubte, rechtlich gleihgultige 
oder hoͤchſtens zu einer polizeilichen Beftrafung geeignete 
Handlungen find. Die Abſicht aber, in welcher fie vor: 
genommen wurden, Fann ihnen Feine felbftftandige Straf: 
barfeit verleihen. . Es Fann daher auch der Grundfag dee 
bürgerlichen Strafrecht8 „nec consilium malignum ha- 
buise nocet, nisi et factum secutum fuerit” hier nur ſo 
verftanden und angegeben werden, daß das Factum, mel: 
ches darauf gefolgt feyn muß, die begonnene oder 
vollendete Hauptthat felbft fey. Wollte man dies 
nicht anerkennen, fo würde ſich daraus die ganz unnatürs 
liche Holgerung ergeben, daß wenn A tem B in Beziehung 
auf ein von B allein zu veruͤbendes Verbrechen 5. B. ein 
Werkzeug geliehen oder eine andere Unterftügung zugefagt 
hatte, B aber mit feinee Handlung noch nicht auf das Ges 
biet des ftrafbaren Verſuchs getreten war, der A wegen 
Beihulfe geftraft werden müßte, während B felbft gar kei⸗ 
ner Strafe unterliegt, Wir abftrahiren dabei natürlich 
von dem zur gleichen Theilnahme achprigen Kalle eines 
Complotts, wo A wegen der auf Veruͤbung des Verbres 
chens gerichteten eignen Abſicht felbftftandig ſtrafbar ift, und 
nehmen zugleich ald ausgemadt an, daß die Verabredung 
zwiſchen Thäter und Gehulfen nicht unter den Begriff des 
Complottes fallt; resp. daß die bloße Anſchaffung eines zur 
Verübung des Verbrechens erforderlihen Werkzeugs oder 
die Anmwerbung eines Sehulfen noch Fein ſtrafbarer Verſuch 
ift, was unter Fefthaltung des Grundfages, daß zur 
Strafdarkeit des Verſuchs „Anfang der Ausführung” 
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gehoͤrt, geroiß nicht dem mindeften Zweifel unterliegen 
ann. Dies vorausgefegt muß es aber offenbar ein die 
Gerechtigkeit verlegender Widerfprud genannt werden, 
wenn das rein accefforifhe Handeln des Gehuͤlfen einer 
Strafe unterworfen wird, während Derjenige, welcher das 
Verbrechen feldft peruͤben wollte, als ſtraflos betrachtet 
werden muß. Diefes Widerſpruchs macht fih unter den 
neuern Gefeggebungen in ausdruͤcklicher Anordnung 3. B. 
dad Braunſchw. Etrafgefegbuh ſchuldig, Inden es 
8. 37 verfügt: " 

„Anftiftung, ausdruͤckliche oder ſtillſchweigende Ueber⸗ 

„einkunft und Beihülfe zur Veruͤbung eines bes 

„ſtimmten Verbrechens ſoll, auch wenn der Ans 

„fang zu deffen Ausführung noch nicht ges 

„macht ift, — folgendergeftalt beſtraft werden”; 
während doch die Strafbeftimmungen für die ungleichen 
Theilnehmer überhaupt, auf welche auch bei der Bedros 
hung der Beihülfe im $. 46 vermwiefen wird, durchaus 
nur die Fälle beruͤckſichtigen ($. 44. 45) , daß das Verbres 
hen ſelbſt entweder vollbracht oder die Ausführung bei 
einem beendigten oder nicht beendigten Vers 
ſuche ftehen geblieben if. Dagegen ift an ſich nichts 
wider die Beſtimmung zu erinnern, daß der gleiche 
Theilnehmer (nad $. 37. Nr. 2.) ſelbſt für die bloße Zus 
fage der Veruͤbung des Verbrechens, auch außerhalb des 
alles eines Complotts, alfo z. B. der Angeftiftete ſchon 
für die ertheilte Zufage einer Beftrafung unterworfen 
wird, wodurch in der That eine Luͤcke des gemeinen Rechts 
und anderer neuern Strafgefeßgebungen 3. B. des Hannos 
verfchen Erim. Gef. ausgefüllt ift. 

2) Was das gemeine Recht betrifft, fo läßt fih aus 
defien Quellen gewiß nur eine Beſtrafung des Gehülfen 
unter der Vorausfegung, daß eine ftrafbare Hauptthat 
vorliegt, begründen. ft doch, tole fon früher nachs 
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geroiefen wurde °), felbft der Anftifter fchon nah Roͤmi⸗ 
ſchem Rechte nur dann ftrafbar, wenn die Anklage auf 
eine im Gefege bedrohte That gerichtet werden fann, die 
er vermöge feiner Anjtiftung mit vertreten hat, was frei: 
lih 3. DB. nach den Beftimmungen der Lex Corn. de sic., 
Pompeja de parricid., Julia de vi etc. und deren Uſual⸗ 
Interpretation, auc eine Vorbereitungehandlung in un: 
ferem Sinne feyn kann. Die Print. Gerichteordn. aber 
fügt offenbar felbft bei der vertragsmäßigen gleichen Theil: 
nahme (Art. 148) das Borhandenfeyn einer wenigſtens 
unterftandenen Miffethat voraus (verb. „Co etlih Per: 
fonen mit fürgefegten und vereinigtem Willen und Muth) 
— einander Huͤhf und Beiftand thun”) und fuppo: 
nirt auch im Art. 177, bei Beftrafung der Helfer und 
Beiſtaͤnder, daß eine ftrafbare Hanptthat vorhanden fey. 
„Item fo Jemand einem Mifferhäter zu Uebung 
einer Miſſethat — Huͤlf und Beiftand — thut.” 
Nun hat man zwar die abfolute Strafbarfeit der Anftiftung 
und des Complottes in der gemeintechtlihen Theorie, wel: 
ber aud In diefer Hinficht die neuern Gefeggebungen fol: 
gen (vergl. oben Jahrg. 1850. ©. 281), dadurch zu de 
gründen gemeint, daß man fie unter den Geſichtspunkt 
eines ftrafbaren Verſuches fubfumirte oder wenigſtens fie 
dem Verſuche gleich befirafte; allein, abgefehen von den 
felbft Hiergegen zu erhebenden Bedenken, ift dies doch in 
der That nur bei denjenigen Theilnehmern möglich, welche 
felbft die Abſicht Hatten das Verbrechen zu verüben oder in 
Gemeinschaft mit Andern zu vollbringen, gewiß aber nicht 
in Betreff der Gehülfen, da die Eubfumtion ihrer Hand» 
lung unter den Begriff des Verfuhs in Wahrheit eine 
reine Unmöglichkeit ift. 


5) Meine Lehre vom Verſuche ber Verb. Tb. I. ©. 112 
f. auch oben Jahrg. A & 279 fo. r bh. fo.; 
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Schen in meiner Lehre vom Verſuche habe ih mich 
(3.1. 8.38) ausführlier gegen die juriftifhe Ans 
nahme eines Verſuchs der Beihülfe erflärt. Die 
dafelbft geltend gemachten Gründe find bis jegt unmiders 
fegt geblieben, und namentlich kann ich auch die Ausführung 
Köftlin’s (Reviſion ©. 504 fg.), die fih auf biegen 
petitiones principii bewegt, nicht als folde gelten laſſen. 
Auf die Sprache des gemeinen Lebens kann es hierbei nicht 
anfonımen. Dieſe mag allerdings auch von einem Vers 
ſuche des Gehülfen ſprechen; allein jener Eprachge: 
brauch kann die juriftifche Unterfheidung zwiſchen Vers 
fuch und Vollendung nicht beftimmen, und diefe ift und 
bleibt nur da möglich, to ſich der Eintritt der Vollendung 
an ein beftinmtes Merkmal d. h. hier daran knuͤpfen 
tät, daß die Handlung bie zu einem gewiſſen Ziele vorges 
f&ritten ſey. Dies ift aber bei der Beihuͤlfe nicht möglich, 
indem hier jede Handlung, welche überhaupt als Beihuͤlfe 
geſtraft werden foll, ſchon vollftändig den Begriff derfelben 
erſchoͤpft, mag dabei viel oder wenig und Alles, was der 
Gehülfe beabfichtigte, gefchehen fepn, oder nicht. Nun 
aber bei der anerkannten Richtigkeit diefes Argumentes 
die Anwendung defielben auf die Beihuͤlfe damit befeitigen 
zu wollen, daß man fügt (Köftlin a. a. D. ©. 507), 
„bei der Beihülfe trete aber ein, was beim Urheber des 
Hauptverbrecheng nicht zuläfjig wäre: daß nämlich der Uns 
terſchied zwiſchen Verfuh und Vollendung fubjectiv 
d. h. nach der Abfiht des Gehülfen beftimmt werden 
möfle”, kann doch in der That fir einen Grund nicht gel 
ten, da er weiter nichts als eine wiederholte Behauptung 
des zu beweiſenden Satzes ift. Ueberhaupt fann im Ger 
biete des bürgerlichen Strafrechts nichts blos fubjectiv be 
ftimmt werden, ohne mit dem Grundprinzip deſſelben und 
dem allgemeinen Rechtsbegriff in Widerfpruch zu treten. 
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Dies Hindert übrigens nicht, den Gehülfen nach 
Analogie der Beſtimmung über die Straflofigfeit des 
Verſuchs wegen Willensanderung des Thäters, kraft wel: 
ber die Vollendung unterblieb, als ftraflos zu betrachten, 
wenn er das Aufgeben feines böfen Willens wirkſam be; 
thätigt hat. Die Analogie liegt aber hierbei darin, daß 
die Handlungen des Gehuͤlfen, ebenfo mie die Verſuchs⸗ 
handlungen des Thäters an fih, nicht das Verbrechen find 
und dag mit dem Aufgeben des böfen Willens der Grund 
befeitigt wird, durch welchen fie auf das ftrafrechtliche Ge: 
biet verſetzt wurden. Für das einmal vollendete Delict 
Fann die Reue des Thaͤters rechtlich die Strafe nicht außs 
fliegen. Davon fann aber bei der Beihülfe nicht die 
Rede feyn, weil diefelbe im juriftifhen Sinne natür: 
ih auch nicht vollendet werden fann, wenn der Bes 
griff des Verſuchs darauf Feine Anwendung findet. 
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Al. 
Ueber bie 
proceffualifhe Wirkung des Geftändniffes 
im Schwurgeridhtöverfahren. 
Bon 


Herrn Dr. Friedrich Walther, 
Privardocent an der Univ. zu München. 





Einleitung. 


Eine der wichtigſten, zugleich aber auch flreitvollgen 
Tragen auf dem Gebiete des Schwurgerichtöproceßrechtes 
ift die Frage, welche proceffualifhe Wirfung dem Ges 
ftändniffe in der Öffentlichen Eigung des Schwurgerichtes 
beizufegen fey. 

Bekanntlich giebt es zwei verfchiedene Beantwortun: 
gen diefer Frage. Die Eine geht dahin, daß durch das 
Seftändniß des Angeklagten alle weitere Beweisfuͤhrung 
auögefchloffen und die Thätigkeit der Gefchwornen aufge: 
hoben werde. Die Andere geht dahin, daß es für die 
Noihwendigfeit der Beweisführung völlig gleichgiltig fey, 
ob der Angeklagte ein Geftänbniß abgelegt Habe oder nicht, 
und dag die Gefhwornen auch im Falle des Geftändnife 
ſes ihren Wahrfpruch zu fällen haben. 

Das Erftere gift im Englifhen, das Eektere im 
Tranzöfifhen Rechte. Die Gefeßgebungen in den 
einzelnen de ut ſchen Staaten, in welchen die jury ein: 
geführt wurde, haben fümmtlih mit Ausnahme von 
zweien das Syftem des franzöfifchen Rechtes adoptirt, 
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fo 3. B. das Bayeriſche Straf Proceßgeſetz vom 10, No: 
vember 18:8. 

Die beiten Partifularrechte, die fih dem englifchen 
echte angefchloffen haben, find das Preußifhe und 
das Württembergifde. 

Das k. Preufifhe Geſetz v. 4. Sanuar 1848 enthält 
im $. 98 die Beſtimmung, der Praͤſident folle den Ange: 
klagten befragen, ob er fih ſchuldig befenne, oder ob er 
nicht ſchuldig ſey; worauf dann das Gericht, wenn er 
ſich ſchuldig befenne, und gegen die Richtigkeit des Be: 
fenntniffes Fein Bedenken obwalte, fofort das Urtheil 
ohne Zuziehung von Geſchwornen abzufaflen habe. 

Das MWürttembergifche Gefeß vom 14. Aug. 1849 
beſtimmt in art. 90: „Un tem zur Verhandlung über eine 
Anklage fefigefeßten Zage wird, nactem der Schwur⸗ 
gerichishof , die vorgeladenen Geſchworenen, der Staats— 
anwalt und der Angeklagte ſich in oͤffentlicher Sitzung ver: 
ſammelt haben, letzterer befragt, ob er ſich des in der 
Anklageakte angegebenen Verbrechens ſchuldig bekenne 
und auf die Verhandlung vor dem Schwurgerichtshofe 
verzichte, oder ob er diefelbe verlange.” Im erſteren Falle 
läßt der Prafitent den Anflageaft verlefen, richtet dar: 
über die geeigneten Sragen an ben Angeflagten, und nad: 
bem diefer dad Echuldbefenntnig wiederholt, fo erflärt 
der Prafident die Verhandlungen (2) für gefchloffen, und 
der Echwurgerichtshof fchreitet zum Urtheile. 

Die Motive zum Entwurfe dieſes Geſetzes glauben 
aus diefer Beftimmung deßhalb Feinen Nachtheil beforgen 
zu brauchen, weil ber Präfident durch die Vorunterfu: 
hung, die Anflageafte und die Vernehmung bed Ange: 
Hagten alle Mittel in Händen habe, das Geftändniß zu 
verificiren. 

Hienach und nad) dem Wortlaute des Geſetzes ſcheint 
dem Gerichtshofe nach ter Verification des Geftändniffes 
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durch ben Präfidenten eine weitere Prüfung des Geftänd: 
niſſes gar nicht obzuliegen. | 

Das Preußifche Geſetz läßt unentfchieden, wer ‚, bie 
Richtigkeit des Bekenntniſſes“ zu prüfen habe, — ob 
der Präfident oder der Gerichtshof. 

Die Wiflenfchaft hat ſich der Frage bereits bemädh: 
tiget, und wir haben Vertheidiger des englifchen wie des 
franzöfifchen Syſtems. 

Für dad englifche Recht erklärte fich der geiftreiche 
und um die Erfenntniß der inneren Natur der Jury hoch: 
verdiente C. R. Köftlin ſchon im Jahre 1846 in feiner 
befonderd denfwürdigen Abhandlung !) „, Die Zukunft des 
Strafverfahrens” (Deutfche Bierteljahrsfchrift 1846, Bd. J. 
©. 334 ff.), fodann wiederholt in den Jahrbüchern der 
Gegenwart Aprilheft 1847 und endlich in feiner Elaffifchen 
Schrift „Der Wendepunft des deutſchen Strafverfahrend 
im 19. Jahrh. „Zübingen 1849, ©. 34, 96, 120, 133, 
155, 159 c. Vgl. auch noch feine Schrift „Das Ges 
fhwornengeriht für Nichtjuriften.” Tuͤbingen, 1849 
©. 195; ebenfo feine XArtifel in ber ‚‚Gegenwart” 
Bd. 3 u. Bd. 4. — Die Gründe, welche Köftlin für 
feine Anficht beibringt, find aus der inneren Natur und 
aus dem Begriffe der Jury gefhöpft, daher fie un: 
fere forgfältigfte Berüudfihtigung und Würdigung in An: 
ſpruch zu nehmen berechtiget find. Die vorliegende Frage 
fteht auch wirflich fomohl mit dem Begriffe und der Auf 


I) Wir nennen fie deßhalb befonders denkwürdig, weil in dies 
kr Abhandlung zuerit eine Bertheidigung der Jury auf his 
orifchem und philoſophiſchem Wege geführt wurde, und zwar 

zu einer Zeit, wo ſich für die Einführung der Jury im diese 
theinifchen Deutfchland nur wenige Juriſten ausfprachen und 
auch diefe zum Theil kein wahres Verſtändniß von der Sache 
befaßen, wodurch fi gerade die Köitlin’fchen Schriften fe 
ſehr auszeichnen. Bol. auh $. A Bıener „Abhandiuns 
gen aus dem Geblete der NRechtögefchichte” 2. Hft. &. 132 f. 

Q 


Arie d. Gr. NR. 1881. 11. St. 
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principiellen Unterfchied der ganzen Etellung des Geftänd: 
niffes in einem auf die Verhandlungdmarime oder das 
Anklageprincip einerfeitS und das Unterfuchungdprincip 
andererfeitd gebauten Strafverfahren fo ſcharf wie mög: 
(ich hervortreten zu laffen. 

Die nöthig fcheinende Widerlegung von Einwendun⸗ 
gen fand bei diefer Anordnung ihre fhidlichfte Stelle am 
Schluffe der Deduction. 


Das Geftändniß im Civilproceſſe. 


Als maßgebendes Princip für die rechtliche Wirkung 
eines gerichtlichen Geftandniffes im Givilftreite wird der 
Natur der Sache völlig entfprechend der Eat aufgeftellt: 
„ Confessus pro judicato est.” Denn es ift gewiß der 
Natur der Sache gemäß, in der einfachen, unbedingten 
Anerkennung des ganzen SKlageanfpruches eine dem End: 
urtheile gleichftehende Streitöbeentigung zu erbliden. In 
dem Seftäntniffe liegt ein Aufgeben des Widerftands ge: 
gen bie Klage, ein Verzicht auf ten Streit; wo aber 
fein Streit, da hat auch der Richter Nicht3 zu entfcheiben, 
Nichts zu urtheilen. Der Geftehende fpricht fi und fei- 
nem Gegner felbft dad Urtheil; ‚,quodammodo sua 
sententia damnatur.” L. 1.D. de confessis 4%, 2. 

Das Geftändnig im Givilprocefle ift Beweismittel 
und Urtheil zugleich. 

Eehr treffend bemerkt daher von Bayer ?): „Ed 
ift gar nicht nothwendig, gegen den Beklagten ein ge⸗ 
richtliche8 Urtheil zu fprechen, fondern das eigene Ge: 
ſtaͤndniß hat die Kraft und erfeht die Stelle des Ur: 
theils; weshalb auch ohne Weiteres auf Begehren des 
Klägers die Erecution gegen ihn verfügt werden fann”, 


8) Vorträge Über den gemeinen ordentl. Civilproceß, 7. Aufl. 
. 408, de 
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und gewiß mit Recht erflärt er fidh gegen die von einigen 
Rechtslehrern in Schuß genommene Prarid, welche auch 
nad einem unbedingten Zugeben der ganzen Foderung 
bed Klägers von Seite bed Bellagten noch ein fürmliched 
Urtheil zu erlaflen pflegt. 


Das Geftändnig hat im Givilprocefie eine abfolut 
Wahrheit erzeugende Kraft, wie das rechtöfräftige Ur 
theil, — freilih nur formelle Wahrheit; aber die for: 
melle Wahrheit ıft auch in dem unter der Derricaft des 
Verzihtöprinciped und der Verhandlungsmaxime ftehen: 
den Givilproceffe die allein geltende und die allein mögliche. 


Der Civilproceß kann und darf ſich nicht darum be: 
fummern, ob der Inhalt des Seftändniffes mit dem wah⸗ 
ren Sachverhalte übereinftimme oder nicht. Die Vorauss 
fegungen der Glaubwürdigkeit und Beweiskraft ded Ge: 
ftändnifles find im Civilproceſſe — mit alleiniger Aus: 
nahme der Möglichkeit (nicht der Wahrheit oder Wahr: 
fcheinlichkeit) feines Snhaltes — fammtlidy rein formel: 
ler Natur. Der Civilproceß betrachtet dad Geſtaͤndniß 
lediglich als eine Dispofition Uber ein Rechtöverhältniß, 
ald ein unter die Kategorie des Werzichted gehüriges 
Rechtsgeſchaͤft. Daher erfcheint,ed auch völlig confequent 
und ganz erflärlich, dag gegen ein rite abgelegtes Geſtaͤnd⸗ 
niß ein Segenbeweis (im eigentlichen Sinne d. h. ein Be: 
weis der Unmahrheit des Geftantenen) unftatthaft und 
gänzlich unwirkfam ift. 

Das Geftändniß erzeugt daher auch Recht, wie je: 
des Rechtögefchäft und wie die res judicata. 

Der lebte Grund von diefer ganzen Stellung des 
GSeftändniffes im Eivilproceffe liegt in dem Gegenflande 
des bürgerlichen NRechtöftreites überhaupt, wie ja auch 
fonft überall durd) die innere Natur einer Sache deren 
richtige Behantlung beftimmt wird, 
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Der Segenftand des bürgerlichen Nechtöftreites (im 
engeren Sinne) ift aber fein anderer, als ein veräußerli: 
ches Recht, weßhalb auch für das eine Veräußerung ent: 
bhaltende Geftändniß feine anderen Bedingungen und 
Rechtsnormen gelten Fönnen, ald für die Veräußerung 
überhaupt. 

So wenig ſich der Staat in der Regel um die Ver: 
mögensveraußerungen feiner Angehörigen befümmert, 
ebenfo wenig kann er fih um die Wahrheit des Inhaltes 
eined in einem bürgerlichen Nechtöftreite abgelegten Ge: 
ftändniffes befümmern; foweit er denfelben die Befugniß 
zu Vermögendveräußerungen einräumt, foweit muß er 
auch dem Geftändniffe Wahrheit und Recht erzeugende 
Kraft beilegen; denn bad Geftändniß im Civilproceffe ift, 
um ed mit Einem Worte zu fagen, nichts Anderes, als 
eine Bermögensveräußerung. 


Das Geftändnig im Strafproceffe. 


Da nun aber der Gegenftand des Etrafproceffed ein 
ganz anderer ift, als der des Givilproceffed, fo muß auch 
die Stellung und rechtliche Wirkung bed Geftändniffes im 
erfteren eine ganz andere feyn, als im leßteren. Im 
Strafproceffe handelt e8 ſich nicht um veräußerlihe Dinge 
oder Rechte; hier ift auf Nichts zu verzichten; hier wird 
feine Wahrheit gemacht; hier werden Feine Privatrechte 
erzeugt; bier gilt Feine Fiction; bier ift fein Raum für 
die blos formelle Wahrheit; es ftehen fich hier Feine Par 
teien (im civilproceffualifhen Sinne) gegenüber, beren 
beliebiger Dispofitionsbefugniß der Gegenftand des Pro: 
ceffed unterworfen wäre; der Richter verhält fich hier nicht 
indifferent gegen das Materielle der Sache; dad Urtheil 
und feine Grundlage kann hier nicht abhängig gemacht 
werben von ber Willkuͤr eines Betheiligten. Der Gegen: 
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ſtand des Strafproceſſes ift der Bruch des Rechts als fol: 
en; fein Zweck ift die Wiederherftelung des Rechts; das 
Mittel zu diefer Wiederherftellung ift die Strafe des Schul» 
digen ®). 

Um daher den Zweck des Strafproceffes zu erreichen, 
iſt es nothwendig, daß ein Schuldiger wirklich vorhanden 
fey, d. h. daß materielle Gewißheit vorliege, daß ſich der 
zu Beftrafende des fraglichen Rechtsbruches ſchuldig ges 
macht habe. Der dad Strafurtheil ausfprechende Richter 
muß die Ueberzeugung haben, daß die Vorausfegungen 
feines Urtheils mit dem wahren Sachverhalte übereinftims 
men. Ein Zweck wird nicht erreicht, wenn dad Mittel 
hiezu nicht richtig angewandt wird. Der Zweck des Strafs 
proceffed wird nicht erreicht, wenn die Strafe auf einen 
Nihtfhuldigen angewandt wird. Die conditio sine 
qua non für die Erreichung des Strafproceßzwedes ift da⸗ 
her die Gewißpeit der Schuld des Angeflagten, und das 
durd) den Gegenftand und ben Zweck des Strafverfahrens 
felbft gegebene höchfte Gefeß deffelben ift dad Streben nach 
materieller Wahrheit. Die Drgane bed Strafprocefies 
dürfen ihr Urtheil nur auf ihre innerfte volle Ueberzeugung 
gründen, unb fie haben als ihre Aufgabe die Bildung 
einer folchen Ueberzeugung zu betrachten, welche mit dem 
wahren Sachverhalte übereinftimmt. 

Zu diefem Behufe dürfen fie ſich aber nicht bei 
einem einzelnen Beweismittel, welcher Art es auch fey, 
beruhigen, in fofern noch andere Beweis: (oder Gegen: 
beweis⸗) Mittel zu Gebote flehen; fie müffen vielmehr ale 
in eoncreto möglichen und barftellbaren Ueberzeugungss 
gründe in fich aufnehmen. Nur die Ueberzeugung von 


3) Bol. sönlın EUR Revifion der Srunbtracite de Se 
minalrehts.” Züb. 1845, €. 40 ff. ©. 639 ff. ©. 764 ff. 
—SeS 
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ber Schuld des Angeflagten, welche fi) auf alle in con- 
creto zu Gebote geftandenen Ueberzeugungdmittel grüns 
det, ift eine wahrhaft volle, vollftändige Ueberzeugung. 
Angeſichts der Zrüglichfeit aller empirifchen Erkenntniß 
wäre ed eine Verfündigung gegen den erhabenen Beruf 
bed Richters, wenn er fein Urtheil fällen würde, ohne bie 
volle Summe der Ueberzeugungdbeflimmungen in ſich auf: 
genommen zuhaben. Cine folche Berfündigung wäre «8, 
wenn ſich der Richter bei der — wenn auch gefländigen — 
Audfage ded Angeklagten allein beruhigen und bie Auf: 
nahme der übrigen paraten Ueberzeugungsgruͤnde vernach⸗ 
läffigen würde. 

Die unbedingte Annahme der Wahrheit des vom 
Angeflagten Geftandenen ift mit obigem $undamental: 
ſatze des Strafverfahrend ebenfo unverträglih, wie die 
unbedingte Annahme der Wahrheit einer Zeugenaudfage. 
So intenfiv auch die Beweiskraft des Seftändniffes und 
fo wichtig deren Gründe feyn mögen, fo heißt doch die 
Statuirung unbedingter Glaubwuͤrdigkeit des Geflänbnif: 
fe8 die formelle Wahrheit zum Ziele des Etrafverfahrens 
maden, — die formelle Wahrheit, welche die Verband: 
lungsmaxime zur Vorausfegung hat und mit dem Unter: 
fuhungsprincipe in directem Widerfpruhe flieht. Es 
kann daher nad) diefem Principe von einer Befugniß des 
Angeklagten, durch Geftändniß das weitere Verfahren ab: 
zufchneiden, im Strafproceffe nicht die Rede feyn. Das 
Geftändniß ift im Strafverfahren nicht Beweismittel und 
Urtheil zugleich, fondern es ift hier nichtö als Beweismit⸗ 
tel. Es kann hier nicht die Natur einer rechtlichen Dis: 
pofition haben, denn der Gegenftand des Strafprocefled 
fteht der Privatdispofition entrüdt: Jus publicum pri- 
vatorum voluntate mutari nequit. „Nicht deßwegen, 
weil der Angefchuldigte fi dem Uebel der Etrafe unters 
werfen will, fonbern weil er Strafe verdient, wird 
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bie leßte gegen ihn erkannt.” *) Das Geftländniß mag 
wohl auf den Verlauf des folgenden Beweisverfahrens in 
concreto Einfluß üben; aber es fann die Nothmwenbdig- 
keit des Beweisverfahrens ſelbſt nicht aufheben. Es mag 
immerhin das auf ein Geſtaͤndniß folgende Beweisverfah⸗ 
ren durch das Seftäntniß den Charakter und die Richtung 
eines Verfahrens zur Erhebung von Anhaltspunkten für 
die Prüfung des Geftändniffes erhalten, — aber diefed 
Berfahren bleibt deghalb doc ein Beweisverfahren, def: 
fen Nothwendigfeit eben durch die Nothwendigkeit jener 
Prüfung bedingt if. Die Nothwendigkeit diefer Prüfung 
des Geftändniffes war freilich nicht überall und zu allen 
Zeiten eingefehen und anerkannt. 

So lange zwifchen dem Strafverfahren und Civil: 
procefle noch fein principieller und durchgreifender Unter: 
ſchied befteht oder dad Anklageprincip (die Verhandlungs⸗ 
marime) noch dad herrfchenbe ift, fo lange das Gericht fein 
Urtheil noch auf die blos formelle oder Parteienwahrheit 
gründet, — fo lange fann von einer richterlichen Prüfung 
der inneren Wahrheit und Ueberzeugungdfähigfeit bes Ge- 
ftändniffes nicht die Rede feyn, fo lange wird man ihm 
unbedingte Glaubwürdigkeit und volle Beweiskraft bei 
legen. 

Der Grund hievon liegt theild in der niederen Kul⸗ 
turftufe, auf der fich die Völker, welche ein folches Strafs 
verfahren haben, bejinden, indem fie vielleicht kaum eine 
Ahnung von der Trüglichkeit des Geftändniffes haben, 
theils in der Herrfchaft des Anklageprincips, wonach fich 
das Gericht mit der formellen Wahrheit begnügt; theild in 
bem Mangel jeglichen richterlichen Bemühend zur Erlan⸗ 
gung eines Geftändniffes in einem folchen Verfahren, „in: 
dem es, wie Geib°) fehr richtig bemerkt, eine allges 


4) Mittermaler im Gerichtsfaal ©. 438. 
5) Geſchichte des römifchen Criminalproceſſes ©. 138, 
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meine, fowohl durch die Natur der Sache ald durch die 
Geſchichte aller Legislationen beftätigte Regel ift, daß der 
Werth des Geftändnifled um fo höher fteigt, je weniger 
man ſich bemüht, daflelbe zu erhalten, und umgekehrt in 
dem VBerhältnifle finkt, in welchem man Mittel anwen: 
det, daſſelbe zu erlangen.” 

Hierauß erklärt fi denn auch ganz leicht, daß, wie 
Geib®) fagt, das Geftändniß ſowohl im älteflen römi- 
fhen Criminalproceffe, als aud im Verfahren vor den 
quaestiones perpetuae, ja fogar noch am Anfange der 
Kaiferzeit „nicht blos ald genügend betrachtet wurde, um 
eine Berurtheilung des Angeflagten darauf zu bauen, 
fondern dag insbefondere auch von jenen mandıerlei Er: 
foderniffen und Bedingungen, welche in unferem heutigen 
Procefie zu deflen Glaubwürtigfeit verlangt werden, ſich 
noch nirgends eine Spur findet”, und „daß das Geftänd: 
niß (in den betreffenden Quellen) immer in der Art ge: 
nannt wird, daß dadurch jeder andere Beweis überflüffig 
werden und, ohne audy nur auf eine nähere Prüfung def: 
felben einzugehen, eine fofortige Verurtheilung eintres 
ten foll.” 

Ebenſo erklärt fi) daraus, daß im altdeutfchen Pro: 
ceſſe durch dad Geſtaͤndniß des Angeklagten jedes weitere 
Verfahren abgeſchnitten wurde, und das Gericht, wie im 
Falle der handhaften That, ſofort ſein Urtheil ſprach, ohne 
die Glaubwürdigkeit des Geſtaͤndniſſes irgend welcher Pruͤ⸗ 
fung zu unterwerfen. 

Sobald aber die Nothwendigkeit des Unterfuchungs: 
princips oder des Strebend nach materieller Wahrheit zur 
Anerfennung gelangt und dadurch eine principielle und 
burchgreifende Trennung ded Griminalprocefles vom Ei: 
vilproceffe entfteht, fo hört dad Geftänpniß auf, unbe 


6) a. a. O. ©. 137, 328 u. 612. Quintilian. Inst. orat. 
V. 13, 57; VIL 4, 172. 
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dingten Glauben zu genießen, und ed entfteht für den 
Richter die Pflicht, das Geftändniß einer forgfältigen und 
erfhöpfenden Prüfung zu unterwerfen. Eine ſolche Prü- 
fung fand daher auch ſchon im römischen Griminalpro: 
ceffe zur Zeit der Elaffifchen Juriſten Statt, und zwar 
nicht blos im Falle eines auf der Folter, fondern auch im 
Kalle eines ohne allen Zwang abgelegten Geftänbniffes. 
Man hielt dad Geftändniß nicht mehr für unbedingt glaub: 
würdig. So heißt es z. B. in L.1. 8.27. D. dequaest.: 
Si quis ultro de maleficio fateatur, non semper ei 
fides habenda est: nonnumquam enim aut metu, 
aut qua alia de causa in se confitentur. 

Es wurde nunmehr das Geftandnig mit Rüdficht 
auf alle Nebenumftände und fonftige Beweisbehelfe ge: 
prüft und je nach dem Refultate diefer Prüfung verurtheilt 
oder freigefprochen 7). 

Sm Banonifhen Rechte mußte zwar das Ge: 
ftändniß eine viel höhere Wichtigkeit erlangen, ald im roͤ⸗ 
mifchen Rechte, — was ſich aud in dem eifrigen Stres 
ben des Fanonifchen Proceffed nach dem Geftandniffe des 
Angeklagten Pundgiebt; allein fo wuͤnſchenswerth auch 
vom kirchlichen Standpunfte die Erlangung eined (reuigen) 
Seftändniffes erfcheinen mochte, fo verlor der Fanonifche 
Proceß gleichwohl die Truͤglichkeit auch des Geftändniffes 
nicht aus den Augen und anerkannte die Nothwendigteit 
einer firengen Prüfung deffelben ®). 

Ebenfo legt die C. C. C. auf dad Geftändniß einen 
ſehr hoben Werth, fchenft ihm aber keineswegs unbeding- 
ten Glauben, fontern macht ed den Richtern zur Pflicht, 
nicht nur dem Angeflagten durdy Feinerlei captiöfe oder 
Sugge ſtivſragen ein Geſtaͤndniß zu entlocken, ſondern auch 


— — — 


Er Seiba a. O. ©. 612 fi. 
Bol. Mittermater „Lehre vom Beweiſe im beutfchen 
Strafprocefie.” Darmſtadt 1834, ©. 236. 
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das abgelegte Geſtaͤndniß forgfältig zu prüfen, „mit allem 
fleiß fragen laſſen, ob die befantnuß der obberürten umb: 
ftende war fein oder nit.” ®) 

Desgleihen war zwar das Geftändnig in der ge: 
meinrebtlihen Theorie und Praris befonders 
hochgehalten, indem es hieß ‚‚confessio est regina pro- 
bationum”: nichts deftomeniger zeichnet filh gerade das 
gemeine Recht (wenigſtens in der Doctrin) duch feinen 
Skepticismus gegen das Geftandnig vor allen anderen 
Rechten aug 19), 

Diefe miftrauifhe Richtung gegen das Geftändnig 
ging dann auch felbft nah Abichaffung der Tortur in die 
neueren deutſchen Partifulargefeggebun: 
gen über. 

Mit unferem heutigen Rechtsbewußtſeyn waͤre es 
durchaus unvertraͤglich, wenn das Gericht den Angeklag⸗ 
ten ſofort nach deſſen Geſtaͤndniß ohne Pruͤfung ſeiner 
Wahrheit verurtheilen wuͤrde. 

Es giebt aber auch heutzutage gewiß feine Geſetz⸗ 
gebung eines civilifirten Volfed mehr, in welcher dem 
Geftändniffe unbedingte Glaubwürdigkeit beigemeſſen wäre, 

Auch im englifchen Etrafverfahren,, welches man 
noch immer irrthuͤmlicherweiſe als unter der Herrfchaft des 
Anklageprincips ftehend anzufehen beliebt, genießt das Ge: 
ftändnig feinen blinden Glauben, fondern wird von den 
Richtern einer genauen Prüfung unterworfen, obwohl der 
Angeklagte vom vorfigenden Richter förmlich gewarnt wird, 
kein Geftändnig abzulegen 1). 


9) C. C. C. art. 54, art. 22, 56, 69. Vergl. au Mitters 
maier „Lehre v. Beweis” S. 237. 


10) Mittermaier a. a D. ©. 237. 


10) Bol. Mittermaier „Prakt. Sorterungen » in v. Jage⸗ 
mann’6 Gerichtsſaal a. a. O. ©. 435 
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Bon der Natur der Prüfung des Geftändniffes 
und des hienach zu [höpfenden Urtheils. 


Steht fomit feft, daß in dem auf das Unterfuchungss 
princip gebauten Etrafverfahren die Prüfung der Bemeids 
tüchtigfeit des Geftändniffes eine abfolute Nothwendigkeit 
ift, — fo entfteht nun die weitere Stage, wer diefe Prüs 
fung vorzunehmen habe. 

Daß diefe Frage bei einer Gerichteorganifation,, wo 
für die Entfcheidung der Schuld- und der Strafftage nur 
ein einziges Organ beftellt ift, gar Feine Bedeutung hat, 
bedarf wohl Feiner weitern Auseinanderfegung. 

Gewiß ebenfo einleuchtend ift e8 aber, daß fie bei 
einee Gerichtsorganifation, wo Schuld: und Etraffrage 
je ihre befonderen felbftändigen Organe haben, cine uns 
umgängliche und höchft wichtige ift. 

Eine befriedigende Antwort glauben wir aber nur 
dadurch erzielen zu koͤnnen, daß wir ung vorerft darüber 
verftändigen, worin denn das Wefen und die innere Na: 
tur dieſer Prüfung beftehe, und was denn der eigentliche, 
weſentliche Gehalt des nach und aus derfelben zu fchöpfens 
den Urtheils ſey. Denn die flare, richtige Auffaflung 
und Erfenntnig einer Aufgabe oder Function iſt gewiß 
nothwendig zur ficheren Entfcheidung der Frage, wem die 
Aufgabe oder Function zu übertragen fey. Die Zunction 
wird nicht duch das Organ, fondern das Drgan durch 
die Function beftimmt. 

Es fraat ſich alfo vor Allem: was heißt das, Die 
Beweisthaͤtigkeit eines in einer Strafſache abgelegten Ges 
ftändniffes prüfen und beuctheilen ? 

Die Antwort ift in der Frage fhon angedeutet? Es 
heißt nichts Anderes, als in Ermägung ziehen und ents 
ſcheiden, ob duch das fragliche Beweismittel in con- 
ereto eine fihere Uebergeugung von der Richtigkeit und 
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Dieſe Concluſion bildet das vermittelnde Glied zwi⸗ 
ſchen dem beweistuͤchtigen Geftändniffe und dem Strafaus: 
fprude; — die Entfheidungsgründe des gerichtlichen Er: 
kenntniſſes müßten diefen Satz implicite oder explicite 
enthalten, wenn man den Grundfag des engliſchen Red: 
tes annehmen wollte; — oder aber man müßte fich dazu 
entfchliegen, geradezu die Ablegung eines bemeistüchtigen 
Geftändnifies für den unmittelbaren Grund der Beftrafung 
zu erklären, — mährend Doc der unmittelbare, einzig 
und in allen Fällen wahre Grund der Strafverhängung 
die Schuld ift. 


Mem fteht diefe Prüfung im Schmwurgeridts: 
proceffe zu? 

Iſt fomit die Entfcheidung über die Beweistuͤchtig⸗ 
feit des Geftändniffes ein Urtheil über die Beweisführung, 
und bezieht fich die fragliche Prüfung nicht auf die Straf:, 
fondeen die Schuldfrage, fo dürfte wohl die Antwort 
auf die Frage nicht mehr zweifelhaft feyn, mem diefe 
Prüfung und dieſe Entfheidung im Echrourgerichtäver: 
fahren zuftehe. 

Sie fann offenbar nur demjenigen Proceßorgane zu: 
ftehen,, dem die Würdigung der Beweisfuͤhrung und die 
Entſcheidung der Schuldfrage überhaupt zugemiefen ift. 

Diefe Prüfung dem Präfidenten oder dem Gerichts: 
hofe übertragen, hieße nicht mehr und nicht weniger, als 
den ganzen Drganiemus des Echmurgerichtöprocefled um: 
kehren, die Richterbeamten zu Richtern der Schuldfrage 
maden; es wäre ebenfo cin Verſtoß gegen die Aufgabe 
der Geſchwornen, wie gegen die der Richterbeamten. 

Es fann fi hier natürlih nicht darum handeln, 
ob die legteren vermöge ihrer perfönlichen Eigenſchaften 
fähig feyen,, die fragliche Function zu erfüllen. An diefer 
Faͤhlgkeit zu zweifeln, koͤnnte nur Denjenigen beifallen, 
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deren Hauptargument für das Gefchmorneninftitut darin 
beſteht, daß fie die rechtögelehrten Richterbeamten über: 
haupt zur richtigen Würdigung des Beweiſes und Beant⸗ 
wortung der Schuldfrage für unfähig erflären, worin fie 
auf's Haar jenen Gegnern der Jury gleihen, welche umge: 
kehrt den Juriſten „eine befondere Befähigung zur Ans 
wendung der allgemeinen Regeln aller Erfahrungserfennts 
nig zufcheeiben, worauf doch, jede vernünftige Beweis: 
theorie hinausläuft.” 12) 

Es handelt fich hier offenbar nur darum, ob — die 
Richtigkeit der Drganifation des Geſammtſchwurgerichts 
vorausgeſetzt — das juriftifche Element in demfelben als 
ſolches zu der fragliden Function befähigt und bes 
rufen ſey. Dies kann aber nah Dbigem nicht anders als 
verneinend entſchieden werden. 

. Nach der Drganifation des ganzen Schwurgerichts⸗ 
proceffes wäre die Uebermweifung der Prüfung des Geftänds 
niffe8 und der hierauf folgenden Entſcheidung der Echulds 
frage an den Gerichtöhof (oder Präfidenten) ein ebenfo 
großer Fehler, wie die Uebertragung des Strafausfprus 
ches an die Gefchwornen. 

Das Preußiſche Gefeg macht die fofortige Verur⸗ 
thellung des Geftändigen von der Vorausfegung abhängig, 
daf gegen die Richtigfeit des Befenntniffes Fein Bedenfen 
obwalte, und fcheint im Kalle eines folchen Bedenfens die 
Geſchwornen in Thätigfeit feßen zu wollen. Allein wer 
foll- darüber entfcheiden, ob ein foldhes Bedenfen vorhans 
den ſey? Bon welcher Art muß das Bedenfen feyn? Lies 
gen nicht in jedem Falle folche Bedenken vor? Oder liegt 
etwa nicht in der in jedem Kalle nothiwendigen Prüfung 
des Geftändniffes cine Unerfennung feiner Treüglichfeit 
und Bedenklichkeit im Allgemeinen? Worin fol denn die 
— — u 

12) Röftlin Wendep. ©. 133. ©. 115. 
Archiv d. Er. R. 1851. 11. St. R 
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Thätigkeit der Geſchwornen nach diefem Gefege beftehen ? 
Haben die Geſchwornen fih etwa blos darüber auszuſpre⸗ 
ben, ob das Bekenntniß richtig und unbedenklich fey: 
oder follen fie etwa ein Schuldig ſprechen, nachdem vors 
ber der Gerichtshof die Richtigkeit und Unbedenklichkeit 
des Geftändniffes feftgeftellt Hat? 13) 


MWiderlegung von Einwendungen. 


Bon den gegen unfere Anficht möglichermweife vorzu⸗ 
bringenden Einwendungen glauben wir nur drei die Natur 
der Sache berührende in eine nähere Erörterung ziehen zu 
müffen. Andere Einwendungen erhalten ihre Widerlegung 
theil® aus dem oben Bemerften von felbft, theils find fie 
von fo geringem Belange, daß fie füglich ganz mit Still⸗ 
ſchweigen übergangen werden fünnen. 

Erſtens wird nun von Denjenigen, welche In "dem 
Geſchwornengerichte und Verdicte lediglich ein Beweismit⸗ 
tel erbliden, der Einwand erhoben werden, daß ein Be: 
reis durch Verdict wie überhaupt jeder Beweis überflüffig, 
ja abfurd fey, nachdem die Anfchuldigung bereits ducch 
Geftändnig — regina probationum — betviefen. 

Gegen diefen Einwand möchte allerdings nicht leicht 
eine Widerlegung aufzubringen feyn, falls man die ers 
wähnte Borausfegung als richtig anerfennen würde. Denn 
der Ausfpruch über die Beweiskraft eines Geftändniffes 
hat unftreltig die Natur eines Urtheils (judgment im 
weiteren Sinne ded Wortes), nicht die eines bloßen Ber 
weiſes (trial), melcher Ausfpruch daher durch die Jury 
als ein bloßes trial ganz undenkbar wäre. 

Allein der Vertheidiger diefer Auffaffung der heutigen 
Fury — Michelſen in feiner „Geneſis der Jury”, 


e 
13) Vgl. auh Mittermaier im Gerichtsfaal ©. 440, 
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Leipzig 1847 1%) — hat namentlich von Seite Köftlin’s 
(Wendepunft ©. 386 u. a. a. Et.) eine fo gründfiche und 
vollftändige Widerlegung gefunden, daß wir ung hier fügs 
lih Darauf beſchraͤnken zu koͤnnen glaubten, nur die Mög- 
lichfeit eines Einwandes von diefer Auffaffung her anzus 
deuten. Zur Widerlegung felbft, die nichts Anderes ſeyn 
Fönnte, als eine Wiederholung des von Köftlin ſchon fo 
trefflih Bemerften, verweifen wir daher lediglich auf die 
angeführte Köftlin’fhe Ausführung. 

Der andere gewichtigere Einwand ift Der bereit oben 
angedeutete von Köftlin erhobene Derfelbe lautet fols 
gendermaßen: 

„Das Urtheil unterfcheidet fih im Allgemeinen in die 
Entfcheidung der Thatfrage und die Entfcheidung der Rechts; 
frage. In der erften liegt theils der Ausfpruch Parüber, 
ob der fraglihe Vorfall felbft als mirflich gefhehen anzu⸗ 
nehmen fen oder nicht, theils der Ausſpruch darüber, ob 
die Denfelben begrundende Handlung den Angeflagten zur 
Schuld zuzurechnen ſey oder nit. Dieſe beiden Momente 
fönnen durch das Geftändniß des Angeflagten erledigt und 
dadurch das Urtheil der Geſchwornen über die Thatfache 
überflüffig gemacht werden. Denn das Urtheil über die 
Schuld ift überhaupt nichts Anderes, ale die Erflärung, 
daß die menfchliche Freiheit in irgend einer Außerlichen 
Erſcheinung ſich mwiederfinde oder nicht. Erklaͤrt num 
der Angeflagte ſelbſt, Daß er die Handlung begangen habe 
und fi die Schuld derfelben zurechne, fo ift, falls er zus 
rechnungsfähig !°) ift, die Thatfrage bereits entfchieden, und 

14) ©. 22, 158 ff. 

15) Bei zweifelhafter Zurechnungsfähigfeit würde alfo der 
Wahrſpruch durch das Geftändnig doch nicht ausgeſchloſſen. 
Diefer MWahrfpruch würde aber nach jener Anficht lediglich 
Die Frage zu beantworten baten, ob der Angeklagte zureche 
nungefähig, nicht, ob er fchuldig ſey. Der Ausſpruch über 
die Schuld würde (implicite oder explicite) erit im Erkennt 


niffe des Gerichtshofes enthalten feyn. 
R2 
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ed braucht nur noch die Handlung unter das Geſetz fub: 
fumirt zu werden. Allein dies fegt voraus, daß das Ge⸗ 
ftändniß ſich als glaubwürdig ermweife, daher hierüber im: 
mer noch eine Prüfung vorhergehen muß. Glaubmwürdig 
ift nun ein Geftändnig, wenn es vollfommen freiwillig ab: 
gelegt ift, und wenn ed mit dem objectiven Erforderniffe 
der ftattgehabten Unterfuhung zufammenftimmt, oder, 
wo die Unterfuchung ein beftimmtes Kefultat nicht gehabt 
hat, menigftens in fich felbft, in feinen Einzeinheiten wahr: 
ſcheinlich iſt. Diefe Prüfung ſteht aber den Geſchwor⸗ 
nen defhalb nicht zu, meil die Geſchwornen überhaupt 
nur das Gewiſſen des Angeklagten zu vertreten beftimmt 
find, daher ihre Thätigfeit ausgefchloffen wird, fobald 
der Angeklagte das Verbrechen felbft auf fib nimmt. 
Dies kann allerdings ohne Grund gefhehen; aber die Be⸗ 
urtheilung diefer Grundfofigfeit geht nach objectiven Krite: 
rien vor fib und fteht Daher dem juriftifchen Element im 
peinlichen Gerichte zu.” 19) 

In diefer Deduction find zwei Einwendungen gegen 
unfere Anficht enthalten: 

1) daß „die Geſchwornen überhaupt nur das Gewiſ—⸗ 
fen des Angeklagten zu vertreten beftimmt feyen”, daher 
ihre Thätigfeit durch jedes Geſtaͤndniß des zurechnungss 
fähigen Angeklagten (als Ausfpruch feines eigenen Gewiſ⸗ 
fens) ausgefchloffen werde, und 

2) dag die Prüfung der Glaubwürdigkeit (oder „Be⸗ 
uctheilung der Grundloſigkeit“) des Geftändnifles nach ob⸗ 
jectiven Kriterien vor ſich gehe, mithin eine rein juriftifche 
Dperation fey. 

Was nun den zulegt angeführten Einwand betrifft, 
fo tollen wir vorerft ganz davon abfehen, ob die Prüfung 
des Geftändniffes blos nach obiectiven Kriterien zu gefches 





16) Wendepunft ıc. S. 34, 35. 
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ben habe. Es wird vor Allem darauf ankommen, ob die 
diefem Einwande zu Grunde liegende Srage in Bezug auf 
die Entfcheidung der hier In Rede ftchenden Eontroverfe 
die maßgebende,, die relevante fey. 

Died möchten wir aber ganz entfchieden in Abrede 
ſtellen. Köftlin 17) felbft lehrt ja mit den ſchlagendſten 
Argumenten, daß die Drganifation des Schwurgerichts⸗ 
proceſſes nicht auf einer Thellung der Urthellsfrage In 
Thatz und Rechtsfrage, mithin auch nicht auf einer Theis 
lung der Gerichtöfunctionen in folche, zu deren Erfüllung 
fpecififch juriſtiſche Bildung nothwendig, und in foldhe, zu 
deren Erfüllung juriſtiſche Bildung nicht nothmwendig 
fey, — fondern weſentlich und einzig auf der Trennung 
der Schuld⸗ von der Straffrage beruhe 8). 

Wenn e8 ſich Daher um die Beantwortung der Frage 
Handelt, welchem der beiden eichterlichen Drgane, dem Schuld - 
oder dem Strafrichter, eine zum Gefammturtheil gehörige. 
Entfcheidung einer einzelnen Frage zu übertragen fey, fo iſt 
einzig und allein zu unterfuchen, ob die fragliche Entfchei: 
dung fi auf die Schuldfrage beziehe, und nur wenn dieſes 
nicht der Fall ift, kann die Enticheidung dem juriftifchen 
Elemente im Strafgerichte überwiefen werden. 

Ob Dagegen die Entfcheidung eine Operation fey, zu 
welcher juriſtiſche Kenntniffe nothwendig find oder nicht, — 
mit anderen Worten: ob in der fraglichen Entſcheidung 
auch die Entfcheidung einer Rechtöfrage enthalten ſey, Dies 
ift für die Zumeifung der Function an eines der beiden Ge: 
richtselemente durchaus gleichgiltig und unmaßgeblich. 

Hieraus erhellt aber die Nothmwendigfeit der von und 
oben angeftellten Unterfuchung der Natur des Urtheild über 


17) ©. Wenden. S. 35, 121, 136. Bol. auh Mittermaier 
„die Mündlichkeit iꝛc.“ S. 370, 

18) Wendepunft ©. 148. ,, Das Gefchmornengericht für Nichts 
jueiften.” ©. 14, 128, 196 fg. 
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die Beweldtüchtigfeit des Geftändniffee, aus welcher Unters 
ſuchung ſich die Unftihhaltigkeit des In Rede ftchenden Eins 
wandes von felbft ergiebt. 

Ueberdied Fönnen wir aber Köftlin auch darin 
nicht beipflihten, daß die Beurtheilung der Glaubwuͤr⸗ 
digkeit oder Grundlofigfeit des Geftändniffes blos nad 
objectiven Kriterien vor fi zu gehen habe Denn 
wenn eine Prüfung des Geftändniffes überhaupt durch 
das Unterfuchungsprincip geboten iſt, und wenn diefe 
Prüfung den Geſchwornen zufteht, fo hat diefelde nach 
allen jenen fubjectiven und objectiven Kriterien vor fi 
zu schen, nad melden auch fonft bei der Bildung 
des Wahrſpruches geprüft und berathen wird, indem es 
fi ja auch hier, mie oben gezeigt wurde, um nichts An- 
deres handelt, ald um die Frage, ob durch die in con- 
ereto vorliegenden Beweismittel (insbefondere durch das 
Geftändniß) eine fefte Ueberzeugung von der fraglichen 


Schuld des Angeklagten begründet werde oder nicht. 


Die Geſchwornen werden auch im Falle des Geftänds 
niffes, tie In jedem anderen Kalle, nach dem Totaleinz 
drude, den die ganze Verhandlung auf ihr Gewiſſen her⸗ 
vorgebracht, ihren Schuldausfpruch abgeben !9), welcher 
Totaleindruck durch Fein einzelnes Beweismittel, und 
wäre es auch das Geſtaͤndniß, vollftändig erfegt werden 
ann, tie ed denn überhaupt für den Totaleindruck fein 
Surrogat giebt. ’ 

Der Totalelndruck iſt über alle einzelnen Beweismittel 
erhaben; er ift die Summe aller fubjectiven und objectiven 
Beweisgruͤnde; nur auf ihn, nicht aber auf ein einzelnes 
auch noch fo fhlagendes Ueberzeugungsmittel darf nach dem 
Unterfuchungspeincipe der Schuldausſpruth gebaut werden; 





19) Bol. auch Mittermaier im Gerichtsfanl S. 440 fog- 
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der Totaleindruck allein ift e8, den man als die Grenze 
des Strebens nach materieller Wahrheit bezeichnen darf; 
jede andere Grenzbeftiimmung enthält eine Verlegung diefes 
Eardinalfages des Strafproceſſes. Cine Beurtheilung der 
Beweistuͤch⸗ tigfeit des Geſtaͤndniſſes blos nach objectiven 
Kriterien ift Daher Feine genügende %). 

Was endlich den oben sub Nr. 1 angeführten Grund 
betrifft, daß nämlich „die Geſchwornen überhaupt nur das 
Gewiſſen des Angeklagten zu vertreten beftimmt fegen”, — 
fo ließe fih diefe Behauptung nur dann rechtfertigen, 
wenn man enttoeder mit Michel ſen annähme, die Fury 
ſey lediglich ein Beweismittel und Feine Richterin, oder 
wenn man dad Geftändnig im Strafverfahren ebenfo wie 
Im Eivitproceffe zugleich al8 Beweismittel und Urtheil bes 
handeln wollte. Die Unftatthaftigkeit des Erſteren iſt, 
wie bereits bemerft, von Köftlin felbft evident nach⸗ 
gewiefen worden; die Unftatthaftigkelt des Letzteren ers 
giebt fid aber nach Obigem aus dem Unterfuchungsprins 
cipe von felbft. 

Das Geftändnig und der Wahrfpruch haben aller⸗ 
dings zwei mwefentlihe Merkmale mit einander gemein, 
noͤmlich 

1) daß beide Beweismittel ſind, und zwar, wie gerade 
Koͤſtlin fo trefflich aufgezeigt hat, ſubjective Beweis⸗ 
mittel, indem 

2) beide Gewiſſensausſpruͤche find, naͤmlich des Ange⸗ 
Hagten resp. der Schuldrichter. 

In fofern wird alfo mit Recht behauptet, dag das 
Geftändnig und der Wahrſpruch auf gleicher Linie ftehen 
und einander coordinirt feyen. 





20) Vol. die treffliche Ausführung über die Nothmenbigkeit des 
Ursheilens nach dem Zotaleindrude im Allgemeinen, bei Köfts 


tin „Wendep.” ©. 118 fgg- 
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Ebenſo iſt e8 in diefem Sinne ganz richtig, wenn 
der Wahrſpruch Surrogat des Geftändniffes genannt wird. 
Hieraus folgt aber noch nicht, daß das Geftändnig auch 
ein hinreichendes Surrogat des Wahrfpruces fey. 

Es kann nicht zugegeben werden, daß die Geſchwor⸗ 
nen nur das Gewiſſen des Angeflagten zu vertreten be: 
ftimmt feyen. Sie find zwar die Vertreter des Gewiſſens 
ded Angeklagten, aber fie find mehr als dies; fie find 
zugleich die Vertreter des allgemeinen Gewiſſens oder des 
Rechtsbewußtſeyns aller Staatdangehörigen, fie find die 
Mepräfentanten des Staates und der Rechtsordnung 
ſelbſt *), — mithin nicht blos mehr, fondern auch ein 
Höheres, als bios die Repräfentation des Gewiſſens 
oder Rechtsbewußtſeyns ded Angeklagten. Dies liegt In 
ihrer Ricbterqualität, welche gerade von Köftlin wieder 
gegen Mihelfen mit Recht befonders urgirt worden ift. 

Den Wahrfpruch der Gefhwornen nach Ablegung 
des Geftändniffes für überflüffig erflären, heißt ebenfos 
viel, als den Angeklagten zum Richter und das Geftäntds 
niß zum Urtheil erheben. 

Da nun aber das Geftändnig im Strafverfahren 
nicht die Eigenfhaft und Wirkung eines Urtheild (auch 
nicht die einer Entfcheidung uber die Ehuldfrage) haben 
ann, fo folgt daraus mit Nothmendigkeit, daß durch das 
Geftändnig der Wahrſpruch der Geſchwornen nicht über: 
flüffig werde und daß das Geſtaͤndniß fein Surrogat des 
Wahrfpruches fey. 

Die Anwendung der Strafe ſeht die durch einen Aus⸗ 
ſpruch des allgemeinen Rechtsbewußtſeyns hergeſtellte Ge⸗ 
wißheit der Schuld und Strafbarkeit des Angeklagten 


2) Rs lin „Das Gefchwornengericht für Nichtjuriften ” 
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voraue. Diefe VBorausfegung ift eine In allen Faͤllen ohne 
Ausnahme nothmentige, die Durch das Vorhandenſeyn 
des Gewiſſensausſpruches des Angeklagten nicht aufges 
hoben werden Tann. 

Das Befondere und Individuelle fann niemals Eurs 
rogat des Allgemeinen ſeyn. Weide berühren ſich wohl in 
einzelnen Punkten, aber fie find nicht vollftändig coordis 
nirt; fie decken ſich nicht. 

Hienach enthält alfo das Syſtem des englifchen 
Rechts ſowohl einen Verftoß gegen den Begriff und die 
Aufgabe der Jury, als auch eine Mißfennung der aus 
dem Unterfuchungprincipe fliegenden Nothmendigfeit der 
Entſcheidung der Echuldfrage nah dem Totaleintruce, 
den die erfchöpfente Reconftruction der Handlung auf das 
Gewiſſen der Schuldrichter Hervorbringt. 

Wie läßt ſich nun aber diefe Erſcheinung in England, 
dem Baterlande der Jury, erklären ? Hierüber zum Schluffe 
nur noch folgende Bemerfung. 

Es ift zwar, wie auh Biener 22), Hepp 8) und 
Mittermaier *) dafür halten, als cine Confequenz 
des Anklageprincips zu betrachten, daß der Wahrfpruch 
der Gefhmwornen da mwegfällt, wo der Angeklagte die 
Schuld freiwillig auf fih nimmt. In ſofern muß alfo 
auch zugeftanden werden, daß die fragliche Erfcheinung im 
englifchen Rechte als eine Conſequenz des Anklageprincipes 
zu erflären fey. 

Eo wie aber das heutige englifche Verfahren über: 
Haupt fein reiner Accufationsproceg mehr ift, fo hat auch 


22) Abhandlungen I. ©. 49. 
23) a. a. O. ©. 369. | ® 
24) im Gerichtsſaal a. a. D. S. 438. 
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diefe Conſequenz wieder eine Beugung Dadurch erlitten, 
daß die Nothwendigkeit der Prüfung des Geftändniffes an⸗ 
erfannt wurde. 

Das heutige englifche Recht ift daher in der frag: 
lichen Beziehung nur noch halb confequent; es hat die eine 
Hälfte jener Confequenz preisgegeben; das Preisgcben der 
anderen Hälfte kann zwar bei der befannten Zähigfelt des 
englifhen Rechtsgeiftes fpat eintreten, aber gewiß nicht aus: 
bleiben. In wiefern die Zumeifung der Prüfung des Ge: 
ftändniffes an die Geſchwornen mit dem Unterfuchunge: 
principe in Zufammenhang ftehe, wurde bereits oben 
gezeigt. 

Das Unterfuchungsprincip, welches ſich in der An: 
erfennung der Nothwendigkeit der Prüfung des Geftänd: 
niffe8 geltend gemacht hat, wird ſich auch in der Zumei: 
fung Diefee Prüfung an die Geſchwornen geltend zu 
machen miffen. 

Ein weiterer, mit dem fo eben angeführten durchaus 
in feinem Widerfprucke ftchender Erflärungsgrund des eng: 
liſchen Rechtes, den Koͤſthin felbft in der „„Zeitfchrift 
für Deutfches Recht von Befeler, Reyſcher u. Wilda” 
%. 1849, Bd. XII. 3. Hft. ©. 435 als folhen anführt, 
befteht in dem hiftorifchen Zufammenhange der englifchen 
Jury mit dem Eidhelferinftitute, indem eine Eideshilfe 
allerdings im Falle des Geftändniffes nicht vorkommen konnte. 
Dffenbar liegt aber auch in diefem Erflärungsgrunde, da 
jury und verdiet nicht mehr blos Beweismittel find, — 
fine Empfehlung zur Annahme des englifehen modus). 


235) Zwei andere Erklärungsgründe führt Mittermater im 
Gerichtsſaale S. 433 an. Mol. auch Mittermaier ebendaf. 
©. 434 über den Mifbrauch, welcher in England ſowohl von 
den Anklägern ale Angeklagten in diefer Bezichung getrieben 
wird, im franzöfifchen Verfahren aber gar nicht möglich iſt. 
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. Es ift nicht unmoͤglich, daß ſich in Bezug auf die 
erörterte Srage die befannte Erjcheinung toiederhole, daß 
das Vaterland eines auch von anderen Ländern angenom⸗ 
menen Rechtsinſtitutes die in den lesteren daran vorge: 
nommenen Berbeiferungen hinterher ebenfalls adoptirte. 


Wie eine Pflanze nicht felten an Wachsthum, Ueps 
pigfeit und Echönheit geroinnt, wenn fie aus ihrem müt: 
terliben auf einen andern Boden verfeht wird, fo wird 
vieleicht auch die Jury auf deutſchem Boden noch viel ſcboͤ⸗ 
nee und herrlicher gedeihen, als felbft auf dem engliſchen. 





254 Ueber d. Behandlung d. Verbrechens d. Wuchers 


XII. 


Ueber die 
Behandlung des Verbrechens des Wuchers 


in einigen der neuern Criminalgeſetzbücher 
und Entwürfe dazu. 


Von 


Herrn Dr. Groſſ, 
Geheimen Suftizratb in Dresden. 


. 


Eine Zufammenftellung der verfhiedenartigen und wech⸗ 
felnden Anfichten dürfte nicht unintereflant feyn, welche ſich 
in den Gefebgebungen mehrerer Deutfchen Staaten , in$: 
befondre feit dem rege gewordenen Beftreben nach eincr 
Godification des Griminalrehts in Beziehung auf das 
Verbrechen des Wuchers fund gegeben haben, theil® rüd: 
fichtlich der Frage: ob der Wucher überhaupt oder nur un: 
ter gewiflen und unter welchen VBorausfegungen als ein 
Verbrechen anzufehen fey, theils rudfichtlich der Art und 
des Maaßes der Beftrafung deffelben. Die im Römi: 
fhen Rechte (1. 20 Cod. ex quib. caus. infam. irrog. II. 
12) nur für den Fall ded Anatocismus angedrohte Strafe 
der Infamie, fo wie die in den Canoniſchen Gefeben 
(cap. 3. X. de usuris V. 19. und cap. 2. de usuris in 
6. V. 5.) audgefprochenen Strafen der Ercommunication, 
der Entziehung des chriftlichen Begräbniffes und des Ber: 
luſtes der Fähigkeit einen lebten Willen zu errichten, 
wurden zwar durch die Reichögefeßgebung nicht anerkannt, 
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vielmehr in der Reichspolizeiordnung vom Sahre 1577, 
tit. 17, . 1 — 8, unter fehr fpecieller Aufführung der 
verfchiedenen Arten des Wuchers die Strafe deffelben nur 
auf die Entrichtung des vierten Theils des wucherlich bar: 
geliehenen Capitals feſtgeſetzt; allein deſſen ungeachtet 
pflegte man in mehrern Deutfchen Staaten ohne gefegliche 
Begründung daneben noch auf willfürliche Gefängnißftra- 
fen zu erfennen (Meister princ. jur. crim. $. 26%; 
Seuerbach Lehrbuch des Criminalrechts, edit. Mit: 
termaier,$. 4395 Wächter Lehrbuch des Strafredhts 
8. 246 not. 100), und ganz befonders hielt man in 
Sachſen aud einer zur damaligen Zeit zumeilen fich gel: 
tend machenden Anhänglichfeit an dad Canoniſche Recht 
die Strafe der Reichögefeßgebung nicht für hinreichend. Es 
wurde deshalb unter dem 28. April 1625 ein wahrhaft 
dDraconifches Mandat gegen wucherliche Gontracte erlaffen, 
worin unter Aufzählung mehrerer als wucherlich bezeichne: 
ten Dandlungen beflimmt wurde, daß die Zuwiderhan: 
deinden „nicht allein des vierten Theils, fondern der gan: 
zen auf MWucher ausgeliehenen Summen verluftig feyn, 
hierüber auch als Öffentliche Peutfchinder und Landverder⸗ 
ber zum Beichtftuhl und tröftlichen Abfolution oder Zi: 
fche des Herrn durchaus nicht gelaſſen, auch nad) ihrem 
Tode mit chriftlichen und gebräuchlichen Geremonien nicht 
beftattet, ipso jure et genere facti anrüchtig und ehrlos, 
dannenhero rehlicher Leute Gemeinfchaft und aller ehrli: 
hen und fürnehmen Aemter unwerth und unfähig gead;: 
tet, ihnen kein beftandig Teſtament zu machen, auch da 
ed allbereit gemacht, ohne Beftelung Gaution, wegen 
Erftattung des eingefangenen Wucherd, ganz unfräftig 
und nichtig gehalten, auch Zeugniß der Wahrheit zu ge: 
ben, ja ald dem gemeinen Weſen hochfchäbliche Leute 
gänzlich aus: und abgefchaffet, auch nach geftalten Sa⸗ 
chen und befundener Beſchaffenheit ihres unchriftlichen 
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Beginnend und Halöftarrigkeit ohne einige Gnade wohl 
am Leibe, nicht minder auch diejenigen, fo Geld auf 
Wucher und dergleichen hohes Intereſſe annehmen, und 
die, bei welchen fie der geftalt etwas erborget, nicht an: 
melden, wegen folcher ihrer Verſchweigung um den vier: 
ten Theil der entlehnten Summen geftraft werden follen.” 
Db nun wohl diefe Strafen nur fehr felten ſcheinen zur 
Vollſtreckung gelangt zu feyn, indem der an Präjudicien 
fonft überreihe Carpz ov in den pract. nov. rer. crim. 
quaest. XCII. auch nicht ein einziged derartiges Erkennt: 
niß aufführt,, fo wurde doch in dem Mantate wider die 
muthwilligen Banferottirer vom 20. Dec. 1766, 8. 2, 
abermals auf diefe Strafen hingewiefen, mit der Erläu: 
terung, daß die ganze wucherliche Forderung dem Fiscus 
verfallen fey, was in dem frühern Gefeb nicht austrüd: 
lich ausgefprochen war, und erft in den Befcheitungen 
an die Dicafterien vom Sahre 1783 wurde die Strafe des 
Ausfchluffes vom Beichtftuhl und Abendmahl austrüd: 
lich abgefchafft, nicht aber die übrigen; jedoch kamen die: 
felben durch die Erfenntniffe der Dicafterien außer Ge: 
braud). 

Als nun im Sahre 1794 zuerft in Deutfchland ein 
allgemeines Landesgefegbuch für die Preußifhen Staaten 
erfchien, welches fowohl das Civil: ald Criminalrecht um: 
faßte, wurden im Wefentlihen die Beflimmungen der 
Heichögefege gegen ven Wucher beibehalten, jedoch eini- 
germaßen verfchärft, indem zufolge Th. IT, Tit. 20, 
$. 1271 wegen Abfchließung eined wucherlichen Contracts 
der Gläubiger ben ganzen Betrag des Capitals nebft Zin- 
fen ald Strafe an den Fiscus zu erlegen hat; allein ein 
Refcript vom 2. Juli 1804 erklärte für unverhaͤltnißmaͤ⸗ 
fig, daß die Strafe des bei einem Xheile des Darlehns 
vorgefallenen Wuchers den Verluſt ded ganzen Capitals 
nach fich ziehen folle, weshalb die Beflimmung nur von 
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dem Theil des Gapitald verftanden werden fünne, wel: 
cher ben Wucher eigentlich ausmache, wobei aber wohl 
die Frage, welcher Theil des Gapitald den Wucher eigents 
(ih ausmache, in vielen Fallen einige Schwierigkeit dar: 
bieten dürfte. Anders geftaltet fich Die Cache nah dem 
neueften Entwurfe vom Jahre 1847, worin zufolge $.329 
in Uebereinflimmung mit dem frühern Entwurfe vom 
Jahre 1843, $. 385, und wie in den beigefügten Moti: 
ven ©. 86 angeführt iſt, im Einverftändniffe mit der 
Mehrzahl der Provinzialftände, welchen der letzterwaͤhnte 
Entwurf zur Begutachtung vorgelegt war, ber Gruntfaß 
aufgeftellt war, daß die Ausbedingung höherer als der 
nach dem Geſetz geftatteten Zinfen von dem Schuldner nur 
dann ald Wucher mit dem Verluſte ter Chrenrechte fo 
wie mit Gefängniß von Sechs Wochen bis zu Einem Jahre 
und zugleich mit Geldbuße bis zu Eintaufıend Thalern zu 
betrafen fey, wenn entweder tiefe Ueberfchreitung des 
geſetzlichen Zindfußes gewohnheitsmäßig begangen oder 
das Geſchaͤft fo eingefleitet wird, daß dadurch die Gefeb: 
widrigfeit verſteckt werden full. 

Sn dem in Oeſterreich unter Abfchaffung des frühern 
Geſetzes über Verbrechen und deren Beftrafung von Sabre 
1787 publicirten Gefeßbuche über Verbrechen und fchivere 
Polizeiübertretungen vom Sahre 1803 wurde unter den 
Ichweren Polizeiübertretungen $. 233 aud) ber wucheri: 
fchen Berträge, als Uebertretungen gegen die Eicherheit 
des Eigenthums, gedacht, dabei aber angeführt, daß, da 
der Wucher fo mannigfaltige Geflalten annehme und zur 
Verkleidung und VBerheimlihung deffelben ſtets foviel 
Arglift angewendet werde, weldye die Unterfuchung fehr 
verwidelt mache und ſolche daher nothwendig verlängere, 
die Behandlung diefer Uebertretung einer bejondern Be: 
börde nad) einem eigens Darüber erlaffenen Patente zuge: 
wiefen worden ſey. Diefes Patent erfchien auch fehr bad 
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nad) der am 3. September 1803 erfolgten Publication des 
Geſetzbuchs unter dem 2. December 1803, in welchem 
mehrere Säle einer wucherlihen Behandlung des Schuld: 
ners fowohl in Dinficht auf das Capital felbft ald auf die 
Zinfen und auf die beigefügten Nebenbedingungen auf: 
gezählt find, und ald Strafe für den Wucher im Capital 
die Einziehung des vierten Theils von dem bedungenen 
ganzen Gapitale, und bei erfchwerenden Umfländen, na: 
mentli der Wiederholung, auch eines größern Theils 
und felbft der ganzen Schuld an Eapital und Zinfen, für 
ten Wucher in Zinfen die Einziehung ſaͤmmtlich verfalle: 
ner Zinfen, auch nach Befinden der FTünftig verfallen: 
den Zinfen oder eines Zheild des Capitald, für den Wu: 
cher in Bedingungen, je nachdem fie fi) auf den Wucher 
im Capital oder in Bedingungen bezieken, ein ebenmd: 
Giger Berluft beftimmt ift, wobei jedoch nach |. 2 die An: 
wendung des Geſetzes auf die den gemeinfchaftlichen Er- 
werb beförderlichen eigentlichen Handelsgeſchaͤfte der Dans 
delöleute und Sabrifanten unter fi ausdruͤcklich auöge: 
fhloffen wird. Ob dur das beabfichtigte neue Crimi⸗ 
nalgefeßbuch diefe Vorfchriften eine Abänderung erleiden 
werden, fteht noch zu erwarten; vorläufig find durch das 
Kaiferlihe Patent zu Kundmachung der neuen proviforis 
fhen Strafproceßerdönung vom 17. Januar 1850, Art. IX 
unter B. 16, alle Uebertretungen des Patents vom 2. De: 
cember 1803 den Vergehen beigezählt, und den neu ers 
richteten Bezirkö : Collegialgerichten zugewiefen worden. 
Eine von den erwähnten geſetzlichen Beflimmungen 
abweichende Anficht fprach das Bayerſche Strafgeſetzbuch 
vom Sahre 1813 aus, deſſen Art. 261 der Ueberfchreitung 
der geleßlichen Beflimmungen in Anfehung der Binfen, 
wenn fie unverftecft geſchehen, blos privatrechtliche oder 
polizeiliche Folgen beilegte, wogegen verkleidete wucher: 
liche Gontracte, aus denen nicht unmittelbar dad wahre 
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Verhältniß der Zinfen zum Capital mit Beftimmtheit und 
Klarheit eingefehen werden fünnen, als gemeine Betrüges 
reien beftraft werben follen, welche Beftimmung ebenfalls 
in dad Etrafgefeßbuch des Großherzogthums Oldenburg 
wörtlich aufgenommen worben iſt. Jedoch zeigte fich in 
Bayern in den mehrfachen, den Ständen vorgelegten Ent: 
würfen zu einem neuen Strafgeſetzbuche ein bedeutender 
Meinungswecfel, indem in dem Entwurfe vom Zahre 
1822, in welchem die Eontraventionen gegen gefeßliche 
Vorſchriften in Verbrechen, Vergehen und Uebertretun: 
gen gefchieden waren, der Wucher den Uebertretungen 
beigezählt, und nach Art. 338 auch der unverfleidete Wu⸗ 
her in allen Fällen, wo die gefegliben Beflimmungen 
in Anfehung der Zinfen überfchritten werden, unter der 
Vorausſetzung mit Strafe bedroht wurde, daß der Ver: 
trag von dem bürgerlichen Gericht für wucherlich erklärt 
worten. Bon ganz andern Grundfäßen ging der Ent: 
wurf vom Sahre 1827 aud, in weldhem des MWucherd gar 
nit, aud nicht unter den polizeilichen Webertretungen 
gedacht iftz wogegen der Entwurf vom Jahre 1831 den 
Wucher wieder unter die Verbrechen und Vergehen auf: 
nimmt und die Strafe fowohl bei verfleidetem ald unver: 
kleidetem Wucher gegen Jeden eintreten laßt, „welcher 
den Andern in Greditgefchäften durch einen von den bürs 
gerlichen Gefegen für wucherlich erklärten Vertrag über: 
vortheilt”, fo daß die in dem Entwurfe vomJahre 1822 
verlangte vorgängige VBerurtheilung im Givilprocefle in 
Wegfall gebracht ift. 

Das im Jahre 1836 edirte Strafgefeßbud) des Kans 
tond Luzern rechnet den Wucher, ohne einen Unterſchied 
zwifchen verfleidetem und unverfleidetem zu machen, zu 
den Polizeivergehungen,, und beflimmt außer der Rüd: 
erftattung des Zuvielerhobenen die Erlegung bed vierten 


Theil der wucherlich ausgeliehenen Summe ald Strafe, 
Archiv d. Er. R. 1851. 11. &t. S 
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welche, „wenn auffallend wuchrifche Abficht obgewaltet ” 
oder bei gewerbmäßigem Betriebe bis zur Confiscation ber 
ganzen Eumme gefteigert werden kann; auch ift Dem Rich» 
ter gefiattet und bei gewerbmaͤßigem Betriebe vorgefchrie: 
ben, auf Gefängnißftrafe von Vier Wochen bis zu Drei 
Monaten oder Geltftrafe von 50 bis 800 Franfen zu er 
kennen. 

Bei der ſtaͤndiſchen Berathung des im Jahre 1838 
publicirten Criminalgeſetzbuchs fuͤr das Koͤnigreich Sach⸗ 
ſen kam die Eingangs erwaͤhnte Frage uͤber die Zweckmaͤ⸗ 
ßigkeit geſetzlicher Vorſchriften gegen den Wucher uͤber⸗ 
haupt in vielfache Erwaͤgung, und die Deputation der 
I. Kammer beantragte in dem uͤber den vorgelegien Ent 
wurf erftatteten Bericht, unflreitig nach "dem Vorbilde 
der Defterreichifchen Gefebgebung, daß die Etaatäregie: 
rung die Beftimmungen über ten Wucher aus dem Eri; 
minalgefeßbuch herausnehme und unter die zu beantragen: 
den Mopdificationen ald ein befondres Gefeß ergehen laſſe, 
zugleich aber derfelben eine Prüfung der Gefeßgebung 
über den Wucher überhaupt zu empfehlen, wogegen die 
Deputation der II. Kammer in ihrem Bericht vorfchlug, 
nur den betrüglichen Wucher für ſtrafbar zu erflären, der 
Ueberfchreitung der gefeßlichen Zinsbeitimmung aber, wenn 
fie, mindeftend gegen den Schuldner, unverſteckt gefche: 
ben ift, nur civilrechtliche Folgen beizulegen. Allein im 
Laufe der Diöcuffionen fam man mit wenigen Mobifica: 
tionen auf die Vorfchläge des Entwurfs zurüd, und fo 
wurben in ten Artikeln 293 bis mit 301 folgende Bes 
ftimmungen aufgeftellt: daB 1) aud der unverffeidete 
Wucher mit einer Geldftrafe, im Wicderholungsfalle und 
bei gewerbmäßiger Betreibung deſſelben außerdem noch 
mit einer Freiheitöftrafe zu ahnden, 2) der zu Zäufchung 
ded Schuldners verfleidete Mucher ald gemeiner Betrug 
zu befirafen, 3) dieſe Beſtimmungen aber auf eigentlich 
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taufmännifche, dieſem Gewerböbetriebe eigenthuͤmliche Se: 
fchäfte nicht in Anwendung zu bringen *). Als im Kb: 
nigreihe Württemberg die Herausgabe eines Strafgefeg: 
buch8 vorbereitet wurde, war in dem erften im Sabre 
1832 erſchienenen Entwurfe hierzu das Verbrechen des 
Wuchers gänzlih mit Etilifchweigen übergangen ; dage: 
gen war in dem ben Etänden im Sahre 1835 vorgelegten 
Entwurfe folgende Beflimmung enthalten: „die Ueber: 
ſchreitung des gefeßlich erlaubten Zinsfußes zieht blos vie 
im Geſetze gegen den Wucher beftimmten privatrechtlichen 
oder polizeilichen Kolgen nach fi), auögenommen, wenn 
der Gläubiger, um den Schuldner zu täufcben, den wu: 
cherlichen Contract fo eingefleitet hatte, daß daraus das 
wahre Verhaͤltniß der Zinfen zum Gapital nicht deutlich 
zu erfehen war. In diefem Falle fommen die Grundfäge 
ber Betrug zur Anwendung”; welche Beftimmung auch 
wörtlih in Tem im Sahre 1839 publicirten Strafgeſetz⸗ 
buche als Art. 355 Aufnahme gefunden hat. Die darin 
erwähnten polizeilichen Folgen finden fich in dem, in dem: 
felben Jahre erfchienenen Polizeiftrafgefeg für dad König: 
reich Württemberg, Art. 7%, wonad der wirkliche Be: 
zug übermäßiger, nämlich Sechs Procent überfteigenber 
Zinfen auf die Klage des Befchadigten mit einer Geld: 
buße geahndet wird, welche im erften Falle dem einfachen, 
bei dem erſten Rüdfalle dem doppelten Betrage des je: 
deömaligen uner'aubten Bezugs gleichfommt, und bei 
weitern Rüdfällen jedesmal um den einmaligen Betrag 


*) Die Strafgefesbücher von Weimar vom Jahre 1839, Altene 
burg vom Sahre 1841, Meiningen vom Sahre 184, und 
GSondershaufen vom Jahre 1845, welche faft wörtlich mit 
dem Sächfifchen übereinftimmen, find nicht in Erwähnung 
gebracht, da fie zufolge des im Sabre 1849 erfchienenen 
Entwurfs eines neuen Strafgefegbuchs für die fämmtlichen 
Zhüringifchen Staaten entweder ſchon dur die in einigen 
derfelben bereits erfolgte Annahme außer Wirkſamkeit getre⸗ 
ten find, oder doch nächitens treten werden. 


S2 
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dieſes Bezugs gefteigert wird, auch bei fich ergebender Ge: 
werbmäßigfeit mit Arreftftrafe bid zu Sechs Wochen und 
bei Ruͤckfaͤllen bis zu Drei Monaten zu verbinden tft; es 
finden jedoch die Vorfchriften wegen eines nicht zu über: 
fhreitenden Zinsmaaßes auf Perfonen, welchen unbe: 
dingte Wechfelfähigfeit zufommt, Feine Anwendung. 

Kaft gleiche Grundfage befolgte die Gefeßgebung bed 
Königreich3 Hannover, indem dad im Jahre 1840 er: 
fchienene Criminalgeſetzbuch, Art. 313, wucherliche Vers 
träge aller Art, wenn fie als verkleidet anzufehen find, 
gleich einfachen Betrügereien unter befondrer Beruͤckſichti⸗ 
gung der größern oder geringern Weberfchreitung des ge: 
ſetzlichen Zinsmaaßes beftraft, Dabei aber den Richter er: 
mädhtigt,, ſtatt der Freiheitäftrafe auf angemeſſene Gelb: 
firafe zu erkennen, jedoch gemwerbmäßiger Wucher ohne 
Ruͤckſicht auf die Geringfügigkeit ded Betrags mit Ar 
beitöhausftrafe bedroht. Auf den einfachen Wucher be: 
zieht fich das erft unter dem 25. Mai 1847 publicirte Po: 
Tizeiftrafgefeß, wonach zufolge $. 287 fg. die Bedingung 
höherer ald fechöprocentiger Zinfen bei Darlehnen und 
andern Verträgen, welche deren Stelle vertreten, oder 
anderer gleichmäßiger ftatt der Zinfen bedungener Eeiftun: 
gen mit einer Geldftrafe bis zu Funfzig Thalern geahndet 
wird, allein Darlehne an wechfelfähige Perfonen biefer 
Beſchraͤnkung nicht unterliegen. 

Das Criminalgefeßbuch des Herzogthums Braun: 
fchweig vom 10. Juli 1840 erwähnt $. 231, 232 ſowohl 
betrüglichen ald gemeinen Wucher, und febt auf die Ver⸗ 
kleidung des wucherlichen Vertrags, um den Schuldner zu 
taͤuſchen, die Strafe ded Betrugs, auf gemeinen Wucher 
Gefängniß bis zu Einem Jahre oder verhältnißmäßige 
Seldftrafe, fchließt aber von diefen Etrafbeflimmungen 
eigentlich faufmannifche, tiefen Gewerböbetriebe rigen: 
thuͤmliche Geſchaͤfte aus. 
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Aehnlihe Beſtimmungen enthält das im Jahre 1841 
publicirte Strafgefegbuch des Großherzogthums Heſſen, 
Art. 400, dem zufolge derjenige, welcher einen Andern 
in Greditgefchäften durch einen von den bürgerlichen Ge: 
fegen für wucherlich erklärten Vertrag übervortheilt, auf 
Klage der Betheiligten, und wenn er bereitö unerlaubten 
Vortheil bezogen bat, bei unverfleidetem Wucher mit 
einer dem zwei: bis vierfachen Betrage des bezogenen un: 
erlaubten Bortheild gleichfommenden Geldftrafe, bei ver: 
fleivetem Wucher außerdem mit Gefängniß nicht unter 
Zehn Tagen, bei gewerbmäßigem Wucher mit dem vier: 
fachen Betrage des bezogenen unerlaubten Bortheild oder 
mit Gefängniß oder Gorrectionshaus bis zu Einem Jahre 
und zugleich mit Geldbuße von Sunfzig bie Tauſend Gul: 
den beftraft werden fol, 

Bon andern Anfihten ging dad Großherzoglich Ba: 
diſche Strafgefegbuh vom 6. März 1845 aus, welches 
$. 533 fg. den durch Ausbedingung uͤbermaͤßiger Vortheile 
bei Darlehnen und andern belafteten Verträgen verüb: 
ten Wucher nur in folgenden Kallen für ftrafbar erklärt, 
wenn der Gläubiger 1) die ihm befannte Noth oder den 
ihm befannten Leichtſinn des Andern zu deſſen Uebervors 
theilung ben utzte, und fi die bedungenen wucheris 
ſchen Vortheile in der Vertragsurkunde verfchleiert zu: 
fihern ließ, oder 2) um den Andern zu täufchen, ben 
Vertrag fo einfleidete, daß berfelbe daraus das wahre 
Verhaͤltniß feiner Leiſtung zur Gegenleiftung nicht erfannte 
und nach dem Grabe feiner Einfichten nicht leicht erken⸗ 
nen Eonnte, ober 3) einem Minderjährigen, Entmündig» 
ten, Mundtodten oder Verbeiftändeten bei Verträgen ber 
gedachten Art, die er mit ihm ohne Mitwirkung des Vors 
mundes, Pflegers oder Beiftandes eingegangen hat, einen 
wirklichen Vermögensnachtheil zufügte; in melden Fals 
len dem Wucherer außer der NRüderflattung des bezoges 
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nen Gewinns an den Echuldner eine Geldftrafe, welche 
bis zum zehnfachen Betrage des bezogenen oder beabfichtigs 
ten Gewinns anfteigen fann, und bei dem Ruͤckfall zu: 
gleih Kreiögefüngnißftrafe angedroht wird. Es iſt hierbei 
wohl nicht zu verfennen, daß der unter 3 aufgeführte 
Tall nur uneigentlih dem Wucher beigezählt werden fann, 
wechalb auch cine ahnliche Beſtimmung im Großherzoglich 
Heſſiſchen Geſetzbuche unter der Rubrik: Bevortheilung 
einer unter fremder Gewalt befindlichen Perfon, ſich findet. 

Das Herzoglich Naſſauiſche Strafgeferbub vom 
14. April 1849 enthält woͤrtlich dieſelben Beftimmungen, 
wie das des Königreichd Hannover. 

In dem im Jahre 1849 erfchienenen Entmwurfe eines 
Strafgeſetzbuchs für die Thüringifchen Staaten, welcher im 
Laufe des Jahres 1850 ſchon in mehrern der zu diefem Com⸗ 
pleg gehörigen Ländern Geſetzeskraft erlangt hat, ift nad 
Art. 286 fa. zwar auch der einfache Wucher mit einer nicht 
unter dem doppelten, aber auch nicht Uber den zehnfachen 
Betrag des gezogenen unerlaubten Gewinnes feftzufegenden 
Geldftrafe belegt, jedoch nur unter der Vorausfegung, daß 
der Gläubiger den ihm befannten Nothftand oder den ihm 
befannten Feichtfinn des Andern benugt, und ſich von Dies 
fem bei einem mit demfelben eingegangenen Darlehn oder 
andern Vertrag höhere als die gefeglich geftatteten Zinfen 
oder ftatt derfelben andre das erlaubte Zinfenmaaß übers 
ſchreitende Vortheile oder auch gleichmäßige Vortheile ale Sons 
ventionalfftrafe oder für die Geftundung der Forderung vers 
fpreden und feiften läßt; nicht weniger find gegen den 
Gläubiger, welcher auch ohne Benugung des Nothftandes 
oder Leichtſinns des Schuldnerd den wucherlichen Vertrag 
verfchleiert, fo daß diefer das wahre Verhältnig der Zins 
fen oder fonftigee Vortheife zum Capital nicht erfennen 
fonnte, die Strafen des einfachen Betrugs in Anwendung 
zu bringen; auch ift die gewerbmaͤßige Detreibung wucher⸗ 
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licher Geſchaͤfte außer der Geldftrafe noch mit Gefängnig 
bie zu Zwei Jahren bedroht, und bei dem Rückfall nicht 
nur die Geldftrafe nah Ermeſſen des Richters bis zur Vers 
doppelung zu erhöhen, fondern auch daneben noch bei eins 
fachem Wucher auf Gefängnißftrafe, und bei gewerbsmäßis 
gem Wucher auf Grfänanig bis zu Zwei Jahren oder Ars 
beitshaus bis zu Zwei Jahren zu erkennen. 

Bel der Zufammenftellung dieſer verfchiedenartigen 
Anfihten In den neuern, feit dem Jahre 1830 in Deutfchs 
land erſchienenen Strafgeſetzbuͤchern und Etrafgefegents 
würfen ergeben ſich ſonach folgende Refultate. 

I. Der einfache oder gemeine, ducch Ucberfchreis 
tung des gefeglichen Zinsfußes oder auch Vevortheilung am 
Capital verubte Wucher wird 

a) unbedingt und ohne alle Befhränfung für ſtrafbar 
erflärt in den Gefeßgebungen von Bayern, Luzern, 
Sadfen, Württemberg, Braunſchweig, dans 
nover, Heffen, Naffau. Es haben ſolchemnach 
ungeachtet der in neuerer Zeit vielfach erhebenen Zweifel, 
ob überhaupt eine Befhränfung des Zinsfußes bei Gelds 
geſchaͤſten zweckmaͤßig ſey, und od nicht wenigftens die Ueber⸗ 
ſchreitung eines geſetzlich beftimmten Zinsfußes nur privats 
rechtliche Folgen, nicht aber eine criminelle Beſtrafung 
nach ſich ziehen ſolle, doch die meiſten deutſchen neuern 
Geſetzgebungen die aufgeſtellten Bedenken nicht für ausrei⸗ 
chend geachtet, einen geſetzlichen Zinsfuß feſtgeſetzt, und 
an eine Contravention dagegen ſirafrechtliche Folgen ge— 
knuͤpft; denn es iſt hierbei wohl gleichguͤltig, Daß in Eus 
gern, Hannover und Naſſau dieſe Folgen in das Polizeiz 
ſtrafgeſetz verwieſen find. Nun ift zwaͤr nicht zu leugnen, 
dag der Wucher öfter® gerade für die aͤrmern und huͤlfsbe— 
dürftigen Klaſſen der Bevölkerung die nachthriligften, nicht 
felten zum gänzlihen Ruin des dem Wucherer preisgegebes 
nen Schuldners führenden Folgen hat, und eine große 
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Kmmoralität darin liegt, den Nothftand eines Dritten 
ale Mittel zu Erlangung eines größern als gemöhnlichen 
Gewinns zu brauden; auch hat, wie wenigſtens in den 
Anmerkungen zu der amtlichen Ausgabe des Hannoveriſchen 
Nolizeiftrafgefeges vom 25. Mai 1847 gefagt iſt, die Auf: 
hebung der Wuchergefege in einigen Etaaten ſich nicht als 
heilfan gezeigt; allein es ift doch hierbei in Ermägung zu 
zichen,, daß ein folche8, in reine Privatverhältniffe eingreis 
fendes Verbot der Freiheit im Verkehr hemmend entgegen: 
tritt, und oͤfters dem wirklich Bedürftigen die Aufbrins 
gung einer ihm dringend nöthigen Geldfumme zu feinem 
größten Nachtheil erſchweren kann, das Geld eine Waare 
ift, welche wie jede andere im Preife fteigt und fällt, der 
Zinsfuß durch die Concurrenz und das Maaß der Gefahr 
beftimmt wird, die Umgehung der gefeglichen Vorfchriften 
fehr leicht zu bewirfen ift, und der Peichfinnige immer Ges 
Icgenheit finden wird, ihm nachtheilige Gefchäfte: unter 
andern Kormen einzugehen. Auch haben zufolge der dem 
Preußiſchen Gefegentwurfe beigegebenen Motiven die Preus 
ßiſchen Provinzialftände dem ſchon in dem ihnen vorgelcgs 
ten Entwurfe vom Jahre 1843 enthaltenen Grundfage, 
daß der Wucher nicht in der Regel, fondern nur in feinen 
aefährlibern Geftalten beftraft werde, in übermwiegender 
Mehrzahl ihre Zuftimmung gegeben. Man möchte ſich das 
ber wohl für die Anfiht der Preußifchen und Badifchen 
Geſetzgebung erflären, wenigſtens eine Strafe gegen den 
Wucher nicht zu beftimmen, fondern den civilrechtlichen 
Vorſchriften überlaffen, ſolchen Verträgen, in foweit fie 
das gefegliche Zinsmaaß überfchreiten, die Vollziehbarkeit 
abzufpreben. ® 

b) Auch das Thüringifche Strafgefegbuch beftraft 
den einfachen Wucher, Jedoch nach Art. 286 nur unter der 
Norausfegung, daß der Darleihee den ihm befannten 
Nothſtand oder den ihm befannten Leichtfinn des Andern 
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benutzt, um fib bei dem mit demſelben eingegangenen 
Darlehn oder andern Vertrag wucherliche Vortheile lei, 
ften zu laffen. So anerfennenswerth nun aud das Bes 
ftreben erfcheint, dem Wucher mit Strafandrohungen ges 
rade in Berhältniffen entgegen zu treten, mo er eine bes 
fondre Boͤswilligkeit verräth, und für diejenigen , welche 
ihm zum Opfer fallen, die verderblichften Wirfungen 
äußert, fo wird doch der bier verlangte Nachweis einer 
doppelten VBorausfegung, nämlich nicht nur des Nothſtan⸗ 
des oder des Leichtſinns des Schuldners, fondern aud, 
daß diefer Leichtfinn oder Nothſtand dem Släubiger be: 
fannt geweſen, in den meiften Faͤllen ungemein ſchwierig 
zu führen ſeyn, fobald der legtere nur einige Vorſicht ans 
wendet, feine Befanntfchaft mit den Verhältniffen des Er⸗ 
borgerd zu verbergen, weshalb die hier gegebene Beftims 
mung ſehr Häufig illuforifb werden dürfte WI man 
einmäl au den einfachen Wucher mit Etrafe belegen, fo 
ift es gewiß befier, von dergleichen Erferderniffen zum Eins 
tritt dee Etrafe abzufehen und dem Richter zu überlaffen, 
bei Abmeſſung der Strafe ſolche Durch die Unterfuchung fich 
berausftellende VBerhältniffe zu berückfichtigen. 

c) Auch von denjenigen neuern Gefeggcbungen, welche 
den einfachen Wucher für firafbar erflären, ift doch in 
Uebereinftimmung mit dem Oeſterreichiſchen Geſetz die Anz 
wendung dieſer Vorfchriften von der Saͤchſiſchen und 
Braunſchweigiſchen auf eigentlih Faufmännifche, 
diefem Gemerbsbetriebe eigenthuͤmliche Geſchäfte, von der 
Württembergifhen, Hannoverifhen und Rafs 
ſauiſchen auf Darlehne an wechfelfählge Perfonen aus⸗ 
geichjoflen worden, mobei diefe Ausnahme von den erfts 
benannten Staaten mehr von der objectiven Eeite, von 
den legtern von der fubjectiven aufgefaßt worden. Die 
erftere Faſſung feheint die richtigere, Denn es dürfte doch 
eben fowohl auch an Kaufleuten bei nicht eigentlich kauf⸗ 
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männifhen Gefchäften ein wirklicher Wucher begangen 
werden, wenn 3. B. ein Sapitalift einem Kaufmann gegen 
Hypothek auf deffen Grundftüch eine Summe zu einer Vers 
zinfung von Zchn Procent vorſchießt, ald au ein Nicht: 
faufmann Schuldner eines Kaufmanns in eigentlid kauf—⸗ 
männifchen Geſchaͤften werden, mie denn auch zufolge einer 
Anmerkung in der amtlichen Ausgabe des Hannoverifchen 
Potizeiftrafgefeges die dortigen Stande bei der Berathung 
darüber ausdruͤcklich die Vorausſetzung ausgeſprochen 
haben, daß bei den gegebenen Beſtimmungen das Dis—⸗ 
contogefhäft, ale nur eine verfrühte Zahlung und fein 
Darlehn darunter begriffen, auch bei nicht wechfelfählgen 
Perſonen nicht in Srage komme. Uebrigens wird in den 
genannten Staaten eine Abänderung der Faſſung mit Eins 
führung der allgemeinen Deutfden Mecfelordnung vom 
26, November 1848 jedenfalls eintreten müffen, da nad 
Art. 4 derfelben Jeder mechfelfähig iſt, welcher ſich durch 
Verträge verpflichten kann, mithin die in jenen Geſetzen 
ausgefprodene Belchränfung von felbft binmwegfältt. Die 
Etrafbarkeit des gemeinen Wucherd aber überhaupt vor: 
ausgeſetzt, iſt e8 gewiß bedenklich, die erwähnte Beſtim⸗ 
mung, twie e8 in den Gefegbüdern von Luzern, Heſ⸗ 
fen und Thüringen, fo mie in dem Bayeriſchen 
Entrourfe gefhehen, gaͤnzlich mit Stillſchweigen zu übers 
gehen, da die oben gedachten Bedenken, welche in Bezie⸗ 
hung auf die Natur des Geldes ald Waare überhaupt den 
Strafverboten acgen den Wucher entgegenftchen , bei Ders 
gleihen Geſchaͤften noch weit ftärker hervortreten, und 
das Weglaffen der fragliben Beftimmungen mwenigftend zu 
chicanoͤſen Denunciationen Veranlaffung geben fann. _ 

II. Die Strofbarfeit Des verkleideten Wuchers 
wird in fämmtlihen vorbenannten neuern Gefeggebungen 
anerkannt; es ift jedoch hierbei der Unterjchied zu beruͤck⸗ 
fihtigen, ob die Verfliidung mit oder ohne Willen des 
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Schuldners erfolgt. Den erfteen Fall erwähnt ausdruͤck⸗ 
lich das Badiſche Etrafgefeg, indem es den Wucher 
nach $. 533 nur dann für ftraffällig erflärt, wenn 4) der 
Darleiher die ihm befannte Noth oder den ihm befannten 
Leichtfinn des Andern zu deflen Uebervortheilung benugte, 
und fich die bedungenen wucheriſchen Vortheile in der Ver⸗ 
tragsurkunde verfchleiert zuficern ließ, wobei aus dem 
unter 2 nachfolgenden Satze unftreitig fi ergicht, daß 
die Verſchleierung nicht gegen den Schuldner felbft ftatts 
findet, fondern De Taͤuſchung dritter Perfonen, namenlich 
der Obrigkeit beabfitigt, wie aud Thilo in dem Coms 
mentar zu dieſem Geſetz, S. 427, anführt; es ift aber 
hierbei zu bemerfen, daß zufolge der Im Gefeg gebrauch⸗ 
ten Sopulative zum Eintritt der Etrafbarfeit beide Bes 
dingungen, die VBenugung der Noth oder des Leichtſinns 
des Andern und die Verfchleierung des Vertrags erfordert 
werden, der Nachweis der erſtern Bedingung jedoch fehe 
häufig den bereits in Hinficht auf die gleiche Beſtimmung des 
Thuͤringiſchen Strafgeſetzbuchs angedeuteten Schwierigkei⸗ 
ten unterliegen duͤrfte. Der Preußiſche Geſetzentwurf 
ſpricht ſich nicht ganz klar darüber aus, welche Art der 
Verſchleierung gemeint ift, und eben fo wenig geben bie 
beigefügten Motiven einiges Licht daruͤber; doch möchte 
man aus den Worten des Geſetzes, „wenn das Geſcbaͤft 
fo eingefleidet wird, dag dadurch die Geſetzwidrigkeit 
verſteckt werden fol”, folgen, daß fih die Verfchleies 
zung dee Gefegwidrigfeit Hauptfächli auf die Taͤuſchung 
dritter Perfonen bezieht, und hier bei der fonftigen Strafs 
loſigkeit des einfachen Wuchers eine Strafe wegen der Er⸗ 
ſchwerung des Nachweiſes über die Ungültigfeit des Ans 
ſpruchs im Civilproceſſe angedroht wird. Aus diefem Ges 
ſichts punkte wird Fb auch die Veftimmung rechtfertigen 
laſſen. Alle uͤbrige Gefeggebungen, mit Ausnahme der von 
Luzern, melde den verkleideten Wucher gar nicht bes 
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ſonders erwähnt, bezeichnen als verfleidete wucher⸗ 
liche Verträge nur ſolche, welche die Taͤuſchung des Schuld⸗ 
ners beabſichtigen, theils mit ausdruͤcklichen Worten, wie 
die Saͤchſiſche, Wuͤrttembergiſche, Braun: 
ſchweigiſche, Thuͤringiſche, theils nach der gege— 
benen Erflärung eines verkleideten Contracts, daß daraus 
das wahre Verhaͤltniß der Zinſen zum Capital nicht mit 
Beftimmtheit und Klarheit zu erfehen, wiedie Hanno⸗ 
verifche, Heffifbe und Naſſauiſche. 

UT. Als befonders ftrafbar wird der gemerbmäßig 
betriebene Wucer bezeichnet in den Gefeggebungen 
von Preußen (wo jedoch das Wort „gemerbmäßig” 
mit „gewohnheitsmägig” vertaufcht ift), Luzern, Sach⸗ 
fen, Württemberg, Hannover, Heffen, Nafs 
fau, Thüringen; wogegen in denen von Bayern, 
Braunfhmweig und Baden die Gewerbmäßigfeit ald 
ein befondrer Erſchwerungsgrund nicht erwähnt If. Es 
bietet auch allerdings gerade bei diefem Verbrechen die Beur⸗ 
theilung der Gewerbmägigkeit nicht geringe Schwierigkeiten 
dar. Außer dem Verbrechen des Wuchers find in mehre: 
ren Eriminalgefegbüchern als Verbrechen, bei melden die 
Gewerbmäßigfeit einen Erſchwerungsgrund abgiebt, aufs 
geführt: Diebſtahl, Partirerei, Unzucht und Kuppelet. 
Das Charakteriſtiſche des gewerbmaͤßigen Betriebes ruͤck⸗ 
ſichtlich der beiden letztgenannten Verbrechen iſt leicht ers 
kennbar und ſehr beſtimmt in dem Koͤnigl. Preußiſchen Re⸗ 
ſeripte vom 10. Mai 1814 durch die Worte bezeichnet, 
„daß die MWeibeperfon fih Jedem ohne Unterfepied zur 
fleiſchlichen Vermifhung gegen Bezahlung hingiebt, und 
der Kuppler Jedem ohne Unterſchied feine Kuppfers 
dienſte gegen Bezahlung leiftet.” Schwieriger ift ſchon 
die Charakteriſirung der Gewerbmaͤßigkeit bei dem Dieb: 
ſtahle und der Partirerei, indem man zufolge des Zeug: 
niſſes von Wei, in feinem Commentar zu dem Saͤchſiſchen 
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Criminalgeſetzbuch, Th. IH, ©. 134, menigftens in den 
Saͤchſiſchen Gerichten hierzu nicht fo fchlechterdings erfor: 
dert, daß Jemand durch Diefe Verbrechen gemöhnlih und 
ausfchlieglich feinen Unterhalt fuhe. Noch weniger läßt 
ſich auf die Gewerbmäßigfeit des Wuchers der Begriff der 
ausfchlieglihen Gewinnung des Unterhalt durch deffen 
Betrieb anwenden. In dem Preugifchen Entwurfe vom 
Jahre 1843 war gewerbmäßigee Wucher ale vorhanden 
angenommen, „wenn Jemand fi in Einem Jahre mehr 
als Einmal mwucerlihe Handlungen zu Schulden kom⸗ 
men läßt”; allein in dem Entwurfe vom Jahre 1847 ift 
diefe ſehr bedenkliche Begriffbeltimmung tweggelaflen und 
in den Motiven dazu bemerft worden, daß die Frage, ob 
ein gewerbmäßiger Wucher vorhanden fey, beffer der Bes 
urtheilung des Richters überlaffen bleibe. Das Würts 
tembergifche Polizeiftrafgefeg vom Fahre 1839 erkennt 
nah Art. 7% die Gewerbmaͤßigkeit des Wuchers aus der 
Häufigkeit der Kalle oder der Art des Betriebs; alle übrige 
Gefeßgebungen aber fprechen ſich uber den Begriff der Ges 
werbmäßigfeit gar nicht aus, und überlaffen mithin die 
Beurtheilung lebiglihd den Richter. Wenn e8 nun in 
Hinfiht auf diejenigen Gefeßgebungen, welche den eins 
fahen Wucher gar nicht mit Strafe belegen, überhaupt 
einigermaßen auffällig erfcheint, gegen ſolche nicht vers 
pönte Handlungen blos wegen der Häufigkeit der Fälle 
eine Strafe eintreten zu laflen, fo fcheint auch da, wo der 
einfache Wucher einer Strafe unterliegt, die Öftere Wieders 
holung mehr .die ohnehin mit erhöhter Strafe belegte 
Rückfälligkeit ale die Gewerbmaͤßigkeit fund zu geben, 
und eine eigenthümliche Art des Betriebes, auf welche das 
Württembergifche Geſetz hinweiſt, durfte nur in Höchft 
feltenen Faͤllen die Gewerbmaͤßigkeit erfennen laſſen, wie 
denn menigftens im Königreih Sachſen, eingejogener 
Erfundigung ungeachtet, mie nicht eine einzige Unteres 
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fuhung wegen gewerbmäßigen Wuchers befannt geworden 
ift. Man möchte fonach mehr der Anficht der vorbenann: 
ten Gefeggebungen beipflihten, melde die Gewerbmaͤ⸗ 
figfeit als Bedingung der Etraferhöhung gar nicht 
erwähnen. 

IV. Was nun die Art und das Maaß der dem Bucher 
in den verfchiedenen Gefeggebungen angedrohten Strafen 
anlangt, fo wird 

1) der einfache Wucher 

a) nur mit Geldſtrafe belegt, und zwar 

a) mit abfoluteer in Sachſen, wohl zu hoc 
mit dem zchnfachen Belrage des wucheriſchen Gewinns, 
und im Ruͤckfalle daneben mit Gefaͤngniß bis zu Drei Mo⸗ 
naten; in Wuͤrttemberg dagegen offenbar zu niedrig 
mit dem einfachen Betrage deſſelben, wobei jedoch in 
NRückfällen die Strafe jedesmal um den einmaligen Be: 
trag gefteigert wird; 

P) mit velativer in Hannover und Naſſau 
bis zu Sunfzig Thalern; in Heffen mit dem zwei: bis 
zum vierfaden Betrage des unerlaubten Vortheils; in 
Thüringen, jedoch nur unter der oben bemerften Vor⸗ 
ausfeßung, mit dem doppelten bie zu dem zehnfachen Bes 
trage dieſes Vortheils, welche Geldftrafe nach dem letztern 
Geſetzbuche in Rücfällen zu erhöhen. 

b) alternativ mit Geld= oder Gefängnißftrafe in 
Braunſchweig, und zwar bis zu Einem Jahre, wobei 
die Geldftrafe nach dem Ermeſſen des Richters von 1 bie 
zu 5 Thlr. für jeden Tag fteigen kann, und in Luzern, 
bier jedoch nur nach dem Ermeilen des Richters. 

c) mit Geld» und Gefängnifftrafe bis zu Hundert 
Bulden und Einem Monat, nah dem Bayerifchen 
Entwurfe. 

Will man den einfachen Wucher mit Strafe belegen, 
fo möchte wohl cine relative Geldftrafe, und zwar bis zu 
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einer gewillen Summe, ohne den oft fehmierig zu berechs 
nenden Betrag des mwmucherifhen Gewinnes genau zu bes 
ruͤckſichtigen, den Vorzug verdienen, da fie dem Richter 
den meiteften Spielraum für Feſtſetzung einer den fpeclcls 
fen Verhaͤltniſſen angemeſſenen Strafe einräumt; doch ers 
fdyeint das in Hannover angenommene Maximum zu ge: 
ring und ware wohl wenigſtens bis zu Einhundert Thalern 
zu fteigern. 


2) Der verfleidete Wucher, in fofern er 


a) nicht zur Hintergehung des Echuldners dienen, 
fondern die Gefegwidrigfeit des Geſchaͤfts gegen dritte 
Perſonen, insbeſondre gegen den Richter verftechen foll, 
wird beftraft in Preußen mit dem Verluſt der Ehrens 
echte, Gefaͤngniß von Sechs Wochen bis zu Einem Jahre 
und Geldbuße bis zu Kintaufend Thalern; in Baden, 
jedoch nur unter der oben bemerften Voransfegung, mit 
Geldſtrafe bis zum zehnfachen Betrage des wucherlichen 
Gewinne; 


b) in fofern die Verfleidung geſchieht, um den 
Echuldner zu täufhen, in Sahfen, Württemberg, 
Hannover, Braunfhmweig, Naſſau und Thür 
ringen ald gemeiner Betrug, nah dem Bayeriſchen 
Entwurfe mit Geld bis zu Dreihuntert Gulden und Ges 
fängniß bis zu Drei Monaten; in Heffen außer dem 
zwei⸗ biß vierfachen Betrage des wucheriſchen Gewinns mit 
Gefängnig nicht unter Zchn Tagen, mithin nah Art. 7 
bis zu Drei Monaten; in Baden wohl offenbar zu nie 
drig, ebenfalld nur mit der dem unter a erwähnten verz 
fleideten Wucher angedrohten Etrafe, wie denn auch uns 
ftreitig nach dem Preußiſchen Entwurfe die dem vers 
kleideten Wucher unter a auferlegte Strafe auch hier in 
Anmendung zu bringen ſeyn wird, da der Fall der Täus 
fung des Schuldners durch die Verkleidung nicht beſon⸗ 
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ders erwähnt iſt. Wenn aber auch die Anficht des Badis 
fben Entwurfs zu mild ift, fo dürfte es doch andrerfeits 
nicht unbedenklich feyn, in folchen Fällen die Strafe des 
Betrugs unbedingt in Anmendung zu bringen und eine 
Daneben zu erfennende Geldftrafe gänzlich auezufchlichen, 
zumal da häufig die Frage entftehen wird, ob der Schulds 
ner durch die Verfchleierung ded Vertrags auch wirklich 
getäufcht worden ift: weshalb das Badiſche Gefeß für 
nöthig gehalten Hat, den taͤuſchenden Vertrag als einen 
ſolchen zu definiren, aus welchem der Schuldner das 
wahre Verhältnig feiner Leiftung zur Gegenleiftung nicht 
erfannte und nah dem Grade feiner Einſicht 
nicht leicht erfennen fonnte; was nun freilich öfters fehr 
ſchwierig zu erörtern feyn wird. Am angemeflenften ſcheint 
daher die Beftimmung des Bayeriſchen Entwurfs und 
des Heffifchen Geſetzbuchs zu feyn, welche neben einer ver: 
hältnigmäßigen Geldbuße eine in gleiher Weife zu bes 
ftimmende Gefängnißftrafe eintreten laflen. 

3) Die SGefeßgebungen von Bayern, Baden und 
Braunfchweig ausgenommen, wird in den übrigen der ge: 
werbmäßige Wucer mit befondern, gegen den ein: 
fachen Wucher erhöhten, jedoch ſehr verfchledenartigen 
Etrafen belegt, und zwar in Preußen mit der gleichen 
dem verfleideten Wucher angedrohten Strafe von Gefäng: 
niß von Sechs Wochen bis zu Einem Jahre, und Gelds 
buße bis zu Eintauſend Thalern; in Sachſen und 
Thüringen neben der Geldftrafe des einfachen Wuchers 
mit Gefängnifftrafe bis zu Zwei Jahren; in Württem: 
berg neben der gleichen Geldftrafe mit Arreſt bis zu 
Sechs Wochen; in Luzern mit der Confiscation der ganz 
zen verfchriebenen Summe, und Daneben mit Gefaͤngniß⸗ 
firafe von Vier Wochen bis zu Drei Monaten oder einer 
Geldbuße von Funfzig bi8 Achthundert Franken; in 
Heffen mit dem vierfachen Vetrage des mucherifchen 
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Gewinns oder Sefängnig oder Correctionshaus bis zu 
Einem Jahre und zugleih mit Geldbuße von Funfzig bie 
Eintaufend Gulden, fo daß nach dieſen beiden Geſetzge⸗ 
bungen mit Uebergehung der Kreiheitsftrafe eine zweifache 
Geldſtrafe eintreten fann, ohne daß eine genauere Beftims 
mung über die Anwendung der einen oder andern Strafart 
gegeben iftz in Hannover und Naffau zufolge der 
Hinweiſung auf Art. 316 des Criminalgeſetzbuchs unbes 
dingt und ohne alle Ruͤckſicht auf die Größe des Betrags 
mit Arbeitshaus, wobei man aber doch wohl annehmen 
muß, daß diefe Vorfchrift nur gegen den gemerbmäßig 
betriebenen verfleideten Wucher gerichtet ift, obwohl in 
dem KPolizeiftrafgefeg der gemwerbmäßige einfache Wucher 
gar nicht erwähnt wird. 

4) Auch in Hinfiht auf die Berechnung des Strafs 
maaßes tritt eine verfchiedenartige Anficht der Gefeßgebuns 
gen hervor, je nachdem daſſelbe entweder 

a) nach dem Betrage des von dem Wucherer wirk⸗ 
lih bezogenen wucherifhen Gewinns, wie in Würts 
temberg, Bayern, Heffen und Thüringen, oder 

b) nah dem bedungenen oder bezogenen 
wucheriſchen Bortheil, mie In Luzern, Sachſen, 
Hannover, Braunfbmweig, Baden, Preußen 
und NRaffau, bemeflen werden foll. 

In den unter a) benannten Gefegbüchern ift nur in 
dem Bayerlfchen Entwurfe für den Fall, daß bei einem 
wucherlichen Eontracte der unerlaubte Vortheil noch nicht 
bezogen roorden, eine willführlihe Strafe bis zu Zwei Wo⸗ 
chen Sefängnig oder Zunfzig Gulden angedroht, dagegen 
in den übrigen diefer Fall gar nicht erwähnt, und es fönnte 
mithin zweifelhaft erfcheinen, ob unter diefer Vorauss 
fegung überhaupt eine Beftrafung ftatt finde, zumal nach 
den Worten ded Heſſiſchen Strafgeſetzbuchs, „daß der 
„Wucherer beftraft werden foll, wenn er bereits uner⸗ 

Archis d. Gr. R. 1801. 11. St. 
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„laubten Vortheil bezogen hat”, und des Thuͤringiſchen, 
wo die Etrafe demjenigen angedroht ift, „welcher fi 
„wucheriſche Vortheile verfpreden und leiſten laͤßt.“ 
Man darf aber doch wohl nicht annehmen, daß ein ſolches 
den Geſetzen zuwiderlaufendes Unternehmen gaͤnzlich unbe⸗ 
ſtraft bleiben und die bereits erfolgte Abſchließung des Con⸗ 
tracts als eine blos vorbereitende Handlung, welche keiner 
Strafe unterliegt, angeſehen werden ſoll, und ſonach 
dürfte in dergleichen Faͤllen die Strafe des Verſuchs Ans 
wendung finden. In denjenigen Staaten‘, in welchen 
auch die Strafe der nur bedungenen, nicht aber wirklich 
bezahlten Zinfen nach deren Betrage bemefien werden foll, 
wird die Berechnung der Etrafe dann feiner Schwierigkeit 
unterliegen, wenn in dem Schuldcontracte eine beftimmte 
Zahlungszeit angegeben ift, und es würde dann die Be: 
rechnung der Zinfen bis zu diefem Termine ftatt finden, 
fall8 er auch noch nicht eingetreten feyn follte, vorbehält- 
lich des höhern Betrags bei einer erft nach diefem Zeits 
punkte eröffneten Unterfuchung. ft aber die Schuldvers 
fehreibung auf Aufkuͤndigung geftellt oder auch gar feine 
Zahlungszeit in derfelben erwähnt, fo koͤnnte man zwar 
die bedungenen Zinfen von der Ausſtellung der Unter: 
ſuchung bis zu dem Tage der Eröffnung der Unterſuchung 
berechnen, es würde aber eine folhe Berechnung nach Vers 
ſchiedenheit der Källe zu Höchft ungleihartigen Beftrafuns 
gen führen. In Sachen dürfte zum Maaßſtabe die Vor⸗ 
ſchrift der erläuteenden Procefordnung dienen, daß, wenn 
in einee Schuldverfchreibung feine gewiſſe Zahlungszeit feſt⸗ 
gelegt ift, der Schuldner nach Ablauf eines Jahres vor 
Zeit der ausgeftellten Verſchreibung foll zur Zahlung ans 
gehalten werden fünnen, und mithin der Betrag der bes 
dungenen Zinfen nach der Krift Eines Jahres zu berechnen 
feyn. Zweckmaͤßiger wäre e8 aber wohl, der Vorfchrift 
des Bayeriſchen Entwurfs zu folgen, und in dem Falle, 
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wo ein wirklicher Bezug der bedungenen wucheriſchen Vor⸗ 
theile noch nicht ftatt gefunden hat, eine willführliche 
Geld s oder Gefängnißftrafe unter Feftfegung des Magis 
mum eintreten zu laffen. 

5) Zu Aufftellung der Unterfuhung verlangen die 
Sefeßgebungen von Bayern, Württemberg und 
Deffen die Anzeige der Betheiligten, und laflen alfo eine 
Unterfuchung von Amts megen nicht zu. Pflichtet man 
aber der Anficht bei, dag auch der einfache Wucher wegen 
feine® nachtheiligen Einfluffes auf das Kamilienwohl mit 
Strafe zu belegen fey, wie die benannten Sefeggebungen, 
fo erfcheint diefe Beſchraͤnkung der anzuftellenden Unter: 
fuchungen nicht ganz confequent, da in den meiften Faͤl⸗ 
len die Schuldner ale die Betheiligten theils aus Leichtfinn, 
theild aus Befürchtung der dann fofort eintretenden Zah⸗ 
fungsverbindlichkeit des wirklich Erhaltenen die Anzeige 
unterlaffen werden. 

6) Bon allen neueren Geſetzgebungen allein enthält das 
Saͤchſiſche Eriminalgefegbuch in Uebereinftimmung mit 
dem Defterreichifchen Gefeg gegen den Wucher vom Jahre 
1803 eine Strafbeftiimmung gegen die Unterhändler bei 
dergleichen wucheriſchen Gefchäften, welchen außer dem 
Berlufte des Maͤklerlohns eine Geldbuße bis zu Funfzig 
Thalern angedroht iſt. Unftreitig werden fie aber auch 
da, wo eine folche befondre Strafe nicht ausgefprochen if, 
menigftens dann, wenn ein verfleideter Wucher zur Täus 
hung des Schuldner angewendet worden iſt, ald Mit: 
ſchuldiger an einem Betruge nach den allgemeinen Beftim: 
mungen über die Theilnahme an einem Verbrechen zu bes 
ſtrafen ſeyn; zweifelhaftee dürfte die Frage bei der Bes 
fteafung des einfachen Wuchers erfcheinen, zumal menn 
nach der gefeglihen Vorſchrift die Strafe nur nach dem 
Betrage des von dem Darleiher bedungenen wucherifchen 
Bortheild zu bemefien ift, wo es an einem ausreichenden 


22 
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Maafftabe für die Beftrafung der Theilnehmer ermangelt, 
tie denn auch der von dem Unterhändler felbft gezogene 
Gewinn 3. B. durch Stipulirung eines unmäßigen 
Proreneticum zumeilen fehr hoch und höher als der Vor: 
theil des eigentlichen Darleihers anfteigen fann. Hält man 
es für nothiwendig, auch einfachen Wucher mit Strafe zu 
belegen, fo ſcheint auch eine befondre Strafbeftimmung 
gegen die dabei concurricenden Unterhaͤndler angemeffen. 
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xl. 


Deber den gegenwärtigen 
Standpunft der Strafgefebgebung 
mit Prüfung der Fortſchritte derfelben 
nad den neueften Gefegen und 


Entwürfen 
für 
Nordamerila, England, Belgien, Toskana, 


Preußen, Baiern, Medlenburg, Ham: 
burg, Bremen. 


Von 
Mittermaier. 


(Fortſetzung des Auffages Nr. VIL im vorigen Hefte.) 


Die in den legten Monaten erſchienenen Gefeggebungsar- 
beiten auf dem Gebiete des Strafrechts find vielfach fo bes 
deutend, daß ihre nähere Prüfung am meiften geeignet ift, 
den gegenwärtigen Standpunft der Strafgefeggebung richs 
tig zu beurtheilen. Ehe wir aber zu ihrer nähern Darftel- 
fung übergehen, ift es Pflicht, auf ein neues Gefeg Eng: 
lands über politifhe Verbrechen unfere Leſer aufmerffam 
zu maden. Es ift dad im %. 1848 ergangene Gefeg ") 
über einige Verbrechen, welche bisher zu dem Hochvereathe 


1) 11. 12. Victoria Cap. 12. sect. 3, 
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gezählt und durch das neue Geſetz aus der Klaffe dee Hoch⸗ 
verraths mweggenommen und den gemeinen Verbrechen 

felonies) beigezählt worden. . Das Gefeg beftimmt: 
Wer nach Verkündung dieſes Geſetzes beabfichtigt, erftrebt, 
unternimmt, hiezu Anfchläge oder Deranftaltungen macht, 
die Königin, ihre Erben oder Nachfolger, ihrer Befugniſſe, 
Würde oder des Namens und Vorrechts der Krone oder 
des Thrones des vereinigten Königreichd oder eines Theile 
deffelben zu berauben, oder Krieg gegen fie zu verurfachen, 
um durch Gewalt oder andern Zwang zue Abändes 
rung von Maafregeln oder Entfchliegungen zu nöthigen 
oder fie Davon abzuhalten oder hiezu eine Gewalt in Bewe⸗ 
gung zu fegen, oder wer es verfucht, das Parlament oder 
eines der beiden Häufer einzufchächtern oder in Furcht zu 
fegen, oder Ausländer aufzuregen oder in Thätigkeit zu ſetzen, 
um einen Einfall in eine der Befigungen der Königin zu 
machen, foll, wenn jene Verſuche und Unternehmungen 
durch die Preſſe oder durch Öffentlih und überlegt gefpros 
chene Worte, oder Durch offene That oder durch Handlungen 
verübt werden, der Selonie fchuldig ſeyn und nach dem Er⸗ 
meffen des Gerichts mit Transportation auf 7 Jahre oder bis 
zur Lebenszeit, oder zu Gefaͤngniß nicht über zwei Jahre mit 
oder ohne harte Arheit verurtheilt werden. 


2) Niemand foll wegen Felonie vermdge diefes Ge; 
feßes wegen der in diefem Gefege mit Strafe bedrohten 
Yeußerungen verfolgt werden, wenn nicht die Informa⸗ 
tion wegen der Handlungen binnen 6 Tagen, gerechnet von 
dem Tage an, als die Aeußerungen gemacht wurden, 
vor einem Friedensrichter (oder in Schottland vor einem 
Sheciff oder Stellvertreter deſſelben) eidlih gemadt und - 
gegen den Angefchuldigten, welcher ſolche Aeußerungen 
gethan hat, ein richterlicher Verhaftsbefehl binnen 10 Tas 
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gen erlaffen wurde ?). Niemand foll wegen folder Aeuße⸗ 
rungen anders verurtheilt werden, als auf den Grund 
feines im öffentlichen Gerichte abgelegten Geftändnifles oder 
des duch zwei glaubmwürdige Zeugen gelieferten Beweiſes, 
dag der Angeichuldigte jene Worte gefprochen habe. 

3) In der Anflageafte fönnen mehrere Akte, Aeuße⸗ 
rungen oder Handlungen, durch welche daß in diefem Ges 
fee bedrohte Verbrechen verübt feyn foll, zufammengefaßt 
werden. 

4) Wenn eine in der Anflageafte angegebene Thats 
ſache, auf welche die Anfhuldigung nad dem gegenmwärtis 
gen Gefege gegründet war, geſetzlich als Hochverrath ers 
ſcheint, fo foll Deswegen die Anflage nicht als nichtig bes 
trachtet werden; ergiebt ſich, daß die in der Verhandlung 
erroiefenen Thatfachen in die Klaſſe des Hochverraths gehds 
ren, fo fann der Angeflagte doch fordern, daß über die 
Felonie erkannt werde, und der Angeklagte, welcher mes 
gen einer foldyen Felonie abgeurtheilt wurde, fol nachher 
nicht wieder wwegen der nämlichen Thatfachen des Hochver⸗ 
raths angeflagt werden. 

Dies eben mitgetheilte Gefeg verdient die Aufmerffams 
feit aller mit der Strafgefeggebung befchäftigten Perfonen. 
Während unfere neueren Gefege den Begriff des Hochvers 
raths möglichft erweitern und insbefondere auch auf Aeuße⸗ 
tungen ausdehnen, fühlt der praftifhe Engländer die 
Nothwendigkeit, den Begriff des Hochverrath6 immer 
mehe zu befchränfen, damit im Wolfe die nothmendige 
fittliche Scheu vor einem der ſchwerſten Verbrechen gekraͤf⸗ 


3) Das Befch beftimmt noch, daß der Verhafttbefehl innerhalb 
der nächſten zwei Jahre, von der Verkündung dieſes Geſetzes 
an, erlaflen werden muß. Daraus folgt, daß jetzt, nachdem 
die zwei Sabre verfloffen find, wegen Öffentlicher Reden das 
Geſetz, welches fie zu felonies erhob, nicht mehr beftcht, 
daher das Vergehen jept nur mehr als misdemeanor vers 
folgt werten kann. 
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tigt werde, was unmöglich da der Fall feyn fann, wenn 
die Gefepgebung unter dem nämlichen eines der größten 
Verbrechen bezeichnenden Ausdruc auch Handlungen begreift, 
die im Widerſpruche mit dem VBolferechtsbermußtfeyn von 
dem Geſetzgeber hochverraͤtheriſche willkuͤrlich genannt 
werden, waͤhrend ſie haͤufig nur Ausfluͤſſe der Aufgeregt⸗ 
heit oder einer von der herrſchenden Anſicht abweichenden 
politiſchen Geſinnung, oder eines entſchuldbaren, die 
feineren Graͤnzen des erlaubten geſetzlichen Widerſtandes 
uͤberſchreitenden Strebens ſind. Der Geſetzgeber mag ſolche 
Aeußerungen als eigene Vergehen mit Strafe bedrohen; 
der engliſche Geſetzgeber fuͤhlt aber, daß er ſie nicht dem 
Hochverrathe gleichſtellen darf. Unſere Leſer werden be⸗ 
merken, daß das neue engliſche Geſetz dem richterlichen Er⸗ 
meſſen bei dieſem Vergehen einen ſehr weiten Raum giebt. 
Der Richter kann von einem Tage Gefaͤngniß bis zur le⸗ 
benslaͤnglichen Transportationsſtrafe ausſprechen; der Ge⸗ 
ſetzgeber erkannte, daß die Verſchuldung ins Unendliche ab⸗ 
geſtuft werden kann; daß es vergeblich ſeyn wuͤrde, im 
Geſetze ſcharf beſtimmte Abſtufungen aufzuſtellen. Es 
mag allerdings in Deutſchland oder Frankreich bedenklich 
ſeyn, im Geſetze kein Minimum der Strafe zu drohen und 
einem Richter (bekanntlich iſt es in England der Praͤ⸗ 
ſident allein, welcher uͤber die Strafe erkennt) eine ſolche 
Gewalt einzuraͤumen. In England findet Niemand daran 
einen Anſtoß. Bei dem gluͤcklichen Verhaͤltniſſe des Vertrau⸗ 
ens zwiſchen Geſchwornen und dem Richter, bei der großen 
Achtung, die die Richter Englands genießen, bei dem 
eigenthuͤmlich wohlwollenden Charakter und der unabhaͤn⸗ 
gigen Stellung engliſcher Richter, und der unerbittlichen 
Macht, welche die Preſſe auch in Bezug auf die geſtellten 
Urtheile ausuͤbt, iſt keine Gefahr, den Richtern es zu uͤber⸗ 
laſſen, die der Verſchuldung anpaſſende Strafe auszufprechen. 
Die Geſchwornen Englands haben zwar nicht das Mittel, wie 
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in Frankreich, dur den Ausfpruch des Daſeyns von Mils 
derungsgründen den Kichter zu nöthigen, eine mildere 
Strafe zu erkennen; allein das in der Redtsübung vors 
kommende Mittel, dem Wahrfpruch den Zufag beizufügen: 
Wir empfehlen den Angeklagten der Gnade des Richters, 
fichert die Geſchwornen, dag ein ſolcher Zufag unfehlbar 
den Ausfpruch einer mildern Strafe bewirkt. Das anges 
führte Gefeg hat noch cine beachtungswuͤrdige Eigenthuͤm⸗ 
lichkeit, indem es wegen Aeugerungen feine Strafverfols 
gung geftattet, wenn nicht binnen 6 Tagen, nachdem die 
Worte gefprochen wurden, die Zeugen eidlich darüber vor 
Gericht ausfagten. Es hängt dies mit der Erfahrung zus 
fammen, daß in gerichtlichen Streitfällen am meiften uns 
wahre Zeugenausfagen da vorfommen, wo die Zeugen Über 
die von Anderen geſprochene Worte Zeugnig ablegen fols 
len. Der praftifhe Engländer weiß, wie gefährlich ed if 
auf ſolche Zeugniffe zu bauen, bei welchen der Zeuge oft 
‚zufällig an den Ort fam, an welchem der Andere etwas außs 
fagte, nur einen Theil der fremden Rede und einige aus dem 
Bufanımenhange geriffene Worte hört, und beidem in ſolchen 
Verfammlungen oder an öffentlichen Orten leicht begreiflichen 
Lärmen und Unruhe Über die gehörten Worte ſelbſt ſich 
leicht taͤuſcht, fie mit feiner vorgefaßten Meinung und augens 
blicklichen of z. B. durch Parteienanjichten veranlaßten lei⸗ 
denſchaftlichen Stimmung gegen den Redner die Worte 
auffaßt oder nur einige beſonders ihm auffallende Ausdruͤcke 
ſich einprägt , ohne den wahren Zufammenhang der Rede 
im Gedoͤchtniß zu behalten. Jemehr Zeit zwiſchen dem 
Tage, an welchem der Zeuge die Worte, über die er ausſa⸗ 
gen foll, und dem Tage der Ablegung des Zeugniffes verflofs 
fen ift, defto größer wird die Gefahr, daß die Ausſagen 
der Zeugen unwahr find. Die natürliche Untreue des Ge⸗ 
dächtniffee, der Umſtand, daß in der Zroifchengeit ber Zeuge 
von anderen Perfonen über den Vorfall ſprechen hörte, und 
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die mit einer gewiſſen Derbheit vorgebrachte Verficherung 
Anderer, daß fie eine gemwiffe Rede auf eine beftimmte 
Weife hörten, macht unmillfürlid auf manden Zeugen 
einen Eindruck, und veranlaßt ihn oft mit dem beften Wil: 
ien, die Fragmente feiner Erfahrung in der Ergänzung 
durch eine lebhafte Phantafie und durch das von anderen 
Derfonen Gehörte ald das wirflih Erfahrene zu bezeugen. 
Das englifhe Recht enthält daher ſchon bei der Gotteslaͤ⸗ 
fterung ?) die Vorfchrift, dag Niemand megen gotteslaͤ⸗ 
fterliher Worte verfolgt werden foll, wenn nicht das Zeugniß 
über die gehörten Worte binnen vier Tagen eidlich vor dem 
Richter abgelegt ift; die gerichtliche Anflage muß megen 
ſolcher Gottesläfterung binnen 3 Monaten verfolgt werden. 
Diefen praftifhen Anfichten gemäß enthält auch das neue 
Geſetz über die durch Aeußerungen verübten politifchen Vers 
brecben die Vorfchrift, daß binnen 6 Tagen das Zeugniß 
gerichtlich gegeben feyn muß (weil man erwartet, daß dann 
der Zeuge am ficherften noch über das Gehörte ausfagen 
fönne), und fordert, daß binnen 10 Tagen der Angefchuls 
digte von der Anfehuldigung in Kenntniß gefegt werde (weil 
er dann am beften noch über die Tefchuldigung ſich erflä: 
ren und Vertheidigungszeugen angeben fann). — Unfere 
Lefer werden noch eine andere Schugmwehr, die das Gefek 
dem Angeflagten gegen grundlofe Berurtheilungen giebt, 
bemerfen, indem nur auf ein in der öffentlihen Hauptvers 
handlung (nicht in der Vorunterſuchung) abgelegtes Ges 
ftändniß oder auf die Ausfagen von zwei glaubwürdigen 
Zeugen eine Verurtheilung erfolgen fol. Ein fogenannter 
Beweis durch Nebenumftände genügt darnady nit. 


Bon den neueften deutſchen Strafgefeßgebungen, die 
das ſchwierige Kapitel von den Verbrechen gegen den Staat 


3) Archbold summary p. 551. 
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betreffen, verdient Das neue Gefeg *) von Bremen eine 
befondere Erwähnung. Nach $. 1 foll der gewaltfame 
Angeiff auf die Selbſtſtaͤndigkeit oder die Verfaſſung dee 
Staat, um diefe ganz oder in wefentlihen Theilen umzus 
ftärzen, mit Gefaͤngniß oder Zuchthaus bis 15 Jahren ber 
fteaft, und nach $.2 folk ein ſolcher Angriff auf die Selbſt⸗ 
ftändigkeit oder die Verfaſſung Deutſchlands °) dem in 
$. 1 bezeichneten Verbrechen gleihgeachtet werden. $&. 3. 
Haben zwei oder mehrere Perfonen die Ausführung eines 
ſolchen Angriffs verabredet, ohne daß diefer erfolgte, fo 
find die Anftifter mit Gefängnig oder Zuchthaus bis 6 
Jahren und die übrigen Teilnehmer mit Gefängnig oder 
Zuchthaus bis 3 Jahren zu beftrafen. 8. 4. Wer zu 
einem folden Angriff auffordert oder eine fonftige 
Handlung zur Vorbereitung eines ſolchen Angriffs bes 
geht ®), wird mit Gefängnig oder Zuchthaus bis 3 Jah⸗ 
ven befteaft. 5. 5. Wer vor Veruͤbung der bezeichnes 
ten Verbrechen und vor Einſchreiten der Staatögewalt ſich 
und feine Mitfepuldigen anzeigt, ift von Strafe?) frei. 








4) Sefep v. 7. Februar 1851. 

5) Das Gefeg iſt wohl nur auf künftige Zeiten berechnet, 
Dr die Bürger wiffen, welche Werfaffung Deutſch⸗ 
land hat. 

6) Diefer $. ift ein ſehr bedentlicher; da das Gefeg nicht bes 
fimmt, daß die Aufforderung öffentlich gefbehen müffe, fo 
iſt auch jede vertrauliche an eine Perfon gefchehene Aufforde⸗ 
rang ſchon ftrafbar; durch die Ausdrüde fonftige Hands 
Lung ift aber der größten Willfür und vielfachen grundlos 
fen Unterfuhungen das Thor geöffnet. Ale Gefepgeber folls 
ten erfennen, daß chen bei dem Oochverrath der Anfangss 
punkt des firafbaren Verſuchs genau bezeichnet werden muß. 

7) Beftimmungen diefer Art follten in einem Gefepbuche nicht 
mehr vorkommen; fie find unmwürbig, indem fie leicht zu 
Berſchwoͤrungen Anlaf geben, bei welchen agens provocateurs 
die Rolle fpielen; fie nügen michte, meil häufig folhe Anzeis 
gen der Mitfchuldigen doch nicht viel bemeifen ; fie führen 
zur Unfittlichfeit, und find überflüffig, wie die Grfahrung 
Frankreichs lehrt, mo 1832 das crime de non revelation 
aufgehoben wurde. 
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8.6. Staatsangehörige, welche Kunde von folden®) verbres 
&erifchen Unternehmungen haben und nicht davon mit mdg« 
lichſter Befchleunigung der Behörde Anzeige machen, werden 
mit Gefängnig bis 1 Jahre beftraft. Ehegatten, Ber: 
wandte und Berfehmwägerte in auf: und abfteigender Linie 
und in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade, Pflegeltern 
und Pflegkinder der Verbrecdyer, werden, wenn nicht etwa. 
eine Amtöpflicht zur Verhütung oder Anzeige ihnen obliegt, 
nicht beſtraft. 8.7. Wer den Etaat verräth, Indem er, 
diefem angehörig oder dienftpflichtig, 1) eine fremde Macht 
zum Kriege oder zu Feindſeligkeiten mider denfelben auf: 
fordert oder abfichtlich veranlagt, 2) Waffen wider denfels 
ben im Kriege trägt oder fonft vor oder nad) dem Aus⸗ 
bruch des Krieges dem Keinde in feinen Unternehmungen 
gefliffentlich Unterftügung gewährt, 3) Im Bewußtſeyn der 
MWiderrechtlichkeit und Gefährlichkeit feiner Handlung Briefe 
oder Urkunden an eine fremde Regierung ausliefert oder 
zu deren Gunften verfälfebt, unterdrüct, vernichtet oder 
derfelben Geheimnifle des Staats offenbart, 4) im gleichen 
Bewußtſeyn eine fremde Macht zu einer ftaategefährlichen 
Einmiſchung auffordert oder einer ſolchen Vorſchub leifter, 
wird in den Källen 1 bid 3 mit Gefänanig oder Zuchthaus 
bie 12, im all 4 mit Gefängnig bis 3 Jahren beftraft. 


— 





8) Nach dem Ausdruck: ſolche, ſcheint die Anzeigepflicht auch 
auf den Fall zu geben, wo nah $. 3 und 4 nur entfernte 
Borbereitungehandlungen, die feinen Erfolg hatten, Jeman⸗ 
dem befannt werden. . 


9) Diefe Gleichſtellung iſt bedenklih denn da der $. 7 zur 
- Beftrafung gegen Bremen verübte Handlungen fordert, daß 
der Verbrecher dem Staate Bremen angehörig oder bienfts 
pflichtig fen, fo legt er auf das Merkmal, dab eine Pflicht 
zur befondern Treue verlegt wird, Werth; dies paßt 
aber doch nicht, wenn der bremifche Unterthban gegen einen 
andern deutfhen Staat ſolche Handlungen verubt. Man 
mag aus politifhen Grunden auch hier eine befondere Errafe 
drohen, aber gleichflellen follse der Geſetzgeber das Uns 
gleichartige nicht. 
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$. 8. Verrätherifbe Handlungen der in 6. 7 bezeichneten 
Art gegen Deutfebland werden In gleicher Weile beftraft. 
8.9. Sind diein den vorftehenden 88. gedachten Handlungen: 
gegen andere deutfche Staaten gerichtet, fo finden die 
Vorfchriften des 8. 1 ebenfalls Anwendung 9). — Unter 
der Aufſchrift: Verbr. wider die zur Ausübung 
derStaatsgemaltberufenen Behdrden, bedroht 
$. 10 den gewaltfamen Anariff auf den Senat oder die 
Bürgerfchaft, um diefe Behörden aus einander zu treiben, 
oder Mitglieder aus denfelben zu entfernen oder auf Ihre 
Beſchluͤſſe zwangsweiſe zu wirken, gleichwie die Öffentliche 
Aufforderung zu ſolchem Angriff, mit Gef. bis 6 Jahren 
Zuchthaus. Nach $. 11 wird det Verbrecher, der gewaltſam 
in das Sitzungslokal der genannten Behoͤrden waͤhrend der 
Sitzung eindringt oder ſich thätlich der Ausweiſung wider⸗ 
ſetzt, oder in dem Lokale, wo die Sitzungen gehalten wer⸗ 
den, dieſe Behoͤrden oder einzelne Mitglieder derſelben be⸗ 
leidige 19) oder bedroht, mit Gefaͤngniß bis 3 J. Zucht⸗ 
haus beſtraft. Thatlichkeiten, Beleidigungen und Bedro⸗ 
hungen wider Beamte und Diener jener Behoͤrden oder der 
zum Schutze der Verſammlung gegenmärtigen polizeilichen 
oder bewaffneten Macht in oder vor dem Eigungslofal, 
werden mit Gefängniß bis 6 Monaten deſtraft. Someit 
diefe Beleidigungen noch eine Privatrechtsverfolgung zus 
laſſen, Tann diefe nicht mehr eingeleitet oder fortgefegt 
werden, fobald der Staatsanwalt wegen derfelben Beleis 
digung eine Unterfuchung eingeleitet hat. Wird jedoch die 
Sache nicht an das Geſchwornengericht gewiefen, oder erfennt 
das Gericht die Handlung des Angeflagten als nicht unter 


10) Es follte wohl heigen: während der Ausübung ihres 
Dienfles; denn mır Unrecht wurde man da, wo zufällig 
außer feinem Dienfte der Senator A in dem Sitzungslo⸗ 
kale ſich befinter und B ıhn dort belsidige, ein Werbrechen 
wider den Staat aunehmen. 
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das Geſetz fallend, fo fteht dem Beleidigten die Privats 
rechtöverfolgung wieder frei. Nach $. 12 werden Zuſam⸗ 
mencottirungen vor dem Sigungslofale, fofern fie ſich nicht 
verweilt nach einer von Seite der Behörden erfolgten Auf: 
forderung auflöfen, bei Anftiftern und bewaffneten Theil: 
nehmern mit Öefängniß bi6 1 Yahr, bei andern Theilnehmern 
mit Gef. bis 3 Monaten beftraft. 5.13. Wer gegen den 
Senat oder die Vürgerihaft vor verfammelter Menge 
Schmähungen-ausftößt, wird mit Befängnig bis 6 Monaten 
beſtraft. $. 14. Anwendung der $. 10—12 auf die 
Ausfchüfle des Senats oder der Bürgerfchaft. $. 15. Auf⸗ 
forderungen, Berabredungen und Verbindungen zur Yußs 
übung der in $. 10— 14 gedachten Vergehen werden, wenn 
auch die Ausführung unterblieb,, bei Anftiftern mit Gefängniß 
bis 6 Monaten, bei andern Theilnehmern mit Sefängnig 
bis 6 Wochen beftraft. Unter der Auffcheift: Verbre⸗ 
chen wider die offentliche Drdnung, iftvorerft mit 
Strafe bedroht die Widerſetzung gegen die Obrigkeit. $. 16. 
Wer obrigkeltliden Perfonen und Anordnungen gemwaltfa> 
men Widerfland feiftet, mer eine obrigfeitliche Perſon zur 
Vornahme oder Unterlaffung von Amtshandlungen durch Ge⸗ 
walt oder Drohungen zu nöthigen fucht, an einer ſolchen fi 
während der Amtaubung vergreift oder wegen einer Amts⸗ 
handlung thätlih Rache zu nehmen fucht, wird, falls nicht 
das Verbrechen des Aufruhrs vorliegt, mit Gefaͤngniß und 
nach Umftänden mit Zuchthaus bie 2 Jahren beftraft. 8. 17. 
Aufforderungen, Yufreisungen, VBerabredungen und Vers 
bindungen zur Ausübung der vorgedachten Verbrechen, 
ohne daß die Ausübung des Verbrechens erfolgt ift, werden 
bei den Anftiftern mit Gefängniß bie 3 Monaten, bei andern 
Theilnehmern mit Gefaͤngniß bis 6 Wochen beftraft. F. 18. 
Deffentlihe Zufammenrotticungen, um mit vereinigter Ge⸗ 
malt gegen die Obrigfeit zu verfahren, namentlich ihren 
Anordnungen Widerftand zu leiften, von Ihr etwas zu ers . 
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zwingen oder an ihr Rache zu üben, werden wie folgt bes 
fraft: a) Wenn die Menge ohne Gemaltthat an Perfonen 
oder Sachen nad einer von Eeite der Behörde erfolgten 
Aufforderung audeinandergeht, fo werden nur die Anftifter 
und Anführer mit Gefängnig bis 6 Monaten beftraft. b) 
Beharrt diefelbe bis zum Einfchreiten der Öffentlichen Macht 
in ihree Auflehnung , fo find Anftifter, Anführer und bes 
waffnete Theilnchmer mit Gefängnig bis 2 Jahren, fonftige 
Theilnehmer mit Gefängnif bis 3 Monaten zu beftrafen. 
c) Veruͤbt diefelbe Gcmwaltthätigfeiten gegen Perſonen oder 
Sachen, insbefondere gegen die Öffentliche Macht, fo find Ans 
ſtifter, Anführer und bewaffnete Theilnehmer mit Gefängs 
nig und nach Umftänden mit Zuchthaus bis 6 Fahren, fonftige 
Theilnehmer mit Gefängnig und nad Umftänden mit Zuchts 
haus bis 3 Jahren zu beftrafen. $. 19. Aufforderungen, 
Aufreizungen, Verabredungen oder Verbindungen zum Aufs 
ruhr, ohne daß dieſer erfolgt, werden bei Anftiftern mit Ges 
fängnig bi8 2 Jahren, bei andern Theilnehmern mit Ges 
fängniß bis 6 Monaten beftraft. $. 20. Anzeige eines aufs 
ruͤhreriſchen Complotts hat nad Maaßgabe des $.5 Straf: 
fofigkeit zur Folge. $. 21. Entfteht außer dem Fall des 
8. 19 ein Auflauf und werden von der dabei verfammelten 
Menge gegen Perfonen oder Sachen Gewaltthätigfeiten 
verübt, ohne daß diefelbe fich gegen die Obrigkeit auflehnt, 
fo werden Anftiftee und Anführer mit Gefängnig bie 2 
Fahren, andere Theilnchmer mit Gefängnig bie 6 Monas 
ten beftraft. $. 22. Der Tumult wird, fobald Auflehnung 
gegen die Obrigkeit hinzufommt, dem Aufruhr gleichges 
achtet. 

Das früher mitgetheilte bremifche Geſetz hat das 
Eigenthuͤmliche, daß fein Minimum der Strafe gedroht 
iſt. Die bremifche Geſetzgebung ſchließt fih dadurch dem 
englifchen Syſtem an. Wir verfennen nicht die Bedenk⸗ 
lichkeiten gegen dies Spftem, bei welchem eine große Macht 
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in die Sand des Gerichtd gelegt wird; hören wir aber 
die günftigeren Urtheile in England über dies Syſtem, fo ver⸗ 
dieng die Krage: ob dies nicht allgemeiner Nachahmung 
würdig ift? eine genaue Prüfung. Unfehlbar hat eine Ge⸗ 
feßgebung,, die fein Minimum aufftellt, den Vortheil, daß 
dadurch die vielfachen, häufig mwillfürlih und leicht irre 
führender Abftufungen bei einem Verbrechen ebenfo über: 
flüffig werden, als die Mittel, zu welchen jede Geſetzgebung 
bewogen wird, die Härten der Strafanwendung zu ver 
mindern, entweder indem fie den Milderungsgrund der 
verminderten Zurechnung, oder bei einzelnen Verbrechen be: 
fondere Milderungegrunde oder überhaupt das Recht ans 
erkennt, daß wegen mildernder Umftände der Richter unter 
das Minimum herabgehen darf. Es fommt nur darauf 
an, ob erwartet werden darf, daß die Richter die Befugs 
niß gehörig gebrauchen. Iſt der herrfchende Geift der der 
Strenge, fo daß die Richter regelmäßig eher eine dem 
Marimum fi nähernde Strafe begreiflich erfennen, fo 
teitt bei Geſchwornen ein Mißtrauen ein, und es erfolgt 
mancher Wahrfpruch der Nichtſchuld, weil die Geſchwornen 
beforgen, daß die Richter eine zu ſchwere Strafe erfennen 
werden. In England haben die Geſchwornen das Mits 
tel, den Verurtheilten der Gnade des Richterszu empfehlen. 
Das Vertrauen zu den Richtern, daß fie nit zu harte 
Strafen ausſprechen werden, fteht dabei fe. Eben bei 
den politifchen Verbrechen, auf welche fich das bremifche Ges 
fet bezieht, wird die Gefahr vermehrt, wenn die Richter 
nit — frei von allen Partelenruͤckſichten — die Verſchul⸗ 
dung genau erwägen, und von felbft da die geringere Strafe 
auefprechen, wenn fie der Berfhuldung des Falles ents 
fpricht. 

- Der Standpunft der Strafgefeßgebung in Deutfchs 
land wird am beſten gewürdigt werden koͤnnen, wenn wie 
die zwei neueften Geſetzgebungswerke der zwei größeren 
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deutfhen Staaten, Preußen und Balern, vergleichen. Bon 
dem Preußifchen Sntrourfe wurde bereits im vorigen Auf⸗ 
fage Nachricht gegeben. Seit diefer Zeit ift der Entwurf, 
nachdem er von den Eommiffionen der beiden Kammern ges 
prüft und vielfach verbeffert wurde, als Gefeß angenommen 
und verfündet worden!) Die Kammern haben, in Er⸗ 
mägung, daß dem Entwurfe fchon forgfältige Berathungen 
über frühere Entwürfe vorhergingen und Bemerkungen 
der Provinzialfandtage benugt wurden, und geleitet durch 
die Rudficht, daß die Commifionen der Kammern forgs 
fältig den Entwurf geprüft und zweckmaͤßige Verbefferungen 
vorgefehlagen haben, fowie bewogen duch die Wichtig, 
feit, daß möglichft bald das Strafgefeßbuch zu Stande fomme, 
den befonderen Berathungen und Anträgen über einzelne Bes 
flimmungen entfagt und den Entwurf im Ganzen nach den 
Vorfchlägen der Commiffion angenommen. Go fehe 
man dies Streben nach Befchleunigung danfbar anerfens 
nen muß, fo muß man doch bedauern, daß nicht, dem 
Geiſte des conftitutionellen Syſtems gemäß, der Ents 
wurf einer umfaflenden Berathung in beiden Sams 
mern unterworfen wurde. Man entbehrt dadurch reich⸗ 
haltige Materialien für die richterliche Auslegung des 
Geſetzes. Die Erfahrungder Staaten, in welchen Geſetz⸗ 
bücher umfaflend in den Kammern berathen wurden, lehrt, 
daß freilich viel Zeit durch manche unbedeutende Berathungen 
und grundlofe Anträge verloren wurde, und mandye Abs 
flimmungen über einzelne Artifel durch zufällig gebildete 
Mehrhelten erfolgten und auf den Geiſt und Zufammenhang 
des Banzen ftörend einwirften?), daß aber auch der Sinn 


1) setrafgefegdug für die Preufifhen Staaten vom 14. April 


13) Mandıer Abftimmende, der mit dem Gegenftande nicht ganz 
vertraut iſt, faßt eine vorliegende Frage vereinzelt ab, und 
laßt fich zu einer dem Ganzen [hädlichen Abſtimmung verleitenz 

Yale d. Gr. NR. 1851, 11, St. au 
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der einzelnen Vorſchriften durch die Berathung erft deutlich 
wurde, daß nicht felten ein Antrag, der in der Commiſſion 
in der Minderheit war, in den Kammern die Mehrheit 
erhielt und manche Verbefferung der Gefegbücher erft durch 
Anträgevon Mitgliedern bewirkt wurde, welche an den Be: 
rathungen der Commiſſion feinen Antheil nehmen fonnten. 
Man muß es beflagen, daß mehrere 100 Mitglieder, deren 
Bemerkungen vielleicht mancher Vorfchrift eine andere Wens 
dung gegeben hätten, nicht gehört werden fonnten. Man: 
che Bemerkung würde oft erft der Commiſſion Gelegenheit 
gegeben haben, die wahre Bedeutung einer einzelnen Vor⸗ 
ſchrift Hervorzuheben, und Einwendungen zu widerlegen, 
welche jetzt fich erheben, ohne dag man die Zweifel geläft 
findet. Man muß zur Ehre der 20 Männer, welche die 
Sommifiion der zweiten, und der 16 Mitglieder, welche die 
Sommiffion der erften Kammer bildeten, zugeben, daß durch 
ihre Berathung der urfprüngliche Entwurf vielfach verbefs 
fert wurde. In den Commiffionsberichten fommen - viele 
wichtige Bemerkungen vor; man überzeugt ſich aber auch, 
daß die Commiſſion nit felten getheilter Anficht war. 
Manche Minoritätsänträge find erheblich und Hätten mehr 
Beachtung verdient, als fie gefunden haben. 

Als Verbeſſerungen, welche duch die Beichlüffe der 
Commiſſion bewirkt wurden, bezeichnen wir 1) die Beſeiti⸗ 
gung der in $. 9 vorgefchlagenen gefhärften Todesftrafe, 
2) die Beftimmung ($.29) bei dem Verſuche des Verbrechens, 
daß dem Richter überlaffen wird, bei Feftfegung des Strafs 
maaßes innerhalb der dafür vorgefchriebenen Grenzen darauf 
KRücficht zu nehmen, daß das Verbrechen nicht vollendet 


—— — — 


allein die Erfahrung lehrt, daß hier gebolfen werden kann, 
wenn die Gommiffion, die den Sufammenhang des Ganzen 
überfchaut, wieder die geeigneten Anträge in die Verſamm⸗ 
Iung bringt, um die Nachtheile der ergangenen Abflimmung 
abzuwenden. 
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wurde '®), und der Zufaß, in ſoweit bei dem vollendeten 
Verbrechen unter Umftänden eine der Art oder dem Maaße 
nach mildere Strafe eintritt, diefelbe auch bei dem Verfuche 
zue Anwendung fommen fol. 3) Bei der Theilnahme 
($. 32), indem durch den Zufag: wenn feftgeftellt wird, daß 
im Kal 9. 3112) Nr. 2 die Theilnahme feine voefentliche war, 
fo teitt ftatt der Todesftrafe oder lebenslänglichen Zuchthaus: 
ftrafe zeitiges Zuchthaus, und wenn außerdem feftgeftellt wicd, 
dag mildere Umftände vorhanden find, Gefängnig von 2 
bis 10 Fahren ein, zweckmaͤßig dem Richter die Möglich 
feit gegeben ift, in geringeren Fällen nicht die oft mit der 
Größe der Verfchuldung im Mißverhältnig ftehende Strafe 
zu erkennen. 4) Bei der Begünftigung der Verbrechen 
($. 34. 35), indem mit Recht die Hehlerei als felbftftän- 
diges Verbrechen betrachtet und daher die Vorfchrift in den 
befondern Theil vermwiefen wurde, und bei dem Gage: 
dag die von leiblichen Verwandten und Ehegatten verübte 
Begünftigung ſtraflos feyn follte, der Zufag gemacht 
war: wenn die Begünftigung nur dem Thäter gefchah, 
umihn der Beftrafung zu entziehen, fo daf 
die von Verwandten verübte Begünftigung, um ihm die 
Bortheile der Beftrafung zu fichern, nicht ftraflog fein fol. 


— — — — — — 


13) Durch dieſen Sat iſt die ſchroffe, dem franzöfiſchen Code 
nachgebildete Härte des Satzes: daß der Verſuch wie das Ver⸗ 
brechen ſelbſt beſtraft wird, gemildert. Man weiß, daß in 
Frankreich viele Juriſten durch die Faſſung des Geſetzes zu 
dem Glauben verleitet wurden, daß der Verſuch eines Wer⸗ 
brechens mit der nämlichen Strafe wie das vollendete Verbre⸗ 
chen belegt werden ſoll. 

14) Es iſt zu bedauern, daß man nicht auch auf 6. 31 Nr. 1 dies 
fen Zufag ausdehnte ; denn fehr häufig zeigt fich, daß bei dem fos 
genannten intellectuellen Urheber, auf welchen $. 31 Mr. 1 
deutet, ebenfalls Gründe eintreten, melde die Gleichftelung 
wit dem Baupithäter als eine ungerechte darftellen. Das bas 
diſche GStrafgefegbuh $. 120 hat daher mit Recht (mehrere 

"Zälle zeigten die Nothwudigkeit) einen Bufag wegen des Mile 
derungerechtt gemacht. u2 
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5) Bel Beftrafung jugendlicher Uebertreter, welche noch 
nicht das 16te Lebensjahr erreicht, aber mit Unterfcheidungss 
vermögen gehandelt haben ($. 41), wo die Commiffion 
ben Zufag madıte, daß der Richter ermächtigt feyn foll, 
unter dad niedrigfte Maaf der gefeglichen Strafe herabzuges 
hen 1°), 6) Nach $. 43 follten auch Verbrechen, bie mit 
Todesfteafe bedroht find (der Regierungsentwurf hatte fie als 
unverjährbar erflärt), verjähren (in 30 Jahren). 7) In 
Bezug auf das Zufammentreffen mehrerer Berbrechen ($.48) 
zog die Commiffion dem im Reg. » Entw. vorgefchlagenen 
feanzöfifhen Syſteme das deutfche Syſtem vor, nach welchem 
bei der (fogenannt) realen Concurrenz auf fämmtliche das 
durch begründete Strafen erfannt werden foll, jedoch darf 
das durch Vereinigung mehrerer zeitiger Sreiheitöftrafe zu 
berechnende Maaß der Strafe nie 20, über Vergehen nicht 
10 Jahre überfteigen; und wenn die zu erfennenden Stra: 
fen von verfchiedener Art find, fodarf unter VBerfürzung ihrer 
Gefammtdauer ($.15a) 19) die ſchwerſteè Strafart erfannt, 
die Gefaͤngnißſtrafe nie über 10 Jahre beftimmt werben. 
8) Bei dem Hocverrathe (52) wurde die vorgefchlagene 
gefchärfte Todesftrafe befeitigt, und (54) bei Verabredung 
eines Hochverrätherifchen Unternehmens wurde das Minis 
mum von 10 auf 5 Jahre Zuchthaus herabgefegt, und 
8. 56 follte die Strafe der den Hochverrath vorbereitenden 
Handlungen Zuchthaus bis 5 Jahre, und wenn feftgeftellt 
wird, daß mildernde Umftände vorhanden find, Einſchlie⸗ 
fung von 1 bis 5 Jahren feyn. In $. 58 ift bei der Hands 
fung, wenn ein Preuße, der in fremden Kriegsdienften 
fand, nach Ausbruch des Kriegs die Waffen gegen Preu: 


16) Nach dem Negierungsentwurfe follte nur die Hälfte des 

säften efeglihen Strafmaages nicht überfchritten werden. 

16) Nach g 158 (im Gtrafgefegbuh $. 16) foll 1 Jahr Ein⸗ 
fhliefung dem Smonatlichen Gefängniß und 1 Jahr Gefanoais 
dem Smonatlichen Zuchthaus gleich ſtehen. 
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fen trägt, der Richter ermächtigt worden, wegen mildernder 
Umftände Einſchließung von 3—10 Jahren zu erfennen. 
9) Bei Hochverrath (8. 63) murde noch die Vorfchrift, 
daß der wegen Hochverraths Verurtheilte die Fähigkeit 
über fein Bermögen zu verfügen verlieren foll, auf die 
zur Todes; oder lebenslänglichen Zuchthausftrafe Verurtheil: 
ten befchränft, und die weiteren Vorfchläge, nach welchen 
auch ſchon vor dem Urtheile errichtete legtwillige Verord⸗ 
nungen und die unter Lebenden nach Eröffnung der Unters 
fuchung getroffenen Berfügungen nichtig fein follen, ebenfo 
weggelaflen, als die Vorfchrift, dag der Theilnehmer am 
Hochverrath, welcher rechtzeitig der Obrigkeit Anzeige macht, 
mit Strafe verfchont werde 17). 10) Bei Majeftätsbeleis 
digung (65. 67) iſt der Richter ermächtigt, in minder 
ſchweren Fällen eine geringere Zuchthausſtrafe und 
beidem Daſeyn milderndber Umftände felbft nur 
Einſchließung zu erkennen. 11) Fuͤr mehrere Verbrechen 
hat die Commiſſion die Ermächtigung zu geringeren Stras 
fen wegen mildernder Umftände anerkannt, 5. B. ($. 78) 
bei feindlichen Handlungen gegen befreundete Staaten, In 
8.179 bei Körperverlegung, wenn mildernde Umftände vors 
handen find. 12) Bei mehreren Strafvorfchriften hat die 
Redaction zu verbeffern geſucht, 3. B. $.77 bei Widerftand 
gegen die Staatdgewalt, wo ftatt der Worte: wer eine 
als Verbrechen bezeichnete Handlung ald erlaubt dar⸗ 
ſtellt, gefagt ift: wer anpreifer '®); in $. 83, wo 


17) Rad) dem Regierungsentmwurfe follte auch jeder zum zeitis 
gen Zuchthaus Verurtheilte Calfo auch nad der Erſtehung 
der Strafe) die Fähigkeit zu verfügen verlieren. Solche Wor⸗ 
fhriften find nur Schreckensmaaßregeln, die cher fchaden und 
ungerecht werden. Gute Gründe giebt der Gommiff. « Bericht 
der 2. Kammer ©. 54 für die Weglaffung an. 

18) Die Grenze zwiſchen dem Erlaubten und Unerlaubten wird 
hier ſehr fehwierig feyn; da zulegt nur die Willkür ente 
fcheidet. Wer das Duell als ftraflos darſtellt, fteht mit dem 
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zur Beftrafung des Aufſteckens von Fahnen, Zeichen, die 
den Geift des Aufruhrs zu verbreiten geeignet find, wird ver⸗ 
langt, daß died boͤs willig oder gegendas Verbot der 
Obrigkeit gefchieht; in $. 88, wo die Thellnahme an 
Verbindungen, die den Zwed haben, Maafregeln der 
Verwaltung oder Vollziehung der Gefege zu hindern, nur 
geftraft wird, wenn es durch ungefeglihe Mittel ges 
ſchieht. In $. 139 ift ſtatt der Faſſung: mer öffentlich) 
eine Verlegung der Schamhaftigfeit begeht, gefagt: mer 
durch eine Verlegung der Schamfaftigfeit ein Öffentii- 
ches Mergerniß giebt. In $. 143, nach welchem tas 
delnde Urtheife über wiſſenſchaftliche, Fünftlecifche, gewerb⸗ 
liche Leiſtungen u. A. nur ftrafbar feyn follen, wenn aus 
der Form der Aeußerung oder aus den Umftänden, unter 
welchen fie erfolgt, nach dem Reg.: Entw. eine Ehren: 
kraänkung zu entnehmen ift, wählte die Commiſſion 
den Ausdruck: wenn die Abſicht zubeleidigen her> 
vorgeht. In 8. 178 iſt, wenn bei einer Schlägerei 
ein Menſch getoͤdtet wird, jeder Theilnehmer ſchon wegen 
dieſer Theilnahme mit Gefaͤngniß nicht unter 3 Monaten 
zu beſtrafen, der Zuſatz gemacht: in ſofern nicht feſtge⸗ 
ftellt wird, daß er ohne fein Verſchulden hineingezogen 
worden. Bei der Unterfchlagung ift in $. 209 der Begriff 
auch auf denjenigen ausgedehnt, welcher die Gewahrſam 
einer Sache der Obrigfeit wider befferes Wiffen abläugnet. 
In $. 218a u. 218d (im Strafgefegb. $. 237— 40) iſt ein 
eigenes Kapitel über die Hehlerer eingefchaltet. Bei dem 
Wucher ($. 240) ift Etrafe nur demjenigen gedroht, ber 


auf gleicher Stufe, welcher dem Ducllanten, der für die Ehre 
feiner ſchwer beleidigten Frau fi fchlug, mit Begeiſterung das 
Duell anpreift, Eine mehr oder minder feurige Redeweife kann 
der Strafwürdigkeit nichts ändern. — Die Erfahrung Franuk⸗ 

reichs lehrt, daß ſolche Errafgefehe fich fchlecht bewähren. 
Wir haben in Deutfchland bis zur neueften Zeit von foldyen 
Beflimmungen nichts geroußt. 
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ſich Höhere Zinfen bedingt und entweder dieſe Ueber— 
fhreitung gewohnheitsmäßig betreibt oder 
das Sefhäft fo einfleider, daß dadurch dis 
Sefegwidrigfeit verftedt wird. 13) In meh: 
reren Faͤllen hat die Commiſſion das im Regierungsents 
wurfe gedrohte Minimum berabgefegt oder felbft jedes Mi⸗ 
nimum mwegegelaflen, 3. B. in $. 82 (menn Perfonen, die 
auf öffentlichen Pläßen und Straßen fich verfammelten, von 
den Beamten aufgefordert wurden fich zu entfernen, und ſich 
nicht entfernten, ift Gefängniß bie 3 Monaten gedroht); 
ferner in $. 86 (mer bemaffnete Haufen bildet oder ſolche 
befehligt), $. 90 (mer duch öffentliche Behauptung oder 
Verbreitung erdichteter oder entftellter Thatfachen die Eins 
richtung des Staats dem Haſſe Preis giebt), 8. 119 (bei 
dem Bruch eined eidlichen Angelöbniffes), 8.163 (bei Todts 
flag, wenn der Thäter ohne eigene Schuld durch Miß⸗ 
Handlungen oder Beleidigungen gereizt wurde). Hier hatte 
der Regierungsentwurf zeitiges Zuchthaus oder Gefängniß 
nicht unter 2 Jahren gedroht; die Commiffion trägt nue 
auf Gefängnig nicht unter 2 Jahren an (bei $. 172), 
wenn die Mutter die Leiche ihres neugebornen unehelichen 
Kindes ohne Vormiffen der Behörde beerdigt... — In 
manchen Fällen ift der Entwurf durch Zufäge, welche 
den Richter ermächtigen Strafe auszufchliegen, gemildert 
worden, 3. B. $. 120, wo die Drohung der Strafe 
für denjenigen, welcher aus Zahrläffigfeit etwas Uns 
wahres eidlih verfichert, oder eine unwahre an die 
Stelle eines Eides tretende Verſicherung abgiebt, der 
Zufag :beigefügt iſt, dag die Strafe ausgeſchloſſen ift, 
wenn der Thäter, ehe die Anzeige gegen ihn gemacht oder 
Unterfuchung eingeleitet worden, und ehe ein Rechtsnachtheil 
für einen Andern daraus entftanden ift, feine unwahre 
Verſicherung bei der Behörde, welcher er fie abgegeben hat, 
zuruͤcknimmt; ebenfo in $.130 bei Blutſchande, wo Stiefs 
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finder, mit denen ihre Stiefeltern Unzucht trieben, wenn fie 
das 16te Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, ftraflo® 
erklärt werden. 

Eine vorzügliche Aufmerffamfeit verdient der 1851 
den gegenwärtig verfammelten Kammern von dem baies 
sifhen Minifterium vorgelegte Entwurf des Strafge⸗ 
fegbuches (bi jegt nur der allgemeine Theil in 103 88.) 
mit ſehr ausführlich bearbeiteten Motiven. Baierns 
GStrafgefeßgebung ift um fo bedeutender, ald Baiern bes 
reits feit 1813 im Befige eines Geſetzbuchs war, welche, 
von dem ausgezeichneten Strafrechtslehrer Fe uer bach bes 
arbeitet, fich an den damaligen Stand der Wiſſenſchaft ans 
ſchloß, durch eine feltene Redactionskunſt feines Verfaſſers 
ausgezeichnet war und die Grundlage aller fpäteren Gefeßs 
gebungsarbeiten in den deutfchen Staaten wurde. Weber 
die Wirkſamkeit diefes Gefegbuches konnte Baiern feit 1813 
reichhaltige Srfahrungen fammeln 19); ſchon 1822, 1827 und 
41831 waren vollftändige Revifionen dieſes Geſetzbuchs bes 
kannt gemacht und hatten vielfach wiſſenſchaftliche Prüs 
fungen hervorgerufen; Baiern war aber auch in der Lage, 
das im Rheinkreiſe geltende franzöfifche Geſetzbuch in feiner 
Wirkſamkeit beobachten zu Fönnen. Im Jahre 1848 war 
Baiern der erfte deutfche Staat, welcher die Rothmendigs 
keit erfannte, das Strafgefegbuch mit dem neu eingeführs 
ten Öffentlihen mündlichen ſchwurgerichtlichen Verfahren 
in Einflang zu bringen; das damals erfchienene Gefeg ), 
welches fchon mehrere unpaflende Strafbeftimmungen außer 
Wirkſamkeit fegte, die im allgemeinen Theile vorfommens 
den, nur der Wiſſenſchaft angehörigen Vorfchriften aufhob 
und durch die Einführung des Milderungetgrundes der vers 
minderten Zurechnung die mildere Strafanwendung möglich 





24 Arnold in dieſem Archive 1843 Mr. XX. und 1646 
3) in Yiefem Archive 1850 ©. 363. 
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machte, konnte als Vorläufer des neuen Geſetzbuchs bes 
trachtet werden. Es ift zwar ſchwierig über den Werth 
des allgemeinen Theils dieſes Strafgefegbuchs ohne Kenntnig 
des befonderen Theils zu urtheilen, weil es darauf anfommt, 
welchen Gebrauch 5. B. der Geſetzgeber bei den einzelnen 
Verbrechen von den entehrenden Strafen machen will, wels 
he Abftufungen er macht, wie weit er da Minimum her: 
abſetzt; dennoch geftattet auch fchon der vorliegende Ents 
wurf in feinen mwefentlihen Theilen und Grundlagen eine 
Beurtheilung. Um den gegenwärtigen Standpunft der 
Strafgefeßgebung in Deutfchland zu bezeichnen, mag es 
zweckmaͤßig feyn, in den Hauptpunften das neue Preufis 
ſche Strafgefegbuch und den neueften Baierifhen Entwurf 
zu vergleichen, ihre Uebereinſtimmung und ihre Verſchieden⸗ 
heit genauer zu prüfen. 

I. Beide Geſetzeswerke legen die Eintheilung der 
ftrafbaren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und Uebers 
tretungen zum Grunde Schon das Baierifhe Ges 
ſetzbuch von 1813 hatte aus der franzoͤſiſchen Geſetzge⸗ 
bung diefe Eintheilung entlehnt und dem fchriftlichen ges 
Heimen Verfahren anzupaflen gefuht. Gegen diefe Aufs 
faſſung mußte man fich erklären; denn die Bedeutung, 
welche die Rintheilung in Frankreich hatte, lag vorzüglich 
daran, daß über die crimes die Geſchwornen, und über die 
delits die correctionellen Gerichte entfchieden. Hier trat der 
Unterſchied in der Gerichtsverfaſſung und indem Verfahren 
ſcharf hervor; und dadurch, dag Staatsanwälte es waren, 
welche durch ihre Anträge die Richtung der Vorunterfuhung 
beftimmten, und eine Anflagefammer zu entfcheiden hatte, 
ob ein Straffall vor die Affifen geriefen werden foll, war 
den Streitigkeiten über Zuftändigfeit vorgebeugt. Da aber, 
wo, tie bisher in Deutfchland, das geheime fchriftliche 
Verfahren beftand, Ponnte die Nachahmung der franzöfis 
ſchen Eintheilung nur Nachtheil wegen der Eompetenzfireis 
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tigfeiten, des Hins und Herfendens der Akten und der Ver: 
zögerung des Verfahrens haben. Seit der Zeit, als auch 
in Deutfchland das fhwurgerichtliche Verfahren eingeführt 
wurde, erhielt die Eintheilung in Verbrechen und Vers 
gehen eine andere Bedeutung, meil ed auf die Competenz⸗ 
ausfcheldung der Gerichte und Anordnung des Verfahrens 
anfam, je nachdem ein Straffall von den Geſchwornen 
oder den Bezirfögerichten abzuurtheilen war. An den Aus⸗ 
druck: Verbrechen, Enüpfte fih das Merkmal eines ſchweren 
Straffalles 21). Auf diefe Art fonnten die neuen deutfchen 
Gefeßesarbeiten zue Annahme der Eintheilung in Verbrechen 
und Vergehen fommen. Der Sehler der franzöffichen Ge: 
feggebung lag, mie die Motive zum beigifchen Entwurfe 2%) 
mit Recht bemerfen,, nicht in der Eintheilung, fondern in 
der Art der Durchführung im Code, in welchem princips 
108, und oft nur auf Zufälligfeiten ſich gründend ®), Hands 
lungen zu crimes geftempelt wurden, die nach der Art ihrer 
Veruͤbung häufig nicht auf hoher Stufe der Verſchuldung 
ftanden, während man zu den delits Handlungen rechnete, 
melde häufig feine milde Beurtheilung geftatteten *). 
An die Strafe eines crime fnüpfte der Code immer bie 
Infamie, während bei den delits in der Regel (Art. 42) 
feine Shrenfolgen eintraten; und bei delits ermächtigte der 
Art. 463 die Richter, unter dad Minimum herabzugehen, 
‘während bei den crimes vor 1832 fein Milderungsrecht 


21) Da in Zronkreich feit 1830 auch Prefvergeben und polis 
tifche Verbrechen, die oft geringere Strafen nad, fidy ziehen, 
an die Geſchwornen gewieſen find, fo bat der Begriff: crime, 
feine alte Bedeutung verloren, indem mannun nicht mehr einen 
vor die Affifen gewicfenen Straffall crime nennen konnte. ©. 
gute Abh. in Belgique judiciaire 1849 Nr. 65. 

22) Rapport p. 18. 

23) 3. B. bei der Körperverlegung, wo diejenige, welche 2Otägis 
ge Krankheit nach fi zog, als Verbrechen, und die kürzer 
dauernde Krankheit nach fich ziehende als delit erklärt wurde. 

24) 3. B. die Mehrzahl der vols; die :Betrügereien wurden als 
delits beſtraft. 
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geftattet war. Solche unpaffende Vorfchriften ded Code 
in der Durchführung der Eintheilung mußten in Deutſch⸗ 
land vermieden werden, und dann waren die früheren Ein⸗ 
soendungen gegen fie leicht zu befeitigen. In der Commiſ⸗ 
fion der zweiten Kammer in Preußen, In welcher man ſich 
für die Annahme der Eintheilung erflärte, fühlte man wohl 
die Schwierigkeit, welche durch das Syſtem der entehrenden 
Strafen entftehen fann””); man vereinigte ſich über den 
Grundfag, da es bei der Eintheilung nur auf die felbfts 
ftändigen Strafen anfommt und auf die acceflorifchen Stras 
fen (ob Ehrenfolgen dauernd oder auf Zeit eintreten) feine 
Ruͤckſicht zu nehmen ift; ferner dag bei Handlungen, die 
mit entehrenden oder nicht entehrenden Strafen beftraft wers 
den Fönnen, von den Geſchwornen auch darüber entſchieden 
werden müfle, ob auf die entehrende oder nicht entehrende 
Errafe zu erkennen it). Man hielt es aber wohl mit 
Recht nicht für nöthig, daß im Gefege ein Zufag?7) gemacht 
tverde, nach welchem erklärt würde, daß, abgefehen von 
der Art und dem Maaße der Hauptftrafe, jede Hands 
lung, welche mit dem Verlufte der bürgerlichen Ehre bes 
droht iſt, unbedingt ale ein Berbrechen, und jede Handlung 
mit zeitiger Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte bedroht ift, als ein Vergehen zu behandeln 
fey. Uebrigens dürfte es eine nicht fo bald vermirklichte 
Hoffnung der Vertheidiger diefer Eintheilung feyn, dag ſich 
die Sprachweiſe des Geſetzbuchs mit der Volfsanficht und 
dem Sprachgebrauche des gemöhnlichen Lebens verbinden 
wird. In Baiern ift feit 1813, wo die Eintheilung befteht, 

25) Gommiffionsberiht S. 14 fg. 

26) Nach dem Ginführungsgefege Art. XXIV ift daher bes 
flimmt , daß, wenn das Geſetz die Erhöhung oder Ermäßigung 
der Strafe von dem Dafeya erfchwerender oder mildernder 
Umftände abhängig maht, eine darauf bezügliche Frage 
den Geſchwornen vorgelegt werden muß. 


237) Diefer Sufag war in der Commiſſion gemacht; f. aber das 
gegen Bericht ©. 16 fg. 
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noch nicht In das Rechtsbewußtſeyn des Volkes übers 
gegangen. 

I. In Beug auf das Strafenfyfiem der 
neuen Gefeggebungsarbeiten finden wir A) die Todess 
ſtrafe fomohl im Preuß. Str.» Gefegb. 8.7, als im Vater. 
Entw. $. 12 beibehalten. Der deutfche Rechtszuſtand in 
Anfehung diefer Strafart verdient eine vorzügliche Beach⸗ 
tung. In einer großen Zahl von deutfchen Staaten ift 
auf Veranlaffung der in den Grundrechten ausge: 
fpeohenen Aufhebung dieſer Strafart durch die 
Landesgefege in Sadhfen: Weimar, Ehmwarzburg, An: 
halt, Coburg, Altenburg, Württemberg, Kurheflen, 
Großherzogthum Heſſen, Braunſchweig, in Baden ®), 
in Naſſau, in Bremen, Kranffurt, Hamburg, Schles⸗ 
wig⸗Holſtein die Todesftrafe aufgehoben worden. Wenn 
nun das Volk an die Berathungen der Nationalverfamm: 
lung und daran fich erinnert, daß bei der erften Lefung die 
Aufhebung der Todesftrafe mit 288 gegen 146 Stimmen ®), 
bei der zmeiten Lefung mit 256 gegen 176 befchloffen wurde, 
daß In den einzelnen Ständeverfammlungen, al® das Geſetz 
berathen wurde (nur mit wenigen Ausnahmen), gegen die 
Aufhebung diefer Strafart Feine Stimmen ſich erhoben, 
und wenn es fpäter Manche, welche 1848 und 1849 zur 
Aufhebung fiimmten, 1850 und 1851 für die Wiederhers 
ftellung der Todesftrafe ftimmen; fo entfteht begreiflich die 
Frage: welche Grunde für die Beibehaltung diefer Strafe 
und für die Aenderung der Anfichten mander Perfonen 
angeführt werden fönnen. Mit ein Paar allgemeinen Bes 
merfungen ift bei dem Ernft der Frage die Sache ſchwerlich 


28) In Baden durch Geſetz v. 5. Februar 1851 6. 3. 

29) 73 Mitglieder enthielten fi der Abflimmung Man weiß 
aber, daß unter diefen Viele waren, weiche nicht flimmten, 
weil fie mit der Frageftellung unzufrieden waren und nicht 
auf den fpätern Autrag wegen des Kriegsſtandes verwieſen 
haben wollten, 





ber Strafgefeggebung. 808 


beendigt. Wir erfahren nun aus den Motiven zum Preus 
gifchen Entwurfe, daß der Verluft des Lebens, durch den 
allein die Schuld des Verbrecher gefühnt und der Staat 
in feiner Criſtenz gefichert werden kann, daß das Rechtes 
bewußtſeyn im Volke die Nothmendigfeit anerfenne, die 
ſchwerſten Verbrechen mit dem Tode zu fühnen, und daß 
die Aufhebung der Strafart auf dies Rechtsbewußtſeyn 
nachtheilig zuruͤckwirken würde. Aus dem Commiffionss 
‚ beeichte der zweiten Kammer hören wir, daß die Commiſ⸗ 
fion der Hoffnung Raum giebt, daß die fortfchreitende 
Etoilifation die Todesfteafe früher oder fpäter entbehrlich 
machen werde, dag 4 Stimmen fich für die Aufhebung ers 
flörten, die Mehrheit aber die Beibehaltung vorfchlägt, weil - 
ein anfehnlicher Theil der Bevölkerung noch von der Uebers 
jeugung geleitet werde, daß die Todesftrafe für die ſchwer⸗ 
ſten Verbrechen eine durch die Gerechtigkeit gebotene und 
im Sinne der Abfchreddungstheorie unentbehrliche Strafart 
fey, an deren Stelle feine Deportation gefegt werden fönne, 
und deren Aufhebung die Folge haben würde, daß, weil les 
benslängliche Freiheitsſtrafe an die Stelle treten wuͤrde, die 
ganze Straffcala geändert werden müßte 9). Der Commiſ⸗ 
fionsbericht der erften Kammer glaubt die Frage über Aufhes 
bung der Todesftrafe, da wenigften® zur Zeit dies 
höchfte Strafübelnoch nothwendig erfcheint, nicht wieder ans 
cegen zudürfen. In den Motiven zum Baierifchen Entwurfe 
wird bemerft, dag man nach forgfältiger Prüfung aller 
vorgebrachten Gründe wenigſtens zur Zeit für die Beis 
behaltung der Todesftrafe ſich entfcheiden mußte, well es 





30) Nach dem Preuß. Gefepb. kommt Todesſtrafe vor $. 61 bei 
Dochverrath, $. 67 bei Landesverrath, 76 Thätlichkeiten gegen 
den König, 175 Mord, 178 Zödtung bei Verübung eines 
Berbr., 179 Todtſchlag an Berwandten auffteigender Linie, 
285 Brandfiifiung, 290 Ueberſchwemmung, 294 Beſchädi⸗ 
gung der Eifenbahnen, 302 Etrandung eines Schiffes, 304 Ver⸗ 
giftung won Brunnen, Waaren ꝛc. 
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den Bemühungen der Doctrin.noch nicht gelungen ift, den 
Beweis der Unrechtmäßigfeit diefer Strafe zu liefern, und 
weil, um, die Entbehrlichfeit derfelben annehmen zu fünnen, 
ein viel höherer Grad allgemeiner Bildung und Gefittung 
vorausgefegt werden müßte, als derjenige ift, auf welchem 
die größere Maſſe des Volks ſich dermalen befindet und 
wahrfcheinlich noch längere Zeit befinden wird. 

Wir halten es für Pfliht, daß diejenigen, melde 
mit der Strafgefeßgebung fich befchäftigen, die Frage über 
Beibehaltung der Todesftrafe, nachdem einmal In Deutfch- 
land feit 1848 die Aufhebung der Strafart, wenigſtens in 
einigen Staaten, durch bag Gefeg in das Leben getreten ift, 
mit doppeltem Ernft prüfen und ihre Prüfung auf das prafs 
tifhe Gebiet fo richten, daß geriffenhaft alle nöthigen Mas 
terialien gefammelt werden, um zu entfcheiden, 1) ob die 
Todesftrafe in einem beftimmten Staate nothmwendig 
iR; 2) ob ihre Anwendung nicht andere größere, die mög: 
lichen Vortheile der Anwendung diefer Strafe in einzelnen 
Fällen überwiegende Nachtheile nach ſich zieht. Wir neh: 
men dabei beftens die Geftändniffe der Commiffionsberichte 
dee Preuß. Kammern und der Baier. Motive an, daß bei 
fortfchreitender Eivilifation eine Zeit fommen wird, in wel⸗ 
her die Strafart entbehrt werden kann. Die Männer, 
welche ſolche Hoffnungen ausſprachen, muͤſſen fi wohl 
deutlich gedacht Haben, unter welchen Borausfeßungen fie 
die Aufhebung für möglich halten; daß die Vorausfegung 
nicht darauf geftellt werden kann, daß einft feine jet 
noch mit Tod beftraften Verbrechen verübt werden, ift Har: 
denn fo lange Menfchen find, werden die Leidenichaften 
derfelben Mordthaten erzeugen; man ſcheint daher einen 
Bildungszuftand vorauszufegen, In welchem auch auf die 
ſchwerſten Verbrechen durch andere Strafmittel auf eine 
die bürgerliche Geſellſchaft fihernde Weiſe gewirft werden 
kann, und die Mehrzahl verftändiger Bürger die Auf⸗ 
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hebung der Todesftrafe billigt. Wir fragen nun: welche 
Mittel der Gefengeber anwenden will, um ſich von dem Das 
fegn dieiee VBorbedingungen zu überzeugen? Wir erinnern 
daran , Daß das englifche Parlament fchon 1847 durch ges 
eignete Zeugenvernehmungen wichtige Erfahrungen gefams 
melt hat ?!), daß vorzüglich Gefängnifbeamte, Geiftliche 
und Aerzte in Strafanftalten geeignet find, Nachrichten 
anzugeben über die Etimmung, mit welcher Verbrecher 
die Todesftrafe betrachten. Es lohnte fih wohl der Mühe, 
in den Ländern, in welchen feit 1848 Geſchwornengerichte 
eingeführt find und die Todesftrafe aufgehoben wurde, die 
Etimmen zu fammeln, welche im Bolfe laut wurden, 
als ſchwere bisher mit dem Tode beftcafte Verbrechen feit 
dem neuen Befege nur mehr mit Icbenslänglicher Freiheits⸗ 
ftrafe beftraft wurden. Unſere Erfundigungen liefern das 
Ergebniß, daß die Volfeftimme durch ſolche Urtheile nicht 
verlegt und die Zahl der ſchweren Verbrechen durch die 
Aufhebung der Todesftrafe nicht vermehrt wurde. Wir 
bitten vorzuͤglich unfere Geſetzgeber, die Erſcheinung zu 
würdigen, daß in Tosfana feit 1830 fein Todesurtheil 
mehr vollſtreckt wurde, 1838 durch Gefeg die Verurthels 
lung zum Tode nur an Stimmeinhelligfeit gebunden, 1847 
die Strafart ganz aufgehoben wurde und in dem neuen 
Entwurfe des Strafgeſetzbuchs nicht mehr als Strafart 
vorfommt. Als 1850 die Krage über Beibehaltung der 
Todesftrafe bei Berathung des Strafgefegbuchs wiederholt 
zue Sprache fam, genehmigte der Großherzog wieder⸗ 
holt die Befeitigung der Todesftrafe aus dem Gefegbuche, 
weil alle gefammelten Stimmen der Bürger und Beamten 
ſich für die Entbehrlichkeit der Todesſtrafe erklärt Hatten, und 
ungeachtet der großen politifchen Aufregung, die feit. 1848 
auch Toskana ergriffen Hatte, in diefem Lande die Zahl der 
großen Verbr. nicht vermehrt war, während in allen benachs 
barten italienifchen Staaten, in denen die Todeöfteafe früher 
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häufig vollzogen war, diefe Verbrechen zugenommen hatten. 
Wir fragen, ob Deutfchland nicht magen darf, das zu 
thun, mas in Italien der Gefeßgeber unbedenklich thut ? 
Auf das Entfchiedenfte legen wir aber Verwahrung dagegen 
ein, daß man bei der Frage fich darauf beruft, dag noch 
ein großer Theil der Bevölkerung die Todesfteafe für un: 
entbehrlich Hält. Wir koͤnnen dabei wieder die Stimmen 
derjenigen gelten faflen, welche ſich auf die fogenannte Ge⸗ 
rechtigkeit berufen, welche die Todesſtrafe als einziges Suͤhn⸗ 
mittel der ſchwerſten Verbr. fordere 8)), und dabei von einer 
willfürlichen Borausfegung ausgehen, ftatt die Behauptung 
zu bemeifen, oder die klarer oder unflarer von der Ab: 
ſchreckungstheorie geleitet werden. Wohl muß jeder Gefebs 
geber darauf rechnen, daß die Strafe abhaltend von Ber: 
brechen wirke, die Gefühle des Rechtthung und der fittlichen 
Motive. verftärke; jede gerechte Strafe wird dies auch 
thun; aber der Hauptzweck der Strafe darf nicht die Ab: 
ſchreckung ſeyn, fie darf nicht das Maaß der Strafe beftim: 
men; über die Unwirkſamkeit der Todesftrafe aber, auf 
deren abfchrecfende Kraft nicht gerechnet werden kann, ge: 
ben die Erfahrungen über die Wirkungen der Hinrichtung, 
die Zeugniffe der Gefängnigbeamten und der Umftand, daß 
"die Verbrechen nicht 8) das Werf der Berechnung find, 
hinreichende Aufklärung. Wir erlauben uns die mit Fra⸗ 
gen der Geſetzgebung Belchäftigten auf nachftehende Er: 
fahrungen aufmerffam zu maden: 1) Sobald man 
zugiebt 2%), daß bei politifchen Verbrechen die Todesftrafe 


32) Wir möchten den Freunden der Zodesftrafe die Worte des 
peitigen Bernhard zurufen, welche diefer äußerte, als er eben 
azu Fam, als ein Verbrecher hingerichtet wurde und den 
Verbrecher der Hinrichtung entzog. 
33) ©. oben in diefem Archive 1851 ©. 136 die Bemerkungen 
von Lord Brougham. 
34) Unmwiderlegbar hat Guizot in feiner befannten Schrift: 
do ia peine de mort dies erwiefen; die franzöfifche, ſchweine⸗ 
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nicht angetvendet werden foll, wird man von felbft zu dem 
weiteren Zugeftändnifle gedrängt, daß die Todesſtrafe übers 
Haupt befeitigt werden follte, weil es immer ſchwierig bleibt, 
zu beftimmen, was ein politiiches Verbr. iſt, die Grenze 
zwifchen gemeinen und polit. Verbr. oft fehr fein if 3%), 
und manche Täufchungen veranlaßt werden, wenn der Ges 
fengeber auöfpricht, daß bei politifchen Verbr. Feine Todess 
ſtrafe eintreten fol, und am Ende im einzelnen Kalle doch 
eine ſolche Strafe erfannt wird. 2) So lange die Todes⸗ 
ſtrafe beſteht, werden Zuftände herbeigeführt, welche weit 
mehr Nachtheile hervorbringen, ald irgend nur Vortheile 
durch Anwendung der Todeöftrafe bewirkt werden können, 
entweder wenn die Vollſtreckung (was bei jeder Hinrichtungs⸗ 
weife möglich ift) mißgluͤckt und nun namenlofe von dem 
Geſetzgeber nicht vorhergefehene und nicht gewollte Leiden 
des Dinzurichtenden und widerliche Scenen der ſcheußlichſten 
Schlächterei herbeigeführt werden; oder wenn der Verur⸗ 
theilte durch die Todesangft und Verzweiflung in einen koͤr⸗ 
perlichen Zuftand 2%) oder in eine Bewußtloſigkeit verſetzt 
wird, in weicher die Vollſtreckung entweder nicht gehörig 
möglich ift, 3. B. wegen der duch Krämpfe bewirkten 
Körperbefchaffenheit oder auf die verlegendfie Welfe an 
einem Willenlofen gefhehen muß, oder wenn der Hinzus 
richtende in der Verzweiflung ſich widerfegt und mit der Ries 
fenftärfe des Zuftandes einen höchft widerlichen Kampf mit 
den Beamten der vollziehenden Gewalt beginnt. 3) Wenn 


riſche, Iuremburgifche Verfaſſung fprachen den Gap aus, daß 
Die Zodesftrafe bei politiſchen Werbr. aufgehoben fey. 

35) Wie viele gemeine Leidenfchaften, des Hafles und ſelbſt des 
Eigennuges, verfteden fi) unter dem Deckmantel politifcher 
Berbrechen! 

36) Wir erinnern an den in dieſem Archive 1843 S. 266 von 
Arnold mitgetheilten Fall. 

Archiv d. Gr. R. 1851- II. St. *X 
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die Todesftrafe?”) im Gefegbuche vorfommt, wird, je 
allgemeiner ſich die Abneigung unter den Bürgern gegen 
diefe Steafart verbreitet, defto häufiger eine der Gerechtig: 
keitspflege nachtheilige Lage herbeigeführt, indem ehren: 
werthe und intelligente Männer, welche die Strafart miß- 
billigen, da mo fie Geſchworne ſeyn follen, entweder in 
eine für ihr Gewiſſen Höchft unangenehme Zwangslage ver: 
feßt werden, oder die Gefeggeber, wie in Amerifa, gend- 
thigt werden, bei jeder Gerichtsverhandlung wegen todess 
wuͤrdiger Verbrechen den Geſchwornen, deſſen Name aus 
dere Urne gezogen wird, zu befragen: ob er Gegner der 
Todesftrafe fen? fo dag er Im Kalle der Bejahung nicht 
Geſchworner feyn darf. Die Erfahrung Amerika's bes 
weiſt, daß dadurch oft die tüchtigften Männer, welche die 
beften Geſchwornen feyn würden, von dem Geſchwornen⸗ 
dienſte ausgefchloffen werden, vorzüglich wenn auf Nebenum⸗ 
ftände das Urtheil gebaut wird. 4) Bei jedem Strafurtheile 
iſt Irrthum moͤglich. Die Erfahrung aller Zeiten beweift, 
daß erft nah dem Tode des Hingerichteten die Unfchuld 
des legten entdecht wird ®) Erſcheinungen diefer Art 
fhaden der Strafjuftiz auf eine kaum glaubliche Weife. 
5) Das Fortbeftehen der Todesftrafe veranlaft eine fehr 
bedenkliche Stellung des Begnadigerd. Es iſt begreiflich, 
dag nicht alle Todesurtheile vollzogen werden; uͤberall 


37) Wir bitten die Lefer an den Kal zu denken, wo in Cha⸗ 
lons fur Saone 1851 im Mai ein Hinzurichtender faft eine 
Stunde mir dem Scharfrichter und mir dem Gensdarmen fich 
herumſchlug, fo daß erft fpät durch einen herbeigeholten frem⸗ 
den Scharfrichter die Vollftredung an dem Verurtheilten auf 
eine empörende Weiſe möglich wurde. 

38) Wir vermweifen unfere Lefer auf das neue Werk von Wills, 
on circumstantial evidence, Lond, 1850, wo viele Beifpiele 
von Hinrichtungen Unfchuldiger vorfommen, und erinnern an 
ein erſt vor einigen Zahren vorgelommenes Beifpiel in Bel⸗ 
gien. — Ueber neuere Fälle aus England f. Zeitfchrift für 
ausländ. Gefeßgebung XXIII. &, 321. 
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fucht die Gnade das in einzelnen Zällen wegen außerordents 
licher Umftände ducch die Vollziehung eintretende Mißver⸗ 
häftnig zu befeitigen. Wie ſchwierig aber ift die Wahl 
zroifchen den verfchiedenen Fällen P)! Wieleicht ift es moͤg⸗ 
ih, daß, wo in einem Kalle die Begnadigung vermweis 
gert wird, das Volk die unmittelbar vorhergegangene 
Verurtheilung, in welcher Gnade eintrat, vergleicht und 
findet, dag in dem legten noch mehr Srunde der Begnadis 
gung vorhanden waren, als in demjenigen, in welchem 
Snade verweigert war? Wie Häufig bildet fich da die Meis 
nung, dag Willfür oder zufällige Einflüffe in einem Kalle 
Gnade bewirften, während imandern das Geſuch unerhört 
blieb! Welche unangenehme Lage wird Dadurch in conftitutios 
nellen Monarchieen, wenn die Anficht des zur Begnadis 
gung geneigten Regenten mit der Feftigfeit der entgegens 
ſtehenden Anſicht des Minifterd in Widerftreit fommt? 
Eben bei dem Morde, bei welchem die Todesftrafe beibes 
halten werden foll, weiß jeder Praftifer, wie ſchwierig 
die Entfcheldung iſt, ob der Fall Mord oder Todtfchlag bes 
gründet, und wie häufig die Beurtheilung in den Gerichtes 
höfen eine ſehr verfchiedene ift 7). In der Zeit, als auch 
der Todtfchlag mit dem Tode beftraft wurde, fonnte im Volke 
der Sag wurzeln: Blut um Blut; feit aber die Todess 
ſtrafe bei dem Todtfchlage aufgehoben ift, iſt der alte Saß 
nicht mehr mahr. 

B) Uebercinftimmend find die neuen Gefeggebuns 
gen, welche die Todesftrafe beibehalten, in der Beftimmung, 


39) Hoͤchſt beichrend find hier die Nachweiſungen aus den Akten 
des preuß. Suftizminifleriums über die felt 1826 bis 1848 
erlafienen Begnadigungen. — (ſ. dies Archiv 1848 ©. 409.) 

40) Wir haben in der Schrift: Bier Abhandlungen aus dem 
Strafrechte, Frankfurt 1848 &. 14, einen merkwürdigen Ball 
aus Belgien mitgetheilt. . 

41) Darüber die im preuß. SZufltzminifterialblatt 1848 Mr. 30 
erzählten Fälle. ® 

Ä x? 
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den Bemühungen der Doctein noch nicht gelungen iſt, den 
Beweis der Unrechtmäßigfeit diefer Strafe zu liefern, und 
weil, um die Entbehrlichfeit derfelben annehmen zu fönnen, 
ein viel höherer Grad allgemeiner Bildung und Gefittung 
vorausgefegt werden müßte, als derjenige ift, auf welchem 
die größere Maſſe des Volks ſich dermalen befindet und 
wahrfcheinlich noch längere Zeit befinden wird. 

Wir halten es für Pflicht, daß diejenigen, welche 
mit der Strafgefeßgebung fich befcbäftigen, die Krage über 
Beibehaltung der Todesftrafe, nachdem einmal In Deutſch⸗ 
land feit 1848 die Aufhebung der Strafart, wenigſtens in 
einigen Staaten, durch das Geſetz in das Leben getreten ift, 
mit doppeltem Ernft prüfen und ihre Prüfung auf das prafs 
tiſche Gebiet fo richten, daß gemwiffenhaft alle nöthigen Mas 
terialien gefammelt werden, um zu entfcheiden, 1) ob die 
Todesftrafe in einem beftimmten Staate nothwendig 
it; 2) ob ihre Anwendung nicht andere größere, die moͤg⸗ 
lichen Vortheile der Anwendung diefer Strafe in einzelnen 
Fällen überwiegende Nachtheile nach fich zieht. Wir neh: 
men dabei beftens die Geftändniffe der Commiffionsberichte 
der Preuß. Kammern und der Baler. Motive an, daf bei 
fortfchreitender Eivilifation eine Zeit fommen wird, in wels 
her die Strafart entbehrt werden kann. Die Männer, 
welche folhe Hoffnungen ausſprachen, müflen ſich wohl 
deutlich gedacht Haben, unter welchen Vorausfegungen fie 
die Aufhebung für möglich Halten; daß die Vorausfegung 
nicht darauf geftellt werden kann, daß einft Feine jegt 
noch mit Tod beftraften Verbrechen verübt werden, iſt klar: 
denn fo lange Menfchen find, werden die Leidenfchaften 
derfelben Mordthaten erzeugen; man fcheint daher einen 
Bildungszuſtand vorauszufegen, in welchem auch auf die 
ſchwerſten Verbrechen durch andere Strafmittel auf eine 
die bürgerliche Geſellſchaft fihernde Weife gewirkt werden 
kann, umd die Mehrzahl verfiändiger Bürger die Yufs 
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hebung der Todesftrafe billigt. Wir fragen nun: welche 
Mittel der Geſetzgeber anwenden will, um fich von dem Das 
feyn dieſer Vorbedingungen zu überzeugen? Wir erinnern 
daran , daß das englifhe Parlament ſchon 1847 durch ges 
eignete Zeugenvernehmungen wichtige Erfahrungen gefams 
melt hat ?!), daß vorzüglich Gefängnigbeamte, Geiftliche 
und Aerzte in Strafanftalten geeignet find, Nachrichten 
anzugeben über die Stimmung, mit mwelder Verbrecher 
die Todesftrafe betrachten. Es lohnte fih wohl der Mühe, 
in den Ländern, in welchen feit 1848 Gefchmwornengerichte 
eingeführt find und die Todesftrafe aufgehoben wurde, die 
Stimmen zu fammeln, melde im Bolfe laut wurden, 
als Schwere bisher mit dem Tode beftrafte Verbrechen feit 
dem neuen Gefege nur mehr mit lebenslänglicher Freiheits⸗ 
ftrafe beftraft wurden. Unſere Erfundigungen liefern das 
Ergebniß, daß die Volksſtimme durch ſolche Urtheile nicht 
verlegt und die Zahl der ſchweren Verbrechen durch die 
Aufhebung der Todesftrafe nicht vermehrt wurde. Wir 
bitten vorzuͤglich unfere Gefeggeber, die Erſcheinung zu 
würdigen, daß in Tosfana feit 1830 Fein Todesurtheil 
mehr vollftredt wurde, 1838 durch Gefeg die Verurtheis 
lung zum Tode nur an Stimmeinhelligfeit gebunden, 1847 
die Strafart ganz aufgehoben wurde und in dem neuen 
Entwurfe des Strafgefegbuhs nicht mehr ais Strafart 
vorfommt. Als 1850 die Krage über Beibehaltung der 
Todesftrafe bei Berathung des Strafgefegbuchs wiederholt 
zur Sprache fam, genehmigte der Großherzog wieder⸗ 
holt die Befeitigung der Todesftrafe aus dem Gefegbuche, 
weil alle gefammelten Stimmen der Bürger und Beamten 
ſich für die Entbebrlichkeit der Todesſarafe erflärt hatten, und 
ungeachtet der großen politifchen Aufregung, die ſeit 1848 
auch Toskana ergriffen hatte, in diefem Lande die Zahl ber 
großen Verbr. nicht vermehrt war, während in allen benachs 
baeten italieniſchen Staaten, in denen die Todesſtrafe früher 
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häufig vollzogen war, diefe Verbrechen zugenommen hatten. 
Wir fragen, ob Deutichland nicht wagen darf, das zu 
thun, was in Itallen der Geſetzgeber unbedenklich thut ? 
Auf das Entichiedenfte legen wir aber Verwahrung dagegen 
ein, daß man bei der Frage fich darauf beruft, dag noch 
ein großer Theil der Bevölkerung die Todesftrafe für un⸗ 
entbehrlich Halt. Wir koͤnnen dabei wieder die Stimmen 
derjenigen gelten faflen, welche fich auf die fogenannte Ge: 
rechtigkeit berufen, welche die Todesftrafe als einziges Suͤhn⸗ 
mittel der ſchwerſten Verbr. fordere 22), und dabei von einer 
willfüclihen Vorausſetzung ausgehen, ftatt die Behauptung 
zu beweifen, oder die Plarer oder unflarer von der Abs 
ſchreckungstheorie geleitet werden. Wohl muß jeber Geſetz⸗ 
geber darauf rechnen, daß die Strafe abhaltend von Bers 
brechen wirke, die Gefühle des Rechtthuns und der fittlichen 
Motive. verftärfe; jede gerehte Strafe wird dies auch 
thun; aber der Hauptzwec der Strafe darf nicht die Abs 
ſchreckung ſeyn, fie darf nicht das Maaß der Strafe beftim- 
men; über die Unwirkſamkeit der Todesftrafe aber, auf 
deren abfchrecfende Kraft nicht gerechnet werden kann, ge: 
ben die Erfahrungen über die Wirfungen der Hinrichtung, 
die Zeugniffe der Gefängnigbeamten und der Umftand, daß 
die Verbrechen nicht 3) das Werf der Berechnung find, 
hinreichende Aufklärung. Wir erlauben uns die mit Fra⸗ 
gen der Geſetzgebung Befchäftigten auf nachftehende Er⸗ 
fahrungen aufmerffam zu mahen: 1) Sobald man 
zugiebt 3), daß bei politifchen Verbrechen die Todesftrafe 


32) Wir möchten den Freunden der Zodesftrafe die Norte deb 
heiligen Bernhard zurufen, welche diefer äußerte, als er eben 
dazu Fam, als ein Verbrecher hingerichtet wurde und den 
Berbrecher der Hinrichtung entzog. 

33) ©. oben in diefem Archive 1851 ©. 136 die Bemerkungen 
von Lord Brougham. 

34) Unmwiderlegbar bat Guizot in feiner befannten Scährift: 
do ia peine de mort dies erwiefen; die franzöfifche, ſchwelne⸗ 
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nicht angetvendet werden foll, wird man von felbft zu dem 
weiteren Zugeftändniffe gedrängt, daß die Todesſtrafe übers 
Haupt befeitigt werden follte, weil es immer ſchwierig bleibt, 
zu beftiimmen, was ein politifched Verbr. iſt, die Grenze 
zeoifchen gemeinen und polit. Verbr. oft fehr fein ift 3%), 
und manche Täufchungen veranlaft werden, wenn der (Ges 
feggeber audfpricht, daß bei politifchen Verbr. eine Todess 
firafe eintreten fol, und am Ende im einzelnen Falle doch 
eine ſolche Strafe erfannt wird. 2) So lange die Todess 
fteafe befteht, werden Zuftände herbeigeführt, welche weit 
mehr Nachtheile hervorbringen, ald irgend nur Vortheile 
durch Anwendung der Todeöftrafe bewirkt werden koͤnnen, 
entweder wenn die Vollſtreckung (was bei jeder Hinrichtunges 
weife möglich ift) mißglüdt und nun namenlofe von dem 
Geſetzgeber nicht vorhergefehene und nicht gewollte Leiden 
des Hinzurichtenden und widerliche Scenen der ſcheußlichſten 
Schlaͤchterei herbeigeführt werden; oder wenn der Verur⸗ 
theilte durch die Todesangft und Verzweiflung in einen koͤr⸗ 
perlihen Zuftand 3%) oder in eine Bewußtloſigkeit verfegt 
wird, in welcher die Vollſtreckung entweder nicht gehörig 
möglich ift, 3. B. wegen der duch Krämpfe bewirkten 
Körperbefhaffenheit oder auf die verlegendfie Weiſe an 
einem Willenfofen gefhehen muß, oder menn der Hinzus 
richtende in der Verzweiflung fich widerfegt und mit der Ries 
fenftärke des Zuftandes einen Höchft widerlichen Kampf mit 
den Beamten der vollziehenden Gewalt beginnt. 3) Wenn 


riſche, Iuzemburgifche Verfaſſung ſprachen den Gag aus, daß 
Die Zodesftrafe bei politifhen Verbr. aufgehoben fey. 


35) Wie viele gemeine Leidenfchaften, des Hafles und felbft des 
Eigennupes, verfteden fil) unter dem Dedmantel politifcher 
Berbrechen! 


3) Wir erinnern an den in diefem Archive 1843 ©. 266 von 
Arnold mitgetheilten Fall. 


Archid d. Er. R. 1891. ı1. St. £ 
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die Todesftrafe37) im Geſetzbuche vorkommt, wird, je 
allgemeiner ſich die Abneigung unter den Bürgern gegen 
diefe Steafart verbreitet, defto häufiger eine der Gerechtig⸗ 
keitspflege nachtheilige Lage herbeigeführt, indem ehren⸗ 
werthe und intelligente Männer, welche die Strafart mißs 
billigen, da wo fie Geſchworne feyn follen, entweder in 
eine für ihr Gewiſſen Höchft unangenehme Zwangslage ver: 
ſetzt werden, oder die Gefeggeber, wie in Amerifa, gends 
thigt werden, bei jeder Gerichtsverhandlung wegen todes⸗ 
würdiger Verbrechen den Geſchwornen, defien Name aus 
der Urne gezogen wird, zu befragen: ob er Gegner der 
Todesftrafe fen? fo daß er Im Kalle der Bejahung nicht 
Geſchworner feyn darf. Die Erfahrung Amerika's bes 
weiſt, daß dadurch oft die tüchtigften Männer, welche die 
beften Geſchwornen feyn wuͤrden, von dem Geſchwornen⸗ 
dienfte ausgeſchloſſen werden, vorzüglich wenn auf Rebenums 
ftände das Urtheil gebaut wird. 4) Bei jedem Strafurtheile 
iſt Irrthum möglihd. Die Erfahrung aller Zeiten bemeift, 
daß erft nach dem Tode des Hingerichteten die Unfchuld 
des legten entdeckt wird ®). Erſcheinungen diefer Art 
fhaden der Strafjuftiz auf eine kaum glaubliche Weiſe. 
5) Das Kortbeftehen der Todesftrafe veranlaßt eine fehr 
bedenkliche Stellung des Begnadigerd. Es iſt begreiflich, 
dag nicht alle Todesurtheile vollzogen werden; überall 


37) Wir bitten die Lefer an den Fall zu denken, wo in Ghas 
lons fur Saone 1851 im Mai ein Hinzurichtender faft eine 
Stunde mir dem Scharfrichter und mit dem Gensdarmen fich 
herumſchlug, fo daß erft fpät durch einen herbeigeholten frems 
den Scharfrichter die Vollftredung an dem Verurtheilten auf 
eine empörende Weiſe möglich wurde. 

38) Wir verweifen unfere Lefer auf das neue Werk von Wills, 
on circumstantial evidence, Lond, 1850, wo viele Beifpiele 
von Hinrichtungen Unfchuldiger vorfommen, und erinnern an 
ein erſt vor einigen Jahren vorgelommenes Beifpiel in Bels 
gien. — Ueber neuere Fälle aus England f. Zeitfchrift für 
ausländ. Gefeggebung XXUI. G. 321. 
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fucht die Gnade das in einzelnen Zällen wegen außerordents 
licher Umftände durch die Vollziehung eintretende Mißver⸗ 
haͤltniß zu befeitigen. Wie fchmwierig aber ift die Wahl 
zroifchen den verfchiedenen Zällen 9)! Wieleicht ift es mögs 
lih, daß, wo in einem Kalle die Begnadigung verweis 
geet wird, das Volk die unmittelbar vorhergegangene 
Berurthellung, in welcher Gnade eintrat, vergleicht und 
findet, daß in dem legten noch mehr Grunde der Begnadis 
gung vorhanden waren, ald in demjenigen, in welchem 
Snade verweigert war? Wie Häufig bildet ſich da die Meis 
nung, daß Willfür oder zufällige Einflüffe in einem Falle 
Gnade bewirften, während imandern das Geſuch unerhört 
blieb! Welche unangenehme Lage wird Dadurch in conftitutios 
nellen Monarchieen, wenn die Anficht des zur Begnadis 
gung geneigten Regenten mit der Zeftigfeit der entgegens 
ſtehenden Anſicht des Minifterd in Widerftreit fommt? 
Eben bei dem Morde, bei welchem die Todesftrafe beibes 
halten werden foll, weiß jeder Praftifer, wie ſchwierig 
die Entſcheidung ift, ob der Hall Mord oder Todtfchlag bes 
gründet, und wie häufig die Beurtheilung in den Gerichtes 
höfen eine fehr verfchiedene ift .1). In der Zeit, ald auch 
der Todtfchlag mit dem Tode beftraft wurde, Fonnte im Volke 
der Sag murzeln: Blut um Blut; feit aber die Todess 
ſtrafe bei dem Todtfchlage aufgehoben ift, iſt der alte Saß 
nicht mehr mahr. 

B) Uebereinftimmend find die neuen Gefeggebuns 
gen, welche die Todesftrafe beibehalten, in der Beftimmung, 


39) Hoͤchſt belchrend find hier die Nachtweifungen aus den Alten 
des yreuß. Suftizminifteriums über die ſeit 1826 bis 1848 
erlaflenen Begnadigungen. — (ſ. dies Archiv 1848 ©. 409.) 

40) Wir haben in der Schrift: Wier Abhandlungen aus dem 
Strafrechte, Frankfurt 1848 ©. 14, einen merkwürdigen Fall 
aus Belgien mitgetbeilt. ‘ 

41) Darüber die im preuß. Zuftizminiftertalblatt 1848 Mr. 30 
erzählten Fälle. * 

2 
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daß fie nicht mehr öffentlich vollfirecft wird. Der Bel: 
giſche Entwurf (et. 15) ſchreibt vor, daß die Hinrich⸗ 
tung in dem umfchloffenen Raume der Strafanftalt In Ge⸗ 
genwart von 2 Appellationgs oder Beziefögerichtsräthen, 
eines Beamten der Staatsbehörde, des Gerichtsfchreibere, 
des Directors und Arztes des Gefaͤngniſſes, eines oder mehre: 
rer Gelftlichen und wenigftens 12 Zeugen gefchehen folle. Zu 
der für die Hinrichtung beftimmten Stunde werden bie Glok⸗ 
fen geläutet. Der Preußiſche Entwurf begeichnetdie nam: 
lichen Perfonen, welche gegenwärtig ſeyn follen, fordert aber 
noch, daß der Gemeindevorfteher 12 Perfonen aus den Vers 
treteen der Gemeinde oder aus andern achtbaren Mitgliedern 
der Gemeinde abordnen foll, die der Hinrichtung beimohnen 
koͤnnen. Auf Vorſchlag der Eommiffion der zweiten Kammer 
beftimmt das Strafgeſetzbuch ($. 8), da mindeftens zwei 
Mitglieder ded Gerichts zugegen feyn müffen, und der 
Gemeindevorfteher 12 Perſonen abordnen foll, um der Hin⸗ 
richtung beizumohnen (der Commiffionsbericht will näms 
lich den Vertretern der Gemeinde e8 zur Pflicht machen) *%). 
Der Balerifche Entwurf (12) ſchreibt vor, daß die Ents 
bauptung in einem gefchloffenen Raume in Gegenwart einer 
Gerihtdcommiffion und unter Zugiehung von wenigſtens 
12 Urfundsperfonen vollzogen werden fol. Wir ehren 
die Gründe, melde die neuen Gefepgeber bewegen, den 
unläugbaren Nachtheilen der ſchrankenloſen Deffentlichfeit 
der Hinrichtung *2) entgegenzumwirfen. Es ift merfwürs 





42) Der Sommiffionsbericht der erfien Kammer bemerkt, daß 
einige Mitglieder die Beſorgniß äußerten, daß, wenn nicht die 
nöthige Zahl fi einfinde, Einwendungen des Werurtheilten 
oder des Weriheidigers hervorgerufen werden könnten. Die 
Majorität theilte das Bedenken nicht. 

43) Die ſchändlichen und ärgerlihen Auftritte, welche in Lone 
on bei der Hinrichtung der Eheleute Manning vorfamen, 
Baben Ri England die Zahl der Gegner der Zodesfirafe fehr 

@ vermehrt. 


⸗ 
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dig, daß die deutſchen Geſetzgeber die neue Einrichtung 
aus Amerika entlehnen. Unlaͤugbar werden auch durch 
die neuen Vorſchlaͤge manche empoͤrende Scenen, welche 
die oͤffentlichen Hinrichtungen begleiteten, vermieden. 
Erfahrungen hat man in Deutſchland noch nicht gemacht. 
Wir aber haben uns an unparteiiſche Maͤnner in Nord⸗ 
amerika gewendet, um zu erfahren, ob dort die ſogenannte 
Intramuranhinrichtung ſich ſo gut bewaͤhrt, als Mancher in 
Deutſchland hofft. Die Hinrichtung Webſters in Boſton im 
Auguſt 1850 gab die beſte Veranlaſſung Erkundigung einzus 
ziehen. Die erhaltenen Nachrichten aber beweiſen, daß die 
deutſchen Vertheidiger dieſer Hinrichtungsart mit Beſorgniß 
auf die Zeit blicken muͤſſen, in welcher das neue Geſetz zur Ans 
wendung fommen würde. Es ergiebt ſich, dag die Aufregung 
unter dem Volke am Hinrichtungstage eine außerordentliche 
war, fo daß die Verfuche des Volkes, an den Hinrichtungss 
platz zu gelangen, die törendften Scenen herbeiführten; daß 
die Menfchen mit großen Koften ſich bemühten, von benach⸗ 
barten Häufern, aus Fenftern und Dächern in das Ges 
fängniglofale zu fehen, während von anderen Einwohnern 
die ſtaͤrkſten öffentlichen Darlegungen gemadpt wurden, um 
ihre Abneigung gegen die Tobesftrafe an den Tag zu legen, 
fo dag feit jenem Hinrichtungstage Webfters in Boſton die 
Zahl der Gegner der Todesſtrafe auffallend zugenommen 
Hat. Man beruft ſich für die Beibehaltung der Strafart 
fo oft auf das Volksrechtsbewußtſein; manmuß aber dann 
auch folgerichtig zugeben, dag das Volk mit diefer Straf⸗ 
art die Idee der öffentlichen Vollziehung verbindet, und 
vermöge eines (wie die Baierifhen Motive S. 16 zugeben) 
wohlbegründeten Gefühls Migteauen und Abfcheu gegen 
geheime Hincihtungen hat. Wir haben in England **) 


Be STH 
tommın richtig 
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fo daß erft Verordnungen *8) die Hausordnung zu beftimmen 
haben. Es iſt bedenklich, der Gefengebung die Keftftellung, 
welches Gefaͤngnißſyſtem angenommen werden foll, zu ent: 
ziehen; eine gehörige Berathung über die Steafdrohungen 
bei einzelnen Verbrechen iſt nicht leicht möglich, wenn man 
nicht den Grad der Intenfion kennt, welchen der Geſetzge⸗ 
ber einer gewiffen Strafart geben will. Freiheitsſtrafe, 
die in Gemeinfchaft und ohne die Befhränfungen ber Ein- 
zelnhaft vollzogen wird, kann unmöglich der gleichen Straf- 
zeit nach dem Iſolirungsſyſtem gleichgeftellt werden. Es 
bedarf einer Reduction der Strafzeit; nach dem legten Sy⸗ 
ſteme foll darüber nur durch Verordnung beftimmt werden, 
welches Verhältnig zwiſchen den verfchiedenen Vollſtreckungs⸗ 
arten der Kreiheitsftrafe eintreten mug. — Die Haupt: 
fragen find nun: nach welchem Prinzipe foll die Abftufung 
der verfchiedenen Kreiheitsftrafen gemacht werden, und be: 
Darf es noch einer befondern außerordentlichen Strafan⸗ 
ftalt, von welcher der Gefegeber nur bei Veftrafung eini- 
ger befonderen erceptionellen Verbrechen Gebrauch machen 
will? Das Prinzip der Abftufung kann gefunden werden 
4) in der Dauer der verfchiedenen Freiheitsſtrafen, fo daß alle, 
die unter einer gewiflen Zeit eingefperrt werden follen, in 
eine, und die zu einer längeren Strafzeit Verurtheilten in eine 
andere Strafanftalt gebracht werden follen; 2) oder fo, daß 
zwei Dauptarten getrennt werden, wovon dieeine Freiheits⸗ 
ftrafe mit dem Verlufte der Ehre verbunden ift, die andere 
eine folchen Kolgen nach ſich zieht; 3) oder fo, daß eine 
Strafart nur den regreffiven Charafter hat und in einfacher 
Sreiheitsentziehung befteht, während die andere auf einer 
Sineichtung beruht, die als eigentliche Pönitentiaranftalt 


46) Nur über einen Punkt beftimmt ſchon 6. 13, nämlich 
8 Sträflinge, deren Strafzeit mehr als zehn Jahre beträgt, 


—— bis fie das Goſte Jahr erreicht, gefeſſelt werden ſollen. 
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uf Bewirfung der Beſſerung der Sträflinge berechnet ift, 
nd zwar entweder 4) indem diefe Anftalt wie in England 
ur als vorbereitend, um Beſſerung anzuregen, dient, und 
ann erft der Verurtheilte, nachdem er in diefer erften Anftalt 
ine Zeit zugebracht Hat, in eine andere Anftalt verfeut 
ird (z. B. in England), oder 5) fo, dag die Pönitentiarans 
:alt diejenige ift, in welcher alle zu längerer Stratzeit Vers 
etheilten gebracht werden. Wir wollen nun prüfen, nach 
yelchem Prinzipe die Strafanftalten nach den neueften Ges 
etzgebungen eingerichtet find. 


(Zortfegung im nädften Hefte.) 


Im 2. Beilages Heft d. Sahrgangs beachte man folgende 
Berihtigungen: 


©. 82. 3. 10 v. u. flatt personae I. persona, 

„» 85. 3.99. u. flatt Genzler I. Sengler. 
„112.3.3 v. u. flatt öfter l. ähter. 

„ 114. 3.9 v. o. ftatt Concordia I. Cornelia, 

„ 116. 3.7 v. u. flast welche ih I. welche, wie ich. 


Grbaneri- Schwetichte ſche Bucharuderei in Helle 





Literarifhe Anzeigen. 


Bei Pfeffer in Halle erſchien und ift duch alle Buch⸗ 
händler zu erhalten: 


Safe, Dr. ©. F., dad jus postliminil und 
die fictio legis Cornellae. Cine redhtöhiftor. 
Abhandlung. gr. 8. brofh. 1 Thlr. 


Heimann, Dr. J., Suarecius contra Tri- 
bonianum’ sive de jure antejustinianeo in jure 
Borussiccoe 8 maj. Velinp. brosch. 10 Sgr. 


Müller, Prof. Dr. K. D., die Lehre des Nö. 
mifchen Rechts von der Eviction. 1. Theil. gr. 8. 
brofh. 1 Thlr. 10 Ser. 


Su der kiterar.sartift. Anftalt der 3.8. Cott a'ſchen 
Buchhandlung in Münden ift erfchlenen und dur alle Buchs 
bandlungen zu bezichen: 


Arndts, Dr. Ludwig, ordentlicher Profeſſor 
an der Univerfität zu Münden, Lehrbuch der 
Pandekten. Afte Abtheilung, enthaltend das 
ifte und 2te Bub. 19 Bogen. gr. 8. geheftet. 
Preis 2 fl. od. 1 Rthlr. 6 Nor. 

Inhalt des erften Buches: „Won den Rechten im Allgemei⸗ 
nen’; des zweiten Buches: „Von den Rechten an Sachen.“ 

Arndts Lehrbuch der Pandekten erfcheint in 2 Abtheilungen, 
welche zufammen einen Band von 45—50 Bogen bilden werden. 
Die zweite Abtheilung wird im Laufe des Jahres 1851 erfcheinen. 





Arndts, Dr. Endwig, i e Encyklopä- 
die und —— ee un Auf. 


lage. Ms Bogen. gr. 8. geheftet. 36 Er. od. 
r. 


Bluntfchli, Dr., ord. Profeſſor, allgemeines 
Staatsrecht. Geſchichtlich begründet. Erſte Ab: 
theilung, enthaltend Iſtes bis Ste8 Buch. 21 Bo; 
gen. gr. 8. geheftet. Preis 2 fl. 24 Pr. oder 
1 Rthir. 12 Nor. 
Inhalt: Erfted Buch: Von dem Weſen des Gtaates. 

Zweites Bud: Ron den Grundlagen des Etaates, dem Wolke 
und dem Lande. Drittes Buch: Von der Entftehung und dem 
Untergange des Staats. Viertes Bud: Die Staatsformen. 
Zunftes Bud: Der gefeßgebende Körper und das Geſetz. 
Bluntſchli's Staatsrecht erfcheint in 2 Abtheilungen von je 
20—25 Bogen. Die zweite Abtheilung wird im Laufe des Zah. 
res 1851 ausgegeben. 


Phillips, Georg, ord. Profeffor an der Uni: 
verfität zu SInnöbrud, Dentfhe Neichs- und 
Rechtögelhidite, zum Gebraud) bei akademiſchen 
Vorlefungen dargeftelt. Zweite vermehrte Auflage. 
29 Bogen. gr. 8. geheftet. Preis 3 fl. 12 Er. od. 
1 Rthlr. 26 Near. 


Seuffert, 3. U., Archiv für die Entfcheidun- 
en der oberften Gerichte in den deutfchen Staa- 
en. Dritten Bandes zweites Heft. 10 Bogen. 

gr. 8. geheftet. 1 fl. 1% fr. oder 22 Nor. 


Mit dem fo eben erfchienenen dritten Hefte des dritten Bandes 
liegen drei volftändige Bände diefes für den praftifchen Rechtsge⸗ 
lehrten unentbehrlihen Archivs vor. Sie enthalten über 1200 

älle, welche durch angemeflene Regifter in eine bequeme Ueber⸗ 

Kt gebradht find. Nach dem urfprünglichen Plan find fie alle 
aus den Gebieten des Civilrechtes und Givilproceffes entnommen ; 
befonders Bedacht ift genommen auf Mittheilung foldher Entfcheis 
dungen, welche die neueren, duch die großartige Entwidlung - 
der Induſtrie und die Bedürfniffe des Credits hervorgerufenen 
Erſcheinungen des Rechtölebens betreffen. 





Bei 8. Fr. Fues in Yäbingen tft fo eben erfchienen: 


Zei Fi für deutfches Hecht und deutſche Rechts- 
wiſſenſchaft. Heraudgegebenvon Befeler, Rey: 
fher und Wilda. XIII. Bandes 1. Heft. S. Preis 
bed Bandes in 3 Heften 551. 15 Kr. = 3 Thlr. 

Inhelt: 1. Rüdblid, von Reyſcher. II. Der Verfaffungss 
reist in Kurheflen, von Obergerihtsrath Pfeiffer in Caffel. 
III. Ueber die rechtliche Natur der NRealgemeinden, mit 2 oberge⸗ 
richtlichen Eutfheildungen, von R. Römer in Gtuttgart. VI. 
Bermögensrechte des überlebenden Gatten, im Hinblid auf zwei 
Präjudicien, von Advofat Krauß in Darmfladt. V. Das Nähes 
recht in Waldel, von Brumbhard in Hthoden. 

Bielfache Anfragen über die Fortſetzung diefer Zeitfchrift, wos 
von in den letzten Jahren nur wenige Hefte erfcheinen Eonnten, 
glaubten wir am beften dadurch zu beantworten, daß wir wit 
einem neuen Lebenszeichen hervortreten,, woraus die Freunde des 
deutſchen Rechts zugleich entnehmen werden, daß uns fernere Beis 
träge, namentlid vom praktiſchen Standpuncte aus, willkommen 


feon werden. 
Sn demfelben Verlage ift ferner enfchienen: 
Das gemeine und württ. Privatrecht. Von Prof. 
Dr. Meyfcher 3 Bände (1. 8%. Band, Xe 
aun) gr. 8. 1846— 188. 12 Fl. = 7 Thlr. 
4 Nur. 


&o eben if in unferem KBerlage erfchienen und in allen 
Buchhandlungen zu haben: 

Hrnold, Dr. Friedrich Ehriftian von, (fi: 
nigl. bayr. Staats- und Reichsrath, dann Präfident 
bes proteflantifchen Oberkonfiftoriums zu München), 

‚Weber Beſchränkung der Deflorations- und 
Alimentations - und dann ber Injurienkiagen, “ 
gr. 8. geh. Preis 8 Ngr. od. 88 Er. rhein. 

— — Die äriftlide Eidesformel, gr. 8. geb. Preis 
4 Ngr. ja 18 Kr. rhein. 8 3 


Erlangen, im Mat 1851. Palm x Enke. 


Arſch i v 


des 


Eriminalrechts 


Neue Folge. 


Herausgegeben 
von 


den Profefforen 


89. Abegg 8 C. Th. Hepp 
in Breslau 


D in Tubingen‘, 
HM, FJ. Birnbaum C. J. A. Mittermeier 
in Gichen, in Heidelberg, 
A. W. Hefte H. A. Zachariaͤ 
in Berlin, in @öttingen. 





Sahrgang 1851. 


Drittes Stüd. 





Halle, - 


C. A. Schwetſchke und Cohn. 
(M. Bruhn in Schleswig.) 


1851. 


..e 





Inhalt. 


XIV. Zur Berordnung betreffend die Einführung des münd⸗ 
lichen und Öffentlihen erfahrene mit Geſchwornen im 
Unterfuhungsfachen im Königreich Preußen, vom 3. Ja⸗ 
·nuar 1849. Präjudicten des DObertribunals zu Berlin. 
Bon Abegg. (Beſchluß von Nr. VIIL im zweiten Stüd.) S. 317 


XV. Das Zufammenwirken zum Verbrechen. Won Herrn 
Dr. 8. von Sagemann, Suftiminifterialramh in 
Karlsruhe. — 5 


XVI. Ueber das Berbrechen der Unterſchlagung nach königl. 
ſaͤchſiſchem Geſetzbuch, mit Beziehung anf die in dieſem 
Archive Jahrgang 1880. Nr. XXII. aufgeſtellte Anficht. 

Bon Herrn Paul Grohmann, Adbvokaten in Dresden. — 350 


XVIL Zur Lehre von den Beleidigungen nach engliſchem 
Recht. Bon Herren Dr. Marquardfen in London. 
(Bol. Jahrg. 1850, 1. u. 2. Heft.) — 17 

XVIH. Die Rechtsſprechung des oberſten Gerichtshofs im 
Darmſtadt, in feiner Eigenfchaft als Gaflationshof für 
die beiden rechtsrheinifchen Provinzen des Großherzog⸗ 
thums Heflen, im Jahr 1849. Won Herrn Adpokat 
Bopp in Darmftadt. — 388 


XIX. Ueber den gegenwärtigen Standpunft der Strafgeſeß⸗ 
gebung, mit Prüfung der Fortfchritte derfelben nad den 

neueſten Gefegen und Entwürfen für Nordamerika, 
England, Belgien, Frankreich, Preußen, Baiern, Meds 
lenburg, Hamburg, Bremen. Bon Mittermater, | 
(Zortfegung des Auffages Mr. XIU. im vorigen Hefte.) — 415 
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Verordnung betreffend die Einführung des 
mündlichen und öffentlichen Verfahrens mit 
Geſchwornen in Unterfuchungdfachen im 
Königreih Preußen, 
vom 3. Januar 1849, 
Präjudicien des Ober: Zribunald zu Berlin. 
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Bon 
Abegg. 





(Beſchluß von Mr. VII. im zweiten Stück.) 


Es liegt im Weſen des Anklageprozeſſes, daß 

von dem Augenblick an, wo derſelbe im eigentlichen Stun 

beginnt, — alfo indbefondere, nachdem auf Grund ber 

gelchlofienen Borunterfuhung die Verſetzung in den Ans 
Arqchio d, Gr. N. 1851. zur. ©t. 9 





. 818 Prenf. Verordnung vom 8. Jan. 1849, 


Hageftand befchloflen ift, und danach dad Hauptverfahren 
erfolgt, die Anfchuldigung auf eine beſtimmte Thatſache, 
‚folglich auf ein beftimmtes, einer oder mehreren Perſonen 
zur Laft gelegtes Werbrechen gerichtet wird — während 
dies im Unterfuhungsprozeß zum heil und ber Form 
nad) anders fenn fann. Ich habe früher bemerkt *), daß 
dad mit innerer Nothwendigfeit fich geltend machende Uns 
terfuchungsprincip in einer forgfältig geleiteten Vorunter⸗ 
fuchung feine Wahrung finden müfle, deren Zwed unter 
andern der ift, bie Thatſachen, welde zu einem gewiflen 
Verbrechen gehören, und letzteres felbft, wenigſtens der 
Gattung nad) feftzuftellen, fo wie dasjenige, was erfor: 
derlich ift, um eine beflimmte Perfon als Urheber ıc. in 
Anklageſtand verfegen zu können, widrigenfalls ein weites 
sed Verfahren und Einfchreiten nicht gerechtfertigt wäre. 
Allerdings tritt dies auch in dem eigentlihen Unterfu: 
chungsprozeſſe wenigftend da hervor, wo die Bor: 
und die Hauptunterfuhung, auch aͤußerlich, durch 
ein die letztere anordnendes gerichtliche Decret ober Ex: 
Tenntniß getrennt find, und eine beftimmte Perfon, als 
Thäter, in den Stand der Anfchuldigung verfegt wird 9), 
Inbeß bleiben dennoch wichtige Unterfchiebe beſtehen, bie 
ſich inöbefondere bei der endlichen Beurtheilung zeigen , die 
bei dem Antlageprozeß (am ſtrengſten dem Englifchen) auf 
ben engern Kreis der zur Laft gelegten Handlungen, ber 
Thatſachen und ded durch folche begründeten Verbrechens 
befchräntt ift, während im andern Verfahren jene That⸗ 
fachen zmar auch zu Grunde gelegt werden, aber, fobalb 
fie erwiefen find, die gerechte Beurtheilung durch bie 
Borm des Prozeſſes nicht behindert wird, die rechtlichen 
Folgen der feitgeftellten Vorausſetzungen zu beftimmen. 


55) Meine Betrachtungen S. 110 fo. 
56) Deine Beiträge zur Strafprozeßgeſetgebung. ©. 88 fe. 
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Je engere Grenzen aber, und mit Recht, dem Anklage 
prozeß ‚gezogen find, je mehr deren pflichtmäßige Innehals 
tung auch auf die Sicherung der individuellen Freiheit bes 
zechnet ift, um fo mehr muß gefordert werden, daß das 
Snterefle der Gerechtigkeit, und das allgemeine durch diefe 
wahrzunehmende Wohl der bürgerlichen Geſellſchaft und 
des Staatd, duch eine gründlihe Vorunterſu— 
Kung die gebührende Berlidfihtigung finde, die dann 
aud genügend iſt, um die Anklage innerhalb der nun er- 
kannten engern Grenzen nad) den ermittelten Bedingun⸗ 
gen zu flellen °”). 

Wir knuͤpfen hieran die Erwähnung einiger wichti⸗ 
gen und wohlbegründeten Entſcheidungen des hoͤchſten 
Gerichtshofes. 

Ein Erkenntniß vom 26. Sept. 1849 erklaͤrt: 
„Der Beſchluß des Gerichts, durch welchen die Verſetzung 
in den Anklageſtand angeordnet iſt, und die hierauf ſich 
gruͤndende Anklageſchrift, beſtimmen die Grenzen, inner 
halb deren bad Strafverfahren ſich bewegen muß. Es iſt 
daher, wenn ber Angellagte gegen fid) in contumaciam 
hat verfahren laſſen, nicht zuläffig, die Entfcheidung auf 
Thatſache und Geſetz zu gründen, die außer jenen Gren⸗ 
zen liegen.” °®) 

Berner Erkenntniß v. 10. Juli 1850: „Die Ans 
Plage des Staatdanwalts ift nur für die ald verbreche⸗ 
riſch bezeichnete Thatſache, nicht für dad anzu: 
wendende Strafgefet manßgebend. Wenn baber 
der erfennende Richter ein anderes Verbrechen in biefer 
Thatſache erfennt, ald das in ber Anklage bezeichnete, fo 
bat er das betreffende Strafgefeß anzuwenden, fofern er 


87) — des Griminals Prozefies 9. 149 fg., 155 fg. 
mit 

58) He e S. 8. Nr. 16 zu den 698, 39 
au ©. 10, Nr. 


79. vol. 
25. Erkeuntnif vom 14. —8 1849, 
Y2 
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dabei nur nicht in eine ganz andere Kategorie von Ver: 
brechen übergeht und die geſetzlich für feine Competen; ge: 
zogene Grenze überfchreitet.” °®) 


Sn den Källen, wo Gefchworne mitwirken, wird 
hier allerdings ganz befondre Gorgfalt auf die Stellung 
ber Fragen zu verwenden feyn, damit biefe einerjeits den 
Thatſachen, andrerfeitö den in dem nunmehr 'zu Grunde 
zu legenden Gefege auögefprochenen Erforberniffen des That: 
beftandes entfprechen. Uebrigens beftätigt auch dies Die 
richtige Anficht über die Grenzen, innerhalb deren fich bie 
Befugniffe und Pflichten der Gefchwornen geltend zu mas 
hen haben — und ich hoffe bei andrer Gelegenheit: hier: 
auf zuruͤckzukommen 9). 


Daſſelbe gilt von dem Erfenntniß vom 19. Juni 
1850, wo es heißt: „Die Grenzen des Anklageprogefles 
müffen zwar in fomweit inne gehalten werden, daß bem 
der Anklage zum Grunde liegenden Verbrechen nicht ein 
im Laufe der Verhandlung fich ergebenbes, von jenem ganz 
verſchiedenes neues Verbrechen fubitituirt werden fann®l), 
Nach den Srundfägen des Anklageprozefies ift es aber nicht 
unftatthaft, Folche während der Verhandlung der Anklage 
und aus derfelben fich entwidelnden unerlaubten Handlun⸗ 
gen des Angellagten ber Anklage zu fubflitufren, welche 
mit der leßtern zu derfelben Gattung von Verbrechen gehören 
und damit im Zufammenhange ftehen, fo baß fie entwe⸗ 
der die urfprüngliche Anlage nur mobificiren, oder eine 


” sehe „gortfesung S. 11. Nr. 137. zu den 66. 58. 89. 


00) —— beziehe ich mich auf die in der Note 17 u. 100 
angeführten Abhandlungen. 


61) Wid — 
* ARE, nicht zu billigende Faſſung — obfchen der Sinn 
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Mitbetheiligung des Angeflagten an bem Hauptverbres 
hen barftellen.” 9) 

Man darf nicht verhehlen, daß bei der Anwendung 
dieſes Grundfages große Vorſicht erforderlich fey. Der 
Staatsanwalt wird, da dem bie Verhandlung leitenden 
Richter eine über das für den Anklageprozeß geltende 
Princip hinaudgehente amtliche Thätigkeit nicht geftats 
tet werden kann, die Aufgabe haben, die nöthigen und 
durch die Vorausfegungen gerechtfertigten Anträge zu ftels 
len, und fi gleichfalls innerhalb der gegebenen Grenzen 
fo zu halten haben, daß er nicht, — um hier einen Auds 
drud aus dem bürgerlichen Verfahren zu gebrauchen — ſich 
dem Vorwurfe einer Klage: Aenderung audfege. Auch der 
Bertheibigung muß ihr Recht im vollſten Umfange gewahrt 
werben. 

Der Inhalt drs Erfenntniffes vom 9. März 
1850: „Der Appellationdrichter darf bie befinitive Verfes 
gung in den Anklagezuftand erſt dann ausſprechen, wenn 
das Kreise beziehungsweiſe Stadtgericht fich hieruͤber pro⸗ 
viſoriſch ausgeſprochen hat. Dieſe Vorſchrift darf nicht 
umgangen werden, weil der Geſetzgeber vor der wirklichen 
Anklage die Prüfung ber etwa vorhandenen Anzeigen meh⸗ 
ren Behörden anvertraut und dadurch dem Befchuldigten 
einen größern Rechtsſchutz gewährt hat.” ®) — entſpricht 
der Anficht, die ich in Betreff des $.78 ausgeführt habe. *) 
Es fol aber Bein Nichtigfeitögrund feyn, wenn der Rich 
ter, welcher die Vorunterfuhung geführt hat, als Mit 
glied des Schwurgerichtöhofes mitgewirkt 9), oder wenn 


62) Erſte Fortfegung ©. 11. Nr. 138, zu den in der vos 
tigen Rote angeführten $$. 

63) Erfte Fortfegung ©. 13. Nr. 141. 

64) Meine Betrachtungen ©. 128 fa. 

) —— — ©. 9. Nr. 20. Erkenntniß v. 20. Fe⸗ 
bruar 1850 zu $. 60. 
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ein Mitglied des Gerichts, welches nach $. 76 über die 
Verſetzung in den Anklageftand zu entfcheiden hatte, auch 
an der Entfcheidung ded Schwurgerichtd ($. 60) Xheil ge: 
nommen bat ®), Daffelbe gilt, wenn ein Geſchworner 
zugegen ift, welcher nicht hätte zugelaflen werben follen, 
doch aber vom Angeklagten angenommen worben war 7). 
Jene erfie Frage hatte die Verorbnung nicht ausbrüdlich 
entfchieden,, und ich hatte deshalb, und nad Ruͤckſichten, 
die mir im Interefle der Vertheidigung und unparteiifcher 
Rechtspflege beachtendwerth erfchienen, mid für eine ent: 
gegengefeßte Erklärung ausgefprochen ®), bie ich auch 
jest nicht aufzugeben vermag. 


Eine wichtige Streitfrage ifl durch Erfenntniß vom 
10. April 1850, im Sinne des Gefehed und zu Gunften 
ber Vertheidigung entfchieden. „Es feht der $. 88, wo; 
nad) da& Ablehnungsrecht erlifcht, fobald nur no 12 Na⸗ 
men in der Urne vorbanden find, voraus, daß von den 
bi3 dahin gezogenen Namen noch überhaupt Feiner zum Ges 
fhwornen angenommen worden. Sind Einer oder Meb: 
rere bereitö zu Gefchwornen angenommen, fo erlifcht das 
Recht zur Ablehnung erft dann, wenn die Summe der 
Angenommenen und der in der 2oo8: Urne zurüdbleiben: 
ben Namen nur noch die Zahl von zwölfen beträgt. Gin 
mit Verlegung dieſes Grundſatzes gebildetes Schwurge⸗ 
richt ift als ein gefeblih begründeted nicht anzuerkennen; 
das von einem ſolchen ausgegangene Verfahren und das 


66) —A ©. 10. Nr. 23. Erkenntuiß v. 10. Det. 
1839 zu $ 


67) euntlätı 11. Br. 26. Erkenntniß v. 30. Ja⸗ 
nuar 1850. Erſte Zortfegung Se 14. Nr. 144. 145. 
Erteuntntffe v. 15. u. 239. Mat 


68) Beratungen ©. 111 u. dafelbft * 
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auf dieſes Verfahren gegründete Urtheil unterliegen viels 
mehr ber Vernichtung.” ®) 

Eine Reipe wichtiger Beiträge für die Beftimmung 
des Umfangs und der Grenzen ber Befugniß der Ges 
ſchwornen enthalten folgende Entfceidungen, die ich 
dem Hauptinhalte nach hier mitiheile, ohne jedoch in bie 
Erörterung der hier herrſchenden Streitfragen, die einer 
befondern Abhandlung vorbehalten bleiben muß, näher 
einzugehen. 

Das Erkenntniß v. 12. Mai 1850 befagt:. 
„Wenn der Angellagte auf die ihm nach $. 98 vorgelegte 
Zrage fich für Nichtſchuldig erklaͤrt, fo wird dadurch, daß 
derfelbe die ihm im Einzelnen über Thatſachen geftellten 
Fragen in entgegengefegter Art beantwortet und diefe That: 
ſachen einräumt, der Ausſpruch der Gefhwornen über 
die Schuldfrage nicht entbehrlih. Am wenigften kann 
daraus, daß diefer Ausſpruch erforderlich, und bag auf den 
die Schuldfrage verneinenden Ausſpruch der Geſchwornen 
das freifprechende Erkenntniß gegründet ift, ein Nichtig⸗ 
Beitögrund abgeleitet werben.” 7%) _ 

Ferner das Erfenntniß v. 19. Januar 1850: 
„Die den Geſchwornen vorzulegenden Fragen dürfen nicht 
auf folche Umftände auögebehnt werden, welche lediglich 
auf die rechtliche Beurtheilung des Falles, insbeſondere 
auf Feftftellung des Maaßes und der Art ber vermirkten 
Strafe von Einfluß find. Wenn gleichwohl den Geſchwor⸗ 
nen ſolche, ausſchließlich der Entfcheidung des Gerichtshofes 
vorbehaltene Fragen vorgelegt und von ihnen beantwortet 
werden, ſo iſt der Ausſpruch der Geſchwornen in ſoweit 
als nicht vorhanden zu betrachten. Das Erkenntniß aber, 


te Tertfegung ©. 13. Nr. 142. zu den 66. 88. 98 
70) Erſte Fortfepung ©. 15. Nr. 146 ju 8. 90. 





824 Preuß. Verordnung vom 3. Ian. 1849, 


in weldhem mit Verkennung dieſes Grundfaged der un: 
gehörige Ausfpruch der Gefchwornen ber Entſcheidung 
zum Grunde gelegt, und ald Folge davon ein Straf: 
gefeg außer Anfab gelaflen worden, welches hätte ange: 
wendet werben follen, unterliegt der Vernichtung.” 7%) 
Es ift zu bedauern, baß bei diefer Entfcheibung, beren 
Bichtigkeit für die Begrenzung deſſen, was den Ge: 
fhwornen, und deflen, was als rein rechtlich den Rich: 
teen zu beurtheilen obliegt, nicht zu verfennen ift, nähere 
Angaben nicht mitgetheilt find. Die Frage, ob Erftere nur 
über dad Faktum, oder auch Über das Rechtliche, wohin 
doch ſchon die Schuld gehört, die fogar durch Einraͤu⸗ 
mung der zur Laſt gelegten Thatfache felbft nicht zuge: 
flanden ift 72), fprechen follen, ift höchft beftritten; aber 
die jetzige Gefebgebung Iöfet die Zweifel nicht, und ob⸗ 
Schon fie fich mehr dahin zu neigen fcheint, ben Gefchwors 
nen bie Grenzen anzumweifen, die hier nothwendig aner⸗ 
Tannt werden müflen, wenn nicht das Recht überhaupt 
der möglihen Willkuͤhr überantwortet, und bie Rechts: 
pflege Denen, deren eigentlicher Beruf fie ift, entzogen 
werben fol, fo hält fie doch diefen Grundſatz nicht folges 
richtig feft, und bedarf hier ganz beſonders, nach den ger 
machten Erfahrungen, einer Berbefferung. 

So erklärt nun ein Erfenntniß vom 19. Januar 
1850: „Die den Gefhwornen vorzulegente und von if 
nen zu beantwortende Schuldfrage umfaßt eben fowohl 
bie rein thatfächliche Frage 7°): ob der Angellagte ber Urs 





71) Srundfäge ©. 11. Nr. 28 zu $. 100. 

3 S. Note 70. Erſte Fortfegung S. 15. Nr. 146. 

78) Bol. auch Erfte Fortfegung ©. 16. Nr. 151 zu S. 122. 
„Der Schwurgerichtehof darf fiine Eutſcheidung nur ſolchen 
Shatfahen zum Grunde legen, welche durch den Ausfpruch 
der Geſchwornen feftgefteltt find. Dem Gerichtshofe iſt das 
ber nicht geftattet, bei Anwendung des Strafgefege® auf aus 
bet erfennreißquelien zurüdjugehen.” Grlennmiß vom 6. 

rz Fa 
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heber der That ift, ald nicht minder bie Frage: ob ihm 
die That ald Schuld anzurechnen if. Die eigentliche 
Schuldfrage, alfo das Urtheil über die verbrecherifche Wils 
Iensrichtung, iſt zwar nicht etwas rein Thatſaͤchliches; 
gleihwohl muß diefelbe und kann von den Gefchwornen 
beantwortet werben: weil bie Bezeichnung deſſen, was der 
Geſetzgeber unter ber verbotenen Hanblung verflanden 
wiſſen will, nichts anderes ift, als die Befchreibung und 
Begrenzung, nicht eines rechtlichen Begriffes, fondern 
einer menſchlichen Thaͤtigkeit mit einem gemiflen Erfolge 
in ber Reife der Erfcheinungen. Dies gilt namentlich 
dann, wenn es fi darum handelt, ob ein Verbrechen 
verfucht werben, ob alfo die in die geftellte Frage aufges 
nommene Thatfache ſchon den Willen zur Ausführung des 
Verbrechens erkennbar macht.” 7%) — ein Ergebniß, mit 
welchem ich mehr, als mit ber hier gegebenen Begruͤn⸗ 
dung einverfanden bin. 


Von demfelben Datum find noch zwei Erkenntniffe, 
wonach die Gefhwornen fi) auf die ihnen vorgelegten 
Fragen zu beſchraͤnken, und nicht das Recht haben, mils 
dernde Umftände, ohne daß eine Frage hierauf gerichtet 
war, ald vorhanden zu erklären, fo wie daß, wenn aus 
den im Uebrigen von ben Gefchwornen bejahten Fragen 
nicht der Thatbeftand und nicht alle zur Anwendung des 
Strafgefeges erforderlichen VBorausfegungen zu entnehmen 
find, und gleichwohl das Strafgefeb angewendet worben, 
dieſes für verlegt zu erachten und dad Erfenntniß zu ver⸗ 
nichten fey, während in jenem alle die nicht verlangte 
Erklaͤrung als nicht gefchehen gilt, und bei der Außs 
meffung der Strafe nicht berudfichtigt werden darf 7). - 





74) Grundfäge ©. 12. Nr. 9 16.10. . 
25) Grundfäge ©. 12. 13. Nr. 30. 31 zu $. 100. 
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Endlih, Erkenntnig vom 18. Mai 1850: „Die 
Frageſtellung ift Tedigli dem Ermeflen bed Gericht: 
hofes nach dem Ergebniß der thatſaͤchlichen Ermittelung 
überlaffen. Daraus alfo, daß der Gerichtöhof einen hier: 
auf gerichteten Antrag des Angeklagten einfach verworfen 
bat, fann, in fofern dadurch das Rechtöprincip nicht be: 
rüprt wird, ein Nichtigfeitögrund nicht abgeleitet wer: 
den.” 79) 

Es ift gewiß richtig, daß die Frage: ob bie ver: 
wirkte Strafe durch den Ablauf der Verjährung: 
frift ausgefchloffen werde, nicht zu denen gerechnet wer: 
den dürfe, die den Gefchwornen zur Beantwortung vor: 
zulegen find, und daß unter den Thatfachen, welche bie 
Verhängung einer Strafe ausfchließen, nur foldhe zu ver: 
leben find, „die der That den ihr fonft beiwohnenden 
verbrecherifchen Charakter entziehen ” 77), — aber es wäre zu 
wünfchen, daß in Gefeßgebung und Anwendung dieſe 
Wahrheit mehr Berudfihtigung fände, als ed jest, oft 
auf Koften der Gerechtigkeit, gefchieht. 

Nah 8. 111 der Verordnung fol, wenn die Ge 
fhwornen das Schuldig nur mit einer Mehrheit von 
fieben Stimmen gegen fünf audgefprochen haben, das 
Gericht felbft in Berathung treten, und nach Mehrheit der 
Stimmen über den von den Geſchwornen nur mit einfa= 
her Mehrheit feftgeftellten Punkt entfcheiden ). Mit 
Bezug hierauf ſtellt ein Erfenntniß vom 27. Kebruar 1850 
den gewiß zu billigenden Grundſatz auf, „daß die Vor 
fhrift des 6. 22, wonach der erfennende Richter verpflich- 
tet ift, die Gründe, welde ihn beim Ausſpruch bes 
Schuldig oder Nichtſchuldig geleitet haben, in dad Urtheil 


76) Erſte Zortfegung ©. 15. Nr. 149. 


7. Ertenntnif vom 27. Februar 1850. Grundfäpe 
. 13. Nr. 32 ;u $. 102. 


1) wein⸗ Betrachtungen S. 66 fg. 
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aufzunehmen, auch dann zu befolgen fey, wenn der 
Schwurgerichtshof in Anleitung des $. 111 über die That⸗ 
frage zu entfcheiden hat.” 7%) 

Ueber die Befugniß des Gerichts von Amts wegen 
ober auf Antrag bed Staatsanwalts ober des Angellagten 
zu verorbnen, daß die Gefchwornen fih in dab Bera⸗ 
thungszimmer zurüdbegeben, um ben Mangel zu verbefs 
fern, wenn ber Spruch nicht regelmäßig in der Form, ober 
in def Sache nicht erſchoͤpfend befunden wird (Verord⸗ 
nung $. 115), find zwei Erfenntniffe anzuführen. Das 
eine vom 9. Februar 1850 erflärt, was fih wohl von 
feloft verſteht, daß jene Vorſchrift des $. 115 auch dem 
Zall umfaffe, wenn die von den Geſchwornen auf die ihnen 
vorgelegte Brage gegebene Antwort einen Widerſpruch 
in ſich enthält ®), wo es dann freilich nicht zu ſtreng 
mit der $. 115 a. E. aufgeftellten Forderung zu nehmen 
iſt: „die Verbefferung muß in der Art gefchehen, daß der 
urfprüngliche Ausſpruch der Geſchwornen erkennbar bleibt.” 
Das andere vom 12. April 1850 fol, feiner Wichtigkeit 
wegen, ganz fo, wie es mitgetheilt ift, hier Platz finden. 
„Nach $. 115 ſoll die auf Weranlaffung des Gerichtöhofes 
von den Geſchwornen zu bewirkende Verbeflerung in der 
Art gefchehen, daß der urſpruͤngliche Ausſpruch der Ger 
ſchwornen erkennbar bleibt. Der Grund biefer Beſtim⸗ 
mung ift darin zu ſuchen, daß eben fo wenig dem Anger 
klagten ald der Staatsanwaltfchaft die ihnen durch die 
erfle Beantwortung entflandenen Rechte durch die zweite 
entzogen werben Können. Wenn baher ber erfte Ausſpruch 
mit unzweibeutigen Worten feftitellt, daß der Angeflagte 
der angefchuldigten That ſchuldig fey, der zweite Ausſpruch 
dagegen ben Angeftagten für nicht ſchuldig erklärt, fo ift, 


79) Srundfäge ©. 14. Nr. 36. 
80) Srundfäge ©. 15. Nr. 37. 
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da beide Ausſpruͤche zu berüdfichtigen find, nicht eine 
folche Berneinung der Schuld vorhanden, welche die Nich⸗ 
tigkeitöbefchwerde der Staatdanwaltfchaft nah $. 142 
audfchließt 81); es ift vielmehr bei Anwendung des Straf: 
gefehes bie erfte Antwort der Gefchwornen zum Grunde zu 
legen, in fofern fich diefelben über alle, in der Frage, 
enthaltenen thatfächlihen Momente vollftändig und unzwei⸗ 
deutig geäußert, regelmäßig in der Form, und in ber 
Sache erfchöpfend war und Feine Veranlaffung bot, eine 
Verbefferung des Ausſpruchs zu verlangen.” 9) 

Man vermißt hier eine weitere Begründung Iſt 
die am Schluffe mitgetheilte Vorausſetzung richtig, wonach 
überhaupt feine Veranlaffung war, eine Verbeflerung des 
Ausfpruchd zu verlangen, da er nach Form unb in ber 
Sache den gefeglihen Erfordernifien entfpricht, fo wird 
man, da derfelbe auf Schuldig lautete, nicht annehmen 
Dürfen, daß das Gericht von Amtd wegen, oder auf Antrag 
des Staatdanwaltd, fondern vielmehr des Vertheidigers 
die Berbeflerung verlangt habe. Was bemwirft aber diefer 
Antrag, menn der zweite Spruch auf Nidhtfehuldig bei 
Seite gefeßt, und bei Anwendung des Strafgefebes bie 
erfte Antwort — (auf Schuldig) zu Grunde zu legen iſt, 
und worin befteht die Beruͤckſichtigung des zweiten bie 
Schuld verneinenden Ausfpruhes? Die Nichtigkeitsbes 
fhwerde des Staatsanwalts fol nicht ausgefchloffen feyn — 
fie müßte aber wegfallen, wenn ein Nichtfehuldig erklaͤrt 
ift; fie it (hier wenigftend, two von andern Kehlern nicht 
die Rede ift) für den Staatsanwalt auch fein Bebürfniß, 
da ja die erfte Antwort (Schuldig) bei Anwendung des 
Strafgefeged zu Grunde gelegt wird. Das hier nicht 


81) Verordnung $. 142. „Dem Staatsanwalt fteht die Niche 
tigkeitebeſchwerde nihr zu, wenn von den Geſchwornen ein 
Nichtſchuldig ausgefprochen ift.” 

82) Erfte Fortfegung ©. 16. Nr. 150 zu $6. 115 u. 148. 
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deutlich ausgedruͤckte Verhältniß fcheint mir folgentes zu 
feyn. In einem ſolchen Falle, wo zur Berbeflerung des 
Verdikts eine rechtliche Veranlaffung nicht vorlag, hatte 
daB Gericht, nach dem Verlangen des Angeflagten ober 
deſſen Vertheidigerd, dennoch eine nochmalige Berathung 
der Geſchwornen angeordnet, die nun flatt des erften Aus: 
ſpruchs — der auf Schuldig lautete, ein Nichtſchul⸗ 
dig erklärten 9). Darauf war eine Freiſprechung er- 
folgt: fo daß bie legten oben mitgetheilten Worte, über 
dad zu Brundelegen bed erften Ausſpruchs, fich nicht auf 
das Gericht beziehen, fondern auf dad nad) $. 142 mit 
der Nichtigkeitsbeſchwerde angegangene Tribunal. Diefer 
Beſchwerde, bie fi) darauf gründet, baß die erwähnte 
Shlußbeflimmung des $. 115 verletzt ſey, vwoonach bei 
der Werbefferung der urfprüngliche Ausſpruch der Ges 
fhwornen erfennbar bleiben fol, ſteht hier namlich ber 
8. 142 nicht entgegen, der im Fall eined Nichtfchulbig 
die Nichtigkeitsbeſchwerde ausfhließt. Was von der An: 
wendung bed Strafgefebed auf die erſte Antwort ber Ges 
fhwornen bemerkt wird, fofern dieſe in jeder Hinſicht als 
rechtöbefländig zu erachten ift, bezieht fich auf das Ober: 
Tribunal, welches hier wohl nad) 8. 148 verfährt, und 
nicht nur das angefochtene Urtheil vernichtet, fondern auch 
in der Sache felbft erfennt, da ed, unter ber hier auf: 
geftelten Vorausſetzung ber Gültigkeit des erften Aus: 
ſpruchs, nicht noch auf thatfächliche Ermittelungen an» 
tommt, in weldhem Falle die Sache zur andermeitigen 
Werhandlung und Entfcheidung an dad Gericht ber betref: 
fenden Inftanz verwiefen werben müßte. ®) 


83) Ein folder Zall, wo jedoch der Spruch, wenn auch nidt 
eine Verbeſſerung, doch eine Bervollftändigung bedürfte, If 
kürzlich in Breslau vorgelommen. Das erite Werdikt lautete: 
Schuldig, aber die und die Umftände find nicht ermiefen ; 
das zweite: Nichtſchuldig. 

84) Meine Betrachtungen ꝛc. &, 164 fo. 
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Iſt meine Anficht von der Sache richtig, fo kann ich 
der durch jenes Erkenntniß getroffenen Enticheidung nur 
beiftimmen. 

Auf den $. 142, von dem fo eben eine, wenn auch 
nur fcheinbare Ausnahme erwähnt worden ift, bezieht 
fi) ein Erkenntniß vom 9. Ianuar 1850, des Inhalts: 
„Wenn die Gefhwornen das Nichtſchuldig audgefpro: 
chen haben, ſo ſteht dem Staatsanwalt in der Regel 
die Nichtigkeitsbeſchwerde nicht zu, wenn auch in dem vor⸗ 
angegangenen Verfahren ſolche Foͤrmlichkeiten verletzt 
worden, deren Beobachtung bei Strafe der Nichtigkeit 
vorgefchrieben if. Ob und in welden Fällen von dieſer 
Regel eine Ausnahme zu geflatten, muß von ber Indivi⸗ 
dDualität des einzelnen Kalle abhängig gemacht werben.” ®°) 

Allerdings ftelt der $. 142 die Beſtimmung auf: 
„Daß dem Staatsanwalt die Nichtigkeitöbefchwerbe nicht 
zuſtehe, wenn von den Gefchwornen ein Nichtſchuldig 
audgefprochen ift” — und zwar ohne irgend einen or: 
behalt oder Ausnahme, während $. 141 beflimmt: „Die 
Nichtigkeitsbefchwerbe fteht fowohl dem Staatsanwalte 
ald dem Angeklagten zu.” ®%) Nun muß zwar dad Ins 
tereffe des Staatdanwalts zu Anftellung ber Nichtigkeits⸗ 
befchwerde auch in dem Kal einer erfolgten Schuldig : Er: 
klaͤrung, fchon nach $. 6 der Verordnung v. 3. Januar 
1849, zugeftanden werben; aber dies ift um fo mehr der 
feltnere Kal, als theild ber Staatsanwalt fehon durch das 
‚ihm erlaubte Aufgeben der Sache eine ihm ungerechtfer: 
tigt erfcheinende Berurtheilung vermeiden kann, theils der 
Angeklagte und defien Bertheidiger ihre Rechte wahrnehmen: 
wenn nun hierauf die Befugniß des Staatsanwalts zu Er: 
greifung der Nichtigkeitsbefchwerde beſchraͤnkt wäre, fo 


85) Srundfäge S. 19 Nr. 48. 
86) Betrachtungen &. 158 fg. 
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wuͤrde der Gerechtigkeit nicht genug gethan, und wie weit 
man auch die Begünftigung des Angeflagten ausbehnen 
und die Unanfechtbarfeit des Verdikts behaupten möge, fo 
wird man doch zugeftehen müffen, daß ein rechtfertigender 
Grund nicht vorhanden fey, Nichtigkeiten des Ver: 
fahrens blos deshalb unbeachtet zu laſſen, weil dies einem 
Verbrecher zu Statten fommt. Wenn fonad) der $. 142, 
der eine, zwar auch von andern Sefeßgebungen aufgenoms 
mene, jedoch keineswegs unbedingt zu billigende Beſtim⸗ 
mung enthält — ftreng auögelegt und auf das „Nichts 
ſchuldig“ auf das Verdikt der Gefchwornen bezogen wer: 
den muß, fo folgt, daß Verletzungen, welche die andern 
Erforderniffe des Verfahrens betreffen ($. 139), wohl ges 
rügt werben bürfen und müflen, und es iſt fomit die ans 
gegebene Entfcheibung wohlbegründet. Kür den praftis 
fchen Gebrauch des Staatsanwalts leiftet jedoch die Erklaͤ⸗ 
zung — „ob, und in welchen Fällen eine Ausnahme 
zu geftatten, müfle von der Individualität des einzelnen 
Falles abhärigig gemacht werden” — nur wenig. Denn 
der Staatsanwalt, ber unter jener Vorausſetzung fich für 
berechtigt und verpflichtet halt‘, — beides ift hier untrenn⸗ 
bar ‚„— die Nichtigkeitsbeſchwerde einzulegen, darf erwars 
ten 7), daß diefe nicht fofort mit Bezugnahme des 
6. 142 zurüdgewiefen, fondern daß darüber nach) vor: 
ſchriftsmaͤßiger Verhandlung rechtlich entfchieben werde. 

Einige wichtige Entfcheibungen betreffen das Ap⸗ 
pellationsdverfahren. 

Der $. 126 verordnet: „Der Appellant kann das⸗ 
jenige, was von dem erften Richter als thatfächlich feft- 


87) Eine Analogie bietet das Erkenntniß v. 9. Mär; 1850. Erfte 
Zertfegung ©. 21. Nr. 160. „Wenn der Appellationss 
richter die geſetzlich zuläffige Appellation durch Erkenntniß 
zurückweiſet, fo unterliegt ein ſolches, das rechtliche Ge⸗ 
hör verfagende Erkenntniß der Wernichtung.” 
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fiehend angenommen worden ift, nur mittelft neuer 
Thatſachen oder neuer Beweismittel anfed: 
ten, und der Appellationsrichter hat zu beurtheilen, ob 
diefe neuen Thatſachen und neuen Beweismittel erheb- 
lich find.” 

Hierzu bemerkt das Erfenntniß v. 17. Juli 1850: 
3 Die Vorſchrift des 8. 126 hat ihren Grund darin, daß 
der Appellationdrichter, in fofern neue Thatfachen und 
Beweismittel nicht angeführt find, Feine Zeugen, und in 
der Verhandlung felbft nicht den Angeflagten perfönlich 
hört, und daß ihm mithin die Mittel fehlen, um eine 
freie, aus dem Inbegriff der mündlihen Verhandlung 
gefchöpfte Ueberzeugung über den eigentlichen Hergang 
zu gewinnen. ®®) Dem Appellationsrichter ift aber bes: 
halb nicht geſtattet, von den durch den Angeflagten nicht 
angefochtenen, von dem erften Richter wirklich feftgeftell- 
ten Thatſachen, welde diefer aus den Audfagen der 
Zeugen, aus dem Auftreten der Perfönlichfeit, und über: 
haupt aud dem Inbegriffe der mündlichen Verhandlung 
gefhöpft hat, abzumeichen. Andrerfeits folgt aber aus 
dem Begriff der Appellation und aus der Beſtimmung des 
8. 126 felbft, daß der Appellationdrichter Richter ber 
Sache in ihrem ganzen Umfange ift °%), und daß ihm 


88) Dies iſt ein wichtiger Grund, der mit der Mündlichkeit 
und Deffentlichkeit in Berbindung flieht, aber nicht der ein⸗ 
zige. Bielmehr ift hier von dem Begriff und der Beſtim⸗ 
mung der Appellation auszugehen. Wenn in der zweiten 
Snftanz ganz neue Thatſachen oder neue Beweismittel an 

egeben werden, und diefe, die dem erften Richter unbes 
annt, von ihm nicht berüdfichtigt werden konnten, für den 
Appellattionsrichter das Motiv eines abändernden Erkennt⸗ 
niffes find, fo kann man nicht fagen, daß das frühere Urs 
theit din unnöthtges gewefen [9 und das zweite tft, auf 
ber neuen Srundlage, nicht ſowohl ein abänderndes, als 
n neues. 

89) Nicht ſtets, fondern doch immer nur fowelt appellirt ift, 
alfo über die beſchwerenden Punkte und was mit diefen zus 
fammenbängt. 


[4 
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namentlich auch ein Urtheil uͤber die Schuld des Angeklag⸗ 
ten in thatfächlicher Beziehung fo weit zufteht, als ihm 
die Mittel dazu gewährt find. Der $. 22 verpflichtet ben 
erften Richter, die Gründe feiner Ueberzeugung anzuges 
ben, und biefe Vorfchrift würde ohne Zwed feyn, wenn 
dieſe Ueberzeugung eben fo, wie die der Gefchwornen, je 
der Prüfung entzogen feyn folte. Aus der Verpflichtung. 
des erften Richters, Die Gründe feiner Ueberzeugung anzu». 
geben, folgt daher, daß dem Appellations: Richter bie 
Prüfung diefer Gründe anvertraut, und ihm alfo geſtat⸗ 
tet iſt, diefelben, in fofern fie nicht aus der mündlichen 
Verhandlung entnommene, ausbrüdlich feftgeftellte That⸗ 
fachen, fondern rechtliche oder faktifche Anfichten und Wer: 
muthungen enthalten, anzunehmen oder zu verwerfen.” ?9%) 

Mit einem Worte, der Richter iſt nit Ge⸗ 
ſchworner, und eben darum ift er nicht, wie biefer, 
von der Pflicht befreit, die Gründe feiner Entſcheidung, 
auch wo diefe dad Faktum betrifft, anzugeben. Dies ift 
überhaupt für ihn nothwendig, und muß in allen Zällen,. 
auch den nicht appellabeln, gefchehen. Aber es folgt dar 
aus allerdings, daß, wenn einmal die Sache zu weiterer 
Berbandlung kommt, auch die Gründe bed frühern Urs 
theils geprüft werben dürfen, und baß ber zweite Richter 
auf die feftfiehenden thatfächlichen Ermittelungen — von 
denen er, wenn feine nova vorgebracht werben, allers 
dings nicht abweichen fol — dasjenige ale Schlußfolges 
zung fügen dürfe, was die Gerechtigkeit gebietet. Im 
Begriff der Berufung liegt zwar zundchfi nur die Be⸗ 
hauptung einer sententie iniqua, biefe aber kann nicht 
blos durch unrichtige Unterftellung der Thatſachen unter 
das Geſetz oder den Rechtögrundfag ftatt finden, fondern 
auch Durch ungegründete Beurtheilung in Betreff der that: 


%) Erfte Zortfegung ©. 17. Nr. 153. 
Brio d. Er. R. 1851. ILL. St. 3 
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fächlihen Borausſetzungen. Strenge genommen follten 
nova — wenigftend facta, wenn auch nicht grade Be⸗ 
weismittel — ganz auögefchloflen und der Reftitution übers 
wiefen werden. Das ältere Recht ift jedoch, zunäcft 
ſchon in Eivilftreitigkeiten, hier nachfichtiger gewefen und 
bat der Appellation im Berhältniß zur Nichtig: 
feitsbefchwerde und Wiedereinſetzung, da wo 
Iberhaupt jene zureichend erfchien, ein umfafienderes Ge⸗ 
biet angewiefen. In der Aufnahme biefer Grundfäge 
finden wir eine Beftätigung befien, was oben binfihtlich 
des Bufammenhangs ber Altern unb neuern Praris be 
merkt worden ift. 

Berner: „Die thatfächliche Zeftftelung des erften 
Richters unterliegt ber Würdigung des Appellatlons⸗ Rich- 
ters in dem Sinne, daß er aufs Neue prüfen kann, welche 
verbrecherifche Abficht aus biefen Thatſachen hervorgeht, 
und welchem Strafgefebe diefelben unterliegen. Eine Ber: 
letzung des $. 126 iſt alfo nicht vorhanden, wenn ber Ap⸗ 
pellationd » Richter in ber zur Anflage gebrachten und durch 
den erften Richter feftgeftellten Thatſache nur eine Wi⸗ 
derſetzlichkeit gegen Abgeordnete der Obrigkeit, nicht eig 
Beleidigung derfelben erkennt.” 9) — gewiß, und um ſo 
mehr, als dies gar nicht eine Prüfung blos der Beweiſe 
der faktiſchen Grundlage, ſondern auch und vornehmlich 
eine Rechtsſubſumtion iſt. 

„Oder, wenn der Appellations⸗Richter, indem 
er die von dem erſten Richter feſtgeſtellten Thatſachen nad 
Anlaß, Wirkung und Erfolg würdigt, nur ein Tahrläff: 
ges Verbrechen annimmt, während der erfle Richter ein 
vorfägliches angenommen hat.” 9°) 





9) Erfte Fortfegung ©. 18. Nr. 154. Crfennmif vom 
25. März 1850. 
923) a. a. O. Nr. 154. Erkenntniß 9. 15. Juni 1860. 
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„Oder, wenn ber Appellationd Richter, nach den 
gegebenen Umfländen bed Falles, ben Vorwurf einer gro 
ben Zahrläffigkeit für begründet annimmt, während ber 
erfte Richter eine Zahrläffigkeit überhaupt als nicht vorhan: 
den angenommen bat.” 9°) 

Man fieht übrigens auch hier, wie ed fonft die Er⸗ 
fahrung beftätigt,, daß ein — keineswegs dem Vertrauen 
zur grundlichen Rechtöpflege förberlicher, wenngleich, wie, 
die Sachen ftehen, nicht zu befeitigender Unterfchieb zwi⸗ 
ſchen den Faͤllen flatt findet, wo die rechtöfundigen Rich 
ter allein, und wo fie in Verbindung mit Geſchwornen 
urteilen. Im Allgemeinen wird dort ftrengere Geſetz⸗ 
lichkeit herrfchen: bier ift ed bem Gericht oft gradezu 
unmöglich, einen Fehler gut zu machen, und es wird das 
Urtheil, auf eine Vorausſetzung gegründet — formell 
richtig — die man gelten laſſen muß, ohne deren mate: 
rielle Richtigkeit anzuerfennen. Das Gefek Hilft nur 
theilweife durch den $. 116, da ein für falſch erfanntes 
Berbift, nur wo ed verurtheilt, niemald aber zum 
Nachtheil des Angeflagten durch eine Verweiſung an ein 
neues Schwurgericht aufgehoben werben kann *). 

Das Erkenntniß v. 26. Juni 1850 befagt, daß bei 
Injurien die Krage, in wiefern bei einer feftgeftellten 
Aeußerung bie Abfiht der Ehrenkraͤnkung anzunehmen, 
Teime reine Thatſrage, dieſelbe vielmehr mit Ruͤckficht auf 
die in den Geſetzen aufgeftellten Bermuthungen zu beur⸗ 
heiten fen, und daß daher der Appellationds Richter dat 
Scrafgeſet verletze, wenn:er diefe Prüfung ablehne. *) 

Bir billigen dieſe Bermuthungen nicht überall, und 
die neue Geſetzgebung wird, wie die biherigen Entwürfe, 


93) a. a. DO. Nr. 154. Erkenntniß v. 29. Mai 1850. 
94) Meine Betrachtungen ©. 78 fg. 138 fg. 
9) Erfte Zortfesung 6. 19. Nr. 158. 32 
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hier vieles verbeſſern, was dad jegt geltende Landrecht 
aufftellt; aber es ift anzuerkennen, daß gebührend unter- 
fehieden wird, was eine That und was eine Rechts⸗ 
frage fen. 

Vollends rechtfertigt fi) das Erkenntniß v. 30. Mai 
1850: 

„Wenn ber Appellationd: Richter wider die Vor: 
fehrift des 8. 126 von dem durch den erſten Richter feflges 
ſtellten Thatbeſtand abweicht, und als Kolge davon ein 
GStrafgefeg außer Anwendung läßt, welches, ‚wäre ber 
durch den erflen Richter feftgeftellte Thatbeftand ber Ent: 
ſcheidung zum Grunde gelegt, hätte angewendet werben 
müffen, fo ift zugleih da8 Strafgefes verletzt, die 
Entfcheidung des Appellationd = Richter daher zu ver: 
nichten.” 99) " 


Im Gegenfab zu Obigem macht dad Erkenntniß vom 
10. Suli 1850 aufmerffam, welches andre Verhaͤltniß 
bei der Nichtigkeitsbefchwerde hinfichtlich jener Prüs 
fung bed Bewelfes, bie dem Appellations: Richter inner 
halb der erwähnten Grenzen zuſteht, fatt finde. 


„Dem Richter der Nichtigfeitöbefchwerde ſteht es 
nicht zu, bie von dem Appellationd: Richter ald wahr feft: 
geftellten Thatſachen, wozu auch die innere Xhatfache bed 
verbrecherifhen Bewußtfeyns und die Abficht gehört, einer 
formellen ober materiellen Kritif zu unterwerfen, wofern 
nur die thatfächliche Feftftellung felbft feine unrichtigen 
Rechtöprincipien eingemifcht, oder einen Grundſatz des 
Strafrechts dabei außer Acht gelaflen hat. Die Stellung 
des Nichtigkeits-Richters ift in foweit eine andere, 
als die des Appellationd: Richters.” 97) 


— — — 2 


%) Erſte Fortfegung S. 19. Nr. 156. 
9) A. a. O. ©. 28. Nr. 168 ;u $. 139. 
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Noch muß in Anfehung der in der Berufungs: 
Inſtanz vorgetragenen nova eine beachtenswerthe Ents 
ſcheidung vom 20. Juli 1850 angeführt werden. 
| „Wenn in zweiter Inftanz neue Thatfahen und 
Beweismittel beigebracht find, fo ift es das Recht und 
bie Pflicht des Appellations: Richters, die Thatfrage 
mit Beruͤckſichtigung des aud den neuen Thatfachen und 
Beweismitteln hervorgegangenen Ergebniſſes ſelbſtſtaͤn⸗ 
big zu würdigen, insbefondere zu erwägen, ob und in wie 
weit die aus andern Erkenntnißquellen abgeleitete Ueberzeu⸗ 
gung des erfien Richterö damit noch beftehen kann und auf: 
recht zu erhalten ift. Iſt daher die Ueberzeugung des erften 
Richters von der Schuld des Angeklagten auf die Bezlichtis 
gung eined Mitangellagten und zugleich auf einen dieſe Be 
zuͤchtigung unterflügenden thatfächlihen Umftand geſtuͤtzt 
worden, und ift in zweiter Inſtanz der Beweis darüber an: 
‚getreten, daß der diefe Bezüchtigung unterflügende Umftanb 
fi) anders verhalte, fo ift es der freien Durch den $. 126 nicht 
befchräntten Beurtheilung des Appellationd: Richters an⸗ 
heimgeftelt, ob und wiefern die fodann gegen ben Anger 
Hagten allein noch ftehen bleibende, durch Feine andern 
Thatumſtaͤnde unterſtuͤtzte Bezlichtigung bed Mitangeblage 
ten außdreiche, die Ueberzeugung von der Schuld zu bes 
gründen. Hat daher der Appellations Richter, ben ihm 
in $. 126 angewiefenen Standpunkt verfennend,, ben über 
eine erhebliche Xhatfache angetretenen Beweis bios 
beöhalb zurücigewiefen, weil nicht zu überfehen fei, ob 
die Ueberzeugung des erften Richterd von der Schuld bed 
Angeflagten nicht fchon durch die bloße Bezuͤchtigung des 
Mitangellagten begründet worden, fo verfagt der Appels 
lations: Richter dem Angeklagten nicht blos das rechtliche 
Gehör, fondern verlegt auch im fofern das Strafgeleß, 
als die zur Anwendung beflelben erforderliche thatfächlidhe 
Unterlage ermangelt.” ®®) 


98) Erſte Kortfeguug ©. 20. Nr. 187. 
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An diefes, nach den gefehlichen Beflimmungen, 
wohlbegründete Erkenntniß ließen ſich manche Betrach⸗ 
tungen uͤber das Verhaͤltniß der Beweistheorie zu dem 
neuern Verfahren anknipfen. Ich behalte dieſe einer 
andern Abhandlung vor, bemerke jedoch ſchon hier, wie 
ſich mit nicht zu verkennender Nothwendigkeit eine, wenn 
auch nicht eigentlich geſetzliche, doch eine f. g. ratio: 
elle Beweistheorie geltend madt ®%. Ohne bie 
jest verlaffenen gefeklichen Beweisvorſchriften überall in 
Schutz zu nehmen und Im Wefentlichen einverftanden 
mit der Beflimmung des $.22 der Verordnung 19%, kann 
ich doch nicht umhin zu erinnern, daß in biefer Hinficht 
dad Verfahren, in den Fällen, wo jetzt die Richter allein 
und ohne Zuziehung von Geſchwornen hinfichtli bed Be 
weiſes grünblicher, allgemeinen Principien entſprechender 
und ber Gerechtigkeit fördernder fen, wenn ſchon nit 
unbedingt für den Schulbigen, da im Falle ded Be: 
weifes Freifprechungen hier nicht zu erwarten find, was 
Senn auch nicht ein Nachtheil —- wenigftend richt für Die 
Gerechtigkeit und die bei deren Handhabung betbeiligte 
Befellichaft iſt, — da die Begünftigung des Angeklagten, 
der wir fonft gern das Wort reden, fich nicht auf Koſten 
bed Rechts und ber Wahrheit dußern fol. Wir müffen eB 
wiederholen, bie Schwierigkeiten, die nach ber Natur der 
wmenfchlichen Erfenntniß in einer gefeßlihen Beweidtheorie 
Segen, und die um fo mehr bervortreten, je ftrenger unb 
ängftlicher fie die Bedingungen eines Schulbbeweifed aufs 
ſtellt, je gewiflenhafter fi) der Richter an diefelben halt 
— insbefondere bei ben Erforderniffen des Anzeigen⸗ 
beweifes, — biefe Schwierigkeiten, die ja nicht hinweg» 


99) Beiträge zur Gtrafprozeßgefeßgebung S. 189 fg. 

100) Weine Bercachtungen S. 14. 103, und diefe Abhandlung 
Rot. 39 fg. ; vgl. auch meine Abhandlung: „Sur kLehre von dem 
Beweiſe und dem Schwurgericht“ in der Zeitfch ft für 
volkssbümlidges Recht. Erlangen 1850. Wd. 11.@,.61fe. 
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fallen, wenn und weil die Entſcheidung von Geſchwornen 
getroffen wirb, finden eine befriedigende Loͤſung nicht da⸗ 
durch, daß von allen Beweisregeln und Begruͤndungen 
abgeſehen und, wo nicht die Gewiſſenhaftigkeit — wir 
hoffen, daß es meiſtens der Fall ſey — vorherrſcht, — 
der Willkür und Unverantwortlichkeit, im Dop⸗ 
yelfinn des Worte — das Urtheil überlaflen wird. Daß 
dann im Verfahren felbft, je nachdem es mit oder ohne 
Geſchworne flatt findet — wie jegt nach den meiften Ges 
fesgebungen, — durch dad flir unfere Werhältniffe vielleicht 
Taum zu befeitigende Nebeneinanderbeftehen zweier we⸗ 
fentlich verfhledener Syſteme — eine auffallende Ungleich⸗ 
heit flatt finde, ift nicht zu verfennen. Der Werth bes 
Schwurgerichts liegt auf einer andern Seite, ald der Ver⸗ 
bürgung ber materiellen Wahrheit des Verdikts. Er ſoll 
nicht angetaftet werben, — aber ich glaube, wir werben 
fir unfre Einrichtungen noch viel, namentlich aus dem 
Englifhen Rechte!) zu lernen haben, und banı 
mag, ohne Gefahr, mit größerer Folgerichtigkeit die Bus 
fländigkeit des Schwurgerichts auch auf die demfelben - 
jetzt entzogenen geringen Faͤlle ausgedehnt, und fo durch 
eine — jenen Zwiefpalt vermindernde — Erweiterung 
ein Gegengewicht gewonnen werben gegen eine nach ber 
andern Seite hin nothwendige Beſchraͤnkung, damit das 
Recht, und nur diefeß, herrſche. 

Zum Schluffe noch Einiges uͤber dad Verhaͤltniß zu 
dem ältern Rechte. 

Ein Erkenntniß vom 29. Juni 1850 erflärt in Bes 
Siehung auf 5. 139 der Werorbnung 9): „Es gehört zu 


101) Ginftweiten verweife Ich unter mehrern Werken auf S. 
March Phillips Treatise of the law of evidenes, 
Sizth ed, In two Volumen. London. 1824. Bvo. 

1 welger Tautet: „Die Wictigkeitsbefchwerde findet fait 
1) wegen Werlegung von girmlickeiten im Werfahren, Des 
ven Beobachtung bei Strafe ber Richtigkeit Borgefänieben dir 
2) wegen Berlegung eines Gteafgefepes.” Mol. od. Wete 
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den Attributionen deö Ober» Tribunals, in Kraft ber Be 
flimmungen des $. 142 Tit.2 der Prozeß: DOrbnung 
und des $. 94 der Erim.:D. die Anklage an ein beflimms 
tes Schwurgericht zu verweifen, und bielem Schwurge⸗ 
zichtöhofe fleht es nicht zu, unter dem Vorwande, daß 
der Angeklagte dadurch feinem gefeglihen Richter entzogen 
‚were, bie Entſcheidung abzulehnen und ſich durch Erkennt: 
niß für incompetent zu erflären. Wenn daher der Schwurs 
gerichtähof auf die von den Geſchwornen abgegebene Er= 
klaͤrung über die Schuldfrage die Entſcheidung verfagt, 
welche hinfichtlich der Anwendung des Strafgefehes hätte 
erlaffen werben müffen, fo liegt darin eine Verlegung bes 
Strafgefeges.” 18) 

Diefe Entfceidung bes höchften Gerichtöhofes ift 
um fo wichtiger, je weniger fie, wie es bei der Mehrzahl 
der bisher angeführten ber Fall ift, ald eine durchaus zweis 
fellofe angefehen werben kann. Zwar beftimmt der $. 183 
der Verordnung: „Ale dieſer Verordnung entgegenfles 
hende Vorfchriften find in fo weit aufgehoben, als fie mit 
den Beftimmungen derfelben fidy nicht vereinbaren laffen.” 
— und e8 bleiben daher die übrigen in Geltung, worauf an 
verſchiedenen Stellen hingewiefen wird. Dana fann 
‚ein Bedenken entftehen, ob die hier in Bezug genommes 
men ältern Gefege anwendbar find, in Beruͤckſichtigung 
des Art. 7 der Verfaflungsurfunde v. 30. Januar 1850, 
welche fagt: „Niemand barf feinem gefeglichen ichs 
ter entzogen werben.” Allerdings Tann dies nicht ben 
Sinn Haben, daß nicht im Fall einer Juſtizverwe i⸗ 
gerung, Perhorrescenz ı. ein anderes Bericht, 
welches nad ben allgemeinen Vorſchriften verfährt 
— (von Ausnahmegerichten, bie jener Artikel ausdrüd: 
lich unterfagt, ift nicht die Rede) — im ordnungsmäßis 


. 308) Erfte Gortfegung ©. 22. Nr. 168. 
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gen Wege fubflituirt werben könne, und gerade bei 
Shwurgerihten ift auch noch aus andern Gründen 
dies nicht felten geboten 1%), — aber ed bedarf doch einer _ 
Zünftlichen Auslegung, und zum Theil ber Berufung auf 
eine Analogie — bie wir auch für dad Preußifche 
Recht nicht verwerfen — um zu jenem Ergebniffe zu ge 
langen. Der übrigens fehr allgemein gehaltene $. 142 
Zit. 2 der Prozeß s Ordnung 1%) betrifft zumächft 
nur die bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten. Der $. 92 der 
Crim.⸗O. aber legt im Eingang dem Obergerichte eine, iM 
ber frühern Gerichtöverfaflung gegründete, weit ausge⸗ 
Dehntere Befugniß bei, die hier durchaus Peine Anwens 
dung findet, und bie auch ohne eine befondere Veranlafs 
fung audgeübt werben dürfte. Nur die beiden angegebes 
nen Säle, wo eine Verpflichtung hiezu ausgefprodgen 
iſt 20%), koͤnnen für das jebige Verfahren no in B 

teacht kommen, wobei dann aber zu prüfen ift, ob eine 
Rechtöverweigerung auch dann dem urfprünglich zuſtaͤndi⸗ 


104) Berordnung 9. 70. Meine Beratungen &. 96 fo- 
1056) „Wenn das gehörige Gericht prompte und unpartheifähe 
Juſtiz zu pflegen verweigert, fo fteht dem Kläger frei 
deſſen porgeiehter Safanz Hülfe zu fuchen. Alsdann kant 
es von dem Ermeſſen des Dbergerihts ab, in wiefern das 
gehörige Gericht nur duch zwedmäßige Zwangsmittel zu fels 
ser Schuldigkeit anzubalten, oder der Prozeß von felbigem 
anz abs, und entweder vor das Obergericht ſelbſt zu zies 
gi sder einem andern benachbarten Sericht zur Soſtrutnen 
und Entſcheidung zu übertragen fey.” 
100), a Dem Obergerichte” und dem Snauifitoriate des Di 
kis ſtehet Frei, Dem competenten Untergerichte, wenn daſſelbe 
der Anguifiteriats » Einrichtung auch wicht beigetreten. ift, 
jede unterfugung abzunehmen, nnd fie bei dem Inaquiſite⸗ 
tiate führen zu laſſen. Hieza iſt daſſelbe Hefonders alsdaun 
verpflißter: 1) wenn das die Unterſuchung führende Ges 
richt fi einer auffalienden Verzögernug deſſelben ſchuldig 
macht, oder 2) wenn ein foldher gegrändeter ht gegen 
dafjelbe obwalter, welcher nad $. 143 Zitel 2 Theil 1. der 
agemeinen Gerichts» Drdnung die Ausübung des Givils Ride 
seramt6 hindert.” 
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gen ordentlichen Gericht zur Laſt gelegt werben Tonne, 
wenn baflelbe nach F. 12 der Verordnung den Antrag 
auf Eröffnung einer Unterfuchung zurüdigewiefen hat, und 
dieſer Beſchluß, nach ber Befchwerbe des Staatbanwalts, 
von bem Appellationdgericht beftätigt worben iſt, bei befs 
fen Entfcheidung ed, wie die Verordnung fagt, verblei⸗ 
ben muß. Und ob, wenn ber fubflituirte Gerichtshof 
durch Erkenntniß ſich für incompetent erflärt, das, was 
allenfalls ein Ungehorfam gegen die Anordnung bes höhern 
Gerichtshofes ift, als eine Werlebung des Strafgefes 
Bed betrachtet werben könne, wird bei den hieruͤber herr⸗ 
ſchenden Streitfragen eben fo zu bezweifeln feyn, als die 
Richtigkeit des Werfahrene, wonach — ungeachtet ber 
vom Vertheidiger präjudiciell vorgefchügten Einwen- 
‘dung der Incompetenz — die ganze Sache verhandelt, ben 
Geſchwornen ein Verdikt zugemuthet, und dann endlich 
— ungeachtet dieſes auf Schuldig lautet — die Incom⸗ 
‘Hetenz audgefprochen würde! — 

Unbedenflih muß man dagegen ben Plenarbefchluß 
vom 21. Nov.-1849 beiflimmen: 

„Der 9.143. Titel 2 der allgemeinen Gerichts: 
Ordnung und ber $. 47 der Griminal:DOrbnung 
find durch den 8. 183 außer Kraft gefebt. Ueber Perbor: 
reſcenzgeſuche, und Beftellung eines andern Richters an 
bie Stelle des perhorrescirten, hat in Unterfuchungsfachen 
nicht mehr ber Juſtiz⸗ Minifter, fondern bee vorges 
ſetzte Richter, in hoͤchſter Inftanz alfo das Ober : Keibus 
nal zu entfcheiden.” 19) 

Die Beftimmung felbft ift ein Kortfchritt, wodurch 
die Gerichte in ihrem Wirkungskreiſe anerfannt, und dem 
Juſtiz⸗ Minifterium nicht minder dad Gebiet feiner Wirk: 


107) Srundfäge &. W. Nr. 82. 
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ſamkeit gewahrt wird, zu dem ein auch nur mittelbare® 
Eingrelfen in das, was ber gerichtlichen @ntfcheidung uns 
terliegt, nicht gehört 1%), — dies ift bereitd früher von 
mie ausgefprochen worben. 

Ich feße bier den Mittheilungen der Präjudicien eine 
Grenze. Die übrigen betreffen nicht das Strafverfahren 
und bieten weitiger ald die biöher erwähnten ein allgemel 
nes Intereffe dar. Das Verfahren, wie ed jet bei uns 
fon feit dem 1. April 1849 in Uebung ift, beruht auf 
Grundfägen, die auch in andern Staaten und deren neuen 
Geſetzgebungen Anerkennung gefunden haben; auf Be 
filmmungen, die vornehmlich dem in den Rheinprovins 
zen *°®) felt langer Zeit geltenden Rechte entlehnt, und 
nachgebifdet 2%), weit verbreitet und bekannt find. Je 
mehr alfo theils in ben Anforderungen, welche geraume 
Zelt vor Einführung des mündlich öffentlichen Anlage: 
verfahrend mit Geſchwornen gemacht und nach allen 
Seiten hin begründet und vertheibigt worden find, theil® 
in den nun mittelft eigentlicher Gefehe oder einflweilen 
geltender Verordnungen vorgefchriebenen Regeln eine, 
feineßwegd nur zufällige Uebereinftimmung zu erfennen 
ft, um fo mehe wird auch jenen Präjudicien ein wiſ⸗ 
fenfchaftlicher Werth für die Kehren des Strafprozefles bei- 
gelegt werben bürfen, der fih nicht auf das Land bes 
ſchraͤnkt, deſſen Gefeßgebung hier erläutert und von befs 


108) Bal. Bererdnung über die — anderweitige Drganifatien 
der Gerichte vom 2. Jan. 1849. 6. 35: „Die Beichwerden 
über gerichtliche Verfügungen in allen prozeflualifchen Anges 
legenbeiten folgen ſowohl in Givils als in Straffahen dem 
Inſtanzenzuge der gegen Erkenntniſſe In diefen Angelegen⸗ 
beiten zuläffigen Rechtsmittel. Bgl. oben Not. 39. 


109) und nicht bloß in der Preußiſchen, fondern auch der 
Bayeriſchen und Großherzoglich Heffifchen. - 

110) Bgl. den Bericht des Staats s Minifterinms an den König 
v. 30. Deeember 1948, welcher der Verordnung beigefügrif. 
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fen hoͤchſten Gerichtöhöfen die, wie ich zu zeigen mich be 
ſtrebt habe, größtentheild wohlbegründeten Entfcheibuns 
gen auögegangen find. Und eben darum werben fie auch 
eine, wenigftend mittelbar praftifche Bedeutung in An- 
fpruch nehmen dürfen. Da aber, wo man ſich nicht mit 
benfelben einverftanden erklären kann (mie ich denn felbft 
gegen bie Richtigkeit mehrerer Entſcheidungen Bedenken 
und Einwendungen vorzuträgen mich gendthigt gefehen 
habe) wird vieleicht die Aufmerkfamkeit um fo mehr auf 
das gerichtet werden, was bei ber Abfaflung ähnlicher 
Verordnungen, oderber Revifion der gegenwärtig gelten: 
ben, einer Verbeflerung, ober einer beutlichern, den 
möglichen Zweifeln und Streitfragen begegnenben, Be: 
flimmung bedarf. Auch unfre Werorbnung wird einem 
Geſetze Platz machen, welches, wie wir hoffen, das Gute 
der erfiern beibehalten, das Mangelhafte verbeflern, und 
fo und dem Ziele näher bringen wird, für deflen Errei⸗ 
hung die Herausgeber des Archivs nach ihren Kräften 
und in ber ihnen angewiefenen Stellung mitzuwirken be 
ftrebt find. 
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XV. 
Das 
Zuſammenwirken zum Verbrechen. 


Herrn Dr. & von Jagemann, 
Juſtizminiſterialrath in Karlsruhe. 


Darin herrſcht wohl heutzutage 7) allgemeines Einver⸗ 
ſtaͤndniß, daß ſolche, die fih zu einem Verbrechen foͤrm⸗ 
lich verabredet haben, ald Complottanten bebanbelt, 
das heißt alle in einer Linie verurtheilt ) werden, mögen 
fie bei der Ausführung viel oder wenig oder auch gar nicht 
mitgeroirft haben. Denn hier kommt ſtets in Betracht, 


u Das alte Recht ſpricht nur bei einzelnen Werbrechen,, wie 
. B. bei Zödtung und Raub, von verbrecherifcher Aſſocia⸗ 
ton —8* factio, L.4. $ 3. D. vi bon. rapt. 47, 8. 
L. 11. 6.2. D. de poenis 48, 19. 9. G. O. art. 148.), und 
man nahm daher Anftand, auch auf andere Berbindungen 
biefe Srundfäge anzuwenden. So gedenkt z. B. Meister 
(Princ. jur. crim. Goett. 1760.) nur bei dem Homicidiam 
in turba commissum dieſes Falles: — „tuno omnes conspi- 

rationis participes sine distinctione plectuntur capite” 

an er nicht einmal beim Hochverrath davon redet (p. 46 

9 


3) d. 5. das Bericht erklärt fie alle ohne Ausnahme als Mit⸗ 
urheber des fraglichen Berbrechens. Ein Anderes ift dann 
Die Frage: welde Strafe ein jeder verwirkt habe. Die 
Somplicen auch darin gleich zu halten, 1 erklärte [hen Qui⸗ 
ſtorp (Grandf. d. Peinl. Rechts I. 6. 92.) für A Bol. 
Martin, & ch. des Grim. Rechte 2te Kufl. & 
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"oh die Stärke tes Entkhluiied hauptiächlih in dem Be- 
wußtienn liegt, nicht allein zu ſtehen, vielmehr auf 
die Zuftimmung von Seite der Gencfien rechnen zu dürfen 
und die Hoffnung des Gelingens mit Denjelben zu theilen; 
es ift alfo auch von untergeertnetem Belange , ob die Bei: 
getretenen alle mit Rath) und That oder etwa nur auf Die 
eine oder andere Weife zur Ausführung mitwickten. Bon 
der wirklichen Handanlegung bleiben gerade die gefährlich: 
fien Theilnehmer gewoͤhnlich zuruͤck, naͤmlich die Jutel⸗ 
lectualurheber, oder Anſtifter. er koͤnnte zweifeln, dag 
dieſe als die eigentlichen Schoͤpfer des vollzogenen Pla⸗ 
nes eben fo ſchuldig, ja oft noch ſtrafwuͤrdiger find, als 
die phufifchen Urheber? Denn fie leihen die Macht des 
Gedankens, ihre Lrfindungsgabe , Klugheit und Ber: 
ſchmitztheit dazu her, während fie nachher die Gefahren der 
Uusführung lediglich Denjenigen überlafien , weldye den 
Muth und die Entfchlofienheit befigen, ihre ber Staats⸗ 
ordnung widerftrebenden Gefinnungen offen an den Tag zu 
legen. Soviel an dem Ruhme des Tages derjenige Keld: 
Bere voraus hat, welcher die Aufftellungen und Bewegun⸗ 
gen der Truppen angab , wenn er auch feinerfeits gar 
nicht ind Treffen kam, ebenfo fällt umgefehet die ſchwerere 
Merantwortung auf Denjenigen, welcher als der Ausgangs: 
punft eines verbrecheriſchen Unternehmen zu betrachten ift, 
follte er auch die in Bewegung, gefegten Hebel nicht weiter 
mechaniſch unterfihitt haben; er will nue die Fruͤchte genies 
Gen beiten, fcheut fi aber, oder iR zu feig, mit auf den 
Wahlplag der That zu treten. Werbrecherifche Gruppen bil: 
den fich hauptſaͤchlich in folgender Weiſe: 

Erſtens: Eomplott?), d. i. die förmliche Ber: 
ſchworung Mehreser, welche fich In diefer Abficht ir⸗ 





Des Wort , lott ” im chgebrauch eine 
—E Be —** ee von, dem fans 
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gendwo zufammenfinden, und bie Sache wie ein Geſchaͤft, 
d. h. nach einem durchdachten Plane, mit Wertheilung dee 
Stellen und Insaugefaflung aller Gefahren und Epentualis 
täten befprechen und befchliegen, ja ſich vielleicht ſogar 
durch feierliche Gelobung zum unverbrächlihen Mithalten 
und Stillſchweigen verpflichten %. Hier it im Zweifel 
wohl “Jeder als Anftifter zu betrachten, weil fi) Alle durch 
Austauſch ihrer Abfichten, Zweifel und Rathfchläge in dem 
Vorhaben beftärfen und felbft die bei der Berathung fich 
paffio Verhaltenden ſchon durch ihr Dabeifeyn und bie 
volderfpruchslofe Annahme aller Befchläffe ihren Beifall 
zu erfennen geben und fomit mindeften® mittelbar die Uebris 
gen ermuthigen helfen. Nur folche würden die Bezeich⸗ 
nung als Anftifter nicht verdienen, welche gegen toefentfiche 
Punkte des Planes fih, wenngleich vergeblich, auflche 
nen, und diefe wären dann, fofern fie nachher auch an der 
Ausführung ſich nicht betheiligen, unter Umftänden nur 
als ſchweigende Mitwiſſer zu beftrafen °). 


Zweitens: Zu den Verſchwoͤrern koͤnnen dann ums 
mittelbar vor oder bei der Vollführung der That weitere 


ſchen: pelote, womit ein Anäuel, ein Irupp ven Men⸗ 
Sen, alfo gerabe das bezeichnet wird, was als Gegenſatz von 
&meditation gilt, «eine plöglich und angeordnet zuſammena 
— a be nee 
unter complot ebenfalls nuw eine gehrime Berbiadung 

oder Menterei. 
5 Baus „Lehrb. d. Strafrechts 8.77, verlangt zuviel, indem 
nfeitige Berpflihtung als wmefentliches Merk⸗ 
mei ieh dem st6 erklärt. Denke, Handb..deb Crim. Rechts 


B. l. 
Sn Die — Een achen wohl etwas zu weit in dee ‚Eos 
*1 5 —* nn Be dam den Plan ai 
nicht verhtabert, 


lelbt re a je (di nahe 
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"daß die Stärke des Entſchluſſes hauptfächlih in dem Bes 
wußtfenn liegt, nicht allein zu ftehen, vielmehr auf 
die Zuftimmung von Seite der Genoſſen rechnen zu dürfen 
und die Hoffnung des Gelingens mit denfelben zu theilen; 
es ift alfo auch von untergeorbnetem Belange , ob die Beis 
getretenen alle mit Rath) und That oder etwa nur auf die 
eine oder andere Weife zur Ausführung mitwirften. Won 
der wirklichen Handanlegung bleiben gerade die gefährlichs 
fen Theilnehmer gewöhnlich zurüd, naͤmlich die Yutels 
lectualurheber, oder Anftifter. Wer Fönnte zweifeln, daß 
diefe ald die eigentlihen Schöpfer des vollzogenen Pla⸗ 
nes eben fo ſchuldig, ja oft noch ſtrafwuͤrdiger find, als 
die phyfifhen Urheber? Denn fie leihen die Macht des 
Gedanfens, ihre Erfindungsgabe, Klugheit und Ver⸗ 
ſchmitztheit dazu her, während fie nachher die Gefahren der 
Ausführung lediglich Denjenigen überlaflen ,„ voelche ben 
Muth und die Entſchloſſenheit befigen, ihre ber Staaté⸗ 
ordnung twiderftrebenden Gefinnungen offen an den Tag pu 
legen. Soviel an dem Ruhme des Tages derjenige Feld⸗ 
here voraus hat, welcher die Aufftellungen und Bewegun⸗ 
gen der Truppen angab , wenn er auch feinerfeits. gar 
nicht ins Treffen Fam, ebenfo fällt umgekehrt die ſchwerere 
Merantwortung auf Denjenigen, melcher als der Ausgange⸗ 
punkt eines verbrecherifchen Unternehmens zu betrachten Ift, 
follte er auch die in Bewegung. gejegten Hebel nicht- weiter 
mechaniſch unterfiägt Haben; er will nue die Fruͤchte genies 
gen heiten, fcheut fib aber, oder iR zu feig, mit auf den 
Wahlplag der That zu treten. Verbrecherifche Gruppen bil: 
den fich Hauptfächlich in folgender Weiſe: 

Erſtens: Eomplott?), d. i. die förmliche Ber⸗ 
ſchwoͤrung Mehreser, welche ſich in dieſer Abſicht ir⸗ 


— 


Des ort „Gemylott” hat im Sprachgekrauch eins 
num —E— Es ſtammt van, dem. an 
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gendwo zufammenfinden, und bie Sache wie ein Gefchäft, 
d. h. nach einem durchdachten Plane, mit Vertheilung dee 
Stellen und Insaugefaflung aller Gefahren und Eventuali⸗ 
täten beſprechen und beſchlleßen, ja fi vielleicht ſogar 
durch feierliche Gelobung zum unverbruͤchlichen Bithalten 
und Stillſchweigen verpflichten ). Hier iR im Zweifel 
wohl Jeder als Anftifter zu betrachten, weil ſich Alle durch 
Austauf ihrer Abſichten, Zweifel und Rathſchlaͤge in dem 
Vorhaben beftärfen und felbft die bei dee Berathung ſich 
paſſiv Verhaltenden ſchon dur ihr Dabeifeyn und bie 
widerſpruchtloſe Annahme aller Beſchluͤſſe ihren Beifall 
zu erfennen geben und fomit mindeſtens mittelbar die Uebrl⸗ 
gen ermuthigen helfen. Nur ſolche wärden die Bezeich⸗ 
nung als Anſtifter nicht verdienen, welche gegen weſentlicht 
Punkte des Planes fi, wennglelch vergeblich, auflche 
nen, und diefe wären dann, fofern fie naher aud an der 
Ausführung fi nicht betheiligen, unter Umftänden nur 
als ſchweigende Mitwiſſer zu beſtrafen °). 


Zweitens: Zu den Verſchwoͤrern koͤmen dann ums 
mittelbar vor oder bei der Bollfuͤhrung der That weitere 


3 ſchen; peloto, womit ein Knauel, ein Trupy von Men⸗ 

ſen, aiſe gerade das bezeichnet — was als Mat von von 
;ämebitation gilt, eine pläglich umd nugeardnet 3: 

Ka ee 5— 

—* —— —28 — —S—— 


9 Lehrb. d. Stre 77, verlan viel, indem 
* 98 En were A ng als —e Merts 
*34 ——S erklärt Dante, Handb..des Grim. Rechts 


VERESHTERENTE 


einmal den det 
fake A NY waher wit —8 
pe u 
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Perfonen binzutreten ©), welche von dem eigentlichen 
Zufammenhang,, von Entftehung und Endzwed des Unter: 
nehmend Feine Kenntnig haben; Theilnehmer der legten 
Art finden ſich bei den meiften im Complott begangenen 
Verbrechen, befonder& aber bei politifchen. Diejenigen, 
welche den erften Gedanken faflen, find meiftens Egoiften, 
und wünfchen nicht, daß eine größere Anzahl von Theil⸗ 
nehmern näher eingeweiht werde, damit, wenn das Uns 
ternehmen gelingt, nicht Allzuviele an deflen Erfolg Ans 
theil nehmen mögen, anderfeit8 aber auch, damit nicht 
vor der Zeit, ſey es duch Unverftand, Gefchwägigfeit 
oder Bosheit, der Plan ruchbar werde. Die neuefte Ers 
fahrung hat gezeigt, daß bei politifhen Verſchwoͤrungen 
weitaud die größern Maflen der Theilnehmer in diefe Kates 
gorie fallen. Der gemöhnliche Gang diefer Art von Pros 
paganda iſt der, daß die eigentlichen Verſchwoͤrer ſich zus 
naͤchſt das Wort geben, für ihre Sache ſoviel ald möglich 
Köpfe oder vielmehr Faͤuſte zu gewinnen, und wird denfels 
ben dann, unter Vorfpiegelung nie zu erfüllender Beloh⸗ 
nung von dem Wefen des Complottes, nur foviel mitges 
theilt, als nöthig fcheint, um die Luft und Neugierde, 
nebenbei aber auch die Eitelkeit zu erwecken. Solcherges 
ſtalt in den Kreis der Verſchwoͤrung hereingegogene Subs 
jecte den Anftiftern gleich zu achten, wäre gewiß ungerecht: 
denn fie find ja nur zum Schein als Mitwiſſende hinge⸗ 


6) Diefe und die folgenden zwei Gombinationen nicht ausdrüds 
(ih erwähnt zu baben, gereicht allen neueren Strafgeſetz⸗ 
büdhern um fo mehr zum Vorwurfe, als diefelben doch fenft 
in der Caſuiſtik fo weit gingen, daß es mitunter den Ans 
[dein hat, die Gefepgeber hätten im Boraus au das Rich⸗ 
teramt übernehmen und jeden möglidherweife vorkommenden 

au im Boraus entfcheiden wollen. Nur das neue preufte 
de Strafgeſetz iſt, indem es dieſen wichtigen Punkt in zwei 
aragrapben (88. 34. 35) abthut, dadurch gerechtfertigt, daß 
«6 überhaupt fich, gleich dem Code penal, nur anf Banpte 
orundfäge beſchränkt, wie es für das Berfahren mit Geſchwor⸗ 
neu angemeſſen iſt. 
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ftelt, und das, mas Ihnen von dem Plane befannt ges 
geben iſt, würde nicht hinreichen, um denſelben mit Er⸗ 
folg durchzuführen. Mur darin ift der Charakter eines 
Mitanftifters zu erkennen, daß er allenfals im Stande 
wäre, das beabfichtigte Verbrechen nach dem feſtgeſetzten 
PMane auch ganz felbfkkändig 7), etwa mit dazu 
aufgerafften weiteren Kräften, ins Werk zu ſetzen. 

Die neueren Gefege verlangen Daher auch, daß jeder 
Theilnehmer die angemeſſene, nach dem Grad der aͤußern 
und Innern Verſchuldung Innerhalb des gegebenen Spiels 
raumes zu findende Strafe erhalte 8). ine Abftufung 
zwiſchen den eigentlichen Anftiftern, d. i. Wiffenden 
im engeren Sinne und den nachträglich für die Sache Ges 
mwonnenen, nur halb Eingemweihten, muß dabei beobachs 
tet werden. 

Hierzu Fönnen fi) dann noch weitere Thellnehmer bei 
der Ausführung der That gefellen, welche von dem eigent⸗ 
lichen Plane ganz und gar Beine Kenntnig haben, d. 5. 
folche, die nur aus Muthwillen, oder für eine Belohnung 
an Wein oder Geld ꝛc. mitmachen, ohne die Abficht, ſich 
an den Früchten der That zu betheiligen Y. Diefe fallen 
in eine der zwei nachfolgenden Kategorien. 





7) Berner, Lehre von der Theilnahme am Verbrechen (Ber⸗ 
iin 1849) &. 204 — 206. Weiß 5. B. ein Theilnehmer nur, 
daß Hei einem reichen Bauer in einem gewiſſen Orte einges 
brochen werden foll, Eennt aber weder den Kamen noch das 
Haus des Bauers, fe darf er gewiß nicht den Hauptuchebere 
beigezählt werden. 


8) v. Jagemann, im Archiv d. Crim. Rechts von 1849. 
S. 538 u. fo. 


9) In diefem Sinne pflegt fi) der große Haufe an politif 
Bevegungen zu betbeiligen. Mögen aber aud die vo 
Kräfte eine empfindlichere Wirkung bervorbringen als boss 
bafte Reden und Seitungsartilel, fo find Legtere doch Immer 
dem Gemeinweien gefährlicher, als jene; denn das geiflige 
Gift wirkt nachhaltiger , als die materielle Gewalt. 


Archio d. Er. N. 1881. 111. St. Aa 
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Drittens: Eigentlicher Eomplott, ald nüchterne, 
teufliſche Verabredung gedacht, iſt eine Seltenheit, aus: 
genommen bei politifchen Verbrechen, welche zum Theil 
ohne Somplott gar nicht denkbar find. Dagegen rotten 
fi) mitunter übertretungsluftige Subjecte im Unmittel⸗ 
baren Anblick des Gegenftandes, der einen 
Anreiz darbietet, auf den von einer Seite gemach⸗ 
ten und von der andern, ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend, 
angenommenen Vorſchlag leicht zufammen, und fchreiten 
fort zur That. 

Leute, die in einem ſolchen Momente der Aufwallung 
fich vereinigen, um ihre Kräfte nach einem verbotenen Ziele 
zu richten, fey Dies ein Ziel dee Rachfucht oder des @igen- 
nutzes, koͤnnen nicht mit Andern, welche eine eigentliche 
Verſchwoͤrung gegen Perfonen oder Eigenthum anzetteln, 
in eine Linie geftellt werden. Das Wefentliche des Com: 
plottes, die foͤrmliche ſolidariſche Verpflichtung von Einem 
für Alle und Allen für Einen, teifft hierbei nicht zu "9. 
Wohl ift der Grad von Bosheit unter beiden Vorausſetzun⸗ 
gen derfelbe, aber es fommt ja darauf allein hier nicht an, 
fondern es mwird der Complott, wie ſchon bemerkt ift, als 
befonder® ftrafbar nur deghalb angefehen, weil dabei durch 
die moraliſche Wirfung das fichere Bewußtſeyn des Ein⸗ 
verſtaͤndniſſes, der Mithilfe und Beiftandfchaft mehrerer 
Uinderen die eigene Kraft gehoben und der Schwache 
seftärft, dee Starke aber noch flärker gemacht wird. 
Wo eine Anzahl Menfchen im Wirthshauſe, auf der 
Straße, oder wo immer, fich plößlih und unvorberei⸗ 





10) Es iſt der Fall, welcher der 9. G. D. im Art. 148 vors 
chwebte, wo «6 heißt: „So erlich perfonen ungeſchichts 
ei einander wären ꝛe.“ Luden, über den Thatbeſtand des 

Werbrehens (Göttingen 1810) führt &. 389 aus, daß das 
Wort „„Ungefhichts” den „Begenfab des vereinigten Willens 
und Muthes ” bezeichnen will. 
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tet 22) zu einem Verbrechen 12) entfchließt, fo ift diefe 
Vereinigung , follte die Sache auch fchon längere Zeit 
Einem und dem Andern davon im Sinne gelegen haben, 
und diefer nur die plöglich entzündete Umgebung als will⸗ 
fommenes Mittel benugen, mohl keineswegs mit einer or⸗ 
ganffirten verbrecherifchen Geſellſchaft, wie man fie unter 
Complott verfteht, zu vergleichen, fie verdient vielmehe 
hoͤchſtens den Namen von Eomplott im weitern Sinne. 
Viertens: Endlich fommt noch eine Art von vers 
brecherifcher Affociation vor, welche fein Merkmal des 
Complottes an ſich trägt, und gleihwohl von ähnlicher 
Wirkung mie diefe ſeyn kann. Dies ift nämlich das zus 
fällige Zufammentreten einer Mehrheit von Pers 
fonen zu dergleichen vecbrecherifchen Unternehmungen ??). 
Ein ſolches Verhältnig ift in doppelter Weife denkbar. 
Entweder wirft der Zufall im engften Sinne, fo daß von 
verfchiedenen Seiten her etliche Subjecte zufammentreffen, 
und die That dann, wenngleich jeder aus eigenem freien 
Antriebe, gemeinfchaftlih ausführen, nicht weil jeder die 
Mithülfe des Anderen verlangt , fondern vielmehr, weil er 
fie ſich gefallen läßt. Bel Verbrechen, die nicht aus Eis 
gennug begangen werden, ift ſolche unvermuthete Beiftands 
fehaft meiftens willkommen. Der andere Fall ift der, 


41) Ueber ſtillſchwelgende Eingehung einer ſolchen Werbindung 
f. Onfnagel, Sommentar ILL. ©. 9. 


12) v. Jagemann, im Archiv d. Crim. Rechts vom J. 1844, 
®.4 u. fo. 


13) Die nähere Ausführung f. bei Luden, Lehre vom Thatbe⸗ 
fland S. 361. 386. Nicht oft genug kann daranf aufmerkfam 
gemacht werden, wie häufig Zufälligkeiten den Berbrechen 
eine ganz andere Geftalt gaben, als fie in der Intention 
der Unternehmer lagen. Nur fofern die Zufälle vorherrſchbar 
waren, koͤnnen fie zum eventuellen Dolus zugerechnet‘ wers 
den. Berner, Lehre von der Theilnahme am Berbrechen 
(Berlin 1847) ©. 191. 192. u. 348 fg. und Kleinfhrod, 
Grundf. des Peinl. Rechtes $. 181. A42 

a 
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dag Mehrere zwar verabredetermagen fich an einem gewiſ⸗ 
fen Orte vereinigen, aber nichts Arges im Sinne haben, 
der Entfchluß zu dem nachher von ihnen verübten Ber⸗ 
brechen und die Art der Vollbringung vielmehr das Werk 
eines Zufalles find. , 

Diefes tft die Form, in welcher weitaus die meiften 
Raufhändel beziehungsweife die dabei vorfommenden 
Zödtungen und Rörperverlegungen entfiehen. Cine Anzahl 
befreundeter Burſche gehen mit einander eines Weges, 
oder verlaſſen zu gleicher Zeit ein Wirthehaus, und nun 
begegnen fie einem oder mehreren ihrer Gegner. Leicht 
entzündet fid dann ein Streit, durch Worte, Geberden 
oder Förperliche Berührungen, und das Handgemenge ift 
ploͤtzlich angeſponnen. Wohl mag mitunter einer ober 
Der andere von den Genoſſen fchon mit dem Gedanken aus⸗ 
gezogen ſeyn, einen Raufhandel zu veranlaffen; die Mafle 
der Mitziehenden hat aber Feine Ahnung davon. Selten 
kann ein Mitglied einer ſolchen Gefellihaft die falfche 
Scham überwinden, als Kriedensftifter, d. h. in dem 
Augen der übrigen als Muthlofeer und Verzagter, zu ets 
feheinen, und wird daher nicht leicht abwehrend einges 
ſchritten. Diejenigen, welche den Streit anfachen, vers 
laſſen fih darauf, und greifen an; es entfieht eine Raus 
ferei, und che man ſich's verfieht wird ein Partei⸗ 
Fampf daraus. Hoͤchſt unbillig' wäre es unter fols 
ben Umftänden, jey nun das Zufammentreffen an und 
für ſich, oder erft die Entwicklung der Fehde zufällig, 
die THeilnehmer alle ald Eompflottanten 1%) zu erflären. 


14) Xheilnehmer diefer Art unterfcheiden fi) Yon jenem der 
vorigen (dritten) Kategorie dadurch, daß fie weder ausdrück⸗ 
Uch noch ſtillſchweigend einen gemeinfchaftlichen Entſchluß faſ⸗ 
fen, ſondern fich ganz nach momentaner Willkür zu verbre⸗ 
cheriſchen Handlungen hinreißen laſſen. So geht es z. B. in 

ällen, wo Häuſer und Hausrath Durch aufgeregte Maſſen zer⸗ 
ört werden und nachher Andere, hleran Unbeiheiligte ſich herbei⸗ 
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Denn weder eine auedruͤckliche noch eine ſtillſchwei⸗ 
gende Verabredung ging voraus, da die Thellnehmer vom 
Haus aus an nichts weniger als ein Verbrechen Dadhtem, 
und bei dem, fie felbft überrafchenden Anlag nur mithiels 
ten, well fie entweder, von verfehrtem Stolze befangen, 
im Augenblick der Gefahr ſich nicht zuruͤckziehen wollten, 
oder weil fie, ohme zu Überlegen, wohin und wie weit bie 
Sache führen koͤnne, aus reinem Muthwillen oder viels 
mehr aus blinder Thatenluft fi In die Rauferei einließen 
Wäre Ihnen vor der That In irgend einer Weiſe zu erfens 
nen gegeben worden, was die Händelfuchenden unter ihnen 
eigentlich vorhatten, fo koͤnnte man ungeachtet der Schleus 
nigfeit des Verlaufs die ftrenge Anficht aufftellen, daß 
Jeder gleich dem Andern felidarif haftbar fey; allein es 
Uegt juriſtiſch nichts vor, als ein untergeordneter Haus 
fe"), worin Jeder auf eigene Hand verfährt, 
und, wenn gleich im Anblick vieler Mithelfer, mit dem 
beften Sewiſſen nicht im Stande wäre, zu fagen, maß 
dieſe eigentlich beabfichtigt haben. 

Bon diefen Abfrufungen findet man in den neuen 
Strafgeſetzbuͤchern zum Theil gar Feine Erwähnung, oder 
nur geringe Andeutung. Zugegeben, daß alle Arten von 
Haupttheilnehmern von der Hauptſtrafe getroffen werden 
möften,, fo gewährt dies nur den Rebentheifnehmern, d. % 
den Gehälfen und Begänftigern gegenhber, einen fichern 
Anhaftepunft 3%); für die Rangordnung der Haupttheil⸗ 

machen und als Zreibeuter ale Trümmer von Werth, Jeder 
unabhängig vom Andern, hinwegtragen. Mittermaier 
3w Feuerbach's Lehrb. 131e Aufl. $. 47. Ann. V. 

15) Kleinfhrod, Goftemat. Entw. der Grundbegriffe des 
Yelnl. Reis Bd. 11. $. 181. 

16) Die Unterfcheidung zwiſchen Haupts und Mebentheilnchs 
mern, wie fie Heffter im feinem Lchrb. des Crim. Rechts 
65. 82 — 84 aufftelit, empfichlt fi (trop der von Bauer, 
Abhendt. aus d. Etrafecht Bd. I. ©. 42i u. fg. dagegen ers 


hobenen Bedenken) durch ihre praktiſche Anihaufi zur 
allgemeinern Beachtung. 





852 Das Zufammenwirken zum Verbrechen. 


nehmer unter ſich bedarf man befonderer Maßgaben, Das 
mit der Richter den Grad ihrer Verſchuldung in Bezie⸗ 
Hung auf die Strafe d. h. die richterlihe Strafgröße 
innerhalb des gegebenen Strafrahmens ausfindig machen 
fann. Das Eriminalrecht unferer Tage ift ja auf den 
Grundſatz der Subjectioität 17) geftellt, wonach feinem 
Theilnehmer eine größere Strafe zugemeffen werden darf, 
al8 er nad der innern Thatbefchaffenheit, verglichen mit 
dem Äußeren Erfolg, verdient hat. Nur darin muß die 
Anwendung des Geſetzes auf die Haupttheilnehmer durchs 
aus gleich ſeyn, daß denfelben ein fragliched Verbrechen 
feinem Begriffe nah im ganzen Umfange zugerechnet 
d. h. im Urtheile gegen fämmtliche ausgeſprochen wird, 
daß fie der, der Anklage zu Grunde liegenden That fchuls 
dig erflärt werden. Denn mag auch der Einzelne verhälts 
nigmäßig menig zur Vollbringung beigetragen haben, fo if 
und bleibt er immer Einer der Miturheber d. h. derjenigen 
Derfonen, welche alle ohne Ausnahme auf Hervorbrins 
gung des ganzen und vollen Thatbefiandes aus⸗ 
gingen ®). Das „Schuldig der Haupttheilnahme” 
enthält daher Leine Abweichung vom Gebote der Gerech⸗ 
tigfeit, weil bei dem Wirken einer Gefammtheit Jeder, 
auch nach logiſchen Regeln, als Mitgründer des Geſammt⸗ 
vefultates ſich betrachten faffen muß, wie z. B. auch alle - 
an der Ausführung der Haupttheile eines architeftonifchen 
Werfes Mitwirkenden fich nicht das Verdienſt werden ſtrei⸗ 


17) de Baulr, in der Zeitfchrift für ausländiſche Gefepgebung 
Bd. XIII. ©. 330 u. fo. 


18) Luden, Lehre vom Thatbeſt. &, 362 fagt: „Jeder Zheils 
nehmer bat deu böfen Willen, daß das Verbrechen, an 
welchem er Theil nimmt, wirklich begangen werde, 
und der Beweis dafür wird eben durch feine Iheilnahme ges 
liefert.” Die Mömer machten daher auch in der Strafe kei 
nen Unterſchied unter den Theilnehmern. Quiſtorp, 
Grundſ. des Peint. Rechts Bd. I. 6. 92. 
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tig machen laſſen, Mitgruͤnder des Baues zu feyn, während 
es doch gerade hier die Regel bildet, dag die Handlanger, 
Maurer und Zimmerleute feine Fdee von dem Grundgedans 
fen, von dem Plan und Zufammenhang des Ganzen haben. . 

Etwas Anderes iſt ed aber mit dem Strafmaße. 
Hier iſt forgfältig zu unterfcpeiden, wie viel oder wenig 
die Einzelnen zum Gelingen der That beigetragen 
Haben !9), 

Die Anftifter verdienen in der Regel die volle 
Strafe; denn ihnen ift das moralifhe und materielle 
Unheil, was duch das Verbrechen angerichtet wurde, 
Hauptfächlih zuzufchreiben ©), weil ohne fie Niemand 
daran gedacht, oder doch nicht die Mittel und Wege zur 
Bollbringung gekannt hätte. Die Anftifter haben nur ins: 
ſoweit ein Herabgehen vom Steafhöchften anzuſprechen, als 
fie nach gefchehener Einleitung der Sache ernftlihe wenn 
auch vergebliche Verſuche zu deren Ruͤckgaͤngigmachung 
anſtellten. 

Die phoſiſchen Urheber unterliegen dagegen 
einer Beſtrafung je nach dem Grade ihrer thatſaͤchli⸗ 
chen Betheiligung *). Bei ihnen giebt es wieder et⸗ 
liche Hauptkategorien, die ſich etwa, wie folgt, abgren⸗ 
zen laſſen: 

I. Haupttheilnehmer vom Anfang bis zum Ende 
der verbrecherifchen Handlungen. 

II. Haupttheifnehmer, welche nur von Anfang mits 
wieften, und von da an ſich paſſiv verhlelten, ohne jedoch 
die Abficht der Vollbringung der ganzen That aufzugeben. 


19) Luden, a. a. D. S. 364 — 395. 


0) 248 Abhandlungen aus dem Strafrecht Bd. I 
% . Bea, re von —E am Bere 





21) Berner, a. a. S. 221 —311. 
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EI. Hauptthellnehmer, welche weder von Anfang noch 
iu Ende, aber um fo entfciedener während der That 
ſich einmifchten, doch ſtets mit dem Willen, das Verbre⸗ 
hen vollendet zu fehen. 

IV. Haupttheilnehmer, welche erft gegen Ende hans 
delnd auftraten, und fomit zur Entſcheidung der Sache 
unmittelbar da Ihrige beitrugen. In diefen Foͤllen iſt 
die theilweiſe Paffivität nur fo zu verftehen, daß Einzelne 
eime Zeit lang vom Schauplag der That fi) gaͤmlich zus 
ruͤckziehen, oder fogar abwehrend gem beftimmte Hands 
dungen einſchreiten. 

Das dabei Stehenbleiben mit einer WMiene welche 
Billigung des Verhaltens der Andern verraͤth, oder gar 
mit ausdruͤcklicher Zuſtimmung oder Anfenerung duch 
Worte ober Geberden ®), iſt gewiß eben fo ſtrafdar/ ie 
irgend eine Handanlegung. 

Während jedoch In dieſer Claffifcation en Anhalt 
zur Strafausmeflung liegt, wo die Strafe in das Arbi⸗ 
telum des Richters geftellt iſt, begründet fie da, wo ein 
mit beffimmter Strafe bedrohtes Verbrechen von Mehreren 
in ſolcher Gemeinfchaft ausgeführt wurde, keinen Umer⸗ 
ſchied, weil dieſes im eine Hier unzuläffige Strafmitderung 
übergehen würde *). Handelt e8 ſich alfo z. B. um einen 
Mord, fo fann feiner der unter 1 bis IV aufgeführten 
Theilnehmer mit einer geeingeren Strafe ald der Todes⸗ 
ſtrafe abfommen, und folite auch das thätige Eingreifen 
Cinzgelnes auf ein Minimum herabſinken, wie z. B. auf 
ein Zuruͤckhalten des auserfehenen Opfers durch eine anger 


2) Bü ein in Beiſe fih Betheiligender 
—— — —A— eier 
— er Immer m Perngegr etueller Beihelfer € fein. 

28) Bel. Heut db. des Grim. Behts Bd.L &.879— 
ar — Srunbegife Des Pelal Meder I. 
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knuͤpfte Unterredung am-Wahlplat der That, bis das mit 
der Beibringung des tödtlichen Streichs beauftragte Sub⸗ 
jeet fih eingefunden hat. Bel fo ſchweren Verbrecher 
macht das gemeinfhaftlihe Wollen?) das allein 
entfcheidende Kriterium der Strafanmendung aus. 

Wo Dagegen ein Heraufs oder Herabfteigen inners 
halb eines gegebenen Strafrahmens geftattet iſt, hätte ſich 
der Richter in den erwähnten Källen folgendermaßen zw 
benehmen : 

Die firafbarften Theilnehmer find die unter I bes 
zeichneten; denn fie bemeifen den ftärkften Eifer durch 
ihre unausgeſetzte Mitwirfung. Hiernaͤchſt find die wes 
nigſt Steafbaren jene zu II; denn fie ftehen von der That 
ab, gleich nachdem fie begonnen ift, und würden daher, 
wären fie nicht in ein gemeinfchaftliches Unternehmen vers 
wickelt, bloß des verfuchten Verbrechens fehuldig gefunden 
werden. Ginge ihre Sinnesänderung fo weit, daß fie 
nachher mwerfthätig gegen die Fortfegung der verbrecheris 
fen Handlung einfchritten, und dadurch ein Stehenblei⸗ 
ben des Erfolgs auf niedrigerer Stufe veranlaßten, fo 
Härten fie fogae Strafmilderung anzufprechen ?°). 

Solche , die fich erft im Verlauf der Ausführung bes 
thetligen (zu IE), find frafbarer als die Vorgenannten, 
und noch höher fteigt das Verſchulden der Haupttheilnchs 
mer u IV, indem diefe Durch den Anblick der fortichreis 
tenden Beſchaͤdigung an Leib oder Gut fich nicht von eiges 
nee Handanlegung abſchrecken lafien , vielmehr ſich dadurch 
erſt recht angefpornt fühlen, die gänzliche Vollendung deſ⸗ 
fen, was urfprünglich beabfichtigt war, mit durchzufuͤh⸗ 
ren. Die Theilnehmer zu IV ftehen daher denen zu I 
ſehr nahe. 


24) Berner,a. a. O. &. 418. 414. 


25) Bee ps gemeinem Rechte. Bgl. Kleinſchrod, 
a. a. O. Bd. II. 66. 80 - 81. 
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es muß beftimmt gefagt werden I), ob ber Angeflagte 
ein Haupts oder Nebenthellnehmer, oder, wenn man 
dies nicht will, ob er ein Anftifter oder thätliher 
Urheber, beziehungsweiſe Miturheber, oder em 
Hauptgehuͤlfe, Nebengehuͤlfe, oder Beguͤn⸗ 
ſtig er ſey. 


31) Es iſt gewiß ein Fehler, daß die meiſten deutſchen Ges 
eichte bisher auf eime feharfe Bezeichnung der Art ber Bethel⸗ 
Ugung eines Werurtheilten verzichtet, vielmehr fich meiſtens 
begnügt haben, denfelben der „Theil nahme“ an einem 
Verbrechen fchuldig zu erklären. Begriffsicheibungen im diefem. 
Gedtete find Leine Isere doctrinäre Formaliſtik, fondern fie 
gewähren den Rugen, daß die Richter eimestheils- fi} fer 
den Grad der Schuld völlig Elar machen müffen, und anderne 
theils auch das Publicnm genau erfährt, wie weit fi ein 
AÄngefchuldigter auf das Werbrechen eingelaffen hat. 





XVI. 

Ueber 
das Verbrechen der Unterfchlagung 

nad koͤnigl. fähfifhem Gefegbud, 
mit Besichung 
auf bie in biefem Archive Jahrgang 1850 
Nr. XXIL aufgeftelite Anſicht. 
Bon 


Ham Paul Grohmann, 
Abvolaten in Dresden. 





In dem vorjoͤhrigen Jahrgang des Archivs Für Eriminals 
wacht befindet ſich S. 561 ein Artikel des Heren Profeflor 
Sepp über Vegriff, Umfang und Eintheilung der Unters 
ſchlagung, der außer allen übrigen. hierüber beftehenden 
GSeſehgebungen auch die Beftimmungen des fächfilchen Cri⸗ 

ſetzbuches reprobirt, und nach Anficht des Herrn 
Verfaſſers über das fragliche Vergehen in allen feinen Theis 
len umfaflende Beftimmungen aufftellt. 

Im wiefern dieſer ganze Artikel die gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen der andern Staaten für ungenügend hält, und 
feine kinſicht daruͤber begehndet hat, überläßt man der 
Beurtheilung derjenigen Herren Juriften, welchen die vers 
ſchiedenen Gefeggebungen wegen des praktiſchen Gebraus 
Ges näher liegen; Gegenftand dieſes Aufſatzes ſoll es 
nur ſeyn: 
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1) daf man die gegen die fächfifche Geſetzgebung gemachte 
Ausftellung hat für nicht begründet finden Fönnen; 

2) dag man auch die Beftimmungen der fächfifchen Geſetz⸗ 
gebung immer noch für genügender hält, als die von dem 
Heren Verfaſſer am Schluſſe feines Auffages zu Feſt⸗ 
ftellung des fraglichen Vergehens aufgeftellten Säge. 


ad 1. 


Es ift Hauptfächlich der fächfifchen Gefeßgebung der 
Vorwurf gemacht, daß fie, während andere Geſetzgebun⸗ 
gen auf Grund der P. ©. O. die Unterfchlagung mit dem 
Diebſtahl in Verbindung bringen, in dem fächfifchen 
Str. &. B. umgekehrt auf Titt mann's Autoritaͤt die 
Unterfchlagung mit Betrug (durch Unterdrücdung der 
Wahrheit) in Verbindung gebracht, diefelbe aber nur ale 
Beruntreuung und Vorenthaltung des Gefundenen auf: 
gefaßt habe; fo daß die übrigen Fälle als Betrug zu 
beurtheilen und zu beftrafen feyen. 

Hieran fnüpft der Here Verfaſſer in den Anmers 
kungen die Bemerkung: 

„Blinde Herrfchaft einzelner Sceiftfteller war alſo 
vonalten Zeiten her der wiſſenſchaftliche Zuſtand der 
Praris In Sachfen.” 
die man fo fange mit völligem Stillſchweigen übergeben 
ann, als fie nur als eine Behauptung ohne Begründung 
hingeſtellt ift. 

Obwohl nun die drei Vergehen „Diebftahl, Unters 
ſchlagung, Betrug” ſich in der praftifchen Ausführung nie 
ganz trennen laſſen, weil fie die hauptfächlichften Merk⸗ 
male gemeinfam haben, namentlich aber Unterſchlagung in 
fehr vielen Fällen mittelft Betrugs ausgeuͤbt wird, fo 
solderfpricht doch dem obigen Vorwurf : daß die Unters 
ſchlagung von Diebftahl ab⸗ und vorzugsweiſe zum Betrug 
gezogen worden ſey, fehon die Äußere Anordnung. des face 
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fiihen Str. G. B., nach melcher das 12te Kapitel nad 
der Ueberfchrift „von Diebftahl und Veruntreuung” , das 
dreizehnte Kapitel „‚von betrügerifhen Handlungen” hans 
delt. Materiell fucht der Herr Verfaffer feinen Vorwurf 
dadurch zu begründen, daß die Art. 242 bie 244 über 
Vorenthaltung des Gefundenen, Veruntreuung, bei weitem 
nicht alle Zälle der Unterfchlagung umfaflen, und die in 
diefen Artikeln nicht begriffenen Zälle der Unterfchlagung 
vom Standpunft des Art. 245 über Betrug „wer wiſ⸗ 
fentlich falfche Thatfachen für wahre ausgiebt, oder wahre 
Thatfachen unter Verhältniffen, wo er die Wahrheit zu 
fagen rechtlich verpflichtet war, verſchweigt und unter- 
druͤckt, oder wer folhe Handlungen Andrer mwiffentlich bes 
nutzt, und Jemanden in Schaden gebracht, oder fich oder 
Underen einen unerlaubten Vortheil verfchafft Hat, iſt 2c.” 
in der Praxis aufzufaflen wären. Als Beifpiele führt 
e an: 

a) Aneignung eines Schade , 

b) Aneignung eines von einem Andern angefchoflenen, 

verendet gefundenen Stuͤck Wildes; 

weil der Verbrecher diefe Sachen weder zuvor in feinem 
Gewahrſam gehabt Habe, noch diefelben zu den verlornen 
Sachen gehören. 

Wenn die Aneignung eines Schatzes zur Beftrafung 
vorliegt, fo wird es wohl kaum einem ſaͤchſiſchen Juriſten 
in den Sinn kommen, diefen Fall vom Standpunft des 
Urt. 245 aus aufzufaflen. Ein Schag iſt nur bis zu dem Zeits 
punft eine res nullius, zu welchem er aufgefunden wird. 
Mit der Auffindung entfteht das Recht des Grundheren auf 
die eine Hälfte des Schates, fo wie das Recht des Finders 
auf die andre Hälfte. Wenn nun der Kinder auch die Hälfte, 
auf welche dee Grundherr ein Recht hat, die mithin, mins 
deſtens dem Kinder gegenüber, „fremd“ zu nennen iſt, 
fich aneignet und in feinem Außen anwendet, nachdem er 
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fie durch den Act dee Auffindung in. feinen Befig genom: 
men bat, fo ift gewiß fein Grund vorhanden, warum Die 
Worte des Art. 242 über Veruntreuung: „wer eine fremde 
bewegliche Sache in feinem Befig hat, und Handlungen 
damit vornimmt, woraus die rechtswidrige Aneignung fich 
ergiebt,, "ift ꝛc.“, auf diefe Handlung nicht Anwendung 
finden follen. 

In feinem Kalle werden aber die beiden Handlungen 
der an und für fich nicht ſtrafbaren Beſi gergreifung,, fo 
wie der rechtswidrigen Aneignung, wie Herr Profeſſor 
Depp vorausfegt, von den ſaͤchſiſchen Juriſten unter dad 
Ausgeben roiffentlich falfcher Thatfachen fubfumiet werden; 
bei weitem eher würden, wenn die angeführten Worte des 
Art. 242 nicht bereits vollftändig auf die Unterfchlagung 
eines Schages paßten, die Beftimmungen über Diebſtahl 
Anwendung finden fönnen, welchen Vergebene fich nach 
Art. 223. derjenige ſchuldig macht : 

„welcher eine fremde bemegliche Sache ohne Einwil⸗ 
figung des Eigenthümers oder Inhabers mit der Abs 
fiht an ſich nimmt, fich diefelbe zuzuelgnen. ” 
Denn auch bei dem Diebftahl liegt nicht in der Befig- 
ergreifung allein das Strafbare, fondern nur in der ge 
winnſuͤchtigen Abſicht. Es geht mithin aus diefem Bei⸗ 
fpiel gerade das Entgegengefegte von dem hervor, was 
ber Herr Verfaſſer hat berveifen wollen, 

Die in dem zweiten Beifpiel bemerfte Handlung wird 
wohl eben fo wenig von dem oben bemerften Standpunft 
des Betrugs Art. 245, als nach Act. 241 Vorenthaltung 
bes Gefundenen beurtheilt werden koͤnnen, da ſich dieſer 
Artikel nur mit verlorenen Sachen befchäftiget; fondern 
allein. nach den im fächfifchen Str. G. B. über Beeintraͤch⸗ 
tigung fremder Jagdgerechtigkeit Art. 275 bis 281 enthals 
tenen Beilimmungen. Daß bei den in Deutfchland he⸗ 
ſtehenden Jagdgerechtigfeiten die Erlegung und Aneignung 





nach k. fähfiihen Geſetzen. 868 


von Wild von Seiten eines Unberechtigten von einem ans 
deren Geſichtspunkt aufzufaflen fey, als nach roͤmiſchem 
Recht , leidet wohl feinen Zweifel. 

Es wird diefen Berechtigungen gegenüber das Wild 
nicht eine res nullius, quae cedit primo occupanti, ges 
nannt werden fonnen; der Jagdberechtigte hat vielmehr ein 
Recht auf das in feinem Bezirke fich gerade aufhaltende 
Wild, nämlich daffelde ausſchließlich zu erlegen und zu vers 
brauchen; iſt es nun bereits erlegt, fo beeinträchtigt ein 
Dritter, melcher das -erlegte Wild an ſich nimmt, die 
Eigenthumsrechte des Jagdberechtigten. Nach Art. 277 
ift derjenige, welcher in einem fremden Jagdbezirke Wild 
erlegt, und an ſich nimmt, mit der Strafe des einfachen 
Diebſtahls zu belegen; ferner teifft auf Anzeige des Jagd⸗ 
berechtigten nach Art. 281 denjenigen eine Gelditrafe bis 
50 Thlr., welcher auf fremden Jagdbezirke Wild erlegty 
ohne es fich anzueignen; endlich find nad Art. 278 Dies 
jenigen nicht sjagdberechtigten Grundftücsbefiger , welche 
zur Abwehr von ihren Grundſtuͤcken zufällig Wild erlegen 
oder einfangen , wegen diefer Handlung allein zwar ftraf: 
bar, fie werden aber dann ebenfalld von der Strafe des 
einfachen Diebſtahls betroffen, wenn fie fich diefes Wild 
aneignen. Mit dem Lesteren iſt nun derjenige, welcher 
ein auf fremdem Jagdbezirke verendet gefundenes Stüd 
Wild ſich anelgnet, in aleiher Lage. Die Erlegung des 
Wildes durch einen Dritten Ift für ihn eine ebenfo indiffes 
rente Handlung, als dem Grundftüchsbefiger, welcher felbft 
bei der Abwehr zufällig Wild erlegt; die Strafbarkeit teitt 
erft durch die Arlcignung ein. Wollte man einen folchen 
Fall um deswillen nach Analogie des Art. 241 über Vor⸗ 
enthaltung des Gefundenen beurtheilen, weil der Finder 
von erlegtem Wild mit dem Finder einer verlornen Sache, 
weicher den Verlierer kennt, in gleicher Lage fey, (denn 
der erftere kennt ebenfalls den Jagdberechtigten, odes kann 
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ihm wenigſtens fofort ermitteln,) und der Art. 241 ald das 
mildere Gefeg nur die Hälfte der Diebftahlöftrafe als 
Strafe ausſpricht, fo teitt diefee Anwendung der Art. 278 
entgegen; denn es ift Fein Grund vorhanden, den nichts 
jagdberechtigten Grundſtuͤcksbeſitzer ſchlechter zu ftellen, 
als jeden dritten Finder. Es hat ſich daher auch bei 
dieſem Beiſpiel die Vorausſetzung des Herrn Verfaſſers 
nicht beſtaͤtigt. 


ad 2. 


Im 8. 10 des Artikels ſtellt nun der Herr Verfaſſer 

den Begriff der Unterſchlagung, wie er in den verſchlede⸗ 
nen Geſetzgebungen aufzufaſſen und zu formuliren geweſen 
waͤre, auf. In dieſer Auffafung ſoll dee vom Herrn 
Verfaſſer angeſtrebte Fortſchritt bei der Lehre von der Uns 
teefchlagung liegen. Der fächfifhen Gefeggebung gegens 
über hat man jedoch dieſen Fortſchritt nicht zu erfennen 
vermodt. Der Herr Verfaffer fagt ©. 601: 
„Wer ſich eine bewegliche Sache ohne Hinwegnahme 
aus dem Gewahrfam ded Berechtigten widerrechtlich zus 
eignet, und entweder dem Berechtigten —28 ode 
biefcbe derbe d 
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Verhaͤltniß des Werthes derfelben mit den Etrafen des 

einfachen Diebftahls zu belegen.” 
Da die Gefegbücber nicht nur für Juriſten, fendern auch 
für das Volk geſchrieben feyn follen, -fo wird man fchon 
das Wort „Fremde” vor „berveglihe Sache“ der Deutz 
lichkeit wegen ſchwer vermiffen, «8 correfpendirt der „wi⸗ 
derrechtlichen Zueignung”, fo da der Begriff dadurch vers 
ftändlicher wird. 

Ferner hat der Here Verfaſſer als unterfcheidendes 

Merkmal von dem Diebftahl die Worte: 

„ohne Hinwegnahme aus dem Gewahrſam des Berech⸗ 

tigten” 
aufgenommen, mithin das hauptfächlichfte Kriterium der 
Unterflagung negativ ausgedruͤckt. Wenn es nun moͤg⸗ 
lich ift, denfelben Begriff eben fo umfangreich , vielleicht 
noch umfaffender pofitiv auszudruͤcken, fo dürfte dies bei 
gefeglihen Beftimmungen jedenfalls vorzuziehen ſeyn. 
Dem Heren Verfaſſer hat als pofitiver Begriff nur der 
Beſitz vorgeſchwebt, in dem 'der Thäter vor Veruͤbung 
des Verbrechens ſich befindet: dies geht aus den von ihm 
S. 600 aufgeftellten und feiner Anſicht nad das ganze 
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lorner Sachen oder Schäge in Befig Gelommenen, in fi, 
fondern auch durch die Worte „zu verwalten hat” die 
Unterfchlagung folder Gegenftände, die der Thäter gar 
nicht im Befig gehabt Hat. Der legtere Fall würde uns 
zweifelhaft dann ftatt finden, wenn z. ®. der Thäter bei 
einer ihm übertragenen Verwaltung in der Abficht der An: 
eignung cin von dem A einzuzahlendes Kapital an den B 
zur Auszahlung anmweift, um damit eine eigene Schuld an 
den B zu tilgen. 

In dem meiteren von dem Heren Verfaſſer vorge: 
ſchlagenen Text begnügt derfelbe ſich mit der „widerrecht⸗ 
lichen Zueignung” nicht allein , fondern erläutert diefen 
Begriff noch dadurch, daß diefe mwiderrechtliche Zueignung 
duch Abläugnen, Verbrauchen, Veraͤußern und Ber; 
ſchweigen gefchieht, oder conftatirt und confumirt wird. 
Diefe Erläuterung hält man theils für uͤberfluͤſſig, theils 
trägt fie dazu bei, den Begriff der widerrechtlichen Aneigs 
nung verworrener und unflarer zu machen. 

An und für fich genügt die widerrechtliche Aneignung ; 
denn es kann der Beurtheilung des einzelnen Falles über: 
laſſen bleiben, auf welche Weiſe diefelbe geſchehen If. 
Durch das Abläugnen allein vor dem Verbrauch oder der 
Veräußerung kann in vielen Faͤllen die widerrechtliche Ans 
eignung nicht conftatirt werden. Wenn 5. B. Jemand von 
einem auswärtigen A den Auftrag hatte, von dem B ein 
Kapital einzuziehen, und ausgezahlt erhalten hat, um «8 
dem an einem dritten Orte wohnenden C abzuliefern, er 
läugnet den bei ihm erfcheinenden A den Singang des Kas 
pitales ab, um dadurch feine Nachläffigkeit, daß er es 
nicht längft abgefendet habe , zu verbergen, ftellt aber nad 
der Entfernung des A dem C fofort das Kapital zu: fo wird 
durch dieſes Abläugnen wohl faum die vechtswidrige Aneig⸗ 
nung und Unterfhlagung conftatirt erjcheinen. Auch der 
Verbrauch kann bei res fungibiles die widerrechtliche Uns 
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eignung nicht herftellen, fo lange der Thäter die Abficht und 
Macht hatte, diefelben zu gehdriger Zeit in übernommenes 
Qualität und Quantität abzuliefeen, und In der That abs 
lieferte; fie wird vielleicht fogar oft, wie auch die Veräußes 
rung, durch die Verhältniffe geboten. 

Dur das Verſchweigen endlich allein, und vor dem 
Verbrauch oder der Veräußerung die mwiderrechtliche Aneigs 
nung eines Fundes oder Schages conftatiren zu laflen, ers 
fheint fehr miglih. Es werfen ſich hier unwillkuͤhrlich die 
Stagen auf, wie fange muß der Thäter gefchwiegen haben, 
bis das Vergehen confumirt ift ? Soll der Geſetzgeber einen 
zeitpunft beftimmen,, bis zu welchem durch Verfchweigen 
das Vergehen als confumirt anzunehmen iſt, der nun toles 
der bei der Verfchiedenartigkeit diefer Unterfhlagungen vers 
fhieden anzunehmen feyn würde? Der Herr Verfafler hat 
wenigſtens durch feine Kaffung diefe Bedenfen nicht gelöft, 
und von dem Standpunft der Gefeggebung dürfte es nicht 
raͤthlich ſeyn, hierüber Beftimmungen zu geben, well 
durch deren nothwendige Umfänglichfeit Zälle zu diefem 
Vergehen gezogen würden, die rationell nicht unter daſſelbe 
aufgefaßt werden koͤnnen, dagegen auch andere Faͤlle mögs 
idee Weife ausgeſchloſſen wuͤrden, Die zu demfelben zu 
rechnen wären. 

- Der Herr Verfaſſer hat aber doch in diefen @rläutes 
rungen die Mittel, durch welche die rechtswidrige Aneigs 
nung bei der Unterfchlagung ausgeübt werden fann, noch 
keineswegs erſchoͤpft, und es erfcheint nicht unmöglich, 
dag fpätere Zeiten neue Mittel auffinden werden, die dann 
alle bei Herftellung der widerrechtlichften Zueignung ausges 
ſchloſſen ſeyn würden. So kann z. B. unzweifelhaft durch 
Verpfaͤnden einer anvertrauten Sache Veruntreuung aus⸗ 
gehbt werden. Es iſt gewiß, daß das Verpfänden einer 
Sache weder dem Verbraucden noch Veräußern derfelben 
gleich zu achten fey, weil diefelbe keineswegs dem Eigen⸗ 
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thümer alle Dispofition über die Sache entzogen wird, 
vielmehr der Pfandgläubiger verbunden ift, gegen Erles 
gung des Pfandſchillings die verpfändete Sache heraus: 
zugeben. 

Durch die Faſſung in dem fächfifhen Gefeke: 

„und irgend eine Handlung vornimmt, woraus die 

vechtömidrige Aneignung der Sache entweder an fi 

oder nach den übernommenen befonderen Berpflichtun: 

fih ergiebt”, 
ife nun allen diefen Zweifeln, Undeutlichfeiten und Unvoll⸗ 
ftändigfeiten vorgebeugt. Denn das Abläugnen, Ber: 
brauchen, Veraͤußern, Verſchweigen fönnen doch meiter 
nichts feyn, ald Handlungen, welche die rechtswidrige Ans 
eignung ergeben; der fächfiiche Geſetzgeber umfaßt aber 
auch die Handlungen, die der Here Verfaſſer in feiner For⸗ 
mulirung nicht erwahnt. In den Worten: 

„oder nach den uͤbernommenen befondern Richtungen” 
erſtreckt der fächfifche Geſetzgeber die Confumtion der Unters 
ſchlagung auch auf die Handlungen, welche vielleicht an 
fih die rechtswidrige Aneignung noch nicht enthalten, bei 
welchen aber der Thaͤter nach dee ihm erthrilten Inſtruction 
im voraus weiß, dag mit deren Vornahme das Vergehen 
der Veruntreuung als verübt geachtet werde. 

Hierdurch glaubt man nachgewieſen zu haben, daß 
die Propofitionen des Herrn Verfaſſers den angeftrebten 
Kortfchritt, wenigfteng der von ihm fo fehr getadelten fächs 
fifchen Geſetzgebung gegenüber, nicht enthalten. 

Der Hauptfehler, in welchen der Herr Verfaffer vers 
fallen zu feyn ſcheint, liegt in der negativen Auffafjung 
des Unterfchicdes von dem Begriff des Diebftahle; denn 
die nicht zweckmoͤßigen Erläuterungen der rechtswidrigen 
Aneignung Fönnen unbeſchadet des aufgefteliten Begriffs 
in Wegfall fommen. Er findet den Unterſchied darin, 
dag beim Dicbftahl eine Wegnahme aus dem Gcwahrfam 
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eines Andern ſtatt finde, waͤhrend bei der Unterſchlagung 
wenigſtens nach den S. 600 angeführten 5 Faͤllen ein Bes 
fig der Veruͤbung des Vergehend vorausgeht, da man, 
wie bereits früher erwähnt, auch beim Schatz oder Funde 
einen vorausgehenden rechtmäßigen, wenn au nur fehe 
furzen, Befiß annehmen fann. Obwohl der Herr Vers 
faffer bei Aufftellung feiner 5 Kalle an die Unterſchlagung 
der nicht im Befig des Thäters befindlichen Gegenftände 
nicht gedacht hat, fo ift es ihm am Ende jedoch unbewußt 
gelungen, durch die negative Auffaffung „ohne Hinweg⸗ 
nahme aus dem Gewahrfam des Berechtigten” diefe Fälle 
mit einzufchließen ; es ift aber damit der Hauptunterfchied 
von dem Diebftahl und das Weſentliche der Unterſchlagung 
nicht aufgefunden worden. Nach Anfiht des Herrn Vers 
faſſers würde derfelbe, wenn er vergleichsmweife annimmt, 
daß auch der Unterfchlagung des Fundes oder Schages ein 
Beſitz voraudgeht, kein Bedenfen haben fönnen, den Gag 
pofitio dahin zu faſſen: 
„Wer fih eine fremde bewegliche Sache, die er jedoch 
in feinem Befig hat, widerrechtlich aneignet 2c.” 
Man glaubt nun den Unterfchied zwiſchen Diebftahl und 
Unterfchlagung und das Hauptmerfmal der legteren darin 
fuchen zu müflen, daß während dem Dieb gar fein Dispo⸗ 
fitionsrecht über die entroendete Sache zuftand, die Unters 
fhlagung ein ſolches, wenn auch befchränftes Dispofis 
tionsrecht vorausfegt, und dann ftatt findet, wenn über 
die Grenzen diefes Dispofitionsrechtes hinaus von dem 
Thaͤter die rechtswidrige Aneignung vorgenommen wird. . 
Der Dieb bemächtigt fich einer fremden bemeglichen 
Code aus dem Gewahrſam cined Andern, auf welche er. 
weder das Recht der Ergreifung, noch der Verwahrung, 
Verwaltung oder Aneignung hat. Daher fommt es auch, 
Daß der Diebftahl Durch die Ergreifung als vollendet anges 
fehen wird, während die Ergreifung allein noch nicht Diebe. 
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Rap feyn Tann, fondern nur die Ergreifung in der wider: 
rechtlichen Abficht der Aneignung. Die Sachlage ift eine 
folhe, daß in der Handlung der Ergreifung bereits die 
obige widerrechtliche Abficht vermuthet wird, das Nichts 
vorhandenfeyn diefer Abſicht aber von dem Thäter oder 
durch befondere Umftände nachgemwiefen werden muß; die 
Beweislaſt hat bei der conftatirten Befigergreifung der Ans 
gefchuldigte; kann er diefen Beweis nicht führen, fo wird 
er des Diebftahls überführt geachtet werden. 

Begreift die Unterfchlagung die von dem Herren Vers 
fafler zuerft angeführten zwei Fälle des Anvertrauten oder 
der in Verwaltung, aber zufällig nicht im Befig befindlichen 
Sachen, fo hat der Thäter das Recht des Beſitzes oder der 
Befigergreifung, die Pflicht der Vorenthaltung gegen Uns 
berechtigte, der Verwahrung, Erhaltung und ftipufirten 
Ablieferung, ja auch das Retentionsrecht dem Berechtig: 
ten gegenüber twegen entftandener Spefen und ettwalger 
andree Compenfationsanfprüche,, und erft über die Gren⸗ 
zen diefee Rechte und Pflichten hinaus fann die widerrecht⸗ 
liche Aneignung ftatt finden. 

Bei der Unterfchlagung verlorner,, zugelaufener oder 
herrenloſer Sachen ift ebenfalls die Befißergreifung eine 
erlaubte Handlung, wenigftens fann die Befigergreifung 
allein nie die Präfumtion für die Unterfchlagung bilden. 
Dieraus folgt ein rechtmäßiger Befig, und das Retentionss 
recht dem Berechtigten gegenüber, bis derfelbe feinen aus 
diefee Sache entftandenen Verbindlichkeiten nahgefommen 
if. Bei Auffindung eines Schates wird der Kinder auch 
nach der Anzeige an den berechtigten Grundſtuͤcksbeſitzer 
noch fo fange in rechtmäßigem Beſitz des Ganzen bleiben 
koͤnnen, bis die materielle oder ibeelle Theilung und Aus⸗ 
einanderfegung erfolgt iſt. Findet über diefe Berachtiguns 
gen hinaus eine Aneignung ftatt, fo Ift die Unterfchlagung 
vorhanden. Es ift Daher bei der Unterfchlagung das Ders 
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brechen nur nach der Hoͤhe des Werthes anzunehmen, der 
von der unterſchlagenen Sache nach Abzug der dem Thaͤter 
an den Berechtigten zuftehenden Korderung bleibt, waͤh⸗ 
rend beim Diebftahl der Werth der ganzen fremden Sache 
in $rage fommt. 

Will man nun nah dem Vorausgeſchickten den Bes 
griff der Unterfhlagung umfaflend aufftellen, fo wuͤrde 
man fagen müffen: 

„Wer auf eine fremde bewegliche Sache geroiffe (Dies 

poſitions⸗) Rechte hat, fich diefelbe aber über die Gren⸗ 

zen diefer Rechte hinaus widerrechtlich zueignet, macht 

fi) der Unterfchlagung fchuldig.” | 
Man kann aber deſſen ungeachtet eine ſolche Faſſung nicht 
bevorworten, weil die „gewiſſen Rechte” doch für den 
größten Theil des Volkes unverftändlich feyn würden, und 
zieht deshalb die Kaffung des fächfiichen Geſetzgebers vor; 
man wollte nur in derſelben das eigentliche Kriterium der 
Unterfchlagung in ihrem Unterfehied von dem Diebftahl ans 
deuten, und überläßt es der Beurtheilung des juriftifchen 
Publicums, ob hierducch einigermaßen der von dem Seren 
Profeſſor Hepp provocitte und als unmöglich vorausge⸗ 
fegte Gegenbeweis geführt fey. 
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XVII. 


Zur Lehre von den Beleidigungen 
nach engliſchem Recht. 


Bon 
Herrn Dr. Marquardfen 


in London. 
(Bol. Zahrg. 1850, 1. u. 2. Heft.) 


In einer fruͤheren Arbeit iſt die Geſchichte der engliſchen 
Geſetzgebung und Rechtsuͤbung in Bezug auf Beleidigun⸗ 
gen gegeben worden, und an ſie ſchloß ſich eine Entwick⸗ 
lung der leitenden Grundſaͤtze, welche jetzt das genannte 
Gebiet beherrſchen. Wir verfolgten unſern Gegenſtand 
von den Zeiten dep Tudors bie in die juͤngſten Tage des 
Hauſes Hannover, und begleiteten die Prefle aus den 
fhlimmen Prüfungen, mo fie unter dem Druck der Sterns 
kammer feufste, bie in unfere beffere Gegenwart, wo fie 
und die Macht, welcher fie ald Drgan dient, die öffent: 
lihe Meinung , ftatt der Angeflagtenbanf den Richterſtuhl 
eingenommen haben. Handelte e8 fich rein um die Befrie⸗ 
digung hiftorifchee Wißbegierde, möchte die gegebene Dars 
frellung genügen; allein die praftifche Bedeutung unfere® 
Gegenftandes ift fo groß, der Einfluß des Öffentlichen Ur⸗ 
theils, mag es fih fchriftlih oder mündlich äußern, mag 
es fogar zeitweilig zum Schweigen gefncbelt feyn, auf uns 
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fere politifchen und fociolen Verhättniffe fo ungeheuer, daß 
es für deutfche Staatsmänner und Juriſten feine verlorne 
Muͤhe ift, ſich mit den Anfichten fremdländifcher Autoritäs 
ten vertraut zu machen, felbft da wo fie ſich nur berathend 
und motivirend außern. Ich fege die angefangene Arbeit 
fort, weil fie zur Bildung eines gefunden Urtheile, bei 
der Abfaſſung neuer Gefege über Beleidigungen in ihrem 
ganzen Umfang ein reiches Material liefeen kann. Keine 
politifche Warthei kann ſich gewiſſen faktiſchen Wahrnehmuns 
gen entziehen. Man mag es fuͤr ein Gluͤck oder ein Uebel hal⸗ 
ten, aber gewiß iſt, daß neben Eiſenbahnen, Telegraphen 
und Pfennigporto die Preſſe, namentlich die Tagespreſſe, 
einer der großen Faktoren des 19. Jahrhunderts geworden 
iſt, die zuſammenbringen, was Raum und Zeit ſcheiden, 
daß die ſich ſteigernde Bildung die Einzelintereſſen aus Dorf 
und Stadt, aus dem Studirzimmer und dem Handels⸗ 
comptoir mehr und mehr zu oͤffentlichem Austauſch und zur 
gegenſeitigen Laͤuterung nahe bringt, daß die Angelegen⸗ 
heiten Dritter, auch abgeſehen von den Aeußerungen der 
Preſſe, jetzt viel oͤfter und in viel weiteren Kreiſen Gegen⸗ 
ſtand von Beſprechungen und Urtheilen aller Art werden, 
als in jenen Tagen, wo der Einzelne auch geiſtig mit ſei⸗ 
nen Zweifeln und Anſichten, Hoffnungen und Befuͤrchtun⸗ 
gen glebae adscriptus war. 

Es wird aus der früheren Darftellung erinnerlich 
feyn, wie namentlih in Bezug auf die Verfolgung von 
Privat: Injurien allerlei Uebelftände in England vorwaltes 
ten. Wir vedeten von der rechtlichen Unmdglichfeit, beim 
Indietment wegen Libelld die Wahrheit der angeblich bes 
leidigenden Angaben vorzubringen und wie auf der andern 
Seite die Eivilflage in allen Fällen durch den Beweis der 
Wahrheit vernichtet werde. Die unpaffende Doctrin, Die. 
Streafbarkeit der Beleidigung auf die Aufforderung zum 
Friedensbruch zu fußen, und die juriftifhe Praͤſumption, 
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daß der Unternehmer einer Zeitung oder Buchhandlung 
für alle Handlungen feiner Gehuͤlfen, forweit fie die Ver: 
beeitung eines Libells betrafen, wurden ſchon Eritifirt. An 
diefen und anderen Uebelftänden änderte der beſſere Geift, 
weicher in die Praxis in Bezug auf Staats : Preßprozefle 
fam, Nichte. Nur auf dem Wege ausdruͤcklicher Geſetz⸗ 
gebung lich fich hiergegen helfen. Auf den Antrag Lord 
Campbells nahm daher das House of Lords die Sache 
in die Hand und ernannte 1843 gleich im Anfang der Sef- 
fion eine Commiſſion, „um die gefeglihen Vorfchriften über 
mündliche und fcpriftliche Beleidigungen in Vetracht zu zie⸗ 
hen.” Mit dem Report diefer Commiſſion und der Evi⸗ 
den; , welche von ihr über den Gegenftand aus den beften 
Quellen gefhöpft wurde, wollen wir ung diefes Mal auss 
ſchließlich beſchaͤftigen. Es ift Hier nicht der Platz, über 
die Art und Weife, mie überhaupt Motive und Materias 
lien für die Gefeßgebung gefammelt werden follten, ſich 
weiter auszulaſſen, aber ich zrveifle nicht, daß der Gegens 
fa zwifchen den englifchen Vorarbeiten für eine neue Prozeß⸗ 
gefeggebung und den näheren Umftänden der auf dem 
Continent neulich erlaffenen Preßgefege fih auch ohne Eoms 
mentar bemerkbar genug machen wird. Dbgleich es ſchwer 
war, namentlich wo die Verſuchung fo groß war, aus 
dem Munde der fähigften Männer die befte Aufklärung zu 
erhalten, das Zeugenverhör auf den befchränfteren Gegen: 
ftand zu fixiren, fo ift do im Ganzen die Linie eingehalten 
worden , welche fih die Commiſſion nach dem erfien Paras 
graphen ihres Reports vorgezeichnet. Ich will ihn Hier 
ganz ausfchreiben, weil er meine früheren Aeußerungen bes 
ftätigt,, und zugleich angiebt, was man in den folgenden 
Seiten zu erwarten hat. „Die Commiſſion, heißt «6 
p. III des Report, „hat e6 für beſſer erachtet, ihre Res 
„formvorſchlaͤge auf das Gebiet der Privatbeleidigungen, 
„ſeyen fie fehriftlich oder mündlich, zu befchräneen. Die 
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„Graͤnzen, Innerhalb welcher fi die erlaubte Diecuffion 
„über politifhe Segenftände zu bemegen hat, find gegens 
„toärtig fehr unbeftimmt, und in den Scheiftftelleen finden 
„ſich Dicta und Entfheidungen, welche, wenn man nad) 
„ihnen verfahren wollte, die heilfame Kreiheit der Preffe 
„ernſtlich feſſeln würden. Es mag gut ſeyn, bei der ends 
„lichen Eotification des englifchen Strafrechts oder einer 
3, allgemeinen Reform feiner Grundfage einen Berfuch zu 
„machen, die verfchiedenen Vergehen gegen den Staat, in 
„ihrer Richtung gegen die gefeglihe Ordnung, Moral und 
3, Religion zu claffıficiven und verhältnigmäßige Strafen zu 
3, beftimmen; aber bei der Milde, mit welcher diefer Theil 
„des Strafrecht von den verfchiedenen Atminiftrationen 
„verwirklicht worden ift, bei der liberalen Auffaffung 
„unferee Richter und dem gefunden Tacte der Geſchwor⸗ 
„nen haben die abfolutiftifchen Beſtimmungen früherer Pes 
„rioden, obgleich fie noch nicht formell abgefhafft find, 
„ſich praktiſch ohne ftörenden Einfluß erwiefen. Die Com⸗ 
„mittee hat gefunden, daß, ſoweit es fi) um Staatsankla⸗ 
„gen handelt, weder die Echriftftellee noch Journaliften 
„ſich beflagen.” 

Diefee Ausfpruch, welcher von einer Commiſſion 
kommt, zu deren Mitgliedern Lord Brougham und 
Denman, Freunde der Preßfreiheit im höchften Sinne, 
gehörten, findet feine vollfommene Beftätigung in den 
Zeugenausſagen, melde dem Report angehängt find. Ans 
ftatt zuerft die Sonclufionen des Beweiſes mitzutheilen,, wie 
das der officielle Abdruck thut, erfcheint ed angemeflener, 
zuerft die hervorragendften Zeugenausfagen vorzuführen, 
auf welche fich die Befchlüffe der Commiſſion fügen. Wir 
werden dadurch in den Stand gefegt, über die Stichhals 
tigfeit ihrer Argumente und die Richtigkeit ihrer Bor 
fehläge ein begründetes Urtheil zu fällen. — An 9 vers 
ſchledenen Tagen befchäftigte fi die Eommiffion mit dem 
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Verhör von Zeugen, die hier ceigentlih Sachverſtaͤndige 
genannt werden müßten. Ich ſchicke eine Lifte mit An: 
gabe der Befchäftigung des Zeugen voraus, und bin un: 
gewiß, ob-die legte Hälfte der Zeugen in Deutichland nicht 
etwas überrafchen wird: Lord Brougham (Mitglied 
der Commifjion, gervejener Lordfanzler von England), Ford 
Yfinger (Chiefbaron des Court of Exchequer, eben: 
falls Mitglied der Commiflion), Thomas GStarfie 
(Advocat und Verfaffer des berühmten oft citirten Werkes 
on Slander and Libel), Stanley fee Gifiora (Dr. 
juris und Herausgeber des hochconfervatinen Journals 
„Standard”), George Cornewall Lewis (jegt 
Unterftaatsfecretair, damals Commiſſair für Die Gefeg: 
gebüng auf der Infel Malta), Duncan Mac Neill 
(Lord Advocate oder General: Staatdanwalt für Echott: 
land), James Jones Lonsdale (Eecretaie der von 
Starfie präfidirten Föniglichen Criminal Law Commis- 
sion), Henry Belleden Kerr (Mitglied der gedach- 
ten Eommiffion), John Black (Redacteur des damals 
oppofitionellen mhiggiftifhen Morning Chronicle), Lord 
Denman (Mitglied der Commiſſion), John Murray 
(Buchhändler und Eigenthümer der Quarterly Review), 
Thomas James Hall (Police Magistrate von Bow⸗ 
Street), Greenwood (damald Police Magistrate 
von Slerfenwell), Albany Fonblonque (Eigenthümer 
und Redacteur des radicalen „Examiner”), $ohn 
Borth wick (Advocat und Verfaffer eines Buchs über die 
fhottifche Lehre von den Beleidigungen), Charles Eds 
ward Brown (Herausgeber eines Provinzialblattes „the 
Cambridge Chronicle”), $ohnfon Gedge (Heraus⸗ 
geber der „Norwich Post” = Zeitung), Thomas Henry 
(Police Magistrate von Bow; Street), Thomas 
D' Oyly (Advocat und Präfident der Quarter Sessions 
für die Grafſchaft Suſſer), Robert Stephen Rin⸗ 
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tous (Eigenthümer und Herausgeber der Wochenfchrift 
„Spectator”), %. Blackburn (Herausgeber des da- 
mals oppofitionellen „Globe”), Alerander Dobie 
(Rechtsanwalt der „„Times”), Murdo Young (Eigen: 
thümer und Herausgeber des radicalen „Sun”), Kohn 
Robertfon (Herausgeber dee „Westminster Review”), 
zum Schluß gab Lord Campbell, Veranlaffer und Präs 
fident der Commiſſion, feine Anficht ausführlich zu Pros 
tofoll. — | 

Es laͤßt ſich ſchwerlich läugnen, daß man vor die 
rechte Schmiede gegangen war, um über den damaligen 
Zuftand der öÖffentlihen Preffe Aufflärungen zu erhalten. 
Wir finden unter den Zeugen die Herausgeber aller großen 
und refpectablen Londoner Blätter, die Cigenthümer und 
Heraudgeber der Reviews, die Redacteure von einigen 
Preopinzialblättern und außerdem unter Richtern und Advos 
caten Solche, weiche fich fpeciell mit dem Gegenftande bes 
fhäftige hatten. Wenn wir auch nach dem obengegebes 
nen YAuszuge in dem Report über die ung leider fo interefs 
fanten Staatsanflagen feine Borfchläge finden werden, fo 
ift dennoch in den Zeugenausfagen auch über fie ein reiches 
Material zerfireut. Wenn ich diefe Materiale aber nicht 
vorzugdmeife herausziehe, gefchieht es mefentlih aus dem 
Grunde, um jene fünftlide Scheidung von Staat und 
Bürger, Staatöbeamten und Privatperfonen in Bezug 
auf-ihe Recht auf den guten Namen, die ih ſchon feüs 
ber als verderblich getadelt, wenigſtens in meiner Darftels 
fung nicht Hervorteeten zu faflen. Wir wenden ung zunaͤchſt 
zu dem Zeugniffe des Lord Brougham. Es war kürzer, 
als man es bei der bedeutenden Autorität des gelehrten 
Lords hätte erwarten follen; allein dies erflärt fich dadurch, 
daß er ſchon 1834 vor einer Unterhaus s&ommiffion Aber 
Denfelben Gegenftand vernommen worden mar und fi) auf 
Diefe Ausſage berief, welche dem vorliegenden Report als 





878 Zur Lehre von den Beleidigungen 


Appendix beigegeben if. Diefe älteren Aeußerungen find 
ſchon früher von mir benugt worden, fie enthalten aber mandye 
Bemerkungen, die mir beſſer hier am Plage fhienen. Ueber 
die ſchon angedeutete Allgemeinheit des Ausdruc „Libel” 
fagt der Zeuge: „Meine auf fange Erfahrung gegründete 
Weberzeugung ift, daß die wohl unheilbare Unbeftimmtbelt 
des Wortes in der Praris eigentlich‘ Peine Schwierigkeiten 
macht. ch erinnere mich feines Kalle, in dem in Kolge diefer 
Unficherheit eine Parthei um ihr Recht kam oder eine Jury 
mißleitet wurde.” An einem der folgenden Tage (Lord 
Broughams Ausfagen erftreckten ſich damals uͤber meh: 
rere Sigungen und nahmen im Report über 20 eng ge: 
druckte Koliofeiten ein) ward er gefragt: „Können nicht 
„Faͤlle vorkommen, in melchen diefe vage Definition ded 
„Worts Libell oder fchriftlichee Beleidigung zur Beſtra⸗ 
„fung von Leuten führt, die nicht ftrafbar waren?” Die 
Antwort lautet: „Died Fommt wieder auf den fchon bes 
fprochenen Punkt heraus. Ich ftehe nicht an, zu fagen, 
daß es ein großer Vortheil ſeyn wuͤrde, wenn man den 
Begriff „Beleidigung” fo definiren Eönnte, daß jede Schrift 
im Augenblick, wo fie vor den Richter und die Jury 
fommt, darnach claffificiet werden fann”: „„ dieſe Weuße: 
sung ift Beleidigung und jene nicht.”” Aber ich fagte 
ſchon, wie ſchwer dies halte, und fügte meine Ueberzeus 
gung Hinzu, die jegt in Kolge weiteren Nachdenkens noch 
ftärfer iſt, daß praftifch dieſe Ungerißheit nichts zu fagen 
hat. Ich weiß von feinem Kalle, wo die Jury deshalb 
in Nöthen war, meil fie die Definition von Beleidigung 
als technifchem Ausdru nicht mußten. Was fie nicht 
mußten, war, ob die vorliegenden Aeußerungen beleidi- 
gend wären. Diefer Roth würde durch eine Definition des 
Ausdrucks nicht abgeholfen. Mit der allerlogifchften Er⸗ 
Märung von Libel würde die Jury doch immer das allges 
meine Princip auf den einzelnen Fall anzuwenden haben.” 
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Lord Brougham führt alddann.die Eraminatoren 
aufs Glatteis, indem cr fie bittet, ihm einige Definitionen 
zu geben, und indem er fie mit leichter Mühe umwirft, 
beſtaͤrkt er die Richtigkeit der angezogenen Behauptungen. 
Der Gegenftand führt auf die Bemerfungen über das Bes 
tragen und Verfahren von Beamten (public functiona- 
ries). Ein Mitglied der Commiffion meint: „Könnte 
„man nicht für die Befprechungen folcher öffentlichen 
„Charaktere etiva eine Grenzlinie dahin ziehen, dag auf 
„die eine Seite allgemeine Bemerfungen und auf die ans 
„dere ftrafbare das Vorwerfen befonderer ftrafbarer Hands 
„lungen firlen?” Lord Brougham: Alfo die Argften 
Anfchuldigungen follten frei gelaffen feyn, wenn fie ſich nur 
im Allgemeinen halten? Ach als ein öÖffentliher Beamter 
muß geftehen, dag mir fpezielle Vorwürfe weit weniger 
ausmachen würden, als allgemeine Anfchuldigungen, 
denen man nicht direkt entgegentreten fann. Ich glaube 
au, daß folhe Angriffe viel gefährlicher für den Ruf 
eines Mannes find. Bon Jemandem zu fagen, daß er 
beftochen, tyranniſch, daß er die Namen eines alten 
Weibes und den Blutdurſt eines Tigerd hat — find Alles 
nuc allgemeine Vorwürfe, aber Niemand wird läugnen, 
daß fie dem guten Namen eines Menſchen Höchft verderblich 
und für fein und feiner Angehörigen Gefühl Höchft ſchmerz⸗ 
lich ſeyn koͤnnen. Nehmen Sie an, ein Blatt ſchilt Yes 
manden einen niederträchtigen, feigherzigen, biutdürftigen 
Schurken von Miniftee — was kann daraus Gutes foms 
men, wenn wie unfre politifche Discuffion fo führen, und 
follte man ſolche Aeußerungen nicht beftrafen ? 

Dem etwas heißgewordenen Lordfanzler wird die Frage 
entgegengeworfen: „Glauben Eure Herrlichkeit wirklich, 
daß folche Heußerungen einem Minifter in der öffentlichen , 
Achtung nachtheilig feyn Fönnten?” und er giebt zu: 
„Wenn fonft nichts gegen einen Minifter vorliegt, allers 

Sirio d. Gr. X. 1851. 111. ©t. &c 
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dings feine Aber es giebt allerlei andere Beamte, bei 
denen es nicht fo if. Nehmen Eie 3. B. einen Prediger, 
einen Acmenvorficeher, einen Wahldirector. Wenn diefe 
Leute von der Provinzialpreſſe fo angegriffen werden dürf- 
ten, würden ihre Aemter und Würden ihnen bald zu 
Heiß zu behalten werden. Ein Minifter fann dergleichen 
verachten; jene Leute fönnen es nicht.” 

Die weitere Frage lautet: „Würde nicht das Gefäht 
der öffentlihen Meinung Angeftellte gegen ſolche Sprache 
fügen?” „Gegenwärtig allerdings. Allein wer weiß wie 
„es werden würde, menn man alle Arten von Schmaͤ⸗ 
„Hungen freigäbe, wenn die Blätter von den Richtern 
„oder Friedensrichtern fagen dürften: „„Der Schurfe 
Baron So und So””, „„der dumme &fel Richter So 
und &o.”” Das könnte man ja feine Woche aufhalten.” 

Da auch diefe Antwort noch zu ungenügend ſchien, 
fragte man meiter: „Nicht wahr, das Intereſſe des Pu⸗ 
„blikums erheifcht, daß die Preſſe die vollfommenfte Kreis 
„heit Habe, ſich mit der Art und Weife mie Die Friedens⸗ 
„richter in den Graffchaften ihre Pflicht erfüllten, auszu⸗ 
„iprehen?” „„Ganz gewiß.” ” 

3, Können @ure Herrlichfeit etwa eine Definition der 
„ Eprachmelfe geben, in welcher dies zu gefcbehen hätte?” 
„„Ich denke die Frage beantwortet ſich felbft, fie will 
fagen: Kann ich ein Wörterbuch geben, deffen Ausdtuͤcke 
der Fournalift bei feiner Befprechung von den Thaten und 
Unthaten der Kriedensrichter gebrauchen darf. Wie ift 
das möglih! Abek auf der anderen Seite ftehe ich Durchs 
aus nicht an zu fagen: daß die freiefte Beſprechung des 
Eharafters und Verhaltens der Richter geftattet ſeyn 
muß. Die Heilfame Furcht vor der Verfolgung, wenn 
die Bezeichnung die Grenzen der paffenden und ordents 
* Discuſſion uͤberſchreitet, wird dabei als Züge 

rt en. „»” 
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Die legte Frage: „Kann nicht der gegenwaͤrtige Zus 
ftand, welcher es dem Richter und der Jury uͤberlaͤßt, zu 
beftimmen , was eine moderate und ordentliche (temperate 
and fair) Discuffion iſt, zu allerlei Mißbraͤuchen Anlaß 
geben?” beantwortet Lord Brougham: „Wenn id ein 
Mittel fehen koͤnnte zu definicen, was temperate and 
fair ift, wuͤrde ich Darüber weiter nachdenfen; aber ich 
habe jene nicht zumege bringen fünnen. Wir fommen 
wieder auf die Unmoͤglichkeit,, Beleidigung” zu Definiren. 
Jedenfalls hat mir die Möglichfeit auch nicht einleuchs 
ten wollen.” 

Fragen wir und nun, welche Lehre wir aus diefem 
Zeugniß zu ziehen Haben und weshalb denn in England jene 
Ungemwißheit, die bei ung natuͤrlich diefelbe feyn muß, da 
fie nicht in der Sprache, fondern in der Sache liegt (denn 
man braucht z. B. um libel zu überfegen, zu dem Auss 
druc „schriftliche Beleidigung” „ftrafbar” gar nicht Hinz 
zuzufügen, da Beleidigung ebenfo wie libel diefen Begriff 
ſchon mitenthält); fo ift die einzige Antwort: Die Entfcheis 
dung oller Prozeſſe uber Beleidigungen und Preßprozeſſe 
durch Geſchworne. In England ift dies fo Flar, daß man 
davon als ſich von felbft verftchend gar nicht weiter redet. 
Auch für deutſche Beurtheiler wird. diefer inhaltſchwere 
Schluß auch nur der Andeutung bedürfen, wie immer 
auch der Strom der Gefeggebungen des Augenblichs flies 
gen mag. 

Sollten Lord Brougham’s Bemerkungen über 
diefen Punkt noch weiterer Beftätigung bedürfen, fo findet 
fi diefelbe unter Anderm In der Husfage des Mr. Stars 
Fe und Lord Campbell, Jener bemerft: Wenn man 
ſich hinfegen wollte und alle möglichen Arten und Weiſen 
befchreiben,, auf melche der gute Mame eines Mannes ans 
gegriffen werden fann, die Arbeit würde doch vergeblich 
feyn. Abgeſehen von diefer Aufzählung, läßt ſich eine alls 
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gemeine Definition nur in den allgemeinften und abftractes 
fien Yusdrücden geben (p. 40). Lord Campbell's 
Aeußerung ift (p. 178): „Ich glaube nicht, daß eine ans 
dere Definition von Privat sLibell möglich ift, ald etwa 
eine Schrift in der Richtung den Charakter einer Perfon 
zu beleidigen und herabzumürdigen.” Mit der mehr⸗ 
maligen Hervorhebung des Umftandes, daß die Schwierig⸗ 
keit darin liegt, zu erfennen, ob eine Aeußerung beleidis 
gend und herabmitrdigend ift, tollen wir von diefem wich⸗ 

tigen Punfte weiter gehen. — . 


Ueber die Klaffificirung der verfchiedenen Arten von 
Beleidigungen In Bezug auf die Strafbarkeit äußert fi) 
Lord Brougham p. 5 des Rep.): „Dhne Zweifel laſſen 
fich die verfchiedenen Arten ſchriftlicher Beleldigungen claſ⸗ 
fifieiren, 3. B. eintheilen in Staatslibelle und Privatlibelle, 
mit der Unterabtheilung der legteren in folche, welche Je⸗ 
mandem in feinem Gefchäfte zu nahe treten, und ſolche, 
welche feinem guten Ruf im Allgemeinen gefährlich find. 
Eine andere mögliche Sintheilung ift in Belefdigungen, 
welche ein mit Strafe bedrohtes Verbrechen vorwerfen und 
welche den Charafter im Allgemeinen herabmürdigen. 
Meine große Schwierigkeit würde ſeyn, den verfchiedenen 
Grad der Strafbarkeit zu beftinmen , weil ich die Klaffen 
faum fo auseinander zu halten vermag, um fagen zu Füns 
nen, daß die eine Art immer unter allen Umftänden fchroerer 
iſt und eine größere Strafe verdient ald die andere.” 


„„Gaͤbe es im gegentoärtigen Augenblick irgend eine 
Graͤnze für die Beſtrafeng eines Libelld, abgefehen denn, 
daB die Beitrafungsart nur Geldbuße und Gefängs 
niß if 2” ”„ 


„Rein. Man fönnte zu 40 Jahren Gefängnig verurs 
theilen. Die Bill of Right verbietet nur übermäßige 
Bürgfchaftsfummen zu verlangen.” 
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99 Wäre es denn nicht gut, ein Maximum feftzufegen, 
wie bei vielen anderen Berbrechen gefchehen if?” ” 
„9, Mein einziges Bedenken ift, daß ich zu häufig pers 
miffive Beftimmungen als imperative aufgefaßt fehe. Ich 
fürchte, wenn man fagte, die Strafe für Beleidigungen 
fol Sefängnig bis zu 2 Jahren feyn, würden die Richter 
geneigt ſeyn, dieſe Höchfte Strafe in allen Källen auszu⸗ 
fpreden. So ging es 3. B. mit Lord Ersfine’s Libel 
Bill von 1792. Sie giebt den Richtern das Recht, der 
Jury über die Frage, ob eine Schrift libelloͤs iſt, ihre 
Meinung zu fagen; aber die Richter Haben diefe Ans 
mweifung von jeher als eine Pflicht und Nothwendigkeit 
angefehen.” 

Wenn der ſcharfſinnige Lord mit dee deutfchen Praxis 
befannt wäre, würde er hundert, feine Wahrnehmung 
beftätigende Falle haben anführen koͤnnen. Aber ein 
bedenflicher Unterſchied zmwifchen englifhen und deutſchen 
Richtern Ift der, daß man bei ung das Maximum vertheis 
digen muß, damit die Gerichte nicht darüber hinaus ers 
fennen, daß man In England dagegen e8 verwirft, damit 
die Etraferfenntniffe darunter bleiben. 

Lord Campbell (p. 178) hielt jedoch am zuerft ans 
geführten runde feft, daß die Verurtheilung zu 20 Jah⸗ 
ven Gefaͤngniß, obgleich ungerecht, doch nicht ungefeglich 
ſeyn würde und durch fein Einfchreiten eines Court of Er- 
ror verändert werden koͤnnte. Seine Meinung ift, man 
folle ein Strafmaximum und eine Steafffale für die vers 
fhiedenen Arten libellöfer Angriffe einführen. — Wir 
begegnen in den ferneren Ausſagen Lord Brougham's 
einigen Yeußerungen, die in dem gegenwärtigen Augens 
blicke und in Deutfchland doppelt paffen, daß fich der Ges 
ſchmack an flandaldfen Geſchichten und das Vormerfen aller 
möglichen Schandthaten, theild aus Liebe zum Sfandal, 
theils aus politifhem Haß ftammend, durchaus nicht auf die 
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von der Hefe des Volks oder ſolche Blätter beſchraͤnkt, 
welche die weniger hochgeftellten Klaſſen charakteriſiren. 
„Die Blätter der „‚unzufriedenen” Klaſſen, fagt der ches 
malige Lords Kanzler von England, fehmähen die Inſti⸗ 
tutionen des Landes und alte Öffentlichen Eharaftere, aber 
ih finde nicht, daß fie den Privatcharokter der Leute ans 
greifen. Der Appetit für Privatffandal gehört vorzugsmeife 
den höheren Klaſſen an, von denen er theilwelfe In die Mit: 
telffaffen hinabreiht. Und hierbei darf ich wohl eine Aeus 
ferung maden, die man felten von Lord: Kanzlern und 
wohl nie von Staatdanmalten hört, daß mir die Veleidis 
gung eines Privatcharafters viel gefährlicher und ftrafmürs 
diger erfcheint, als die fogenannten Staatslibelle.” Wir 
werden auf diefen Punkt fpäter fommen, wollen aber nur 
noch hinzufügen, welche Befchreibung Lord Brougham 
von einem Dlatte giebt, das ihm felbft Furz vorher in ſei⸗ 
nem Privatleben angegriffen. „Die Zeitſchrift, welche die 
gröbften und abfurdeften Angriffe auf mein öffentliches 
Leben enthielt, ift eine gelehrte Zeitfchrift von großen Präs 
tenfionen, gefeitet rwie es heißt von Profefforen und Er⸗ 
Miniftern. Unter ihren läcyerlichen Beleidigungen ift auch 
eine Bergleidung zwiſchen mir und dem Judge Jefferies. 
Man wirft mie vor, ich ſey das millige Werfjeug eineß jeden 
Despoten und lebe wie er eben fo unmäßig. Neulich ſoll ich 
fogar betrunfen ine Oberhaus gekommen ſeyn. Nun folde 
Lügen würde die große Maſſe gar nicht lefen, vie Feine 
fünf Minuten oder einen Pfifferling um die ganze Geſchichte 
aller Kanzler von England giebt, obgleich die meiften 
Lebemänner waren. Aber die höheren Klaffen haben ihre 
Freude an dergleichen, und bereite Hände es aufzutiſchen 
finden ſich immer; denn jenes ift ein Journal, welches 
vom Geiſtlichen und Würdenträgern der Kirche 
herausgegeben und von Profefforen und Ultras 
Loyaliſten begünftigt wird.” 
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Zue Zeit ald Lord Brougham zum erfien Mal vers 
hört wurde, war die zweite Frage über den Zeitungsftempel 
noch nicht entidhieden worden, und man argumentirte ims 
mer noch, daß der hohe Stempel (jegt dient er bekanntlich 
nur als Franco der Poftverfendung, obgleih alle politis 
fen Blätter fo geftempelt feyn müffen) eine Garantie 
gegen den Mißbrauch der Preßfreiheit gewaͤhre. Ange⸗ 
ſichts der auch In Deutichland "herrfchenden ähnlichen Ans 
fihten, die einer praftifchen Geltendmachung entgegens 
fehen follen, ift es wohl geftattet, Lord Brougham's 
Urtheil über diefen Punft mitzutheilen. Er fagt: „Wenn 
„man von Pregvergehen und Preßfreiheit redet, denkt 
„man weſentlich immer an die Zeitungsblätter. Sie gel 
„ten in diefer Beziehung für bedeutender als alle andern 
„Preßproducte zufammen. Gehen wir nun einmal, was 
„der Zeitungsftenipel bewirkt. Die legte Sicherheit gegen 
„den Mißbrauch der Preffe und der Zeitungen naments 
„lich giebt die Refpectabilität der Herausgeber und Unter 
„nehmer. Ich bin daher der Meinung, daß Alles mas 
„dazu dient, den Charafter der Leute, welche Zeitungen 
„herausgeben oder redigiren, niedriger zu machen, in 
„demſelben Berhältniffe die Reinheit der Preſſe mindert 
„und die Eicherheit vermindert, welche die Sefellichaft 
„gegen die Mißbräuche der Öffentlihen Organe verlangen 
„kann. Deshalb habe ich von jeher geglaubt, daß alle 
9, Reftrictivmaßregeln gegen die Preffe, anftatt ihre Zügels 
„loſigkeit zu hindern, die Sicherheit gegen Beleidigungen 
„allee Art vermindern. Alles was den Betrieb einer 
„Zeitung prefär macht, was ihren Unternehmern fäftige 
„Vorſchriften auferlegt und fie ärgerer Bedrüdung bloßs 
„ſtellt, als den Reft ihrer Mitbürger; Alles was fie 
„von ihren Mitbürgern als eine verdächtige und mißhan⸗ 
„delte Klaſſe audfcheidet, als eine Klaſſe, für die es Aus⸗ 
„nahmegeſetze giebt — muß pro tanto die Reſpectabill⸗ 
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„tät Derjenigen verringern, welche ſich diefem Stande 
„widmen. Was fie abhängig macht von der Willkür, 
„ſey es Öffentlicher oder Privat sAnfläger, was fie mehr 
„als ihre Mitbürger den Heimfuchungen der Richter und 
„Beamten unterwirft, hat unmittelbare Tendenz, die 
„Wuͤrde und Zuverläffigkeit des Fournaliftenftandes zu 
y„) untergraben.” — 

Im Berfolg dieſer Antwort fpricht ſich Brougham 
noch über die Mittel aus, jene elenden Blätter, welche fich 
mit und ohne Stempel nit fomohl von ihren Abonnenten 
ale von dem Gelde erhichten, welches ihnen duch Drohungen 
von fucchtfamen Leuten zufloß, zu befchränfen. Wir haben 
Gottlob diefer Art Productionen in Deutfchland wenige oder 
gar feine gehabt, allein in England niftete ſich während der 
Jahre 1815-— 32, vielleicht in Kolge ded mangelnden 
Stoffes vom Kriegefchauplag, an den fich die öffentliche 
Neugier gewöhnt hatte und deffen Plag das nad) der Re: 
formbill intenfio, nie ertenfio vermehrte Öffentliche Leben 
noch nicht eingenommen, ein Gelüfte nah Schmähen und 
Skandal ein. Es gab zahlreiche Blätter, welche mit 
Nichts als ffandalöfen Geſchichten, wahr oder erlogen, 
angefullt waren und einem Nachrichten s Departement ver: 
fehen, worin A.B.C.D. E. F. u. f. w. bedroht worden, 
„man werde wichtige Papiere oder Umftände veröffentlichen, 
es fey denn, daß man in der Erpedition des Blattes vor 
dem und dem Tage Etwas höre.” Diefes infame Hands 
wer? wurde meiftens von Wochenblätteen geführt. Durch 
die Ermäßigung des Stempeld find eine große Anzahl 
wohlfeiler und nüglichee Blätter entftanden, melde jene 
niederträchtigen Coneurrenten aus dem Markte verdrängt 
Haben. 1843 gab es nur noch ein einziges ſolcher Blaͤt⸗ 
tee, der „Satirist.” 1849 mußte auch dieſes letzte 
Schmaͤhblatt, welches das Drohfpftem betrieb, eingehen. 
Wie ſchon gefagt, Haben wie in Deutfchland gegen die 
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@infährung des Zeitungsftempels den aus diefem Gewerbe 
hergenommenen Grund nicht geltend zu machen. Außer⸗ 
dem aber verdient jedes Wort Lord Brougham’s überall 
da, mo es ſich um die Kritif der beftehenden Preßvorſchrif⸗ 
ten oder de lege ferenda handelt, in die ernftefte Er⸗ 
wägung genommen zu werden. 

Ehe wir an die verfchiedenen Meinungen und Aeuße⸗ 
rungen über die großen ragen fommen, das Verhältnig 
zwiſchen öffentlichen und Privatbeleidigungen (erfterer Aus⸗ 
druck in dem Sinne von ftaatsgefährlichem gegen die hoͤch⸗ 
ſten Perfonen und Beamten im Staat gerichteten Libell), 
die Unterfchiede der Klage und Anklage in Beleidigungss 
fällen, die Seftattung und Wirkung der Einrede der Wahes 
heit, Einfluß des angebotenen Öffentlichen Widerrufs u. f. w., 
follen ung einige andere Punkte befchäftigen, deren Kennt; 
nig indirect auch auf unfre Anfichten und Gefeßgebungen 
von Einflug feyn Fann. 

Ich führte ſchon das Zeugnig des Report für den 
Geiſt an, in welchem die legten Minifterien und ihre At- 
tornoy Generals die öffentlihen Anklagen auf diefem Ges 
biet betrachten. Daß die Evidenz daflelbe rechtfertigt, 
mögen die folgenden Auszüge aus den Ausſagen der Res 
dacteure bemeifen. 

Der Herausgeber des Spectator, Mr. Rintouf, 
antwortet auf die Krage: „Hat die Preſſe Urfache fich 
megen der Kührung von Staatsanflagen zu befchweren ?” 
Mein, ſchon feit manchen Fahren nicht (p. 163). 

Mr. Kohn Black vom Morning Chronicle be: 
merft (p. 111): „Was Etaatdanflagen angeht, find wie 
wegen der Milde der Regierung feit 1820 fehr wenig ges 
plagt worden. Niemand wird jegt daran denfen, In dem 
Kalle anzuflagen, in welchem fih Mr. Perry felbft vers 
theidigte und gegen die Erwartung feiner Rechtsbeiſtaͤnde 
freigefprochen wurde.” (Ich habe den Prozeß in dem früs 
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heren Aufſatze berührt.) In Bezug auf publie libels, iu 
dem Sinne als betreffend den politifchen Charakter eines 
Mannes, erzählt er einen Fall, wo O'Connell zuerft 
drohte den Courier, ein Torys Blatt in Irland, zu belan- 
gen, — eine Berurtheilung wäre da fo gewiß geweſen, 
wie die des Morning Chronicle für jeden Artifel über 
Irland in der orangiftiiden Grafſchaft Fermanagh, — 
aber fi Doch bald befänftigte. 

Alle anderen Herausgeber, gefragt, ob fie irgend 
Etwas an dem gegenwärtigen Zuftande der Preßgeſetz⸗ 
gebung auszufegen haben, befchränfen ihre Einwendungen 
auf die Borjchriften und das Berfahren bei Anklagen, 
welche von Brivatperfonen, fen es in der Korm von In- 
dictments oder Information, geltend gemacht werden. 
Lord Brougham ift, mas die legtere Anklageart an: 
langt, noch derfelben Meinung von ihrer Nuͤtzlichkeit und 
den Vorzügen, welche fie befigt. Das Wefentliche, tie 
man fidy aus der früheren Darftellung erinnern wird, bes 
ſteht darin, daß die fich beſchwerende Parthei die Unwahr⸗ 
heit des ihre Vorgeworfenen eidlih durch Aflidevits ver; 
fiheen muß , ehe der Gerichtshof überhaupt auf die Sache 
eingeht. Diefer Punft fordert gerade im gegenwärtigen 
Augenblice erneute Beachtung, wo der Worfchlag , eine 
jede Stage mit einem ſolchen Bor: Eide beginnen zu laſſen, 
von bedeutenden Autoritäten gemacht und von der Preſſe 
günftig aufgenommen: ift. 








XVIII. 
Die Rechtsſprechung 


des oberſten Gerichtshofs in Darmſtadt, 


in ſeiner Eigenſchaft 
als 


Gaflationshof für Die beiden rechtörheinifchen Provinzen 
bes Großherzogthums Heflen, im Jahr 1849. 


Bon 


Herrn Advokat Bopp 


in D dt. 
n Darmita 0 


Hz im Jahr 1816 der noͤrdliche Theil des bisherigen 
franzöfifhden Departements Donnersberg als nunmehrige 
Provinz Rheinhefien Veſtandtheil des Großherzogthums 
ward, brachte dieſer Landestheil mit der darin herrſchen⸗ 
den franzoͤſiſchen Geſetzgebung auch das Inſtitut der Aſſiſen 
mit. Dies fuͤhrte dazu, daß fuͤr dieſe Provinz ein provl⸗ 
ſoriſcher Caſſationshof eingeſetzt wurde, welcher, wie in 
Preußen und Baiern, In der Hauptſtadt feinen, Sie 
nahm ). Deffen Rechtsſprechung findet fi zum Theil 
beurfundet in den drei Bänden des „Archivs merfwürdiger 
Rechtsfaͤlle und Entfcheidungen der rheinheffifchen Berichte”, 
welches in den Jahren 1829 bis 1832 durch die Anmälte s 
Kammer in Mainz herausgegeben ward. 


1) Srolman war Präfident. 
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Durch eine Verordnung vom 23. Juni 1832 wurde 
dieſes proviſoriſche Gericht aufgehoben und das oberſte Ge⸗ 
richt für die beiden älteren Provinzen, das Oberappella⸗ 
tionsgericht 2), zum Caſſationsgericht für die Provinz 
Rheinheſſen beſtellt. Duch Urt. 13 der Verordnung 
wegen @infegung des proviſoriſchen Saflationshofs wurde 
derfelbe zugleich, rwoie in andern Staaten, zum Revifions; 
gericht, indem beftimmt ward, daß, wenn der Hof das 
Urtheil des Affifengerichtd caffire, weil daflelbe eine von den 
Geſchwornen als erwiefen erflärte Thatſache, welche Fein 
Verbrechen fey, als foldhes beftraft Habe, oder weil das Aſ⸗ 
fifengericht ein Strafgefeg unrichtig oder zum Nachtheil des 
Angeklagten angewendet habe, er zugleich In der Hauptfache 
fprechen folle. Der Art. 2 der Verordnung vom 23. Juni 
1832 verfügte, das Dbrrappellationegericht werde „defi⸗ 
nitio mit allen Attributionen befleidet, welche auch den 
bis zur Trennung der Rheinlande von Frankreich für dies 
ſelben gbiten habenden Gefege und Berordnungen dem 
franzoͤſiſchen Eaffationshofe zugeftanden haben, ſowie auch 
mit denjenigen, welche durch die beftehenden Verordnun⸗ 
gen dem aufgelöften proviforifhen Caſſations⸗- und Revi⸗ 
fionshofe in feiner Eigenfhaft als Revifionshof beigelegt 
geroefen” feyen. 

Die Rechtsſprechung des oberften Gerichtshofs in 
diefer neuen Eigenfchaft wurde bis jegt durch die Prefie 
nicht veröffentlicht. Nur in dem erften Band der Neuen 
Folge des gedachten Archiys, welcher, ohne daß weitere 
Bände nachfolgten, im Jahr 1837 in Mainz erfchien, 
find einige Erkenntniſſe deſſelben mitgetheilt worden ®). 





3) f. Anmwaltzeitung, Jahrg. 1848, Nr. 50, ©. 792 fg.: Das 
Dberappellationsgericht in Darmitadt, eine Skizze. " 
3) Bor Kurzem erfchienen die beiden erften Hefte einer neuen 
Zeitſchrift; Archiv für das Strafrecht und das öffentliche Ge⸗ 
richtsverfahren in dem Großherzogthum Heſſen, ſowie für das 





des oberſten Gerichtshofs in Darmſtadt. 801 


Das Manifeſt vom 6. März 1848 verſprach dem 
ganzen Lande die baldigfte Einführung des ſchwurgericht⸗ 
lichen Verfahrens. Als Kind diefer Zufage erfchlen das 
proviſoriſche Gefeß vom 28. Detober 1848 wegen Einfühs 
tung des mündlichen und öffentlichen Strafverfahrens mit _ 
Schwurgericht in den beiden rechtsrheiniſchen Provinzen. 

Eomie diefes proviſoriſche Geſetz ſich, gleich" mehres 
ven feiner deutfchen Brüder, welche der franzöfifchen Ges 
feßgebung folgten, 3. B. gleich dem Gefeg für Balern, 
im Ganzen „dem betreffenden Theil der in Rheinheflen bes 
ſtehenden Geſetzgebung (mie fi der Regierungscommiſſaͤr 
bei Vorlegung des Entwurfs ausdruͤckte) anſchließt“, fo 
hat es auch, jedoch mit Modificationen, deren Inſtitut 
der Eaffation adoptict. 

Ich fege voraus, daß den Kreunden des Archivs dies 
ſes Geſetz befannt iſt, und hebe nur Folgendes hervor: 

Die Art. 260 — 265 Handeln von der Nichtigkeltes 
befchwerde gegen Erkenntniffe des Eriminalfenats 
(Anflagelammer). Der Art, 261 entfpricht dem Art. 299 
der franzöfifchen Eriminalordnung. Während diefer fich 
(wörtlich) auf drei Fälle befchränft und der Entwurf fie 
auf 7 vermehrte, fügte das Geſetz noch vier weitere hinzu. 
Denn der Art. 261 lautet: „Die Einwendung des Anges 
klagten, fomwie die des Staatsanwalt muß den Gegen, 
fand der Nichtigfeitsbefchtwerde bezeihnen. Diefe Des 
ſchwerde kann nur in folgenden eilf Källen erhoben werden: 
4) wenn der Sriminalfenat nicht gehörig befegt oder bes 
zuͤglich des Angeklagten nicht zuftändig war; 2) wenn die 
dem Angeklagten zur Laft gelegte That gar Fein, oder 
fein zur Sompetenz der Affifen gehörendes Verbrechen if, 


Givilrecht In der Provinz Rheinheſſen; oder Darftellung wide 
tiger Rechtsfälle und ihrer Gntfcheidungen im Gebiet des 
Großh. Heffifchen resp. rheinifhen Strafs und Cwilrechts, 
herausgegeben von Glaubrech und Dernburg. 
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oder wenn der Sriminalfenat eine Thatſache für einen der 
im Art. 86 erwähnten Umftände erflärt hat, der Died dem 
Geſetze nach nicht ift; 3) wenn der Eriminalfenat eine an 
den Affifenhof gehörige Sache nicht an dicfes Gericht vers 
‚vielen, oder für ftrafbar erflärt, oder wenn er mit Uns 
recht erkannt hat, daß eine Thyatfache zu dem im Art. 86 
erroähnten Umftänten nicht gehöre; 4) wenn das Vers 
brechen bereit abgeurtheilt oder rechtlich getilgt iſt; 
5) wenn die Unterfuchung da, wo deren Eröffnung gemäß 
einee gefeglichen Ausnahme eine befondere höhere Verfüs 
gung oder eine befondere Klage des Bethelligten vorausſetzt, 
ohne Rücficht darauf eingeleitet, oder trog der rechtzeitis 
gen Zurüchnahme der Klage des Betheiligten fortgefegt 
worden ift; 6) wenn den Angefchuldigten die im Urt. 75 
gegebene Befugniß ?) nicht eröffnet worden ift und er auch 
von .diefer Befugniß feinen Gebrauch gemacht Hat; 7) wenn 
dem anmefenden Angeflagten in der Vorunterfuchung das 
richterliche Gehör verfagt worden ift; 8) wenn der Staatds 
anmalt vor dem Verweiſungsͤurtheil nicht gehört wor⸗ 
den ift (Art. 76, 80, 91); 9) wenn die Strafbarfeit der 
That von einee duch den Eivilrichtee noch zu entſcheiden⸗ 
den Vorfrage abhangt; 10) wenn das Vermweifungsurs 
thell nicht des Namens eines jeden Richters Ermähnung 
thut, der an der Entfcheidung Theil genommen hat 
Art. 85); 11) wenn der Eriminalfenat die im Art. 88 
dorgefchriebene Verfügung wegen der Zeugen nicht ers 
laffen hat.” 

Die Art. 266 — 285 des Geſetzes handeln von der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde gegen Erfenntniffe eines Affifenhoft. 
Der Act. 270 lautet: „, Gegen Urthelle dee Affifenhöfe, 
ſowie gegen das ganze den Verweiſungsurtheilen nadıges 


“ 4) (zur Abwendung ber Verweiſung vor bie Affifen eine Denk⸗ 
fhrift zu übergeben.) 
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folgte Verfahren finden Nichtigkeitsbeſchwerden nur unter 
folgenden Borausfegungen ftatt. A) von Seiten des 
Verurtheilten: 1) wenn in Bezug auf die Bildung 
der Affifen oder in Bezug auf die Kormlichkeiten des Vers 
fahrens eine Vorſchrift verlegt oder vernadläffigt worden 
ift, deren Beobachtung das Gefeg „„bei Vermeidung der 
Nichtigkeit” " geboten Hat. In diefem Ball zieht die Vers 
letzung oder Vernachlaͤſſigung auf den Antrag des Verurs 
theilten die Vernichtung des Erfenntniffes und alles deffen, 
was vorhergegangen ift, von dem äfteften nichtigen Ycte 
an, nad fih; 2) wenn es unterlaffen oder vermeigert 
worden ft, entweder über ein oder mehrere Gefuche des 
Angeflagtn oder über einen oder mehrere Anträge des 
Staatsanwalts zu erfennen, welcheſden Gebrauch einer 
von dem Geſetz eingeräumten Befugnig oder eines Rechte 
zum Zwece hatten, wenn auch die Strafe der Nichtigkeit 
nicht ausdrädlih auf den Mangel der nachgeſuchten oder 
beantragten Foͤrmlichkeit geſetzt iſt; 3) wenn die Antwort 
dee Geſchwornen undeutlih, unvollftändig oder in ſich 
widerfprechend ift (Art. 186); 4) wenn das Endurtheil 
des -Aflifenhofs oder ein Erfenntniß über einen Zwifchens 
punft nicht von Richtern, die allen Verhandlungen beiges 
wohnt Haben, erlaffen, oder wenn der Staatdanmwalt das 
bei nicht vernommen worden ift, oder wenn das Urtheil 
Feine Entfeheidungsgründe enthält; 5) wenn das Urtheil 
eine andere Strafe ausgeſprochen hat, als das Geſetz nad 
der Natur des zu beftrafenden Verbrechens beftimmt, oder 
eine Strafe, obgleich das Geſetz die in Frage ftehende 
That mit einee Strafe nicht bedroht. B) Bon Seiten 
des Staatdanmwalts: 1) wenn die Freiſprechung 
durch den Präfidenten ungeachtet eines auf „,„ Schuldig”” 
lautenden Ausſpruchs der Geſchwornen erfolgt iſt; 2) wenn 
von dem Affifenhof auf Losſprechung aus dem Grunde 
erkannt ift, weil die That, deren der Angeklagte für ſchul⸗ 
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dig erflärt worden ift, durch Fein Strafgefeg verboten fey 
(Art. 194), wiewohl ein ſolches beſteht; 3) in dem Fall 
unter Lit. A. Nr. 5 Diefed Artikels.“ 

. Eine Verordnung vom 15. März 1849 verfügte, 
dag das Geſetz vom 1. April an in Kraft trete. Bald 
darauf begann die Thätigfeit des oberften Gerichts in feis 
ner Eigenfchaft ald Eaffationshof für die beiden rechtsrhei⸗ 
nifchen Provinzen. Die Zahl feiner im Jahr 1849 erlafle: 
nen Erfenntnifle beträgt 28. Die Nichtigkeitsbeſchwerde °) 
war in 18 Fällen gegen Erfenntniffe des Criminal⸗ 
fenats, in 10 Källen gegen Urtheile des Aſſiſenhofs 
ergriffen worden. Es ift begreiflih, daß die erſten Be 
fehwerden gegen Erfenntniffe des Eriminalfenats ges 
richtet wurden. 


1. 
Sigung am %5. Juni 1849. 


Der C. S. des H. &8. der Provinz Oberheſſen hatte 
unterm 22. Mai den Samuel Kitz von Steinbach ®) wegen 
Verwundung des Abraham Kit dafelbft vor diefen Ge: 
richtshof geriefen. Er ergriff gegen dieſes Urtheil die 
NM. B., Indem er darzuthun fuchte, daß er vor das Lands 
gericht Hätte verwiefen werden müflen, weil dieſes compes 
tent ſey. Der G. St. P. trug darauf an, die N. B. wegen 
Incompetenz des Caſſationshofs als unzulaͤſſig zu verwer⸗ 
fen. Der Hof verwarf ſie als unſtatthaft, weil er nach 
Art. 70 des Geſetzes nur In dem nach Mafigabe deſſelben 
an den E. H. gehörigen Sachen diefes Eaffationsgericht für 





5) Zur Grfparung des Raums folgende Abkürzungen: N. B. 
(Nichtigkeitsbefchwerde). C. ©. (Griminalfenat). C. & 
(Saflationshof.) H. ©. (Hofgericht.) V. E. (Werweifun 
ertenntnif). G. Gt. P. (Generalftaatsprocurator am Cafes 
tionshof). Gt. A. (Staattanwalt). St. G. B. (Gtrafgefe 
buch). Wenn vom Gefep ohne weiteren Beifag die Rede if, 
fo iſt das Affifengefep vom 28. Detober 1848 gemeint. 


6) Die Namen find überhaupt geändert. 
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die beiden Provinzen bilde, daher auch die in dieſem 
Geſetze eingerhumten M. Bn. gegen Urtheile des C. 8, 
nicht auf andere Galle auögedehnt werden fönnten, als auf 
die, welche im Gefeg felbft (Art 261) vorgefehen fepen, 
dieſes aber darum feine Nichtigkeit geftatte, weil die Sache 
vor das H. G. ftatt an das Landgericht verwiefen wor⸗ 
den wäre, 


II. 
Sitzung am 28. Juni. 

Der Titel 20 des Str. G. Bs. handelt in dem 
Art. 186— 192 „Bon Verlegung der Amts⸗ und Dienſt⸗ 
ehre.” Der Act. 186 handelt von der Beſtrafung deſſen, 
dee „die Staatsbehörden im Allgemeinen oder einzelne ders 
felben oder deren Verfügungen durch Schmähungen oder 
herabwürdigenden Spott angreift”; der Act. 187 von der 
Strafe defien, der „einen Staates oder Öffentlichen Beams 
ten oder einen Militär von Dffiziersrang während feines 
Dienftoerrichtung oder in Beziehung auf diefelbe durch herab⸗ 
wuͤrdigende Worte, Gebärden oder Handlungen beleidigt.” 
Der Yet. 190 verordnet: „Die Verlegung der Amtes und 
dee Dienftehre darf nur auf Klage des Beleidigten odeg 
auf Verlangen der ihm vorgefegten Behoͤrde beftzaft 
werden.” ?) 

Gegen Geometer Hell in Darmſtadt war durch Vers 
fügung der Oberfteuerdirection dafelbft eine f. 9. Adml⸗ 
Reativs Unterfuchung eingeleitet worden. Der Commiflde 
dieſes Collegs, Oberfinanzrath v. D., ein Mitglied deſſel⸗ 
ben, vernahm ihn am 29. Maͤrz 1849, wobei er ſich dahin 
geäußert haben follte, das von diefer Behörde eingehalteng 
Verfahren fey eines Eolleges unwuͤrdig. Sowohl darum, 


T) Bergl. Breidenbach, Gommentar über vs Sue 
Girafgefepud, Band 3, Adıh. 1. —**8 
Archiv d. Gr. R. 1851. 111. ot. 
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als weil er in einem Aufſatze, abgedruckt in einer Nummer 
des Zeitblatts: „Freies Heſſiſches Bolksblatt“, die Amts⸗ 
und Dienſtehre jener Behörde und ihres Commiſſaͤrs belei⸗ 
digt habe, wurde Hell durch Erfenntnig des €. Ss. des 
H. Gs. der Provinz Starfenburg vom 29. Mat vor die 
uffifen diefee Provinz verwiefen. Er ergriff dagegen — 
Art. 261. Poſ. 1.2.5. — die N. B. und bat, der €. H. 
moͤge das V. E. als nichtig aufheben und als Reviſionshof 
ihn von der Anklage freiſprechen, wenigſtens bezüglich 
einzelner Punkte die N. B. für gerechtfertigt erfennen, 
in ſoweit das V. E. ale nichtig aufheben und als Reviſions⸗ 
hof ihn freiſprechen. Der G. St. P. trug darauf an, die 
Beſchwerde als ungegruͤndet zu verwerfen. Der Hof er⸗ 
kannte dahin. 

Der Beſchwerdefuͤhrer hatte, ſich auf den Art. 190 
des Strafgeſetzbuchs beziehend, in Abrede geſtellt, daß 
hinſichtlich der dem Oberfinanzrathe v. D. angeblich zuge⸗ 
fügten Beleidigung eine Klage deffelben „des Beleidigten“, 
oder ‚ein Verlangen der ihm vorgefenten Behörde” vors 
liege; allerdings Habe die Oberſteuerdirection, deren Mits 
glied Herr v. D., die Einleitung einer Unterfuchung zum 
Zweck der Straferfennung verlangt; fie ſey aber nicht die 
vorgefegte Behörde bderfelben, ihres eignen Mitglieds; 
als folche erfcheine das Kinanzminifterium , das feine Unters 
fuhung verlangt habe. Der Hof ſprach ſich in der Ent: 
wickelung der Urtheilsgründe dahin aus: Dem- Art. 100 
des St. G. B. ſey zur Genuͤge entfprochen, indem nicht 
mur Here v. D. in feinem Bericht an die Oberſteuer⸗ 
direction, fondern auch diefe in ihrem Schreiben an das 
9. ©. Unterfuchung und Beftrafung verlangt habe und bie 
Behauptung, dieſes Eolleg fey nicht die vorgeſetzte Ber 
Hörde des Herrn v. D., als unrichtig erfcheine. 

Der Befchwerdeführer hatte, fich weiter auf jenen 
Het, 190 beziehend, In Abrede geftellt, daß in Bezug auf 
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Die Anfehuldigung , er Habe die Dienftehre der Oberfteuers 
direction verlegt, ein auf Beftrafung gerichtetes Verlan⸗ 
gen dee vorgefegten Behörde vorliege, indem das Finanz⸗ 
minifterlum diefe nicht gefordert habe. Allerdings habe 
fie in einem Schreiben an das Hofgericht dieſes Verlangen 
ausgefprochen, allein dieſes genüge nicht; denn 

a) die Worte „auf Klage des Beleidigten“ bezögen ſich 
blos auf einen @inzelbeamten, nicht aber auf ein vermeints 
lich in feiner Dienftehre gefränftes Golleg, fo daß, halte 
fich diefes für beleidigt, nur deſſen vorgefeßte Behörde Bes 
firafung verlangen koͤnne. Died erhelle nicht blo® daraus, . 
dag die Worte „des Beleldigten” nach der Regel der 
Sprachlehre fi nicht auf die im Art. 186 genannten 
„, Staatsbehörden” beziehen koͤnnten, fondern auch daraus, 
daß von „‚Beleidigten” nur in Bezug auf Einzelbeamten 
die Rede fen, waͤhrend hinfichtlih der Staatshehörden 
blos von Angriffen durch Schmähungen oder herabwuͤrdi⸗ 
genden Spott geredet werde; 

b) die Worte „auf Klage des Beleidigten” liegen ein 
bloßes Schreiben nicht al® genügend erfcheinen , verlangten 
eine föemliche Klage; 

c) die Klage der Dberfteuerdirection Hätte nicht bei dem 
H. ©. angeftellt, resp. die @inleitung der Unterfuchung 
hätte nicht von dem hinterdrein auch über die Verweiſung 
der Sache vor die Affifen aburtheilenden C. S. verfügt 
werden dürfen; die Klage Hätte an das GStadtgericht als 
das nach Art. 2 des Eompetenzgefeges v. 3. 1841 allein 
zur Unterfuchung berechtigte Untergericht,, gerichtet werden 
möflen; der C. S., der nach dem Wortlaut und Geift des 
Geſetzes — Act. 73 fg. — erft nach dem Schluffe einer 
Unterfuchung thätig werden folle, habe feine Stellung vers 
tannt, indem er — der Fall des Art. 261. Poſ. 1. — 
zue Annahme der Anklage und Anorbnung einer Unters 
fuchung nicht competent gewefen. 

Dd 2 
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Der Hof ließ fi dahin vernehmen : 1) Die den 
Worten des Art. 190 des St. ©. BE. „des Beleidigten” 
dahin gegebene Auslegung, daß fie von der Beleidigung 
eines @inzelbeamten, nicht von der eines College fprächen, 
fey nah Wort und Sinn deſſelben falich, geftatte auch 
nicht die daraus gezogene Solgerung, indem, wenn diefe 
Worte nur auf Einzelbeamte bezogen werden fönnten, 
daffelbe von dem nachfolgenden Wort „ihm” behauptet 
werden müßte, woraus dann folgen würde, daß es zur 
&inleitung einer Unterfuhung wegen Beleidigung eines 
Colleges gar keiner Anklage bebürfe, vielmehr dieſerhalb 
“lediglich ein Verfahren von Amts wegen einzuleiten ſey; 
2) die Form der Anklage fey nicht vorgefchrieben; es ge⸗ 
nüuͤge, daf der Wille des Beleldigten audgefprochen fey ®) ; 
3) die Behauptung, die Klage der Oberfteuerdirection habe 
nicht bei dem H. G. angeftellt und die Einleitung dee Unters 
ſuchung hätte nicht von dem nachher auch über die Verweis 
fung vor die Geſchwornen abzuurtheilenden C. &. verfügt 
werden dürfen, verdiene darum feine Beachtung, weil 
nach den in den beiden Provinzen Starfenburg und Ober 
heſſen geltenden organifchen Einrichtungen die Einleitung 
einer Unterfuchung durch die den Untergerichten vorgeſttz⸗ 
tem Hofgerichte verordnet werden koͤnne, und hierin, foroie 
an den fonftigen Bedürfniffen des H. Gs. als Eriminals 
fenat, durch das Gefeg eine Abänderung nicht verfügt 
worden fey. 

Der Befchmwerdeführer hatte noch nachzuzeigen gefucht, 
dag die Ihm zur Laft gelegten Handlungen gar Fein Vers 
beechen enthielten. Der Hof erachtete die ihm zur Laſt ges 


8) Bergl. Breidenbadh a. a. D. &. 648. „Es genügt eins 
jede Aeußerung bei der Obrigkeit der Gerichts⸗ oder Yes 
Ijeibchörde, aus der unzmweideutig hervorgeht, dab der Bes 
fhädigte gerichtliche Einſchreitung will, und eine folde 
Aeußerung iſt in der einfachen Anzeige des vorgefallenen Were 
brechens genügend enthalten,” 
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legten Yeußerungen ald allerdings unter die Art. 186 und 
187 des St. G. Bs. fallend. 


III. 
Sitzung am 16. Juli. 


In Unterſuchungsſachen gegen Joh. Schnei von Weiß 
ſenbach und Chriſtoph Wegel daſelbſt wegen Verſuchs der 
Toͤdtung des Forſtſchuͤtzen Stromel hatte der €. S. des 
H. Gs. der Provinz Oberheſſen unterm 12. April die An⸗ 
geklagten vor das Landgericht Biedenkopf gewieſen, um 
von demſelben auf Grund der Art. 262. Nr. 4 und 266 
Nr. 3 des St. G. Bs.ꝰ) wegen Körperverlegung abs 
geurtheilt zu werden. Der St. A. ergriff gegen dieſes 
V. E. die N. B. und trug darauf an, der C. H. möge es 
vernichten und als Reviſionshof dahin erfennen, daß die 
in Frage fiehende That, nachdem bereits duch das V. E. 
anerkannt worden, daß Beweiſe und Anzeigen einer beab⸗ 
fichtigten Tödtung nicht vorlägen, ein duch dad Geſetz 
vorgefehenes Verbrechen nicht bilde Der ©. St. P. teug 
darauf an, die M.B. als unftatthaft, eventuell ald uns 
gegründet zu verwerfen. Der €, H. verwarf fie durch Er⸗ 
kenntniß vom 16. Juli ale unftatthaft, in Erwaͤgung, daß 
wenn dad Geſetz nach dem im @ingange klar ausgeſproche⸗ 
aen Zwede und feinem ganzen Inhalte, Feine andere Des 
flimmung hat, als für die in demfelben näher bezeichneten 
bedeutenderen Steaffachen die nftitutionen der Oeffentlich⸗ 
Leit und Muͤndlichkeit mit Schwurgerichten einzuführen, 
mit Nothwendigkeit auch die amtliche Wirkſamkeit des blos 
zur Mitwirkung bei Ausgleichung des Geſetzes im Intereſſe 
Des Staats berufenen Staatsanwälte darauf befchränkt 





9) Zeuerbach Lehrbuch des peinlihen Rechts, herausgegeben 
Er ASittermai u Bierzehnte Ausgabe, Gießen 187, 








402 Die Rechtsſprechung 


Sach Act. 233 macht ſich auch der eines Meineides ſchul⸗ 
dig, welcher ald „Zeuge einen Eid wifjentlich falfch geſchwo⸗ 
ren hat.” Der Art. 235 beftimmt die Strafe des Mein⸗ 
eides — Correctionshaus von einem Jahr als Minis 
inum '3) und Zuchthaus von fünf Jahren als Maximum. 
Der Yet. 236 flgt Hinzu, daß hoͤchſtens auf Eorrectionss 
Baus von ſechs Monaten erfannt werden kann, wenn Je: 
mand im Strafverfahren ald Zeuge über Thatfachen vers 
nommen ward, tiber welche er nach fpäteren Ergebniffen 
nur ald Angeflagter hätte vernommen werden können, 
Diefe wider befferes Willen abläugnete, verſchwieg oder ent: 
ſtellt vortrug und feine Ausfagen eidlich erhärtete 1%. Der 
Art. 11 des Sefeges lautet: „Vor die Affifen gehören fols 
gende frrafbare Handlungen — 2) die im folgenden Artl⸗ 
tel des St. G. B. vorgefehenen Verbrechen — a x. — Q. 
Art 235 wegen Meinelde.” 

Durch Erfeuntniß vom 5. Juni 1849 ſtellte der C. S. 
des H. Gs. der Provinz Oberheſſen zwei Männer wegen 
Meineids primär im Sinne der Art. 233 und 235 des St. 
©. B. eventuell Im Sinne des Art. 236 derfelben vor die 
Affifen. Der St. 4. ergriff dagegen die N. B.; die den 
Angeklagten zur Laft gelegte That koͤnne nur unter den 
Art. 236 des St. ©. BE. fubfumirt werden, ſey alfo Fein 
zur Competenz der Affifen gehöriges Deliet. Daher An⸗ 
trag, auf Grund des Art. 261. Nr. 2 des Geſetzes (f. oben) 
das Erfenntni aufzuheben und dahin zu fprechen , daß die 
beiden Angeklagten an das H. ©. zur Aburtheilung zu vers 
weiſen feyen. Der G. St. P. trug darauf an, die N. B. 
als grundlos zu verwerfen. Der C. H. erfannte auch da 
din, in Erwägung, daß 1) der C. S. die in der Vorunters 


— nn 


13) Ueber die Härte dieſes Minimums f. Mittermater, Die 
Btrafgefeggebung in ihrer Fortbildung. Zweiter Beitrag. 
Hridelb. 1843, ©. 202. 


14) Feuerbach aa. O. ©. 683. 
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ſuchung erhobenen Beweiſe und Anzeigen für erheblich 
genug erachtet habe, um die beiden Angeflagten primär 
unter der Anklage eines In Ihrer Sigenfchaft ald Zeugen 
wiſſentlich falſch gefchroornen Eides auf den Grund des 
Art. 235 des St. ©. Bs. und des Art. 11. Nr. 2. lit. q. 
des Geſetzes, eventuell aber auch, in Anwendung deB 
Art. 84 dieſes Geſetzes 1%) für den Fall, wenn der Thats 
deftand jenes zuerft zur Anklage geftellten Verbrechens eine 
Modificatton dahin erleiden follte, daß die Angeklagten 
über Thatfachen, über welche fie, mie fich fpäter ergab, 
nur als Angefchuldigte hätten vernommmen merden Püns 
nen, wiſſentlich falſch ausgefagt, mithin menigftens der 
im rt. 236 des St. G. Bs. mit Strafe bedrohten Hands 
lung fib ſchuldig gemacht hätten, — zur Aburtheilung 
an die Afjifen zu verweifen; in Erwägung 2) daß das im 
Art. 235 des St. G. Bs. mit Strafe bedrohte Verbrechen 
des Meineids durch Yet. 11 des Geſetzes als ein vor die 
Aſſiſen gehöriges bezeichnet, in dem Art. 84 deffelben aber 
dem Eriminalfenat die Befugnig eingeräumt ſey, evens 
tuell auch wegen eines in der Vorunterfuchung Indirecten 
Verbrechens, welches an ſich nicht zue Competenz der Affis 
fen gehöre, doch aber ald Modification des Thatbeftandes 
dee jur Anklage gefteliten Verbrechens erfcheinen follte, zur 
Aburtheilung an die Affifen zu verweifen, von toelcher Bes 
fugniß eventuell Gebrauch gemacht worden fey, weßhalb 
Die eben allegirten Gefee in dem Verweifungsurtheile richs 
. tig angewendet erfhienen; in Erwaͤgung 3) dag bei der 
Würdigung der erhobenen N. B. es ſich nicht um die der 
Beurtheilung und Entfcheidung des €. Hs. entrüchte Frage, 
ob durch die der Vorunterfuchung entnommenen Bereife 


15) Hiernach kann der C. S. eventuell auch wegen eines indie 
eirten Berbrechens, das an fich nicht zur Gompetenz des 
Schwurgeridus gehört, aber al6 Modificatien des Thatbeſten⸗ 
des des angeklagten Werbrechens erfcheint, dahin verweifen. 
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und Anzeigen die von dem €. ©. den Angeflagten zur Laft 
gelegte verbrecherifche That genügend indirect fey? fons 
dern hier nur um die Frage handeln kann: Ift die in dem 
®. E. den Angeklagten zur Laft gelegte That gar fein 
oder kein zur Eompetenz der Affifen gehoͤ—⸗— 
eendes Verbrechen? in beiden Beziehungen aber 
4) nicht behauptet zu werden vermöge, einmal, daß bie 
Im Vermwelfungsurtheile dargeftellte That, da fie fich unter 
die Act. 233 und 235, mindeftend den Art. 236 des 
St. G. B.s fubfumiren laffe, daher jedenfalls den Cha⸗ 
after eines Verbrechens an fich trage, gar fein, und zum 
Andern, daß fie gar Fein zur Eompetenz der Affifen ges 
hoͤrendes Verbrechen fey, indem die aufgeworfene Frage 
in diefee Richtung bereitd durch die Erwägungen unter 2 
genügende Beantwortung gefunden habe. 


VI. 
Sitzung vom 16. Juli. 


In Unterfuchungsfahen gegen Jacob Stil in 
Gießen wegen Aufforderung zum Ungehorfam gegen die 
Obrigkeit verwies der C. S. des H. Gs. der Provinz Ober⸗ 
heſſen duch Erfenntnig vom 10. Mai 1849 den Angefchuls 
digten vor die Aſſiſen. Hiergegen N. B. des St. As., 
weil 1) die dem Angeklagten zur Laſt gelegte That Fein 
Verbrechen fey, alfo der Art. 261. Nr. 2 feine Anwens 
dung finde, und weil 2) im Nachtrag zum Verweiſungs⸗ 
uctheile die Vorladung der Zeugen verfügt worden ſey, 
ohne den Staatsanwalt vorher gehört zu haben, alfo ders 
felbe Artikel in feiner Pof. 11 Pag greife. De & H. 
verwarf im Sinflang mit dem Antrag des ©. St. DE. das 
Rechtsmittel ald unbegründet. In Bezug auf den erfien 
Grund deffelben ſprach ſich der Hof dahin aus, es komme 
nichts darauf an, ob der Angeklagte nach den Ergebniflen 
der Vorunterfuchung der ihm zur Laft gelegten That ges 
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nuͤgend indiciet fen 1), es frage fich vielmehr nur, ob die 
hat, die ee nach dem Verweiſungsurtheile begangen 
haben folle, fein Verbrechen fey, was zu verneinen, da fie 
ſich unzweifelhaft unter den Wet. 181 des St. &. Be. 17) 
fubfumire, mithin den Charakter eines Verbrechene an fi 
trage. Was den zweiten Nullitätögrund betreffe — fo 
äußerte fih der Hof weiter — fo ftelle er fi darum als 
unftatthaft dar, weil nach dem ausdrüdlichen Inhalt des 
Art. 261 des Gefeges die N. B. nur In den von ihm aufs 
geführten Fällen verfolgt werden könne, zu diefen aber 
der Fall nicht gehöre, welcher hier vorliege. 


Diefes Erkenntniß des €. Hs. berührte noch ein weis 


tere Moment. 


Am 26. Mai war der Angeflagte nach der Vorfchrift 


bes Geſetzes vom Präfidenten des Affifenhofs vernommen 
"worden. Nah Art. 260 Hätte alfo die Nichtigkeitsbes 
ſchwerde Innerhalb der nächften fünf Tage eingewendet wer⸗ 
den müflen, alfo fpäteftend am 31. Mai; fie erfolgte 
aber erſt am 5. Juni. Der. H. befeitigte aber dieſes 
Bedenken formeller Natur durch die Betrachtung: Jene 
Vernehmung fey von dem KVorfigenden des C. Ss. außs 
gegangen, ohne dag ihm der Affifenpräfident dazu Auf⸗ 


16) Bat. Sitzungsberichte der bayeriſchen Strafgerichte, Bd. 1. Erl. 
1850, ©. 284 (U 


, (Urth. d. Caſſ. Hofs in Münden), auch &.330, 
331 (Urth. deſſ.). 
17) „Ber vor einer Verſammlung oder an öffentlichen Orten 
oder in Öffentlichen Lehrvorträgen oder in verbreiteten Schrifs 
ten zue Widerfegung oder zum Ungehorfam gegen die Obrig⸗ 
keit, obwohl ohne Erfolg, auffordert, wird mit Gefänguiß 
oder Gorrectionshaus bis zu zwei Jahren beftraft.” Das 
8. €. lautet dahin: daß Zacob Stiu für genügend indidrt 
zu erachten fey, vor der am 9. Juli v. 3. bei dem Heſſen⸗ 
Brüder Sammer ftattgefundenen dffentlihen Volksverſamm⸗ 
fang geäußert zu haben: die Rothkrägen, die Gelbfäde, die 
Stripper kämen wieder mit Pfändungsbefehlen ; man folle 
ihnen entgegentreten,, fie nicht wieder auflommen laflen, gegen 
fie zuſammenhalten, ihnen Ginbalt tbun u. f; w., und biers 
durch nach Art. 181 des Et. G. Bs. zum Ungehorfam gegen die 
Obrigkeit, obwohl ohne Erfolg, aufgefordert zu haben. 
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Nichtigkeit vorgefchrieben. Angehend den zweiten Nich⸗ 
tigkeitsgrund, fo beziehe fich die Abnahme des Eides vor 
Vernehmung der Zeugen, wie auß dem zweiten Abſatz der 
rt. 140 und dem Art. 146 jenes Geſetzes hervorgehe, 
nur auf das Materielle der Sache, indem nach legterem 
Artikel geroiffe Zeugen nicht vernommen, alfo um fo weni⸗ 
ger beeidigt werden follten. Was den dritten Nichtigkeltes 
grund betreffe, fo ſey D. F. R. v. D. zwar wegen der von 
ihm bei der Dberfteuerdirection gemachten Anzeige als Des 
nunclant im weiteren Sinne zu betrachten ; der Vorfchrift 
des Art. 147. des Geſetzes 29) fen aber dadurch genügend 
entfprochen worden, dag die Geſchwornen durch Vorlefung 
der beiden Schreiben defielben an das Kolleg von der @igens 
ſchaft, welche diefer Zeuge in dem Vorverfahren eingenoms 
men habe, in Kenntniß gefegt worden feyen. Betrachte 
man den vierten Nichtigfeitsgrund,, fo fey dad, was 
In den Yet. 165 und 171 des Geſetzes, und zwar in letzte⸗ 
rem Artikel, bei Strafe der Nichtigkeit vorgefchrieben werde, 
beobachtet worden, indem der Affifenhof darüber, ob die 
von dem Vertheidiger ponirte Krage 2) den Gefchwornen 
zuc Beantwortung vorzufegen fey, — eine Frage, welche 
das Geſetz lediglich der Beurtheilung des Affifenhofs über» 
laſſe, in gefetlichee Weiſe erfannt Habe, die verneinende 
Meflerion deffelben aber, follte fie auch irrig geweſen feyn, 
nur als ein durch das Gefeg nirgends mit Nichtigkeit 
bedrohte male judicatum anzufehen waͤre *), welches 





20) Daß Denunclanten, deren Denundation nicht mad) dem Ge⸗ 
es mit Geld belohnt wird, als Beugen vernommen werden 
nnen, die Geſchwornen aber von deren Eigenſchaft als Des 
nuncianten in Kenntniß gefept werben follen. 
21) Diefe Zrage war dahin gerichtet, ob der —— — 
nicht im gerechten Zorn gehandelt habe, alſo im Suſtand des 
-.. Mangels der Zurechnungsfaͤhigkelt. 


Bergl. Sitzungsberichte der bayeri ©trofgeri Bd. 1 
*2* 323. F —* dort —— ⏑ ——— Mt 3 
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darum eben fo wenig einen Nullitaͤtsgrund abgeben koͤnne, 
als ein folcher auf den Art. 270. Pof. 5 geſtuͤtzt zu werden 
vermöge, weil das zur Laft gelegte und von den Geſchwor⸗ 
nen für erwiefen erfannte In den von dem Affifenhof alles 
girten Artikeln des St. G. Be. mit Strafe bedroht fey. 
Angehend den fünften Nichtigkeitsgrund, fo feyen die 
Umftände, unter welchen die zur Laſt gelegten Vergehen bes 
sangen worden feyn follten, in der zweiten big vierten der den 
Geſchwornen vorgelegten Fragen genügend angegeben wor⸗ 
den, fo dag die Antworten: „Ta, dee Angeklagte ift ſchul⸗ 
Dig , das (die) in der Frage enthaltene Verbrechen begangen 
zu haben”, als erfchöpfend betrachtet werden müßten und 
von einer Anwendung des Art. 270. Pof. 3 des Geſetzes 
feine Rede ſeyn koͤnne. 


vom. 
Sitzung vom 28. Augufl. 


Friedrich Big wurde in der Sigung des Schwurges 
richts der Provinz Starfenburg vom 7. Zuli wegen fahr 
laͤſſiger Tödtung in eine Eorrectionshausftrafe von ſechs 
Monaten verurtheilt; er ergriff die N. DB. und lief fie 
durch feinen Vertheidiger mittelft einer Eingabe bei dem 
©. H. rechtfertigen, verzichtete aber fpäter auf das Rechts⸗ 
mittel. Yuf Antrag des G. St. Ps. Erfenntnig des €. H8.: 
In Erwägung, daß der Verurtheilte vermöge eines vom 
dem Hofgerichts⸗Secretair R. aufgenommenen, den Unters 


der Caff. Hof dahia aus: Da er fih nie mit der Ihatfrage, 
ondern immer nur mit der Rechtsfrage zu befaflen babe, 
o fen eine Nichtigkeitsbefchwerde wegen unrichtiger Anwen⸗ 
ung des Geſetzes namentlich dann unzuläffig, menn Der 
Richter in der Auffaffung und Beurtheilung des Falles an 
fi eine Anficht befolgt habe, welche vieleicht als unrichtig 
erfcheinen könnte, aber den von ihm feftgeftellten Fall unter 
das Geſetz richtig fubfumirt habe, S. noch Feuerbach, Bes 
teachtungen über die Deffentlichleit und Mündlichkeit der Ges 
eechtigkeitspfiege,, Band 2. Gießen 1825, ©. 102 
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fuchungsacten adregiftrieten Protocolld vom 31. Juli 1849 
auf die eingewendete N. B. unbedingt verzichtet und die 
Verbüßung der ihm zuerfannten Strafe bereitd angetreten 
bat, wird das Rechtsmittel für erloſchen erklärt und Queru⸗ 
lant in die Dadurch entftandenen Koften verurtheilt. 


IX. 
Sitzung vom %8. Augufl. 


Bereits in einem Beitrag im zweiten Band des Jahrg. 
1850 des Gerichtsſaals S. 331 fg.: Meine Anfänge 
in der Öffentlihden Bertheidigung, Habe ich 
des Falles gedacht, der den C. H. In diefer Sigung befchäfs 
tigte. Als Vertheidiger des Angeflagten hatte ich in ‚der 
Situng des Schwurgerichtd der Provinz Starkenburg am 
3. Juli, in welcher nach Verhandlung der Anklage den 
Geſchwornen auch die Frage vorgelegt ward, ob der Ans 
geklagte im Zuftand völligen Bloͤdſinns gehandelt habe, 
in welchem das Bewußtſeyn der That ganz aufges 
hoben war? darauf angetragen, daß eine weitere 
Frage auf verminderte Zurehnungsfähigkeit geftelft 
werde. Der Affifenhof verwarf diefen Antrag, was mic 
zur Ergreifung der R. B. veranlafte. De C. ©. ver; 
warf fie. Meine Abſicht ift, mich mit diefem Erkenntniſſe 
in einer befonderen Erörterung zu befchäftigen, weil der 
Begenftand wichtig genug iſt, weil, wie Mittermaler 
in feinem Werk: Die Mündlichfeit sc. Stuttg. 1845 mit 
Recht fagt, „das Weſen der Jury vernichtet würde”, 
wenn man den Öefchtvornen „das Recht, über die theils 
weife Zurechnungsfähigkeit zu entfcheiden”, verfagte ®). 
Ich übergehe daher für jegt dieſes Erkenntniß. 


23) In gleicher Weife bat fih Schwarze &. 9 in feiner 
Schrift: Die Reform des Otrafverfahrens im Röntgreid 
Sachſen, Leipzig 1850, ausgefprorhen. 
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X. 
Sigung vom 28. Auguft. 

Dr. ©. war wegen Anſchuldigung der Majeſtaͤtsbe⸗ 
feidigung duch DB. E. des C. Ss. des H. Gs. der Provinz 
Starfenburg vom 26. Juni vor die Affifen verwieſen wors 
den. Er ergriff Dagegen auf Grund des Art. 261. Pof. 10 
die N. B.: Dem Art. 85 des Gefeges zuwider fey in dem 
V. &. nicht der Name eines jeden Richterd erwähnt wors 
den; nue die Zunamen feyen aufgeführt. Der €. 9. vers 
warf (darauf hatte auch der G. St. P. angetragen) bie 
MN. B. ald unbegründet, In Erwägung, daß jener Artikel 
nicht vorfchreibt, daß auch die Bornamen eines jeden Richs 
tere, welcher an dem Erkenntniſſe Theil genommen, erwähnt 
werden follen, daß der in der Mehrzahl gebrauchte Aus⸗ 
druck „die Namen” nit auf den Vornamen, fondern 
auf die Mehrzahl der Richter, welche am Erfenntniffe 
Theil nehmen müffen,, zu beziehen ſey, wie dies deutlich 
durch den Art. 261. Nr. 10 erfläct und zum Ueberfluß auch 
durch die analogen Beftimmungen der Art. 199. Poſ. 2 **) 
des nämlichen Geſetzes beftätigt werde. 


XI. 
Sigung vom 3. September. 


In Unterfuchungsfachen gegen Julius Born und Ja⸗ 
cob Haag von Luͤtzelbach wegen ausgezeichneten Diebftahle 
Hatte der C. S. des H. Gs. der Provinz Starfenburg durch 
Erkenntniß vom 23. Juli den Erfteren vor die Affifen, den 
Letzteren vor daB Landgericht Reinheim verwiefen. Dee 
St. U, ergriff gegen dieſes Erkenntniß die NR. B., 
weil ed die aus Gründen der Connerität den Affifen ans 


34) Diefe Artikel fchreiben vor, daß die Endurtheile des A 
jenbofs und die Urtheile des Affifenbofs erhalten follten „die 
men” der Mitglieder des Berichts. 


Arxrchiv d. Gr. NR. 10058. 111. St, &e 
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gehörende Belhuldigung, Conculpat Haag habe den dem 
Born zur Laſt gelegten Diebftahl beguͤnſtigt, nicht vor diefe, 
fondern vor das Landgericht zur Aburthellung vermiefen 
babe, und trug darauf an, das Erkenntniß in diefer Bes 
ziehung zu vernichten. Der G. St. Pr. ftellte den Antrag, 
Daffelbe wegen Verlegung, bejiehungsmeife wegen übler 
Anwendung der Art. 78 und 79 des Geſetzes zu caffiren 
und in revisorio dahin zu erkennen, daß Haag vor 
die Affifen zu vermweifen fey, damit dort über die gegen 
denfelben zu erhebende Anklage entfchieden werde, dahin 
gehend , daß fich derfelbe Daducch des Verbrechens der Des 
günftigung des von Born begangenen auögezeichneten Diebs 
ſtahls ſchuldig gemacht Habe, daß er nach der That von 
demfelben ein Terzerol und ein Sadtuh angenommen 
und an ſich gebracht habe, obwohl ihm bekannt geweſen, 
daß dieſe Gegenftände von einem von Born begangenen 
Diebftahl herruͤhren. 

Der C. 9. verwarf die Nichtigfeitsbefchwerde ald un; 
begründet, in Erwägung, daß 1) die Würdigung der auf 
Verlegung resp. übler Anwendung der Act. 78 und 79 
des Geſetzes gegründeten Beſchwerde davon abhängt, ob 
A) ein conneged Verbrechen im Einne des Art. 79 vorliegt, 
und ob B) connege Verbrechen, zu Folge des Act. 78, 
ftetö bei Bermeidung der Richtigkfeit vor die Als 
ſiſen verwieſen werden müffen, wenn das Hauptverbrechen 
dahin gehört? bezuͤglich der unter 1. A. erhobenen Frage 
aber 2) angenommen werden muß, daß der Art, 79 die 
einzelnen Fälle der Eonnegität genau habe figiren und, um 
einer Willführ dee Pragis zu begegnen, andere darin nicht 
aufgeführte Faͤlle habe ausſchließen wollen, weil die Eins 
gangsmworte: „Als conneg find die Verbrechen zu behan⸗ 
deln, wenn fie zc.”, ohne daß irgend eine Befchranfung 
beigefügt ift, einen andern Sinn nicht zufaffen, auch die 
ganze Aufzählung einen andern Zweck nicht wohl haben 
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koͤnnte; 3) die in dem Artifel als conneg bezeichneten Des. 
licte ſich ſaͤmmtlich ale folche darftellen, welche vor oder. 
während der Volbringung des Hauptverbrechens bes 
gangen worden find, indem auch die Schlußworte nad) 
ihrem Zufammenhange mit dem Voraudgegangenen und 
dem Verbindungeworte „fich” nicht anders, als dahin 
zu verftehen find, daß auch hier nur eine die gemeins 
ſchaftliche Sicherſtellung vor Strafe des Hauptverbre⸗ 
chens bezweefende, dDiefem vorausgegangene vers 
breberifhe That gemeint fey, überhaupt 4) auch 
ſchon darum angenommen merden muß, daß der Artikel 
nirgends von dem feiner Natur nach der Hauptthat ſtets 
nachfolgenden Verbrechen der Begünftigung habe reden 
wollen, weil fonft eine Bezugnahme auf Art. 87 des Str. 
G. B. 8) genügt habe, jedenfalls in den Schlußworten 
eine Begrifföbeftimmung von dem Verbrechen der Begüns 
ftigung gegeben worden ſeyn würde, welche mit der im 
Art. 87 des Strafgefeßbuchs enthaltenen, auf jeden dem 
Verbrechen geleifteten Vorſchub gerichteten, 
alfo viel weiteren Begriffsbeftimmung im Widerfpruch 
ſtuͤnde; angenommen auch 5) der Art, 79 habe nur eine 
befiimmte Art der PBegünftigung, nämlich die auf 
Sicherung der Straflofigkeit des Hauptthäters gerichtete, 
ausnahmsweife, und mit Ausfchluß der übrigen Arten von 
Begünftigung, in fein Bereich ziehen wollen, in der der 


25) „Wer ohne vorgängiges Einverſtändniß, erſt nah volls 
brachter That dem Urheber und Gehülfen in Beziehung auf. 
das Verbrehen wiſſentlich Vorſchub leifter, macht fi d 
Begünſtigung ſchuldig. Dahin gehört namentih 1) wer voife 
fenstich Verbrecher bei fi aufnimmt, verbirgt oder ihnen zur 
Flucht behulflich iſt; 2) wer Verbrechern vorſätzlich durch Ver⸗ 
tilgung der Epuren des Verbrechens oder der Beweismittel 
Hulfe leiſtet, oder zu folder Bertilgung mitwirkt; 3) wer 
die durch das Verbrehen gewonnenen Sachen wiſſentlich in 
Verwahrung nimmt, verheimlicht, an fi bringt oder zu 
deren Abſat an Andere verhilft.” e 

e 2 
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Gegenftand des Antrags des St. As. bildenden Hand: 
fung — dem Ankauf einiger geftohlenen Effeeten — ja 
felbft in der mit diefen Effecten vorgenommenen Beräuße- 
rung wohl das Motiv eines perfönlichen Intereſſes, eis 
neswegs aber das der Sicherung des Hauptthäs 
ters mit Nothmendigkeit erfennbar, mithin jedenfalls 
für diefe fpecielle Art der Begünftigung nicht vorliegen 
würde; 6) da mo daß Gefeg in deutlicher reftrictiver Kafs 
fung redet, auf eine entgegenftehende ältere Praxis oder 
Doctrin mit Erfolg ſich nicht berufen werden fann; fobald 
hiernach 7) anerfannt werden muß, daß es fich hier von 
Connerität im Sinne des Art. 79 niht handle, «8 
einee Prüfung der unter 1. B. aufgeworfenen weiteren 
Frage, ob Haag wegen Eonnerität feines Vergehens 
nach Art. 78 bei Vermeidung der Nichtigkeit an die Wffifen 
bätte verwiefen werden muͤſſen, nicht bedarf. 


XII. 
Sitzung am 3. September. 


Deter Hood von Bodenheim wurde vom €. &. des 
H. Gs. der Provinz Oberheffen unterm 3. $uni wegen Ans 
ſchuldigung des Diebftahls vor diefen Gerichtshof verwie⸗ 
fen, und ergriff die N. B., weil er nicht vor die Affifen ges 
wiefen worden wäre. Der €. 9. verwarf fie nah dem 
Antrag des ©. St. Ps. ald grundlos, in Erwägung, daf 
der Befchwerdeführer ziwar die Anwendung des Act. 261 
Poſ. 3 angefprochen, aber feinen Grund für die Verweis 
fung an die Affifen habe anführen koͤnnen, auch fein folcher 
erhelle 2). 

“ (Beſchluß im nächften Hefte.) 





36) Bergl. Sisungeberichte der bayerifchen Stra g8. 1. 
— veriſchen Strafgerichte, Bo 
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XIX, 


Ueber den gegenwärtigen 
Standpunkt der Strafgefesgebung 
mit Prüfung ber Fortfhritte derfelben 
nad) den neueften Gefegen und 


Entwürfen 
für 
Nordamerika, England, Belgien, Frankreich, 


Preußen, Batern, Medlenburg, Dam: 
burg, Bremen. 


Bon 
Mittermaier. 


(Zortfegung des Auffages Nr. XIII. im vorigen Hefte.) 


&;: unfere Beurtheilung zur Kortfegung der Im vorigen 
Hefte begonnenen Prüfung der einzelnen Geſetzgebungs⸗ 
fragen fortfchreitet,, halten wir e8 für zweckmaͤßig, unfere 
Lefee mit den neueften Gefeggebungsarbeiten befannt zu 
machen. Wir rechnen dahin vorerft die neueften Englifchen 
Geſetze über Strafreht 1)y. Das englifhe Strafrecht bes 


3) Geſetz vom 7. Auguft 1851 über Berbeſſerung der Bde 
gebung über den gerichtlichen Beweis. Geſez vom 9, Ye 
1851 über einzelne Berbrechen. Gefep vom 15. Xuguft 1831 
über Verbefferung der Verwaltung der Gtrafiufttz. Wir wer⸗ 
den den genauen Inhalt diefer Befepe in der Zeirfchrift für 
ausländifche Gefeggchung anfuhren. 
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ruht befanntlih auf feinem voliftändigen Strafgefegbuche; 
aber feit 25 Jahren ift in Bezug auf die einzelnen Verbre⸗ 
hen, die genaue Beftimmung ihres Thatbeftandes, die 
Abftufungen derfelben und die Strafbeflimmungen foviel 
geleiftet worden, daß das jegige englifche Strafrecht überall 
die bedeutendften Beweiſe des Kortfchrittes an ſich trägt. 
ine Eigenthuͤmlichkeit diefer Geſetzgebung iſt, Daß fie 
vorzüglich in Thätigkeit geſetzt wird, wenn die Erfahrung 
Lücken an dem bisherigen Rechte zeigt, und durch neue Ein: 
eichtungen oder durch die fortfchreitende Schlauheit der Vers 
brecher neue Mittel der Veruͤbung von Verbrechen erfonnen 
werden, für deren Beftrafung das beftehende Recht Feine 
gefeglihen Beftimmungen enthält. In diefer Beziehung 
ift das neuefte Gefeg vom 3. Juli d. J. (mit der Aufſchrift: 
An Act for better Prevention of offences) merfwürdig. 
Die Erfahrung lehrte, daß fo Häufig gefährliche Handlun⸗ 
gen verübt werden, die in der Sprache des Gerichtöges 
brauchs ald Verfuche oder Vorbereitungshandlungen andes 
ver Verbrechen erfcheinen, aber oft der gehörigen Beftras 
fung entgehen, weil nach dem bitherigen Rechtszuftante 
Streit zntfteht, ob die Handlung ale eine wahre Verfuche s 
oder nur als Vorbereitungshandlung erfcheint; weil auch oft 
die Herftellung der Befchaffenheit der Abſicht des Thaͤters 
fepwierig wird. Hier wählt die englifhe Gefeggebung 
den (ſchon in dem roͤmiſchen Rechte gebrauchten) Weg, 
ſolche Handlungen nicht als Verſuchshandlungen beſtimm⸗ 
ter Verbrechen zu betrachten, ſondern für ſich als gefaͤhr⸗ 
liche Handlungen mit befonderen Strafen zubedrohen. Dar: 
nach droht das Gefeg vom 3. Juli 1851. Art. I Strafe 
dee Einfperrung mit oder ohne harte Arbeit bis 3 Jahren 
Jedem, der zur Rachtzeit an einem Wohnhaufe oder irgend 
einem Gebäude mit gefährlichen oder verlegenden Waffen 
in der Abficht irgend ein Verbrechen zu veruͤben beteoffen 
wird, oder ohne gefehliche Entſchuldigung (wobei der Ber 
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weis derfelben dem Angeflagten obliegt) im Befige von 
Dieböfchlüffel oder irgend einem zur Veruͤbung eines Haus⸗ 
einbeuchꝰ Lienfihen Werkzeuge zur Nachtzelt in einem 
Wohnhaufe oder einem andern Gebäude, oder auch vers 
mummt das Geſicht geſchwaͤrzt oder fonft entſtellt fich be: 
findet , oder überhaupt in der Abficht irgend ein Verbrechen 
zu verüben,, zur Nachtzeit in ein Wohnhaus oder ein andes 
res Gebäude eingeht. Wird hergeftellt (dad Geſetz bes 
zeichnet genau, mie diefe Herftellung erfolgen fol), daß 
der Angeklagte vorher ſchon wegen einer felony oder eine® 
misdemeanor verurtheilt wurde, und wird er einer dee 
(in art. I) bezeichneten Handlungen überwiefen, fo ift da® 
Gericht ermächtigt, Transportation von 7 bi 10 Yahren, 
oder Einfperrung bis 3 Jahren zu erkennen (art.II). Da 
in neuerer Zeit fo häufig mittelft Ehloroform , welches 
Verbrecher zur Betäubung derjenigen, an welchem ein 
Verbrechen verübt werden follte, anmendeten, ſchwere Vers 
bredben 3. B. Raub verübt wurden, fo bedroht art. IH 
des neuen Geſetzes Jeden, der bei einer Perſon gefegwideig 
Chloroform , Dpium oder irgend ein andered betäubendes 
oder den Anderen feiner Kraft beraubendes Mittel anwen⸗ 
det, oder beibringt,, oder beizubringen fucht , mit Strafe 
der Transportation auf 7 Jahre oder Lebenszeit, oder Eins 
fpertung bie 3 Jahre. — Die Erfahtung lehrte auch, 
daß die bisherigen Gefege in Bezug auf gefährliche an 
Sifenbahnen verübte Handlungen unzureichend find. Daß 
neue ®efeg (art. VI — VII) hat nun ausführlich alle mögs 
lichen, böBrilliger Weife an @ifenbahnen oder damit Im Zus 
fammenhang ftehenden Gegenftänden verübten gefährlichen 
Dandlungen mit Strafe (Teansportation von 7 Jahren 
oder Lebenszeit, oder Einfperrung bis zu 3 Jahren) bes 
- deoht. Wir bitten unfere Leſer vorzuͤglich in der Straf⸗ 
geſetzgebung Englands zwei Eigenthümlichkeiten zu beadhs 
ten, und zwar vorerfi, daß die Befege Fein Straf⸗Mi⸗ 
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nimum drohen 2), fondern felbft bei den fchwerften 
Verbrechen nebeneinander auf Transportation oder 
&infpereung die Strafdrohung richten, nur das höchfte 
Mack der Strafdrohung beifügen und dem Richter es 
möglich maden, in einem Kalle wegen eines Verbrechens, 
für das er bis Transportation auf Lebenszeit ſchreiten kann, 
eine Strafe von einigen Monaten oder Tagen auszufprechen. 
Die öffentliche Stimme in England giebt diefem Spfteme 
das günftigfte Zeugniß, und die Vergleichung der erfanns 
ten Strafen lehrt, daß in einer großen Zahl von Fallen in 
England die Richter einige Monate Einfperrung erkennen, 
wo In Kranfreih oder Deutfchland ?) mehrjährige Zucht: 
hausftrafen erfannt werden ?). Eigenthümlichkeit der engs 
liſchen Strafgefeggebung iſt das entfchiedene Streben, die 
Strafdrohungen herabzufegen, nicht blos die Todesftrafe 
nur den ſchwerſten Verbrechen (nur bei den ſchwerſten Arten 
Des Hochverraths und bei dem Morde , der fchwerften Yet 
des Raubes, der Brandftiftung und der Sodomie kann 
noch Todesftrafe °) eintreten) zu drohen, fondern auch die 


2) Ueber die Gründe und die Art der Anwendung , ſowie über die 
Wirkungen diefes Enftem:, fein Minimum zu droben, f. meine 
Ausführung In meinem Werke: Das englifche, fchottifche und 
amerikaniſche Strafverfahren $. 28. 


3) Eine wohl zu beachtende Bemerkung findet ſich in den Bläts 
tern für Rechtsanwendung in Raicrn Ar. 6. Ergänzungsbt. 1831. 
©. 3, wo nachgewieſen tit, taf in Defterreich nicht einmal die 
Hälfte der in Balern üblihen Strafgrößen zuerkannt if. — 
Es liegt der Grund vorzüglich in dem gehe des bater. Ges 
fepbuchs , das richterlihe Ermeſſen zu ſehr zu befchränten. 
4) So iſt 3. B. nad) den Gtraftabellen von 1850 wegen Todt⸗ 
ſchlags in 3 Fällen Strafe von 1 bis 2 Jahren Ginfperrnng, 
in 9 gäfen Strafe von 6 Monaten bis 4 Jahr, und in 
59 Fällen von 6 Monaten und darunter erkannt worden. 
Wegen Bigamie wurden 1:50 in 51 Fällen Ginfperrung 
Fällen Einfperrung bis 6 Monaten oder darunter, in 12 gal- 
. Im Strafe von 6 Menaten bis 1 Jahr erkannt. 
5) Im 3. 1850 wurden in England zwar 49 zum Tode vers 
srıheilt (darunter 14 wegen Sedomie), aber nur 6 (wegen 
Mordes) ‚hingerichtet. Ê* 
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Transportation bci den meiften Verbrechen (durch Act. 12 
Victoria Cap. 11 wurde auch bei dem erftmaligen cinfas 
en Diebftahl die Transportation abgeſchafft) 8) aufzuheben. 
Die wohlthätigen Wirkungen dieſes Syſtems follten von 
denjenigen, welche neuerlich wieder ſoviel von ber Nothwens 
‚digkeit der firengen Strafgefege und der Wohlthat der Abs 
ſchreckung träumen, wohl beachtet werden. Sie würden 
fih aus den neuern Etraftabellen überzeugen, daß eben 
bei den Verbrechen, in Anfehung deren die neuen Gefege 
eine bedeutende Milderung der Strafe ausfprachen, eine 
Abnahme diefer Verbrechen fich zeigt 7), und daf die Kraft 
der Repreffion (daher die Stärfe der Wirkſamkeit der 
Ötrafgefege) mit der Verminderung der Ötrenge der 
Strafgefeggebung zunimmt. Während das Verhältnig der 
Losiprechungen in den Jahren 1843 bis 1845 in England 
28 auf 100 betrug, fanf es 1846 auf 27, im J. 1848 
und 1849 auf 24, und im %.1850 auf 17 von 100. Jedes 
Jahr hatte die Gefeßgebung die Strafdrohungen bei eins 
zelnen Verbrechen mehr herabgefegt und dadurch auch den 
Willen der Geſchwornen, die Angeflagten ſchuldig zu finden, 
vermehrt 9). | 

Bon neuen Gefeggebungearbeiten verdienen Anfühs 
rung der (zur Ergänzung des Entwurfs des Strafgeſetz⸗ 
buchs wichtige) von der k. Baieriſchen Regierung den 





6) Im Jahre 1848 wurden noch 2022, im I. 1850 nur 1369 
auf 7 Jahre transportirt. 

7) Im 3. 1850 betrug die Abnahme der Verbrechen gegen 1849 
1003 Perfonen, gegen 1848 3536 (11 Procent). 

8) Die wichtigſte Unterfuchung über den Stand der Verbrechen 

in England mit Angabe der Urfachen der Verbrechen, geſchöpft 

auf ten feir 30 Sahren forigefesten Umgang des treiflichen 
Sefängnißgeiftlichen mir Werbrechern, finder fib in Cha- 
plain’s Twenty seventh Report on the Preston house 
of Correction 1851. Der Berfaffer ift Hr. Clay, Befängs 
nißgeilichee in Preſton. Die Zahl der großen Berbrechen 
vermindert ſich In der Grafſchaft Lancaſter entfchieden. 
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Kammern vorgelegte Entwurf eines Polizeiftrafgefegbuch® 
(dee in diefer Zeitſchrift Gegenftand einer ausführlichen 
Beſprechung ſeyn foll) und der Entwurf ded Strafgeſetz⸗ 
buche für den Kirhenftaat (aus 403 68). Dies (erft 
neuerlih und zugefommene) Werk wurde von einer Com⸗ 
-miffion ®) bearbeitet und 1847 dem Papfle vorgelegt. 
Wenn aub der Entwurf in den Beltimmungen über 
Staatsverbrechen und Verbrechen gegen die Religion 
unverhäftnigmäßig ftrenger ift, fo muß doch im Allgemei⸗ 
‚nen der Entwurf eine bedeutende Erfcheinung genannt mer: 
den, da er an die befanntlich fehr fortgefchrittene Straf: 
rechtswiſſenſchaft Italiens fib anſchließt, einer der tüch: 
tigften wiſſenſchaftlich gebildeten Eriminaliften den wichtig⸗ 
Ken Antheil hat, und vorzüglich im allgemeinen Theile Der 
Entwurf reich an guten Abftufungen und beachtungswuͤr⸗ 
digen Beftimmungen if. So z. B. find bei dem Verſuch 
merkwuͤrdige Abftufungen gemacht 7%. Bei der Theil⸗ 
nahme find Hauptthäter (agenti principali) fammtver: 
bindliche Theilnehmer (correi) und einfache Teilnehmer 
(complici) gefchieden ’!). Der Rückfall eines Verbrechens 


9) Der Banptverfaffer iſt Giuliani, Profeſſor in Macerata, 
der WBerfaffer mehrerer bedeutenden criminaliftifchen Werke. 


10) Rad art. 10 fol der, welcher mit Vorſatz ein Werbres 
hen zu verüben alle dazu nothwendigen und phyfifch zur 
Berübung des Verbrechens tauglichen Handlungen vellführt 
bat, ohne daf der vorgefehte Zweck und Wirkung erreicht 
wurde, eines delitto marcato ſchuldig ſeyn und mit einer 
um einen Grad die ordentliche Strafe des Werbrechens vers 
mindernden Strafe belegt werden. Dach art. 11 fell der, 
weicher mit Borbedacht zur Ausführung eines Werbrechens 
dienende und phufifch dazu taugliche Handlungen verübt, aber 
an ter Wollendung oder in der Berübung der weiter neth⸗ 
wendigen Handlungen durch die von feinem Willen unabhäns 
gigen Sinderniffe abgehalten wird, des delitto tentato (Der⸗ 
ſucht) ſchuldig feyn und mit einer der ordentlichen um 2 oder 
3 Grade vermindernden Strafe beſtraft werden. 


11) Als agenti werden (art. 16) bezeichnet die, die 
boolemnng der ——— 
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(29) ift nur als Schärfungsgrund erffärt, wenn zwiſchen 
dem frühern und dem neuen Verbrechen die Berjährungszelt 
nicht verfloflen und das neue Verbrechen nicht Wirfung der 
Provocation iſt. Als Aufhebungsgrund der Strafe ift erfiärt 
(30) ein Zuftand, In welchem der Urheber des Unterfcheldungss 
permögend beraubt ift, oder wenn mefentlicher Irrthum 
den Thäter beftimmte feine Handlung nicht für ein Verbre⸗ 
hen zu halten, oder wenn die That zur nothmendigen Vers 
theidigung des eignen oder fremden Lebens oder der Schams 
haftigfeit verübt wird, oder der Verbrecher noch nicht 
10 Jahre alt if. Die Jugend des Thäters, wenn er 18, 
aber nicht 20 Jahre alt iſt, bewirkt Verminderung der 
Strafe um einen Grad (34), — Der Entwurf fennt 
nicht die Begünftigung der Verbrechen im allgemeinen 
‚Theile, fondern ftellt die Begünftigung ale eigenes Vers 
brechen auf (230). Wenn eine Perfon die Verheimlichung 
des Thatbeftandes oder von Begenftänden , die ald Beweiſe 
der Schuld dienen koͤnnen, bewirkt, oder die Spuren eines 
Verbrechens abfichtlich zerfiört, oder die geftohlenen Ges 


oder mit phnfifcher Gewalt oder durch Erweckung einer ſchwe⸗ 
ten Zurcht oder durch betrügliche Beranſtaltungen bewirken, 
daß Andere das Verbrechen verüben. Correi heißen (art. 17) 
diejenigen, welche durch Bezablnng oder Verpfiihtung Geld 
zu zahlen oder font «in Werfprechen Andere zur Berübung 
eines Berbrechens beftimmen , oder durch Drehung eines künf⸗ 
rigen Uebels oder Mißbrauch einer Gewalt Andere zu Ber⸗ 
brechen bewegen oder in der Ausführung des Verbrechens mit 
tauglichen nnd zur namittelbaren Ausführung dienlichen Mit⸗ 
teln Auderen beifteben. Alle diefe find mit der ordentlichen Strafe 
zu belegen. Die complici find (19) die, welche durch mes 
zalifche oder phufifche der Ausführung veransgegangene Hands 
(ung bei der Berübung des Berbrechens wirffam find, His beförs 
dern, oder durch taugliche amd unmittelbar zur Berübung des 
Verbrechens dienliche Mittel bei der Ausführung Shell neh⸗ 
men, oder vermöge einer mit dem Bauptthäter oder einem der 
complicı oder correi eingegangenen WBerabredung ver der 
Ausführung eine Hülfe leiſten, welche zur Begünftigung der 
©traflofigkelt des Verbrechens oder zur Grreichung der Vor⸗ 
theile aus demfelben dienen. Die complici leiden eine um 
2 bis 3 Grade verminderte Gtrafe. 
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genftände in Verwahrung nimmt oder Veränderung der 
Korn derfelben bewirkt. Der Vorbedacht, melcher den 
Mord begründet , ift eigenthuͤmlich bezeichnet 12). 

Die neueſten Verhandlungen über Gefeßgebungsiwerfe 
lehren, daß das Franzoͤſiſche Geſetzbuch eine vorzügliche Bes 
deutung und Einfluß auf die neuen Strafgefegbücher ges 
wonnen hat. Dad neue Preußifche Gefegbuch und der von 
dem Ausfchufle der zweiten Kammer in Baiern über den 
vorgelegten Entrourf des Strafgeſetzbuchs erftattete Bericht 
beweiſen, daß eine gewille Vorliebe ſich mieder geltend 
macht, die Beftimmungen des Code penal nadyuahmen. 
‚Um fo wichtiger wird es, die Etimmen zu fammeln, welche 
in Frankreich felbft über den Werth diefes Code laut ges 
worden find, den Gang der Erfahrungen und legislativen 
Berathungen und die gemachten Vorfchläge zu beachten. 
In diefer Beziehung verdient ein neuerlich in Frankreich 
‚erfchienenes Werk des hochgeftellten Praktikers Poiret*?) 
um fo größere Aufmerffamfeit, je mehr der Verfaſſer 
duch feine Stellung Gelegenheit hatte, die Mängel der fran: 
zöfifchen Gefegbücher genauer fennen zu lernen 1%). Der 
Verfaſſer legt in feinem Werke vollfiändige Entwürfe eines 
Geſetzbuchs der gerichtlihen Drganifation, der Strafpros 


12) Nach art. 804 begründet der mit ruhigen Gemüthe vor 
der Berübung des Werbrechens gefaßte Entſchluß ein beſtimm⸗ 
tes Verbrechen zu verüben, wenn er obne Dazwiſchen⸗ 
kunft einer Urfache ausgeführt wird , welche vernünftigers 
weife geeigner iſt, heftige Gemüthsbewegungen bervorzurufen, 
den Vorbedacht. 

: 13) Projets de Code d’organisation judiclaire, de Code d’in- 
struction criminelle, de Code p6enal et de decrets en 
forme de reglements d’administration publique, par Poi- 
rel. 1881. 

14) Poirel war Generalprocurator in Nancy und jest Pre- 
sident de chambre & la Cour d'Amiens. — ein Werk 
iſt auf Koften der belgifchen Regierung gedrudt, welche, da im 
Belgien eben neue Entwürfe der Revifion der fronzöſ. Geſet⸗ 
bücher bearbeitet werden, durch den Drud des Werke von 
Polrel die legislatınen Berathungen fördern wollte. 
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zegordnung und des Strafgefegbuchd vor; jedem Entwucfe 
geht eine Erörterung über die Srundfehler des franzdfifchen 
Geſetzbuchs voraus, woran fi die Vorfchläge des Vers 
faſſers knuͤpfen. Nach dem Zweck diefes Auffages befchäfs 
tigt und das Strafgefegbuh. Der Verfaffer erkennt vor: 
erſt ald gegründet den Vorwurf an, daß der Code penal 
viele unverhältnigmäßig harte, nur durch das Abfchrefungde 
princip erzeugte Strafdrohungen enthält, deren Ungerechtigs 
feit um fo mehr hervortritt, als die veränderten focialen 
und menſchlichen Anfichten den Werth der Kreiheit weit 
mehr als ehemals fühlen laffen, und daher die lange Dauer 
der Freiheitsberaubung weit druͤckender als früher erfcheint. 
Der Berfafler macht aufmerffam auf die Erfahrungen, - 
nach welchen die häufigen Losfprechungen die Kolge der 
Härte der Strafgefege find, und zeigt, daß auch durch die 
immer wachſende und oft geundlofe Anwendung der Mil 
derungsgründe nicht genügend dem Uebel abgeholfen wird, 
Im Steaffpfieme fordert ec völlige Umgeftaltung des Bes 
fiehenden und fehlägt die Einführung der @infperrung mit 
abfoluter Iſolirung (dann mit Verminderung der Dauer der 
gedrohten Kreiheitäftrafe) und der Deportation vor, deren 
Vortheile er (p.48— 60) umftändlich ſchildert. — Vor⸗ 
zuglich tadelt Hr. Poirel das ganze Spftem der Anorbs 
nung im jegigen Code penal und die irrige Auffaflung 
der Polizeiübertretungen. Der Verfaſſer fucht zu zeigen 
(p. 66), daß der Code penal mit Unrecht aus den Bes 
ftimmungen über Eontravention einen eignen Code gemacht 
babe, während die fogenannten Webertretungen nur dem 
Grade nach geringere Arten des Angriffs auf die durch Ges 
fee oder Verordnungen gefchügten Einrichtungen in Bezug 
auf Ordnung und Öffentliches Intereſſe find. Eben fo uns 
zweckmaͤßig fcheint «8 dem Verfaſſer, neben dem Code 
noch eine Mafle von den im befondern Gefege mit Strafe 
bedrohten Vergehen beftchen zu laflen, und dadurch Rache 
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theile in Bezug auf die Auffaflung der Handlungen nach der 
Volksanſicht, und in Bezug auf die Anwendung herbeizu: 
führen. Auf diefe Art befommt der von H. Poirel vorges 
legte Entwurf des Code pénal einen ganz andern Eharaf: 
ter, nicht blos in Bezug auf eine mehr logifhe Anordnung 
und abmeichende Strafbeftimmungen, fondern vorzüglich 

duch, daß alle in Specialgefegen bedrohten Vergehen 
n dem Entwurfe unter den geeigneten Geſichtspunkten eins 
geseiht find 1°). 


Eine neue wichtige Duelle Öffnet ſich Durch die neuer: 
ti befannt gemachten Arbeiten der Commiſſionen, die zur 
Berathung vorgelegter Entwürfe inäbefondere in legislati⸗ 
ven Verfammlungen niedergefegt wurden. Bir machen 
bier zuerft aufmerffam auf den umfaflenden Bericht, mel: 
cher über den ſchon oben von uns näher bezeichneten Tos⸗ 
kaniſchen Entwurf erftattet wurde 8). Die Berathungen 
Über diefen Entwurf find gefchloffen und die Verfündigung 
des Strafgefegbuche fteht nahe bevor. Es ift dad Erfte, 
in welchem die Todesftrafe nit mehr vorfommt und dag 
Syſtem der abfoluten Iſollrung durchgeführt iſt. Der 
von der Commiſſion bearbeitete Bericht ift merfwürdig, 
weil erüberall an den Standpunft der Wiffenfchaft anfnüpft, 
und in einer furchtbaren Kürze, ohne jedoch der Gruͤndlich⸗ 
keit zu fchaden, die einzelnen Vorfchläge rechtfertigt. So 
iſt z. B. p. 8 bis 14 das Spftem der Iſolirung gut ent; 





15) Wir werden auf die einzelnen Vorſchläge des Berfaffers 
zurückkommen. Auf jeden Fall verdient der Entwurf (da er 
zuerſt eine volftäntige Sammiung und Anordnung aller 
ftrafbaren Handlungen beiwedt, die Aufmerkfamteit der mir 
Geſetzgebungsarbeiten Beichäftigten. Auch die Anortnang der 
Verbrechen im Entwurfe weicht völlig von der in allen ans 
dern Gejesgebungsarbeiten vortommenten ab. 


16) Rapporto del progetto de Codioe dei delitti e delle pene. 
Virouae 1851. 
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wickelt 17) und trefflich jene au in Tosfana vielfach vom 
Bürgern geäußerte Bedenklichkeit, daß durch das neue 
milde Strafſyſtem das Gefeg entwaffnet und der Reiz 
zur Veruͤbung von Verbrechen vermehrt werde, (p. 16) 
widerlegt duch Die Nachweiſung, daß gerade die In⸗ 
tenfion der neuen Strafart, verbunden mit den Mitteln 
Beſſerung zu bewirken, nachdruͤcklicher auf den Verbrecher 
wirken wird, ohne die Gerechtigkeit zu verlegen. So find 
auch die Borfchläge des Entwurfs über die Zurechnung ſehr 
gut begründet, die leitenden Grundfäge entwickelt und die 
Erfahrungen (3. B. über die Zurechnungsfähigkelt der 
Taubftummen) benugt. Selbſt wenn man mit einer Ans 
fiht des Entwurfs nicht einverftanden iſt, muß man dig 
Flare und geiftreiche praftifche Entwicklung der Lehre mit 
Angabe der Gründe für und wider mit Achtung anerkens 
nen, z. B. (p. 433 —48) über die Frage: ob aud ein 
Verſuch mit untauglichen Mitteln beftraft werden fol? 
Unter den neueften Gefeßgebungsarbeiten verdienen 
eine befondere Beachtung der im Namen der Commiſſion 
der Kammer der Repräfentanten erftattete Bericht über 
den oben angeführten Entwurf des Strafgeſetzbuchs für 
Belgien?) und der vorläufige Bericht des Abg. Weis ale 
Referenten in den für die Strafgefeßgebung gewählten Aus⸗ 
fhuß in Baiern!?). Da der Bericht in die Einzelnheiten 
des Entwurfs ausführlich eingeht, und alle wichtigen Kragen, 
die in dem allgemeinen Theile eines Strafgeſetzbuchs ihren 


17) Man erfährt, daß die bisherigen Erfahrungen in Zosfang, 
nachdem tier Syſtem bereits feit einem Jahre in Wirkfams 
keit iſt, aünftig dafür fpredken , und meter die phufifche nech 
geiftige Gefundheis der Gefangenen gelirten hat. 

38) Wir werden unten die ven der Gommiffion vorgefchlagenen 
Abänderungen zufanmenftellen. 

19) Der Bericht ift das Ergebniß der vorläufigen Beſprechung 
der Ausfchußmirglieder, weichem der Referent feinen Bortrag 
vorlegt. Die eigentliche umfaffende Berarbung einer Abflims 
mung der Ansfchufmitglieder wird erſt [päter erfolgen. ‘ 
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Platz finden muͤſſen, behandelt, fo ift es paflend auf die 
bedeutendften Anfichten hier aufmerffam zu machen und 
die Erörterungen und Vorfchläge des Ausfchufles bei den 
einzelnen Sragen, die wir im Verlaufe unfered Yuffages 
pehfen, anzugeben. In Bezug auf die Polizelübertretuns 
gen fpricht fi der Bericht (S.4) dahin aus, daß es zweck⸗ 
mäßiger wäre die Polizelübertretungen in dem Strafges 
fegbuche zu behandeln, daß jedoch der Berichterftatter des⸗ 
wegen nicht der Anficht fey, alte poligellih ſtrafba⸗ 
een Dandlungen in das Strafgeſetzbuch aufzunehmen, da 
viele beſſer der Specialgefeggebung überlaflen werden, ins 
dem Mare und präcife Beftimmungen nur im Zufammens 
hange mit den betreffenden Einrichtungen möglich fepen, 
3.8. bei den Gefegen über Vereine und Berfammlungen, 
Jagd, Mißbrauch der Prefle, mährend viele mit den 
frafrechtlichen Beftimmungen im engern Sinne genau zus 
fammenhängen, da es Polizeivorfchriften gebe, die ſich auf 
Handlungen beziehen, welche eigentlich Vergehen find, und 
nur deswegen als Polizeiübertretungen behandelt werden, 
weil der Geſetzgeber fie nur im geringern Grade ald gefährs 
lich anſieht. In Bezug auf die von dem Ausſchuſſe ges 
billigte Sintheilung in Verbrechen und Vergehen fiimmt der 
Ausfhuß auch der Anfiht bei (S. 5), daß zwar im Allge⸗ 
meinen die Berurtheilung in eine Verbrechensſtrafe ents 
ehrende Folgen haben muͤſſe; allein es müffe dies nur die Regel 
feyn und neben der Zucdhthausftrafe noch eine andere nicht 
entchrende Verbrechensftcafart eingeführt werden. (Gründe 
unten.) Auch erkennt der Ausſchuß (S.6) mit Recht an, daß 
zwifchen Berbrechen und Vergehen kein innerer Unterfchied 
beftche, daher die allgemeinen Grundfäge gleihmäßig auf 
beide angewendet werden follten. Bei der Beftrafung der 
im Yuslande begangenen Verbrechen erflärt fih (S. 7) 
der Bericht mit guten Gründen gegen den Vorfchlag dei 
Entwurfs, daß die im Yuslande wegen eines dort veruͤdten 
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Verbrechens ertheilte Begnadigung die nochmalige Straf⸗ 
verfolgung im Inlande nicht gehindert werde. In Ans 
fehung dee Strafarten fpricht der: Berichterfiatter (S. 9) 
aus, daf er ein Gegner der Todesftrafe fey ?9); erkennt 
aber, daß es für jegt nicht gelingen wird diefe Strafart 
zu befeitigen, und fchliegt fib Daher nur der Anficht an, 
dag als außerordentliche Strafart (wenn ſich fchwere Vers 
brechen in einer Gegend in gefährlicher Weiſe mehren) die 
Todesftrafe beibehalten werde. Kin Mitglied des Aus⸗ 
fhufles (Boye) ift unbedingt gegen Todesſtrafe 2). Der 
Bericht erflärt fi) gegen den Entwurf, weicher (wie wie 
bereits anführten) die öffentlichen Hinrichtungen befeitigt *9). 
Es wird angeführt, daß das Gefühl des Volkes ſich gegen 
geheime Hinrichtungen fträubt , daß die Nachtheile der oͤf⸗ 
fentlihen Vollziehung durch Weglaſſen vielee Foͤrmlichkei⸗ 
ten und durch andere Vorfchriften (3. B. Vollziehung in 
früher Morgenftunde) befeitigt werden können. Fuͤr bie 


20) Der Berichterftatter Liefert eine merkwürdige Zabelle der 
von 1817 bis 1850 gefällten Zodesurtheile und ob fie vollzogen 
wurden. Es ergiebt fi), daß in den Kreifen dieffeits des Rheins 
203 Zodesurtheile ergangen (129 wegen Mordes), davon 
2 vollzogen, während in 141 Fällen Begnadigung eintrat. 
Sn der Rheinpfalz wurde von 74 Zodesurtheilen nur Fine 
vollzogen. 


21) Cs ift auffallend, daß in neuefter Zeit die Zahl verunglüds 
ter und nur mit außerordentliher Grauſamkeit vollzogener 
Zodesurtbeile fich fehr mehrt. Cine merkwürdige Sammlung 
von Hinrichtungen, die einen traurigen Eindrud hervorbrach⸗ 
ten, f. in der Belgique judiciaire 1651. Nr. 44. p . Die 
neuefte fcheußliche Pinrichtung erzählt der Morning Herald 
vom 13. Aug. 1851 von Maryland (11. Aug-). Einer der 4 
Hinzurichtenden betheuerte beharrlich feine Unſchuld; als er 
an deu Salgen hinaufgezogen wurde , brach der Gtrid und 
der Galgen, der Arme fiel 7 Zuß herab, wurde fehr fchwer 
befchädigt,, brach in furchtbare Schmerzenstöne aus, betheuerte 
wieder feine Unfchuld, und wurde endlich doch gehangen. 


22) Auch der Gommiffiontbericht der zweiten Kammer in Bels 
gien erklärt fi gegen die die Deffentlichkert ausſchließende 
Hinrichtung. Wir werden unten die Gründe anführen. ‘ 


Archiv d. Er. R. 1851. ııı. &t. 
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Beibehaltung der Feſtungsſtrafe, jedoch fo, daß fie nicht ale 
eine Strafart der privilegirten Stände erfcheint, erflärt ſich 
der Ausſchuß (S. 10). In Bezug auf die Ehrenfolgen 
geht die Anficht des Ausſchuſſes dahin (S. 13), dieſe Kolgen 
nicht zu weit ouszudehnen, 3. B. wegen Unfähigkeit zum 
Zeugniß. Gegen die Aufnahme des Art. 29, welcher die 
Stellung unter Polizelauffiht ald Folgen der Zuchthaus; 
ſtrafe beftimmt , erflärt ſich mit Recht dee Bericht (&.17). 
Die im Art. 34 vorgefchlagene gefegliche Definition des 
Dolus wird als unndthig und ſchaͤdlich erflärt (S. 19). 
In der Lehre von dem Verfuche fpricht ſich der Bericht 
(S. 22) dafür aus, den Gruntfag, fo wie ihn der 
Code penal aufftellt, anzunehmen, alfo daß Verfuch wie 
die Vollendung mit derfelben Strafe belegt werde, jedoch 
will er bei den mit Todess oder lebenswieriger Zuchthaußs 
ſtrafe bedrohten Verbrechen einen Zufag, dee bei Verſuch 
die Strafe herabzufegen geftattet. Auf gleiche Art will der 
Bericht (S. 23) bei der Theilnahme an Verbrechen alle 
Unterfheidungen zmwifchen unmittelbaren Thellnehmern, 
Anftifteen, Gehuͤlfen weglaſſen, und alle diefe Perſonen, 
wie der Code penal (jedoch mit einem Zufage wegen der 
‚mit Todesftrafe bedrohten Verbrechen) mit derfelben Strafe 
bedrohen. — Wir werden unten diefe Vorfchläge, gegen 
weiche in Sranfreich felbft Die Stimme der befferen Juriſten 
fi erhebt, prüfen und zu tiderlegen fuchen. — Ya 
der Lehre von der Zurehnung erklärt fi der Bericht 
(5.28) gegen die VBorfchläge des Entwurfs (S. 66), wel 
er die einzelnen Zuftände der Ausfchliegung der Straf: 
barkeit zwar nicht erfchöpfend und nur ald Folgerungen 
aus dem Principe (Art. 65) aufzählt; nach der Ruͤckſicht, 
dag die Geſchwornen nach ihrer Uebergeugung und den 
Umftänden des einzelnen alles die Schuldfrage zu entfcheis 
den haben, follen nach dem Vorſchlage ded Ausfchußbes 
richts alle gefeglichen Unterfcheidungen und Befchreibungen 
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dee einzelnen Zuftände wegfallen, auch die Nothwehr nue 
furz im Geſetze bezeichnet und der fogenannte Nothſtand 
als Ausſchließungsgrund der Zurechnung nicht anerfannt 
werden. Auch diefe Vorfchläge find unten näher zu prüs 
fen. Der Bericht enthält noch einzelne Stellen, die nicht 
übergangen werden dürfen, weil fie leicht mißverftanden 
werden, und in diefem Mifverftändniffe, deflen Begünftis 
gung nicht im Willen der Mitglieder des Ausfchuffes liegt, 
den neuen Gefetgebungsarbeiten eine offenbar zu Rüds 
fcheitten führende Richtung geben fünnten. Der Berichts 
erftatter erflärt S.4), daß er es unterlaffe, in die Strafs 
rechtötheorieen auch nur mit einigen Worten einzugehen, 
meil er Die Ueberzgeugung habe, daß der wirflich praftis 
(hen, den Beduͤrfniſſen des Volkes entfprechenden Ges 
feßgebung mit allen diefen gelchrten Korfchungen wenig, 
ja eigentlich nichts gedient fey, im Gegentheil die einzig 
richtige Örundlage einer gefunden Strafgefeggebung, das 
Rechtsgefühl und das ſittliche Bewußtſeyn des Volkes 
über Gebühr auf die Seite geſchoben wird. — An andes 
ren Stellen fpriht der Bericht von den Theoretifern (im 
Gegenfage der Praftifer) und von dem geringen Werthe 
theoretifcher Unterfcheidungen. Wir find überzeugt, daß 
der VBerichterftatter durch ſolche Aeußerungen nicht den 
Werth der Wiſſenſchaft in Bezug auf die Strafgefeggebung 
herabfegen wollte; aber die neuefte Zeit lehrt zu ſehr, wie 
deutſche Staatdmänner und Praftifer 3) mit einer gewiſ⸗ 
fen Vornehmheit gegen die Wiſſenſchaft und die Vertreter 


23) Man fpricht foviel von dem praftifchen Rolle der Eng⸗ 
länder. Eben bei diefem Welke aber wird feine neue Gelege 
gebung bearbeitet, ohne auch die Stimmen der wiſſenſchaftlich 
gebildeten Männer zu hören. SZeder mir dem Gange der en 
liſchen Befeggebung Vertraute weiß, dag immer geprüft wird, 
ob eine in Zrage ſtehende Einrichtung can be reconciled with 
philosophical Principles aud sound Theorie. — Warum 
zieht man in Deutfchland foviel gegen die Fr zu Zelde? 

#f2 
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derfelben zu Zelde ziehen und die Einwendungen gegen die 
fogenannt praftifchen Borfchläge durch die megmerfende 
Bemerfung über den Unwerth der Theorie zu befeitigen 
fachen. Der balerifche Ausfchußbericht billigt, toie wie 
erwarten, diefe Anfichten nicht; aber mir beforgen, daß 
Heußerungen 3. DB. über Nusglofigfeit oder felbft Schäds 
lichkeit der Forſchungen der Strafrechtstheorieen leicht 
nachtheilig wirken. Wem verdanft denn die Strafgefegs 
gebung in Deutfchland Ihre Kortfchritte? Wohl vorzuges 
weife der Wiſſenſchaft, welche gegen die jegt allgemein ale 
irrig erfannte Einfeltigkeit der Abſchreckungs⸗ oder Eiches 
rungstheorieen ſich Fräftig erklärte, und die Nothwendig⸗ 
Peit des Principe der Gerechtigkeit nachwiee. “Feder Gefegs 
geber muß aber zunaͤchſt mit ſich in Reinen ſeyn, nad 
welchem Princip er Huldigen will. In dem baierifchen 
Bericht felbft wird ja (3. B. S. 7) von, dem Grund⸗ 
fag der ewigen Gerechtigkeit geſprochen; «6 
wird (S.10) bemerft, daß der Art. 19 mit den Grund⸗ 
fägen des Rechts nicht vereinbar iſt; der Vericht 
(S. 12) erkennt, dag ein gewiſſer Vorſchlag den Fun⸗ 
damentalgrundfägen des Strafrechts widerſtreite, und 
(8, 18) die Rehabilitation durch die gefunde Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft geboten fey, und &. 10, daf die Wiffen> 
ſchaft über die gefegliben Etrafibärfungen den Stab ges 
beochen habe. Alle ſolche Aeußerungen führen darauf, 
daß der Gefengeber die Forderungen der Wiſſenſchaft bes 
achten mug. Man follte nit mit Herabwürdigung von 
den Theoretifeen fprecben; denn die wahre Theorie ift nicht 
im Widerfpruche mit den Forderungen des Lebens; nur 
gegen eine einfeitige fogenannte Theorie, welche vornehm 
die Würdigung der Zeugniffe, der Erfahrungen, die Fülle 
des Lebens verachtet und gegebene Zuftände ebenjo wie die 
Anſichten des Volksrechtsbewußtſeyns ald gleichgültig ans 
fieht, mag man zu Felde gichen. Gerade unfer Archiv hat 
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von jeher *) verlangt, daß die Strafrechtswiſſenſchaft 
und Geſetzgebung dem Volksrechtsbewußtſeyn fi ans 
fhließe; das Unglück ift nur, daß wir in Deutfchland jenes 
Mittel verfhmähen, wodurch Englande Gefeßgeber durch 
die Vernehmung fachverftändiger Männer über ihre Erfah⸗ 
zungen am beften dad Volksrechtsbewußtſeyn und die Bes 
duͤrfniſſe kennen lernen. Wir freuen uns, wenn in Balern 
bei den Verhandlungen über dad Strafgefegbuch dem ges 
hoͤrig erforfchten (duch die Schwurgerichte leichter ers 
Pennbaren) Bolfsrechtöbemußtfeyn weiſe Rechnung getras 
gen wird. | 

Noch machen wir auf eine zwar zunädhft für das 
Studium des preugifchen Strafgeſetzbuchs, aber auch für 
alle mit SGefengebungswerfen Befchäftigte wichtige Er⸗ 
ſcheinung aufmerffam, es ift Died der Commentar Befes 
ler's zu dem preußifchen Strafgefegbudhe 7) Da der 
Verfaſſer ſelbſt Vorftand des Ausfchuffes war, welcher in 
der zweiten Kammer dem Entwurf zu berathen hatte, und 
er fo den Gang der Berathungen am beften fennen fonnte, 
da ihm die Benugung dee Stuateratheprotofolle möglich 
war, fo liefert fein Werk cin reichhaltiges Material für 
die Auslegung des Geſetzbuchs; überall knuͤpft der Verfafs 
fer feine Entwicelung an die Verhandlungen über die 
früheren Entwürfe an, und bemerft die Quelle, aus wels 
ber eine Beftimmung gefchöpft if. 

Wir fehren zu unferer im vorigen Hefte 7°) abaes 
brochenen Prüfung des Syſtems zuruͤck, nach welchem die 
neuen Sefeßgebungsarbeiten die Freiheitefteafen ordnen 27). 

24) ©. dic Auffäße in diefem Ardive 1847 ©. 559. 1851. 
®. 102. 1851. &. 138. 


25) Befeler, Commentar über das Gtrafgefepbuch für die 
preuf. Staaten nad amtlichen Quellen. Leipzig 1851. 
26) Archiv 2. Heft. ©. 512 — 515. 
27) Wie haben im vorigen Auffage ausgefprochen, daß es fi 
nicht billigen läßt, wenn das Gefängnißſyſtem nicht durch Ges 
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&ine Borfrage bleibt hier: ob der Geſetzgeber an gewiſſe 
Strafarten beftimmte Ehrenfolgen fnüpfen will, während 
bei Anderen diefe Kolgen nicht eintreten follen? Wir wols 
(en unfere an einem andern Orte *) bereitd gemachten Ein⸗ 
wendungen nicht wiederholen, und geben zu, daß nach der 
einmal verbreiteten Volksanſicht die Gefeggeber vorerft 
noch diefem Syſtem im Allgemeinen treu bleiben merden 
und nur die unfehlbar unzwechmäßige und nachtheilige 
Durchführung des Enftems im franzöfifhen Code penal 
vermeiden *) müflen. Sobald nun das Syſtem entehrender 
Strafen anerfannt ift, bilder fich Die einfachfte @intheilung 
der Strafanftalten dadurch, daß einige zur Verwahrung der 
zu entchrenden Strafen Berurtheilten, andere zu Verbuͤßung 
nicht entehrender Kreiheitsftrafen beftimmt find. Jede Eins 
führung weiterer Grade und Arten der Steafanftalten, 
wie fie in den biöherigen Gefegbüchern vorkommen, ift 
ebenfo principlos ale überflüffig und ſelbſt nachtheilig ?9. 
Die neueften Gefeggebungsarbeiten erfennen dies auch an; 
die Dauer der Kreiheitsftrafe, fo daß Alle, welche zu einer 
über eine gewiſſe Zeit (5. B. 8 Kahre) Verurtheilten zu 
einer beftimmten Strafart, und Die zu einer geringeren 
Verurtheilten zu einer Davon getrennten Strafanftalt ver; 
urtheilt werden follen, kann nicht entfcheiden, da es Vers 
brechen giebt, welche zwar Tangjährige Kreiheitäftrafe nad 


fee geordnet wird. Wir freuen uns zu bemerken, daß der 
baierifche Ausfhußberiht ©. 10 ebenfalls erklärt, daß eine 
vellftändige Aenderung der jegigen Gefängnißeinrichtung nicht 
in Folge einer Abänderung der Hausordnung, fondern nur 
in Zolge eines Geſetzes Statt finden könne. 


28) in ber Sarift: 7 Strafgefeggehung in ihrer Zortbils 
dung, 1. ©. 273 


29) Hanin, des consequences des condamnations pénales 
relativement & la capacit& des personnes. Paris 1848. 


30) Mit Recht v. Wiek in dem Erachten, betrefjend die Gin 
führung des Grim. Geſetbuchs in Mediemburg, I. ©. 70. 
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ſich ziehen, aber nicht ald entcehrende Verbrechen betrachtet 
werden koͤnnen, z. B. Todtſchlag bei ſchwerem Anreiz, 
Zweikampf, politiſche Verbrechen, waͤhrend andere zwar 
kuͤrzere Freiheitsſtrafen nach ſich ziehen, aber mit dem 
Verluſt dee Ehre beſtraft werden ſollen, z. B. bei Dieb⸗ 
ſtahl. Die Hauptfache ift nur, daß das Geſetz das Mir 
nimum 3)" der entehrenden Strafart nicht zu hoch fegt 99, 
und das Marimum der nicht entehrenden Kreiheitsfteafe 
nicht zu niedrig beftimmt *2), damit der Richter nicht ges 
hindert ift, in einzelnen Källen, in melden nach den bes 
fonderen Umftänden die Verurtheilung zur entehrenden 
Strafe im Mifvechältnig zur Verfchuldung fiehen würde, 
eine, obgleich länger dauernde, aber nicht entehrende 
Strafe augzufprehen *). Kine Eintheilung der Straf⸗ 


31) Rah dem baier. Entwurf $. 14 ift das Minimum der 
a ausfirafe 5 Sabre, nad dem preuß. Geſetzb. $. 10 zwei 
ahre. 


33) In dem baier. Ausfchußbericht &. 10 wird bemerkt, daß e6 - 


darauf anfomme, welche Strafen im befondern Theile ges 
droht werden, und ob viele Handlungen, die jebt als 
Berbrechen bejeihnet find, alfo mir wenigftens 5 Sahren 
Zuchthaus beftraft werden müßten, auch In Zukunft als Vers 
brechen erklärt werden. 

33) Nach baier. Entw. 8.16 ift das Marimum des Sefängniffes 
5 Jahre, nad preuß. Geſetzb. 6. 14 ebenfalls 5 Jahre; als 
lein in einigen Fällen ($. 35 bei Theilnahme unter milderns 
den Umftänden, $ 43 jugendlihem Alter, $. 57 realer Gone 
currenz, $. 58 bei Rüdfall) Eann das Marimum der Gefäng⸗ 
nißftrafe erhöht werden. 

34) Der neue (dritte) hamburgiſche Entwurf 9.8 läßt die 
Zuchthausſtrafe im geringften Maaß bis 2 Monate, im höch⸗ 
ſten bis 25 Jahre zu; die Gefängnißſtrafe kann (z. B. 107) 
bei den fhwerften Arten (de6 Duclis) bis 15 Jahre erkannt wers 
den; 1 Monat Zuchthaus ficht 2 Monaten Gefängniß gleich. 
Der tostantifche Entwurf führt ein, 1) das ergastolo als 
entehrende Strafart nur auf Lebenszeit zu erfennen (da das Ges 
ſetzbuch Reine Zodesftrafe mehr kennt); 2) das Zuchrhaus ($. 13) 
mit Minimum von 3 Monaten, und Maximum von 20 Jahren (mit 
der Wirkung, daf nur während der Dauer der Strafzeit der Ber⸗ 
urtheilte in feine Rechte eingeftellt wird) ; 3) Gefängniß (car- 
cere, 6. 14) von einem Zage bi6 6 Jahren, ausgenommen im 
Zalle des Iufammenfluffes mehrerer Berbreden. — Der bels 





484 Ueber den gegenwärtigen Standpunft 


anſtalten in foldhe, welche mit abfoluter Iſolirung, und 
ſolche, die ohne eine ſolche angewendet werden, läßt ſich 
nie vechtfertigen, weil, wenn der Gefeggeber einmal ers 
fennt, daß die Iſolirung ein zweckmaͤßiges Mittel iſt, die 
Beſſerung der Verbrecher zu bewirken und zugleich die Ins 
tenfion der Strafe zu verftärfen, das Mittel bei allen 
Gefangenen angewendet werden foll, und nach den neues 
Ren Erfahrungen dee Geſetzgeber fich davor hüten muß, 
diefe Iſolirung nicht auf zu lange Zeit anzuwenden *8). 
Die Richtung der neuen Gefeßgebungsarbeiten geht dahin, 
neben den zwei Strafarten des Zuchthauſes und des Ges 
faͤngniſſes nod eine Mittelftrafart einzuführen, in welcher 
die auf lange Zeit Verurtheilten, bei denen man aber nicht 
die entcehrenden Kolgen eintreten laflen will, ihre Strafe 
abbüßen follen. Das preußiſche Geſetzbuch $. 13 nimmt 
deswegen in die Reihe der Strafarten die der Ein: 
fhließung auf, welche ald custodia honesta, al® 
Urt des ehemaligen Feſtungsarreſtes 3%) in befonderen 
Räumen (Feftungen oder anderen Plägen) zu verbüßen ift, 
Feinen Ehrenverluft nach ſich zieht, ſelbſt milder als das 


aiſche Entwurf (deffen Motive fich trefflich gegen das franzöfifche 
Syſtem erklären, Verbrechens und Bergehensftrafen zu fcheis 
den) flellt auf: 1) die reciusion (Zuchthaus mit der Folge der 
Interdiction während der Strafzeit) und wieder unterfchicden 
die ordentliche (von 4 bis 8, Sbis 12, 12 bis 16 Jahren) und 
außerordentliche , die bis auf Lebenszeit oder auf 24 Jahre ers 
kannt werden kann (8.20); 3) Gefangniß von 8 Tagen bis 4 
Jahren (35). Der belgiſche Entwurf rechtfertigt die Scheidung 
der ordentlichen und auferordentlichen recinsion , daß man der 
legtern (derem Dauer ausnahmsweife fe hoch ift) bedarf, in fofern 
fie als lebenslängliche in manchen Fällen an die Stelle der Todess 
ſtrafe treten fol, und daß ihre Anwendung bei recidives noth⸗ 
wendig wird. Außerdem Eennt der Entwurf 8. 25 die Strafe 
der detention von 3 Monaten bis 20 Jahren. (‚Davon unten.) 


35) Nachweiſungen über die englifchen Erfahrungen f. in mei« 
a ehrt: Der neuefte Zuftand der Gefängnifeinrichtungen 


3) Befeler Gommentar, I. ©. 112. 
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Gefaͤngniß ift, feinen Zwang zur Beſchaͤftigung enthält 
und bid 20 Jahre erfannı werden fann. Von Dies 
fee Strafart hat das Geſetzbuch nur felten Gebrauch ges 
macht 3°). Der baierifche Entwurf kennt feine ſolche Mits 
telftirafart; allein der Ausſchußbericht (S. 5) findet die 
Einfuͤhrung einer ſolchen für nothwendig; weil es Vers 
brechen gicht, bei welchen der Ehrenverluft nicht gerechts 
fertigt werden fann, mährend die Strafe des blogen Ge⸗ 
fängniffes nicht am Plage if. — Der baierifche Entwurf 
($.17) geftattet dagegen die Feſtungsſtrafe anzuwenden, d.h. 
auf der Keftung die Zuchthausſtrafe und Gefängniß vollziehen 
zu laſſen, wenn das Gericht dies der Bildungeftufe und den 
bürgerlichen Verhaͤltniſſen des Verbrechers, ſowie den befondes 
een Umftänden des Verbrechers oder der demſelben zu Grunde 
liegenden Gefinnung angemeflen finde. Der Audfchußs 
bericht hat gegen diefe Kaflung eingewendet, daß es dar⸗ 
nach fcheine, als wenn tie Seftung nur erfannt werden 
dürfe, wenn der Verbrecher auf höherer Bildungsſtufe 
fieht odee einem höheren Etande angehört. Uns fcheint, 
daß eine befondere Art der Kreiheitsftrafe neben dem Zuchts 
haus und &efängniffe nuc in dem Sinne nothwendig ift, 
als der belgifche Entwurf die detention einführt, nämlid 
zue Verbuͤßung der politifhen Verbrechen, der reinen 
Etaatödiener : Verbrechen und der von Geiftlichen bei Aus» 
übung ihres geiſtlichen Amts verubten Vergehen 3). Geht 
man meiter , und geftattet,, Daß auch der megen gemeis 
ner Verbrechen, 3. B. Nothzucht, Faͤlſchung verurtheilte, 
einem höhern Stande angehoͤrige Verbrecher zur Keftung 
verurtheilt werde, fo läuft Die Regierung immer Gefahr, 


37) Entweter in fofern in gemiffen Fällen, wo das Gefep mils 
dernde Umftände ;uläft, ftatt des Zuchthaufes die Einfchlies 
fung zuerkannt werden fol , oder fo, daß das Geſetz unmittels 
bar Einfchliefung droht. (S. überb. $. 63. 66. 68. 74. 76. 78. 
164 — 170,) Beſeler, J. ©. 3. 113, 


38) Belgifche Motive ©. 61. 
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daß Im Wolfe der Slaube verbreitet wird, dag aus 
Gunſt der vornehme Verbrecher in eine andere Anftalt 
fommt. Dagegen lehrt die Erfahrung aller Länder, daß 
die Verurtheilung der politifhen Verbrecher zur Zuchthaus⸗ 
ſtrafe die größten Nachtheile für die Staatsregierung hat. 
Wir wollen hier nicht den Grund geltend machen, daß 
eine gleihförmige Behandlung der politifhen Verbrecher 
mit denjenigen, welche gemeine entehrende Verbrechen 
verübten, die Verwahrung in dee nämlichen Strafanftalt 
und die dadurch auggefprochene Anficht von der Entehrung 
des politifchen Verbrechers vielfach eine Ungerechtigkeit ents 
halt und einen der Gtaateregierung nachtheiligen Wider: 
fpruch mit der öffentlihen Meinung erzeugt. Wichtiger 
ift dee Grund, daß durch diefe Gteichftellung die Kraft der 
Gefaͤngnißzucht in Anfehung der gemeinen Verbrecher, und 
die Wirkung der Strafe geſchwaͤcht wird, wenn dad Voll, 
das bei der Zuchthausftrafe und den dort vermahrten Ges 
fangenen an ſchwere des allgemeinen Vertrauens unmürs 
dige Verbrecher denken foll, jegt mit diefen Verbrechern 
gepaart auch ſolche Verbrecher findet, deren Schuld nur 
einmal nad der allgemeinen Meinung nicht der Ver⸗ 
f&uldung des gemeinen Verbrechers gleihgeftellt werden 
fann 9). Die Erfahrung der Länder, in denen viele 
politiſche Verbrecher In dem Zuchthauſe fi befinden, bes 
weift, daß bereits im Volke die nothwendige Scheu vor 
dem Zuchthauſe gelitten hat 20). Ohnehin leidet auch 
durch Diefe Gleichſtellung die Gefängnigzucht überhaupt. 
Will der Staat darauf beftchen, daß der politifche Ver—⸗ 


39) Nachweiſungen in meiner Schrift: Der neueſte Zuftand ber 
Sefängnifeintrihtungen S. 81 — 87. 


40) Wichtige Erklärungen ehrenwerther Praktiker in Sar⸗ 
vey's Monatsſchrift für die Juſtizpflege in Würtemberg, XVL 
Bd. außerordentliche Lieferung ©. 9, 19, u. v. Wiek- in dem 
Erachten über Wedienburgifche Gefehgebung, I. S. 69. 
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brecder im Zudthaufe in Bezug auf Arbeit, Kleidung, 
Koft ebenfo wie der gemeine Verbrecher behandelt wird, fo 
empört er gegen fi die Öffentlihe Meinung ; geftattet er 
(wenigſtens duch Nachſicht) eine befiere Behandlung der 
politifchen Verbrecher, fo ftört er die Einheit der Hands 
Habung der Gefaͤngnißzucht. — Gewiß verdient daher 
der Vorſchlag des beigifchen Entwurfs, welcher für politis 
fche und einige andere Verbrechen die detention auf einer 
Feſtung einführt, Nachahmung. 

D. Mit der bisher geprüften Gefängnigeinrichtung ſteht 
im naͤchſten Zufammenhange das Spftem der ents 
ebrenden Strafen. Wenn man aud zugeben will, 
daß es im Allgemeinen zur Zeit beibehalten ift, fo wird 
fein Geſetzgeber verfennen dürfen, daß eine zu große Aus⸗ 
dehnung derfelben für den Staat felbft große Nachtheile 
Hat, nicht blos mit dem mit Recht hervorgehobenen und 
bei manchen Verbrechern erreichbaren Zwecke der Beſſerung 
im Widerfpruche fteht,, die Entfaltung edlerer Sefinnungen 
hindert, fondern vorzüglich eine Haupturfache Ift, aus wel⸗ 
cher ſich die häufigen Rückfälle erflären 9). Es verdient 
Beachtung, ob nit das Epftem, welches der hambur⸗ 
gifhe Entwurf zum Grunde legt, nadgeahmt werden 
fot-*2), fo daß der Verluſt der ftaatsbürgerlichen Rechte 
ale Strafe nur für gewiſſe Verbrechen im Gefege anges 
droht, die Erkennung derfelben ſowohl nach ihrer Dauer 
ald nach Ihrer Anwendbarkeit In den meiften Fällen dem 
richterlichen Ermeſſen anheimgeftellt ift, und nur für die 
ſchwerſten Fälle angewendet wird. Auf eigenthümliche 
Weiſe hat der belgifche Entwurf die Ehrenfolgen geordnet. 
Er beſtimmt vorerft ($. 46), daß jede Verurthellung zum 








41) S. das Zeugniß eines erfahrungsreichen Praktikers, v. Wick, 
in dem Erachten über das Mecklenburg. Strafgeſetzb. ©. 68. 


42) Motive zu dem Hamburg. Erim. Geſetzb. &. 98. 
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Tode oter zur auferordentlichen reclusion den febenetlängs 
lichen Verluſt gewiſſer politifcher und bürgerlicher Rechte *3) 
nach fich zieht, dag (8.47) die Aflifenhöfe bei der Strafe der 
ordentlichen reclusion oder detention In ihrem Urtheil 
nach Erwägung aller Umftände den Berluft aller oder einis 
ger der im Art. 46 aufgeführten Rechte, entweder auf 
Lebenszeit oder auf 10 bis 20 Jahre ausſprechen koͤnnen, 
daß (nach 48) die correctionellen Gerichte diefen Verluſt be: 
ſchraͤnkter oder unbefchränfter außfpreben. — Der Ent: 
wurf verfügt ferner (30), daf jeder zur reclusion oder de- 
tention Verurtheilte während feiner Strafzeit ge 
ſetzliche Interdiction in der Art leidet, daß er die Fähigkeit 
fein Bermögen zu verwalten und Darüber zu verfügen verliert, 
jedoch das Recht Teftament zu machen behält. — Man 
bemerkt, daß auf diefe Art nach dem belgifchen Entwurfe 
nicht abfolut an jede zeitliche Zuchthausftrafe Das Eintreten 
beſtimmter Ehrenfolgen geknüpft ift, fondern das Ermeſ⸗ 
fen des Gerichts darüber entfcheidet, ob, In welchem Um⸗ 
fang und in welder Dauer der Verluſt gemwiffer Rechte eins 
treten fol. Voͤllig abweichend, von diefen Anfichten iſt das 
in den neueften zmei Geſetzgebungswerken aufgeftellte Sp: 
ſtem, das aus einer übertriebenen Neigung fließt, den 
Unſichten des franzöfifchen Code penal zu folgen, waͤh⸗ 
rend in Frankreich felbft die größte Zahl der außgezeichnes 
ten $uriften ſich gegen dies Syſtem erflärte, und die Ges 
ſchwornen dur die Annahme mildernder Umftände in 


43) Dahin rechnet der Entwurf 1) das Recht, öffentliche Bedien⸗ 
ven, Aemter und Stellen zu befteiden; 2) Stimmredt, 
aktives und paffives Wahlrecht; 3) Recht, Auszeichnungen zu 
tragen oder Adelstitel zu führen; 4) Recht, Gefchworner, 
Sachverftändiger, Zeuge von Urfunden zu feyn, oder vor 
Gericht anders auszufagen, ale nur um renseignemens zu 
geben; 5) Recht, Mitglied des Familienraths oder Bormmnd 
oder Gnrator, außer uber feine eigene Kinder, zu fein; 
6) Recht, Waffen zu tragen oder in der Nationalgarde zu 
dienen; 7) Recht, Echule zu halten. 
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dee Mehrzahl der Kalle die Härte des Gefebes befeitigen ?°). 
Das preußifche Strafgefegbuch ($. 11) ſpricht aus, daß die 
Berurtheilung zur Zuchthausfteafe von Rechts wegen den 
Berluft der bürgerlichen Ehre nach ſich ziehe; der baieri> 
ſche Entwurf ($. 22) fpricht den nämlichen Grundfag aus. 
Das preußifche Geſetzbuch ift nun In der Drohung der 
Zuchthausſtrafe fehr freigebig ?°), fo daß vorausſichtlich 
eine geoße Zahl von entehrten Perfonen in Folge erlittener 
Strafen vorfommen werden. Zwar iſt in dem preußifchen 
Geſetzbuche ein Mittel gegeben, die Härte zu vermeiden, 
Indem das Gefe in mehreren Källen die Annahme mil: 
dernder Umftänte geftattet 2%), fo daß dann in Kolge der 
Annahme derfelben ftatt des Zuchthaufes eine nicht ents 
ehrende Strafe erfannt werden fann; allein wir werden 
unten nachweifen, daß das Gefegbuch-die Zudthausftrafe 
in zu vielen Fällen gedroht und die Beruckfichtigung mils 
dernder Umftände bei vielen Verbrechen nicht zugelaflen hat, 
in melden unfchlbar häufig die entehrende Strafe unges 
recht if. — Wie in Taiern von der Drohung der Zucht: 
hausftrafe Gebrauch gemacht werden wird, läßt ſich noch 
nicht beurtheilen, da der Entwurf des befondern Theiles 
noch nicht vorliegt; der Ausfchugbericht erfennt aber ſchon 


_— 





44) Sm J. 1848 nahmen die Gefchwornen hei 2560 Angeflagten 
mildernde Umftände an; und in 1229 Fällen festen die Ges 
richte die Dauer der Etrafe um 2 Grade herab (erfannten 
alfo die Harte der gefeglihen Strafe). In 1147 Fällen wäre 
die gefegliche Strafe die der zeitlichen Zwangsarbeit, und in 944 die 
der reclusion geweſen; die Annahme der mildernden Umfläns 
de änderte die Anwendung. Auch muß man hierher die fleis 
gende Zahl der Losfprechungen (megen zu großer Härte der 
Strafe) und die Ausfprüdhe der Geſchwornen in Anfchlag 
bringen, durch welche die Angeklagten als nicht fehuldig eines 
crime, und fchuldig eines delit erklärt wurden. Gegen 
2555 wegen crimes Angeklagte wurden nur correctionelle 
Strafen in Folge des Wahrſpruches der Jury erkannt. 


45) Befeler Comm. ©, 100. 
46) Beſeler ©. 33. 
Archiv d. Cr. R. 1851. 111. St. Gg 
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an, da neben dee Zuchthausftrafe für Verbrechen auch 
eine andere Strafe eingeführt werden muß, mit welcher 
nicht nothwendig entehrende Folgen gefeglich verbunden 
‚find. Man weiß, daß in Preußen von der Regierung 
felbft während des vereinigten ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes die 
Unterfagung der Ausübung bürgerlicher Ehrenrechte auf 
Zeit vorgefchlagen wurde; man erfährt aber ?7), dag man 
die Wahl zwifchen dem Zuchthaus und anderen Freiheits⸗ 
ftrafen durch die Gerichte nicht ald vereinbar mit der Ein⸗ 
führung der Geſchwornen erkannte, und daher lieber auf 
alle Unterfchiede, welche man im Wahrfprucde der Ge: 
ſchwornen fonft hätte annehmen müffen, verzichtete, nur 
für einzelne Verbrechen die. Verücfichtigung der Mildes 
rungsgruͤnde geftattete, und dem franzoͤſiſchen Rechte fich 
nähern wollte, weil diefer Weg den Vorzug der größeren 
Sonfequenz hat und den Willen des Geſetzgebers freier von 
der Einwirkung bes fubjectiven Ermeſſens hält. Allein es 
tft ſchwierig, ſich mit diefen Anfichten zu befreunden; denn 
die Eonfequenz iſt fchmwerlih die Haupttugend des Geſetz⸗ 
geberd, der, wenn er einmal erfennt, daß die Strafe der 
Verfhuldung des einzelnen Verbrechers anpaflen fol, 
auch erfennen muß, daß er nicht im Geſetze mit einer alls 
gemeinen Borfchrift alle Sombinationen der Verſchuldung 
einee unter einem gewiffen Namen eines Verbrechens be: 
griffenen Handlung umfaffen kann, fondern richtiger dem 
urtheilenden Richter die Entſcheidung auch darüber, in 
welchem Umfang der Angeklagte Strafe leiden foll, übers 
laflen muß. Daß aber der Ehrenverluft eine empfinds 
che, Häufig felbft eine weit ſchwerere ald die Frei⸗ 
beit8: Strafe ift 79), läßt fih nicht verfennen. Eben nad 


47) Befeler, Comm. ©. 106. 


48) Während die Freiheitsftrafe zwei oder vier Jahre dauert, 
wirkt die gefegliche Infamie auf die ganze Lebenszeit des. 
Verurtheilten und beraubt ihn der wichtigften Rechte. 
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dem Principe, nach welchem der Gefeßgeber die Entfcheis 
dung über den Ehrenverluft beurthellen muß 9), vechtfers 
tigt es fi, wenn dem Gerichte es überlaffen wird zu bes 
fimmen, ob, in welchem Umfange und auf welche Zeit 99) 
Ehrenfolgen eintreten ſollen. Will der Gefeggeber dies 
nicht, fo kommt er nothwendig zu einer im Strafrechte 
immer nachtheiligen Fiction, und damit zur Ungerechtigkeit 
in einzelnen Faͤllen, fegt ſich mit der oͤffentlichen Meinung 
und dem Beſſerungszweck in Widerfpruch und muß auf dem 
Wege der Gnade wieder gut machen, was er auf dem 
Wege des Rechts weit ficherer und gerechter erlangen koͤnnte. 
Vergleiht man aber die einzelnen Rechte, deren Ber: 
luft ale Folge erfannter Strafen nach den neuen Gefegs 
büchern eintreten fol, fo fommt man mieder zu mans 
hen Bedenklichkeiten. Wir wollen nur nebenher aufs 
merkfam machen, daß der Verluſt des Adels ald Kolge 
geroiffer Verbrechen mit der Anfiht im Widerfpruch 
fteht, daß Adel als angeborned Recht der Perfon, ale 
Theil feines Namens, der Einwirkung der Staatsges 
walt entzogen werden muß, und die Entziehung zu mans 
ben Nachtheilen führt 9), Wir finden auch die Faſſung 
mancher neuen Gefege bedenklich, 3. B. wenn es im baier. 
Entwurf $. 22 heißt, daß der Verurtheilte auch Die 
Auszeichnungen verliert, weldhe von dem Staate unmit⸗ 
telbar oder mitttelbar ausgehen; fo entfteht der Zweifel, 


49) Befeler Commentar ©. 103. 


50) Wir verkennen nicht das Gewicht der Gründe, melde in 
diefem Archive 1851. S. 19 dv. Wie gegen die zeitliche 
Überkennung der Ehrenrechte angiebt; allein unfere Erfahrung 
und Erfkundigung (3. DB. in der Schweiz, wo das Juſtitut 
feit einigen Jahren befteht) lehrt, daß entfchirdene Vortheile 
damit verbunden find. 


51). In Preufen waren in dem Ausſchuß die Stimmen getheilt; 
allein die Mehrheit nahm den Regterungsvorfchlag an, weil 
dadurd das Ginverftändnig über die Annahme des Gefepes 
wefentlich gefördert wurde. Befeler ©. 108. 

" Gg 2 
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ob dadurch auch der Verluft von Verdienſt⸗(3. B. Ret⸗ 
tungs-) Medaillen gemeint ift, oder nur der Verfuft des 
Rechts, die Auszeichnung zu führen (das legte fpricht 
8. 12 des preuß. Geſetzbuches aus). Wichtiger ift der 
Punkt, daß der Verurtheilte (nach $. 25 baier. Entw.) un: 
fähig fein foll, einen Eid abzulegen, oder (nach preuß. 
Geſetzb. $. 12) unfähig wird, ald Zeuge oder Sachverſtaͤn⸗ 
diger eidlih vernommen zu werden. Mit diefer Anficht 
ſteht im Widerfpruche die englifhe und nordamerifas 
nifche Sefengebung. Nach der erften ift fchon 1843 und 
neuerlih wieder nah Gefeg vom 15. Aug. über den ges 
eichtlichen Beweis auggefprochen worden, daß Niemand 
deswegen, weil er wegen eined Verbrechens verurtheilt 
worden, vom Zeugnig ausgejchloffen werden foll; und 
in Nordamerifa haben neue Gefege von Newyork, Eons 
necticut und Maffachuflets diefen Sag ausgeſprochen. 
Die über diefen Punft in England und Amerifa einge 
holten Erfundigungen bei Richtern und Bürgern lehrten, 
daß eine ſolche Beftimmung fehr mohlthätig ift und durch 
‚die Eonfequenz deflen, was fonft im bürgerlichen Leben 
eintritt, geboten wird °2); daß fie zur Entdeckung der 
Wahrheit in vielen Fällen führt, und es eine Verlegung 
aller gefunden Vernunft feyn würde, die gefeglihe Ver⸗ 
muthung aufzuftellen, daß derjenige, welcher einmal 
(vielleiht vor 20 Jahren) wegen Körperverlegung, we⸗ 
gen eines politifchen Verbrechens geftraft wurde, unfähig 
feyn wird, die Wahrheit zu beobachten, und daß ihm zu: 


82) Der praftifhe Engländer fragt, wenn man fi auf bie 
abweichende franzöftfhe und deutſche Anfiht beruft, ob 
. ein anfländiger Mann es verfchmähen wird, da wo er der 
Eifenbahnftation jueilt und wiffen will, 06 der Zug ſchon abge⸗ 
gangen ift, aud) denjenigen zu befragen, von dem er. weiß, 
daß er ſchon wegen Verbrechen verurtheilt war; er fragt, ob 
man unterlaffen wird, einen anerkannten ausgezeichneten Tech⸗ 
niker deswegen zu Rathe zu ziehen, weil er im Zuchthaufe ſaß. 


r 
) 





der Strafgefehgebung. cn AS 


getraut werden muß, daß er einen falſchen Eid ablegen 
werde. Die Geſchwornen werden, behauptet der Eng⸗ 
länder und Amerifaner, am beften im- einzelnen Kalle, 
wenn fie den Zeugen hörten, beobachteten und erfuhren, 
wegen welches Verbrechens er geftraft wurde, prüfen, in 
wiefeen ihm getraut werden kann. — Es dürfte 
ſchwierig ſeyn, diefe Gründe der zwei praktiſchen Völker 
zu widerlegen. Auch ein anderer Punkt verdient Er⸗ 
mwägung, nämlich wieweit der Buchthausfträfling unfäs 
big ift, fein Vermögen zu verwalten; nach preuß. Geſetzb. 
(11) ift diefe Unfähigfeit ausgefpeochen; im baier. Entw. 
(26) ift nur die Faͤhigkeit, unter Lebenden über das Vers 
mögen zu verfügen entzogen, mit dem Zufage: für die 
Verwaltung des Vermögens wird erforderlichen 
Falles ein Eurator aufgeftellt 2). Der baterifche Außs 
ſchußbericht (S. 15) findet Die Worte: erforderlichen Falles, 
bedenklich, weil fie eine Unbeftimmtheit begründen und weiß 
der Streäfling, da er ſich nicht felbft vertreten kann, 
eines Vertreters bedarf. Es iſt richtig, dag In vielen 
Fällen eine genügende Verwaltung des Vermögens des 
Sträflings nicht möglich ift; man kann Ihm nicht geftats 
ten, Reifen zu machen um nothwendige Erfundigungen 
einzuziehen, oder bei Gericht zu erfcheinen; allein auf 
jeden Kall iſt die Beftellung eines Vormunds nur noth⸗ 
mendig, wo der Sträfling Vermögen befigt °*), und noths 
wendig wird es, daß der Vormund nicht allein für fi 
handeln darf, fondern richtiger ald Eurator betrachtet 


53) Der belgifche Entwurf 8. 31 Läßt auch den Verluſt de Ia 
capacit& d’administrer ses biens eintreten. 


583) Daher {ft die vom bater. Ausfchuß vorgefchlagene Faſſung: 
„für die Verwaltung des Vermögens wird eine Gaution aufs 
geftellt”” beſſer als die preußifche, wo «6 heißt: „die Verur⸗ 
theilten werden unter Bormundfchaft geftellt.” Auch Befeler 
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wird, dee ſich Über die einzelnen, die Verwaltung betref: 
fenden Punfte mit dem Sträfling zu benehmen hat ®). 
(Kortfegung im nächften Hefte.) 


&. 102 bemerkt, daß die Worfchrift nur fo gemeint ift, daß 
F Vormund beſtellt wird, wo der Sträfling Vermögen 
befigt. 

55) Ueber die in Frankreich vorkommenden vielfachen Streitig⸗ 
fetten f. Hanin p. 291. Der deutfche Geſetzgeber follte fors 
gen, daß durch die beſſere Zaflung des Geſetzes ſolche Streis 
tigkeiten abgefchnitten werden. 


Gebauer⸗ Schwetſchke'ſche Buchdruckerei in Halle, 


} 





Eiterariſche Anzeigen, 


In ber Palmſchen Verlagsbuchhandlung In Erlan⸗ 


gen iſt ſo eben erſchienen und in allen Buchhandlungen 
zu haben: 


Glück, Dr. Ch. Fr., ausführliche Grläuterung 
der Pandekten nad) Helifeld. Ein Commen- 
tar. Nach Mühlenbruch's Tode fernerweit 
fortgeſetzt vom Hofrath Profeſſor Dr. E. Fein. 

44. Band. 1. Abthlg. gr. 8. geh. 22% Nor. od. 1 FI. 12 Xr. 


Nach fiebenjähriger, unlieber Unterbrehung finb mir 
endlih in den Stand gefest dem jurift. Publikum biefe 
Hortfegung vorlegen zu können, an deren Vorzüglichkeit 
In juriftifher Dinfiht der Ruf und bie bisherigen Leiſtun⸗ 
gen bed Herrn Verfaſſers nicht zweifeln laffen. Indem 
wir hinſichtlich des bei der Ausarbeitung biefer Fortfegung 
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Um endlich diefe Fortfegung fo gemeinnützig als mög: 
lih zu machen, werden tünftig diejenigen helle berfelben, 
melde ein in fich abgefchloffene® Ganze bilden, auch ale be: 
fondere Monographien ausgegeben und erfcheint des 44. Ban: 
bes 1. Abtheilung auch unter dem befonderen Zitel: 


Bein, Dr. ©, Das Recht der Eodicille 

1. Abth. gr. 8. geh. 22!%/ Nor. od. 151. 12 Xr. 
worauf wir die Nichtbefiger des Commentars und naments 
lich die jüngeren Suriften aufmerkſam madıen. 

Zur möglihft billigen Anfhaffung ber bis jest er: 
fchienenen 43 Bände und 3 Regifterbände ( Ladenpreis 
71 Thlr. 5 Nor. od. 113 St. 12 Xr.) werden wir, fo wie 
alle Buchhandlungen die Hand bieten. 
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L XX. 


Die Nichthinderung 
von 


Verbrechen gegen Perſonen und Eigenthum — 
in wiefern 

begründet ſie einen Entſchädigungsanſpruch 

an die Staatsregierung? | 


Heffter. 


Seit dem Hereinbrechen der Revokution über Deutſch⸗ 
land ſind gar oft Verbrechen gegen Perſonen und Eigen⸗ 
thum vorgekommen, von denen man ſagen kann, daß ſie 
unter den Augen und mit Vorwiſſen der Behoͤrden veruͤbt 
wurden, die zu ihrer Unterdruͤckung verpflichtet und aus⸗ 
geruͤſtet waren, dennoch aber aus Beſorgniß vor groͤßeren 
Nachtheilen und Bewegungen oder aus innerer Schwoͤche 
unterließen, die ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel gegen 
Die im Verbrechen befindlichen Perſonen anzuwenden. Es 
Archiv d. Er. N. 1851. IV. &t. 
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verfteht fi ohne Weitere®,, daß durch eine derartige Nach⸗ 
giebigfeit das Verbrechen felbft, im gefeglichen Sinne, 
wicht aufgehoben worden iſt. Gleichwohl kann diefe Ruͤck⸗ 
ſicht nichts weniger ald Beruhigung gewähren; die Zuläfs 
figfeit eines Strafgerichtes kann die Regierung nicht ent= 
binden, alle vorbeugenden und hindernden Maaßfregeln 
gegen das Verbrechen in Anwendung zu bringen; fie würde 
damit den Charakter verlieren, welchen fie nah Arifto: 
tele8’8 tiefbegründeter Lehre haben muß, den Eharafter 
einer ſymmetriſchen Kührung des Ganzen, wenn fie eine 
ihrer Befugniffe aufgeben und auf Koften einer andern 
aufopfern ,„ die letztere mit etwas überbürden mollte, 
was fie Durch eine andere, zuvorkommend wirfende Fun⸗ 
ction abmenden fonnte. 

Inzwiſchen haben ſich die Regierungen anderweitig 
fihee zu ſtellen und die Mittel des Widerftandes zu vermehs 
ven gefucht, indem fie duch gefegliche Befimmungen — 
welche man abermals der Revolution von 1789, aus einer 
Zeit, wo fie fich felbft nicht mehr zu retten vermochte, abs 
geborgt Hat — die Eivil: Verantwortlichfeit ganz oder 
zum Theil auf die Gemeinden gefchoben haben, in deren 
Mitte Verbrechen der gedachten Act dur Aufruhr und 
Zufammenrottung begangen worden find !). 

Es bedarf feiner Darlegung, da fie ſchoͤn wieder⸗ 
hofentlih gemacht ift, daß eine foldhe Gefeßgebung der 
Innern Gerechtigkeit Prmangelt, wenn fie nicht andermeit 
den Gemeinden die Mittel geftattet, folchen Verbrechen 
auf feifchee That entgegenzumirfen, wenn fie vielmehr die 
Sicherheitspolizei lediglich in Die Hand der Regierung legt 


1) Preußiſches Gele vom 11. März 1850 wegen Be 

„ tung der Gemeinden zum eriee des bei öffentlichen Aufs 
läufen verurfadhten Schadens, G. S. S. 199. Baterifches Geſet 
über denfelben Gegenftand vom 12. Mär; 1850. Anhait⸗ 
Dernburgifches Geſez vom 24. März deffielben Jahres. Naſ⸗ 
fauifhes vom 15. Juli. 
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und allenfalls nur die Drganifirung einer Gemeindewehr 
zum Schug der Perfonen und des Eigenthums geftattet, 
ohne eine ſolche Rincichtung zu einer lebensfähigen und 
ſtets bereiten werden zu laflen. 

Mebenher find allerdings die Behörden der Executiv⸗ 
gewalt von der ihnen obliegenden Pflicht zum Einfchreiten 
und der damit verbundenen Verantwortlichkeit nicht ent⸗ 
loftet worden; allein, wenn man fich erinnert, wie ſehr 
dee moderne Staat die Verwaltungdorgane gegen privats 
rechtliche und ftrafrechtliche Verantwortlichkeit, theild Durch 
Einrihtung einer Verwaltungsjuſtiz, theils dur den 
Vorbehalt einer Autorifation zur gerichtlichen Verfolgung 
eined Beamten ficher geftellt Hat, und mie ſchwierig ein 
gerichtlicher Entfcheid darüber ift, ob ein Beamter der Vers 
waltung, namentlihd im Gebiet der oͤffentlichen Sicher⸗ 
heit, den richtigen Gebrauch von feinen Befugniflen im 
einzelnen Fall gemacht habe, ob er dazu unter Den gegebes 
nen Berhältniffen und nach den ihm zu Gebote ftehenden 
Mitteln im Stande gemefen wäre, ob ihm demnad eine 
vertretbare Verſchuldung beigemeflen werden koͤnne? fo 
tritt dee Gedanfe nahe, daß grade der bisherige moderne 
Staat, der alle Verhältniffe polizeilih und rechtlich nad 
Möglichkeit umflammern und ficher ftellen wollte, den eins 
zelnen Staatsgenofien in Zeiten größerer Gefahr huͤlflos 
läßt und zum Opfer bringt, oder die vielfach fehr unfchuls 
Dige Gemeinde mit dem Opfer belaftet, anftatt felbft das 
für einzuſtehen. 

Natürlich drängt fich die Frage auf, ob nicht auch 
der Staat felbft unter gewiffen Vorauffegungen die rechts 
lihe Verpflihtung habe, den durch eine verbrecherifche 
offene Gewaltthat verlegten Theil für feine Verlufte zu ents 
fbädigen, wo es den Regierungsorganen mit den ges 
möhnlichen verfaffungsmäßigen Mitteln moͤglich geweſen 
wäre, die Vollführung des Verbrechens zu verhindern und 

2 
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jene Verlufte abzuwenden. Zwar liegt die Erörterung dies 
ſes Gegenftande® außerhalb des eigentlichen Bereiches des 
Strafrechts und darum auch nicht unmittelbar in dem Ge⸗ 
biete unferes Archives. Inzwiſchen ftößt fie hart an Die 
Grenze des ftrafrechtlihen Syſtems; fie kann befonders 
von Seiten der Geſetzgebung zum Zweck einer harmonls 
fen Gliederung und Verbindung der verfchiedenen Ge⸗ 
biete nicht umgangen werden und wicd daher bei gehöriger 
Kürze hier eine Stelle finden können. 


Im Allgemeinen läßt ſich die Frage aus einem zwie⸗ 
fachen Gefichtepunfte beantworten : 


Zunaͤchſt fünnte man den Staat, fo wie er in 
neuerer Zeit die Gemeinden zur Vertretung von Gemaltis 
gungen für verbunden erflärt hat, zu einer wahren Ges 
fammtbürgfchaft gegen offene Gewalt verpflichtet Halten, 
daher auch das Etaatsvermögen für fehuldig, dem Vers 
legten Erſatz zu leiften, wenigſtens nach vergeblicher Aus⸗ 
klage der Vergemwaltiger und ihrer etwaigen Eipilvertreter. 


Eine ſolche Anficht würde jedoch etwas Unmoͤgliches 
vorausſetzen, daß nämlich der Staat, oder vielmehr die 
ihn vertretende Regierung, wirklich im Stande wäre, jede 
Mechtsverlegung unmöglich zu machen: eine Korderung, die 
allerdings Feuerbach mit manchen Anderen an den Staat 
geftellt hat. Die Ausführung diefer Idee würde zu einer 
völligen Verknechtung führen, zum Polizeiftaat in höchfter 
Epige, und muß febon deshalb völlig abgewiefen werden. 
Man fann fich vielmehr nur an die concrete Geftaltung der 
Staaten, an die Spftemie der Einzelftaaten halten. Hier 
aber wird vorab entfcheidend feyn: ob der Staat, bezügs 
(ih die Regierungsgewalt überhaupt, in einem techtlichen 
Plichtverhältnig gegen den Einzelnen zum Schutz feiner 
Perſon und feines Eigenthums ftehe, oder ob er nur 
Rechte gegen fie habe und fie willkuͤhrlich üben koͤnne? 
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Denken wir und nun einen Staat im Eharafter der 
überlieferten deutfchen Rechtsentwickelung, ohne befondere 
principielle Keftftellung jener Punkte, alfo mit einer felbfts 
fländigen Perfönlichfeit der Regierungsgewalt, fo wird 
wohl nicht verfannt werden koͤnnen, daß diefelbe die Erhal⸗ 
tung des inneren Friedens als eine wefentlihe Beftimmung 
ihrer Thätigfeit zu betrachten und dafür die nöthigen Ans 
falten zu treffen habe. Indem das Gefeg dem Einzelnen 
Gewalt und Eelpfihülfe unterfagt, muß es anderfeits das 
für forgen, daß ihnen ſchon im Entſtehen möglichft ent⸗ 
gegengetreten werde. Es ift diefes eine Aufgabe der Innern 
Landespolizei, wie zu jeder Zeit anerkannt worden iſt; 
fie hat theils durch eigene Drgane , theils in Verbindung 
mit der Militärgewalt den innern Landesfhug zu hands 
haben; es ift diefes eine Pflicht gegen die Unterthanen, 
ohne deren Erfüllung das Staateverhältnig ein völlig uns 
Haltbares feyn würde. Ausdruͤcklich war died im Einklang 
mit der zeither herrſchenden Staatsanficht in dem Allges 
meinen Landrecht für die Preuß. Staaten Th. II. Tit, 13, 
$. 2 in den Worten ausgeſprochen: „Die vorzüglichfte 
Pflicht des Dberhauptes des Staates ift, ſowohl die äußere 
als die innere Ruhe und Sicherheit zu erhalten und einen 
Jeden bei dem Seinigen gegen Gewalt und Störungen zu 
fbügen.” Einer derartigen Pflicht ftehen dann unbedenfs 
lich auch Rechte der Einzelnen gegenüber. 


Zwar können diefe nicht etwa darin gefegt und fo 
weit ausgedehnt werden, daß der Regierung allenfall® 
duch die Gerichte vorgefchrieben werden dürfte, welche 
Maafregeln fie zu jenem Zwecke zu treffen habe; allein 
dafür wenigſtens hat fie dem Einzelnen einzuftehen,, daß 
dergleichen Anftalten überhaupt und insbefondere der bes 
fiehenden Verfaſſung gemäß getroffen und unterhalten 
werden.. 
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In dee That würde fich alfo der Entfhädigungs s 
Anſpruch eines durch offene Gewalt Beſchaͤdigten von der 
Staatsregierung nicht abmeifen laflen, menn fie etwa 
gegen Zriedensbrüche ganz und gar feine Hülfe organiſirt, 
oder die Damit betroffene Gegend menigftens zeitweilig ohne 
ſolche Hülfe gelaflen hätte, wobei freilich nah der befons 
dern Landesverfaffung dahin geftellt bleiben muß, ob ein 
folder Rechtsanſpruch im gerichtlichen Wege oder nur im 
Verwaltungs s oder Gnadenwege auszuführen ſey. Ges 
recht würde der Anſpruch in jedem Kalle feyn, und nur 
eigene oder allgemeine Staatsnoth würde die Regierung 
bezuͤglich Den Fiscus davon zu befreien vermögen. 

Anerkannt wurde diefes beifpielsmeife von der Zuͤr⸗ 
her Regierung, als im Jahre 1832 eine Rotte politifch 
aufgeftachelteer Weber, ohne irgend ein SHindernig von 
Seiten der dffentlihen Macht zu finden, das große Kabrifs 
gebäude zu Ufter in Brand geſteckt hatte *), weshalb dem 
Beſchaͤdigten, fiberm Vernehmen nad, eine anfehnliche 
Summe aus Staatsmitteln angewiefen ward. Es wird 
auch eine derartige Abfindung eine um fo dringendere Rechts 
fertigung für fi haben, wenn die verübte Gewaltthat in 
politifden Momenten ihren Grund hatte, wenn nament» 
lich der verlegte Staatsbürger nur die Zielfcheibe eines auf 
das Gemeinweſen felbft gerichteten Angriffs geweſen ſeyn 
follte. Denn alsdann ift die erlittene Beſchaͤdigung ein 
Opfer, welches der Einzelne für da8 Ganze zu bringen ges 
nöthigt worden ift. 

Eine andere Frage ift e8, ob die Staatsregierung 
auch dafür zu haften habe, daß die von ihr verfaflungss 
mäßig angeftellten Organe in jedem einzelnen Falle ihre 
Dienfte leiften und den aus ihren Handlungen oder Unters 


2) Die Geſchichte diefes intereffanten Rechtefalles tft mitgetheilt 
n 8. 2%. Keller im Beiheft zur Monarsfchrift der. Zürcher 
Behröpfiege, 1833. 
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faffungen hervorgehenden Schaden aus dem Gtaatsvers 
mögen erfegen müfle. Dies greift in die ſtaatsrechtliche 
Eontroverfe von der Haftbarfeit des Staates für feine 
Beamten ein, worüber es befanntlid verfchiedene Ans 
fichten giebt. 

Die dltere communis opinio war für eine folche 
Haftbarfeit, obſchon mit der feltfamen Belgabe, daß ſich 
der Randesherr, gleich dem dominus bei noxis eines Skla⸗ 
ven, dur deditio des Beamten an den Verlegten von 
der Erſatzpflicht befreien koͤnne 2). 

Schlechthin, und ohne die gedachte Modification ans 
zunehmen, lehrte jedoh (don von Neumann in 
Wolfsfeld *): „Et ubi inscio vel invito domino mi- 
nister officium faciens vel dolo vel culpa aliquem lae- 
sit, dominus damnum datum reparabit. A damni 
vero reparatione ne quidem minister exhibitio aut 
mors superveniens dominum liberabit, utut huic con- 
tra suum ministrum ejusve heredes detur regressus.” 

In ähnlicher Weife hat fi fpäter Pfeiffer in der 
praft. Ausführung Bd. II. &.361 fg. , befonders ©. 368. 
376; ferner Bd. III. S. 382. 521 audgefprochen , wiewohl 
zu bemerfen ift, daß hier nur von Mißbroaͤuchen der Amtes 
gewalt und nicht von Unterlaffung pflidtmäßiger Amts⸗ 
Handlungen die Rede if. Ebenſo meint Zahariä, daß 
in allen Sällen, wo die ftaatsrechtliche Stellung des Bes 
amten zu den Unterthanen als ſolchen in Betracht komme, 
der Staat nothivendig dee Barant für die Handlungen 
feiner Beamten ſeyn müfle und ſich ohne offenbare Ungerech⸗ 
tigfeit nicht der Verpflibtung entziehen koͤnne, den von 
feinen Beamten bei der Amtsführung abfichtlih oder fahrs 


3) Myler’ ab Ehrenbach, Hyparchologla Cap. xL 
Nr. 32 sg. 


4) in den Meditationes jur. priucip. priv. de jure persena- 
rum. Fref. ad Moen. 1751. $. 425. p. 329. 
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Iäffig angerichteten Schaden wenigfien® in subsidium 
iu erfegen” %), Buddeus (in Weiske Rechtslexikon J. 
©. 231) nimmt an, daß zwifden dem Etaate und feis 
nen Beamten im Allgemeinen das Verhältnig des Egercitor 
zum Inſtitor Statt finde und daher für den von feinem 
Stellvertreter duch begangene Verbrechen angerichteten 
Schaden einzufiehen habe. Auf diefelbe Seite iſt endlich 
Zoͤpfl getreten, indem er Im Conſt. Monarch. Staats⸗ 
recht, 3. Ausgabe, ©. 370 „aus der Natur des Staats⸗ 
dienftes, aus dem öffentlichen Charafter, der fides pu- 
blica, ferner aus dem Sag, dag Niemand fi) von feinen 
Verbindlichfeiten dadurch befreien koͤnne, daß er fie einem 
Anderen übertrage, allenfalls auch aus der Analogie des 
Verhoͤltniſſes eines Faftitor”, den Schluß zieht, daß der 
Staat wegen des aus Pflichtwidrigkeit feiner Beam⸗ 
ten hervorgehenden Schadens unbedingt verantwortlid zu 
achten ſey und der Betheiligte die Wahl habe, ob er ſich 
zuerſt an. den Beamten oder an den Staat halten wolle. 
Derſelbe Schriftftellee erklärt dabei die entgegengefegte, 
namentli auf die Grundfäge des Mandatsvertrages ges 
fügte Meinung geradezu für eine „feandalöfe”; jedoch 
darf nicht überfehen werden, daß bei mehreren dee vorer⸗ 
waͤhnten Schriftſteller hauptſaͤchlich nur an Mißbraͤuche 
der Amtsgewalt gegen die derſelben unterworfenen Per⸗ 
ſonen und nicht auch an eine individuell ſchaͤdliche Unter⸗ 
laſſung ſchuldiger Amtshandlungen ‘oder an eine derartige 
Verfäumung allgemeiner Amtspflihten gedacht zu ſeyn 
ſcheint; mwenigftens paflen darauf die aus der publica fides 
und Yuctorität dee Beamten hergenommenen Argumente 
in feiner Weife. . 

Nach einer zweiten Lehre foll nun auch in der Regel 
Peine Haftung des Dienftheren für die Fehler feiner richter⸗ 


5) Deutfches Etaats⸗ und Bundesrecht IL ©. 84. 55. 
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fiben und Berwaltungsbeamten befteben, es ſey denn, 
dag ihm felbft eine Schuld dabei zur Laft falle, naments 
lich eine culpa in eligendo, deren Tragweite man bald 
mehr bald weniger ausdehnte, indem man Analogien des 
Roͤmiſchen Rechts z. B. L. 27. 8.9. D. ad L. Ayuil. 
„Si colonus negligens in eligendis ministeriis fuit”, 
ferner die Analogie der Pönalflage quasi ex maleficio 
wider den exercitor navis, cauponae aut stabuli ‚, quia 
aliquatenus culpac reus est cum opera malorum homi- 
num uteretur” laut L.5. $.6. D. de ©. et A. benutzte. 


So war fhon Samuel Stryd der Meinung, daß 
ein Landesherr blos verpflichtet fey, den Beamten zu firas 
fen und aus dem Vermögen deffelben eine Entfchädigung 
zu gewähren, es ſey denn, daß ihm felbft auch eine 
Schuld mit zur Laft falle %. Eben dafür entſchied fich 
auch Kreitmayr (in den. Anmerfungen ad Cod. Maxim. 
Bavar. Th. V. Kap. 24. 8.14. ©. 2355), Eine fehr 
ausgedehnte Verantwortlichfeit des Staatsdienftheren b2s - 
bauptete defien ungeachtet Kreß, obaleich er die culpa in 
eligendo als Princip annimmt, nämlich überhaupt dann: 
si officialis actum 'officii peregerit vel neglexerit et 
damnum laeso revera inde contigerit nec ipse in culpa 
sit, qui damnum passus ®&t 7), 


Ein geachtetee Echriftfteller aus dem Ende des voris 
gen Jahrhunderts ®) fchränfte dagegen die HaftpflichP des 
Dienftheren wieder bedeutend ein, mit den Worten: „Da 


6) Din«, de obligatione principis ex facto ministri. Freft, 
1688. in den Dissertat. Frcof. T. IV. nr. XV. Cap. Ill. 
ur. 56 sq., Cap. IV. nr. 44 sq. 

7) Dissertat. de jure officior. et official. Helmstad. 1738. 
Cap. V. 6. 5. 


8) Franz Arn. v. d. Bed, Bon Gtaatsämtern und Gtaatts 
Dienern. Heilbr. 1797. ©. 177. 
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die Staarsämter Theile der Regierung und die damit vers 
bundenen Geſchaͤfte Gefchäfte der oberfien Gewalt, Bes 
amte aber derfelben Stellvertreter find, fo folgt auch, daß, 
wenn die zum Schadenderfat verbundenen Diener unver⸗ 
mögtnd find, der Staat diefelben zu vertreten und dem 
Beſchaͤdigten Entſchaͤdigung zu leiften verbunden ſey, wos 
fern in der Belegung des Amtes gefehlt worden, oder 
die Dberaufficht nicht gehörig geführtit. Kür einen 
Schaden, der ohne alle Schuld von Seiten 
des Staats zugefügt wird, ift diefer au 
niht verantwortlid.” 


Eine ähnliche Anfiht, obmohl ohne nähere Begrüns 
dung, findet fi) In des gegenwärtigen Verfaſſers Beiträgen 
zum Deutfchen Staats: und Fürftenreht, Bonn 1829, 
I. S. 162 fg., dem Zufammerhang nad darauf geftägt, 
dag der Staat, bezüglich der Landesherr, nicht Im Stande 
fen, feinen Pflichten anders als durch felbftftändige Organe 
mit beftimmten Bollmachten zu genügen, daß er alfo nur 
in den Grenzen dieſer Vollmachten für das Verhalten ſei⸗ 
ner Beamten haften Pönne, was ald leitende Idee zum 
Theil auch bei Clem. Theod. Perthes, Der Staatsdienft 
in Preußen. Hamburg 1838, S. 137 fgg., hervortritt. 


Neuerdings Hat fi endlich noch zmifchen diefen egs 
tremen Anfichten von unbedingter Haftung und regelmäßt 
ger Nichthaftung des Staates für die Handlungen unb 
Unterlaffungen der Beamten eine dritte Kormel ergeben, 
wonach eine Entfhädigungepflicht des Staate® nur, aber 
doch jedenfalls dann Statt finden foll, wo der Staat den 
‚Unterthanen gegenüber beftimmte Pflichten zu erfüllen hat, 
diefe aber von den Beamten gar nicht, oder nicht gehörig 
erfüllt werden. ine ausführliche @rörterung hieruͤder 
enthält Strippelmann’s neue Sammlung bemerfenss 
werther Entfcheidungen, Th. IV. Abth. 1. (Caſſel 1846) 
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Mr. XXVI. ©, 285 fgg., worin unter Anderm ausges 
führt I, daß jene Entſchaͤdigungspflicht in der Polizelver⸗ 
woltung und namentlich bei Vergehen der mit der Gerähs 
zung von Schug für gefährdete Unterthanen beauftragten 
Staatsbeamten eintrete. (a. a. O. &.297.306.307.) Dar 
bei werden zwei Rechtsfaͤlle mitgetheilt, in deren Entſchei⸗ 
dung das DAS. zu Eaffel von der Anficht ausging: der 
Staat fey für den Schaden, welder in Folge 
von Dandlungen oder Unterlaffungen der 
zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sichers 
Heit beftellten Beamten bei Gelegenheit eis 
nes Volfsauflaufes zugefügt worden, ſelbſt 
ohne vorgängige Ausflagung des unmittels 
baren Urhebers des Schadens und des Bes 
amten zu haften verbunden, voraudgefegt, 
dag das Verhalten des Beamten auf deffen 
Berſchulden im concreten alle, nit aber 
auf die bloße Wiffenfhaft von dem zu bes 
fürchtenden Schaden gegründet worden If 
(a. a. O. ©. 313); ja es wird namentlich ein Fall refe⸗ 
rirt, mo fämmtlide Staats und Drtsbehdrden, insbes 
fondere die Polizeiobrigkeit, fodann der Commandeur eines 
Mititärdepartementd und der Ortsbuͤrgermeiſter einem 
Volfsauflauf und der Zerftörung eines Haufes fo wie des 
Mobiliars eines Ortsbewohners zugefehen haben follten, 
ohne die vorhandenen Schugmittel anzuwenden, und wo 
das Dber s Appellationsgeriht auf Beweis der Klage, fie 
ſelbſt alfo füc zufäffig erkannte. (a. a. D. ©. 317. 322.) 


Bei diefem Eonflicte der Meinungen und gänjlichen 
Mangel directer Rechtönormen kann nun zwar fein feſt⸗ 
ſtehender Rechtsſatz für die Entfcheidung der vorliegenden 
Frage nachgemwiefen werden ; indeffen möchte doch wohl 
das Prognofifon zu ftellen ſeyn, daß fih die Gerichte der 
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in neuefter Zeit am lebhafteften vertheidigten Anficht von 
einer ausgedehnten Haftung des Staates anſchließen duͤrf⸗ 
ten, um fo mehr, als diefelbe fon in manchen gerichts 
lichen Urtheilen Aufnahme gefunden hat, und fogar in ein 
neueres Verfaſſungsgeſetz für Schwarzburg⸗ Sondershaus 
fen von 1844, 8. 64, übergegangen iſt. Gewiß verdient 
die bei Strippelmann a. a. D. vorgetragene Meinung 
eine befondere Beachtung. Sie führt die Frage von der 
Daftung des Pandesheren oder Staates bei amtlichen Wer 
gehungen aus dem Bereiche allgemeiner Staatss Theorien 
auf den unmittelbar praftifchen Standpunkt der Beurtheis 
fung: ob und in wiefern die Staatsregierung nach beftimms 
ten Richtungen hin eine Thätigfeit zu entwickeln ſchuldig fep ; 
fie rechnet dann das Unterbleiben derfelben von Geiten der 
angeftellten Organe der Etaatöregierung felbft zu. Sie 
gehoͤrt alfo ebenfallö zu der zweiten Reihe der zuvor ges 
ſchilderten Meinungs s Gractionen; denn ihre juriſtiſche 
Folie iſt im Wefentlihen nichts anderes als Die Unterftels 
fung einer eigenen Culpa der. Staatsverwaltung. Es hat 
jedenfalls die Höchfte Billigfeit für Nicb, daß, mas dur 
ungenügende Organe des Staats oder Landesherrn bei Er⸗ 
fuͤllung der ihmen obliegenden Pflichten gefehlt und gefchas 
det werden ift, aus dem gefammten Etaatövermögen aus⸗ 
zugleichen ſey, anftatt dieſen Echaden von dem Verletzten 
allein tragen zu laſſen, der doch den vollkommenſten Ans 
fpruch auf die Hülfe oder auf beftimmte fonftige Handluns 
gen des Staates hatte, und feinerfeits nichts verfchuldet 
hat. Micht minder ftreitet dafuͤr jener Vorgang des Roͤ⸗ 
mifchen Rechtes, in fofern es gegen den exercitor navis, 
aut cauponae aut stabuli eine actio quasi ex maleficio 
giebt wegen des damnum, das einer der von ihm Angeſtell⸗ 
ten in dem Bereich ihrer Zunctionen einem Dritten zuge⸗ 
fügt hat. (L.5. 6.6. D. do O. etA. L.7.$.7. D. nautae 
eaup. L.1. $.2. D. deact. exercit.) Denn «6 lie 
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hierket Me Unficht zum Grunde, daß Einrichtungen für 
das Publicum-auf Seiten des Unternehmers eine befondere 
Vorficht in dee Auswahl feiner Leute und Sorge für die 
Genugfamfeit der Mittel mit fich führen, folglich bei Ver⸗ 


abfäumung diefer DObliegenheit eine Zurechnung des Rode 
theils fire ihn eintceten müffe. 


Allerdings bedarf es hierneben noch der fernern Un⸗ 
terſuchung, ob die Klage gegen den Staat fofort zulaͤſſig 
ſey, oder erſt 


a) nachdem die eigentlichen Urheber der Beſchaͤdigungen 
vergebens in Anſpruch genommen; 
und 


b) nachdem ſodann au die Beamten, welche pflicht⸗ 
widrig unterlaffen Haben, den Tumult zu unterdrücken, 
vergebens ausgeklagt worden. 


Aus der obigen Darlegung geht bereitd hervor, dag dar⸗ 
über feine völlige Uebereinftiimmung unter den Vertheidi⸗ 
gern der Haftpflicht des Staated vormwaltet, daß vielmehr 
Einzelne die Klage gegen den Staat nur ale eine fubfidiäre 
betrachten oder wenigſtens Zweifel darüber hegen, waͤh⸗ 
rend Andere, und wohl die Meiften, eine blos fubfidiäre 
Haftbarkeit des Staates nicht gelten laſſen wollen. 


Auch Hier fehlt es gänzlib an ausdrüdlihen Ents 
fheidungsquellen. Folgende Gründe muͤſſen indeß den 
Ausfhlag dafür geben, daß die Klage gegen den Staat, 
wenn eine folde überhaupt zuläffig befunden merden 
muß, in keinerlei Hinfiht eine blos fubfidiäre, fondern 
fofort ſtatthafte fey. 


1. Jede Klage, welche auf einem felbftftändigen 
Rechtsverhaͤltniſſe beruhet, und nicht chatfächlich vermöge 
ihres Rechtsgrundes vorerft die Entſcheidung oder fonftige 
Erledigung eines andern Streitverhaͤltniſſes vorausfegt, iſt 
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alfo nicht zu Eonfequenzen wegen aller Magiſtrate berechs 
tigen (L. 14 — 16. D. de legib.), überhaupt auch nicht 
für das deutfche Staatsrecht maaßgebend fepn. 


In diefem Sinn hat die hiefige Facultät einen ihe 
gelegten Hall aus dem %. 1848 begutachtet. 
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auch fofort mit dem thatfächlichen Dafeyn ihred Rechtes 
grundes zuläffig. Es beruhet nun aber 


a) die Klage gegen die pflichtwidrig handelnden 
Sicherheit s Beamten nicht etwa auf einer Pflicht, die 
Bandlungen der Tumultuanten zu vertreten; fie haften an 
und für ſich nicht für dasjenige, was die eigentlichen Ver: 
brecher wegen ihrer Befhädigungen zu leiften haben, fons 
dern lediglich für dasjenige, mas durch pflihmäßigen Ge⸗ 
brauch ihrer Amtöbefugniffe Hätte vermieden und gerettet 
werden koͤnnen. Ihre rechtliche Verbindlichkeit ift alfo 
eine andere, als die der verbrecherifchen Menge und ann 
Daher auch für fich geltend gemacht werden. 


b) Auch der Staat haftet nicht etwa als Gemährs- 
mann oder Bürge für die Handlungen und Unterlaffungen 
feinee Diener, fondern meil er feine Berbindlichkeiten in 
Betreff der individuellen Wohlfahrt feinee Angehörigen, 
mittel der dazu beftimmten Organe, nicht gehörig erfüllt 
hat. Es iſt dies ein völlig felbfiftändiger Rechtsgrund 
einer Klage, diefe felbft mithin ohne Weiteres zuläffig, 
ebenfo wie die Klage gegen einen exercitor, caupo, sta- 
bularius u. f. m. quasi ex maleficio wegen ſchaͤdlicher 
Handlungen feiner Leute e8 if. Allerdings fteht ihm auch 
die Klage wider die ſchuldigen Diener felbft zu, allein Peine 
geht der andern vor, wiewohl nah Durchfuͤhrung der 
Einen die Andere nicht mehr zuläffig bleiben würde. Arg. 
L.6. 8.4. D. nautae, caup. etc. 


2. Die actio syhsidiaria adversus magistratus in 
Vormundfchaftsfachen fann nicht ald Analogie dienen , daß 
ein pflichtwidrig handelnder Beamte jederzeit erft dann 
bafte, nachdem der eigentlihe Befchädiger, die Behörde, 
vergebend ausgeflagt worden. Jene Klage ift im Spftem 
des Roͤmiſchen Rechts ein ganz egceptionelles Inſtitut, fie 
trifft befanntli nur die niederen Magiſtrate und kann 








gegen Perfonen und Migeuthum. ai 


alfo nicht zu Eonfequenzen wegen allee Magiſtrate berechs 
tigen (L. 14— 16. D. de legib.), überhaupt auch nicht 
für das deutfche Staatsrecht maafgebend feyn. 


In diefem Sinn Hat die Hiefige Facuftät einen ihr 
gelegten Fall aus dem J. 1848 begutachtet. 
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Die Rehtsfprehung 
des oberften Gerichtshofs in Darmſtadt, 
in ſeiner Eigenſchaft 
als 
Caſſationshof für die beiden rechtörheinifchen Provinzen 
des Großherzogthums Heflen, im Jahr 1849. 


Haren Advofat Bopp 
in Darmftadt. 


(Beſchluß von Nr. XVII. im 3. Hefte.) 


XII. 
Sigung vom 10. Septbr. 1849. 


Nr Titel 20 des Strafgeſetzbuchs handelt in den Arti⸗ 
fein 186 — 192 „von Verlegung der Amts⸗ und Dienfs 
ehre.” Dee Urt. 186 lautet: „Wer die Staatsbehörden 
im Allgemeinen oder einzelne derfelben oder deren Ders 
fügungen duch Schmähungen oder herabwürdigenden 
Spott angreift, foll beftraft werden: 1) mit Eorreetiones 
haus bis zu einem Jahrr, tmwenn dies in einer Öffentlichen 
Berfammlung oder an einem Öffentliden Drte, oder in 
einem verbreiteten gedruckten oder nicht gedruckten Auffage, 
oder in einer bildlichen Darſtellung, welche öffentlich ante 
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gehängt oder durch den Druck oder auf fonftige Weife vers 
breitet wurde, gefchehen it”; 2) 20. Der Art. 187 fügt 
hinzu: „Wer einen Staatds oder öffentlihen Beamten 
oder einen Militär von Offiziersrang während feiner Dienfts 
verrichtung oder in Beziehung auf diefelbe durth herabwuͤr⸗ 
digende Worte oder Gebährden oder Handlungen beleidigt, 
ſoll befteaft werden: 1) wenn die Beleidigung durch Thäts 
lichfeiten begangen wurde und in fofeen die That nicht in 
anderer Beziehung ftrafbar erfheint, mit Correctionshaus 
bie zu zwei Jahren; 2) wenn die Beleidigung nicht durch 
Thätlichfeiten , aber vor einer Öffentlichen Verſammlung 
oder an einem Öffentlichen Drte, oder durch verbreitete 
gedruckte oder nicht gedruckte Auffäge oder durch bildliche 
Darftellungen, welche öffentlich ausgehängt, aufgelegt 
oder aufgeftellt oder dur den Druck oder auf fonftige 
Weife verbreitet worden find, begangen wurde, mit Cor⸗ 
rectionshaus bis zu ſechs Monaten oder Gefaͤngniß ıc.” 
Der Art. 11 des Geſetzes verordnet: „Bor die Affifen ges 
hören folgende ftrafbare Handlungen: — 2) die in fols 
genden Artikeln des Strafgeſetzbuchs vorgefehenen Verbres 
den — nämlid — i) Art. 186 Nr. 1. Art. 187. Nr. 1u. 2. 
bezüglich der Beleidigung durch verbreitete gedruckte oder 
nicht gedruckte Auffäge der 2c.” 37). 

Der Art. 17 des Gefeges vom 23. Sebruar 1849 — 
roegen Abänderung einiger Beftimmungen des Strafgeſetz⸗ 
buchs, in defien Eingang e8 heißt: „Wenn gleich das 
Strafgefegbuh gegenwärtig einer vollftändigen Repifion 
nicht unterzogen werden Pann, fo bedürfen doch einige mit 
dem Verfahren in Straffachen In genauem Zufammenhang 
ſtehende Beftimmungen diefes Geſetzbuchs fofort einer Ads 
änderung ac.” — verfügt: Wenn Jemand mehrerer Berbres 


27) Entſprechend ift der Art. 1 des Würtembergifchen Geſetzes 


unter Nr. I.; f. Reuß, Die Gefege über die Schwurgerichte zc. 
Gtuttg. 1849. ©. 2. 


Archiv d. Er. R. 1851. IV. 2t. Ft 
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chen befchuldigt fey, von denen eins oder einige zur Zus 
Rändigfeit der Wffifen gehörten, fo koͤnne, obgleich die 
fegteren mit den übrigen Verbrechen nicht conneg feyen, 
der C. S. abweichend von den allgemeinen Eompetenzregeln, 
den Ungefehnldigten wegen fämmtliher Verbrechen zur 
zeitigen und gleichmäßigen Verhandlung und Aburtheilung 
por die Affifen verweiſen, in fofern dadurch die Aburtheis 
lung fämmtlicher Verbrechen erleichtert werde. 

Nah der Praxis der Gerichte gehören zu den im 
Art. 187 des St. G. DB. genannten Öffentlihen Beamten 
auch die Bürgermeifter. (S. Higig’s Annalen der deut; 
fhen und auslaͤndiſchen Eriminalrechtspflege. Neue Folge, 
herausgegeben von Schlatter. Bd. 14. Altenb. 1848, 
©. 99. Anmerfung.) 

Dies zur Ginleitung. 

In Unterfuchungsfachen gegen die Müller Kapp und Day 
in Rockenberg , fowie gegen den Bürgermeifter Stall von 
da, wegen Verlegung der Amts: und Dienftehre des Di- 
rectors des Zuchthaufes Marienſchloß, Dberftlieutenant V., 
durch ein Inſerat der Darmftädter Zeitung, wies der C. ©. 
des H. Gs. der Prov. Dberheffen durch Erfenntnig vom 
28. Juni die Angefchuldigten vor diefen Gerichtshof. 

Die Angefchuldigten ergriffen hiergegen die N. B., 
darauf antragend, das Erfenntniß auf den Grund des 
Art. 261. Pr. 3 zu cafliren und die Verweiſung vor die 
Affifen zu verordnen®),. Der G. Et. P. beantragte, det 


38) In Unterfuhungsfahen gegen Dr. Huldmann in Sell wegen 
Verlegung der Amtss und Dienftehre des Bürgermeifters D. 
in Bleichenbach, resp. wegen Angriff auf deffen Ehre, erlich 
derfelte C. ©. unterm 30. Juli 1850 ein Urtheil, wodurch 
er den Angefchuldigten wegen der Beichuldigung ber Wers 
läumdung und Ehrenkränkung dieſes Ortsvorſtandes, begans 
gen durdy einen Auffaß in einem öffentlichen Blatt, vor das 
Landgericht Ortenberg verwies. Der Angefchuldigte ergriff 
Dagegen die N. B. und ftellte den motivirten Antrag: 1) das 
angefochtene Erkenntniß mir Rüdficht auf den Art. 961. Pef.? 


” weo,.unı® 
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Kaflationshof molle es caffiren und die Hauptſache an 
den E. ©. zuruͤck verweifen, zugleich auch verordnen, daß 
bei dem neuen Erfenntniffe nach Anleitung des Art. 3 des 
Geſetzes nur ſolche Mitglieder des Hofgerichts mitzumirfen 
hätten, welche Feinen Antheil an dem vernichteten Urtheil 
genommen. 

Unterm 10. Septbr. erließ der C. H. folgendes moti⸗ 
viertes Uctheil: In Unterfuhungsfachen ec. — wird — 
in Erwägung, daß aus Art. 113 des Gefegbuchs *°) nach 


des Sefeges zu caffiren , weil jener Aufſatz nicht firafbaren 
Inhalts; 2) eventuell, daffelbe mir Rüdfiht auf Pof. 3 jenes 
Artikels als nichtig aufzuheben und die Sache auf Grund des 
Art. 11. Pof. 2. Litt. i zur Aburtheilung vor die Affıfen zu 
verweifen. Der Generalftaatsanwalt trug darauf'an, jenes 
Erkenntniß zu vernichten und die Sache an den Griminals 
fenat, entweder des Hofgerichts zu Giefen, oder des zu 
Darmftadt, zurüd zu verweifen, damit derfelbe von Neuem er⸗ 
tenne, was Rechtens. Das Erkenntniß des Caſſationshofs 
vom 16. Septbr. 1850 verwarf die primäre Beſchwerde, weil, 
wenn der Artikel 261. Pof. 2 dem Angeklagten eine Nichtigs 
Beitsbefchwerde dann einräume, wenn die ihm zur Laft gelegte 
Zhat kein Verbrechen, dies nur von dem Fall verftanden 
werden Eönne, wenn eine Verweiſung vor die Affifen erfolgt 
ſey, nicht von dem Fall einer Verweiſung vor ein Hofs oder 
Landgericht. Dagegen erachtete der Dof die eventuelle Bes 
[werde als begründet. Nah den im Verweiſungsurtheile 
aufgeführten Zhatfachen hätte angenommen werden müſſen, 
daß fie eine Verlegung der Amts s und Dienftehre enthielten, 
indem aus jenem Auffaß hervorgehe, daß er fi nur mit der 
dienftlihen Wirffamkeir als Bürgermeifter und der Beſchaf⸗ 
fenheit der Verwaltung feines Amtes befchäftige, fo daß eine 
Uebertretung des Art. 187 des Strafgefegbuchs indicirt fey, 
die in ihrer vorliegenden Gattung nad Art. 11. Pof. 2. Litt.i 
vor die Affifen gehöre. Hiernach erfannte der Hof dahin, daß 
das Vermweifungsurtheil zu vernichten und die Sache vor den 
Sriminalfenat zur Erlaffung eines weiteren Urtheils zurüd 
au verweifen fey. " 


29) Nach diefem Artikel fol, wenn durch diefelbe Handlung 
mehrere Strafgefege zugleich übertreten worden, der Schule 
dige zu der Strafe verurtheilt werden, die auf die ſchwerſte 
Uebertretung gefegt iſt, wobei jedoch die gleichzeitigen andern 
Uebertretungen ebenfalls ale Erfchwerungsgrund bei Zus 
meflung der Strafe innerhalb der gefeglichen Grenzen in Bes 
trat kommen follen. 

Ji2 
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defien Schlußfag zwar allerdings folgt, daß im Kalle der 
dort erwähnten Concurrenz die gleichzeitige Aburtheilung 
dur die Gerichte erfolgen muß; in Erwagung dagegen, 
daß der Artikel daruͤber, wie diefe Competenz nach dem 
Erſcheinen des Gefeges vom 28, Dctober 1848 zu regeln 
fey, feine Beftimmung giebt; in Erwägung, daf in vors 
liegendem Fall eine Concurrenz im Sinne des Art. 113 des 
Strafgeſetzbuchs allerdings vorliegt, in fofern durch die 
incriminirten Artifel der Klagfteller ſowohl verläumdet, ale 
auch an feiner Amts⸗ und Dienftcehre angegriffen worden 
feyn foll; in Erwägung, daß es ebenfo gewiß ift, daß die 
vorliegende Verlegung der Amts⸗ und Dienftehre nad 
Art. 11. Poſ. 2 i. des Gefeges zur Competenz der Affifen 
gehört, als dies bezügli der Verläumdung 29) nicht der 
Fall if; in Erwägung, daß für die Entfcheidung der 
Frage, an welches Gericht die beiden concurricenden 
Vergehen zu verweifen feyen , gegen die Annahme, daß die 
ſchwerſte Anfchuldigung hierbei den Ausfchlag gebe, die 
Ruͤckſicht gefeglih maßgebend iſt, daß in der gerichtlichen 
Hierarchie die Affifenhöfe, da ihnen ald Regel die ſchwer⸗ 
ften Verbrechen anheimfallen, als ein höher ftehendes Ges 
richt zu betrachten find, in diefer Hierarchie aber dadurch, 
daß hier ausnahmsweiſe die geringere Anfhuldigung zur 
Competenz der Affifen gehört, eine Ausnahme um fo mes 
niger begründet zu werden vermag, ald nach Art. 17 des 
Gefeges vom 23. Februar d. %. die Eriminalfenate befugt 
find, felbft nicht connege Verbrechen vor die Affifen zu vers 
weifen, falls dadurch die Aburtheilung erleichtert wird, ein 
all, welcher Hier unbedenflih vorliegt; — wird zu Recht 
erfannt, daß das Vermweifungsurtheil — als nichtig aufs 
zuheben fey; und Indem der unterzeichnete Gerichtshof in 


390) obgleich fie ein ſchwereres Wergeben und fo ftrafbarer tft. 
Feuerbach, Lehrbuch 9.284. Note 1u. 2 des Herausgebers. 
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Gemaͤßheit der Artt. 264, 86 und 88 des Geſetzes als 
Repifionshof eintritt, wird weiter zu Recht erkannt: 
daß die drei Beſchwerdefuͤhrer unter der Anſchuldigung, 
mittelft Inſerirung des Art. Nr. 2684 der Darmftädter 
Zeitung dv. %. 1848 im Complott der Grh. Zuchthausdis 
rector, Oberftlieutnant B. zu Marienſchloß, fomohl vers 
laͤumdet als deffen Amitds und Dienftehre verlegt zu haben, 
und, was die angefehuldigte Verläumdung betrifft, mit 
dee Qualification, daß, da ſich ergeben haben dürfte, daß 
Rapp und Dag im Jahre 1844 die Soumiffion, deren 
fie in dem Zeugniffe erwähnen, gar nit gemacht haben, 
hiernady angenommen mwerden müßte, daß die von ihnen 
gegen V. vorgebrachte Anichuldigung eine wiffentlich falſche 
gervefen ſey, vor die Affifen — unter der Verordnung zu 
vermeifen feyen, daß von dem St. A. der Anflageact zu 
fertigen und als Belaftungsjeugen der Grh. Oberftlieutenant 
V. in die Sigung zu laden fey. 


XIV, 
Sigung am 10. September. 


In dieſer Sigung erließ der €. H. folgendes Er⸗ 
fenntniß: 

In Unterfuhungsfahen gegen Ehriftoph Gaß zu 
Diebach am Haag wegen aufgezeichneten Diebftahls ?), 
wird — auf die gegen dag Urtheil des €. Ss. des H. Gs. 
zu Gießen vom 31. Juli d. J. von Seiten des Et. As. 
ergriffene N. B., deren Antrag dahin geht: es möge Grh. 
€. H. gefallen, den Beſchluß des C. Ss. vom 31. Juli 
d. J. ald nichtig zu caffiren, und als Revifionshof ents 
weder die Vervollftandigung der Unterfuchung in der von 
der Staatsbehdrde beantragten Weife anzuordnen, oder die 


31) Der aufgezeichnete Diebflahl gehört nach Art. 11 des Ges 
feßes zur Competenz der Affifen. 
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Sache vor die Affifen zu vermeifen, nachdem der G. St. P. 
dahin angetragen hatte: der E. H. wolle den Recurs des 
St. As., als nicht gerechtfertigt, verwerfen, ſonach verords 
nen, daß das fraglihe Erfenntniß feinem Inhalte nad 
vollzogen werden folle; in Erwägung , daß die Kormalten 
der von der Staatsbehdrde ergriffenen N. B. gewahrt ers 
feheinen, auch die formelle Zufäffigfeit derfelben auf 
den Grund ded Art. 261. Poſ. 3 des Geſetzes nicht zu bes 
anftanden ift, Indem, wenn gleich eine R. DB. darauf nicht 
gerichtet werden fann, daf der C. ©. eine von dem St. A. 
beantragte Vervoliftändigung der Unterfuhung nicht anges 
ordnet habe, indem hierüber der C. S. nach den Artifeln 73 
bis 91 des Gefenes felbftftändig erfennt, und dem St. 4. 
gegen die desfallfigen Verfügungen nur die Nichtigfeites 
befehmwerde nah Maaßgabe des Art. 261 zufteht, doch im 
vorliegenden Falle die Beſchwerde namentlich auch dahin 
gerichtet ift, Daß der C. ©. die Sache nicht vor die Affiien 
verwiefen habe, und diefe Verweiſung in den Schlußans 
trag in Anfprub genommen mird; in Erwägung fodann, 
was die materielle Begründung der Nichtigkeitsbeſchwerde 
anbelangt, def für die von dem E. ©. des Hofgerichte 
angenommene Anſicht entfcheidend ſpricht, daß nach den 
Artifeln 77 und 83 des Geſetzes der C. ©. darüber allein 
zu entichriden hat, ob genügende Momente vorliegen, den 
Angefchuldigten vor ein Strafgericht (Art. 77) zu 
verweifen, diefe Stage aber mit Recht dann verneint wird, 
wenn der Angeflagte fi in einem Seelenzuftande befindet, 
welcher nach Art. 37 des St. ©. Bs. 39) alle Strafs 
barkeit ausſchließt, und fonach auch der C. ©. nicht die 
Verpflichtung haben kann, in einem ſolchen Falle eine 
völlig nuglofe, nur Zeit und Koften raubende Procedur 
vor dem Affifengericht zu provociren; in Erwägung das 


32) Feuerbach a. 0.9. ©. 153. 
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gegen, daf die Frage, ob in einem concreten Kalle die 
Frage der Zurechnungslofigfeit genügend- conftatirt ift, 
allein der Entſcheidung des C. Ss. anheimfällt 33), indem 
das Sefeg, wie Schon oben bemerft, im Kalle einer Eoflis 
fion der Anficht des C. ©. und des St. As. hierüber, Letze 
terem feinen Recurs an das oberfte Gericht einräumt, — 
zu Recht erfannt: daß die N. DB. des St. As. ald under 
gründet zu verwerfen fey. 


XV, 
Sigung am 10. Septbr. 


Der Art. 131 des St. G. Bs. handelt von der Ber 
ftrafung defien , der in hHochverrätherifcher Abſicht eine 
Handlung begeht, melde ald Vorbereitung des Hochvers 
raths anzufehen ft, 3. B. aufreigende Schriften verbreis 
tet 9), Mach Art. 11 des Grfeges tritt hier die Compe⸗ 
tenz des Schwurgerichte ein. 

Mechanikus Aller in Darmftadt wurde der Verbreis 
tung aufreizender Schriften befhuldigt. Nach dem Schluß 
des Vorverfahrens ftellte der St. A. bei dem €. ©. de 
Hofgerihts der Provinz Starfenburg den Antrag, den 
Angefchuldigten vor die Afjifen zu verweiſen, unter der Ans 
klage, daß er öffentlich duch ein gedruchtes Gedicht: 
„Loſungswort deutfcher Republikaner” zue gemwaltfamen 
Abänderung der Verfaffung des Großherzogthums aufgefors 
dert, eventuell unter der Anklage, daß er in der Abficht, 
auf gewaltfame Abänderung der Verfaſſung deflelben hin⸗ 





33) Schwarze verlangt a. a. D. ©. 16, daß der Staatsanwalt 
durch Inftruction angewiefen werde, „in den Fällen, in wels 
hen von Beritanderfhwähe, Berjiährung,, Rothftand die Uns 
terfuhung ausgefchloffen bleibt, hierüber mit dem Gericht in 
Vernehmung zu treten und die Entſcheidung Lepterem ZW 
überlaffen. 


34) ©. Feuerbach a. a. O. &. 979. e\ 
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zuwirken, jenes Gedicht verfaßt, zum Drud übergeben 
und gedruckte Exemplare verbreitet habe. Das Erkenntniß 
des C. Ss. verwarf diefen Antrag. Der Angeklagte habe 
ein Zlugblatt: Lofungswort x., verfaßt und in vielen Erem⸗ 
plaren, Insbefondere um es in Hanau zu verbreiten, 
drucken laflen, auch 500 Epemplare dem Präfidenten des 
demofratifhen Vereind in Mainz zu demfelben Zwece 
überfendet: ein Flugblatt, welches die Aufforderung zu 
hochveraͤtheriſchen Handlungen, zur Verjagung der Fürs 
fen Deutſchlands und Einführung der Republik enthalte, 
fo daß die Verbreitung deflelden als eine im Art. 131 des 
St. ©. Be. mit Strafe bedrohte Verbreitung des im 
Art. 129 bezeichneten Verbrechens des Hochverraths anzu⸗ 
fehen wäre; es ſey jedoch nicht erwiefen, dag Exemplare 
nah Hanau gefendet und dort verbreitet worden wären, 
während jene 500 Exemplare dem Angeflagten von Mainz 
aus zuruͤckgeſchickt und von ihm bei Einleitung der Unter⸗ 
ſuchung dem Gericht zugeftellt worden wären; er geftche 
zwar zu, menige Exemplare einigen Befannten mitgetheilt 
zu haben; da aber diefe Mittheilung nur gelegentlich und 
offenbar in Peiner verrätherifchen Abſicht gefhehen, fo eine 
wirkliche Verbreitung gar nicht ftattgefunden, fo erſcheine 
der Antrag des St. Ad. nicht ald begründet. Diefer er⸗ 
griff die N. B.; er ſtuͤtzte diefe auf den Art. 261. Pof. 3 
des Geſetzes, meil der C. S. eine vor die Affifen gehörige 
Sache nit dahin gewieſen habe, und fuchte fie durch 
näheres Eingehen in die Ergebniffe der Unterſuchung zu 
rechtfertigen. 

Der G. St. P. trug auf Verwerfung der N. B. 
on. Der C. H. verwarf fie als ungegruͤndet. Bei der 
Pruͤfung der Frage, ob eine Sache mit Recht oder Uns 
recht nicht an die Affifen vertiefen worden fey, koͤnne es 
ſich nicht darum handeln, ob durch die Ermittelungen dee 
Borunterfuchung das angefhuldigte Delict hinreichend ins 
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ſowohl nach Art. 186, der von Beleidigungen der Staates 
behörden im Allgemeinen rede, als auch nad 
Grundfägen der Gefeßgebungspolitif, welche bei Ausle⸗ 
. Yang geſetzlicher Vorfchriften mit zu benugen ſeyen, anzus 
nehmen, daß, menn auch gleich die Beftimmungen des 
Er. 20 resp. des Art. 187 des St. ©. Bs. mit auf Vers 
telhung eines befondern Schutzes für die Perſon des 
Staatsdieners gerichtet feyen, doch Hiermit zugleich Die. 
&chaltung des Anfehens des Hffentiihen Amtes 
felbſt von dem Geſetzgeber hauptſaͤchlich bezweckt worden 
fey: ein Zweck, der beeinträchtigt werden würde, wenn man 
die Beleidigungen, welche einem öffentlichen Diener nach fels 
nem Austritt zugefügt werden, von der Beftimmung des 
Art. 187 ausnehmen wollte; dafür, daß der Gefeggeber jenen 
Unterfchied nicht Habe machen wollen, ſpreche noch das ents 
fegeidende Moment, daß, da einer Seite der ausgetretene 
Diener ebenfo gut, wie der noch active, dem Staate wegen 
früherer Dienſthandlungen verantwortlich ſey, anderer Seite 
dee Staat dem ausgefchiedenen Diener den gleichen Schug, 
wie dem activen, gegen die wegen früherer Dienfthandluns 

gen wider ihn verübten unerlaubten Angriffe fehuldig fen. ' 


XVII. 
Sitzung vom 1. October. 


In Unterſuchungsſachen gegen zwei Einwohner von 
Eckartborn, wegen Widerſetzung und Drohung, ergriffen 
diefe gegen das Straferfenntnig des Affifengerichts der Pros 
vinz Oberheſſen vom 13. Auguft die N.B. Der G. St. P 
ug darauf an, fie als unbegruͤndet zu verwerfen. Der 
E. H. erließ folgendes ſich dahin ausfprechendes Urtheile 
An Erwaͤgung, daß die Acten ergeben, daß die beiden 
ingeibuldigten am 29. Juli in das Provinzialarreſthaus 
eingelicfert wurden und ihre Vernehmung durch den Stell 
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Delict der Verlegung der Amts: und Dienftehre auch an 
ihm nicht begangen werden fünnen, meil es einen noch im 
Dienft ftehenden (activen) Diener vorausfege. Der St. A. 
fuchte diefe Tehauptung vorzüglich durch die Ausführung 
zu begründen, daß das Amt in der Perfon gefhügt 
werde, daß dad Amt und der Träger defielben nur als 
Eine Perfon angefehen, eben darum aber dad Amt, ges 
trennt von der Perfon, als ifolirter Gegenftand der Ver⸗ 
fegung nicht gedacht werden koͤnne, und dag man mit der 
Anwendung der gefeglichen Beftimmungen über Verlegung 
der Amtsehre auf aus dem Dienft getretene Diener nicht 
nur mit dem Grunde, resp. Zweck (ratio) des Gefeges 
in Widerfpruh fommen würde, meil das Öffentliche 
Intereſſe bei einem eine frühere dienftlihe Stellung bes 
rührenden Angeiff aufgehört habe, fondern dag auch felbft 
die Worte des Gefeges: „Wer einen Staats⸗ oder 
Öffentliben Beamten” zc., nur auf einen noch im Dienfte 
ftehenden Diener bezogen werden Fönnten. 

Der C. H. verwarf (worauf auch der G. St. BP. 
antrug) die Beſchwerde #9). In der fragliben Beziehung 
unterfcheide das Geſetz resp. der Art. 187 des Strafge⸗ 
ſetzgeſetzbuchs nicht zmifchen Dem noch functionirenden und 
dem nicht mehr functionivenden Diener; auch lafle ſich 
jener Ausdrud: „Wer einen ꝛc.“, auf die Inzwifchen aus 
dem Amt getretenen Diener.in fofeen beziehen, ale die Bes 
feidigung dem dermaligen Staats= oder Öffentlihen Beam; 
ten, nicht dem Privaten, zugefügt worden fey; dann ſey 


35) Der Zweifel würde feinen Boden gefunten haben, wenn 
der Geſetzgeber fih auf die dem öffentlichen Diener wähe 
rend der Ausubung feines Amıs zugefugte Ins 
jurie befchränft hätte; ſ. Feuerbach, Lehrbuch ©. 481, 
Notre 11. de6 Herausgebers. Vergl. noch Annalen für Mechtös 
pflege und Geſetzgebung in den Preuß. Rheinprovinzen, Bd. 2. 
Stier 1841, ©, 97 fgg. Rheinpreuß. Archiv Bd. 3. Abth. 8 
&.65; Bd. 28, Abıh. 2. S. 85 fog. 
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ſowohl nach Art. 186, der von Beleidigungen der Staates 
behörden im Allgemeinen rede, als auch nad 
Grundfägen der Gefeßgebungspolitif, welche bei Ausle⸗ 
gung gefeßlicher Vorfchriften: mit zu benugen ſeyen, anzus 
nehmen, daß, menn auch glei die Beftimmungen des 
Tit. 20 resp. des Art. 187 de8 St. G. Bs. mit auf Vers 
feihung eines befondern Schuges für die Perfon des 
Staatsdieners gerichtet feyen, doch Hiermit zugleich Die . 
Schaltung des Anſehens des äffentlihen Amtes 
ſelbſt von dem Geſetzgeber hHauptfächlich bezweckt worden 
fey: ein Zweck, der beeinträchtigt werden würde, wenn man 
die Beleidigungen, welche einem Öffentlichen Diener. nach fels 
nem Austritt zugefügt werden, von der Beftimmung des 
Art. 187 ausnehmen wollte; dafür, daß der Geſetzgeber jenen 
Unterfhied nicht Habe machen wollen, ſpreche noch daß ents 
ſcheidende Moment, daß, da einer Seit der ausgetretene 
Diener ebenfo gut, wie der noch active, dem Staate wegen 
früherer Dienfthandlungen verantwortlich fey, anderer Seite 
dee Staat dem ausgefchiedenen Diener den gleiben Schug, 
role dem activen, gegen die wegen früherer Dienfthandluns 
gen wider ihn verubten unerlaubten Angriffe fehuldig ſey. 


XVII. 
Sitzung vom 1. October. 


In Unterſuchungsſachen gegen zwei Einwohner von 
Eckartborn, wegen Widerſetzung und Drohung, ergriffen 
dieſe gegen das Straferkenntniß des Aſſiſengerichts der Pro⸗ 
vinz Oberheſſen vom 13. Auguſt die N.B. Der G. St. P. 
trug darauf an, ſie als unbegruͤndet zu verwerfen. Der 
C. H. erließ folgendes ſich dahin ausſprechendes Urtheile 
In Erwaͤgung, daß die Acten ergeben, daß die beiden 
Angeſchuldigten am 29. Juli in das Provinzialarreſthaus 
eingeliefert wurden und ihre Vernehmung durch den Stel 
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vertreter des Affifenprafidenten am 31. Juli Nachmittags 
erfolgte, roährend diefe Vernehmung nad) Art. 111 des 
Gefeges binnen 24 Stunden — hätte erfolgen follen, 
daraus aber, daß fie, mie hier, nad Ablauf der geſetzlich 
beftimmten Zeit vorgenommen wird, eine Nichtigkeit des 
Verfahrens und des hierauf gebauten Erfenntniffes darum 
mit Grund nicht abgeleitet zu werden vermag , tell die 
Vernehmung des Angeklagten binnen der vom Geſetz bes 
ftimmten Zeit nirgends bei Vermeidung der Nichtigkeit 
vorgefchrieben worden, wie dieſes, um einer fpäter erfolgs 
ten Bernehmung diefe Wirkung beilegen zu fönnen, nad 
Art. 270. Pof. 1 des Geſetzes mefentlih erforderlich ges 
wefen feyn würde, hiernach alfo die vorgebrachte N. B. 
fih als grundlos darffellt, wird ıc. 


XVIII. 
Sitzung am S. October. 


Der Titel 7 des St. G. Bs. handelt in den Artt. 94 
— 103 von dem Ruͤckfalle. Zu den Verbrechen, bei wel⸗ 
chen die abermalige Begehung als Ruͤckfall beſtraft wer⸗ 
den ſoll, gehört nach Art. 94. Poſ. 7 auch Diebſtahl und 
Falfbung. Der Art. 95 fügt Hinzu, es werde in jedem 
Straffall, der als Ruͤckfall beftraft werden foll, voraus: 
gefegt: daß 1) der Uebertreter wegen des frühern Vers 
brechens vor der abermaligen Begehung rechtskraͤftig ver: 
urtheilt war und die Strafe vor der abermaligen Begehung 
ganz oder theilweiſe verbüßt hat; 2) die zuerkannt wer⸗ 
dende Strafe In einer Kreiheitsftrafe befteht,, und 3) beide 
Verbrechen Uebertretungen von gleicher Art find und 
mit Vorfag verübt wurden. Nach Art. 97 gelten ale 
gleihartig auch die in jeder einzelnen Nummer des Art. 94 
zufammengeftellten ftrafbaren Handlungen. Der Art. 99 
verordnet, daf bei einem Ruͤckfall die Strafe innerhalb ber 
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gefeglichen Grenze In ihrer Dauer zu verlängern und durch 
erlaubte Zufäge zu ſchaͤrfen ſey 39). 

Der Artifel 172 des Gefeges ſchreibt vor: Ueber die 
BDorausfegungen des Ruͤckfalls (St.G.B. Art. 95) if 
an die Geſchwornen feine Frage zu richten. 

Der Tit.44 des St. G. Bs. handelt in den Artt. 388 
— 399 von der Scriftfälfhung und von dem Betrug: 
Der Art. 385 definirt die Schriftfaͤlſchung, der Art. 386 
beftimmt die Strafe 87). Konrad Hofer in Mainzlar 
wurde am 30. Juli von dem Affifenhof der Provinz Obers 
heſſen wegen Schriftfaͤlſchung in eine Correctionshausſtrafe 
von drei Monaten verurtheilt. Davon ausgehend, daß ein 
RrRuͤckfall vorliege, verurtheilte der Gerichtshof den Anges 
klagten noch in eine weitere Correctionshausſtrafe von 
8 Tagen, ſowie dahin, daß ſeine Koſt in den letzten 8 Ta⸗ 
gen auf Waſſer und Brod je um den andern Tag zu be⸗ 
ſchraͤnken ſey. 

Der Verurtheilte ergriff die N.B., antragend, das 
ganze Verfahren vor den Aſſiſen, einſchließlich des Aus⸗ 
ſpruchs der Geſchwornen und des Urtheils des Aſſiſenhofs, 
zu caſſiren und auf Grund des Art. 281 des Geſetzes die 
Sache zur weitern Verhandlung an andere Aſſiſen zu 
verweiſen. 

Der G. St. P. ſtellte den Antrag, das Urtheil des 
Alfifenhofs wegen Verlegung resp. übler Anwendung der 
Artt. 385 und 391 des St. ©. Be. und des Art. 194 des 
Geſetzes zu caffiren und, in Gemäßheit des Art. 279 deſſel⸗ 
den in revisorio erfennend, den Befchmwerdeführer von 
der Anklage zu entbinden; für den Fall jedoch, daß dee 
Hof in dem Wahrfpruch der Geſchwornen das Delict der 
Schriftfaͤlſchung conftatirt erfenne, zu beurkunden, daß 


36) Bergl. Feuerbach a. a. O. ©. 229. 
37) Ebend. ©. 657. 658. 
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feiner Weisheit die Entſcheidung der Frage überlaffen wer: 
de, In wicfern durch jenes Erkenntniß die Artt. 94 und 95 
Nr. 1 des St. ©. Be. verlegt ſeyen, im Bejahungsfall 
das Erkenntniß in foweit zu caffiren, ald e8 wegen angeb: 
lich vorliegenden ftrafbaren Ruͤckfalls jenen Strafzufag bei: 
gefügt habe, und in revisorio diefen Theil des Urtheils 
aufzuheben , alfo die Strafe auf 3 Monate Correctione: 
Haus zu befhränfen. 


Der C. H. erfannte dahin, daß die N. B. zu vers 
werfen ſey. 

Die erfte Befchwerde follte darin beftehen, daß die 
den Geſchwornen vorgelegte Krage den Borfchriften des 
Art. 164 des Gefeges nicht entfprehe. Nach demfelben 
müffe die Frage bei Vermeidung der Nichtigkelt alle aus 
den Berweifungs > Urthelle hervorgebhenden weſentlichen 
thatfächlihen Momente erſchoͤpfen; hierdurch fey impli- 
cite ausgefprochen, daß die Stage dem Inhalte diefes Er: 
Penntniffes d. h. dem deciſiven Theil deffelben entnom⸗ 
men werden follte, da nur Diefer das eigentliche Urtheil 
bilde; in dem vorliegenden Kall ſey die Stage den Ur: 
theilsarüunden entnommen und durch befondern 
Spruch des Affifenhofs feftgefegt worden, was Nichtigs 
feit begrunde. 


Der C. H. gab zu, es ſey zwar ſehr zweckmaͤßig und 
säthlich , in dem decifiven Theil eines Verweiſungserkennt⸗ 
niffes genau die thatfächlichen Umftände darzulegen, toelche 
ein Verbrechen, wegen deffen ein Angefchuldigter vor die 
Affifen zu verweiſen ſey, bildeten; dies ſey aber nicht ale 
sorfentlihe Form vorgefchrieben; es genüge, wenn dieſes 
Urtheil fo abgefaßt werde, daß aus feinem ganzen Inhalte 
erhelle, wegen welcher einem Delict unterliegenden That⸗ 
ſachen ein Angefchuldigter vor die Affifen verwieſen werde, 
daher e8 auch hinreiche, wenn diefe in den Erwägungen 
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dargelegt würden *); :hiernach koͤnnten jene Thatfachen 
auch den Erwägungen entnommen und, hierauf geftügt, 
die Frage an die Geſchwornen geftellt werden; fo fey 
weder ein unrichtiged Verfahren, noch weniger eine Nich⸗ 
tigkeit zu erfennen. 

Die zweite eventuelle Beſchwerde follte darin bes 
fiehen, dag der Aflifenhof, im Widerſpruch mit dem 
Art. 194 des Geſetzes, die dem Angeklagten zur Laft ge 
legte Handlung als ein Verbrechen (Schriftfälfchung) bes 
trachtet und fo beftraft habe, während darin fein Berbres 
chen (Schriftfälfchung) liege. Der €. H. würdigte diefe 
Beſchwerde dahin: Wenn der Art. 385 des St. ©. BE. 
zum Verbrechen der Schriftfälfehung erfordere, daß eine 
Schrift oder fonftige Urfunde nachgemacht und von einer 
ſolchen falfden Schrift oder Urkunde Gebrauch gemacht 
wird, fo fey hierzu feineswegs das Nachmachen einer Uns 
terfcheift erforderlich —)); aus dem Wahrfpruh der Ge- 
fhwornen gehe hervor, der Angeklagte habe für einen im 
October 1845 zwiſchen dem Schäfer Spaar und der Schäs 
fereigefellfhaft zu Mainzlar abgefchloffenen fchriftlichen 
Vertrag eine andere Urkunde mit einem Zufaß gefertigt, 
welchen die Achte Urfunde nicht enthalten habe, und hierin 
ſey ein Nachmachen im Einne des Artifeld 385 zu erken⸗ 
nen; ebenfo ſey aus diefem Verdict zu erfehen, der Anges 
Magte habe von diefer von ihm gefertigten Urfunde das 


— — —— — 


38) Vergl. ein Erkenntniß des proviſ. C. Hs. v. 14. Febr. 1832 
über eine analoge Frage im 3. Band des Rheinheſſ. Archivs 
©. 336 foo. Es wurde dadurch ausgeſprochen, der Affifens 
präfident Eönne, nicht gebunden an die Worte des Résumé 
Des Anklageacts bei der Stellung der Frage an die Gefchwors 
nen, * weſentliche Requifite des Verbrechens in dieſelbe 
aufnehmen, wenn fie gleich nicht in dieſem Resume enthalten 
ſeyen, fi) jedoch aus dem Tonftigen Inhalt des Anklageacts 
ergäben. S. aud noch Rheinpreufifches Archiv, Band 36. 
Abıh. 2. ©. 39 fog. 


39) Vergl. Rheinpreuß. Archiv, Band 35. Abth. 2, ©. 8. 
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durch Gebrauch gemacht, daß er die Mitglieder der Schaͤ⸗ 
fereigefellfchaft bewog, ihm die von ihm bezahlte Strafe 
zu erfegen; koͤnne es auch (mas auch der Aflifenhof aners 
fannt habe) nicht ale erwiefen angefehen werden, daß der 
Angeklagte den Mitgliedern jener Gefellfchaft durch die 
falfche Urkunde einer der Größe der von ihm bezahlten 
Ruͤgeſtrafe gleihfommenden Schaden zugefügt habe, fo 
fey doch aus dem Ausfpruch der Geſchwornen mwenigftend 
zu entnehmen, daß er denfelben einen Nachtheil zugefügt 
habe, weil durch die falfhe Urfunde das zmwifchen dem 
Schäfer Spaar und der Gefellfchaft beftehende Contracts⸗ 
verhältnig, tie e8 die Achte Urfunde documentirt hätte, 
verrückt worden fey und diefelbe in eine ungünftigere Lage 
verfegt habe; ebenfo fey aus dem Verdict der Geſchwor⸗ 
nen zu entnehmen, daß ſich der Angeklagte einen unerlaub⸗ 
ten Vortheil zugewendet habe, daß er ſich durch die falſche 
Urkunde ein Beweismittel gegen die Mitglieder der Schaͤfe⸗ 
rei durch Gewinnung einer vortheilhaften Stellung für 
feine Sorderung verfchafft Habe, mährend diefed, da er 
mit diefen Mitgliedern in einem zu Treue und Glauben vers 
pflichtenden Vertragsverhaͤltniß ſtand, als rechtswidrig zu 
betrachten ſey; fo lägen alle Merfmale vor, welche nah 
Art. 385 das Verbrechen der Schriftfälfhung bildeten: 
Nachmachen einer Urfunde und deren Gebrauch, um ſich 
entweder einen unerlaubten Vortheil zu verfchaffen, oder 
einem Andern Schaden zuzufügen. 

Die dritte, noch eventuellere auf Art. 270 A 5 de 
Geſetzes geftüge Befchwerde ward in jenem Zuſatz zu dee 
Strafe von drei Monaten Eorrectionshaußftrafe gefunden; 
denn es läge Fein Rückfall vor, da das zweite angebliche Vers 
brechen zu einer Zeit begangen worden fep, wo daß erfte 
Vergehen noch nicht unterfucht und befteaft, noch meniger 
bie Strafe verbüßt geweſen wäre, es alfo an den Vor⸗ 
ausfegungen des Art. 95 de8 St. G. Bs. fehle. Der &. 9. 
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erachtete auch diefe N. B. als unbegründet , in Erwaͤgung: 
dog zwar allerdings aus den Acten erhelle, der Anges 
ſchuldigte erfcheine bei Beachung feines Verbrechens im 
Januar 1848 nicht als ruͤckfaͤllig, indem der voraußgegans 
gene Diebftahl zuerft am 20. April 1848 zur Aburtheilung. 
und die erfannte Strafe vom 20. Detbr. defielben Jahre 
zue Vollſtreckung gekommen märe, daß alfo mit Uncecht‘ 
der Affifenhof einen erften Rüdfall angenommen, daß jes 
do& die Beantwortung der Frage, ob ein Ruͤckfall vors 
handen, der Beurtheilung des Affifenhofs uͤberlaſſen fey 
(Art. 172. 196 des Gefeges), und, menn er hierin irre, 
nur eine Fehlſicht, nicht aber eine Nichtigkeit zu erfennen 
ſey, Indem nur die im Art. 270 des Geſetzes aufgeführten. 
Nichtigkeitsgruͤnde Beachtung finden dürften; in Erwäs 
gung: daß, wenn behauptet worden, daß hierauf der 
Art. 270. Lit. A. Nr. 5 angewendet werden fönnte, dies 
deswegen nicht ftatthaft ſey, weil feiner der hier bemerften. 
zwei Faͤlle vorliege, der erfte nicht, weil in dem angefoch⸗ 
tenen Urtheil eine andere Strafe beftimmt worden, als 
weiche das Er. ©. DB. nach der Natur der Schriftfälfchung 
beftimmt,, und die gefeglich feftgefegten Normen nicht übers 
ſchritten worden feyen, der legtere nicht, meil diefer von: 
einem Factum fpricht,, welches das Gefeg nicht mit Strafe 
bedroht , nicht aber von einem ftrafichärfenden Umftande, 
der vom Gefeß als ſolcher nicht anerfannt fey; in Erwaͤ⸗ 
gung endlih: daß das angefochtene Erfenntniß, in fomeit 
der Angeflagte in eine Correctionshaußftrafe von drei 
Monaten und 8 Tagen mit Echärfung verurtheilt worden, 
deswegen eine Gefegeöverlegung nicht enthalten koͤnne, 
weil ſich Hier der Richter nur in den ihm in dem Art. 386 
de8 St. G. BE. angewiefenen Schranfen bervegt habe. 


Ardie 8. Gr. R. 1851. IV. @t, gt 





ATS Die Rechteſprechung 


IX . 
Sitzung am 8. October. 


In diefee Sigung erließ der C. H. ein Erkenntniß, 
im Wefentlichen des Inhalte : , 

In Unterſuchungsſachen gegen Gerhard Kinpf von 
Muͤhlheim wegen wiederholter Landftreicherei wird auf die 
gegen das V. E. des C. SE. des H. Gs. der Prov. Stars 
fenburg vom 18. September, wodurch der Angefchuldigte 
zur Aburtheilung vor diefen Gerichtshof verwieſen worden 
it, von Seiten des St. As. erhobene NR. DB. mit dem Ans 
trage: dieſes V. E. ald nichtig zu caffıren, und zu 
erfennen, daß vorerft die Vorfchriften des Artifels 75 des 
Geſetzes zu befolgen feyen, nach Vernehmung des G. St. Pe. 
mit feinem dahin gerichteten Schlußantrage: ER. B. 
als unbegründet zu vermerfen, in Erwägung: daß die in 
jenem Artikel 75 dem Befchuldigten freigeftellte Vertheidi⸗ 
gung , wie dies in dem erften Abſatz auch ausdrücklich aus⸗ 
gefprochen worden if, zur Abwendung der Bermeis 
fung vor die Affifen geftattet feyn fol, es aber 
einleuchtend ift, daß, wenn diefer Zweck ſchon dadurch 
erreicht worden Ift, daß der C. S., ohne daß eine folde 
Vertheidigungsfchrift übergeben wurde, in feinem 8. €. 
ben Beichuldigten nicht an die Aſſiſen verwiefen hat, 
eine Nachholung der im zweiten Abfag des Artikels vorges 
fhriebenen Procedur eine ganz zweckloſe, nur eine zu einer 
Verzögerung des Urtheild zum Nachtheil des Beſchuldigten 
gereichende Foͤrmlichkeit feyn würde; dle im Art. 261 in 
Vergleich mit Art. 82 dem Staatsanwalt gegebene Befug⸗ 
niß, die Nichtigkeitebeſchwerde zu ergreifen, wenn der 
C. S. eine Sache an ein anderes Gericht, al6 vor die Aſ⸗ 
fifen, verriefen hat, hier um deßwillen nicht maßgebend 
iſt, weil diefe N. B. nicht auf Verlegung des bei der ſtatt⸗ 
gefundenen Verweiſung an ein anderes Gericht ganz unans 
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wendbaren Artikels 75 geſtuͤtzt werden kann, fondern auf 
die im Yet. 261 aufgeführten Faͤlle nothwendig baflrt ſeyn 
muß; — durch Urtheil hiermit zu Recht erkannt: daß die 
ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde als unbegründet zu vers 
werfen ſey. 


XX. 
Sitzung am 30. October. 


Der Tit. 41 des St. ©. Bs. handelt in den Artt. 349 
— 353 „von der Erpreflung.” ?%) Mach Art. 349 made 
fid der der Erpreflung ſchuldig, welcher außer dem Kal des 
Raubs durch Gewalt oder Drohungen Jemanden zu einer 
Dandlung, Duldung oder Unterlaffung genöthigt hat, um 
ſich oder Andern einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchafs 
fen. Die Artt. 350 — 353 betreffen die Beftrafung nad) 
Berfchiedenheit de Falles. 

Dee Tit. 17 des St. G. Bs. Handelt in den Artt. 164 
— 174 „von Semwaltthätigfeiten und Drohungen.” 

Der Art. 11 des Geſetzes verfügt: „Vor die Aflifen 
gehören folgende ftrafbare Handlungen — 2) die in fols 
genden Artikeln des St. G. Bs. vorgefehenen Verbrechen — 
5) Art. 351. 352 und 353 wegen Erpreffung.” 

In Unterfuhungsfachen gegen fieben Einwohner der 
Stadt Gießen verwies der €. ©. des H. Gs. der Provinz 
Oberheſſen unterm 13. Sept. diefe Angefebuldigten unter dee 
Anklage, fi des Vergehens der Erpreflung, jedenfalls 
des in den Artt. 167 u. 170 des St. ©. Bs. vorgefehenen 
Vergehens der Gewaltthätigkeit febuldig gemacht zu haben, 
vor die Affifen. Die Angefehuldigten ergriffen die N. B., 
indem fie erklärten, fie beſchwerten fih darum, weil fie 
wegen der aus dem DB. E. erfichtlichen verfchiedenen Ans 
Flagepunfte vor Gericht geftellt worden feyen, während das 


40) Fenerbach a. a. O. S. 701. 702. 
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ihnen zur Laft Gelegte gar Fein Verbrechen ſey (Art. 261 
Mr. 2). 

Der G. St. P. beftritt Die N. B.’ald formlos, weil 
in dem über ihre Cinmwendung aufgenommenen Protocol 
die Mittel nicht fpecialiliet feyen. Der C. H. verwarf die 
M. B. ald unbegründet, indem er dabei von folgenden Er: 
mwägungen außging: Allerdings müffe nad Art. 261 des 
Geſetzes die Einwendung der N. DB. deren Gegenftand be; 
zeichnen; hier fey jedoch diefer Vorſchrift Genuͤge gefche: 
hen , da die Angeflagten ſich dahin ausgefprochen hätten, 
fie befchmwerten fi darum, meil fie megen der aus dem 
V. E. erfichtlichen verfchledenen Anflagepunfte vor die Afs 
fifen verwiefen worden ſeyen. Was die Sache felbfi ans 
sehe, fo fönne der Hof nicht in die Prüfung der Krage 
eingehen, hinſichtlich welcher Thatfachen die Vorunter⸗ 
fubung hinreihende Belaftungsmittel geliefert habe, er 
müffe fi bei der Beurtheilung der N. B. an die thatſaͤch⸗ 
lichen Momente halten, welche in dem in dieſer Bezlehung 
feinem Recurd untermworfenen V. &. als fi aus der Vor⸗ 
unterfuchung ergebend dargelegt worden feyen, daher auch 
die Ausführungen in der von den Angeflagten zu den 
Acten gegebenen Rectfertigungsfcrift in fofern nicht bes 
ruͤckſichtigt werden fönnten, als darin dargethan werden 
folle, das Ergebniß der Unterfuchung fey ein anderes, als 
das in dem V. E. aufgeführte; nad Art. 349 des Et. ©. 
Bs. fee die Erpreſſung Nöthigung durd) Gewalt oder Dros 
hung zum Zweck der Erlangung eignen oder fremden Vor⸗ 
theild voraus; die Anfhuldigung des V. Es. enthalte beide 
Mequifite, eine Nöthigung und einen durch fie bezweckten 
rechtswidrigen Bortheil; denn die Anflage gehe dahin: die 
Angeklagten feyen am 13. Juni 1848 Vormittags mit einer 
großen Volfämenge vor das Haus des Dr. ©. In Gießen 
gezogen und hätten ihn zur Ausftellung einer Urkunde, 
wodurch cr auf feine Befoldung ald Syndicus der Stadt 
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Gießen verzichtet, dadurch genoͤthigt, daß fie ihm erklaͤrt 
haͤtten, die vor dem Hauſe harrende Volksverſammlung 
fuͤhlte ſich durch ſeine ſchriftliche Antwort an die fruͤhere 
Volkscommiſſion vom 8. Juni verhoͤhnt und beleidigt und 
ſey der Meinung, daß er auf feinen Gehalt als Syndicus, 
der ihm nicht gebühre, verzichten müfle; er möge fich dem 
Willen des Volks fügen, damit, mährend doch nichts zu 
machen ſey, es feinen Spectafel gebe; die Angeklagten 
feyen hierbei zugleich mit der auf der Straße ungeduldig 
den Ausgang erwartenden und lauten Volksmenge in Vers 
bindung geblieben, und ihre Zweck fey der gemefen, der 
Stadt Gießen und mittelbar fi felbft, mwenigftens der 
erfteren, einen rechtswidrigen Bortheil zu verfchaffen. 
Wenn man daher von diefen thatſaͤchlichen Verhältniffen, 
welche die factifchen Prämifien des Delicts der Erpreſſung 
- bildeten, ausgehe, fo erfcheine die Verweiſung vor die 
Aififen ald mit Recht gefchehen, da es vor diefe nach 
Art. 11 des Geſetzes gewieſen fen; fo bedürfe e8 auch nicht 
der Brüfung der Frage, ob in den thatſaͤchlichen Momens 
ten, die das V. E. enthalte, nicht wenigfteng die factifchen 
Bedingungen des Vergehens des in dem Art. 167 und 170 
des St. ©. Be. vorgefehenen Vergehens der Gewaltthaͤtig⸗ 
feit lägen, da diefe Beſchuldigung nach Art. 84 des Ges 
feges nur eventuell erhoben worden fey. 


XXI. 
Sitzung am 30. October. 
Der Tit. 22 des St. G. Bs. handelt in den Artt. 197 
— 201 „von der unerlaubten Befreiung der Gefunges 


nen.” ?) Nah Art. 11 des Geſetzes gehört diefes Ver⸗ 
gehen im Ganzen zur Competenz der Geſchwornen. 








a1) Feuerbach a. a. D. &. 334. 
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In obiger Sigung erließ der C. H. folgendes Er⸗ 
tenntniß : 

In Unterfuhungsfahen gegen Jacob Vult, Jacob 
Wald und Johannes Breit zu Aflenheim wird auf die von 
den Angeklagten gegen dad V. E. des C. SE. des H. ©. 
der Provinz Dberheflen vom 18. Septbr. 1849 erhobene 
R. DB. nah Vernehmung der Staatöbehörde, melde dahin 
anteug, „ed molle dem höchften Gerichtshofe gefallen: 
1) den Johann Breit anlangend, die von ihm erhobene 
N. D. für begründet zu erflären , dieſes Urtheil aus dem 
Grunde zu vernichten, weil daffelbe ein Verbrechen vor 
die Affifen vermwiefen, welches zu deren Competenz ſich 
nicht eignet, demnach jenen Breit wegen Verlegung ber 
Amts⸗ und Dienftehre des Vürgermeiftes Schmidt in Aſ⸗ 
ſenheim, der Art begangen, wie diefes im aufgehobenen 
Urtheil enthalten ift, vor das Hofgericht in Gießen zu vers 
weiſen; 2) die beiden andern Inculpaten anlangend, Act 
zu ertheilen, daß man es der Weisheit des Hofs überlaffe, 
Die Krage zu entfcheiden, in wiefern durch die In der Denk; 
ſchrift vom 17. Detober gemachte Ausführung des In der 
N. DB. vom 9. October angegebene Rechtsmittel als aufs 
gegeben zu betrachten ift, oder nit; im erften Kall die 
M. B. zu vermerfen, im zweiten Fall diefelbe darum für 
begründet zu erflären, weil in dem vorliegenden Reat das 
Verbrechen der unerlaubten Befrelung eines Gefangenen 
nicht liegt, das angegriffene Urtheil fohin aus Diefem 
Grunde zu vernichten, in revisorio Recht fprechend , Die 
Snculpaten wegen Widerfeglichfeit gegen gewiſſe obrigfeit: 
liche Befehle, ſowie diefes im befagten Urtheil näher bes 
ſchrieben ift, vor das Landgericht Friedberg zu verweifen”; 
in Erwägung, daß die Angeklagten Bult und Wald unter 
der Beſchuldigung der auf unerlaubte Weife nerübten vor⸗ 
fäglihen Befreiung des verhafteten Angeflagten Breit, 
eventuell wegen Widerfeglichfeit gegen die Unordnung der 
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Obrigkeit, und der Angeklagte Breit wegen mit jener Bes 
freiung , eventuell Widerleglichfeit conneren Beleidigung. 
des Bürgermeifterd Schmidt in Bezug auf feine Dienfivers 
richtungen an einem Öffentlichen Drte und vor einer Öffents 
fihen Berfammlung vor die Affifen der Provinz Oberhefs 
fen zue Aburtheilung verwiefen worden find und ald Grund 
ihrer R. DB. angeben, daß fein zur Competenz der Affifen 
geeigneted Verbrechen vorliege; in Erwägung, mas die 
von der Staatsbehdrde angeregte Frage betrifft, ob durch 
die in der Rechtfertigungsfchrift gefchehene Ausführung 
das in der N. B. angegebenen Rechtsmittel als aufgegeben 
zu betrachten fey, diefe Frage verneint werden muß, da 
der Inhalt jener Schrift nicht der Art ift, daß daraus auf 
ein ſolches Aufgeben gefchloflen werden koͤnnte; in Erwaͤ⸗ 
gung, daß, In fomweit in der Redtfertigungsfchrift die 
Angeflagten behaupten, dad Ergebniß der geführten Uns 
terfuchung fey ein andered, ald das von dem C. ©. aufges 
ftellte, darauf feine Rückficht genommen werden fann, da 
es zur ausfchließlichen Competenz des C. ©. gehört, dar⸗ 
über zu erfennen, in Betreff welcher Thatfachen die ges 
führte Unterfuchung hinreichende Belaftungemittel geliefert 
hat, und fein Erfenntnig in diefer Beziehung feinem Res 
curd unterliegt; in Erwägung, daß der C. H. vielmehe 
bei Prüfung der erhobenen NR. B. ſich an die thatfächlichen 
Momente halten muß, melde in dem V. E. als fich aus 
dee Unterfuchung ergebend aufgeftellt find; in Erwaͤgung, 
daß, wenn man von diefen ausgeht, die Verweiſung der 
Angeklagten Vult und Wald vor die Alfifen als mit Recht 
geſchehen erſcheint (zwar foll der Angeklagte Breit, von 
deffen widerrechtlicher Befreiung es fich handelt, vor dem 
Grh. Bürgermeifter Schmidt in Affenheim nur wegen 
einer beabfichtigten Yolizeiübertretung verhaftet und in defe, 
fen Haufe gefangen gehalten worden feyn; allein das Ges 
ſetz unterfcheidet nicht zmifchen den Gründen der Verhaf⸗ 
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tung; es kann daher auch der Richter eine ſolche Unteres 
ſcheidung nicht machen und namentlich nicht die allgemein 
lautende Verfügung des Art. 197 des Et. ©. Bs. auf den 
Fall einer Verhaftung wegen eines bereitd begangenen Ver: 
gehend befchränfen); in Erwaͤaung, daß, was den Ans 
geflagten Breit betrifft, derfelbe nur wegen angeblicher 
Eonnegität des ihm zur Laft gelegten Verbrechens, das, 
für ſich allein betrachtet, nicht zur Competenz der Affifen, 
fondern zu der des Hofgerichts gehört, vor die Aſſiſen 
verwieſen wurde; in Erwägung jedoch, Daß keine der Bor: 
ausfegungen vorliegt, unter welchen der Art, 79 des Ges 
ſetzes Verbrechen als conneg erklärt, daher das V. €. in 
fofern zu vernichten ift, als darin der Angeflagte Breit 
vor die Affifen vermwiefen wurde und in revisorio derfclbe 
dor dab Hofgericht verwiefen werden muß, — hiermit zu 
Recht erkannt: 1) daß die N. B. der Angeklagten Vult 
und Wald old unbegründet zu verwerfen ſey; 2) daß das 
gegen das Urtheil des €. Ss. in fofern zu vernichten fey, 
ald darin Breit wegen des ihm in demfeben zur Laft gelegs 
ten Vergehens vor die Affifen vermiefen wurde, und in 
revisorio, daß derfelbe wegen diefes Vergehens, fowie 
es In dem Urtheile des C. Ss. aufgeftellt ft, vor das 
Sch. Hofgericht zur Aburtheilung zu verweiſen. 


XXIL. 
Sigung am 5. November. 

Der Tit. 16 des St. G. Bs. handelt In den Artt. 154 
— 163 ‚von dem Aufruhr und Auflauf” *%), ein Verbres 
chen, bad nad) Art. 11 des Geſetzes im Ganzen der Comes 
petenz des Schwurgerichts angehört. 

Molph Böhm und Zacod lin in Itter wurden 
wegen Theilnahme an einem in der Nacht vom 7. auf den 


48) Feuerbad a. a O. S. 350. 
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8. März 1849 ausgebrodenen Aufruhr durch Urtheil 
des Affifenhofs der Provinz Oberheſſen vom 31. Auguft 
1849 In Strafe und Koften verurtheilt. Sie ergriffen, das 
gegen die N. B., darauf antragend, das Urtheil nad 
Art. 270. Nr. 5 des Geſetzes zu caffiren, eventuell, fie 
von der ſolidariſchen Haftbarfeit für die Koftenantheile der 
übrigen Condemnaten zu entbinden. Der G. St. P. trug 
auf Verwerfung der N.B. an. Der C. 9. verwarf fie 
als unbegründet, in Erwägung: 1) daß fie auf Art. 270 
Nr. 5 geftügt werde, aber nur als gerechtfertigt erfcheinen 
würde, wenn die Handlung, welche nach dem Ausſpruch 
der Geſchwornen als erwieſen angefehen worden fey, nad 
dem Gefeg im Allgemeinen mit Strafe nit bedroht 
wäre; 2) daß diefer Fall nicht vorliege, indem die al6 ers 
wieſen angefehene Handlung allerdings unter den Begriff 
des Aufruhrs nach Art. 157. Nr. 4 des St ©. Be. #) 
fiele; 3) daß indbefondere der Verfuch des Nachweiſes der 
Strafloſigkeit auf den Grund hin, daß die Beſchwerde⸗ 
führer fi vor dem Eintceffen in Voͤhl fi von dem Zuge 
entfernt hatten, darum für mißlungen erachtet werden 
muͤſſe, weil, abgefehen davon, ob die Thatfache duch 
den Ausfpruch der Gefhmwornen für fefigeftellt zu erachten 
ſey, fie die Anwendung des Art. 155 des St. G. Be. *) 
ſchon darum nicht motiviren koͤnne, weil die wefentliche 
Unterftellung deffelben, das Aufgeben des ganzen 
Unternehmens, nicht eingetreten It, wie eine Vers 
gleihung des Art. 158 ergebe; 4) daß die Thatfache, die 
Beſchwerdefuͤhrer ſehen durch Bedrohung mit Zerſtoͤrung 
ihrer Wohnungen vermocht worden, ſich dem Zuge anzu⸗ 
ſchließen, in der Verhandlung nicht conſtatirt, namentlich 
weder von dem Aſſiſenhofe eine desfallſige Frage an die 
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Geſchwornen gerichtet, noch von ihrem Bertheidiger die 
Stellung einer folhen an die Geſchwornen veranlaft wor⸗ 
den · ſey; 5) daß, den Koftenpunft betreffend , die folidarts 
ſche Haftverbindlichfeit für die Unterſuchungskoſten nicht 
dadurch abgewendet werde, daß die Befchwerdeführer fich 
heimlid von dem Zuge wieder entfernt hätten, Indem 
dieſer mit allen übelen Folgen vor ſich gegangen, dieſes 
Ergebniß aber durch die Zufammentottung , resp. buch 
den Beitritt eines jeden Theilnehmers herbeigeführt, 
dagegen durch die heimliche Entfernung Einzelner nicht abs 
gervendet worden, die in dem urfprünglihen Reat lies 
gende Urfahe der Mitfhuld vielmehr beftehen geblieben 
und dadure der Ausſpruch der folidarifhen Haft für die 
verurfachten Unterſuchungskoſten gerechtfertigt ſey. 


XXI. 
Sigung am 5. November. 


Der Affifenhof der Provinz Starfenburg verurtheilte 
am 3. October den Joachim Berg von Lügelbadh wegen 
ausgezeichneten Diebftahls In eine Zuchthausftcafe von zwei 
Jahren unter Aufrechnung von drei Monaten der erftandes 
nen Unterfuhungshaft. Gegen diefes Erkenntniß ergriff 
der Verurtheilte die N. B., indem er darauf antrug: 1) dafs 
felde einfchlicglich des Ausfpruchs der Geſchwornen zu ders 
nichten und Anordnung weiteren Verfahrens zu treffen, 
geeigneten Falls au in Gemäßheit des Art. 280 ausjus 
fpreben, mas von dem Ausſpruch der Geſchwornen als 
entſchiedene Wahrheit anzufehen fey, oder menigftens 
2) das Urtheil aufzuheben, als Revifionshof in der Sache 
zu erfennen und eine mildere Strafe auszufprechen. Der 
©. St. P. trug auf Verwerfung der N. B., eventuell, 
wenn, mit Aufrechthaltung des Verdicts, wegen unrichtl⸗ 
ger Anwendung des Strafgefeges nur das Endurtheil cafs 
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firt werden follte, darauf an, das in den Artt. 280 und 
286 des Geſetzes vorgefchriebene Verfahren anzuordnen. 
Der €. 9. verwarf die R.B. als unbegründet. Wenn 
der Befchwerdeführer feine Beſchwerde auf Verlegung der 
Beſtimmung des Art.270. A.3. ftüge, fo liege ſolche nicht 
vor *), 1) weil die Geſchwornen die ihnen geftellte Frage 
ganz nad Vorſchrift des Art. 177 Ne. 2 des Geſetzes 
woͤrtlich dahin beantwortet hätten: „Ja, der Angeflagte 
iſt ſchuldig, das Verbredden mit allen Umftänden begangen 
zu haben, melde in der geitellten Frage enthalten find, 
aber es ift nicht erwieſen, daß er die Terzerole entroendet 
habe”, eine. Dunkelheit des Verdicts daher nur in dee 
Dunfelheit der geftellten Frage ihren Grund haben koͤnnte; 
2) der Vertheidiger die an die Geſchwornen gerichtete dem 
Anflageact wörtlich entfprechende Frage aber vor dem Vers 
diet weder beanftandet, noch einen Zufag zu ihr beantragt 
Habe, mozu er durch die Beſtimmung des Art. 170 des 
Geſetzes berechtigt und im Falle eines Zwelfels veranlaßt 
gervefen feyn würde; überdies 3) wenn gleich die Frage 
mittelft der Zuſatzworte: „durch ein von ihm gewaltſam 
geöffnetes Fenſter“ den nun erſt von dem Vertheidiger ers 
hobenen Zweifel abgefchnitten haben würde, ihe Sinn und 
Zweck doch nicht anders als dahin habe verftanden werden 
koͤnnen, ob die gewaltſame Eröffnung des Fenſters von 
dem Verurtheilten bewirkt worden ſey, weil nur diefer vor 
Gericht geftellt geroefen fey und es fi darum gehandelt 
habe, die erſchwerenden Umftände feiner verbrecheriſchen 
That zu ermitteln. 
Wenn der Befchwerdeführer feine N. B. aus der 
Beftimmung des Art. 270.A.5. herleite, fo fey eine Vers 





45) Cine entgegengefeste Entfcheidung des prev. Gaffationshofs 
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letzung derſelben nirgends erfindlih, indem, wenn man 
aud den Worten: „als das Gefeg nah der Natur 
des zu befteafenden Verbrechens beftiimmt” die weitefte 
Ausdehnung gebe, das Urtheil des Affifenhofs in Re. 1 
der Urtheilögründe die erfannte Strafe auf den durch ben 
Ausfpruch der Geſchwotnen hergeftellten Bereid eines dem 
BVeruetHeilten zuc Laſt fallenden „auögezeichneten” Dieb⸗ 
ſtahls gründe, der Art. 366. Nr. 1 des St. ©. Ds.) 
aber jeden Diebftahl für einen. ausgezeichneten erfläre, wel⸗ 
er entweder mit’äußerem oder innerem Einbruch oder 
durch Einfteigen von außen verübt worden fey, ein außs 
gezeihneter Diebftahl alfo auch durd das nicht bes 
fteittene @infteigen allein verübt werden fönne, und Art. 371 
des St. ©. Bs. *7) die Strafe diefed Diebftahle ohne Uns 
terſchied auf Eorrectionshaus von 1 — 3 odee Zuchthaus 
bis zu 10 Jahren ferfege, dieſes Strafmaag aber dur 
Zuerfennung des Zuchthauſes von zwei Jahren nicht über: 
f&ritten worden ſey. 


XXIV. 
Sitzung am 19. November. 


Der €. ©. des Hofgerichts der Provinz Oberheſ⸗ 
fen verwies am 4. Dctober vier Einwohner des Orts Pats 
terweil wegen Anſchuldigung der Verlegung der Amtes und 
Dienftehre eines Geiſtlichen vor diefen Gerichtshof. Sie 
ergriffen die N. B., weil die Thatſachen, welche durch dab 
Verfahren ermittelt worden feyen, Fein Vergehen bildern. 
Der ©. St. P. beantragte, die N. B. als unzuläffig zu 
verwerfen. Der €. 9. verwarf fie ald unftatthaft: De 
durch das Gefeg das Strafverfahren in allen an die Hof⸗ 

4) Feuerbach a. a. O. ©. 280 
"N generbach a. a. O. 
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und Landgerichte gehörenden Sachen nicht ‚berührt werden 
ſolle, fo höre feine Anwendbarkeit auf, fobald eine Vers 
weifung vor ein ſolches Gericht eintrete und in der im 
Art. 82 feftgefegten Friſt feine Befchwerde aus dem 
Grund erhoben werde, weil die Sache zur Eompetenz der 
Afüfen gehöre; wenn daher der Art. 261 Nr. 2 auch dann 
eine N. B. geftatte, wenn die dem Angeklagten zur Laft 
gelegte Handlung gar fein Delict fey, fo koͤnne dieſes 
nur von dem Fall einer Berweifung vor die Affifen vers 
fanden werden. 


v 


XXV. 
Sitzung am 3. December. 


Das St. G. B. verordnet Tit. 3 „Bon den Fällen, 
in welchen Feine Beftcafung ftattfindet” im Art. 54, daß 
in allen Fällen, in welchen der zweite (befondere) Theil 
das Verfahren von der Klage des Beſchaͤdigten abhängig 
made, eine ſolche Klage duch Verzicht des VBelbädigten 
aufgehoben werde, und fügt im Art. 55 hinzu, daß jener 
Verzicht bis zur erſten gerichtlichen Vernehmung des Anges 
f&uldigten zuläffig fey, in fofeen nicht in feinem zweiten 
Theil bei eingelnen Verbrechen oder Vergehen ein weiteren 
Zeitraum beftimmt fey °°). In feinem zweiten Theil hans 
delt das Geſetzbuch Tit. 57 (Artt. 308 — 321) „von den 
Angriffen auf die Ehre”, im Art. 319 verordnend: „Ver⸗ 
laumdungen und Beleidigungen fönnen nur auf Klage 
des Beleidigten beftraft werden, mit Vorbehalt des Vers 
fahrene von Amtswegen gegen die etwa dabei zugleich vors 
gefallenen Störungen der Öffentlichen Ruhe und Ordnung, 
Zurücnahme der Klage ift bis zu rechtskraͤftig gewordenen 
Eckenntniſſe geftattet.” 
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Am 26. October follte vor den Affifen der Provinz 
Oberheſſen die Anklage gegen vier Perfonen, beſchuldigt, 
die Amts⸗ und Dienftehre des Buͤrgermeiſters Gerlach in 
Sellinghaufen verlegt zu haben, verhandelt werden. Bel 
Eröffnung der Eigung erflärte der Legtere, auf die Ans 
Plage verzichten zu wollen, wenn die Angeklagten die Koften 
Übernähmen und erflärten , Daß fie die beleidigende Angabe 
als unmahr twiderriefen, und ihr Bedauern, fie gemacht 
zu haben, ausſproͤchen. Die Angeflagten genügten dies 
fem Verlangen, morauf fie der Aſſiſenhof auf Grund 
des Art. 319 des St. ©. Bs. von der Anklage entband, 
indem er fie zur Koftenerftattung verurtheilte. Gegen 
diefes Erkenntniß ergriff der Staatsanwalt auf Grund des 
Art. 270 B. pos. 2 des Gefeged die N. B. Der Aſſi⸗ 
fenhof habe hier mit Unrecht den Art. 319 des St. S. Bs., 
der nur von Privatinjurien rede, als auf die Verlegung 
dee Amts und Dienftehre anmendbar erflärt; er 
hätte vielmehr den Art. 55 deſſelben anwenden müflen, der 
einen Verzicht auf die erhobene Klage nur bis zur erften ges 
richtlicden Vernehmung des Angeklagten Raum gebe. 

Der €. H. verwwarf die N. B., weil jener Art. 270, 
der im Eingang ausdruͤcklich hervorhebe, daß Nichtigfeitds 
beſchwerden nur unter den in denfelben bezeichneten Vor⸗ 
ausfegungen ftattfinden follten, fie nicht eincäume; der 
Staattonwalt besiche fib mit Unrecht auf Lit. B. Pof. 2, 
weil hier von einem Fall die Rede fey, der von dem vor⸗ 
llegenden weſentlich verſchieden wäre. 

De ©. St. P. hatte Darauf angetragen, die Be 
ſchwerde als unzuläffig zu verwerfen, aber diefem Anteage 
in Gemäßheit des Art. 259 des Geſetzes ein Requifitorium 
angefnüpft, indem er beantragte, das Erkenntniß deb 
Aſſiſenhofs, ſoweit es die Angeklagten, auf Grund des 
Verzichts des Klägers in der Eigung von der Anklage ents 
bunden habe, als auf einer Verlegung des Art. 55 det 
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St. G. Bs. und uͤbler Anwendung des Art. 319. Gag 2 
deſſelben beruhend, im Intereſſe des Geſetzes zu 
caſſiren. 

Der C. H. erkannte dahin, daß in Gefolge dieſes 
Requiſitorlums, das nach Pof. 3 deg Yet. 259 des Geſetzes 
zulaͤſſig ſey, das Urthell des Aſſiſenhofs als auf einer Vers 
letzung des Art. 55 des St. G. B. und uͤbelen Anwendung 
des Art. 319. Sag 2 deſſelben beruhend, im Intereſſe 
des Befeges zu caffiren ſey. Dieſes Uctheil hob her⸗ 
vor, in dem Tit. 20 des St. ©. Bs. („von Verlegung 
der Amts⸗ und Dienftehre”) komme zwar eine gleiche Bes 
ſtimmung, wie die im Art. 319, nicht vor; aber die Vers 
legung der Amts: und Dienftehre fey nach der beftimmt 
aus geſprochenen Meinung des Geſetzgebers nur als eine 
befondere Art des im Tit. 37 verpönten Angriffs auf die 
Ehre überhaupt zu betrachten, fo daß die allgemeinen, ſich 
auf alle Arten von Ehrenfränfungen beziehenden Beſtim⸗ 
mungen, aud auf den Tit. 20 zu übertragen feyen; da 
nun der Art. 319 offenbar zu denfelben gehöre, fo muͤſſe 
auch bei Verlegungen dee Amtes und Dienftehre Zuruͤck⸗ 
nahme der Klage bis zur Rechtskraft des Erkenntniſſes ges 
ſtattet ſeyn. Dieſer Erwaͤgung des Affifenhofs gegenüber 
komme, indem allerdings die Verletzungen der Amts⸗ und 
Dienſtehre zu den Injurien gehoͤrten, in Betracht, daß ſie 
nicht ſowohl einen Angriff auf die beleidigte Perſon, als 
vielmehr auf den öffentlichen Dienſt ſelbſt und mittelbar 
auf den Staat enthielten, daher man, wie aus dem Bes 
richte der Ausſchuͤſſe der beiden Kammern der Stände über 
den Entwurf des St. G. Bs. und aus den Verhandlungen 
der Staͤnde über ihn hervorgehe, dei ihnen die Grundfäge 
über Privatinjurien nit füc im Allgemeinen anwendbar 
erachtet Habe, fie mit diefen Daher nicht zufammengeftellt, 
fondeen als befondered Vergehen behandelt und Ihnen einen 
eigenen Titel (20) angewieſen habe; fo könnten aud, in 
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fofern es fib von der Anwendung einer Etrafbeftlimmung 
diefes Titels handle, die Beftimmungen des Tit. 37 nicht 
unbeftimmt Heruntergegogen und auch in Betreff der Zus 
ruͤcknahme der Klage nicht der Art. 319 angewendet wers 
den, es müfle vielmehr, da in dem Tit. 20 feine Aus⸗ 
nahme gemacht werde, bei der Regel des Art. 55 bleiben, 
wonach der Verzicht auf die Klage nur bis zu der erfien 
gerichtlichen VBernehmung des Angeſchuldigten zuläffig fey, 
wobei no in Betradt fommen müjle, daß in Gemaͤßheit 
des Art. 190 *?) die Beftrafung der Verlegung der Amts⸗ 
und Dienftehre auch von der dem Beleidigten vorgefeßten 
Behörde verlangt werden fönne; Hiernach müfle die beans 
teagte Caſſation im Intereffe des Geſetzes ausge 
fprochen werden ıc. °®), 


XXVI. 
Sigung am 4. December. 


Der E. H. des Hofgerichtd der Provinz Starfenburg 
hatte einen Einwohner von Eeligenftadt beſchuldigt, der 
Verbreitung des Hochverraths und der Gefährdung der 
Rechte des Großherzogthums mittelft angefangener Vers 
feitung von Militairperfonen zur Defertion und Widers 
fegung gegen ihre Vorgefegten, durch Urtheil vom 25. Sep⸗ 
tember vor die Affifen verwiefen. Der Angeflagte ergriff 


49) „Die Verlegung der Amts» und Dienftehre darf nur auf 
Klage des Beieidigten oder auf Verlangen der ihm vorgefeßs 
ten Behörde beftraft werden.” 

50) Vergl. Archiv für das Civil» und Criminalrecht d. Preuf. 
ARheinprevinzen, Bd. 43. Köln 1848. Abıb. 2. S. 21 —3. 
Höchfter a. a. O. S. 549. 550. Köftlin, Das Geſchwornenge⸗ 
richt für Nichtjuriſten. Zub. 1849 S. 213. Braun, Hauptfnucke 
des öffentlich⸗ mundlichen Strof⸗Verfahrens ꝛe Leipzg 1845 
©. 120. 121. Königsmwarter, Wichtige Frage der frans 
zöfifchen Griminaliprocedtur in Bezug auf das Geſchworncn⸗ 
gericht (S. 205 — 218 des 13. Bandes der Kıitifchen Bıits 
ſchrift fur Rechtswiſſenſchaft und Gefiggebung des Auslandes. 
Heidelb. 1841). 
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die R. B. De G. St. P. trug Darauf an, fie als undes 
geüundet zu verwerfen. Der C. H. that diefes: in Erwaͤ⸗ 
gung, daß der Vertheidiger bie N. B. durch die Ausfühs 
rung zu begründen fuche, die incriminiete Handlung bilde 
feine Uebertretung des Strafgefeßed, daß aber nach deu 
bier allein entfcheidenden factifchen Annahme das V. &. des 
€. Ss. mit Recht eine Uebertretung der Artt. 129 u. 1319), 
eventuell des Art. 144. Pof. 3 2) des St. G. Bs. anges 
nommen habe. Was die meitere N. B. wegen der Vers 
haftung des Angeflagten betreffe, fo verdiene fie feine Bes: 
ruͤckſichtigung, weil fie bei der Einwendung des Rechts⸗ 
mittels nicht geltend gemacht worden fen und fie feine Stäge: 
im Art. 261 des Geſetzes habe. " 


XXVI. 

Sigung am 10. December. | 
Das In diefer Sigung auf Erhebung der R.B. gegen. 
dad Urtheil des Affifenhofs der Provinz Starfenburg vom: 
10. October erlaffene Erfenntniß des €. Hs., wodurch Dies. 
ſes Urtheil caffiet ward, Habe ich im erften Band des 
Jahrg. 1850 der Zeitſchrift: Der Gerichtsfaal, S. 537 fg. 
unter der Auffcheift: „Der Rahmen des Verweiſungs⸗, 
urtheils und des Anflageacts ald Rahmen der Stellung der 
Fragen an die Geſchwornen“ mitgetheilt, Daher ich der 

Kürze halber dahin verweiſe. 


XXVIIL ® 
Sigung am 10. December. 
In der bereits unter Ne. XXI. gedachten Straffache 
tourden die Angeffagten Vult und Wald durch Erkenntniß 


51) Die Artt. 129— 139 gehören dem Tit. 12: „Nom Hochver⸗ 
zathe und Landesverrathe” an; ſ. Feuerbach a. a. O. 
©. 279. 


Der Zit. 13: „Bon der Gefährdung der Rechte und Ver⸗ 
(tniffe des Großherzogthums in Beziehung zu anderen Staa⸗ 
ten” umfaßt die Artt. 140 — 146. 


Archiv d. Gr. R. 1851. IV, ©t. e 
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des Aſſiſenhofs vom 10. Novbr. wegen Widerfegung gegen 
die Obrigkeit ®) in Strafe verurtheilt; fie ergeiffen dagegen 
die N. B. Der ©. St. P. trug darauf an, fie als unbes 
gründet zu verwerfen; das Erkenntniß des C. H6. fiel dahin 
aus: Die erfte Beſchwerde ftügten die Befchwerdeführer auf 
den Act. 270 Lit. A. 5 des Gefeges; da die Geſchwornen 
die Hauptfrage verneint und auch in der Antwort auf die 
eventuelle Frage den Umftand, daß fie mit einer großer 
Menfhenmenge vor dad Haus des Bürgermeifterd Schmidt 
in der Abſicht gezogen feyen, um den verhafteten Breit 
zu befreien, hinweggeworfen hätten, fo bleibe nur ein 
Auflauf und Ausdruck der Mißbilligung und der Proteftas 
tion gegen das vom Bürgermeifter gegen Bteit eingehaltene 
Berfohren; da nun hierin feine ftrafbare Handlung liege, 
fo habe der Affifenhof mit Unrecht eine Strafe ausgefpros 
en. Die zweite Beſchwerde leiteten die Befchmerdeführer 
aus Act. 270. A. 3 des Gefetzes her; jedenfalls fey der 
Ausſpruch der Geſchwornen undeutlih und in ſich ſelbſt 
widerſprechend, da fie in ihrer Antwort auf die ihnen vors 
gelegten Fragen die Anklage der Befreiung des Breit weg⸗ 
gervorfen hätten, damit aber in Widerſpruch ftehe, 
dag noch eine Widerfegung gegen die Aufcechthaftung 
der Verhaftung ftattgefunden haben fole. Der €. 9. 
motiviete die Verwerfung diefer beiden Beſchwerden das 
mit: Da e6 in dee eventuellen, den Geſchwornen vors 
. gelegten Frage heiße: „Sind die Angeflagten ſchul⸗ 
Sg, auf die. angegebene Weife ſich der Anordnung der 
Obrigkeit woiderfegt zu haben ?” fo müffe es fo angefehen 
werden, old ob ſaͤmmtliche in dee Hauptfrage enthaltenen 
Thatfachen auch In der eventuellen Frage enthalten feyen, 





88) Der die Artt. 172— 181 umfaflende Zit. 18 des St. @. De 
hantelt „Won der Witerfegung und von dem Ungehorfem 
gegen gewiſſe obrigkeuliche moen.“ 
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mit Ausnahme der in der Hauptfrage aufgeführten Bes 
feelung aus der Haft; daß die Geſchwornen gleichfalls 
hiervon ausgegangen ſeyen, bewelſe der Umftand, daß fie 

. In ihrer Antwort auf’ die eventuelle Frage die in diefer 
nicht woͤrtlich wiederholte Thatſache aus der erften Frage, 
daß die Angefchuldigten mit einer großen Menfhenmenge 
vor das Haus des Bürgermeifterd gegogen feyen, um den 
verhafteten Breit zu befreien, hinmeggeworfen; dennoch 
blieben aber nad Obigem in Gefolge der fonftigen Bejas 
Hung der eventuellen Frage immer nachfolgende Thatfachen - 
ſtehen: dag die Verurtheilten aus der färmenden, vor 
dem Haufe des Bürgermeifters zufammengerotteten Menge, 
welche die Freilaſſung des Breit aus der Haft unter der 
Drohung verlangten, fonft dem Bärgermeifter die Fenſter 
einzuſchlagen, oder überhaupt deſſen Haus zu beſchaͤdigen, 
ebenfalls den Breit meinend, riefen: „Heraus muß er!” 
oder doch wenigftens ebenfalls laͤrmten und ſich dadurch der 
Anordnung der Obrigkeit widerſetzten, fo daß der Buͤr⸗ 
germeiſter die von ihm angeorbnete Verhaftung nicht aufs 
recht erhalten konnte; hlernach fey der Ausſpruch der Ges 
ſchwornen deutlih und nicht widerſprechend; und die 
Reben gebliebenen Thatſachen bildeten offenbar das In dem 
Artt. 172 u. 173 des St. G. Bs., die der Affifenhof ans 
gervendet habe, vorgefehene Vergehen. 

Die Verurtheilten hatten, geftügt auf Urt. 270 
Lätt. A. 2, eine weitere Befchwerde echoben. Ihr Vertheis 
Diger habe am 4. November den Präfidenten des Affifens 
hofs erfucht, in Gemäßhelt der Artt. 95 u. 145 des Ge⸗ 
feges die Vorladung noch melterer Zeugen zu verordnen, 
durch welche ihre völlige Unſchuld dargethan werden fönne; 
indeſſen ſey Feine Verfügung erfolgt und fo fey die Abhoͤr 
dieſer Zeugen unteeblieben. Der C. S. erfannte an, daß 
fi in den Weten allerdings eine Verfügung des Präfidens 
ten auf jenes Geſuch nicht finde, ſprach fi aber dahin 
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aus, daß die angerufene Beſtimmung, der ganzen Abfaſſung 
des Act. 270 Litt. A. nach, nur von Gefuchen;und Antroͤ⸗ 
gen zu verftehen fen, die während der mündlichen Ver⸗ 
handlung an den Affifenhof gerichtet würden. 





Schon oben hob ich hecvor, daß von diefen 28 Er⸗ 
kenntniſſen des C. Hs. 18 gegen Urtheile des Criminals 
ſenats, 10.gegen Urteile des Affifenhofs gerichtet waren. 

An zehn Sachen ergeiff der Angeflagte (die 
Angeklagten) , in acht der Staatsanwalt de N. B. 
gegen das Erfenntnig des Eriminalfenate. Gegen 
Erkenntniſſe des AffifenHofs ergriff die N. B. der 
Angeflagte inneun Fällen, der Staatsanwalt in 
einem Fall. 


Bon den zehn Fällen, in melden der Angeflagte 
die N. B. gegen das Urthell des Criminalſenats ers 
geiff, gehören neun zu denen, in welchen das Rechtes 
mittel verworfen ward. In einer Sache wurde die 
N. B. zweier Angeklagten verworfen, während die des 
dritten Angeklagten für begründet erachtet ward. Die 
acht Nichtigkeitsbeſchwerden des Staatsanwalts wur⸗ 
den ohne Ausnahme verworfen. 


Von den 9 Fällen, in denen der Verurtheilte 
die Nichtigkeltsbeſchwerde gegen das Erfenntnig des Afs 
fifenHofs ergeiff, gehören fieben zu denen, in wel⸗ 
Sen dieſe verworfen ward; in einem Fall verzichtete 
der Verurtheilte auf das Rechtsmittel; einmal wurde cafs 
fiet. In dem einen Zall, in weldem der Staatss 
anwalt die N. B. ergriff, wurde diefe verworfen, 
während auf den Antrag des Generalftaatsanwalte" im 
Intereffe des Gefeges caffiet ward, 
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Vergl. in ftatiftifcher Beziehung Schletter: Der 
Öffentlich » mündliche Strafprogeg in Deutſchland. Erſter 
Theil: Die cheinifpe Gerichtsverfaſſung und das cheinte 
ſche Strafverfahren. Wltenburg 1847, &.X: Der Caſ⸗ 
fationshof, und Beil. Nr. IX: Die Gefhäftss 
thätigfeit des Pariſer Caſſationshofes in 
Griminalfaben. ©. auh noch: Gerihtsfaal, 
Jahrg. 1850, Bd. 1. S. 300, Anmerf. 
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XXI. 
Beiträge 
zur Lehre von der Anftiftung zum Verbrechen. 


Bon 


Heren Dr. F. Roßhirt, 
Sch. Badifhem Hofgerichtsaffeffor zu Mannheim. 


Wenn es der Rechtfertigung bedarf, daß die Frage von 
der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit des Anſtifters zum 
Verbrechen in dieſem Aufſatze einer erneuten Pruͤfung un⸗ 
terzogen werden ſoll, obgleich ſich in letzter Zeit ausgezeich⸗ 
nete Kräfte mit derſelben beſchaͤftigt haben 2), fo möge 
dieſe Rechtfertigung einestheild in der Wichtigkeit und 
Schwierigkeit der Materie, melche mehrfache Erörterungen 
nicht als überflüffig erfcheinen laffen dürfte, anderntheils 
in dem Umftande gefunden werden, daß ſich die neueren 
Arbeiten über die gedachte Frage meiftens nicht ausfchliehs 
lih mit derfelben befchäftigen, fondeen diefelbe nur im 


1) 3: B. Bahariä (vom Verſuche der Verbrechen), Luben 
(Abhandlungen aus dem gem. D. Strafrechte), Kitla (über 
das Sufammentreffen mehrerer Schuldigen bei einem Berbre⸗ 
hen), Köflin neue Revifion der Grundbegriffe des Gris 
minalrechts), Berner (die Lehre von der Theilnahme am 
Verbrechen), Dittermaier (in dieſer Zeitfhrift IL &. 138 
u.fs.), Sepp (daf. M. 3. 1846. ©&. 313 fg.; 1848. &. 288 
u. f9.), Baharid (daf. 1850. ©. 205 u. fg.). 
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Verlaufe der Betrachtung umfaſſenderer Theile des Rechtes 
ſyſtems zue Sprache bringen, und ihr deshalb natürlich 
nicht die nöthige allfeitige Anfhauung zu Tell werden” 
laſſen fonnten. Der-vorliegende Auffag wird es fi übers 
dies vorzugsmeife zur Aufgabe machen, auf die bei dem 
jetzigen Stande der Strafcechtswiſſenſchaft vor Allem ins 
Auge zu faffende Thätigfeit der Gefeggebung die gebührende 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

Ungeadtet die vorliegende Frage ſchon in gar dies 
Ten Beziehungen ftreltig geworden ift, und zu den verfchles 
denften Anfichten Anlaß gegeben hat; fo dürften doch 
nit alle philoſophiſchen Strafrechtoſyſteme und alle pofitls 
ven Rechte darin übereinfommen, daß der Anftifter einer von 
einem Andern verübten ftrafbaren That ftrafbar ſeyn 
muͤſſe. Nicht zu überfehen iſt, daß diefer Sag, welchem 
allgemeine Anerkennung vindicirt wird, lediglich die Steafs 
barkeit der Anftiftung zu einer in Folge dieſer Anftiftung 
veräbten frafrechtlid verbotenen That im Auge habe; 
denn über die Verantwortlichkeit und Strafwuͤrdigkeit des 
Anftifters in dem Zalle, in welchem der Anftiftung eine 
ſtrafbare That nicht gegenüberfteht, herrſchen fehr verfchies 
denartige Meinungen. In dem vorliegenden Auffage ſoll 
nun von dieſem zufegt erwähnten Falle abgefehen werden. 
Vielleicht ift e8 dem Verfaſſer vergönnt, denfelben, da er 
von hoher Wichtigkeit ift, demnaͤchſt bei einer andern Ge⸗ 
legenheit zu bearbeiten. Was nun, um auf das Thema 
dleſer Zeilen einzugehen, dad gemeine Deutfche Recht vers 
langt, deſſen nicht ſowohl feiner yegt faſt aufgehobenen prafs 
tiſchen, als feiner Hiftorifhen Bedeutung, ſowle des Eins 
fluſſes Halber, den unbeſtreitbar feine Sagungen und 
Bearbeitungen auf alle Geſetzgebungen der neueften Zeit 
Hatten, vor Allem Erwähnung gethan werden muß; fo 
‚Findet fi der erwähnte Hauptfag von der Strafbarkeit der 
Anfiftung einer verübten That in einer Menge Römifcher 
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Geſetzesſtellen ausgeſprochen?). Bei Durchgehung diefer 
Stellen draͤngen ſich indeſſen zweierlei wichtige Bemerkungen 
auf. Die eine geht dahin, daß die Stellen jemals den 
Anſtifter zum Verbrechen ſelbſt, den ſ. g. intellectuellen 
Urheber, und den bloßen Gehilfen auf eine gleiche Stufe 
ftellen; die andere dahin, daß fie diefen Anftifter dem 
Gehilfen und dem Thäter gleich behandeln. Erfteres 
erfieht man daraus, daß nirgends ein Unterfchied zwiſchen 
Urheber und Gehilfen gemacht, vielmehr unter den Wor⸗ 
ten „cujus opera consilio — ope consilio” etc. jemals 
zweifellos Sowohl der phufifche und intellectuelle Gehilfe, 
als der f.g. intellectuelle Urheber begriffen wird. Letzt e⸗ 
res zeigt ifih darin, daß in den Gefegesitellen, wenn fie 
von einem delictum privatum handeln, allen den gedach⸗ 
sten Theilnehmern mit der Delictöflage gedroht wird, daß 
Dagegen, wenn von einem crimen publicum die Rede iſt, 
die gleiche Wirkfamkeit des Strafgefeges auf alle jene 
Thellnehmer ausgedehnt wird 3). Uebrigens haben wir 
auch directe Ausfprüche für die Gteichftellung des Anftifs 
ters mit dem Thäter z. B. in der 1. 15. D. ad leg. Corn. 
de sic. (48.8). Es mird fich fpäter fragen, ob und ins 
solefern die Römifchen Grundfägße ald in das gemeine 


2) $.10. 11. J. de obl. quae ex del. (4.1); $. 11. 3. de injur. 
(4. 4); 1. 36 pr. 1. 50. $. 1—4 D. de furt. “. 241 
$. 8. D. de incend. (47. 9); 1. 11 pr. $. 3. 6. 1. 15 8. 10 
D. de injur. (47. 10); 1. 5. D. de extraord. crim. (47. 11); 
1.1.8.1 ‚1 3. D. ad leg. Jul. maj. (48. 4); 1. 12. D. ad 
leg. 5) ae adult. (18. —8 4. 7 D. ad l. J. de vi publ. 
(48. 6 3.8. 4. D. ad leg. Corn. de sic. (48, 7* 
1. 16. 35 i 38. 6.2. 2 “ie poen, (48. 19); 1. 169. D. de. 
J. (80. 17); 1. 5. Cod. de accns. (9.2); 1. 5. Cod. si reus 
vel accus, (9. 6). 


. 3) Alles dies erklärt fih aus dem befannten fubiectiven Sefichts⸗ 


punkte des Römifchen Rechts. Luden von Verſuche ©, 298. 
238; vom Thatbeſtande ©. 342. 
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Deutſche Recht übergegangen betrachtet werden können ?). 
Das Eanonifche Recht berührt, wenn e8 gleich in 
andern Beziehungen dem fubjectiven Gefihtspunfte des 
Roͤmiſchen Rechtes untreu zu werden ſcheint z. B. inc. 6 
X. de homicid. (V.12), ganz ausdrudlich die Frage über 
das Verhaͤltniß der Strafbarkeit des Anftifters zu der des 
Thäters nicht. Doch ift ſoviel fiher, daß auch diefes 
Recht c. 1 de homicid. in VI. (V. 5) die Strafwuͤrdigkeit 
des Anſtifters befonders anerkennt. Die P. 9. © O. 
äußert ſich nur ſehr mangelhaft bezüglich der Anftiftung. 
Im Urt. 40 („von genugfamen Verdacht derjhenen, fo 
Räubern oder Dieben helffen”) erflärt fie es für eine zur 
peinliden Frage genügende Anzeigung, „ſo jemandts den 
thetteen — förderung, radt, oder Beyſtand thut”;z 
im Art. 49 (‚fo der gefragt Verreterrey bekent“) verords 
net fie, den Gefangenen zu befragen, „ter ihn darzu bes 
ftelt, und was er darumb entpfangen, auch wo, wie 
und wann ſolchs befchehen fey und was ihn darzu verur⸗ 
ſacht habe”; nach Art. 59 fol der‘, welcher Vergiftung 
befennt, befragt werden, „wer im darzu geholffen oder 
geraten habe”. Wenn diefe im procefualifchen Theile 
befindlichen Stellen auch feine beftiimmten Anhaltspunfte 
zu gewähren im Stande find; fo zeigen fie doch, role die 
P. G. O. felbft ohne ein allgemeines Strafgefeg hierüber, 
die intelleetuelle verbrecherifche Wirkſamkeit ald ftrafrechts 
fih verfolgbar anfieht, und daß diefelbe auch hier ſchon 
den intellectuellen Urheber (Art. 49 „beſtelt“) vom intellecs 
tuellen Gehilfen (Art. 40.50) In den Ausdrücken unterfchels 
det. Der gleiche allgemeine Gedanfe ergiebt fi aus dem 


4) Das ältere einhbeimtfhe Recht (z. B. Lex Fris. Il. c. 1. 
1. Wisigoth VI. 5. $. 12) fcheint im Zalle eines im Auftrage 
eines Andern verübren Mordes den Auftraggeber unbedingt 
gelinder beftraft wiffen zu wollen, als den beauftragten Shäs 
ter. Luden vem Def. ©. 260 fgg. 
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defannten Yet. 148, in welchem es unter Anderm heißt: 
„Aber der ander bepftändter, helffer, und urſacher 5 
ſtraff halber, von welchs handt obbeftimmter maßen der 
entleibt nit tödtlich verlegt worden iſt, — follen die Urs 
theilee — Raths pflegen” 8). Die Hauptftelle unferer 
Lehre ift der Art. 107 der P. H. G. O., welcher, wenn 
er gleich nur von einem fpeciellen Falle Handelt, doch, wie 
man wenigfteng ſchon der Wortfaffung nad annehmen muß, 
wie aber von mancher Seite nicht zugegeben werden will, 
das Princip der gleichen Strafbarkeit des Anftifterd und 
des Thaͤters enthält. Die Redeweiſe der Geſetzesſtelle 
„darzu anrichtet“ ähnlich der im Art. 49 („beftelt”) 
beweiſet Hinlänglih, daß die P. G. D. unter Abweichung 
vom Römifhen Rechte die Anftiftung im eigentlichen 
Sinne von der Beihilfe unterfcheidet, welche letztere fie im 
Art. 177 behandelt und bezüglich deren fie, vom objectiven 
Geſichtspunkte des Deutfchen Rechte ausgehend, mildere 
Beſtrafung ordnet *). Ä 


5) Wenn gegen die Anfıht Heffter’s, Lehrb. 6. 83. Mote 4, 
daß fih das Wert „„Urfacher” auf die Anftiftung beziehe, gel⸗ 
tend gemacht worden ift, daß dies darum nicht der Fall 
ſeyn Eönne, weil fi die ganze Phrafe nur auf die thätige 
mis den Händen geleiftete Hilfe Geziche, fo fcheint dies nicht 
rihtig zu feun; denn es ift ja hier gerade von denjenigen 
Derfonen die Rede, von denen der Entleibte nicht rdtlich 
verlept worden iſt, bezüglich deren alfo eine unmittelbare 
zonf he Beiwirkung nicht nachgemwiefen if. ©. L uben vom 

erf. S. 442 Note 1. Uebrigens heißt es in der dort abges 
drudten Stelle des Art. 148 „mit“ flatt „nit“. 

6) In der Meichberecutionsordnung v. 1555 6. 43 iſt der „Au⸗ 
fänger, Urfacher und Aufwiegler” neben einander gebdadt- 

7) „Wo aber enner durch feinen falfchen eyde jemand zu vein⸗ 
licher ſtraff ſchwüre, derfelbige ſoll mit der peen, die er felſch⸗ 
U auf einen andern ſchwüre, geftrafft werden. Wer fold 
falſch ſchwsren mit wiffen fürſetlich und arglis 
ſtilich darzu anrichter, der leidet gleich pyeen.” 

8) D6 der Art. 177 nur phufifche Theilnahme im Auge Habe, 

wie Enden Berl. &. 441 glanbt, oder ob er fich auch anf 
die intellectnelle Beihilfe beziehe, ft für uns gleichgültig. 
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Nachdem man auf den Grund der bisher angedeutes 
ten Geſetzesauslegung feit langer Zeit anzunehmen gewohnt 
war, der Anftifter ftehe in der Regel dem Thäter in der 
Strafbarkeit gleich, Haben ſich in neuerer Zeit fehr gewichs 
tige Anſichten gebildet, die, von der alten Lehre abweichend, 
fowohl dem gemeinen Rechte in der fraglichen Beziehung 
eine neue Wendung zu geben geeignet waren, als auch auf 
die Geſetzgebung den bedeutendften Einflug gewannen. 
Dahin gehört vor Allem die Anſicht Mitterm aier's, wo⸗ 
nad den Anftifter in dee Regel eine mildere Strafe 
treffen fol?) als den Thäter. Zunächft gründet fich diefe 
Anficht darauf, daß eine Gleichftellung des Anftifters mit 
dem Thäter meiftens der ratur der Sache miderfpreche, 
weil dem bei uns durchaus einheimifchen objectiven Geſichts⸗ 
punkte nach der dem Anftifter zur Laft fallende böfe Wille 
unmöglich der That felbft gleichgeftellt werden fönne, und 
weil außerdem die Vollführung des Verbrechens felbft 
ginen viel böferen Willen beurkunde, als die mit bloßen 
Worten zu begehende Anftiftung. Die pofitiven Normen 
des gemeinen Deutfchen Rechtes befeitigt Mittermaier 
dadurch, Taf er dem Römifchen Rechte, ale von dem nicht 


Doch dürfte, wenn aud der fonft (Artt. 40. 50) mit der 
phuflfchen Beihitfe aufammengeftellte Rath Im Art. 177 nicht 
Befonders angeführt wird, bie allgemeine Zaflung („„— förbes 
zung, wie das alles namen hat”) zumal im Hinblick 
auf die im Nömifchen Rechte beliebte ganz ähnliche Zaffung 
„opo, consllio, opera consilio” ®. dgl. für das Leßtere fpres 
hen. Daß aber der Art. 177 wicht auf die Anftiftung gebe, 
wie Abegog Lehrb. ©. 113 anzunehmen fcheint, dürfte aus 
dem Wortlaute derfelben beſtimmt zu entnehmen feyn. 

9) Mittermater fagt, der Gap der gleichen Strafbarkeit 
folle nur ausnabmsmweife dann gelten, wenn der Urhe⸗ 
ber allein ein Intereffe am Verbrechen babe, den Thater 
dies als Werkzeug brauche, we die Art ber Thaͤtigkelt 
des Anſtifters und alle anderen Nebenumftände das Daſeyn 
des eingewurzelten fortwährend wirkenden böfen Borfages 
bewiefen, und wo bei dem Urheber die nämlichen Mertmale 
vorhanden fenen, welche die volle Strafwürdigkeit des Thaͤ⸗ 
ters zu begründen vermöchten. 
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mehe gurizen tubıccicen Gektrövunfre ausschent, bezuͤg⸗ 
lich des Gtades der Strrstbarfer Eine enticheidende Bis 
fung mehr kuılzate, daf er ik aut das Tanoniiche Recht 
in dem oben angeführten e. 6. \. 1. X. de homic., welches 
aber in ter That, wir uns ichtint, einen andern Koll, aß 
den ter Antırtuna, ver Augen bit, direct tür ſeine Anſicht 
beruft, und dab er endich den Ic. 107 der P. G. O. 
auf ten Fall des Meineids beichankt wiñen will. Luden!) 
ſtellt dieſelde Ant aur mie Wittermaier, jedoeh 
aus vollfommen verſchiedenen Gründen. Er fann näms 
lich, wie ih aus dem ren ıhm uͤder tie Lehre von 
der Theilnahme überhaupt aufgeſtellten Syſteme ergiebt, 
in einer intellectuellen Theilnahme immer nur eine mildere, 
als tie That ſelbſt zu beſtrafende Nebentheilnaehme fins 
Den, weil ja niemald durch den intellectuclien Theilnehmer, 
fey es auch ein ſ. g. intellectuellee Ucheber, zur objectiven 
Eriitenz des Verbrechens felbit mitgewirft werde. Er 
Definirt die Mebentheilnahme naͤmlich als diejenige Theil; 
nahme, welche zur objectiven Exiſtenz Des Verbrechens nicht 
mitwirfe, fo Daß die Handlungen der Andern auch ohne 
fie zu demfeiben geführt haben würden (S. 391). Das 
Roͤmiſche Recht befeitigt er ig den betreffenden Ausfprüchen 
auf ähnliche Weiſe, wie Mittermaler; den Art. 107 der P. G. 
D. erflärt er fo, daß es ſich Dort von zwei intellectuellen Urs 
hebern (dem, welcher falſch Ihmwört und dem, welcher dapı 

anrichtet) Handle, welche beide mittelft des Gerichts, ale des 

feiner unrechten That nicht bewußten That er 8, das Bes 

brechen begingen, einen Unfchuldigen mit Unredpt der 

Strafe zu überliefern, fo dag alfo die Gefepeöftelle den 

fraglichen Fall gar nicht entfcheide. Dagegen fam & euer» 

bad’), jedod ohne pofitiv > ecchtliche Begründung, zu der 





10) vom Zhatbeflande S 341 fg. 
11) Revifion I. S. 254. 
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Anficht, dag der Anftifter ftetd ein größeres Verbrechen 
begehe, al& der Angeftiftete, weil erfterer den letztern immer’ 
verführe. Andere*?) glauben, dag der Anftifter und Thäs 
ter jeder nach feiner Mitwirkung zur That im einzelnen 
Kalle zu beurtheilen fey. 

Was foll nun bei einer folchen Meinungederſchieden⸗ 
heit der Richter thun? Wir antworten: Er ſoll priffen, 
ob der, welcher der Theilnahme durch intellectuelle Einwir⸗ 
fung befehuldigt ift,, in der That Anftifter oder intelfees: 
tuellee Urheber geworden ift (eine nicht unfchmwierige, oft 
ſchon zu fehr obenhin behandelte Frage!), fofern fi aber 
dies mit Gewißheit Herausftellt, inder Regel (d. h. abs 
gefehen von befondern Gruͤnden der verfchiedenen Strafe‘ 
ausmeflung 3. B. verminderter Zurechnungsfähigkeit bei 
dem einen Theilnehmer u. dgl.) die gleiche Strafe für: 
den Anftifter und Thäter ausſprechen. Es läßt fich zwar 
nicht verfennen, daB vom allgemeinen und legislativen: 
Stäandpunfte aus jede der angeführten abweichenden Ans: 
ſichten etwas für fih hat. Wie Finnen Mittermaler 
nicht wohl Unrecht geben, wenn er fagt, „nur derjenige, 
welcher forgfam alle Mittel auffuche und mähle, die Ges 
legenheit ausfpähe, Plane made und im entfcheidenden- 
Momente, in welchem gehandelt werden folle, ſich nicht 
abſchrecken Laffe durch die natürliche Jedem eingepflanzte 
Scheu vor Verbrechen, durch die Furcht vor der Strafe, 
wer Muth genug behalte, allen Hindernifien zu trogen, 
fi über alle Gefahren hinwegzufegen, habe einen einges- 
wurzelten böfen Willen”, während der Anftifter vielleicht - 
die Ausdauer, die Hartnäcigkeit des Willens gar nicht 
befefien haben würde, die That felbft zu vollführen 12), 
—3* B. Abegg Lehrbuch S. 118. 115. 

2) Schon ſagt Carmignani in der Teorla delle loggi in glets 
chem Sinne: Quauto oe diverso lo immaginare dali’ ese- 


guire um’ impressa! Quanto e facile il parlata et quanto 
deffcile il farla. IL p. 378. 
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&benfo wird aber auch für die Feuerbach'ſche Anficht der 
im Bewußtſeyn des Volkes tief gerourzelte Umftand ſpre⸗ 
&en, daß der, welcher einen an fi Unfchuldigen zum 
Boͤſen verführt, der ftrafbarere fey. Wenn auch foldhe 
allgemeine Betrachtungen, deren theilweife Richtigkeit nicht 
in Abrede geftellt werden fann, geeignet waren, Mittels 
meirfungen zu ſchaffen, welche das Gute der divergirenden 
Anfichten in ſich zuzvereinigen ſtrebten, fo iſt doch nicht 
zu verfennen, daß eben diefe Mittelmeinungen nicht ims 
mer ein genügendes Refultat für den praftifchen Stand⸗ 
punft ergaben. Ja, wir gehen noch meiter, wie glaus 
ben, daß daraus nicht einmal ein entfchiedener Gewinn 
für die wahre Gerechtigkeit entſprang. Es pflegen bei 
Anftellung allgemeiner Berathungen gewöhnlich doch fpes 
cielle Zälle vorzufchweben, in welchen das allgemeine 
Gleichheitsprincip auf die eine oder die andere Seite bin 
als zu hart erſcheint. Es Fann aber aus der Härte 
eines Geſetzes in dem einen oder andern Kalle noch kei⸗ 
neswegs auf deſſen Untauglichkeit gefchloffen werben; 
denn ed wird bei der Unvollfommenheit alled Menſchlichen 
niemals gelingen, alle Härten zu vermeiden, und zwar 
um fo weniger, ald es dem Geſetzgeber und Richter nicht 
einmal anfteht, die Stelle des Moraliften einzunehmen 
und vor das forum externum zu ziehen, was dem forum 
internum angehört. Man folte nur niemals vergefien 
(maß freilich bei den allzumeiten relativen Strafbeſtimmun⸗ 
gen der neueren Gefegbücher allzu häufig vergefien worden 
zu ſeyn fcheint), daß die uͤbermaͤßige Unbeſtimmtheit der 
Geſetze faft noch größere Ungleichheiten in der Anwendung 
ſchafft, als die zu abfolute Beſtimmtheit 1°). 
14) Man denke nur an die unendliche Verſchiedenheit bes richterlichen 
Ermeſſens und die daraus entitebende ungleichartige Bebandinug 
gleicher oder ähnlicher Falle. Man denke, wie ſehr eine folde 


Behandlung geeignet iſt, das Anſehen der Geſetze und der Diefe 
anmendenden Gerichte in den Augen des Wolks herabzuſeden. 
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Unfee Grundſatz von der gleichen Strafbarkeit des 
Anftifterd und Thäters (welchen wir übrigens, wie wohl 
zu bemerfen, nur als Siegel für die gemöhnlichen Zälle 
aufftellen) findet offenbar eine ganz fichere Begründung in 
den Quellen des gemeinen Deutfchen Rechtes. Unzweifel⸗ 
Haft ift es nämlich, dag das Römifche Recht, wie oben 
angeführt wurde, jenen Grundfag anerkennt. Es ift 
auch diefe pofitive Beftimmung feineswegs mit dem Argus 
mente befeitigt, daß das Römifhe Recht von dem fubs 
jeetiven Standpunfte ausgehe, welchen das einheimifche 
Recht in der P. G. O verlaffen habe. Es Eönnte 
nämlich Died Argument erft dann Platz greifen, wenn nach⸗ 
gewiefen wäre, daß die P. &. D. die Beftimmungen des 
Roͤmiſchen Rechts Hinfichtlich der Anftiftung außer Kraft 
geſetzt Habe und daß überhaupt diefe Beftimmungen dem 
objectiven Gefichtöpunfte widerfprähen. Das erfiere 
würde um fo nothmendiger feyn, als fie bekanntlich die 
Beifeitefegung des fubjectiven Gefichtspunfts durch die 
9. ©. O. felbft nur aus einigen fpeciellen Sägen darſtellen, 
sole namentlich aus den Sägen über Beihilfe und Verſuch 
Artt. 177. 178 gefolgert wird, und ald das Römifche 
Recht nur infomweit als außer Kraft gefeßt betrachtet wers 
den kann, ale ihm ausdrücliche Beftimmungen, wie ges 
rade hinfichtlih der Beihilfe und des Verſuchs der Hall 
if, entgegenfiehen. BHinfichtlich der Anftiftung fehlt es 
nun aber an einem die gegentheillge Anficht unterfiügenden 
befondern Geſetze. Es muß alfo hier aus diefem fors 
mellen Grunde bei den Beſtimmungen ded Römifchen 
Rechts bleiben. Aber auch in der vorhin erwähnten zwei⸗ 
ten Ruͤckſicht ftellt ſich daffelde Ergebniß Heraus; denn, 
materiell betrachtet ift e8 gewiß dem objectiven Geſichts⸗ 
punfte nicht entgegen, wenn der Anftifter, durch deflen 
Bemühen es zur Vollendung einer verbrecherifchen That 
kam, mit der vollen Strafe derfelben belegt wird. 
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Die Richtigkeit unfered Grundfages auf dem Ges 
biete der 9. ©. D. läßt fihb aber auch noch anderwei⸗ 
tig darthun. Es fann nämlich nachgewiefen werden, 
dag die italienifchen Praktiker, deren Schriften befanntlich 
den allergrögten Einfluß auf die P. G. D. hatten, bie 
Anficht al die richtige und praftifh anmwendbare aner⸗ 
Fannten, daß der Anftifter dem Thäter gleich zu beftras 
fen ſey. Bon jenen Praftifern wird namentlich die Lehre 
von der Anftiftung in der Korm des Mandats zum Verbre— 
chen jeweils befonders berührt, was vermuthli darin fels 
nen Grund hat, daß der f. g. Banditenmord in den rohen 
Zeiten des Mittelalters, zumal in tallen, für den Cri⸗ 
minaliften eine befondere praftifche Materie war. Alb. 
Gandinus 10) erflärt ausdrüclich, daß der Mandant 
und Mandatar im Falle der Vollendung des Verbre⸗ 
chens gleich ftrafbar feyen, bemerft aber no, daß 
eigentlih der Mandant ftärfer beftcaft werden follte, 
da er nicht nur felbft ein Verbrechen begehe, fondern 
noch einen Andern zum Verbrechen verleite. Letzteres ift 
Indeffen offenbar nur eine in der Praxis nicht begrüns 
dete, der Moral entnommene Bemertung. Man kamn 
den Forſchungen des Gandinus weiter entnehmen, daß 
man ſchon zu deſſen Zeit den Gehilfen vom Hauptthäter 
zu unterfcheiden und den erfteren mit geringeree Strafe gu 
belegen beftrebt war. Hält man nun diefen Umftand mit 
dem Yusfpruche zufammen, daß der mandans mie der 
mandatarius, daß alfo der Anftifter gleich dem Thäter zu 
beftrafen fey, und erwägt man ferner noch, daß Gandi⸗ 
nus die mildere Beftrafung des Verſuches als eine ausges 
machte Sache anfieht; fo ſtellt fih In der That das Sys 
ftem, welches die communis opinio vieler Jahrhunderte 


15) Alberto de Gandino libellus super maleficlis. Ka. 
Venet. 1524. Hubr. de poen, reor. Nr. 12, 13. 
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füe fh hat, auch als zu Gandinus Zeiten ſchon beftans 
den dar. Die Trennung der im Roͤmiſchen Rechte ger 
mifchten Begriffe des Anftiftere und bes Gehilfen wat 
alſo ſchon längft vor. der P.G.D. in Kraft. Die P. G. O. 
ſelbſt giebt nun aber nicht den gerinaften Anlaß zu der Meis 
nung, als ob fie den Anftifter eher dem Gehilfen, als dem 
Thäter gleich ftellen wolle. Sie Hält im Gegenthelle die 
Begriffe von Anftifter und Gehilfen ftreng auseinander und 
fegt überdies In dem Kalle des Art. 107 den Amftifter dem 
Thaͤter ausdrücklich gleich, fpricht fomit in diefem Kalle 
das fonft ſtillſchweigend ale geltend anerfannte Princip 
noch beſonders aus. Da, wie wir nachgemwiefen zu haben 
glauben, der Art. 107 keineswegs eine Singularität, fons 
dern gerade die. Fol ge eines allgemeinen Principe ift, fo 
genügt es auch nicht, wenn Mittermaier und Lu⸗ 
den den fraglichen Artikel befeitigen; denn damit Ift dann 
immer noch nicht das Princip beſeitigt. Ueberdies ers 
ſcheint die Annahme Mittermater’s, daß der Art. 107 
überhaupt eine Singularität enthalte, nach dem Bisherls 
gen als unbegründet und die Auslegung, welche Luden 
dem Art. 107 giebt, als unnatüclich und dem Plaren Worte 
laute der P. G. D. widerſprechend, wie bereits Koͤſtlin 
(Revifion S. 542) bemerkt Hat. Daß Luden’s gefammte 
Lehre von der Anftiftung mit der Auslegung der gemeins 
rechtlichen Quellen, die wir für die richtige anerfennen, 
nicht Harmonirt, ergiebt fid aus dem Dbigen von felbft. 
Im Uebrigen dürfte auch als wohlbeyruͤndet erfcheinen, 
was Berner !C) von dem allgemeinen Standpunkte gegen 
Luden’e Auffaffung der Lehre von der Theilnahme übers 
Haupt bemerft. 


16) Lehre von der Theilnahme S. 311 u. fgg- 
Archiv d. Er. X. 1851. IV. ©t. Mm 
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Der Grundſatz, melchen wir biöher als einen Ber 
ſtandtheil des gemeinen Deutichen Rechts darzuthun bes 
ſtrebt waren, ift auch in die neueren Geſetzgebungen übers 
gegangen 77). Die Gefegbüdher von Baden und Heſſen 
begnügen ſich damit, auszuſprechen, daß der Anſtifter 
„als Urheber” zu beftrafen fey, in welcher Beftimmung aber 
eben nur der Sinn gefunden mwerden kann, daß der Uns 
ſtifter dem Thäter gleich zu beftrafen fey. Die übrigen io 
der Rote genannten Gefegbücher drücken dies noch beftimms 
ter aus, wie z. B. das MWürtembergiche, welches fast, 
ale Urheber eines Verbrechens ſey mit der auf dafs; 
ſelbe gefegten Strafe nicht nur der, der das Vers 
brechen felbft begangen habe (der Thäter), fondern auch 
wer einen Andern vorfäglih zu dem Entfchlufe, das 
Werbrechen zu begehen, bewogen habe (Anfifter), zu 
belegen *°). 

Wie bereitd mehrfach angedeutet worden, fo bedarf 
dad Princip, welches wir biöher ohne nähere Bezeichnung 
das der gleichen Strafbarkeit des Anftifters und Thaͤters 
genannt haben, einer Erläuterung , da daſſelbe, ſtarr und 
wörtlich ausgelegt, leicht zu ſehr erheblichen Mipverftänds 
niſſen Anlaß geben kann. Es foll nämlich daſſelbe keines⸗ 
wegs ſoviel bedeuten, daß der Thäter und Anſtifter 
gleich zwei unzertrennlichen Perſonen in allen Zällen und 
unter allen Umftänden die nämliche Strafe zu leiden Hätten, 


17) Bayeriſches GB. Art. Ab. Würtemb. GB. Art. 74. Gef 
62. Art. 71. Bad. GB. 5.119. Braunſchw. GB. Art. al. 
u M. a. 


18) Nach dem Code pen. und dem Defterreih. SB. von 1808, 
weiche beide befanntlih dem Syſteme der gleichen ſtrafrecht⸗ 
lichen Verantwortlichkeit aller Zheilnchmer am Berbrechen 
huldigen (C. pen. art. 69. Det. GB. Art.5), ſteht es feft, daß 
den Anftifter die Strafe des Thäters trifft. Auf die Grunde 
füge des nach Niederfchreibung dieſes Auffapes publicirten 
prenß. Geſetzbuches hofft der Berf. an einem andern Orte eins 
gehen zu ünnen. 
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fondern nur fonfel, daß in der Regel Anftifter und Thäter 
auf der gleihen Stufe der Strafbarfeit fiehen. 
Es wird ſich dies bei der obigen Ausführung ſchon daraus 
ergeben haben, daß das fragliche Princip lediglich Im Ge⸗ 
genſatze zu ſolchen Rechtsanfichten aufgeftellt wurde, melde 
für den Anftifter unter allen Umſtaͤnden entweder eine fteens 
gere oder eine mildere Beftrafung , als für den Thäter fors 
dertn. Zum näheren Verftändnifle deflen, was fo eben 
mit den Worten „in der Regel“ bezeichnet werden fol, 
muß bemerkt werden, daß e8 nach unferer Anficht den 
Grundfägen des gemeinen Deutfchen Rechtes und den Grund» 
ſaͤtzen der genannten Gefeggebungen zufolge (mit Ausnahs 
me der Badifchen, von der befonders die Rede ſeyn wird) 
bei abfolut beftimmten Strafen, bei denen fich der fragliche 
Punkt am klarſten Heraußftellt, Feinesmwegs im rich⸗ 
terlichen Ermeſſen liegt , den Unftifter, wenn nicht befons 
dee geſetzliche Schaͤrfungs⸗ beziehungsweiſe Milderungs- 
gruͤnde in ſeiner Perſon eintreten, ſtrenger oder milder 
zu beurtheilen, als den Thaͤter, mithin auch bei relativ 
beftimmten Strafen eine Ueberfchreitung des höchften oder 
niederſten Strafmaaßes zum Nachtheil oder Vortheil des 
Anſtifters nicht zulaͤſſig iſ. Nach den Geſetzgebungen 
(wieder, wie bemerkt, mit Ausnahme der Badiſchen) 
iſt Diefe Anficht unzweifelhaft. Der Wortlaut der einzelnen 
Gefege ift Mar. Schr bemerkenswert und von großer Wich⸗ 
tigkeit ift übrigens hier der Umftand, daß die Strafe des 
Anſtifters und Thäters zweifelsohne innerhalb der Grenzen 
des Strafmarimums und Streafminimums relativ undes 
ſtimmter Strafen verfchieden feyn darf. In einer großen 
Menge von Fällen, in denen in Kolge der Grunde, welche 
die Vertheidiger der verfchiedenen Strafbarkeit des Anſtifters 
und Thaͤters fuͤr ſich geltend machen, dem Gerechtigkeits⸗ 
oder Billigkeitsgefuͤhle nach eine geſetzliche Ermächtigung zur 
ungleichen Strafausmeffung erwünfcht ſeyn dürfte, wird, 
Mm 2 
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zumal bei der faſt oft nur zu großen Dehnbarkeit ber 
Steafbeftimmungen der neueften Gefegbücher , fchon ‚hier 
durch dem Beduͤrfniſſe Genuͤge geleiftet feun; wogegen freis 
lich in Rüdficht zu nehmen ift, daß gerade in den ſchwerſten 
Fällen, in denen nämlich, in welchen die Erkennung der 
Todesſtrafe nöthig fällt, das Princip der Strafausmeflung 
innerhalb beftimmter Grenzen natuͤrlich ohne alle Bebeus 
tung bleibt, und daß folgemeife das Princip den Anhängern 
der ungleichen Strafbarfeit keinesfalls ald zur Befeltigung 
der angeblihen Härten genügend erfcheinen Fann. Die 
Mechtfertigung dee verfchiedenen Strafzumeflung bei relativ 
unbeftimmten Strafen liegt übrigens einerfeit® in der Ras 
tue dieſer Strafen, und in den Gründen, welche folche 
Strafbeftimmungen überhaupt hervorriefen, andrerfeite in 
den Worten der betreffenden Geſetzgebungen, welche Worte 
gewöhnlih dahin gehen, daß der Anftifter „als Urheber” 
oder „als Urheber mit der auf dad Verbrechen gefetsten 
Steafe” Heftraft werden folle, und welche, fofeen dem 
phyſiſchen Urheber eines Verbrechens eine relatio unbes 
ftimmte Strafe gedroht ift, natürlich nuc dahin ausgelegt 
werden fönnen, daß dem Intellectuellen Ucheber oder Ans 
ftifter eben auh nur feine relatio unbeftimmte Strafe 
im Allgemeinen gedroht ſey, innerhalb deren ‚Grenzen 
nah perfönlichen Zumeffungsgründen die cons 
erete Strafe zu finden, des Richters Sache it. — Wat 
dad gemeine Deutfhe Recht betrifft, fo liegt eb 
dee von Mittermaier a. a. D. ausgeführten Anſicht 
fehr nahe, einerfeit® zuzugeben, Daß der Anftifter und 
Thäter in gewöhnlichen Källen, welche zu verfchiebener 
Strafausmeſſung feinen Anlaß geben, in gleiche Strafe 
zu nehmen feyen, andrerfeits aber in der milderen Meinung 
von den pofitiven Beſtimmungen mindeftens eine Ermaͤch⸗ 
tigung für den Richter zu finden, bezüglich des minder 
gravirten Anſtifters von der ordentlichen Strafe abzugehen 
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und nach Umftänden eine niederere zu erfennen 2%, Es 
bedarf jedoch Feiner weiteren Ausführung, daß auch eine 
ſolche Srmächtigung des Richters mit der Anficht, Die wir 
als die nad) den Quellen des gemeinen Rechts richtige ans 
fehen zu müflen glauben, im offenen Widerfpruche fteht. 
Dagegen ift e8 für den gemeinrechtlichen Richter, dem in 
vielen Sällen gar feine irgendwie beftimmte Strafe Durch das 
Geſetz vorgefchrieben ift, von Bedeutung, daß natürlich 
dasjenige, mas vorhin bezüglich der relativ unbeftimmten 
Strafen befprochen wurde, auch für abfolut unbeftimmte 
Strafen gilt, dag mithin, wo legtere Plag greifen, die 
Strafe des Anftifters und Thäters nach dem richterlichen 
Ermeſſen verfchleden gegriffen werden Pann , von mels 
her Befugniß 3. B. von den Badifchen Gerichten, melde 
bis zum 1. März I. J. nach dem gemeinen Rechte und dem 
über die fraglihe Lehre ſchweigenden Strafedicte vom 
Jahre 1803 zu erkennen hatten, in den genannten Fällen 
jeweils Gebrauch gemacht wurde. 

Das Badifhe Geſetzbuch ift, und zwar ſoviel dem 
Verfaſſer befannt, bisher allein von allen une näher lies 
genden Gefetgebungen von dem Principe der gleichen 
Strafbarkeit des Anftifters und Thäterd theilweiſe abge⸗ 
sangen , indem es im $. 120 fast: 

Jedoch kann die Strafe des Anftifters bis zu der eines 
Gehilfen herabfinfen, ‚wenn in der Einwirkung des Ans 
ſtifters auf den Thätee nicht die alleinige Urfache des 
Berbrechens liegt, fondern der letztere noch durch eigene, 
- von dem Anftifter nicht hervorgerufene Beweggruͤnde zur 
Ausführung des Verbrechens beftimmt wurde. 
Nach dem Zeugnig Breidenbacd’s *) hatte man 
bei Berathung des Großh. Hefl. Str. G. Bs. einen Artikel in 


19) &. Mittermaters Note 1 zu Fenerbach $. 46. 
20) Gommentar zum Heſſiſchen St. G. B. IL G. 324 fos. 
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Vorſchlag gebracht, wodurch die Gerichte ermächtigt tours 
den, fofern auf ein Verbrechen Todes⸗ oder lebenslängs 
liche Zuchthausfteafe gedroht fey, die Strafe des Anftifs 
terd nach Maaßgabe feiner Schuld im erftern Kalle auf 
Iebenslängliche , im letztern auf mindeftens 12jährige 
Zuchthausftrafe herabzuſetzen. Es murde jedoch dieſer 
Vorſchlag verworfen. Gegen dad Badiſche Gefeg und 
den Heſſiſchen Vorſchlag fpricht vor Allem der Umftand, 
daß hienach das Recht über Leben und Tod recht eigentlich 
den Händen des Gefepgebers entwunden und in die bes 
Nichters gelegt, fomit auch der legtere In eine fchiefe 
Stellung gebracht wird. Wie nämlich der Heffifche Vors 
flag praftifch richtig geltend macht, fann es fih um bie 
Anwendung einer Ermächtigung, wie die fragliche, bei dem 
Strafenfoftem der neueren Gefeßgebungen vorzugsweife nur 
bei den ſchwerſten Strafen handeln. Gerade hier aber 
wird der Richter und zwar gewiß hie und da zum Nach⸗ 
theile der Gerechtigkeit am leichteften geneigt feyn, einem zur 
Milde geneigten Ermeſſen Raum zu geben. Daß richters 
liche Ermeffen wird in der Hauptfache immer entfcheiden, 
mag man ed nun, wie der Heſſiſche Vorfchlag , unbedingt 
walten laffen, oder mag man ihm, tie das Badiſche Ges 
feß , die ſchwer zu erfennenden Regungen des menfchlichen 
Innern zum Anhaltpunfte geben. Dies einige Bemerkuns 
gen vom rein praftifhen Standpunfte, melde übrigens 
keineswegs dazu beftimmt find, höheren Iegislativen 
Geſichtspunkten entgegenzutreten.. Will man das gelten 
lafien, was man a priori zur Rechtfertigung einer gerins 
geren Strafbarkeit des Anftifterd als des Thaͤters anfühet, 
dann iſt die Faſſung des Badifchen Geſetzes zu eng; denn 
dann ift der Anftiftee deßhalb in der Regel weniger Arafı 
bar, weil er nicht den hartnädigen böfen Willen bes 
wiefen hat, der allein die That felbft möglich machte. 
Es genügte fomit nicht, die geringere Strafbarkeit auf 
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den Kall zu befchränfen, in welchem des Anſtifter 
nicht die einzige wirkende Urfache des Verbrechens war. 
Es genügte nicht, die geringere Steafbarkeit von einem 
objectiven Merfmale abhängig zu machen, nachdem man 
fie doch der Natur der Sache nach aus dem fubjectiven 
ableiten muͤſſe. Da das Gefeg nicht ausfpricht, daß ein 
Urheber im Zalle des $. 120 zum Sehilfen werde, fondern 
nur, daß ec dann rüdfichtli der Strafbarfeit dem Ges 
Hilfen gleihgeftellt werden koͤnne, fo wird es immerhin 
wichtig bleiben, den Fall des $. 120 von dem des $. 135 
Zi. 1, wo verordnet ift, daß der, welcher den verbreches 
riſchen Entſchluß Andrer durch Rath, Weberredung, Bes 
lehrung, Taͤuſchung, Verführung befördere oder beftärke, 
als Gehilfe anzufehen fey, in der Anwendung fireng getrennt 
zu halten, was bei der Schwierigfeit der Unterfuchungen 
über den menſchlichen Willen Häufig faum thunlich feyn 
dürfte. Gerade durch dieſen Umftand aber wird, da der Richs 
ter nach dem Sage „in dubio pro reo” ohnehin fchon in 
zweifelhaften Källen intellectuelleer Einmwirfung gewiß 
den. 6. 135 ftatt des $. 119 angewendet haben würde, der 
&. 120 in feiner befehräntten Faſſung praftifch von geringer 
rer Bedeutung, ald man glauben ſollte. Was die Aus⸗ 
legung bes $. 120 an und für fich betrifft, fo wird es 
kaum der Erwähnung bedürfen, daß unter den „‚eigenen” 
Beweggruͤnden folche zu verftehen find, welche nur eigeneb 
Intereſſe an der That beurfunden und welche mithin auch 
abgefehen von der Einwirkung eines Andern im Stande 
waren, den phpfiichen Urheber zur That zu vermögen. 
Es iſt dies durch den Beifag, daf die Beweggründe nicht 
durch den Unftifter hervorgerufen feyn dürfen, gut ausge⸗ 
draht. Wäre diefer Beifag nicht gemacht worden, fp 
fönnte man dem Befege immerhin den Vorwurf der Un 
genauigfeit machen, da im Allgemeinen auch die Beweg⸗ 
gründe, durch welche gerade der Anftifter wirkt, zu eige⸗ 
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nen des Angeſtifteten werden müßten, um die Anſtiftung 
als Einwirfung eines freien Weſens auf ein andres freies 
und darum für feine Handlungsmeife verantwortliches We⸗ 
fen denkbar zu machen. 

Wenn vorhin darauf aufmerffam gemacht wurde, 
daß das Princip der gleichen Strafbarkeit des Anftifters 
und Thätere keineswegs fo ausgelegt werden dürfe, als 
ob eine unbedingte Gleichheit zwiſchen diefen beiden Perſo⸗ 
nen ftattgefunden hätte, wenn feither eine Reihe von Faͤl⸗ 
fen aufgeführt murde, in welchen ohne Verlegung des 
Principe doch in concreto ungleihe Beitrafung eintreten 
konnte; fo ift es jegt unfere Aufgabe, zu prüfen, ob und 
in wiefeen perſoͤnliche Verfchiedenheiten zwiſchen Ans 
ſtifter und Thaͤter, felbft abgefehen von der Strafzumef⸗ 
fung innerhalb der Strafgrenzen bei relativ unbeſtimmten 
Strafen, ein verſchiedenes Strafbarfeitsverhäftnig zu bes 
gründen im Stande feyen. 3. B. das gemeine Deutfche 
Recht feraft den Batermord ftrenger, als den gemeinen Mord. 
P. G. D. Art. 137. Iſt nun derjenige, welcher den Gohn 
zum Morde des Vaters anftiftet, oder welcher ſich vom 
Sohne zum Morde des Vaters beftimmen läßt, ohne In irgend 
einem VBerwandtfchaftsverhältniffe zu beiden zu ftehen, ats 
Batermörder oder ald gemeiner Mörder zu beftrafen? Das 
Bad. GB. $. 235 ftraft Körperperlegungen an Verwandten 
in auffteigender Linie befonders fireng. Iſt nun, wer den 
Sohn zur Körperverlegung des Vaters anftiftet, ober wer 
ſich vom Gohne dazu anftiften läßt, mit der befondern 
Strenge, oder nach den gemeinen Satzungen zu beftrafen? 
@in Nichtftaatsdiener ftiftet einen Gtaatediener zue Vers 
Abung eines Amtsverbrechene an, oder läßt fi) vom letz⸗ 
teen zur Verübung eine ſolchen gebrauchen. Iſt hier 
der Nichtſtaatsdiener wegen Amtsverbrechens zu beſtra⸗ 
fen? Dee Bruder wird von einem Dritten zur Unzucht 
mit: dee Schweſter verführt. IR bier dee Dritte der Un⸗ 
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ftiftung zue Blutfchande ſchuldig? En Voftjähriger ſtiftet 
einen jungen Menfchen von 15 Jahren, dee nad der bes 
treffenden Geſetzgebung wegen feines Alters erheblich mils 
der zu ftrafen ift (3.8. Bad. GB. 8.79), zu einem Morde 
an, toelchen der junge Menfch vollführt, oder umgekehrt. 
Aft-hier, weil der junge Menfch felbft wegen Mordes nur 
mit 5— 15 Jahren Arbeitshaus beftraft merden kann, 
der Theilnehmer diefer Wohlthat theilhaftig, oder nicht? 

Die Frage über das Strafbarkeitöverhäftnig mehre 
rer Theilnehmer an einem Verbrechen, zwiſchen denen ers 
hebliche perfönliche WBerfchiedenheiten fattfinden, ift bes 
kanntlich in der Geſtalt, wie fie une hier vorliegt, näms 
lich bezuͤglich des Verhäftniffes des Anftifter zum Thäter, 
bisher von den Schriftftelleen einer viel geringeren Auf⸗ 
merkſamkeit gewürdigt worden, als bezüglich des Ver⸗ 
Hältniffes des Gehilfen zum Ucheber. In letzterer Hinſicht 
Hat man, wie aus allen Lehrbüchern des Strafrechts zu 
erſehen, fich vielfach bemüht, dad Weſen des Unterfchiedes 
awiſchen socius generalis und specialis und den wahren 
Einfluß dieſes Unterſchieds auf das Gtrafbarkeitsverhäfts 
niß zu begründen. Wir dürfen uns indeß in unferer fpes 
ciellen Krage nicht unbedingt durch die Unterfuchungen 
über das Strafbarkeitsverhaͤltniß der Gehilfen leiten lafe 
fen, da fih in dem fraglichen Punfte vom allgemeinen 
Standpunfte weſentliche Verſchiedenheiten zroifchen Uches 
bern, Anftifteen und Gehilfen denken laſſen und da foldhe 
in der That fhon, tie ſich unten zeigen wird, auf dem 
Gebiete der Geſetzgebung heimifch geworden find. 

Es ift nicht Zweck dieſer Zeilen, die fragliche Mates 
vie vorzugsmeife von einem phllofophifchen Standpunkte 
zu beleuchten. Es wird daher, zumal bei der Möglichkeit 
fehe verfchiedener Auffaffungsmweifen von einem folchen 
Stantpunfte aus, in unferm Sinne zuträglicher feyn, 
einen Blick auf das pofitive Material zu werfen, und aus 
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den Bruchſtuͤcken, die und auf diefem Gebiete begegnen, 
wo möglich anwendbare Grundfäge zu abftrahiren. 

Schon das Römlfche Recht anerkannte den Grund⸗ 
foß, dag die nahe perfönlihe Beziehung ded Verbres 
ders der durch bad Verbrechen verlegten Perfon eine ?*) 
befondee höhere Steafborkeit begründe, Der legislative 
Grund diefes Principe, welches in der durch die lex Pom- 
peja de parricidiis geordneten Lehre vom Verwandten 
morde 7?) eine fpecielle Anwendung findet, ift, wie leicht 
einzufehen, das befondre Pflihtvechältnig, in 


231) L. 28. $.8.D.depoen.48. 19: Omnia admissa in patronum, 
patronive flium, patrem, propinguum, maritum, uxorem, 
ceterasque necessitudines gravius vindicanda sunt, quam 
in extraneos. gl. 1.16. 8.3. D. eod. 1.71.f.D. de 
injur, (147. 10). 


28) Wenn «6 nad 1. 1. pr. D. ad leg. Pomp. de parric. (48. 9) 
ſcheinen möchte, als ob das parric. bezüglich ber Strafe ver 
der Zödtung eines extraneus nicht ausgezeichnet geweſen fey, 
noch nach dee angeführten Gefegesftelle den parricida feine 
andere Strafe treffe , als die der lex Corn. de sic., mithin 
die der gemeinen Zödtung ; fo zeigt doch die Berglrihung der 
1 1. jeit. mit Cioero pro Roso. Amer. c. 6.35, mit 1.8 
6.3. D. de O. Jar. (1. 2), 1.9. D. ad leg. P. de parr. 
(„more majorum”), daß eben ſchon die lex Corn. für das 
parricidium befondre Steaffanctionen, namentlich die befon- 
ders firenge poena coulei feftfegte, und daß fidh die lex Pomp. 
bezüglich der Strafe des parricidium lediglich auf Die Der 
ſtimmungen der lex Cornelia vüdbezog. Uebrigens feheint 
» fi aus 1.9, D. cit. zw ergeben, daß man nicht nur in der 
SGltern Zeit des Römifchen Staates, fondern felbft nad der 
lex Coru. und Pomp. zwiſchen der Strafe des Eiterns und 
Großelterumerdes einerfeits und der Strafe des Mordes der 
übrigen in der 1.1. D. cit. genannten Perfonen andrerfeits un- 
terſchied, und daß von jeher nur im erfleen Falle die poens 
culei angewendet wurde, während es im leßtern Falle bei 
der gewöhnlidden Strafe der Zödtung blieb, fre aber 
andre WWerfchtedenheiten der lex Pomp. von ber lex Corn. 
(f.:2 B. über die Werjährung 1. 10. D. ad 1.P.) den Ben 
wandtenmord im. weiteren Sinne vom gemeinen Werde trenns 
sen. Die Anfist Euden’s, v. Werf. &. 120, wonach bie 
poena oulei nad der lex C. und P. für alle Fälle des par» 
ricid. gegolten hätte, und erft fpäter wieder auf Eiterumerd 
“  befhränkt worden wäre, fcheint mir durch bie Faſſung der 
“.,3® oit. widerlegt zu werden. 7 
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dem in dergleichen Foͤllen der Verleger zum Verlegen ſteht, 
und welches duch die That gebrochen wird. Klar ift nun 
aber, daß nur derjenige dieſes befondre Plichtverhäfts 
nig brechen fann, in defien Perfon die perfönlie Bezie⸗ 
Hung zu dem Berlegten vorhanden iſt. Es läßt fi) daher, 
wenn mehrere Perfonen an einem Verbrechen Theil neh⸗ 
men, von melden eine In einer perfönlichen Beziehung 
zu dem durch das Verbrechen Verletzten fteht, nicht ans 
nehmen, daß nun die Steafbarkeit aller Theilnehmer 
nach der jenes einen, der ein befondres Plichtverhältniß 
duch das Berbrechen gebrochen hat, bemeflen werden 
müfle; es ift vielmehr auf dem Gebiete des gemeinen Rech⸗ 
tes, welches durch feine pofitive Norm *) befiehlt, das 
Strafbarkeitäverhältnig des einen Theilnehmers auf die übris 
gen Theilnehmer aufzudehnen, nicht erlaubt, von dem all 
gemeinen Sage, daß jeder nach feinem eigenen erwiefenen 
Verſchulden zu beurtheilen fey, abzumweichen, und fremdartis 
gen Erwägungen der Art, daß z.B. derjenige, welcher den 
Sohn zum Morde des Vaters anftifte,, härter firafbar fey, 
ald wer zum Morde irgend eines Fremden verleite, Raum 
zu geben, zumal da ſolche Erwägungen im Grunde nur auf 
dem moralifchen Gefühle, keineswegs aber auf Rechtsgrund 


2) Sn 22) In den Beflimmungen der 1.6. u.7. D. del. P., wanoch 
ie conscii parricidii, ſollten fie auch extranei feon, von 
der Strafe des parricidii getroffen werden follen, fann eine 
ſolche allgemeine pofitive Rorm nicht gefunden werden. Cie 
müäflen vielmehr um fo eher als eine Singufarität der Romi⸗ 
ſchen Gtrafrechtslehre vom parricidium angefchen als 
fie den vom Römiſchen Rechte in anderen Lehren gegebenen 
Borſchriften, wonach das Strafbarkeitsverhältnif der verfchies 
denen Zheilnehmer an einem MWerbrechen nad) deren verſchie⸗ 
denen perfönlichen Berhälsuiflen bemeffen werden follen (z3. B. 
8.12. J. de obl. quae ex del. (4. 1), 1.36. 5.1. D. de 
furt. (47. 2. 1), geradezu widerfprechen. Uebrigens cheint 
dieſe Singularität ſelbſt bezüglich des Berwandtenmords im 
emeinen Dentſchen Rechte, wie Hefter Lehrb. 8. 252 
tote 5 bemerkt, durch bie Beftimmung ver 9.8. O. $. 13 

als a 
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fägen ruhen. Der Richter mag ihnen Spielraum geftats 
ten, wenn er auf dem Boden eines unbeftimmten Straf⸗ 
geſetzes ſteht. Weiter geht aber feine Befugnig Hier 
nicht. Mit Recht unterfcheldet man daher, was das ge: 
meine Recht anlangt, den socius generalis vom socius 
specialis in dem Sinne, daß der Gehilfe zu einem Ver⸗ 
brechen, welches nicht in dem die Strafbarkeit erhoͤhenden 
perfönlichen Verhäftniffe des Uchebers fteht, geringer ftrafs 
bar fey, als der Gehilfe, melcher an jenem perfönlichen 
Verhältniffe Theil nimmt *), und es muß der gleiche 
Grundſatz auch für die intellectuelle Urheber ſchaft ges 
ten. Der Fremde, welcher den Sohn zum Morde bes 
Vaters anftiftet, iſt gemeiner Mörder, der Sohn leidet 
die Strafe des Vatermordes. Aehnlich verhält es fich 
natürlich hinfichtlich des Strafbarfeitsverhältniffes desjeni⸗ 
gen, der den Sohn zur Mißhandlung des Vaters 
anſtiftet u. ſ. w. 

Einer andern Anſicht folgt Kitka *), wenn er 
freilich zunaͤchſt vom Standpunkte des Oeſterreichiſchen 
Rechts, aber aus ganz allgemeinen Gruͤnden lehrt: A, 
welcher dem Dienſtboten B befehle, des letztern Dienfkheren 
C zu deftehlen, falle in die nach Oeſterreichiſchem Seſetz⸗ 
buche befonders ſchwere Strafe des Dienſtbotendiebſtahls, 
und ebenfo falle in umgefehrter Weiſe der B, welcher den 
Befehl des Dienftboten A, des legten Dienſtherrn C zu 
beftehfen, vollziehe,, in die gleiche Strafe, wenn fich auch 
im erften Kalle der A, im zweiten der B nit im Dienſt⸗ 
verhältniffe des C befinde. Kitka ſetzt natürlich hiebei 
voraus, daß in beiden Källen der Nichtdienftbote wenig 
ſtens das Verhältnig zwiſchen dem Dienfiboten und Dienfs 


24) Bradenhöft in diefem Archiv 1640, Mr. XVI. 
Ueber da 
2) 1 eb A 4 Sufommentrefen mehrerer Gchuldigen bei einem 
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herren als beftehend gekannt, mithin gewußt babe, daß 
ein Dienftbotendiebftahl in Frage ſtehe. Er fchließt nun 
weiter, daß deßhalb der Nichtdienſtbote ſich jeweils auch eines 
Dienfibotendiebftahls ſchuldig gemacht habe, meil er mit 
dem erwähnten Bewußtſeyn zu diefem Verbrechen in 
intellectueller oder phyſiſcher Weile mitgewirkt Habe. In⸗ 
dep widerlegt ſich, wie wir glauben, diefe Anficht einfach 
aus den von Kitfa felbft angegebenen Zweifelsgruͤnden, 
daß naͤmlich der Dienftbotendiebftahl nur in Folge der Dabei 
unterfaufenden Berlegung der fehuldigen befondern Treue 
einer befonders harten Strafe unterworfen fey, und dag der 
Richtdienftbote dDiefe Treue nicht verlegen köͤnne, weil ee _ 
feine Pflicht dazu habe. Der Nebengeund Kitka's, weis 

ber ſich auf die Beftimmung des Defterreichifchen Rechts, 
wonach entfernte Theilnehmer am Verwandtenmorde ftrens 
ger geftraft werden, als folche Theilnchmer am gemeinen 
Morde, fügt, verliert, abgefehen davon, was Kitka 
felbft fhon dagegen bemerft, bereits in Kolge der Singus 
larität der fraglichen Vorſchrift fein Gericht, felbft für dab 
Oeſterreichiſche Rccht. Was das gemeine Deutfche Recht 
betrifft, fo fcheint die von uns vertheidigte Anficht die 
herrſchende zu. ſeyn, wenn fie gleich, wie noch zu bemers 
fen ik, von Luden 29) beftritten wird, indem diefer Ge⸗ 
lehrte zum Thatbeftande eines qualificieten Verbrechens, 
wie 5. B. des Verwandtenmords, nicht ſowohl die qualifis 
cirende perfönliche Eigenfchaft bei dem Thaͤter oder Theil⸗ 
nehmer, fondern nur die Abfiht, das qualificirte 
Verbrechen zu begehen 5 ®. einen Verwandten zu 
morden, verlangt, welche Abficht auch auf einen ex=- 
traneus übergehen fönne 7). Fuͤr diefe Anficht erfläs 


26) Bom Xhatbeftande ©. 188. 

27) Segen Euden’s Anfiht, wie er fie bier ausdrädt, 
fpricht fchon der Umſtand, daß man fi den Berwandten 
abfolut d. 5. ohne Beziehung auf eine Perfon, mit der er 
verwandt iſt, nicht wohl denken kann. 
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sen ſich *) namentlich bezüglich der Anſtiftung Koͤſtlin 
©. 535 fgg. dgl. mit 494 fgg. und Berner S. 305, 
weiche übrigend beide wieder darin uneinig find, daß ers 
ſterer auch die Unterfcheidung zwiſchen dem f. g. generellen 
and fpeciellen Gehilfen in dem oben damit verbundenen 
Sinne zuläßt, mithin die Verfchiedenhelt des perfönlkhen 
Strafbarkeitsverhaͤltniſſes nach allen Seiten hin anerfenst, 
während letzterer bei verfchiedenen perfönlichen Verhaͤltniffen 
zwar einen jeden Urheber (mithin auch den f. g. intels 
fectuellen Ucheber) nach feinen eigenen Berhältniflen, 
den Gehilfen aber (f. S. 207) nach den Verhaͤltniſſen des 
Thaͤters beurtheifen will. Die Beihilfe it, fagt Berner, 
gänzlich relativ, der Eharafter des vorliegenden Berbre⸗ 
chens beftimmt ſich auch für den Gehilfen nach ber Natur 
dee Ucheberfchaft; wenn auch das ftraferhöhende Verhaͤlt⸗ 
niß für den Gehilfen nicht da iſt, fo hat die nichts zu 
fagen, weil ja der Gehllfe auch die Verbrechenshandlung 
nicht fuͤr fich will, fondern diefelbe nur, als eine fremde, 
zu unterftügen beabfichtigt, während jeder Ucheber die 
Handlung ale feine eigene will und namentlich der ins 
tellectuelle Ucheber für die Handlung des phnfifchen nur 
in ſoweit einfteht, als er fein Eigenes darin erfennt. Quod 
quis fecit per alium, ipse fecisse videtur. Nah Bers 
ner's Anficht Kegeht, role nach der unfrigen, der Fremde, 
der den Sohn zum Morde des Vaters anftifter, em 
homicidium simplex. Wie aber, fährt Berner fort, 
das gewählte Mittel bei dem unmittelbaren Ucheber auf bie 
Schuld und Strafbarkeit zuruͤckwirkt, fo auch ber ale 
Mittel geroählte Sohn auf die Strafbarfeit des Ankifs 
ters. Es if hiernech, bemerkt derſelbe Schriftſteller 


28) Aubeutungen in Ben &inue finden fih bei Heffter * 
buch 9. 101. Note 2, 6. 252. Note 5. Abego kehrb. 
8* yinittermater iu Zeuerbah 9.582 Note u. eur 
ote 
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ganz richtig, ein wechſelwirkender Sinfiuß der verfchiebes 
nen perfönlichen Verhältniffe, der bei der Gtrafausmeli 
fung berüdfichtigt werden fann, noch gar .nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Im gleichen Sinne wurde bereit& oben bemerft, 
daß dee Richter das durch die Ruͤckſicht auf jene Verhaͤlt⸗ 
niſſe hervorgerufene Gefühl des moralifhen Unwillens auf 
dem Gebiete der abfolut oder relativ unbeſtimmten Stra⸗ 
fen walten zu laſſen verpflichtet und berechtigt fen, waͤh⸗ 
rend ihm freilih auf dem Gebiete dee abfolut beffimmten 
Strafen hiezu fein Spielraum vergönnt if. Berner 
hebt auch den Fall hervor, in welchem z. B. dee Sohn 
einen Fremden zum Morde des Vaterd anftiftet,, und ent 
fcheidet dahin, daß dann für den Sohn, den intellectuels 
len Ucheber, Vatermord, für den Fremden, den phofifchen 
Urheber, gemeinee Mord vorliege. In unferer Abhands 
fung wurde diefes Kalle, welcher einfacher iſt, als der 
umgefehete, nur bei Gelegenheit der Prüfung von Kits 
fas Meinung bezüglich des von legterm gewählten Bei⸗ 
ſpieles gedacht. Es Hat ſich dort fhon ergeben, daß die 
von Berner in den von ihm gewählten Beiſpiele er⸗ 
theilte. Sntfcheidung unzweifelhaft die richtige iſt. Das 
Princip der gegenfeitigen Unabhängigkeit der Strafbarkeit 
verfchledener Theilnehmer eines Verbrechens, melche in 
verfchiedenen perfönlichen Verhältniffen ſtehen, muß ebens 
fowohl dann zur Geltung gelangen, wenn der, in defs 
fen Perſon die gravirenden Umftände eintreten, der Ans 
Ftifter iſt, als wenn ee der Thäter iſt. Es tritt das frags 
liche Princip gerade in dem erfteen Falle um fo Plarer her⸗ 
vor. Man ann hier einerfeits nicht den (gewöhnlichen 
aber falfhen) Sag anwenden, daß der, welcher einen 
Anderen zu einem qualificieten Verbrechen beftimme, ges 
zade bezüglich des concreten Verbrechens Intellectueller Urs 
heber ſey und alfo auch deffen Strafe zu leiden habe, 
andrerfeite muß man jedoch gewiß anerkennen, daß eb, 
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wofern man überhaupt die Möglichkeit einer intellectuellen 
Ucheberfhaft zugiebt, ganz gleichgiltig ſey, ob der 
Sohn den Vater dur einen Dritten umbringen laffe, 
oder ob er ihn felbft umbringe,, und daß eben der Sohn 
in dem einen role in dem andern Kalle das Verbrechen des 
Watermords verübt habe. Wenn wir bisher bezüglich 
der intellectuellen Urheberfchaft in allen erheblichen Punk⸗ 
ten mit Berner übereinftimmten ; fo zeigt fidh Doch (mas 
voräbergehend zu bemerfen ift) eine wefentliche Verſchie⸗ 
denheit zwiſchen der Anſicht Berner’d und der von uns 
vertheidigten Meinung bezüglich der Beihilfe. Allerdings 
ift nämlich, worauf fich Berner vor Allem ſtuͤtzt, die Bei⸗ 
Hilfe etwas Relative und unterfcheidet ſich hiedurch ges 
wiffeemaßen von der Mitucheberfchaft; aber es fann aus 
diefee Eigenſchaft der Beihilfe, meniaftend auf dem Ge⸗ 
biete des pofitiven Rechtes, mehr nicht abgeleitet werden, 
ald nothwendig daraus folgt, zumal wenn man ſonſt 
mit andern Grundfägen in Bufammenftoß gerathen wuͤrde. 
Um den Unterfchied der Anfichten fogleih im Eoncreten 
anfhaufih zu machen, wird es gut ſeyn, ftatt abftracter 
Erörterung lediglich Berner's Beifpiele zu prüfen. Er 
fagt: Gefegt, Gajus will feinen Vater ermorden, Sejus 
ihn dabei unterftügen; fo iſt Sejus Gehilfe eines Waters 
mords. Gefegt, Bajus will den Water de& Sejus ermor⸗ 
den, und Gejus Teiftet dem fremden Gajus hier zue Er⸗ 
mordung feines eigenen Vaters Unterftägung; fo Ift Sejus 
nicht Gehilfe eines Vatermords, fondern eines einfachen 
Mordes. Den fogleih in die Augen fpringenden Miß⸗ 
fland, daß hiernach Sejus, wenn er zum Morde eined 
Fremden (des Vater des Gajus) Hlife leiftet, härter zu 
ſtrafen feyn würde, als wenn er zum Morde feines eigenen 
Vaters Hilfe leiſtet, fucht er Damit zu befeitigen, daß er 
im zroeiten Falle eine vom formellen Charakter der Ver⸗ 
brechenshandlung unabhängige Steigerung der Strafbar⸗ 
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feit durch das perfönliche Bechäftnig des Gehilfen annimmt, 
wie wir fie oben bezüglich der Anftiftung bei unbefimmten 
Strafgefegen ald thunlich erachtet Haben. Gegen wir nun 
aber den Hall, die Strafe der Beihilfe zum einfachen Morde 
fey eine abfolut beftimmte; fo ift der von Berner gewählte 
Ausweg abgefchnitten und es zeigt fich hier die Unzulaͤng⸗ 
lichkeit des angenommenen Principe. Mach der alten, von 
uns vertheidigten Anficht, welche ben socius generalis 
vom specialis unterfcheidet, hat Sejus im erften Kalle die 
Strafe der Beihilfe zum einfachen Morde zu leiden, weil 
bei ihm die Uebertretung befondrer Pflichten nicht eintritt. 
Hiedurch fommt nun ein feineswegs unnatürliches Verhälts 
nig zum zweiten Kalle zu Tage, indem auch hier der Sohn 
ald zum Morde feines Waters Hilft, die Strafe des Ges 
hitfen zum einfachen Morde leidet. Handelt es fih um 
arbiträre Strafen, fo mögen biefelben in beiden Fällen 
erhöht werden: im erften, weil der Gehilfe feinen Beis 
ftand dem gräßlichften und unnatürlichfien Morde, dem 
Batermorde lieh; im zweiten, weil der Sohn mit der 
Hilfe zum Morde des Waters befondre Pflichten übertrat, 
Das relative Verhältnig der Beihilfe fann auf dem Gebiete 
des pofitiven Rechtes im erftien Kalle Feine von einem. 
Fremden ausgegangene Beihilfe zum Vatermorde in dem 
Sinne fchaffen, daß der Fremde damit ein höheres Vers 
brechen begangen hätte, als wenn er den Mord einer dem 
Mörder unbekannten Perfon unterftägt hätte; denn fein 
poſitives Gefeg erlaubt im gemeinen Rechte den dem Ges 
Hilfen angewiefenen Brad der Verſchuldung zu überfchreiten, 
weil der Ucheber auf den Grund feines perfönlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſes zum Begenftande des Verbrechens ein qualificirtes Vers 
brechen begangen hat, und es folgt auch dieſe Ucherfchreitung 
keineswegs mit Nothmwendigfeit aus dem Begriffe der Res 
Sativität dee Beihilfe. Anders verhält es jich freilich im zweis 
ten Falle. Hier behauptet, wenn man auch anfänglich glauben 
Archiv d. Gr. N, 1801. IV. ot. An 
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fotlte, daß der Sohn, welcher zum Morde feines Vaters Hilft, 
dem Principe nach härter zu ftrafen fen, als der Fremde, wel⸗ 
her zu folhem Morde Beiftand leiſtet, die Relativität 
der Beihilfe ihr Recht. Es kann nämlich keine Beihilfe 
zum Vatermorde geben, wo Fein Batermord iſt. 

Am ſchwierigſten und beftrittenften ift die Lehre von 
der Berfchiedenheit der Beurtheilung mehrerer Theilnehmer 
an einem Amts⸗ oder Dienſtverbrechen. Schon bie 
Lehrbücher des gemeinen Deutfchen Rechts führen ung zum 
Theil unter willkuͤrlichen Namen eine Reihe von Verbrechen 
auf, welche nur eine in einem bejondern Amts⸗ oder Dienft- 
verhäftniffe ſtehende Perſon mittelft Verlegung der ihe Durch 
dies Verhältnig aufgebürdeten befondern Pflichten verüben 
fann. Das Römifhe Recht, welches übrigens in diefer 
Lehre faſt ausfchlieglih Duelle ded gemeinen Deatichen 
Rechts ift, ſtellt ebenfalld fchon eigene Verbrechen diefer 
Art auf, 3. B. crimen repetundarum de residuis, oder 
ſubſumirt hierher gehoͤrige Fälle unter allgemeine Strafges 
fee, 3.8. unter die Gefege über vis, falsum, peculatus. 
Unfere neueren Öefebücher enthalten zum Theil meitläufige 
Vorſchriften über die fraglichen Verbrechen, fo das Wuͤrtemb. 
StGB., indem es unter dem Titel: „Won. VBergehungen 
wider die Pflichten des öffentlichen Dienftes” die. Ber 
letzung allgemeiner Dienftpflichten öffentlicher Diener und 
die Verlegung befonderer Dienftpflibten der Juſttz⸗ 
beamten, Verwaltungs⸗ und Gemeindebeamten, der 
Kirchen: und Schuldiener, der zu öffentlichen VBerriche 
tungen aufgeftellten Perfonen (Rechtsanwaͤlte, Notare, 
Aerzte u. ſ. w.) behandelt; fo das Hefl. StSGB., Indem 
es im Titel LVI von den befondern Berbrechen und 
Bergehen der Staatebeamten und öffentlichen : Diener 
handelt; fo endlih das Bad. StGB., Indem es im 
Titel LIX eine Reihe von Beftimmungen über die 
befondern Berbrechen Öffentlicher Diener aufftellt. Hier⸗ 

Il: .. + rf 
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her gehören aud die Militärvergehen und Militaͤrverbre⸗ 
den, worüber wir weder im gemeinen Rechte noch in den 
Geſetzbuͤchern Auskunft finden, die vielmehr nuch eigenen 
Normen abgewandelt zu werden pflegen. Die in den Fahren 
1848 u. 1849 projectirte Ausarbeitung eines gemeinen Deuts 
ſchen Militärftvafgefegbuches blieb befanntlih ohne Erfolg. 

Es frage ſich hier, ob und in wiefern fich eine ſtraf⸗ 
bare Theilnahme an foldhen Verbrechen befonderer 
Stände begründen laffe, ob und in wiefern man alfo z. B. 
ſtrafbarer Anftifter oder Gehilfe bei einem Dienſtverbrechen 
voerden koͤnne. In der Eonjequenz ihrer Anfichten müffen 
Kitfa und Luden cine ſolche Theilnahme für unbedingt 
Platz greifend erachten; Köftlin ſcheint fih Dagegen zu er: 
klaͤren und Berner unterfcheidet ausdrücklich zoifchen Be i⸗ 
hilfe und intellectuellee Ucheberfchaft. Erſtere ſcheint 
ihm aus den oben angegebenen Gruͤnden unbedingt ftatts 
haft, legtere verwerflih. Breidenbach”) entfcheidet ſich 
für die unbedingte Zuläfiigkeit einer ftrafbaren Theilnahme 
an Amteverbrechen, zunächft zwar nur für das Gebiet, des 
Hf. StGB., aber aus Gründen, welche (wenn fie 
aub vom allgemeinen Standpunfte jelbft Breidenbach's 
Biligung nicht haben, wie er ſich mwenigftens an einem 
andern Orte S. 376 insbeſ. Note 5 aͤußert) bein Mangel 
befonderer pofitivee Normen auch auf dem Gebiete des 
gervonnenen Deutfhen Rechte Beachtung verdienen. Die 
perfönlihen Verhaltniffe ald Grund vermehrter oder vers 
minderter Strafbarkeit, fagt er, aͤußern jich in einer drei» 
fachen Geftalt, nämlich a)in fofern durch fie die Ratur. des 
Verbrechens ſeinem geſetzlichen Thatbeſtande nach 
beſtimmt wird; b) in ſofern fie eine Ausnahme von fonfti- 
gen gefeglichen Beftimmungen begründen und zwar ent: 
weder a) eine Milderung, d. h. eine unter das fonft —1 





35) Commentar zum Hefſ. HEB, ©. is fg. 457 
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liche Minimum herabgehende Strafe, oder 5) eine Ber: 
ſchaͤrfung, nämlich eine höhere Strafe, ald das fonft gefeß: 
liche Marimum; c) in fofern fie blos Zumeſſungsgruͤnde 
innerhalb des gefeglichen Winimums und Marimums zur 
Folge haben. Was die Fälle unter b und c anbelangt, fo 
trennt Breidenbac den phufifchen Urheber ſcharf von 
dem Anftifter, indem er jeden nad ben eigenen pers 
fönlichen Verhäftniffen beurtheilt, wie wir es bezüglich der 
Kölle b A und c big jegt fehon gethan haben, und es bes 
zuͤglich des unſeres Erachtens einfachften Kalle b = noch 
thun werden; Dagegen bindet er in dem Kalle b a (&. 371) 
die Strafe des Behilfen an die des Thäters, indem er die 
erftere nach der auf das vollendete Verbrechen eines feiner 
Sinne vollfommen mächtigen volljährigen Thaͤters geſetzte 
Strafe mit Beruͤckſichtigung aller die Strafbarfeit des 
Urhebers erhöhenden oder vermindernden perfönlichen Um⸗ 
ftände berechnen läßt, ohne darauf zu achten, ob fich die 
fraglichen perfönlichen Umftände in der Perfon des. Gehilfen 
ebenfalld vorfinden oder nicht. Bezüglich der Fälle b A 
und c hält er den Gehilfen dem Anftifter gleich. Die eben 
erwähnte Abweichung Hinfichtlich des Gehilfen im Falle b « 
rechtfertigt er Durch das Relative der Beihilfe. Wir vers 
weifen in dieſer Beziehung bezüglich des gemeinen Deuts 
fhen Rechts auf-das uben gegen die ähnliche Anficht Ber⸗ 
ner's. Es erübrigt noch die Betrachtung des von Breiden⸗ 
bach aufgeftellten Kalled a. Hier will ee nämlich die Steafs 
barkeit der übrigen Theilnehmer (Anftifter und Gehilfeg) 
von der des Thäters abhängig machen. Der Grund liegt 
ihm darin, daß hier das eigenthümliche perfönliche Ver⸗ 
haͤltniß des Thaͤters zum Thatbeftande des Verbrechens 
gehöre. In die fragliche Kategorie von Verbrechen fegt 
er beifpielsweife Kindẽe mord, Blutfchande, Dienfivers 
brechen. Er hält mithin aus allgemeinen Gehnden eine 
Anftiftung und Beihilfe zum Dienftverbzechen für ſtrafbar. 
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Daß ed mit dem dem Thatbeftande entnommenen Kriterium 
nicht ganz ficher ftehe, zeigt das erfte Beifpiel, welches 
Breidenbach zur Berfinnlichung feiner Anficht wählte, näms 
lich das vom Kindemorde, . Wollte man hier die fragliche 
Anficht auf die Spige treiben, fo müßte man fagen: Stifs 
tet dee Bruder der Mutter diefe zum Kindemorde (im bes 
fondern gefeglihen Sinne diefed Wortes) an, fo ift er Ans 
ftiftee zum Kindsmorde, leidet alfo die Strafe des Kinde- 
mordes. Laͤßt er fih von der Mutter zur Vollziehung 
des von diefer befchloffenen Kindsmords anftiften und volls 
zieht die That, fo leidet er Die Strafe des gemeinen Mors 
des, weil fich die Strafbarfeit nach der Perfon des Thäs 
ter richtet, und der Bruder der Mutter feinen Kindes 
mord begehen kann; dagegen leidet aus dem fo eben anges 
führten erfteen Grunde auch die Mutter die härtere Strafe 
des gemeinen Mordes. Keine der beiden Enticheidungen 
ift aber richtig; denn es iſt Flar, mie uns fcheint, Daß 
die Mutter, mag fie nun den tödtlichen Streich gegen ihr 
Kind felbft führen oder durch einen Andern führen laflen, 
immer Kindömdrderin bleibt, mährend dee Bruder der 
Mutter, mag er Anftifter oder Thäter feyn, nie das Ver⸗ 
brechen des Kindsmords verüben kann, mithin immer ges 
meiner Mörder bleibt. So wurde die Sache richtig ſchon 
bei Berathung des Badifhen EB. in einem von Zents 
nee erftatteten Sommiffiondbericht angefehen, und es wurde 
gerade hiedurch im Hinblic auf die @igenthümlichkeit der 
fremden Theilnahme am Kindemorde der Bad. Geſetzgeber 
zu befondern Beftimmungen über diefe Theilnahme vers 
anlaft. Die Grunde der hiernach unferer Meinung nad 
richtigen Anficht follen unten angegeben werden, da fie nas 
türlich keineswegs aus der oben angeführten Verlegung bes 
fonderer Pflichten abgeleitet werden können, welche Ver⸗ 
legung nur für die Rechtfertigung der Straffhärfung ber 
ziehungswelfe Straferhöhung wirfen kann. Breidenbach 
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ſelbſt ſcheint die Nichtigkeit der hier vertheidigten Anficht 
nicht ganz zu verfenren, da er, um im erſten Falle zur 
Entſcheidung zu kommen, daß der anftiftende Bruder fi 
des Kindsmords fehuldig mache, auf die Beftimmung des 
Art. 71 des Heſſ. GB., wonach der Anftifter nicht hoͤ⸗ 
her als der Thäter beftraft werden fönne, greift, und, um 
im zweiten Falle auf die Mutter nur die mildere Strafe 
des Kindsmords anmenden zu müffen, zu der Auskunft 
fommt, der Bruder ſey ja doch nur ein Werfzeug, und dag 
Geſetz uͤber Kindsmord fage nicht, daß die Mutter, menn 
fie nach diefem Geſetz beurtheift werden folle, ihr Kind ge: 
rade eigenhändig umbringen muͤſſe. Diefen Gründen 
laͤßt fi zwar dee Scharffinn nicht abſprechen, aber die 
Nothwendigkeit ihrer Beibringung bemeifet die Luͤckenhaf⸗ 
tigkeit des aufgeftellten Syſtemes. Diefe darzuthun, mar 
der Zweck dieſer Furzen Entfernung von dem zunädft zu 
behandelnden Grgenftande, dem Dienftverbreden. , Was 
unfre Anficht von der Etellung derfelben besuglich unferer 
fpeciellen Frage betrifft, fo ift zwar nicht zu leugnen, daß 
alle Dienſtverbrechen eine in befonderm Dienftverhäftniffe 
ftehende Perfon al8 Subject zu ihrem Thatbeftande er 
fordern; aber eben darum koͤnnen fie nur von einem ſolchen 
Subjeete begangen werden. Es foll Damit keineswegs die 
juriſtiſche Möglichkeit geleugnet werden, auf dem Wege 
der Geſetzgebung auch Perfonen, die dem Dienſtnexus fremd 
find, wegen Theilnahme an dem Bruche derfelben durch 
eine darin ftehende Perfon für verantwortlich zu erflären. 
Es fol vielmehr nur befprodhen werden, wie es auf dem 
Gebicte des gemeinen Deutfchen Rechts oder einer andern 
Gefeßgebung, die fidy über die obfchwebende Frage nicht 
ausdruͤcklich erklaͤrt, zu halten ſey. Das Dienſtverbre⸗ 
chen, als ſolches, wird deshalb beſtraft, weil der Diener 
ſelne beſondern Dienſtverpflichtungen damit groͤblich ver⸗ 
letzt. Es kann daſſelbe nur von einem Diener begangen 
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werden. Rur ein Diener Hat die fraglichen Dienftverpfliche 
tungen. Alſo fann auch nur ein Dienee fie brechen. Es 
teitt hier ganz daſſelbe ein, was früher bezüglich der in der 
Perſon ded Anftifters oder Thaͤters liegenden ſtraferhoͤhen⸗ 
den Momente geltend gemacht wurde. Das von uns und 
Andern oft gebrauchte Beiſpiel des Vaters oder. Verwand⸗ 
tenmords ſchlaͤgt auc bei dem Falle dev Dienftverbrechen 
an. Auch diefer ausgezeichnete Mord hat einen duch Sub⸗ 
jeet und Object begränzten befondern. Thatbeftand, 
worüber uns weder die lex Pompeja noc der Art. 137 
der P. ©. O. einen Zweifel laſſen. Nichtsdeſtoweniger 
aber können, wie oben gezeigt wurde und aud allgemein 
anerkannt ift, (Breidenbach hatte feine Veranlaſſung fi 
fpesiell hierüber zu äußern, da das Heſſ. ©. D. gleich ans 
dern neuen ©. B. den Verwandten⸗ oder Vatermord nicht 
Penut,) bei diefem Verbrechen nur die früher aufgeftellten 
und von uns aud bezüglich der Dienſtverbrechen für rich⸗ 
tig erfannten Säge entſcheiden. Der Einwand, dag der 
ausgezeichnete Mord nur eine Schärfung der Strafen des 
gemeinen Mordes enthalte, ift an und für ſich nicht richtig, 
da, wie wie früher andeuteten, gemeinrechtlich auch ans 
dere Folgen, als die der Strafgröße, von dem Thatbe⸗ 
Rande des parricidium abhängig find, und den Dienftvers 
drehen gegenüber nicht einmal entſcheidend; denn auch fie 
bergen oft gemeine Verbrechen unter fih und zeigen dann 
ihre Hauptfolae in einer im Vergleiche zur Ahndung der bes 
teeffenden gemeinen Verbrechen höhern Strafe. Micht dem 
alleemindeften Zweifel kann es aber unterliegen, daß, wenn 
auf diefe Weife in einem Falle (und diefee Fall wird fche 
Häufig ſeyn) Dienftverbeehen und gemeines Verbrechen 
toncurrieen, bie außer dem Dienftnegus ftehenden Theilneha 
mer wegen des gemeinen Verbrechens verantwortlich find. 
Stifter ein Privatmann einen Verwalter öffentlicher Gelder 
guc-Beruntreuung derfelben an, fo wird erſterer, mag er 
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felbft dabei Gewinn beabfichtigt Haben oder nicht, in dem 
meiften Fällen diefee Art der Strafe der Unterfchlagung 
verfallen feyn. Ebenſo verhält es fich hinſichtlich der Bei⸗ 
hilfe. Nur in den Fällen, In weldyen ein gemeines Vers 
brechen nicht coneurrirt, find die Theilnehmer am Dienſt⸗ 
verbrechen, die außerhalb des Dienftverhältnifies ſtehen, 
frrafbar. Es muß diefe Behauptung um fo weniger aufs 
fallen, als e8 in der That von Zufälligfeiten abhängt, ob 
ein Dienftvergehen disciplinariſch oder gerichtlich behandelt 
wird, als in der That die gerichtliche Behandlung folder 
Vergehen in vielen Sällen erft in Folge der neueren Geſetz⸗ 
gebungen eintritt, und ald man, wie wir glauben, noch 
Faum daran gedacht haben dürfte, eine Disciplinarunters 
fuchung auch auf Theilnehmer an dem Disciplinardienftvers 
gehen, fofern folche nicht im Dienft ſtehen, auszudehnen. 
Man hat unfere Frage hie und da fo geftellt, ob jemand, 
der nicht Öffentlicher Diener fey, Anftifter oder Gehilfe zu 
einem der befondern Verbrecher der Öffentlichen Diener 
werden koͤnne. Aus biefer Wortfoflung ließe ſich faft 
fehliegen, daß man im Falle der Verneinung der Krage 
Im Allgemeinen doch einen jeden öffentliher Dies 
ner für feine Theilnahme am Dienftverbrechen eines ans 
deren Öffentlihen Dieners unbedingt für verantwortlich 
erfiäre. Died wäre aber nach dem Principe, in Kolge 
defien man Dienftverbrechen als befondre Verbrechen ſtraft, 
offenbar unrichtig. Nur derjenige Öffentliche Diener kaun 
Genofle des Dienftverbrechens eines andern ſolchen Dieners 
feyn, welcher bezüglich. des fpeciellen Verbrechens, falle es 
in dem befondern Dienftverhältnifie mit ihm ſteht, alfe 
die gleiche befondre Pflicht zur Unterlaflung des. vorliegen⸗ 
den Dienftverbrechens bat. Es iſt z. B. ganz Mar, daß 
ein Unterfuchungsrichter nicht Gehilfe des Dienſtverbre⸗ 
chens eines Gaflenbeamten fein fann. Ebenſo, daß der 
Berwalter der Zollcafie fein Dienft vergehen begeht, soeng 
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ee den Verwalter der Steuercaſſe zum Eingriffe in bie letz⸗ 
tere anftiftet. Auf dee andern Seite foheint ed nicht 
minder klar zu fein, daß, wenn zwei Beamte, wie dies 
hie und da bei Eaffenbeamten der Fall ift, ſolidariſch fir 
die Bewahrung öffentlicher Gelder verantwortlich find, 
beide als Theilnehmer eines duch Entfremdung der frags 
lihen Gelder verübten Dienftverbrechens fein fönnen. Es 
führt das bisher Erörterte oft in fehwierige, aber nicht zu 
umgebende Unterfuchungen über den Gewaltöfreiß mehrerer 
verfchiedbenen Beamte, deren Verpflichtungen fi, wenn 
auch im Allgemeinen verfchieden, doch gerade in bem vors 
legten Punkte berühren können. 

Am meiften geeignet, in die behandelte Lehre Wer 
wirrung nach allen Seiten hin zu bringen, waren Bei⸗ 
fpiele, die man ber Lehre von ben Sleifchesverbrechen 
entlieb, und aus denen man bald für die eine, bald 
für die andre Anficht argumentirte.e Man fagte: Die 
Blutfchande fest, um möglich zu feyn, verwandtfchaftliche 
Verbältniffe der Goncumbenten voraus. Diefe verwandt⸗ 
fhaftlihen Verhaͤltniſſe find natürlich rein perfönlicher 
Ratur. War man nun zu der Wahrheit gelangt, daß 
nichtsbefloweniger ein Fremder, der ben Bruder zum 
Beiſchlafe mit der Schwefter anfliftet, der Strafe ber 
Blutfhande als deren Anftifter verfallen fey; fo ſchloß 
man daraus, daß fich in andern Faͤllen, wo das Strafs 
barkeitöverhältniß von perfönlichen Umftänden abhängt, 
Alles ebenfo verhalten müfle, wie bei der Blutichande, 
und benugte diefen Schluß gerade z. B. in der Lehre vom 
den Dienſtverbrechen zur Begründung ber der unfrigen 
entgegenftehbenden Anſicht. Kitka a. a. O. nimmt dab 
Argument von der Blutfchande zur Rechtfertigung feiner 
Anfiht über Theilnahme am Dienftbotendiebflahle zu 
Hilfe. Vielleicht um dem fraglichen Schluſſe von ber 
Blutfchande auf andre Verbrechen zu entgehen, und aus 
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Scheu bei diefen andern Verbrechen die von ber Blut⸗ 
ſchande abftrahirten Grundfäge anwenden zu müflen, be 
hauptete Stübel 20), daß derjenige ald Anftifter ber 
Blutſchande nicht firafbar fey, der nicht in bemfelben ver: 
wandtſchaftlichen Verhältnifle .ftehe, wie der Thäter. So 
unpaffend diefe Behauptung ſchon dem gemeinen Rechts 
gefüuͤhle erfcheint, ebenfowenig find durch fie die Mißſtaͤnde 
zu befeitigen, welche nach dem Vorſtehenden bezüglich der 
Conſequenzen für andre Fälle damit befeitigt werden follen. 
Es läßt fih dies am beften durch die Beifpiele vom Ehe 
bruche und der Bigamie zeigen. Würde man Stübel’s 
Annahme bei der Blutfchande hieher beziehen, fo müßte 
man etwa fagen, nur ein Verheiratheter könne zum Ehe: 
bruche oder zur Biganıie anftiften; doch ließe fi) auf ber 
andern Seite fein vernünftiger Grund für eine ſolche Be: 
hauptung finden, da e& fich ja bei der Anftiftung zu.jenen 
Verbrechen keineswegs um eine Verletzung bed Ehebandes 
Des Anftifterd, fondern doc) immer nur um bie bed Ehe: 
bandes bes Thaͤters handelt, es alfo am Ende body wieder 
ohne Bedeutung ift, ob der Anftifter in einer Ehe ftebt 
ober nicht. Aus den Beifpielen des Ehebruchs und ber 
Bigamie ergiebt fich noch befler das Unhaltbare ber Stis 
bel'ſchen Anficht, als diefe dem von ihm gewählten Beifpiele 
entnommen werden kann. Bei der Blutichande konnte 
Stubel immer noch ſolche Perfonen finden, die in fer 
nem Sinne Anftifter werben konnten, weil mebrert 
Menſchen in demſelben Verwandtſchafts grade zu el 
em. andern Menſchen ſtehen koͤnnen, während das ehe: 
Liche Verhaͤltniß, das die Vorbedingung zu den Verbre 
chen des Ehebruches und der Bigamie abgiebt, kein in 
derſelben Perſon mehrfach vorhandenes ſeyn kann. Klar 
AR hiernach, daß man mit Anfichten, wie die Stuͤbel's iſt, 
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nicht bürchreichen Tann. Man muß entweder die rechtliche 
Möglichkeit der Anftiftung und ebenfo der Beihilfe zu dem 
fraglichen Verbrechen ganz leugnen, ober in vollem Ums 
fange anerfennen. Daß das letztere das richtige ift, lehrt 
ſchon dad einem jeben Menfchen innewohnende Rechts 
gefühl. Auch das pofitive Recht, und zwar nicht nur das 
gemeine Deutfche, fondern auch das der neueren Gefeuges 
bungen führt uns zu diefer Anficht, indem es den Anftifter 
beziehungsmeife Gehilfen eines Verbrechens allgemeinhin fie 
flrafbar erflärt. Wie kann man aber, wird man uns 
entgegenhalten, bie Strafbarkeit der Anftiftung zur Blut⸗ 
ſchande und der andrer aͤhnlichen Verbrechen vertheidigen, 
waͤhrend man die Strafbarkeit der Anſtiftung zu Dienſt⸗ 
verbrechen leugnet, da doch in beiden Faͤllen die betreffende 
perſoͤnliche Eigenſchaft des Verbrechers zum Thatbeftande 
des Verbrechens gehoͤrt? Die Antwort liegt einfach in 
der Sonderſtellung, in welcher ſich die Dienſtverbrechen 
mit allen Fällen einer in Folge beſondrer Pflichtverletzung 
erhöhten Strafbarfeit befinden. Indem das Gefeh ſagt? 
Der öffentliche Diener, der auf bie ober jene Weife 
feine Pflicht verlegt, foll fo oder fo geftraft werden; indes 
€8 ferner verordnet: Der, welcher in einem befonderw 
Berhättniffe zu einer beftimmten andern Perfon fteht, folk 
wenn er gegen diefe ein gemeined Werbrechen verlibt, höher 
beftraft werden, fagt es auch, daß nur bie von ihm bezeiche 
nete Perfon in der einen oder andern Weife befiraft wers 
den folle. Seine Verfügung erflredt ſich hier auf feine 
andre Perfon, mag diefe num ben Anftifter ober den Ge⸗ 
bilfen oder was fonft immer für eine Rolle bei dem Vers 
brechensacte gefpielt haben. ragt man aber nad) dem 
Grunde diefer nothwendig ausfchließenden geſetzlichen Vers 
fügung, fo liegt er, wie mehrfach bemerkbar gemacht 
wurde, lediglib in ber Werlegung befondrer 
Pflichten. Sie bildet dad Kriterium - für die Säle, 
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in welchen es keine gemeine Theilnahme giebt. Ein ganz 
andres Verhältniß tritt hinſichtlich der Blutſchande und 
aller der weiteren Fleiſchesverbrechen ein, die ſich hierher 
ziehen laſſen. Das Geſetz raͤumt ihnen keineswegs die 
oben fuͤr andre verbrecheriſche Handlungen und deren Er⸗ 
ſchwerungen vindicirte Ausnahmeſtellung ein. Sie fallen 
mithin hinſichtlich der Anſtiftung und Beihilfe unter die 
gemeinen Rechtsgrundſaͤtze, wie fie es muͤſſen, ba fie ledig⸗ 
lich gemeine Verbrechen find. Der Grund ihrer Straf: 
barkeit liegt zum Xheil in den Geboten der Sittlichkeit, 
zum Theil in den materiellen Nachtheilen, welche ber 
Staat in dem Falle ihrer Straflofigfeit zu fürchten bat, 
zum Theil endlich darin, daß in ihnen gemeine Verbre⸗ 
hen enthalten find, z. B. in der Bigamie das eined Be: 
trugs gegen ben neuen Ehetheil. Warum follte nun, kann 
man billig fragen, nicht ein Jeder, der überhaupt ben 
Strafgeſetzen unterworfen ift, ſich durch Anftiftung unb 
Beihilfe gegen Straffagungen, wie die gegen Blutfchande 
u. f. w. verfehlen können ?_ Diele Frage ift bier fehr na: 
türlih und man kann ihr nichtd entgegenfehen, wäh 
rend man einer ähnlichen Frage binfichtlich der Werbrechen, 
welche ohne Verletzung befondrer Pflichten gar nicht ober 
nur minder beftraft werben, fogleich dadurch begegnen 
würde, daß derjenige feine befondern Pflichten verletzen 
kann, der diefelben nicht hat. 

Am einfachften geflaltet fich der bisher nur angeben: 
tete, aber nicht befonberd behandelte Kal der durch per: 
fönliche Werhältniffe zu bewirkenden Strafmilderungen. 
Hier liegt der Sag, fo zu fagen, auf flacher Hand, daß 
folche Milderungen, fofern ihre Gründe bei einem mebs 
zerer Theilnehmer an einem Verbrechen eintreten, biefem, 
aber auch nur biefem, zu Gute fommen. Wenn 5. B. 
die neueren Gefegbücher einem jungen Menfchen von 15 
Jahren ftatt der einem Volljährigen gebrohten Todesſtrafe 
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nur Arbeitshausftrafe von 5 bis 15 Jahren anfeken, und, 
es hat ein folcher junger Menſch einen Wolljährigen zum 
Morde eines Dritten angeftiftet, fo if, wenn der Morb 
verübt wurde, der Wolljährige mit der Todesſtrafe, der 
45jährige junge Menfh mit 5— 15jähriger Arbeitähause 
ſtrafe zu belegen. Aehnlich verhält es fi), wenn einer 
mehrerer Theilnehmer an einem Verbrechen fich bei der . 
That in dem firafmildernd zu betrachtenden Zuftande 
geminberter Zurechnungsfaͤhigkeit befindet ®"), Hierhet 
iſt unfrer Anficht nach ber oben fchon mweitläufiger erwähnte 
Fall des Kindsmords zu rechnen. Der Grund des eigens 
thlmlihen Verhaͤltniſſes bei Beurtheilung der Theilneh⸗ 
mer an biefem Verbrechen, daß fie nämlich härter zw 
beſtrafen find, als die anfliftende oder bie That voll 
bringende Mutter, liegt darin, daß das Geſetz hier aus 
befondern Gründen (Furcht vor dem Verluſt der Ge 
ſchlechtsehre — pfochifcher Zuſtand der Gebärenden) zu 
Sunften der Mutter eine Ausnahme von der gewöhns 
lichen Beftrafung des Morbes gemacht hat. Diefe mil 
dernde in den perfönlichen Werhältniflen der Mutter bes 
gründete Beftimmung kann aber natürlich nur diefer 
zu Gtatten kommen. 

Die Sagungen ber neueren Geſetzbücher über die 
ſchwierige Stage des Einfluſſes perfönlicher Werhältniffe 
auf die Strafbarkeit mehrerer Theilnehmer an einem Vers 
brechen finden ‚fi in einigen biefer Geſetzbücher Kar 
niedergelegt, müflen aber auf dem Gebiete anbrer, wie 
auf dem des gemeinen Deutſchen Rechts, erft abflrahirt 
werden. Ganz Mar entfceidet dad Braunfchweigis 
ſche Geſetzbuch die hier einfhlägigen Punkte in ben 66. 
41 und 54, wovon ber erfiere der Anfliftung außfchließe 
lich, der letztere allgemein dem Berhältnifle der Strafbar⸗ 
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beit mehrerer Mitſchuldigen eines Verbrechens gewidmet 
il. Der erfiere fagt: Nicht nur wer ſelbſt das Verbre⸗ 
chen verubt (der Urheber) leidet die gefegliche Strafe, fon: 
dern auch wer durh Gewalt, Drohung, Befehl u. f. w. 
einen Andern zur Begehung einer verbredyerifchen Hand: 
[ung beſtimmt (Anitifter) wird ebenfo beflraft, als ob 
‚ er felbfi die That begangen hätte. Aus den 
legteren Worten ergiebt fi mit Beſtimmtheit der Sinn, 
welcher auch den Motiven nad) darin gefunden werben 
fol, daß nämlich die aus der Perfon des Urhebers her: 
vorgehenden Qualificationen der That, fowie bie in def 
fen Perfon liegenden Straf: Erhöhungd:, Herabſetzungs⸗, 
Erſchwerungs⸗ oder Milderungdgründe auf den Auſtifter 
nicht zurüctwirfen, fondern daß deflen Strafbarfeit ledig: 
lich nach den in ihm felbit liegenden Gründen biefer Art 
zu beurtheilen ift. Gerade dieſes fest der 8.54% für das 
Verhältnis aller Mitfhultigen unter einander fef. Der 
F 252 verfügt ferner, daß, wer, ohne in. öffentlichem 
Dienfte zu ſtehen, fich eined Amtsverbrechens mit ſchul⸗ 
dig made, nur infofern mit Strafe belegt werde, als 
feine Dandlung ald gemeined Verbrechen ftrafbar fep. 
Das Würtembergiche GB. enthält bezüglich der in: 
teliectuellen Urheberichaft Feine fperiellen Beſtimmungen. 
Dagegen verfügt ed im Art. 87 bezüglich der Beihilfe, 
daß, fofern die größere ober geringere Strafbarfeit einer 
That auf perfönlichen Verhaͤltniſſen des Urheber zu bem 
Beſchädigten ruhe, diefe Verhältniffe auch bei dem 
Gehilfen berudfichtigt werden folen. Eine Ausnahme 
bievon fol jedoch bei Dienftvergehen eintreten, über welche 
ber Art. 404 noch inöbefondere dahin disponirt, daß, 
wenn ‚jemand, der nicht im Öffentlichen Dienfte angefteikt 
fey, an einem Dienfivergehen Theil genommen hatte, bier 
fer nur dann, wenn daffelbe ein gemeined Verbrechen 
oder Vergehen in fich ſchließe, und zwar. wegen. Fheil⸗ 


von der Anftiftung zum-Merbrehen. 589. 


nahme am letztern zu beftrafen ſey. Es if fomit in die. 
fem StGB. der! Unterſchied bed sacius generalis und 
specialis im Allgemeinen aufgehoben und jeder Gehilfe 
zum fpeciellen erklärt, ſoweit es fich nicht um Dienfivers 
gehen handelt, bei welchen das Umgefehrte gilt. Hätte: 
man nun in Würtemberg, wie es fehr nahe liegt zu thun;. 
das Princip bed Art. 87 auch auf den Fall des Art. 74, 
welcher fagt, ald Urheber eined Werbrechend ſey mit der! 
auf baffelbe gefeßten Strafe nicht nur der Thäter, fons 
dern auch der Anftifter zu belegen, angewendet; fo würbe: 
man. dazu gefommen feyn, fowohl im Allgemeinen dem: 
Anftifter die in der Perfon des Thaͤters vorhandenen Ex 
ſchwerungsgrunde aufzurechnen, als auch bie Anftiftung: 
zu Dienftoergehen für ftrafbar zu erachten, indem bie im 
Art. 87 bezüglich der Beihilfe gemachte Ausnahme bem 
Art. 74 nicht einverleibt if. Indeß ift man, wie Köftlin: 
©. 539. 540 anführt, in Würtemberg zu der gewiß richn 
tigen Anficht gelangt, daß der vorhin mitgetheilte Inhalt: 
des Art. 74 offenbar feinem ‚andern Sinn haben Pönne, 
als daß der Anftifter immer fo zu beftrafen fei, als ob: 
er felbft der Thäter gewefen wäre. Go gelangte man: 
dann auch bezüglich der Anftiftung zur That zu der obem: 
von und auf dem Boden des gemeinen Rechts vertheidige, 
ten Meinung, welcher, auch) dad Braunfchweigifche Geſetz⸗ 
buch folgt. Daß hiernady ein Unterſchied zwifchen intel 
Iectueller Uxheberfchaft und Beihilfe herausfommt, kann 

uns bei dem relativen Weſen der Beihilfe, welchem auch: 
in der Wiflenfchaft bald größerer bald geringerer Uma 
fang eingeräumt wurde, nicht befremben. 

Das Grh. Heff. StGB. enthält keine ausbrlidlichen, 
Vorſchriften zur Entfcheidung unferer Frage. Dem Art 
84 läßt fi entnehmen, daß man bie Beihilfe zu Dienſt⸗ 
verbrechen allgemeinhin beftraft wiffen wollte, und aus dem 
bei Breidenbach ©, 257 angeführten Kammerausſqhuß ⸗ 
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berichte ergiebt fih, daß man jegliche fremde Theilnahme 
an Dienftvergeben als firafbar anfah. Im Uebrigen will 
Breidenbah auf dem Gebiete bed Hefl. SB. die vom 
Braunſchweig. SB. und unferer obigen Ausführung ange: 
nommenen Säbe bezüglich der Anftiftung (nicht bezügs 
lich der Beihilfe ©. 372) angewendet willen. 

Das Bayerifhe EB. fagt im Art. 118 ausdrüd: 
lich: Mildernde oder befchwerende Umftände, welche aus ber 
Belchaffenheit der Perfon oder ihren befondern Verhaͤlt⸗ 
niffen hervorgehen, kommen nur demjenigen zum Bor 
theile ober Nachtheile, in beflen Perfon fie gegründet 
find. Daß fremde Theilnahme an Dienſtverbrechen, fo 
lange folche feine gemeinen Verbrechen in fich faffen, im 
Bayern als firaflod zu betrachten fei, dürfte nach ber 
lichtoollen Darftelung Arnold's 32) (welche auch für 
folche , die auf dem Boden des gemeinen Recht ober einer 
andern Sefeßgebung ftehen , fehr beachtenswerth iſt) kei⸗ 
nem Zweifel unterliegen. 

Was endlich dad Badiſche Geſetzbuch betrifft, fo 
ſpricht ſich daſſelbe bezüglich der hier erörterten Fragen 
keineswegs auddrüdlich fo aus, daß man daraus allge 
meine Borfchriften für die Lehre von der Anftiftung 
entnehmen koͤnnte. Der $. 119, welcher, wie oben ſchon 
einmal bemerkt wurde, fagt, daß der Anftifter ebenfo 
als Urheber zu beftrafen fey, wie der Thaͤter, dürfte keiner 
andern Auslegung fähig feyn, als wie fie dem WBürtem: 
bergihen Art. 74 vorhin zu Theil wurde. Es fcheint uns 
überhaupt, ald ob man häufig bezuͤglich unferer fpeciellen 
Trage ein zu großes Gewicht auf die flereotypen allgemei> 
nen Artikel über Anftiftung lege, wie dieß z. B. nach dem 
Dbigen ganz irrig in Wuͤrtemberg in der Art gefchehen: iſt, 
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daß man baburch bem Unterſchied des fperiellen und gene⸗ 
zellen Teilnehmers gänzlich aufgehoben. wähnte. Diefe 
allgemeinen Artikel wollen unfter Anfiht nad, wenn fid 
nur fo allgemein gefaßt find, wie in Würtemberg, Baden 
und Heflen, weiter nichts, als den Begriff des Anftifter&i 
geben, deſſen Strafbarkeit überhaupt verorbnen und DR 
Gontroverfe Über dad allgemeine Strafbarfeitsverhälmiß: 
zwiſchen Thäter und Anftifter in de m Sinne entſcheiden, 
daß weber erfterer noch letzterer deßhalb, weil er Täter 
oder Anfifter fey, geringer ober höher als der andre zu 
befteafen fei. Im Uebrigen glauben wie faum, daß Ent⸗ 
ſcheidungen über dad Strafbarkeitverhättnig bei verfchies 
denen perfönlichen Berhältniflen mit jenen allgemeinen Artia 
keln beabfichtigt waren. Sey dem jeboch wie ihm wolle, 
jedenfalls ſteht feft, daß dem Bad. $. 119 fchon dem Wort⸗ 
laute nad) gewiß fein entfcheidendes Gewicht in einem ans: 
dern Sinne, ald dem von und damit verbundenen beigelegt. 
werden Tann. Hieran kann auch nach bem erft vorhin bes. 
zuglich des Wuͤrtembergſchen Gefegbuces Bemerkten ber 
Umftand nicht ftören, daß das Bad. GB. die Strafbarkeit 
des Gehilfen von ber des Urhebers abhängig macht, mit 
einziger Ausnahme des Falles, in welchem die erhöhte. 
Strafbarkeit des Urheberd oder Gehilfen auf ben befondern: 
Strafbeflimmungen wegen Rüdfals ruht. Nachdem nme. 
dich der $. 136 die Strafe der Beihilfe im Vergleiche zur 
Strafe der Urheberfchaft überhaupt fefigefeht hat, orbnet 
dee $. 137. Abf. 1 das fo eben wegen bes Rückfalls Be 
merkte an und fährt im Abſ. 2 fort: 
Andre auf die Strafbarkeit einwirfende perfönliche 
Berhältniffe oder Buftände ber Gehilfen fommen, we: 
das Geſetz nicht etwas Andered verfügt, nur als Strafaut⸗ 
meſſungsgrunde innerhalb der im $. 136 beſtimmten 
Grenzen, und bie zu ben gefeglihen Milderungsgrüm: 
den gehörenden perfönlichen Verhaͤltniſſe und Zußaͤnde 
deſſelben als Strafmilderungsgründe in Betracht. 
Ario d. Er. N. 1881, IV. et. D o 
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Der von Wolff in der I. Kammer über den Entwurf 
dieſer Geſetzesſtelle erfiattete Bericht fagt ganz treffend, 
daß derfelbe weder mit den gemeinrechtlichen Grundfägen 
über die Gtrafbarfeit der allgemeinen und fpeciellen Ges 
bilfen noch mit dem Principe der Gerechtigkeit überein⸗ 
flimme, welched fordere, daß die Strafe eine Jeden nur 
nah dem Maaße feiner eigenen Berfhuldung beſtimmt 
werde; bemerkt aber doch zur Rechtfertigung de Entwur- 
feö, daß, falls man deſſen Beftimmung nicht annähme, 
bie geleiftete Beihilfe in manchen Faͤllen (3. B. bei Amts 
verbrechen, bei dem Inceſſe und der Bigamie) ganz firaf- 
108 bleiben würde, und daß derjenige, welcher einem Ans 
bern z. B. zu einem Wermandtenmorbe helfe, jedenfall 
eine moralifch fchlechtere Handlung begehe, ald der zu einem 
gemeinen Morde Beihilfe Leiftende. Wollte man einmal 
dad Syſtem der vollfommen relativen Strafbarkeit der Se 
bilfen annehmen, fo war es dann freilich nicht ganz, con» 

fequent in den Fällen ber $$. 235. 236. 362. 303. 304 
infofern davon abzumeichen, daß man dem Gehilfen, wenn 
er bie bon einem Fremden gegen einen Blutövermanbten 
diefed Gehilfen in auffteigender Linie verubte Körperver: 
letzung, Mißhondlung und Ehrenkraͤnkung unterftüßte, den 
für die Beihilfe befiimmten Theil der erhöhten Gtrafe 
drohte, die den Thäter treffen würde, wenn er Abkoͤmm⸗ 
ling des Verlegten wäre. Wie man aud den Discuflionen 
fieht, bat fidy Hier der Gefeßgeber meniger durch eine ſtreng 
jweiftifche Conſequenz, als durch ein allerdings fehr natuͤr⸗ 
liches Rechtögefühl leiten Laffen. 

Bezuͤglich ber Anfliftung bat der Badiſche Geſetz 
geber dad allgemeine Princip der in ber Regel gleichen 
EStrafbarkeit des intellectuellen und phyſiſchen Urhebers in 
einem ſpeciellen Kalle noch beſtimmter anerkannt, als dies 
in dem allgemeinen $. 119 geſchehen iſt. Es fagt naͤmlich 
im. bem Abſchnitte von ber Köbtung im Mutterleibe und 
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dev Abtreibung der Leibeöfrucht der 5. 252 unter Hinmels 
fung auf die allgemeinen $$. 119. 120, daß derjenige, 
der eine Schwangere mit rechtöwidrigem Worfage zur Wer 
übung des Verbrechens beftimmt habe, von der gleis 
hen Strafe, wie die Xhäterin felbft betroffen werde. 
Die Berweifung auf den $. 120 deutet aber zugleich an, 
daß auch hier in dazu geeigneten Faͤllen die Strafbarkeit 
des Anflifterd auf dad Maaß der dem Gehilfen drohenden 
Strafe herabſinken könne. 

Ausdruͤcklich droht dad Geſetz dem Anflifter (fowie 
auch mutatis mutandis dem Gehilfen und Begünftiger) 
eine von ber des Thaͤters verfchhiedene Strafe in dem 
Falle des $. 259. Nachdem nämlich der $. 257 die Strafe 
für denjenigen, ber, um dem Kriegädienfte zu entgehen, 
fi felbft verfiümmelt, gedroht hat, feht ed im $. 258 
Milderungsgründe für diejenigen feft, welche, wenn fie 
zum Kriegsdienfte berufen werden, einen Erfagmann ſtel⸗ 
len, oder welche gar nicht zum Kriegsdienfte berufen wer: 
den u. dgl. Diefe Milderungsgründe follen jedoch, wie 
der $. 259 verfügt, den Xheilnehmern, als Anfliftern, 
Gehilfen, Begünftigern, niemald zu Statten kommen. 
Es erklärt ſich dieſe Beſtimmung ganz natürlich aus der 
von und oben aufgeftellten allgemeinen Beſchraͤnkung des 
Princips der gleichen Strafbarkeit in denjenigen Fällen, 
in welhen einem Xheilnehmer Milberungsgründe zur 
Seite ſtehen. Es bilden der $. 259 und der Schlußſatz 
des oben abgebrudten $. 137 pofitive Beſtaͤtigungen des 
Bad. GB. für die gemeinrechtlich aufgeftellten Säge. 

Es ift oben fowohl im Allgemeinen von ber Natur 
der Theilnahme am Kindömorbe bie Rede gewefen, als 
audy insbefondre fchon angeführt worden, daß man bei 
Berathung bed Bad. GB. angenommen habe, es fei diefe 
Theilnahme, fireng genommen, wie eine Xheilnahme am 
gemeinen Morde zu betrachten. Hier muß noch bemerkt. 

Do 2 
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werben, daß ſich der Gefebgeber, erwägend, wie „bei 
diefem Verbrechen nicht nur in Beziehung auf die nächften 
Anverwanbten, fondern felbft au in Beziehung auf andre 
Derfonen, welche zu dem Verbrechen mitwirken, und fich 
dazu durch Mitleid u. dgl. beflimmen laſſen, Gründe vor 
fommen, welche die Beflrafung nach den allgemeinen 
Srundfägen ald zu hart erfcheinen laffen”, veranlaßt fah, 
den Anftifter in den Fallen, in welchen die Mutter felbft 
mit 6— 1djährigem Zuchthaus beftraft werden fol, mit 
lebenslaͤnglichem oder zeitlihem Zuchthaufe nicht unter 15 
Sahren, in ben Fällen, in welchen (wegen mangelnder 
Lebendfähigfeit des Kindes) die Mutter mit Gefängniß 
ober Arbeitshaus beftraft wird, mit Arbeitshaus nicht 
unter zwei Jahren oder Zuchthaus bis zu acht Fahren 
zu bedrohen, ferner zur Bemefjung ber Strafe ber Bei: 
hilfe die fo eben erwähnten Strafen als Grundfirafen 
zu beflimmen, und endlich diefelben Strafen für Solche 
feftzufegen, welche das Kind im Einverfländniffe mit ber 
Mutter und unter den VBorausfeßungen, welche liberhaupt 
zum Thatbeſtande bes Kindsmords gehören, tödten. (88. 
222 — 224.) Es fommt alfo ber Bad. Gefebgeber im 
Ganzen zu dem Ergebniffe der Verhängung einer mitts 
lern Strafe, weldhes Berner 8.210 bezüglich der Bei: 
bilfe aus der mildern Beftrafung des Kindsmords einer: 
feitö und dem erfhwerenden Umftande, baß fi ber 
Gehilfe Feiner Perfönlichfeit nach nicht in den Verhaͤlt⸗ 
niffen befinde, die jene mildere Beſtrafung veranlaffen, 
andrerfeitd combinirt. In legiölativer Beziehung erfcheint 
auch biefer Ausweg als fehr geeignet, während er fich auf 
bem Boden bes, befondrer Beftimmungen entbehrenden, 
pofitiven Rechts nicht billigen läßt. 

Es erübrigt nun noch die Beantwortung ber Frage, 
was nad) Badifchem Geſetze hinfichtlich der Theilnahme an 
Berbrechen, welche nur von Perfonen befondrer Quali 
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ficationen und nur mittelft Verlegung beſondrer Verpflich⸗ 
tungen begangen werben fünnen, Rechtens fey *). | 
| Was die Beihilfe anbelangt, fo dürfte wohl von 
der oben befprochenen Regel des $. 137. Abf. 2 nicht abe 
gegangen werden können, und bamit diefe Art ber 
Theilnahme, wenn fie auch von einer bem befonberg 
Pflihtverhäftniffe fremden Perfon begangen wird, als 
flrafbar erfcheine. Natürlich fegt aber die Beihilfe im⸗ 
mer dolus voraus ($. 134). Es wird daher kommen, 
daß mande ſcheinbare Gehilfe wegen Mangel an 
jedem dolus von aller Strafe freigefprochen werden muß. 
Man denke 5. B. an die Beihilfe zur Verlegung der Amt 
verfchwiegenheit öffentlicher Diener, fowie ber Aerzte, 
Wunbdärzte u. dgl. ($. 541. 660), an die Beihilfe. zur 
Nechnerduntreue durch unbefugtes Ausleihen von Kaflens 
geldern ($. 695) u. f. w. Was die Anfliftung bes 
trifft, fo wird man geneigt feyn, von der Beihilfe einen 
Schluß jauf fie zu machen, und noch indbefondre für 
ihre Strafbarkeit anführen, daß ber Gefeßgeber felbft in 
einem fpeciellen Sale fich in diefem Sinne erkläre, indem 
er die Beitechung, welche doch eine Anftiftung zur Pflicht⸗ 
verlegung fey, beftrafe (9.664), und fogar ben Beſtechen⸗ 
den, in dem Falle, in welchem auf die Beftrafung hin ein 
Amtöverbrechen zugefagt oder verübt worden fey, ausdräds 
lih „wie einen Anftifter” behandelt wiffen wolle, indem 


33) Es gehören In die im Zerte erwähnte Klaffe von Verbre⸗ 
hen nad Badifhem Rechte: 1) die befondern Verbrechen der 
öffentlichen Diener ($$. 657— 708), 2) die im 37. Titel zus 

- - fammengefoßten Bergehungen, als Zreulofigkeit der NRechite 
beiftände und öffentlichen Anwälte (66. 535 — 538), Untreue 
der Pfleger und Vormünder ($. 539), Verlegung der Wers 
ſchwiegenheit dur Aerzte, WBundärste, Hebärzte, Apotheker, 

Hebammen, Wundarzneidiener und andre Perfouen, we 
jur Ausübung : eines Zweigs dee Heilkunde öffentlih ermä 
tigt find ($. 541), Verrath von Kabritgeheimnifien durch Fa⸗ 
brifgehilfen zum Nachthcil des Dienftherrn .($. 544). 
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er ihm die Strafe der Beſtechung oder die Strafe bed 
zugefagten ober verlbten Amtöverbredend, je nachdem 
die eine oder andre höher fey ($. 182), drohe ($. 666). 
Wir glauben indeflen, daß bei dem Mangel einer allge 
meinen gefeglichen Verfügung die Anftiftung zu Verbrechen, 
welche die Verletzung befondrer Pflichten in fi faſſen, im 
fomweit für ſtraflos zu erachten ift, als die Handlungs 
weife bed Anftifterd nicht als Anfliftung zu einem gemels 
nen Verbrechen betrachtet werben muß, was ohnehin IN 
allen fchwereren FKällen eintreten wird. Wir berufen und 
gur pofitiven Rechtfertigung diefer Anficht auf das oben 
Ausgeführte. Zur Widerlegung der angeführten Zweifel®: 
gründe ift zu bemerken: Der Schluß von der Beihilfe auf 
die Anfliftung ift unftichhaltig, weil die relative Eigen: 
[haft der erftern bei der legtern nicht eintritt. Wir dürfen 
und bier nur auf bie oben bezeichnete Ausführung Ber: 
ner's beziehen, welcher gerade behauptet, daß die Bei⸗ 
hilfe bei Amtöverbrechen ftrafbar fey, die Anfliftung nicht, 
weil die felbfländige Befchaffenheit des Willend des intels 
lectuellen Urheberd im letztern Falle die Strafe ausfchließe. 
Das ber Eehre von der Beftehung entnommene Argument 
ſcheint und ebenfo gewichtlos, da vor Allem aus fingus 
laͤren Beflimmungen (und ald ſolche erfcheinen gewiß bie 
Säge Über Beſtechung, fofern man letztere ald Art der 
Anftiftung betrachtet) für daB Allgemeine nichts ab⸗ 
geleitet werden kann, da Beſtechung recht gut firafbar 
ſeyn Tann, ohne daß man Strafbarkeit der Anftiftung zu 
Amtsverbrechen allgemeinhin annimmt, wie die Ratur ber 
Sache und die Erfahrung ??) lehrt, da die Verglelchung 
der Beftehung mit ber Anftiftung im 6. 666 des Bad. 
SIEB. um fo weniger ald entfcheidend gelten kann, alß, 
wie der Schlußfag des 8. 666 zeigt, die ſtellvertretenden 


3) ©: , B. Birtemb. OB. Arıt. 407. 08. 
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Strafen fhr bie den Diener treffende Dienftentlafiung oder 
Dienftentfegung doch nicht dem Beſtechenden gegenüber 
angewendet werben follen, da der Geſetzgeber hier offen 
bar nicht an den Fall allgemeiner Strafbarkeit der Anftife 
tung gedacht hat, indem er fonft den bie ftellvertretenden 
Strafen betreffenden $. 169 offenbar weiter gefaßt haben, 
und nicht blos für den Fall, daß ber ſchuldige Beamte fels 
nen Dienft fyon vor der Verurtheilung verloren hätte, ald 
anmenbbar bezeichnet haben müßte, da endlich das Gefeg 
in den 68. 667 — 668 außer dem Verbrechen ber Beſte⸗ 
ung daß ber firafbaren Geſchenk nahme aufftellt, ohne 
etwas von einer firafbaren Gefchent gabe zu fagen, wat 
doch offenbar nahe gelegen wäre, wenn man überhaupt 
an bie allgemeine Strafbarkeit der Anftiftung bei Amtes 
verbrechen gedacht hätte. 

Der Lehre von dem Einfluſſe der perſoͤnlichen Wer 
ſchiedenheiten zwifchen Anftifter und Thaͤter auf das Straf⸗ 
barkeitöverhäftniß derfelben nahe liegt bie Frage, ob und 
in wieweit bie Handlungsweiſe des Thäterd auch dem Ans 
flifter zur Laſt gefegt werden koͤnne, wenn erflerer etwas 
Anderes that, ald der Anftifter haben wollte — eine 
Stage, welche und, wie bie fo eben verlaffene, ebenfalls 
auf dem Gebiete der Lehre von ber Beihilfe begegnet, und 
welche ein reiches Feld für die Gafuiftif bildet. Wit 
wollen nicht auf die Prüfung ber einzelnen Fälle eingehen, 
welche in Iehrreicher Weife Kit ka a.a.D. ©. 10—21, 
©. 34 — 43, und Berner a.a.D. ©. 295 — 303 erzaͤ⸗ 
len, fondern bie Sache auf die leitenden Grundfäge zu⸗ 
ruckzuführen ſuchen. Dabei muß man freilich bekennen, 
daß diefe Grundſaͤtze immerhin nur fehr allgemein bleiben 
koͤnnen, und daß nicht leicht irgendwo mehr der Wurdi⸗ 
gung der Umftände durch den Richter überlaffen if, als 
in biefer Frage. Mit volftem Rechte verweilet Heffter 
Lehrbuch 6.83. Note 4 zur Beintheilung berfelben auf 
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bie allgemeinen Grundfäge über dolus und culpa und 
bemerkt dabei, ed ergebe fich eben aus biefen Grund: 
ſaͤtzen, daß der intellectuelle Urheber nus für fein erklär: 
tes Wollen ex dolo, für Alles, mas barüber hinausgehe, 
nur ex culpa hafte. Wie dies zu verfiehen ifl, ergiebt 
fib aus folgender Betrachtung Bekanntlich unterfchei 
det die Wiflenfchaft zwifchen beftimmtem und unbe: 
fimmtem VBorfage?), und ed ift auch biefe ber 
Natur der Sache entnommene und ihr entfprechende Unter: 
ſcheidung in die Gefegbücher übergegangen. Der beflimmte 
Vorſatz bleibt nun bei unferer Frage außer dem Bereiche 
der Erörterung ; denn wenn der Anftifter mit beſtimmtem 
dolus zu einem beflimmten Verbrechen angeftiftet hat, und 
der Thaͤter dieſes lehtere verübt hat; fo kann natürlich 
unfere Frage niemals eintreten. Defto wichtiger bagegen 
wird bei ihm der unbeflimmte Vorſatz; denn, fobald der 
Thaͤter etwas vollbracht hat, was dem erhaltenen Auftrage 
nicht vollfommen entfprach,, fo wird es ſich immer zunächk 
darum handeln, ob nicht die Abficht deö Anflifterd unbe: 
ſtimmt auf einen oder den andern von mehreren mög: 
lichen Erfolgen gerichtet war; mit andern Worten, ob 
ber Anftifter nicht bezüglich des wirklich eingetretenen 
Grfolged in dolo indeterminato seu eventuali fland. 
Unter welchen Umfländen dies unterftellt werben koͤnne, 
muß ber Lehre vom Vorfage entnommen werden. Kan 
ein unbeftimmter Vorſatz nicht angenommen werben; fo 
muß weiter unterfucht werden, ob die Art ber Am 
fiftung nicht wenigftens eine foldhe war, daß barin Grund 
zur Annahme einer Fahrlaͤſſigkeit bezüglich des vom Anftifs 
fex nicht beabfichtigten Erfolges gefunden werben Eönate. 
In dieſem Kalle wird der Erfolg dem Anftifter zur. culpn 
Fr m, 


i 35) Dolus determinatas und indeterminatus =. eventualls. 
" Senerbad 559, dazu die Note von Witsermaiez,.. .. 
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angerechnet. Es erübrigt nun. noch der Fall, in welchem 
aud nicht einmal eine Fahrlaſſigkeit des Anflifters bezügs 
lich der vom Thaͤter verubten Handlung angenommen 
werden fann, in weldem mithin die That des Angeflifs 
teten in Beziehung auf den Anftifter ald ein reiner Zufall 
erfcheint. Es ift natürlich der Anftifter für alles dasjenige, 
wozu er durch die Anfliftung in feiner. ihm zuzurechnenden 
Weiſe Anta gab, auch ſtrafrechtlich nicht verantwortlich. . 

Diefe Darftelung dürfte zeigen, daß man auch mit 
dem häufig aufgeftelten Sage ?°), dem Anftifter fei dab 
vom Angeflifteten ausgeführte Verbrechen dann zugureq⸗ 
nen, wenn er daſſelbe vorausgeſehen habe, ober habe vor: 
auöfehen koͤnnen, zu feiner gerechten Würdigung der ei 
zelnen Säle gelangt, da dieſer Sag, abgefehen davon, 
daß er rein willkürlich ift und ſich nicht, wie die obige 
Ausführung, auf anerkannte Grundfäge ber Wiſſenſchaft 
fügt, die Zurehnung zum unbeflimmten Vorſatze mit 
der Zurechnung zur Fahrlaͤſſigkeit vermiſcht. Will man 
die richtige Lehre nach der Vorausſicht des Anſtifters bez 
fielen, fo muß man etwa fagen: Die nach bem Inhalte 
der, Anftiftung vom Anftifter nicht aufgegebene, aber 
vom Angeftifteten verübte That ift dem Anflifter zum uns 
beftimmten Borfage zuzurechnen, wenn er ihr Eintreten 
vorauöfehen mußte, wenn alfo, mit anderen Morten, 
die wirkliche Vorausficht den Umftänden nad alß ew 
wiefen angenommen werden ann, zur Fahrlaͤſſigkeit, wenn 
er ihr Eintreten vorauöfehen konnte, gar nicht, weng 
ihr Eintreten nicht vorbergefehen werben konnte (casun), 
Daß hier, wie oben ſchon angedeutet worden, dad Meißg 
quaestio facti fey, zeigt fich Mar aus dem Werfuche der 
Anwendung vorſtehender Diflinctionen auf Faͤlle des tg 
lien Lebens. Es treten dabei. natürlich ‚die factiſchen 


36) Mitisemaier zu Feucrbach $. 46. Mose VIL, 
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Schwierigkeiten aller Unterfuchungen über Willensbeflim: 
mung in erhöhetem Maaßſtabe ein, ba nicht die Willen® 
befchaffenheit der dem Verbrechen zunaͤchſt liegenden Perfon, 
des Thäterd, fondern die einer der That ferner ſtehenden 
Perſon in Frage fteht, und es daher häufig faft an allen 
factifhen Prämifien zur Beurtheilung diefer Willensbe 
f&haffenheit fehlen wird. Diefe Umflände, in vielen Faͤl⸗ 
Ien geeignet, den ſchuldigen Anftifter firaflo8 zu machen, 
haben die Gefekgebung dazu vermocht, Rechtsvermut⸗ 
hungen (praesumtiones juris) aufzuflellen, wugeachtet 
alle folche Bermuthungen auf dem Gebiete bed Eriminal: 
rechts etwas fehr Mißliches haben, und ungeachtet die 
fpeciellen Ede Anlaß zu den größten Mißverfländniffen 
und gröbften Härten geben konnten. So verordnet bad 
Bayerifhe SB. Art. 47, daß dem intellectuellen Urhe⸗ 
ber jedes nicht ausdruͤcklich ausgenommene KBerbrechen 
zuzurechnen fey, welches der Vollbringer als Mittel zur 
Ausführung des übertragenen Verbrechens begangen hat. 
Wenn wir audy annehmen wollen, daß, wie Berner 
a.0.D. ©. 302. 303 gegen Kitta?”) a. a. O. ausführt, 
unter dem ald Mittel dienenden Verbrechen, immerhin 
nur ein den Umſtaͤnden nach mit dem Zwecke bed Ans: 
flifterd im angemeflenen Berhältniffe ſtehendes Ber 
brechen verftanden werben müffe, daß es fomit auch nad 
dem vorliegenden Geſetze nicht im Belieben des Thaͤters 
fteben könne, den Anftifter für ein außer aller menſch⸗ 
lichen Berechnung liegendes Werbrechen verantwortlich zu 
machen; fo ift doch abgefehen von dem Umſtande, daß 
die Wortfaffung des Geſetzes gegen dieſe Anficht ſpricht, 
imd baher gerade in den gewöhnlichen Fällen, in welchen 
bie Härte der Beſtimmung nicht fo augenfällig iſt, zu un: 
richtiger Beurtheilung Anlaß geben kann, die ganze geſetz⸗ 


37) ©. tutbel. au Kitka in dief. Ach. 1836. G. 586. 
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he Verfiigung mit den Forderungen der Gerechtigfelt 
überhaupt nicht vereinbarlich?®). Es bedarf feiner Aus 
führung, daß fich lebtere& auch gegen bie weitere Beſtim⸗ 
mung bed Bayer. GB. Art. 47, wonach dem intellectuels 
len Ucheber jedes Verbrechen, welches ald Folge aus dee 
übertragenen Handlung entitanden ift, ſoweit zugerechnet 
werden fol, als es dem Uebertragenden zuzurechnen wäre, 
wenn er felbft diefe Handlung ausgeführt hätte, fagen 
läßt. Angemefjener fcheinen die Beflimmungen zu feyn, 
welche der Bayer. Entwurf v. 3. 1831. Art. 61, der Ent 
wurf des Heſſ. SB. Art. 68 (von den Kammern verwor⸗ 
fen und daher nicht in das Gefeßbuch aufgenommen), daB 
Saͤchſ. GB. Art. 36 und dad Hanndv. GB. Art. 54 dahin 
aufftelen: Der Anftifter eines Verbrechens ift nicht nur 
wegen derjenigen That, auf welche feine Willenserklärung 
ausdrüdlih und namentlich gerichtet war, als Urheber zw 
beſtrafen, fondern auch: 

1) wegen jeder von ihm nicht ausdrücklich ausgenom⸗ 
menen That, welche als Mittel zur Ausfuͤhrung des von 
ihm gewollten nothwendig war, und 

2) wegen jedes Verbrechens, welches als unver⸗ 
meidliche Folge aus der von ihm beabſichtigten That 
entſtanden iſt. | 

Nichtsdeftoweniger zeigt aber die Vergleichung diefer 
Saͤtze mit den oben ald gemeinrechtlich geltend aufgeftellten 
Principien, die wir allein ald gerecht anzuerkennen vers 
mögen, auf den erften Blick, daß unter Ziff. 1 und 2 
lediglich Präfumtionen aufgeftellt find, und daß überbieß 
überall nur von einer Zurechnung zum Borfage die 
Hede ift, während der Anftifter in vielen unter 3. 1 und 2 
zu fubfumirenden Fällen in Wahrheit nur wegen Bahr 
läffigkeit verantwortlich feyn kann. Indem man unter 


— — — — 


38) ©. hierüber Arnold im Arch. 1844. ©. 191. 
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Ziff. 1 die Nothwendigkeit der That ald Mittel zum 
Verbrechen verlangt, und unter 3. 2 begehrt, daß dab 
dem Anftifter zugurechnende Verbrechen unvermeib: 
liche Folge der von bemfelben beabfichtigten That gewefen 
fey, glaubt man allerdings deshalb nicht ungerecht zu feyn, 
weil man annimmt, bad Nothwendige und Un: 
vermeidliche müffe auch vom Anflifter voraudgefehen 
worden feyn und er müffe fi zum Voraus barein ergeben 
haben. Allein wenn diefer Schluß aud in vielen Fällen 
begründet feyn mag, fo fann dies doch nicht für alle Fälle 
geradezu vorausgefegt werden, ohne der Gerechtigkeit Ein 
trag zu thun. Unterfuht man bod) fonft überall forgfäß 
tig, inwiefern eine That ald äußere Erſcheinung in 
ben Willen ihres Urhebers gegründet fey. Warum begnügt 
man fich hier mit der dem Anftifter gegenüber rein objecti: 
ven Rothwendigkeit und Unvermeidlichfeit? Die Antwort 
wird dahin gehen: Wenn der Anftifter die Kraft eines 
Menfchen in Bewegung geſetzt hat, fo mag er verantwor: 
ten, was durch fie entfieht. Er mußte wiflen, wie ge 
fährlich diefe Kraft werden könne, er mußte auf das 
Schlimmſte gefaßt ſeyn, und muß daher auch ald zum 
Schlimmſten einwilligend betrachtet werden. Welche 
Sprünge eine ſolche Argumentation enthält, wie fehr fie 
fi) von den Forderungen der Gerechtigkeit entfernt, dar: 
auf braucht nicht erfi noch befonders aufmerffam gemacht 
zu werben. In dem Entwurf des Würtembergfchen GBs. 
war eine ähnlihe Beſtimmung wie die biöher kritiſirte 
aufgenommen worden. Im Laufe der Verhandlungen ber 
Geſetzgebungsfactoren wurbe diefelbe jeboch in Folge bed 
Widerwillens gegen Präfumtion im Gebiete bed Crimi⸗ 
nalrechts auf Anftiftung durch Aufttag und Geben ober 
Verſprechen eines Lohne befchränft und ihr am Schtufle 
ber gewichtige Beifag gegeben: „vorausgeſetzt, daB der 
Anſtifter die Nothmendigkeit jenes Mittels und bie, Un: 
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vermeiblichkeit diefer Zolge Fannte” In Folge dieſes 
Beifated liegt feine Präfumtion mehr vor; denn wenn 
der Anflifter die Nothwendigkeit einer verbrecherifchen 
That ald Mittel zur Erzielung des eigentlich beabfich: 
tigten Verbrechens und die Unvermeidlichkeit der Zolge 
des beabfichtigten Verbrechens Pannte, fi) auch dadurd 
in feinem Plane nicht irre machen lief, fo muß eine ftills 
fchweigende Einwilligung zu den ald Mittel und Folge 
bezeichneten verbrecherifhen Thaten angenommen werden, 
und ed find diefelben jedenfalls dem Anftifter zum unbe: 
flimmten dolus zuzurechnen. Mit Recht bemerkte daher 
Hepp?), daß der Sag in feiner jegigen Faflung eigents 
lich nichts Tage, als was fich von felbft verftehe, daß naͤm⸗ 
lich dem Anflifter, falls er bei dem Mandate und ber 
Miethe in dolo eventuali gewefen, auch der fchwerere 
Stfolg zum dolus eventualis zuzurechnen fey. 

Ganz angemeffen brüdt fi im Sinne der oben ver 

theldigten Anficht daB Bad. StGB. 8. 121 fo aus: 

Hat der Thäter bei der Ausführung des Verbrechens 
einen flrafbareren Erfolg herbeigeführt, al& worauf bie 
Anftiftung gerichtet war, fo wirb dieſer Erfolg dem 
Anftifter unter ben Vorausſetzungen der $$. 101 und 
102 zur Fahrlaͤſſigkeit angerechnet. | 

Diefer Sag fchließt auch, wie man vielleicht anfänglich 
glauben möchte, die Zurechnung zum dolus eventualis 
keineswegs aus. ES ift vielmehr die Möglichkeit einer 
ſolchen Zurechnung in den Worten „worauf die Anftiftung 
gerichtet war” gegeben. Ging nämlich die Abficht des 
Anſtifters nicht unmittelbar, wohl aber dolo eventuali 
auf den ftrafbareren Erfolg, fo iſt auch die Anftiftung als 
hierauf gerichtet zu betrachten. 


39) Archiv 1846. ©. 353. 
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XXIII. 


Von der | | 
Wiederaufnahme ded Strafverfahrens 


nad ertheiltem Erkenntniffe. 


Bon 
Herrn Appell.-Rathe Dr. Schwarze 
ju Dresden, 
Referenten in der Straf⸗Proceß⸗Geſetz⸗ Commiffion. 


Nas franzöfifche Recht geftattet bekanntlich die Wieder: 
aufnahme des Strafverfahrens nur in drei Källen: 

1 ) wenn durch verfehiedene Erfenntniffe wegen des 
nämlichen Verbrechens mehrere Angeklagte verurtbeilt wor: 
den find, unter welchen der eine nicht fchuldig feyn Tann, 
wenn ber andere fchuldig iſt; 

2) wenn nad) einer Verurtheilung wegen Zöbtung 
eines Menfhen Schriftflüde vorgelegt werben, weldye 
Unzeigen dafür ergeben, daß bie angeblich getödtete Pers 
fon nad) der angenommenen Todeszeit noch gelebt habe, 
und 

3) wenn wegen eines der Werurtbeilung zum 
Grunde liegenden falfchen Zeugniffes ein Verhaftsbefchl 
erlafien oder eine Anklage erfannt worden iſt. 

In den Fällen unter 1.2. 3. wird die Vollziehung 
des verurtheilenden Erfenntnifjes gehemmt. In bem 
alle unter 1. werden, nad) Vernichtung ber ergangenen 
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Erkenntniſſe, die Angeflagten zufammen vor einen Affls 
fenhof, welcher in der Sache noch nicht erkannt. hat, 
verwiefen, damit wider diefelben gemeinſchaftlich auf dem 
Grund der vorliegenden Anklagefcriften von Neuem ver 
handelt und entfdieden werde. In dem Zalle unter 2. 
wird zunaͤchſt nur über die Thatſache des fpäteren Lebens 
des angeblich Getoͤdteten erfannt und, dafern biefelbe 
conſtatirt wird, das vorige Urthel zwar aufgehoben, 
der Verurtheilte jedoch, nach Befinden, wenn hierdurch 
nur ein Theil der Anklage ſich erledigt oder die rechtliche 
Natur der That fich aͤndert, an einen andern Aſſiſen⸗ 
hof zur anderweiten Verurtheilung verwieſen. In dem 
Falle unter 3. iſt zur Aufhebung des Erkenntniſſes die 
Verurtheilung des WVelaflungszeugen wegen Mein⸗ 
eids erforderlich. 

Die Unzulaͤnglichkeit und Principloſigkeit dieſer Vor⸗ 
ſchriften iſt bereits mehrfach nachgewieſen worden, und 
noch neuerdings hat ſich hierüber Dr. Arnold in einem 
lehrreichen und intereflanten Auffage (Gerichtsſaal 1851, 
©. 46 fg.) verbreitet. Auch find im Juli 1851 in ber. 
Nationalverfammlung zu Parid Anträge auf Ausdeh⸗ 
nung bed Rechts, auf Reviſion anzutragen, geſtellt 
worden. 

Der Verfaſſer gegenwärtigen Auffages will nun 
zus Beleuchtung jener Vorfchriften des franzöfifchen 
Rechts noch einige Beiträge liefern, dann aber den Sag 
vertheibigen, daß, mit gewiflen Beſchraͤnkungen, bie 
Wiederaufnahme aub zum Nachtheile des Anges 
klagten (bezüglich Losgeſprochenen und zu gering Be⸗ 
fraften) geftattet werden müffe. 

In erſterer Beziehung if Folgendes anzuführen: 

Die Gefegesvorfchrift in Betreff des Falles 1. ges 
währt keinen befonderen Schug. Denn da bie Ge 
ſchwornen Feine Entſcheidungsgrunde geben, fonach auch 
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oft fich nicht überfehen läßt, inwieweit bie Entſcheidun⸗ 
gen nicht in Einklang ſtehen, ſo wird nicht ſtets die 
Unterlage zur Beurtheilung der Frage, ob folder Wis 
derfpruch vorliege, geboten feyn. Bei Bourguignon, 
jarisprudence des codes criminels zu Art. 443. find 
zwei Bälle angeführt, die dieſe Einwendung volftändig 
beftätigen.. In einem derfelben, wo es fi von einem 
(mit dem Tode beftraften) Diebſtahl handelte, nahm 
der Gaffationdhof an, daß nach Den lebten Ber: 
bandlungen bei dem Diebflahle nur eine Frau 
betheiligt gemwefen, obgleih die Gefchwornen darüber, 
ob der Diebflahl von einer oder von mehreren Pers 
fonen verübt worden, weder fi) audgefprochen, noch 
darüber ſich auszufprechen Weranlaffung gehabt hatten. 
In dem anderen Falle wurde A., weil er einen Dieb- 
ſtahl gemeinfhaftlih mit (dem abweſenden) B. 
verübt babe, zu einer Zuchthausſtrafe verurtheilt. 
B. ftellte fich fpäter, geftand den Diebftahl, behauptete 
aber, ihn allein ausgeführt zu haben, und wurbe zu 
Sefängnißftrafe verurtheilt, indem man ſonach an: 
nahm, wie nicht bewiefen fey, daß eine zweite Perfon 
beim Diebftahle fich betheiligt habe. A. verlangte nun 
Revifion, da audgefprochen worden fey, daß ber Dieb: 
ſtahl nur von einer Perfon verlbt worden und biefe 
Perfon der B. ſei. Diefes, gewiß begründete Geſuch 
wurde aber verworfen, weil da8 gegen B. ergangene 
Urthel nicht beweife, daß ber Diebftahl nicht durch 
zwei Perfonen, ſondern nur durch eine begangen wor: 
den, folglich zwifchen beiden Urtheilen kein Wider: 
ſpruch fey. 

Ebenſo fegt das Geſetz in dieſem Halle voraus, 
daß ‚beide Werurtheilte noch am Leben find. Man 
ſcheint bier der Meinung geweſen zu feyn, daß erftene 
nad) dem Tode Weider, ja felbft nur eines der Verur⸗ 
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theilten jedes rechtliche Intereſſe der Reviſion verſchwun⸗ 
den ſey, und zweitens, daß der Ueberlebende unbedingt 
ber Schuldige ſeyn muͤſſe. So ſeltſam dieſe Anſicht klin⸗ 
gen mag, ſo iſt doch neben ihr eine andere Erklaͤrung 
nicht gut denkbar. Wie uͤberdieß dann, wenn ſich durch 
die neuen Thatſachen herausſtellt, daß beide Verurtheilte 
unſchuldig geweſen ſind? Iſt es moͤglich, daß einer 
derſelben unſchuldig iſt, und daß der Beweis dafuͤr ſogar 
aus den Erkenntniſſen ſelbſt ſich ergiebt, ſo wird es ebenſo 
moͤglich ſeyn, daß bei einer anderweiten Unterſuchung beide 
als unſchuldig befunden werben und die Schuld eines Drits 
ten fich herausſtellt. Wo bereits ein folcher Irrthum vor 
liegt, da ift ebenfo gut dieſe Möglichkeit eines anderweiten 
Irrthums wahrfcheinlich gemacht, und die Nothwendigkeit 
einer durchgreifenden und erfchöpfenden Revifion geboten. 
Sa, man kann mit gleichem Rechte den Fall annehmen, 
daß in drei Erfenntniffen drei Perfonen verurtheilt worden 
find, von denen eine ober zwei ober auch wohl alle drei, 
bei einer Vergleichung der fich widerfprechenden Erkennt: 
niffe, für unſchuldig anzuerkennen find. 

Zu was alfo diefe Beſchraͤnkungen, zumal wo es fi 
um Audführung eined Unfchuldd:Beweifes und um ers 
beflerung eine von dem Staate durch feine Richter im 
Namen der Gerechtigkeit verhangenen Unrechts handelt? 

Und was liegt zulegt der Vorfchrift des Geſetzes felbft 
zum Grunde? — Die Erwägung, daß nach der Beweis⸗ 
aufnahme und dem Verſpruche der Sache doch noch Mo: 
mente aufgefunden und vorgebracht werden können, welche 
beweifen, daß in Folge eined entfchulbbaren, ja beinahe 
unvermeiblichen Irrthums die Bemweisaufnahme eine unge 
nügende und der Richterfpruch ein falfcher gewefen? Die 
Revifion der Unterfuchung wegen neuer Thatſachen 
oder Beweismittel umfaßt den bier befprochenen 
Kal nur ald ein Beifpiel, nur als einen Unterfall. Man 

Archiv d. Gr. X. 1851. IV. ©t. Pp 
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wende nicht ein, daß möglichermweife das, den Fehler ent: 
baltende Erkenntniß früher gefällt feyn kann, als das 
jegige, und, daß die Thatfache auch dedhalb Feine neue 
genannt werben koͤnne, weil fie durch das Erkenntniß felbft 
mit gebildet werde. Denn daß erftere Erkenntniß ift be 
balb, weil ed daß erftere iſt, nicht nothwendig bei Faͤllung 
des zweiten den Richtern befannt gewefen, und es wirb, 
hiervon felbft abgefehen, erft durch das zweite Erfenntniß 
zu einer, zur Aufhebung des leßteren dienlichen (neuen) 
Thatſache. 

In dem zweiten der obigen Reviſionsfaͤlle iſt die Be⸗ 
ſtimmung ebenfalls zu enge gefaßt. Es muß ſchon der 
Nachweis genügen, daß der Getoͤdtete noch lebe oder daß 
er früher oder fpäter, ald das Urthel angenommen hat, 
geftorben fey. Die hierher gehörigen Faͤlle werben jedoch 
nur felten vorfommen, da bei der Erhebung des That: 
beftandes die Ungewißpelt über die Verlegung unb den 
Tod des Getödteten durch die Arztlichen Gutachten ꝛc. ber 
geftelt wird. Wichtig Fann die Frage werden,wenn es fich 
um die Identität des Getödteten mit einer dritten Perfon 
handelt, wenngleich auch hier zumeift ed ohne Einfluß feyn 
wird, ob der B. oder der C. der Getödtete gewefen und 
der Thäter ſowohl als das Gericht über die Perfon fich 
geirrt haben. 

Hierbei ift noch auf zwei Eigenthümlichkeiten des 
franzöfifchen Rechts aufmerkſam zu machen: 

Die Beweife für die Eriftenz des angeblich getöbteten 
Menfchen werden nur in Solge eines Befehls bed 
Suftizminiflers dem Eaflationshofe vorgelegt, Der 
letztere kann den Befehl auch verweigern. Er Fann hier: 
bei von juftizpolitifchen ober wohl ſelbſt politifchen Ruͤckfich⸗ 
ten geleitet werden, — eine juftizmäßige Cognition findet 
nicht Statt, und troß aller Beweiſe kann die Revifion ver: 
weigert werben, weil z. B. der Suftigminifter den Scandal 
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einer ſolchen &evifion vermeiden will, Das Intereffe des 
BVerurtheilten und mit diefem das ber Gerechtigkeit i& 
ſonach wenig gewahrt. 

Ueber die Ioentität des angeblich Getödteten mit ber 
bezeichneten lebenden Perfon entſcheidet ein von dem Caſſa⸗ 
tiondhofe beauftragte Gericht, weldes zuvor behufige 
Erörterungen anftellen fol. Entſcheidet das Gericht, dag 
beide Perfonen identifch feyen, fo ift e8 immer noch in das 
Ermeffen des Eaffationshofs geftellt, ob er caffiren will. 
Denn es heißt: 

La oour de oassation pourra casser Parrät de 

condamnation et möme renvoyor, sil ya diem, 

Yaffaire & une autre cour. 
Da der Eaffationshof fih eigentlich mit der Prüfung einer 
Sachfrage nicht beſchaͤftigen kann, fo fann man auch nicht 
annehmen, daß er zur nochmaligen Prüfung ber entſchei⸗ 
denden Ientitätöfrage und ſonach zur Reformirung des 
uUrthels befugt fey, zumal er es auch nicht in dem Falle 
un ann, wenn die Identität als nicht bewielen ers 
Udrt wird. Alſo auch hier juftigpolitifche Brände 

Das BWürttembergifhe Strafproceß-Geſetz, welches 
uͤberhaupt bei diefen Faͤllen fich eng an das franzoͤſiſche 
Recht anfchließt, hat Art. 257. 258. diefen Uebelſtaͤnden 
nicht abgeholfen. Der neue Preußifche Entwurf bat $. 503. 
die Wiederaufnahme zugelaffen: 

4) wenn zwei oder mehrere Perfonen wegen der 
naͤmlichen firafbaren Handlung burd zwei verfchiedene 
Erfenntniffe verurtheilt worden, welche dergeftalt mit ein 
ander unvereinbar find, daß aus ber Vergleichung berfel: 
ben die Unſchuld einer (?) der verurtheilten Perfonen 
hervorgeht; 

2) wenn Jemand wegen Tödtung verurtheilt wor⸗ 
den ift, fpäter beigebrachte Beweife aber es wahrſchein⸗ 
lich machen, daß die angeblich getöbtete Perfon noch am 

pp 2 
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Leben ift oder zur Zeit der Verurtheilung noch am Leben 
war x. 

Der Fall, wenn nachgewiefen wird, daß er bereits 
zur Zeit ber angeblichen Toͤdtung geftorben war, iſt ſonach 
übergangen worden. 

Dad neue Badenfche Strafproceßgeſetz fpricht im 
&. 119. im erfieren Sale nur von zwei Perfonen, und 
läßt im zweiten Falle die Wiederaufnahme zu, wenn wahr 
ſcheinlich gemacht wird, daß der angeblich Getöbtete noch 
lebe oder nach dem Zeitpunkte feined angeblich erfolgten 
Xobes noch gelebt habe. Ebenfo die Hanndverfde 
Strafproceßorbnung $. 221. 

Die Braunfhweigifche Strafproceßorbnung ers 
wähnt ausdrüdlich in $. 171. es als einen Nichtigkeit 
fall, wenn zwei mit einander unvereinbare, baffelbe 
Berbrechen betreffende Erfenntniffe vorliegen. 

Der Frankfurter Entwurf Art. 341. fließt fi 
in der Hauptſache dem franzöfifchen Rechte an. Ebenfo bas 
Großherzogl. Heffifhe Geſetz Art. 294 fg. und das 
Naffauifche Art. 280 fg. 

Ueber dad Kurheſſiſche und das Thür ingi⸗ 
ſche Geſetz fol noch unten gefprocden werben. Das 
Defterreichifche fchließt fi dem Letzteren an und über 
das Bayerifche find bie Notizen Arnold’8 in der ein 
gangsgebachten Abhandlung zu vergleichen. 

So viel nun ben britten Fall anlangt, fo ift er 
offenbar der praftifch wichtigfte, weil er am oͤfterſten vor⸗ 
kommen wird und weiter greift, als die beiden anderen 
Säle. 

Es ift wiederholt, insbeſondere auch von Arnold ges 
zeigt worben, daß bie Beflimmung des franzoͤſiſchen Rechts 
vorzüglich deshalb ungenügend ift, weil fie die Werur: 
theilung des meineidigen Zeugen als, Erforberniß aufs 
Melt und fie nicht auch auf Sach verſtaͤndige und 
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Urbunden, fo wie auf beſtochene Richter und Se 
ſchworne ausgedehnt worden ſey. 

Dennoch Haben auch hier einige Befebgebungen (vgl. 
3 B. dad Bayerifhe Gefeh, den Preußiſchen Entwun 
das Erforderniß der Berurtheilung feftgehalten tu 
(Breuß. Entw.) nur noch die Fälfhung einer Urfunde 
und den Gebraudy einer falfchen Urkunde (jedoch ebeits 
falls unter Vorausſetzung der Werurtheilung wegen $ 
ſchung) beigefügt. 

Auch in den Fällen unter 2. 3. läßt fih die Zutaß 
fung der Revifion auf den Grundſatz, daß wegen erhebz 
licher neuer Thatſachen oder Beweismittel eine Bieders 
aufnahme. ber Unterfuhung zu geftatten fey, surüdfüßren, 
Es banbelt fi nur darum, ben Begriff der neuen 
ſache nicht zu eng zu faflen, und fi) von dem Gedanken 
lotzumachen, als ob nur eigentliche, unmittelbar auf die 
angezeigte Handlung ſich beziehende Entſchuldigungsthaf 
ſachen unter ben neuen Thatſachen zu verftehen feyen. ai 
eine neue Thatſache in dem hierher gehörigen Sinne m 
jedes Vorkommniß angefehen werben, dad entweder nach 
der Verurtheilung erſt eingetreten ober bekannt geworbeij 
ober erſt mit und durch die Verurtheilung ſelbſt für ben 
Schulbbewels Einfluß erlangt bat. Die Werurtheilung 
ſelbſt bewirkt z. 3. in den Zällen unter 1.2. er Die Ex 
beblichfeit gewifler, mit der angezeigten und beftraften 
Handlung in feinem unmittelbaren Zufammenhange ſie 
bender Momente. Grade hier würden eigentliche Ent: 
ſchuldigungsthatſachen auszufchliegen feyn, wenn ſie ſchon 
vor. der Verurtheilung befannt waren, ba der Angefchuls 
digte dieſelben vorzubringen eben fo befugt als bringenb 
veranlaßt, war und mithin .an-Ihmen ſich verfäumt bat, 
Eine, weitere Befhränfung — „welches. B. ‚bie jetzige 
Sächfifche Proceßgeſetzgebung ‚nicht einmal anerkennt, nu 
Die Rechtöfraft eines Griminal-Urthelö, nicht annimmi 7; 
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ift nicht zulaͤſſig. Die Rldficht auf die Rechtskraft und 
auf die möglichfte Aufrechthaftung der Erkenntnifle kann 
nicht fo weit führen, materielle Ungerechtigkeiten für gil- 
tig zu erflären, und bie Achtung vor dem richterlichen 
Amte, welche man durch folche Beſchraͤnkungen wahren zu 
fönnen meint, wirb in der That nicht gewinnen, wenn 
das Wolf bemerkt, daß die Mittel zur Suͤhnung erlittenen 
Unrechts in einer, ihre Möglichkeit beinahe audfchließenden 
Weiſe befchränft werben. 

Die Rechtökraft eines Erkenntniffes kann nur die 
anderweite Beurtheilung bereits gebrauchter Beweisgrände 
— fiber welche fi) auch nur dad Erfenntniß verbreitet — 
ausſchließen und gleihfam als Präclufive den Verluſt fruͤ⸗ 
ber gefannter, aber nicht vorgeführter Beweisgründe und 
Beweismittel bewirken. 

Die neuen Thatfachen und Beweismittel find zu be 
rludfichtigen, ohne Unterfchied, ob fie den Beweis berftel: 
len, daß die angezeigte That überhaupt nicht begangen 
worden iſt, oder dag der Verurtheilte die That nicht be 
gangen bat. In lebterer Beziehung fann bewiefen wer: 
den, daß der Berurtheilte die That überhaupt nicht begehen 
konnte (3. B. Alibi) oder daß die erhobenen Werbachtögrünbe 
zu feiner Veberführung nicht ausreichen. Durch bie neuen 
Thatſachen und Beweismittel kann ferner bewiefen werben, 
daß der frühere Beweis, feiner ganzen Ausdehnung nad), 
oder daß er zum Xheil auf falfchen Beweismitteln beruht 
babe. Es ift hierauf bereitö von Arnold a. a. D. aufs 
merffam gemacht worden. Ebenfo ift von Arnold auf die 
Schwierigkeiten hingewieſen worden, welche bei ber Wieder 
aufnahme des Strafverfahren gegen ſchwurgerichtliche 
Berurtheilungen in dem Kalle eintreten, wenn bie neuen 
Thatſachen und Beweismittel nicht die Unmöglichkeit ber 
Berübung ber That Seiten des Angefchuldigten, fonbern 
vielmehr nur nachweifen follen, daß die früher erhobenen 
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@egehniffe der Unterfuchung nicht außreichen ,: um den Any 
geſchuldigten für überführt. zu erklären. Denn bie Ges 
ſchwornen geben Feine Entfheidungsgründe, und es if 
daher nicht gewiß, ob fie nicht auch verurthellt haben wär 
den, wenn fie die neuen Thatſachen und Beweismittel 
gelannt hätten. Dr. Arnold läßt aus biefem Grunde in 
Yällen der gebachten Art die Wiederaufnahme gegen ſchwur⸗ 
gerichtliche Erkenntniſſe nicht zu. 

Allein dieſer Grund beweift zupiel. Er würbe au 
in den meiften. andern Faͤllen einer Wieberaufnahme gegen 
ſchwurgerichtliche Berurtheilungen entgegentreten. Nehmes 
wie on, baß z. B. ein Alibi» Beweis bereits bei ber erſten 
Hauptverhandlung verfucht, von der Jury aber (inbirest) 
durch die Werurtheilung füs mißlungen erklaͤtt werben 
wäre, und die neuen Thatſachen und Beweismittel nug 
eine Ergänzung dieſes AlibisWeweiled bezwedten. Man 
Zaun: hierbei fich Fälle denken, wo vielleicht rochtsgelehrte 
Richter den Alibi: Beweis dab erſte Mal für mißlungen em 
Uidet haben würben, weil irgend ein an ſich ganz unbebeue 
tender Punft, ber aber in ber Kettenreipe ber übrigen That 
fachen.ein nothwendiges Glied bildet, nicht erreichen iſ 
und nun: der Werurtheilte nachträglich Beweismittel für 
dieſen Punks Seibringt oder andere, ihn erfehense That 
Hoden nachweiſt, welche den rechtsdelehrten ichter von 
Dem Aibi überzeugen und bie nachträgliche 
bed Bezüchtigten bewirken. Auch bier kann man fogem 
daß ed ungewiß fey, ob die Jury, wenn fe bei ihrem Bern 
biste den Beweis dieſes Punktes gekannt. hätte, nidtäy 
beftoweniger eine Verurtheilung autgeſprochtn 
winde. Denn fie konnte wmöglicermeife ſchon ‚bamal 
Diefen Beweis, den diretten Beugeneubfagen in Setrefſ 
der Said. gegeuhber, überhaupt liu I A, 
welchen vom den friiheren Ausſagen, bie num Beweile 
fen ungenhgenb odet vnerheblich achten. Auch ‚bien Tau 


I 
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ein Abwägen des Entlaftungöbeweifes gegenliber dem Bes 
laftungöbeweife vorfommen, und es liegt auch in ben 
Faͤllen des Alibi⸗-Beweiſes nicht ſſtets eine Directe Wider⸗ 
legung bed Belaſtungsbeweiſes durch! den Entlaſtungsbe⸗ 
weis vor. 

Eine Anfehtung der fdwurgerichtlichen Erfenntnifle 
würde, in confequenter Durchführung dieſes Grundes, nur 
möglich feyn, wenn entweder baffelbe birect einem andern 
Erkenntniffe wiberfpräche, oder die Nichteriftenz der ange: 
ſchuldigten That felbft nacdhgewiefen würde, ober endlich 
der Belaftungsbeweis feiner ganzen Ausdehnung 
nach, auf falfchen Beweismitteln beruhte, 3. B. alfe 
wenn nur zwei Belaftungszeugen aufgetreten, anbere 
Beweismittel nicht gebraucht worden und ber Meineid 
beider Zeugen bewiefen würbe. 

Diefe Beſchraͤnkung würde aber offenbar zu weit 
führen. Sie würde auf Koften der Gerechtigkeit 
ben Schuß des formellen Rechts fichern. Auch bier muß 
ber Satz gelten, daß wegen bed bloßen Mißbrauchs ober 
wegen der Möglichkeit, daß ein Schuldiger auf dieſe Weile 
leichter als fonft einmal der verbienten Strafe entgehen 
koͤnne, ein nöthiger Schuß der Unfchuld unb- ein Schirm 
ber höheren Gerechtigkeit nicht aufgegeben werbe. 

Bei den Erkenntniſſen rechtögelehrter Richter geben 
die Entfcheidungsgründe einen genlgenden Anhalt der Be 
urtheilung. Fehlt derfelbe auch bei den ſchwurgerichtlichen 
Erkenntnifien, fo kann doch einiger Erſatz für ihn dadurch 
geboten werben, daß man einem Obergerichte eine Cogni⸗ 
tion darlıber einrdumt, ob nach den Vorunterſuchungt⸗ 
acten und bem Bange der Hauptverhandlung anzunehmen 
ſey, daß, dafern die neuen Thatfachen x. bereitö bamals 
mit vorgelegen hätten, eine Werurtheilung erfolgt ſeyn 
würde. Man trägt fein Bedenken, eine Wiederaufnahme 
Wü geſtatten, wenn auch nur ein Belaſtungtzeuge be 
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ineibe uberwiefen:rwirh oder” ins Malauie - als · lon 
falſcht ſich zeigt, uud doc) fan jener Beuge.ummd-diefe May 
kunde voͤllig unerheblid ober. wehigfiens, den. aͤbrigen 
MWemeisergebniffen gegenüber; völlig einflußlos geweig 
ſeyn. . Diefe Unerheblichleit ober Einflußloſigkeit Tann Ze 
Bar: vorliegen, :. daß hierüber auch nicht: der minheßg 
Bweifel (auf den man ſich hierbei zur Beiferigung ie 
Wiederaufnahme beruft) obwaltet. nd 
. Allerdings ift bei einer folchen Wiederaufnahme wes 
gen neuer Thatfachen die (gegen ihre Zulaflung gelten 
gernahte) Möglichkeit nicht: ausgeſchloſſen, daß vie-Nug 
anderweit verurtheilt. Allein im Allgemeinen an Diefe 
Möglichkeit keinen Einfluß dußern. . Denn die Wieder 
aufnahme ift uͤberhaupt zu. geflatten, ſobald ber Werup 
teilte Thaiſachen anzuführen vermag; : muß: denen di⸗ 
Baprıfheinlichkeit viner-gimfligen Abänderung: 5 
7* Urthels ſich ergiebt. Die neue Weweisaufnaiug 
erfölgt ex, nachdem auf Grund fummariſcher Cotninca 
Did: Mitderaufnahme geſtattet iſt, und erſt auf Grund ay 
neunen Beweisaufnahme wird das zweite Urthel gel 
ODaffelbe kann wieder verurtheilend ausfollen, wenn; 
dicket Beweis aufnahme, zufammengehalten mit ben: 
ſammten Ergebniſſen des friiheren *8 
beweis nicht fo. geſchwaͤcht wird, als erwartet wurde. 
Dieſer Fall kann ſich aud dann“ errignen, wenn · dad uf 
Rate angegriffen 


4 
Dan kann Vemnäcft — — gradeyu —— deß 

die Fury bei ihrer Beuriheilung des Schuldbewelſes, eis 
fie den Bezuchtigten für khesfahrt erllarte, van. anbaus 
u en denen die zuchtäge 
üshcieh Siehterıanögegangen fev o iaden cht ul iR 
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&ber den Antrag auf Wiederaufnahme ertennenden Ge 
richte die Unmittelbarkeit als Erfenntnißquelle In 
Betreff des früheren Beweiſes ab, welche ber Jury zu 
Gebote ftand, fo kann es doch einigen Anhalt in den Bor: 
unterfuchungbacten und in den in der Hauptverhandlung 
vorgefommenen Abänderungen und neueren Außfagen, 
deren Aufzeichnung in dem Protocolle ausnahmsweiſe zu 
bewirken ift, finden. 

Hat man hier zwifchen zwei Uebeln zu wählen, fo 
ſcheint dasjenige bad kleinere zu feyn, bei welchem ber 
Entſchuldigungsbeweis und mit ihm das Princip der Ge 
rechtigkeit am wenigften gefährbet ift. 

Aus den hier vorgetragenen Sägen würbe zugleich 
folgen, daß eine foldye Cognition auch in bem Falle eins 
treten müıffe, wenn behauptet wirb, daß ein Zeuge meins 
eidig ober ein ſonſtiges Beweismittel gefälfcht fey. Auch 
bier kann jene Beurtheilung und Vergleichung der früheren 
WBeweisergebnifle nicht umgangen werden. Es verſteht 
fich jedoch von felbft, daß, wenn hier nur nicht das Ge 
gentheil Mar vorliegt, im Zweifel und wegen bed mög 
Itchen nachtheiligen Einfluffes dieſes Beweismitteld auf bie 
damalige Beurtheilung bed Gefammt : Materiald bed Bes 
weifes, für die Wiederaufnahme zu entfcheiden fey. 

Auch hier möge ein kurzer Ruͤckblick auf die bentfchen 
Gefeßgebungen geftattet feyn. 

Die Braunfchweigifche Strafprocegordnung 5. 17% 
geftattet dem Werurtheilten, und zwar ohne Aus⸗ 
Babme der ſchwurgerichtlichen Erkenntniffe, 
bie Wiederaufnahme zu verlangen, wenn ee nachweifen 
Tann: entweber 

- 4) daß ein falfched Zeugniß, — deſſen der Zeuge 
durch ein Straferkenntniß verurtheilt iſt, oder | 

2) daß eine falfche Urkunde, wegen berem Bälfhung 
der Thaͤter durch ein Straferkenntniß verurtpeilt iſt, im 
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der gegen Mn: anhängig geweſencn Unterhafung au Ber 
welomlttel gedient hat, fowie 
3) wenn er feine gänzliche Unſchuld durch Yirecte 
neue Beweismittel nachweilen kann und das Gericht von 
der Wahrſcheinlichkeit feiner Angaben überzeugt. 2 
Dad Braunſfchweigiſche Geſet laͤßt alſo bei, 
dem Rachweife, daß Beweismittel gefälfcht gewefen, die Wie⸗ 
beraufnahme unbedingt|zu, indem es in diefer Thatſachte 
Grund zu dem Zweifel findet, ob ohne dieſes Beweismit⸗ 
tel eine WBerurtheilueg erfolgt feyn würde. Die dritte De 
flimmung bezieht ſich auf den Kal einer Widerlegung be& 
Beweiſes felbfi, mithin auf ben Fall, wo gegen die Aecht; 
heit ber Beweismittel nicht angefämpft und auch die Frage, 
ob. die gebrauchten Beweismittel zur Ueberführung aus⸗ 
zeichend geweſen feyen, nicht unmittelbar wieder erörtert, 
fondern vielmehr behauptet wirb, daß ber erlangte Beweiß 
durch neue Beweismittel wieder befeitigt werbe. 
Beſchrankt wird dieſer Gegenbeweis durch das Wort 
„diretteꝰ, fo daß alſo der Richter nur bei unmittelbar 
gegen den Beweis gerichteten Thatſachen die Wieberaufß 
mahme geftatten Tann, tiber welche im Uebrigen das Gericht 
nach freiem Ermeſſen entfcheidet, ohne jedoch — wi 
auch aus 5. 174. hervorgeht — dem Pünftigen, auf bie 
neue Hauptverhandlung gebauten Enderke antniſſ. 
irgendwie vorzugreifen. 

Das Badenſche Strafproceßgefetz (ägt s. 116. ir 
MBieberaufnahme zu Bunften des Werurtheitten bei 8 
faͤlfchten Beweiſsmitteln unbebingt und unbeſchraͤnkt, 
bierkider in den Zällen, wo die ernerbeitung 
— ein Schwurgericht nicht erfolgt iſt, au 

dann zu, wenn ber Berurtheilte neue Bewelsmittel "wol 
Bringt ‚: weiche fuͤr ſich allein’ ober in Berbinvung mit des 
feier erhobenen Beweiſen geelgriet And, feine Freiſpeo⸗ 
dung herbeizuftihren, oder wenn er neue: Mintuuilänte 
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nachweiſt, wonach bie That nicht als firafbar oder als ein 
Verbrechen erfcheint, welches mit einer geringeren Straß. 
art gedroht iſt, ald dad im Urtheil bezeichnete. 

Das Thüringiſche Gefeß geftattet Art. 338. dem 
VBerurtheilten die Wiederaufnahme bei gefälfchten Beweis: 
mitteln unbetingt und bei neuen Beweismitteln dann, 
wenn dieſe allein oder in Verbindung mit früher erhobenen 
Beweifen geeignet find, feine Freifprechung herbeizuführen 
oder feine That ald ein nach einer anderen und gelinderen 
Strafbeftimmung zu beurtheilended Verbrechen darzuftellen. 
Eine Audnahme der fchwurgerichtlichen Erkenntniſſe findet 
ebenfowenig ald ein Präjudiz für die kuͤnftige Entfheidung 
Statt. 

Sanz allgemein und ohne weitere Ausnahme als die 
der Contumacial⸗Erkenntniſſe, verfügt das Kurheſſiſche 
Geſetz 8. 418: 

Eine Wiederaufnahme auf Grund neu entbediter 
Thatfachen oder Beweismittel findet Seitens bed Anklaͤ⸗ 
gers und des Angeklagten gegen verurtheilenbe ober frei- 
fprechende Erkenntniffe, felbft nach bewirkter Vollſtreckung, 
Statt. 

Ä Die Hannoͤveriſche ($. 221.) und bie Preu: 
ßiſche Geſetzgebung ($. 503.) laſſen die MWieberauf: 
nahme bei gefälfchten Beweißmitteln zu, kennen aber im 
Mebrigen die Wiederaufnahme wegen neuer That: 
fahen nidt. Die Hannöverifche Strafproceforbnung 
ſetzt bei falfhen Zeugen nur die Verurtheilung berfelben 
yoraud, während nach ber Faſſung des Geſetzes angenom- 
wen werben muß, daß in ben übrigen Faͤllen annoch der 
Deweis erforderlich fey, daß das angefochtene Urthel auf 
Dem gefälfhhten Beweismittel mit beruhe. Denn eb 
beißt: „wenn wegen Zaͤlſchung ober wiſſentlich vedhtä« 
wibrigen Gebrauchs ıc. eine Werurtpeilung, esfolgte.” 
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Gin, Grund. diefen. Verſchiedenheit laͤßt fi aud hen WR 
ftipmpangen be5.5. 221. nicht erkennen. . 

: Die Gefegbücer. und Entwürfe von Sroßbenog 
thum Heflen, Württemberg, Naſſau und Frankfurt fchlie 
Ben, fi auch hier, im Hauptwerke, bem Franpefifhen 

Die Babenfche und bie Thüringifche de 
feßgebung haben den Zal aufgenommen und die Zur 
heſſiſche Geſetzgebung hat ihn nicht ausdrücklich ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der neue Beweis nur Darauf gerichtet iſt, 
die mindere Strafbarkeit des Werustheilten barzuthun. 
Gigenthümiich. ift dabei die Beſchraͤnkung des Badenſchen 
Geſetzes, welches die Strafart als dad entſcheidende 
Merkmal aufſtellt. Die Thuͤringiſche kennt keine ſolche 
Beſchraͤnkung. Die Sache ſelbſt anlangenb, empfiehlt: ſich 
eine Vorſchrift, welde in biefen Fällen die Wiederauf 
nahme geſtattet. Fuͤr fie fprechen biefelben Gründe, welche 
für Zulaſſung der Wiederaufnahme überhaupt anzuführen 
find. Es kann dem Verurtheilten wohl daran gelegen 
feon, nachzumeifen, daß nicht ein Diebflahl, fondern nur 
eine Selbfthilfe von ihm verfchuldet worden fey, baß ee 
nicht eines Mordes, fondern nur eines Todtſchlags ober 
wohl felbft nur fahrläffiger Toͤdtung fich ſchuldig gemacht 
habe. Eine Beſchraͤnkung rechtfertigt ſich jedoch aus 
nabeliegenden Gruͤnden infoweit, ald voraudgefeht werben 
kann, baß der niedrigfte Sab der Strafe, welche in dem 
anzumwenben gewefenen Gefege angebroht ift, nicht höher 
it, als die erfannte Strafe. Eine folche Mobificatiom 
ſcheint auch das Badenſche Geſetz im Sinne gehabt zu 
haben. (Vergl. auch noch $. 299. der Babenfchen Snap 
proceßordnung v. 1845.) 

Giner befondern Erwähnung bebarf endlich noch der 
al, wenn nachgewiefen wird, daB einer ber Richter ober 
GSeſchwornen oder der Staatdanwalt oder der Vertheidiger 
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zum Nachtheile des Angeflagten beflochen gewefen find. 
Die Hanndverifche Strafproceßorbnung $. 221. laͤßt bie 
Wiederaufnahme zu, wenn einer der Richter, welche an 
der angefochtenen Entfcheibung Theil genommen haben, 
wegen rechtömwidriger Zuerfennung der Strafe, 
oder wegen einer bei diefer Gelegenheit (?) ver: 
übten Beugung des Rechts, rechtöfräftig verur 
theilt worden if. — Der Sefchwornen und des Staats⸗ 
anmalts gefchieht Feine Erwähnung. — Dad Baden: 
ſche Sefeg fpricht $. 119. im Allgemeinen von dem Falle, 
wenn einer der urtbeilenden Richter beflochen gemefen. 
Ebenfo dad Thüringifche Gefeb Art. 338. (Mitglieb bes 
Gerichts). 

Der Verfaſſer iſt der Meinung, daß, wenn eine Be⸗ 
ſtechung eines Richters, Geſchwornen oder des Staatdan: 
walts oder des Vertheidigers bei der Hauptverhandlung 
zum Nachtheile des Angeſchuldigten bewieſen wird — 
gleichviel ob durch Beibringung eines gerichtlichen Straf: 
urthels oder auf andere Weife, wenn ein Strafurtbel nicht 
oder nicht mehr zu erlangen ift —, der Verurtheilte un: 
bedingt und unbefchränft auf Wieberaufnahme bed Ber: 
fahrens antragen Fann. 

Es Fann hier darauf nicht anfommen, ob bie Stimme 
bes beftochenen Richterd oder Geſchwornen bei Faͤllung des 
Erkenntniffes ober Schöpfung des Wahrfpruchs den Aus: 
fhlag gegeben hat. Der Beftochene konnte bei der Be 
rathung möglicherweife bereitd auf feine Eollegen mit em: 
gewirkt und fie zu dem ungünfligen Spruche mit bewogen, 
ja er fonnte bereit bei der Beweisaufnahme zum Rad: 
theil des Angellagten, fey ed unmittelbar, fey es durch 
Unterlaffung von Sragen, fey es durch die ganze Richtung 
der Befragung, gewirkt haben. Daher fann audy bei 
fhwurgerichtlichen Erkenntniffen der Rachweid einer folchen 
Beſtechung eines Richters nicht als einflußlos angefehen 


"mai ·theiltem EEE 
werben, wenngleich bie Cdheitbigerfiärung‘ nicht von den 
rechtegelehrten Richtern ausgegangen if. 

Die Hannoͤveriſche Beſtimmung iſt offenbar zu eng 
gefaßt. Die rechtswidrige Zuerfennung der Strafe in 
zumeift eine offentundige, Mar vorliegende Thatſache. 
Hier find andere Rechtsmittel geboten. Demnädft iſt die 
Zuerkennung der Strafe oft weniger entfcheidend, als bie 
Leitung der voraußgepenben Verhandlung. Die „Be 
gung des Rechts bei dieſer Gelegenheit” ift zu unbeftinmt, 
Beziehen ſich die legten Worte auf die „Zuerkennung ber 
Strafe”, fo iſt der Unterfchieb beider Fälle nicht dennich 
zu erkennen. 


Der, Angeſchuldigte darf vorausſetzen, daß feing 
Nichter ohne Ausnahme frei von jeder Varteilichkeit Aber 
ihn richten. Hat aud nur einer derfelben feine Pit 
gegen Ihn verlegt, fo Tann biefer Richter nicht mitgezäplt 
werben, es hat — abgefehen felbft von den obigen Grün 
den — über ihn ein unvollſtaͤndiges Richtercollegium ger 
urtheilt und hiernach würbe wenigſtens eine Richtigkeit 
befchiverbe begründet feyn. Da dieſe aber an eine beſtimmte 
Zriſt gebunden ift, fo ſcheint es zweckmaͤßiger, den frag 
lichen Fall aus den obigen Gruͤnden nad) den Grunbfägen 
von der Wiederaufnahme des Verfahrens zu beurtheilen. 

Bad nun den Staatsanwalt anlangt, fo ift zwar in 
feine Hand fein Theil der richterlihen Gewalt gelegt und 
ex Tann bei dem Gerichte nur Anträge fielen, fiber welche 
etſt dad Bericht entfcheidet. Deſſen ungeachtet ift fein Eim _ 
fluß auf die Beweisaufnahme und die Verhandlung fo be 
deutend und feine Stellung in der letzteren eine fo hervor⸗ 
tagenbe, daß es hiermit unvereinbar ſeyn würde, es für 
einflußlos zu erflären, ob er nur aus Pflihtgefüht ober 
aus Parteilichleit gegen den-Angellagten aufgetreten und 
verfahren ſey. 





STR Bon d. Wiederaufnahme d. Strafverfahrens | 


+ Die vorgefhhlagene Beflimmung in Betreff deö IGen 
theidigerd bedarf Feiner weitern Rechtfertigung. 

In Betreff folcher Pflichtverlegungen muß man fid 
aber auf den Hall der Beſtechung befchränten. Gie if 
eine beflimmte und beweisbare Thatſache. Der, bloße 
Vorwurf der Parteilichfeit, der Rachſucht oder fonft eines 
pflihtwidrigen Verhaltens kann nicht hinreihen. Diefer 
Vorwurf würde zuleßt von jedem Verurtheilten erhoben 
und zu feinem Beweife nur auf dad Verfahren Telbft Bes 
zug genommen werden. In folchen Fällen gilt dann jebe 
firenge und vielleicht rauhe Vertretung der Anklage als 
Parteilichkeit und Rachſucht. | 

WIN man nun den Fall der falfchen Beweismittel in 
der Maße, wie in den obigen Gefeßgebungen gefchehen ift, 
auszeichnen, fo würden folgende Vorſchriften ſich em⸗ 
pfehlen: 

Ein durch ein Enderkenntniß verurtheilter Angekla 
ter kann, ſelbſt nach vollzogener Strafe, Wiederaufnahme 
der Unterſuchung verlangen, wenn 

1) er darthut, daß Urkunden, welche gegen ihn vor⸗ 
gebracht wurden, falſch oder verfaͤlſcht, oder daß Sachver⸗ 
ſtaͤndige oder Zeugen, die zu feinem Nachtheile außfagten, 
wiſſentlich eine falſche Ausſage erſtattet haben *) ; 

2) wenn er darthut, daß Behufs feiner Benach⸗ 
theiligung ein Mitglied des erfennenden Gerichts ober der 
Staatsanwalt, welcher bei der Hauptverhandlung thätig 
gewefen ift, oder ein Gefchworner, welcher an bem Wahr 
fpruche Theil genommen bat, oder der Wertheidiger bes 
flochen gewefen ift; ober 


—— 


1) Hierher gehört auch der Fall, daß ſchriftliche Ausſagen, welche 
aus den Voracten bei der Hauptverhandlung vorgelefen wur⸗ 
Den, als falſch ſich ausweilen, wenngleich fie unvereidigt 








in nad ertheiltem Gelenninifie .. .-:: SE 


. 3). wenn er neue Thatſachen ober neue Beweiäntit, 
tel vorbringt, welche allein oder in Verbindung mit. den 
feüher erhobenen Beweiſen geeignet find, entweber feige 
Zreifprechung herbeizuführen oder feine That ald nicht 
ſtrafbar; 

4) oder als eine nach einer anderen und gelinderen 
Strafbeſtimmung zu beurtheilende Handlung darzuſtellen, 
jedoch unter der Vorausſetzung, daß der niedrigſte Straf⸗ 
ſatz in dem anzuwenden geweſenen Geſetze nicht hoͤher iſt, 
als die erkannte Strafe; 

5) N wenn zwei oder mehrere Perſonen wegen derſel⸗ 
ben Zhat durch verfchiedene Erfenntniffe verurtheilt worbem; 
find und nad) der Vergleichung derfelben die Unfchuld einex. 
oder mehrerer diefer Perfonen anzunehmen ift. 

An den Faͤllen unter 1. 3. 4. wird, wenn Entfcheis 
dungsgrüunde dem Erkenntniffe beigegeben worden find, 
noch vorausgeſetzt, daß das Erfenntniß auf diefe (falſchen) 
Beweismittel geftüst ift, bezüglich daß die neuen That⸗ 
ſachen ıc. die für erheblich erklärten Indicien betreffen. 
In Schwurgerihtöfahen tritt dad Ermeflen bed Ober: 
gerichts ein. | 





—— — 





Wir gelangen nun zu der Frage: 
ob eine Wiederaufnahme auch zum Nachtheile des An⸗ 
geklagten zulaͤſſig ſey? 
Dieſe Frage bezieht ſich ſowohl auf losſprechende, als 
auf verurtheilende Erkenntniffe, auf letztere inſoweit, als 
die Anwendung eines anderen, eine ſchwerere Strafe an⸗ 
drohenden Geſetzes in Frage kommt. 
Es iſt von denen, welche die Frage unbedingt vers 
neinen, theils darauf, daß eine Freiſprechung die Wieder⸗ 


2) Auch dieſer Fall koͤnnte unter Nr. 3 und 4. mit geſtellt 
werden. 
Archiv d. Er. R. 1851. IV. St. Qg 
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aufnahme der Unterfuchung wegen berfelben Handlung 
nothmendig audfchließen, theild auf die mannichfachen Bes 
nachtbeiligungen,, welche bei einer Wiederaufnahme nach 
langerer Zeit in Folge des Abſterbens oder aud ber ges 
fhwächten Erinnerung der fraglichen Thatfachen den Ans 
gefchuldigten bei Bührung feines Beweiſes treffen Eönnen, 
hingewieſen worben. 


In Bezug auf den erfleren Grund ift Folgendes zu 
bemerken: 


Das franzöfifche Recht beftimmt (Art. 360. C. d’Instr. 
Cr.) toute personne acquittee legaloment ne pourra 
plus ötre röprise ni accusde & raison du möme fait. 
Die Auslegung der Worte: „du möme fait” iſt befannt: 
lich fehr beftritten. Noch neuerlich hat Mittermaier fi 
über den Sinn derfelben in einer Iehrreihen Abhandlung 
bei Beſprechung eines hierher bezüglichen Belgiſchen Geſetz⸗ 
entwurfs verbreitet (vergl. Crim.⸗Archiv, 1850. S. 497 fg.). 
Man hat gefragt, ob der, welcher wegen abſichtlicher Ver⸗ 
wundung losgeſprochen, wegen fahrlaͤſſiger Verwundung 
noch verfolgt werden koͤnne, — ebenſo Kindesmord und 
fahrlaͤſſge Tödtung — Giftmord und Abtreibung ber 
Leibesfrucht ꝛc. Der franzöſiſche Caſſationshof bejaht im 
Allgemeinen die Frage. Dagegen nimmt wenigſtens Da⸗ 
niels, in feinem bekannten Werke $. 372. (S. 198.) an, 
daß „der für nicht ſchuldig Erklaͤrte nie wegen der That, 
welche den Gegenftand der Anklage bildete (nach der An: 
nahme des Revifionshofd zu Berlin auch nicht wegen ein: 
zeiner Beſtandtheile derfelben, welche für fi ober ver 
bunden mit anderen Thatfachen unter ein befondered Straf: 
geſetz fallen), firafgerichtlich verfolgt werden könne.” Dab 
Belgifche Geſetz hat der Beſtimmung ded Code noch die 
Worte beigefügt: tel quil a dte qualifide, und fomit bie 
firenge Anficht gebilligt. 
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auch ertheittem Erkeuntnifle. 


Mittermaier hat dieſelbe einer Pruͤfung unterzogen 
und ſich gegen dieſelbe erklaͤrt. 

Von vorzüglicher Wichtigkeit erſcheint hierbei das 
Syſtem der Fragſtellung. Die neuen deutſchen Geſetz⸗ 
gebungen weiſen die Staatsanwaltſchaften und die Anklage⸗ 
kammern an, ſich nicht auf die Hauptfrage zu beſchraͤnken, 
ſondern die verſchiedenen rechtlichen Gefichtspunkte, unter 
welche die angezeigte Handlung gebracht werden kann, 
aufzufaſſen und durch fubfitiäre Fragen mit geltend zu 
machen. Hierbei kann die angezeigte Handlung ſowohl 
ihrem ganzen Umfange nah, ald in einzelnen Beſtand⸗ 
theilen, welche allein fchon eine flrafbare That bilden wür: 
den, in Betracht kommen. In gleicher Maße lauten die 
Borfchriften, welche dem Präfidenten in Betreff der Frag⸗ 
ftelung ertheilt worden find. Sie gehen unter Anderm 
dahin, daß er bei der Anklage auf ein vorfäplides Ver: 
brechen, eventuell die Frage auf die Fahrläffigkeit, bei dem 
Urheber auf einen geringeren Grad ber Theilnahme richten 
ſolle. Ebenſo bei einem vollendeten und verfuchten Ber: 
brechen. In allen diefen Fällen follen felbft die erft bei 
der Hauptverhandlung hervorgetretenen neuen Umflände 
berudfichtigt werden. Zmeifelhaft kann ed nur werden, 
wenn erft bei ber Hauptverhandlung neue Thatumftände 
bervortreten, welche ein fchwerered Verbrechen indiciren 
oder einzelne Entfchuldigungdthatfachen wegfallen und 
hierdurch die That einen ftrafbareren Charakter annehmen 
würde. Im lesteren alle kann aber die fofortige Aburs 
theilung gleichfalls nicht beanftandet werden, da es fid 
nicht um eine neue Thatfache handelt, in Betreff deren etwa 
die Vertheidigung nicht vorbereitet feyn könnte, fondern alle 
Zhatfachen, welche fodann dem Strafurtheile unterliegen, 
bereitö bei der Anklage berudfichtigt worden waren und 
nur von diefen Xhatfachen eine oder einige, zum Nach⸗ 
theile ded Angellagten, wegfallen; 3. B. die Anklage 

Qg 2 
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iſt Darauf gerichtet, daß die B. abfichtlich und mit Vorbe⸗ 
dacht ihr neugeborenes außerehelihed Kind binnen 24 
Stunden nad) der Geburt getödbtet habe. Erſt bei der 
Verhandlung ergiebt fi, daß die Toͤdtung nad Ablauf 
der 24 Stunden erfolgt ii. Es liegt daher nicht mehr 
Kindesmord, fondern Mord vor. In dem erfleren Kalle 
kann freilich die Vertheidigung ebenfowohl, als die Anklage 
gegen eine fofortige Aburtheilung den Einwand, daß fie 
in Bezug auf diefe neuen, erſt hervorgetretenen Umftände 
nicht vorbereitet fey, erheben, und es wird bier in ber 
Regel eine anderweitige Unterfuchung einzuleiten feyn. 


Die deutſchen Gefebgebungen haben diefe Säße im 
Dauptwerfe anerfannt. Die Hanndverfche Strafproceß⸗ 
ordnung beflimmt $. 188: 

Die an die Gefhmwornen zu richtenden Fragen müffen, 

bei Vermeidung der Nichtigkeit, alle in dem Verwei⸗ 

fungöurtpeile enthaltenen, weſentlichen thatfächlichen 

Berhaltniffe, fowie die in der mündliden Verhand⸗ 

lung hervorgetretenen neuen Zhatumftände, welche bie 

Strafe entweder erhöhen oder mildern oder gänzlich auf: 

heben, erfchöpfen und fih daraufbefhränfen. 


In aͤhnlicher Maße Außern ſich unter Anderm bie 
Geſetze des Großherzogthums Heffen (at 164.) und 
Bayern (Art. 173 fg.). 


Eo beftimmt das Kurheffifche Gefeß $. 318: 
Nur was im Anflageacte von ftrafbaren Handlungen 
des Angeklagten enthalten und in ber mündlichen Ver: 
handlung vorgefommen it, fann Gegenſtand der Frag: 
ftelung feyn, 


und der Preußifhe Entwurf $. 367. laßt die Ausdehnung 
der Fragen felbit auf ſolche Umftände zu, welche bereits 
Gegenftand der Vorunterfuhung gewefen und durch ben 
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Anklagebeſchluß aus thatfächlichen oder rechtlichen Gründen 
befeitigt find. 

Diefelben Thatſachen follen fonah nicht wies 
der Gegenftand der Verhandlung und Beurtheilung wer: 
den. Die an die Geſchwornen zu richtenden Fragen follen 
fämmtlihe Thatfachen, fo weit fie nicht im obigen Sinne 
auf eine fchmwerere Handlung hinweiſen, umfaflen. If 
eine folhe Thatfache nicht in die Frage aufgenommen und 
biergegen von feiner Seite Widerfpruch erhoben worden, 
fo.ift fie ftilfchweigend von allen Seiten für unerheblich 
angefehen worden. Gegen bdiefen, wenngleich nur ftill- 
fhweigenden aber mit voller Sicherheit anzunehmenden 
Ausſpruch kann fein weiteres Rechtsmittel, ald, nad Be: 
finden, dad der Nichtigkeitsbeſchwerde geftattet werten. 
Diefelbe würde jedoch auch — bei dem Stillfchweigen der 
Parteien über die erfolgte Fragſtellung — nicht zu;ulaffen 
fein. Haben die Gefhmwornen auch Über eine ſolche außs 
gelaffene Thatfache nicht abgeurtheilt, fo kommt hierauf 
doch deshalb nicht3 an, weil dad Gericht und tie Parteien 
einig waren, daß fie unerheblich fey, und die Jury nicht 
felbftftandig Über die Fragftellung und bie I Erſchoͤ⸗ 
pfung der Thatſachen durch dieſelbe urtheilen Tann. Die 
buͤrgerliche Geſellſchaft iſt durch den Staatsanwalt vertreten 
geweſen und hat durch dieſen erklaͤrt, daß ſie von einer 
Aburtheilung des Angeklagten in Bezug auf dieſe Thats 
ſache abſehe. Das acquittement de l'accusation kann 
und muß auf ſaͤmmtliche, in der Anklage enthaltene und 
in der Hauptverhandlung neu hervorgetretene Umſtaͤnde 
ausgedehnt werden, vorbehaͤltlich der oben bemerkten Be⸗ 
ſchraͤnkung. Hierzu kommt noch, daß die, die Anklage 
bildende That uͤberhaupt mit allen ihren Nebenumſtaͤnden 
der Jury vorgefuͤhrt und hierdurch auch ihrer Beurtheilung 
untergeſtellt wird. Erfolgt nun der Ausſpruch derſelben, 
ſo umfaßt er auch alle, ihm untergeſtellt geweſenen That⸗ 
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ſachen. Auch fprechen in der That mannigfache juſtiz⸗ 
politifche Gründe, auf welche Mittermaier ©. 517 fg. vers 
wiefen, für dieſe Meinung. 


Ganz anders ftellt fich dad Verhältniß heraus, wenn 
neue Thatfachen aufgefunden werden, welche, fey e8 allein, 
ſey e8 in Verbindung mit den früher erhobenen Thatfachen, 
entweber ein neues Verbrechen, auf welches die Anklage 
nicht gerichtet war, begründen, oder aber den bißher miß: 
Iungenen Beweis vervollftändigen. 


In erfterer Beziehung kann ein Zweifel nicht erhoben 
werden. Die Eoöfprehung kann nicht auf Thatfachen be: 
zogen werden, welche nicht Gegenfland der Verhandlung 
und fomit nicht Gegenftand der Aburtheilung gewefen find. 
Daflelbe gilt von den bereitd erörterten Thatſachen, wenn 
fie mit neu vorgeführten Thatfachen in Verbindung gefeit 
werden und in diefer Verbindung eine flrafbare That 
bilden, welche nicht Begenftand der Aburtheilung geweſen 
ift; 3. B. wenn Jemand der Verhehlung von geflohlenen 
Sachen angeklagt und freigefprochen wurde und nun wegen 
der —— anderer, bei dem naͤmlichen Dieb: 
ft able enf!Wendeter Sachen, deren bei der erften Berhand⸗ 
lung feine Erwähnung gefhehen war, angeklagt wird 
(vergl. Mittermaier a. a. D.); oder wenn Jemand der 
einfachen Branpftiftung und dann wegen neuer Thatum 
flände der qualificirten Brandſtiftung angeflagt wird. 
Dagegen würde ed unrichtig feyn, wenn man ben wegen 
Raubes ober wegen bewaffneten Diebftahld Loßgefprochnen 
nunmehr wegen einfachen Diebflahld verfolgen wollte. Im 
der Regel wird das fchwerere Verbrechen, wenn es als bie 
ausgezeichnete Art einer Verbrechendgattung ſich ders 
ſtellt, die geringeren, zu leßterer gehörigen Faͤlle mit ein« 
fließen und gleichſam confumiren, — nicht auch im ums» 
gekehrten Verhältniffe. 
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Schwieriger geftaltet fich die Frage, werm genau bie 
felbe firafbare That deshalb zum Gegenflande anderweiter 
Verfolgung gemacht wird, weil die Staatsanwaltſchaft die 
Anklage durch neue Thatſachen beffer als das erfie Mal gu 
begründen und foldergeftalt die nunmehrige Verurtheilung 
des Losgeſprochnen herbeizuführen hofft. 

Dr. Arnold hat ſich gegen jede Wiederaufnahme dies 
fer Art erflärt. Dad Hauptargument ift das bereitd her⸗ 
vorgehobene: ber Verluft und die Schwaͤchung der Bewelds 
mittel, mit denen ber Angeflagte feine Vertheibigung füh⸗ 
en will, und fomit die Möglichkeit einer unverſchuldeten 
Benactpeiligung derfelben. ö 

Diefes Argument — zu beffen Unterflügung man 
ſich noch auf den Grundgedanken der Verjährung in Eri⸗ 
minalfachen mit Recht berufen hat — ift ſehr gewichtig. 
Allein es iſt nicht für alle Faͤlle durchſchlagend · 

Abgeſehen davon, daß in gleicher Maße ſich auch 
die Beweismittel der Anklage verringern und abſchwaͤchen 
werden, ſonach gleichſam eine Wiederausgleichung der An⸗ 
klage und der Vertheidigung Statt findet, ſo tritt dieſer 
Nachtheil ſchon in den Faͤllen ein, in welchen eine bereits 
beendigte Unterſuchung wegen Nova, die in Verbin⸗ 
dung mit früher erhobenen Thatfadhen ein am 
deres Verbrechen conftituiren, wieder aufgenommen wird, 
da bier die Beweißaufnahme auch bie bereits früher vorges 
legenen Thatfachen wieder umfaffen wird. Diefer Nachtheil 
tritt ferner ein, wenn ein Berbrecyen (zwar vor Ablauf der 
Verjährungszeit, aber doch) nach einer langen Reihe von 
Jahren entdeckt oder erft zur Unterſuchung gezogen wird. 

Man beruft fi) ferner auf die Gefahr de Mi 
brauchs, bei der Wiederaufnahme zum Nachtheile des Ans 
geſchuldigten und auf die Vermehrung der Unannehitichleis 
ten und Rachtheile einer wiederholten Verhandlung für den 
Angeflagten, der, troß ber erfolgten Losſprechung, niemals 
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vor einer Wiederaufnahme und den Befchwerden berfelben 
gefichert ſey. 

Auch diefee Grund beweift zu viel, fo wenig fein 
‚Gewicht an fich verfannt werben kann. Die erfolgte Frei: 
ſprechung kann Fein unbedingter Freibrief fein. Die Nach⸗ 
theile der Wiederaufnahme können nicht den Steg über bie 
höheren Anforderungen der Gerechtigkeit davontragen und 
Humanitätsgrlnde fönnen nicht bis zur Straflofigkeit deb 
Verbrechens führen. Will man z. 3. die Wiederaufnahme 
auch verfagen, wenn ber Angellagte durch von ihm be: 
ftohene Zeugen ben Entlaftungöbeweid geführt bat? 
Kann eine Freifprehung Anfpruc auf Geltung und An: 
erfennung haben, wenn ihre Baſis felbft durch ein Ber: 
brechen gefchaffen wurde? Kann ein Angeflagter von 
einer Sreifprehung Schuß gegen neue Berfolgung mit 
Recht erwarten, wenn dieſe Freifprechung durch ein Ber: 
brechen herbeigeführt wurde? — Gewiß nicht! — Was 
würde dad Wolf zu einer folhen, zu Verbrechen auffor: 
bernden Confequenz fagen? — 


Es ift anzuerfennen, daß es befler ift, wenn ein 
Schuldiger, weldyer freigefprochen wurte, von jeder meitern 
Verfolgung freigelaflen wird, als wenn einem Unfchuldigen 
die Herftellung des Entlaftungsbeweijed auffällig erſchwert 
und befchränft wirb. 


Allein diefer Grundfaß wird ebenſowohl gewahrt, als 
den beiden, gegen bie Wiederaufnahme zum Nachtheil bed 
Angeflagten angeführten Gründen gebührende Rüdficht 
gefchenkt, wenn man die Wiederaufnahme zum Nachtheile 
eined Loßgefprochnen geftattet , 

1) dafern die Freiſprechung durch Faͤlſchung, fal: 
ſches Beugniß, Beſtechung oder durch eine fonftige flraf: 
bare Handlung des Angeflagten ober einer dritten Verfon 
berbeigeführt wurde, ober 
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2) dafern der Freigefprochne gerichtlich ober außer: 
gerichtlich ein Geftantniß der ihm beigemeffenen That ab: 
gelegt hat. 

Iſt die firafbare Handlung (Nr. 1.) von dem Ange: 
Magten felbft verübt oder ift von diefem ein gerictliche® 
Geftändniß erfolgt, fo wird die Miederaufnahme wehl ge: 
rechtfertigt fenn. In letzterem Falle tritt auch das von der 
Schwaͤchung des Entlaftungsbeweifed hergeleitete Beben: 
fen nicht ein, foweit nicht etwa Strafahmeflungsgrünbe zu 
Gunften des Angeklagten in Frage fommen. Im erfteren 
Falle wird das oben befprochene Ermefien Über die urſach⸗ 
lie Verbindung zwifchen dem Verbrechen und der Frei: 
fprehung Platz greifen. 

Allein ziemlich gleich gewichtige Gründe fpredhen für 
die Wiederaufnahme, wenn die Beltehung x., durd 
welche die Freiſprechung herbeigeführt wurde, von einem 
Dritten verübt worden war. Außerdem würde das Geſetz 
fehr leicht zu umgehen feyn. Der Angeklagte wird über: 
dieß hierbei wohl ftetö im Complotte mit bem Andern han: 
deln und wenigftend durch fein Schweigen Lie von Andern 
zu feinen Gunften verübte Beftehung x. billigen und fie 
benußen. 

Es kann auch hier die Echwierigfeit zugegeben wer: 
den, in fehmurgerichtlihen Sachen über den Einfluß der 
falfcben Zeugenaußfage ıc. auf den Übrigen Beweis und auf 
die Anficht der Gefchwornen abzuurtheilen, da Entfchei- 
dungegründe fehlen. Allein eine Unmöglichkeit kann nicht 
für alle Fälle zugegeben werden. Es ift 3. B. das Am 
führen, daß ber Thaͤter in Nothwehr gehandelt habe, nur 
von zwei Zeugen beftätigr, der Angeklagte hierauf loßge 
fprochen worden, und es wird der Beweis geführt, daß 
beide Zeugen beftochen gewefen find. Liegen dagegen 
einigermaßen erhebliche Imeifel vor, — 3. B. die That: 
fache, welche der meineitige Zeuge beftätigt hat, ift auch 
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von einem andern Zeugen, deſſen Wahrhaftigkeit nicht 
angefochten wird, beftätigt worden — fo wird die Wieder: 
aufnahme nicht zu geftatten ſeyn. Ebenſo wird bier bie 
Beicheinigung der Behauptung felten gelingen, daß burdy 
die Beftehung eines Richterd oder Gefchwornen die Lob: 
fprechung herbeigeführt worden fey, wenn nicht gerade die 
Stimme deſſelben den Audfchlag gegeben haben follte. Die 
Momente, welche oben zu Sunften der Wiederaufnahme 
für den Berurtheilten ausgeführt worden find, paſſen nicht 
bierber, — fie find recht eigentlih nur für den Angeflags 
ten paflend. Auch kann hier nicht eine Zweifel wegen 
eine Loßfprechung wieder in Frage geftellt werben, hier 
müffen flringente Beweife vorliegen. Diefe Begunfligung 
ber Losſprechung, gegenüber der Verurtheilung, bebarf feis 
ner weiteren Rechtfertigung. Auch kommt hier wohl ia 
Trage, ob nicht in Schwurgerichtöfachen bei der Beſtechung 
eines Richter® die Wiederaufnahme nur in Bezug auf dab 
Erkenntniß felbft, nicht aber in Bezug auf die voraudges 
gangene Verhandlung zu geftatten fey, fo daß nur ein 
neued Erkenntniß auf Grund des früheren Wahrſpruchs zu 
ertbeilen feyn würde. 

Es lafien ſich hier Durchgreifende allgemeine Regeln 
nicht aufftellen, und man muß dem richtigen Ermeffen und 
ber gehörigen Würdigung dieſer verfchiebenen Beziehungen 
Geiten des beauftragten Obergerichtd auch einiges Ver⸗ 
trauen fchenten. 

Iſt aber dab Obergericht der Meinung, daß durch ein 
Verbrechen die Freiſprechung erfolgt fey,fo kann bie letztere 
nicht länger ald zu Recht beftändig angefehen und das Wer 
brechen, welches die Freiſprechung bewirkte, nicht lediglich 
wegen ber formellen Thatfache der Eosfprechung unbeachtet 
gelaflen werden. Gine ſolche Beweißaufnahme war feine 
gefeglihe Grundlage, auf die ein Erkenntniß gebaut wers 
Den konnte 











Des Geftändniß if nur ein Beweiömittel. Dem 
noch find wir, gewiß in Uebereinflimmung mit ben Ex 
fahrungen des Lebens und den Volksanfichteu, der Mei⸗ 
nung, daß biefes Beweismittel, bafern feine Kraft nid - 
durch befondre, bei der Unterfuchung hervorgetretene Um⸗ 
fände gefchwächt wird, vollen Beweis herzuftellen geeignet 
ſey. Bei dem Geſtaͤndniſſe werden wir, foweit nicht die 
Berichtigung bed objectiven Thatbeſtandes in Frage kommt, 
zumeift mit den zur näheren Charafterifirung der That und 
des Thaͤters nöthigen Erörterungen und begnügen unb 
von Führung eines von dem Geſtaͤndniſſe unabhängigen bes 
fondern Schuldbeweifes abfehen. Auch das außergericht⸗ 
lihe Geſtaͤndniß der Schuld wird ſtets ald ein fehr drin 
gendes Anzeichen berfelben gelten. Seine Bedeutung wird 
noch erhöht, wenn der Geflehende wegen der nunmehr zu 
geftandenen Schuld bereitd in Unterfuchung gezogen und 
nur wegen nicht ausreichender Beweiſe freigelprochen wors 
den war. 

An diefen Faͤllen würde ed gewiß einen fchlechten 
Eindrud maden, wenn man, wegen ber erfolgten Frei⸗ 
fprebung, die Unterfuhung für unaufnehmbar erflären 
und daher den Losgefprochnen geflatten wollte, ſich uͤberall 
ungefcheut und furchtlos feiner Schuld rühmen und gewifs 
fermaßen bie Juſtiz verhöhnen zu dürfen. 

Im Falle bes Geftändnifles wird die Wiederaufnahme 
in Folge einer Handlung bed. Angefchuldigten felbft ges 
ftattet. Es find nicht mühfam ander&woher gefammelte 
und fünftlich zufammengefegte Indicien; es ift eine be 
flimmte und fefte, durch den Angefchuldigten felbft ges, 
ſchaffene Thatſache. Er felbft hat die Wiederaufnahme 
herbeigeführt. 

Eine weitere Ausdehnung würde ber Verfaſſer nicht 
empfehlen. Die obigen Gründe ſtehen ihr entgegen. 
Selbſt ältere, der Zeit vor Einführung bed neuen ers 
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fahrens angehörende Geſetzgebungen ließen die Wieberauf: 
nahme nur dann zu, wenn entweder Falfchheit der vorigen 
Beweife dargethban wird, oder neue, biäher völlig unbe: 
Konnte Beweismittel gefunden werben, welche für ſich 
allein zur Werurtheilung binreichen 2). Insbefondere 
Tann der Verfaſſer die Beſtimmung des Thüringiſchen 
Geſetzes nicht billigen, nach welcher die Wiederaufnahme 
auch dann geftattet ift, wenn fpäter andere Perfonen wegen 
deſſelben Verbrechens verurtheilt worben find, und ſich bei 
diefer Gelegenheit Beweismittel ergeben haben, welche die 
Ueberführung des Freigefprochnen als Mitfchuldigen zu be 
gründen geeignet find. 

Der Fall einer nicht gleichzeitigen Aburtheilung der 
Gomplicen eine® und defjelben Verbrechens wird nur felten 
vorfommen. Tritt er aber ein, fo ınuß e3 auch bedenklich 
ſcheinen, die Beweife, welche für tie Schuld eined ver 
Angeflagten fprechen, ohne Weitered gegen den Losgeſpro⸗ 
herren mit zu benugen. Die Complicität begründet nicht 


 . die gleichmäßige Anwendung der Verdachtsgruͤnde auf 


fammtliche Angefchuldigte, und die nachträgliche Benußung 
befonderer gegen den einzelnen Angeklagten hervorgetre⸗ 
tener Verdachtsgruͤnde ift bedenklicher als jede andre nach⸗ 
trägliche Beweißaufnahme. Jedwede Bezüuͤchtigung eines 
Mitfhultigen fann fodann als ein ſolches Beweismittel 
angefehen und zur Wiederaufnahme der Unterfuchung be: 
nugt werden. Dad Thüringifhe Geſetz fpricht übrigens 
von Beweismitteln, nicht von neuen Thatfachen, und es 
Tönnte gezmeifelt werben, ob man bie leßteren zulaffen 
wolle. 

Die oben vorgetragenen Bruntjäge leiden aud Ans 
wendung auf den Sal einer zum Nachtheile des Ber⸗ 


3) Feh hierüber Mittermater, Das db. Strafverfahren 5.208 
I. &. 481. d. 3, Aufl.). 
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urtheilten beantragten Wiederaufnahme, ‚bafern nänu 
lich in tem Verbrechen, welches auf die Beweidaufnahme 
oder das Erfenntniß einwirfte, die Veranlaſſung zu einem 
milderen Strafurtheile gelegen, oder aus dem Gefländniffe 
fi) ergiedt, daß das Verbrechen härter zu beftrafen gewe⸗ 
fen, ald in tem Endurtheile gefhehen, — jedoch in beiden 
Fällen in der Vorausſetzung, daß der niedrigfte Strafſatz 
in dem anzuwenden geweienen Geſetze höher ift ald bie 
erkannte Strafe. 

Diefe Anficht findet in Demjenigen, was oben vorge 
tragen worden ift, ihre genügende Rechtfertigung. 


Die meiften neueren Geſetze kennen diefen Fall ber 
Miederaufnahme nicht. Diefelben enthalten folgende Bes 
fiimmungen: 

Bon den neueren Gefeßgebungen bejahen die Thu: 
ringifhe (Art. 336 fg.), die Badenfche ($. 122.), bie 
Braunſchweigſche ($.173.), die Kurheffifche ($. 418.), die 
Hannöverfche ($.,222.) und die Preußifche ($. 503. 505.) 
die Frage, ob die Wiederaufnahme gegen einen Lodge: 
fprochnen zuläffig fe, — die übrigen verneinen fic. 


Am bejchränkteften wird fie von der Han noͤver⸗ 
ſchen Strafproceßordnung gejlattet, welche fie gegen ein 
freifprechentes Erfenntniß nur in den Faͤllen zuläßt, in 
welchen der Freigefprochne die verbrecherifche Handlung, 
durch welche feine Freifprechung bewirkt wurde, felbft be: 
gangen oder angeftiftet hat. Alfo die Sale, in denen der 
Vater ıc. des Angeklagten den Zeugen beſtochen hat, find 
ausgenommen! Ueber die Sale, wo ed fich um Anwen⸗ 
dung eines ftrengeren Geſetzes handelt, ſchweigt das Geſetz, 
wenn man nicht die Vorfchriften in $. 221. (deren Wort: 
faffung nicht entgegenftehen würde) anwenden wollte, was 
aber zu feltfamen Refultaten führen würde, indem man 
ſolchenfalls hier den Meineid eined Zeugen, gleich⸗ 
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viel ob der Angeklagte ober ein Dritter ihn beftochen 
bat, für ausreichend halten müßte. 

Die Thüringiſche Etrafprocehorbnung beftimmt 
in Art. 336. 337: 

Art. 336. Wurde ein Angellagter durch ein Endurtheil 
wegen mangelnden Beweifes freigeſprochen, fo kann 
der Staatdanmwalt oder Privatankläger eine Wieder 
aufnahme der Unterfuchung nur dann beantragen : 

1) wenn die Freifprehung durch Faͤlſchung, fal 
ſches Zeugniß, Beftehung oder durch ein fon- 
fliged Werbrehen des Angeklagten oder einer 
dritten Perſon herbeigeführt wurde und 
bierüber bereitö eim gerichtliche Strafurthel 
vorliegt ; 

2) wenn der Freigefprochne fpäter gerichtlich ober 
außergerichtlich ein Geſtaͤndniß ded Verbrechens 
abgelegt hat; 

3) wenn fpäter andere Perfonen wegen beflelben 
Verbrechens verurtheilt worden find und ſich bei 
diefer Gelegenheit Beweismittel ergeben haben, 
welche die Ueberführung des Freigefprochnen als 
Mitſchuldigen zu begründen geeignet find. 

Art. 337. Auch wenn der Angeklagte in dem GEnburs 
theil verurtheilt wurde, kann der Staatsanwalt Wie 
beraufnahme der Unterfuchung in den Art. 336. aufs 
geführten Fällen beantragen, vorausgeſetzt, daB zu 
1 in dem fraglichen Verbrechen die Veranlaſſung 
zu einem milderen Strafurtheil fag, oder zu 2 und 
3 aus dem Geftändniffe oder den Beweismitteln 
fih ergibt, daß dad Verbrechen härter zu beftrafen 
war, al& in dem Endurtheil gefchehen iſt. Es fol 
jedoch in allen biefen Källen eine Wiederaufnahme 
ber Unterfuchung nicht Statt finden, wenn es fi nur 
um Auswahl einer höheren Strafe innerhalb derfels 
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ben gefeglichen Etrafgrenzen handeln würde, und 
fie fol nur dann eintreten, wenn die Folge der Wier 
deraufnahme eine Beurtheilung nach einer anderen 
und häteren Strafbeftimmung ſeyn würde. 
Mm der Allgemeinheit, wie das Kurheffifhe Ge 
feg dem Verurtheilten die Wiederaufnahme geftattet, ge 
ftattet ed fie auch dem Staatdanwalte. 

Die Preußifche Strafprocegordnung madıt $. 503. 
keinen Unterfchied, ob die Wiederaufnahme (wegen falfchen 
Zeugnifjes oder wegen falfcher Urkunde) von dem Berurs 
theilten oder dem Staatdanmwalte beantragt wird, fo wie 
dad Gefeh den Fall, wo e8 fi) um Anwendung einer höher 
ren Strafbeſtimmung handelt, weder ausdruͤcklich berührt; 
noch ausfchließt. 

Dad Braunfhweigfche Geſetz 8.173. geftattet fie 
dem Staatdanmwalte gleichfalls wegen falfhen Zeugnifle® 
und wegen falfcher Urkunde, jedoch mit der Befchränkung, 
daß eine Sreifprehung auf den Grund bieler falichen 
Zeuganiffe erfolgt und die Zalfchheit durch rechtöfräftiges 
Urthel nachgewiefen if. Den Kal der Anwendung bed 
härteren Strafgefebes uͤbergeht es. 

Das Badenſche Geſetz läßt im Falle einer Frei⸗ 
fprehung den Antrag tes Staatsanwalt auf Wieder 
aufnahme zu, wenn durch gerichtliches Strafurtheil feftges 
fteltt ift, daß in dem vorigen Verfahren falfche Urkunden oder 
falfche Zeugniffe vorgebracht wurden oder Beftehung oder 
eine andreftrafbare Handlung vorfam und nah den 
Umftänden anzunehmen ift, daß diefe Handlungen 
einen wefentlichen Einfluß auf die erfolgte Freiſprechung 
hätten, oder wenn der Freigeſprochne fpäter felbft ges 
richtlih ein Geſtaͤndniß bes Verbrechens abgelegt hat. 

Die vorftehenden Erörterungen beziehen fich auf den 
Fall der Wiederaufnahme gegen ein Enderfenntniß. 
Die Wiederaufnahme kann auch in Betreff der Einfielung 
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einer Vorunterfuhung in Frage kommen. Sie wird bei 
dem Auffinden neuer Verdachtsgruͤnde geftattet, welche an 
ſich oder in Verbindung mit den früher erhobenen That⸗ 
fahen den Anfchuldigungsbeweis verflärfen oder biöher für 
bewiefen ongejehene Entfchuldigungsthatfachen widerlegen. 
Sie ift aber auch zu gejlatten, wenn die Einitellung der 
Borunterfuhung durch eine verbrecheriſche Thaͤtigkeit des 
Angeklagten oder einer dritten Perfo n herbeigeführt wurde. 

Der Wiederaufnahme wird cin Vorverfahren voraus: 
geben, in welchem die Zuläjjigfeit ded Antrags und die Er: 
hedlichkeit der vorgebracdhten Thatfachen fomweit zu erörtern 
und feſtzuſtellen ift, um offenbar unzuläffige oder uner⸗ 
hebliche Anträge ohne Weiteres abweifen zu fönnen. Die 
Erörterung und Entfcheidung in diefem Verfahren ift einem 
Gerichte zu übertragen. Die Zulaffung des Antrags 
ann nicht von dem Ermefjen des Minifterd abhängig ge 
macht werben. Ebenſo ift dem Antrage, dafern er vom 
Rechtsſtandpunkte aud als zulaͤſſig und erheblich fi dar: 
flelt, unbedingt Statt zu geben. Die franzöfifhen Nor: 
fhriften find nicht zu billigen. 

Uebrigens fann die Stellung bed Antrags zum Nach⸗ 
theile des Angefhuldigten an eine Präcufivfrift, die von 
Zeit der Auffindung der neuen Thatfachen oder ber Ent: 
dedung des Verbrechens oder der Kenntnißnahme von dem 
Seftändniffe zu berechnen ift, gebunden und vorforglich 
ausgefprochen werden, ſowohl daß eine Wiederaufnahme 
nicht lediglich auf diefelben Thatfachen, welche bereitd 
Gegenftand ter früheren Verhandlung und dem erfennen: 
den Gerichte befannt waren, geftügt werden fann, als 
auch, dag bei einer Wiederaufnahme zu Gunften des Ver: 
urtheilten weder in der Hauptfache noch in Betreff ber 
Strafhöhe härter als gefchehen erfannt werden bürfe. 








XXIV. 
Ueber den gegenwärtigen 


Zuſtand der Strafgefetgebung 
mit Prüfung der Fortſchritte dberfelben 
nad den neueftlen Gefegen und 


Entwürfen 
für 
Nordamerika, England, Belgien, Frankreich, 


Preußen, Baiern, Medienburg, Dam: 
burg, Öremen. 


Bon 
Mittermaier. 


(Zortfegung des Auffapes Nr. XIX. im vorigen Hefte.) 


Bei ber hohen Wichtigkeit, welche in Bezug auf das 
neuefte deutſche Strafgefegbuh, naͤmlich das Preußifche, 
ald ein bedeutendes Zeugniß der Fortichritte der Geſetzge⸗ 
bungsfunft im Inlande wie im Auslande anerkannt ift, 
verdienen vorzüglih auch die neuen wifjenfchaftlidhen Ars 
beiten, welche den Zweck haben, die richtige Anwendung zu. 
erleichtern, um fo mehr die allgemeine Aufmerkfamleit, 
ald das preußifche Geſetzbuch der Wiflenfchaft mehr al 
ein anderes deutfched Gefegbuch überläßt, und nicht Ges 
genftand ausführlicher Berathungen in den Kammern 
geworden ift, daher die richtige Auffaffung des wahren 
Sinnes ded Geſetzbuchs oft fehwierig und die Benugung 
Archiv d. Gr. N. 1851. IV. &t. Kr 
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anderer Hülfsmittel, welche bad Eindringen in den Geiſt 
des Geſetzes möglich machen, boppeltes Bebürfniß wirb. 
Wir haben bereits im vorigen Hefte (S. 451) auf die 
Wichtigkeit ded Commentard von Befeler aufmerkſam 
gemacht, von welchem neuerlich aud dad zweite Heft”), 
im gleichen Geifte wie dad erſte bearbeitet, erfhienen ifl. 
Als eine auch für jeden mit dem Studium der Strafgefck 
gebung Beichäftigten bedeutende Erfcheinung ift ein neues 
Berk ded Kammergerichtörathb Goltdammer?) zu nen: 
nen. Der Verfaffer hat die Schwierigkeit, welche das 
neue Geſetzbuch in feiner Anwendung findet, richtig auf: 
gefaßt, und bemerkt, daß der preußifche Richter dabei 
in einer unangenehmen Lage ift, da dad Strafrecht des 
bisherigen allgemeinen Landrechts der Prarid für Dies 
neue Recht keinen Vorſchub giebt, und der wiſſenſchaft⸗ 
liche Geift, den dies neue Gefegbuch fordert, die Eröffnung 
neuer Quellen verlangt. Es ift erfreulich den Ausſpruch 
bed Verfaſſers zu hören, daß dad neue Geſetzbuch der 
Wiſſenſchaft ein neues Gebiet neben ſich eröffnet und 
nur Hand in Hand mit ihr gehen wil. Das jebige 
preußifche Gefegbuch ift hervorgegangen aus Gefeßgebung®: 
arbeiten, die im Jahre 1826 begannen. Viele Entwürfe 
von 1827, 1830, 1843, 1847, 1850 lagen vor. Der 
Entwurf von 1847 wurde felbft auf dem vereinigten Land» 
tage Gegenftand einer umfaflenden Berathung und Schluß: 
faffung. Es fehlt daher nicht an reichhaltigen Materialien; 
aber die Beherrſchung des ungeheueren Stoffes ift hoͤchſt 
ſchwierig, um das Ueberflüffige von dem Kern ber Sache 
zu fcheiden und die allmählige Zortbildung der Gefck 
gebungdarbeiten barzuftellen. Der Praktiker Preußen: 


— — — — 


1) Dies Heft umfaßt die Erörterung der Art. 61 bis 240. 

2) Die Materialien zum Strafgeſetzbuche für die Preuß. Staa⸗ 
ten aus amtliher Duelle — in einem Gommentar erläutert 
von Boltdammer. Berlin 1US1, 
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wirb ohne die gründliche Kenntniß des Zuflandes ber 
Wiſſenſchaft nicht hoffen dürfen in den Seiſt des Geſetzes 
zu dringen, und zwar tritt hier die Eigenthümlichkeit ber: 
vor, dag die Anfichten des frangöfifchen in den Rheinlans 
den geltenden Code penal mehr ald auf irgend ein anderes 
beutfched Geſetzbuch Einfluß geübt haben, fo daß der Prak⸗ 
tifer, welcher das preußifche Geſetzbuch richtig würdigen 
will, ebenfo den Zuſtand der deutfchen, wie der fran 
zöfifhen Wiffenfhaft kennen muß. In Bezug auf bie 
legte ift dad Werk unfered Freundes Helie, des geifl: 
reichften und gründlichften franzöfifhen Eriminaliften, hoͤchſt 
bedeutend; man muß nur wünfchen, daß diejenigen, welche 
von der franzöfifchen Gefeßgebung reden, nicht bei den 
Erörterungen bed Geſetzes an Helie ftehen bleiben, fons 
dern auch feine fpäteren Krititen einzelner Theile des frans 
zöfifchen Code beachten, und nicht vergeflen, daß feit 
1842 (ald Helie’5 Werk beendigt war) Hélie felbft in 
einzelnen Auflägen, und Morin in feinem trefflihen 
Journal du droit criminel und in feinem neuern Reper- 
toire bedeutende Erläuterungen einzelner Theile des frans 
zöfifhen Strafrechts lieferte —). Die trefflihen Motiven 
zu dem belgifchen Entwurfe enthalten in diefer Hinficht 
auch wichtige Zeugniffe über die Erfahrungen der belgifchen 
Gerichte und Materialien zur Verbeflerung der franzöfifchen 
Sefeßgebung. Der Bearbeiter eines Commentars über 
dad preußifche Geſetzbuch hat darnach eine ſchwierige Auf: 
gabe. Gin Geſetzgeber, welcher ein Strafgeſetzbuch für 
einen Staat liefern foll, in welchem Schwurgerichte ein: 


3) In diefer Beziehung verdient auch, um die Kenntniß der Forts 
bildung des franzöfifchen Strafredhts zu erlangen, das Werk von 
Nypels, nämlich die mit vielen Zufägen bereicherte Ausgabe 
der Theorie du Code penal, Bruxelles 1845. 2 vol. und der 
dazu gehörige dritte Band, welcher alle Materialien zum Ver⸗ 
ftehen des franzöfifchen Code penal Liefert, befondere Beakır 


tung. 
Nr 
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geführt find, hat fhon manche Schwierigkeiten, um ſich 
von Anfichten loszumachen, an welche wir und in Deutfchs 
land bei unfern auf die Anwendung durch rechtögelehrte 
Richter berechneten Gefeßbüchern gemöhnten. Er wird das 
ber von felbft zur Beachtung des Code pénal getrieben, 
welcher Schwurgerihte voraudfeht, obwohl wir es be: 
dauern, daß unfere Juriſten nicht zur Urquelle auffleigen 
und die weit beffere, die Wirkſamkeit der Gefchworenge: 
richte mehr ſichernde englifhe Strafgefeßgebung beady 
ten. Ohnehin muß Niemand vergeflen, daß feit 1832, 
ald die Gefehgeber Frankreichs dad Syſtem der Milde 
rungögründe einflhrten, der ganze Charakter des franzoͤ⸗ 
ſiſchen Code für die Anwendung geändert wurbe; eine 
Berufung auf den Code penal, der ald folder nicht 
mehr in Frankreich feit 1832 gilt, ift daher nicht am 
Platze. Wir überlaffen und dem Glauben, daß die Män: 
ner, weldye an den Arbeiten über dad preußifche Straf: 
geſetzbuch thätig waren, wenn auch franzöfifdhe Anfichten 
auf fie Einfluß hatten, doch das Geſetzbuch im deutfchen 
Seite erlaffen wollten (der, wenn man Franzoſen und 
ihre Rechtsanfchauungen genauer durch lebendigen Umgang 
fennt, mehr ald man oft glaubt, von dem franzöfifchen 
verfhhieden ift). Ein Beachten der deutfhen Strafrechtäwifs 
fenfhaft*) ift daher, wenn ein Commentar zu dem preu: 
fifhen Strafgefeßbuche geliefert werden fol, vorzuglich 
wichtig. Herr Goltdammer, ber felbft in ber erften 
Kammer den Vortrag Über einen Theil ded Entwurfs 
hatte, und zu feinem Commentar alle Materialien bed 
Suftizminifteriumd mit gehöriger Sichtung benugte, bat 
feine Aufgabe recht gut aufgefaßt, und ein Werk gelie: 
fert, das geeignet ift, eine im würdigen Geiſte fortgebil: 


4) Es ift intereffant zu bemerken, daß in den neuern Arbeiten 
der amerikaniſchen Zuriften der deutfchen Strafrechtswiſſen⸗ 
fchaft ein ſehr ehrendes Fruaniü ararken mich. 
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dete Rechtsuͤbung anzubahnen, zugleich aber auch treff⸗ 
liche Beitraͤge fuͤr die Geſetzgebungskunſt gewaͤhrt, und 
beweiſt, daß der Verfaſſer mit der Wiſſenſchaft gehoͤrig 
fortgeſchritten iſt. Eine neue Richtung wird die deutſche 
Strafrechtspraxis eben durch die Einführung der Schwur⸗ 
gerichte zu nehmen genöthigt feyn; fie wird dad Gele 
mehr, als ed biöher gefchah, mit dem Leben und dem 
Volksrechtsbewußtſeyn in Einklang bringen müflen ; aber 
auch die deutfhe Strafredtswiflenfhaft wird dem Bor 
bilde der englifchen folgen müffen, und um lebendfris 
fher zu werden, auch aus den Quellen fchöpfen müſ⸗ 
fen, durch welche allein dad wahre praftifhe Beduͤrfniß 
erfannt werden fann. Wir werden bei den nachfolgenden 
Eröcterungen immer die von Befeler und Goltdams 
mer gelieferten Nachweifungen genau benutzen. 

Indem wir in unferer biöherigen Prüfung fortfahren, 
müflen wir nod) 

E. bei den mit der Lehre von den Strafen im nädıftem 
Zuſammenhange ftehenden Beftimmungen des neuen Geſetz⸗ 
wert über die Stellung unter Polizeiauffidt 
näher verweilen. Die der deutfchen Gefeßgebung fremde 
Einrichtung ift nur aus dem franzöfifchen Rechte entlehnt. 
Es ift merkwürdig damit die Anfihten der englifhen 
Sefeßgebung zu vergleihen, deren Polizeieineichtungen °) 
Niemand ohne Achtung beobachtet. Die englifche Polizei 
fennt genauer ald irgend eine andere alle gefährlichen 
Leute, und verfolgt fie fo, daß, wenn ein notorifcher Dieb 
in London von einer Straße in die andere zieht, den Pos 
lizeibeamten des letztern Bezirks, und wenn ein folcher 


5) Wir haben verfucht, nach den vom SPoltzeirichter Londons 
mitgetheilten Nachrichten und Aktenftüden den Zufammens 
hang und die Wirkſamkeit der englifchen Polizei und der Polis 
jeigerichte zur Entdedung der Verbrecher zu fchildern in dem 
Werke: Das englifche, fchettifche, nordamerifanifche Strafe 
verfahren. Erlangen 1851. $. VIL ©. 106. 





894 Ueber ben gegenwärtigen Zuftand 


Menſch von London nach Manchefter zieht, durch den Tele⸗ 
graphen die Polizei von letter Stabt in Kenntniß von 
feiner Ankunft gefest wird; allein der Grundſatz der eng: 
liſchen Geſetzgebung ift, daß Niemand, der feine Strafe 
überftanden hat, eine über die Strafzeit hinausreichenbe 
Beihränkung feiner Rechte leiden fol. Vor Als 
lem will der Engländer, der nicht fentimental mit Worten 
ift, fondern in der That die Menfchlichkeit übt, die Beh 
ferung eined Menſchen, wenn er auch Verbrecher war, 
nicht hindern. In den Snftructionen, welche die engli- 
fhen Conftabled erhalten ®), findet fi die Beſtimmung, 
bag, wenn ein Gonftable von Semandem, der ihm als 
verurtheilter Dieb oder mit Dieben in Verbindung ftehens 
der Menfch, oder überhaupt ald verdächtig befannt if, 
weiß, daß er in dem Dienft einer andern Perfon iſt oder 
barein treten will, der Conftable darüber an den Super 
intendenten ber Polizei berichten muß, und dem Herrn 
oder Dienftgeber des Verdächtigen über den Charakter des 
legteren feine Mittheilung machen darf, ald nur nad 
Anweifung ded Superintendenten, welder erwägen muß, 
ob der Fall von der Art ift, daß eine Mittheilung am 
Plage iſt; da, wo wegen Ablauf3 der Zeit feit der Ver 
urtheilung oder der Entftehung des Verdachtsgrundes Grund 
zur Annahme vorliegt, daß der Verdächtige fich gebeilert 
bat, muß vorerft der Euperintendent die Weifung eined 
der Armencommiffäre einholen. In England ift unter 
den Praftifern, die mit dem Zuftande der öffentlichen 
Sicherheit genau vertraut find, nur eine Stimme, baf 
die franzöfifhe Stellung unter Polizeiaufficht durch kein 
Bedürfniß hervorgerufen, vielfach aber nachtheilig und 
mit einem weifen Gefängnißfyfteme im Widerſpruch ifl. 


6) General Regulations, instructions and Orders for the 
Government and guidance of the metropolitan Police force. 
London 1849. p. 184. Die Juſtruction ift v. 10, Zuft 1845. 
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Man weiß, daß die Einrichtung ein Ueberbleibſel der 
Revolutionsgeſetzgebung und in einer Zeit in ben Code 
von 1810 aufgenommen war, wo der @efehgeber durch 
Schreckensmaaßregeln herrfchen wollte, und die Beflerung 
ber Sträflinge in den Kreid der Wirkſamkeit der Geſetzge⸗ 
bung nicht aufgenommen war. Die ehrenwertheften Praßs 
titer, 3. B. Bonneville”), Chatagnier®), fammeb 
ten die Erfahrungen und zeigten, daß ftatt der erwarteten 
Vortheile überall Nachtheile bemerkbar waren, daß bie 
entlaffenen Sträflinge, wenn fie aud mit beflern Vor⸗ 
fügen aus der Anftalt traten, durch dad Brandmal ber 
Schande, welches ihnen die Polizeiaufficht aufdrudte, bes 
moralifirt durch die leicht ungerechte Willkür, mit welcher 
die Maafregel gehandhabt werden kann ?), gegen bie Res 
gierung gereizt durch die Beſchraͤnkungen, welche diefe 
Auffiht auflegt, häufig der Mittel eines ehrlichen Forte 
kommens beraubt und fo zu neuen Verbrechen!®) getries 
ben werden. Was man in Frankreich 1832 zur Verbef 
ferung that, war fehr ungenügend. In Belgien, in 
welchem die Kammerverhandlungen Über die Stellung un⸗ 
ter Polizeiaufficht viel Belehrendes enthalten, fam man 
in dem Gefeße vom 31. December 1836 wenigſtens dazu, 
die Härte des franzöfifhen Geſetzes, nach welchem die 





7) Traite des diverses institutions compl&ementaires du re- 
gime pe&nitentiaire par Bonneville. Paris 1847. pag. 
326 — 518. 

8) Du Renvoi sous la surveillance de la haute Police par 
Chatagnier. Paris 1849. 


9) Sin der Deputirtenfammer erklärte Batout am 24. Novbr. 
1831: Evitons tout ce qui perpetue la faute au delä de 
la peine; et la peine au delä du jugement. Heritage d’un 
pouvoir ombrageux la surveillance ajoute & la severit6 le- 
gale de la justice tous les caprices de l’administration. 

10) Aus den Zabellen über die Rüdfälligen ergiebt ſich, dag die 
Mehrzahl im erfien Monat nad der Entlaffung aus der 
GStrafanftalt rüdfällig werden. 
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Begierung dem unter Polizeiaufficht Geftellten einen be 
Rimmten Aufenthaltdort anweifen konnte, ber bei Strafe 
wicht verlaflen werben durfte, in der Art zu mildern, daß 
die Regierung bem Beauffichtigten nur ben Aufenthalt 
on gewiflen Orten verbieten fonnte. Dieſe Vorſchrift 
ift wieder in den neuern Entwurf übergegangen. Das 
Hreußifche Strafgeſetzbuch (Art. 26 — 28) ſchließt ſich bie 
fen Anfichten,, die fehon durch ein Gefek vom 12. Februar 
4850 aufgeftellt waren, an!!), und zwar fo, daß in eini⸗ 
gen Fällen die Stellung unter Polizeiaufficht vom Berichte 
audgefprochen werden muß '?), in andern nur erfannt 
werden kann is)y. Die Wirfung der Maafregel fol 
feyn, daß dem Verurtheilten der Aufenthalt an einzelnen 
Orten unterfagt werden fann, und daß die Hausſuchun⸗ 
gen gegen einen Solchen Peiner Beſchraͤnkung hinfichtlidh 
ber Zeit unterliegen 1%). Unverkennbar ift dadurdy bie 
Maaßregel fehr beſchraͤnkt; allein auch in diefer Beſchraͤn⸗ 
tung Tann fie ebenfo ungerecht, ald dem Staate felbf 
nachtheilig werden, weil in der Verfügung, nach welcher 
der Entlaflene in feiner Heimath, oder an dem Orte, an 
welchem er biöher wegen feiner Bekanntſchaften fein Ge: 
werbe oder feinen Beruf gut ausüben und feine $amilie 
ernähren Eonnte, häufig ein Grund liegen wird, daß bie 
Derfon an dem fremden Drte, wo fie feine Bekannten 
hat, nicht verweilen darf, verarmt, und weil Niemand Luft 


11) Befeler ©. 133, Soltdammer ©. 218. 

12) Dahin gehören Hochverrath (8. 72), Gewaltthätigkeiten, um 
zu obrigfeitlidhen Handlungen zu zwingen, ferner die $. 121. 
147. 149, 218. 231. 232, 238 — 40. 276. 


13) Dabin die Fälle der Artikel 91. 96. 216. 235. 841 — 245, 
... 381. 285 — 284 294. . 


14) Bei den wegen Diebftahle,, Naubs und Hehlerei unter Aufs 

fit Geſtellten, kann (6. 28) die Polizeibehörde verfügen, deß 

tie Perfon während der Nachtzeit ohne Erlaubuiß ihre Boh⸗ 
nung nicht verlaflen darf. 
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haben wird, Perfonen, von welchen er weiß, daß In jebem 
Augenblide eine Hausfuchung gegen fie vorgenommen wer: 
den kann, in Dienft zu nehmen. Das Schlimmſte ift, 
da6 man über die Natur diefer Maaßregel noch immer im 
Unflaren if. Während große franzöfifche Juriften, z. B. 
Dupin in einer Verhandlung vor dem Gaflationshofe 
1836 (2. Janvier), die Einrichtung un droit de sürets 
sociale, une pr&caution pour l'avenir nennen, bezeich 
nen fie Andere ald eine Strafe ?°), nur fol fie dadurch 
eigenthumlich fein, daß ihre Vollſtreckung nicht abfolut, 
fondern nur eine vom Richter zu erfennende Ermächtigung 
ber Polizeibehörde ift, nach ihrem Ermeffen die Maaßregel 
in Wirkſamkeit zu bringen. Darnach wirb fie eigentlich 
body eine Sicherheitsmaaßrel, die eintreten foll, wenn man 
fie für nothwendig findet. Ob aber ein folcher Fall eins 
treten Tann '0) und die Ermädtigung gegeben werben 
fol, kann doch das Gericht nicht beurtheilen; die Gefährs 
lichkeit liegt in der Individualität einer Perfon nad) dem 
Zeitpunßte, in welchem fie aus der Strafanftalt tritt. WIE 
man die Maafregel mit einem guten Gefängnißfyftem in 
Verbindung bringen, fo folte man am Ende die Straf: 
zeit von einer Commiſſion mit vorzüglicher Ruͤckſicht auf das 
Betragen in der Strafanftalt entfcheiden laffen, ob gegen 
den Entlafienen auf gewiffe Zeit die Etellung unter Po⸗ 
lizeiaufficht eintreten Toll; dies würde ein Hauptmittel 
werden können, den Sträfling zur Befferung anzutreiben, 





— 


15) Eo nennt fie auch Soltdammer ©. 220. 

16) Da wo das Belek fie von Rechtswegen eintreten läßt (eben 
More 12), läuft das Geſetz Gefahr, zuviel zu generalificen und 
aus der blofen Berübung eines gewiflen Verbrechens eine forts 
dauernde Gefährlichkeit der Perfon zu vermurhen; f. 
noch Soltdammer 1. ©. 148 über den Bang der preufifchen 
Sefeggebung in Bezug auf den Punkt, ob Poltzeiauffiht von 
Rechtswegen eintreten foll. 
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da ed von ihm abhängt, ob er durch fein Betragen bie 
Befreiung von der läftigen Aufficht fich verdienen will. 
Der Ausfhußbericht der Baierifchen Kammer 17) bat 
bie Vorfchläge ded Entwurfs 18) über Etelung unter Polis 
zeiaufficht forgfältig geprüft und trägt in erfter Linie auf 
die Streihung der $$ an, aus den auch oben bereits an: 
gegebenen Gründen, vorzüglich wegen ber Ungerechtigkeit, 
Erfolglofigfeit der im Widerſpruche mit der Wirkſamkeit 
einer weifen Geſetzgebung ftehenden Maabregel, bei wels 
her man einem Menichen fagt, daß er fo fchledht fey, baß 
bie Einrichtungen unferer, wenngleich fo vorfichtig eins 
gerichteten Polizei bei ihm nichtd ausrichten. Mit Recht 
nennt ber Ausſchußbericht die Einrichtung eine moralifche 
Brandmarkung. Sollte die Streihung ber 68 nidt an» 
genominen werben, fo trägt der Bericht auf die Annahme 
ber im preußifchen Geſetzbuche enthaltenen Vorſchriften 
an 19), Beachtung verdient die Prüfung, ob man nicht 
wenigftend darin den Vorſchlag der belgiſchen Commiſſion 
der zweiten Kammer annehmen fol 2), und nicht von an: 


17) &. 97. 


18) Rah dem Entwurfe Art. 29 foll diefe Stellung kraft Geſetzes 
gegen denjenigen eintreten, welcher Zuchthausitrafe verwirkt, 
und bei andern Strafln, wenn nach der Perföntichkeit des Tha⸗ 
ter6 ſich Sefahr für Ordnung und Sicherheit beforgen Läft, und 
die die Wirkung haben, daß der unter Aufficht Geftellte feinen 
Wohnort nicht über Nacht verlaffen darf, daß die Polizeibehoͤrde 
ihm das Berreten gewifler Häufer, Anflalten, Pläge unterfagt, 
und wenn er an einem beflimmten Orte gefährlich erfcheint. 

19) Die franzöfifche Vorfchrift, nach welcher die Befreiung von 
der Poltzeiaufficht gegen Kaution bewirkt werden fann, wurde 
in Preufen nicht angenommen; f. Gründe in Goltdammer 
l. ©. 149. 

20) Nach dem Berichte dee Eommilfion zu Art. 45 des Entwurfs, 
daß die moralifirende Wirkung erreicht werden könnte, wenn 
man dem unter Aufficht Geſteilten flatt ihn zu verpflichten , im 
Derfon bei der Poltzetvehörde ſich fogleich zu melden, erlaubt, 
fih zu melden par son patron reconnu de l’autorite, s’il s’ost 
soumis Au patronage ou par son maitre, s’il & accepte 
comme ouvrier ou domestique. 
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deren nahe liegenden Mitteln Gebrauch machen will, die 
ſicherer zum Ziele führen *1). 

II. Nachdem wir bisher das Strafſyſtem der neueren 
Geſetzgebungen geprüft haben, ift ed zweckmaͤßig, bei einer 
Haupteigenthüumlichfeit der neueften Arbeiten zu verweilen, 
nämlich bei der Befeitigung der Befimmuns 
gen, weldhe nur der Wiffenfhbaft angehören 
Seit dem baierifhen Strafgefegbuhe von 1813 waren 
nach dem Vorbilde defielben die deutfchen Gefegbücher mit 
einer Mafle von Begrifföbeftimmungen , 5. B. von böfem 
Vorſatz, Fahrläffigfeit, mit vielen Sägen über Zurechnung 
der Folgen, über die verfchiedenen Arten ded Dolus, und 
mit einer Zahl von Kolgefägen aus einem allgemeinen 
Grundfage angefüllt, 3. B. in der Zurechnungslehre. Daß 
ſolche Borfchriften nachtheilig werden, wurde immer mehr 
anerkannt und vorzüglich in Bezug auf Strafgefegbücher 
nachgewieſen, die auf die Anwendung dur Geſchworne 
berechnet waren 22). Das franzöfifche Geſetzbuch Hatte 
folbe Beftimmungen vermieden. Wir halten es für einen 
großen Vorzug, daß das neue preugifche Strafgeſetzbuch 
hierin der tranzöfifchen Gefeßgebung folgte. Aus dem 
Gange der Borberathungen 2°) bemerft man, daß man In 
Dezug auf die Krage, ob wegen Dolus und Kahrläffigkeit 
Beftimmungen in das Geſetzbuch aufzunehmen feyen, feit 
1827 im beftländigen Kampfe der Anfichten fich befand, 
und von der alten Anficht geleitet noch einige Säße retten 
zu können hoffte, bid man endlich zu dem Entfchluffe kam, 


21) 3. B. die Einrichtung, daß jeder aus der Strafanſtalt Ente 
laffene einen Schugauffeher erhält und daß gefährliche Diebe, 
Räuber, die öfter rudfällig wurden, In Smangsarbeitshäufer 
gebracht werden. 


22) Mein Auffag in diefem Archive 1880. S. 110. 115. 
23) Mitgetheilt in Befeler I. &. 36. und Goltdammer I. 
©. 225 — 236. 
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afle ſolche Vorfchriften wegzulaſſen. Es iſt auffallend, daß 
dagegen der baierifhe Entwurf, mährend er auch viele 
der im früheren Gefegbuche enthaltenen wie doctrinellen 
Borfchriften wegließ, ed Dennoch für nöthig hielt, in den 
8. 34 einen Begriff des rechtswidrigen Vorſatzes, in 8. 35 
eine Vorfchrift, dag durch Irrthum und VBerwechfelung 
der rechtswidrige Vorſatz nicht ausgeſchloſſen werden fol, 
und in $. 36 eine Art Begriffsbeſtimmung über Fahrlaͤſ⸗ 
figkeit aufzunehmen, weil, wie die Motive angeben, der 
Geſetzgeber, wenn er auch der freien Leberzeugung der 
Geſchwornen und Richter für jeden einzelnen Kall bie 
Entfheidung über Dafeyn von Borfag u. a. überläft, doch 
die Vorausfegungen angeben muß, unter welchen übers 
baupt eine That ald vorfäglich zu betrachten if, weil 
auch die Echhwurgerichtspräfidenten ten Geſchwornen die 
Rechtsbegriffe zergliedern müffen und die individuellen Ans 
fihten der Vorfigenden nicht entfcheiden dürften. 

Der über den Entwurf erftattete Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes der zweiten Kammer *) erflärt fi) mit den Ans 
ſichten des Entwurfs nicht einverftanden; er erhebt vorerſt 
ſchon die Frage: ob es zweckmaͤßig ift, eine im baieriſchen 
Entwurf enthaltene Beftimmung des Geſetzbuchs, daß die 
gedrohte Strafe nur auf vorfäglich begangene Handlun⸗ 
gen Anwendung finden foll, wenn nicht das Geſetz aus⸗ 
brüdlih das Gegentheil verfügt; oder ob der Geſetzgeber 
(mie died der preußifche thut) vorausfegen darf, daß fi 
dies von felbft verſtehe. Der Bericht neigt ſich mehr das 
Din, das lettere anzunehmen. In Bezug auf die Krage: 
ob eine Begriffsbeftiimmung des rechtswidrigen Vorſatzes 


21) Er heißt: Eine Handlung, durch welche ein Strafgeſetz 
übertreten wird, iſt vorfaglich begangen, wenn die Abfkcht 
des Thaters auf die Begehung tiefer Handlung gerichtet war, 


25) ©. 19. 





in da® Geſetzbuch aufzunchmen fey, ift der Bericht entſchieden 
für Berneinung, weil die Frage: ob mit Vorfag, eine nach 
allen Umftänden zu beurtheilende Thatfrage iſt, eine Defls 
nition hiezu nichts Hilft, eher den Urtheilenden verwirrt, 
weil eine allgemeine Definition, was Vorſatz iſt, ſchwie⸗ 
rig iſt, wogegen dem ſchlichten Menfchenverftande es nicht 
ſchwer fällt 2%), im einzelnen Kalle es zu enticheiden. Auch 
wird das Bedenfen der Motive, daß fonft die Präfidenten 
der Schmurgerichte feinen Anhaltspunkt hätten, dadurch 
befeitigt,, daß die Vorleſung des Gefegartifeld über Vor⸗ 
fag die Geſchwornen wohl eben fo geſcheit machen würde, 
als fie vorher waren, und daß die Hauptfache darin liege; 
dag der Präfident populär In Hinwelfung auf den einzelnen 
Fall die Sache erläutere. 

Wir find überzeugt, daß die Anficht des preufifchen 
Strafgefegbuhs den Vorzug verdient. Man thut dee 
Wiſſenſchaft fhmwerlib einen guten Dienft, wenn man fie 
ducch eine gefegliche Definition in Feſſeln ſchlaͤgt, in wel⸗ 
den man das mas der fernen Korfchung angehört ers 
zwingen will, indem man von den verfchiedenen, befannts 
ih fehe abweichenden Definitionen des rechtswidrigen 
Borfages eine ald diejenige erflärt, welche bei der Rechts⸗ 
anmwendung zum Grunde gelegt werden muß, mag aud 
die Forſchung der Wiſſenſchaft bald zur allgemeinen Aners 
fennung führen, daß die gefegliche Definition eine unges 
ſchickte iſt 7). Auc über Kahrläfiigkeit follte der Gefegs 
geber feine Beftimmung aufnehmen; es ift richtig bemerft 
worden 2), dag nach oben hin die criminelle Culpa fich 





26) Die Nichtigkeit diefer Behauptung iſt zu bezweifeln, man 
denke nur an die aus Muthwillen verübten Handlungen. 
77) Zn den Erachten betreffend die Einführung eines Grimis 
nalgefegbuchs in Medienburg I. ©. 105 bemerkt v. Wie: 

„eine Definition des böfen Vorſatzes iſt theils nicht nothwendig, 
theils gefährlich, ja gewiflermaßen unmöglich,” 
28) von Boltdammer I. ©. 238. 
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beſtimmen läßt (alfo da, mo fie an den Dolus grängt), 
nicht aber nach unten hin (alfo in ihrer Graͤnze an den 
Eofus) 9. Die Gefahr liegt allerdings darin, daß 
man die im Civilrechte aufgeftellten Unterſcheidungen der 
Kahrläffigfeit an das Strafrecht überträgt und aͤngſt⸗ 
liche Richter im übertriebenen Eifer auch den gerings 
fien Grad der Eulpa firafen. Der Geſetzgeber koͤnnte 
feinen Willen, daß dies nicht gefchehen foll, entweder durch 
den Zufag: grobe Kahrläffigfeit, oder durch einen dem 
darmftädtifchen Geſetzbuche (verbeflert im mecklenburgiſchen 
Entwurfe) 3%) nadgebildeten Zufag erreichen; allein beide 
Mittel würden nicht viel helfen 21), wenn die Richter und 
Geſchwornen nicht verftändig und menfchlich find; wenn fie 
aber dies find, fo ft Peine Gefahr vorhanden. Es if 
merkwuͤrdig, daß in England in dem neuen , dem Dbers 
Haufe vorliegenden Entwurfe 22) des Strafgeſetzbucht eine 


29) Ein merkwürdiges durch geiftreiche Anfichten ausgezeichnetes 
Gutachten über die Frage hat im Staatsrarh 9. v. GSapignp 
abgegeben Cabgedrudt bei Befeler S.50 und in Bolt» 
dammer I. ©. 520). 

30) Darnach fol es heifen: daß keine Beftrafung Gtatt finden 
fol, wenn die ganze Aufmerkfamfeit und Vorſicht angewen⸗ 
der wurde, welche in denfelben oder ähnlichen Zallen fur ges 
nügend erachtet zu werden pflegt. &. Erachten über deu Meck⸗ 
Ienburg. Entwurf 1. ©. 104. 

31) Gegen den Vorfchlag: grobe Fahrläffigfeit zu fegen, f- 
v. Savigny in Soltdammer ©. 524. 

32) Es heift in chap. 1. sect.3. art. 5: Cine Befchädigung 
foü als eine durch Nachläffigkeit verübte angefchen werden, 
wenn fie nicht abfichtlih, fondern durch Unterlaffung gebärie 
ger Sorgfalt bei dem Unternehmen und durd Vornahme einer 
Handlung verurſacht tft, die entweder die nötbige Kunſtkennt⸗ 
niß, Gefchrdlichksir oder Gewandtheit oder ohne die George 
falt vorgenommen wurde, melde fi auf die Hefchaffenkeit 
und die mahrfcheinlichen Zolgen der Hantlung bezog, der 
wo der Erfolg durdy Unterlaffung einer Handlung der erfers 
berlihen Sorgfalt in Berug auf die angemwendeten Mittel 
oder um Ungiud zu virhuten, oder Unterlaffung entftand, 
welche eine geherige Worficht gebrauchende Perfon nicht unter⸗ 


laffen haben wurde. 
v 
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Beſtimmung (nach dem Vorfchlage der Geſetzgebungscom⸗ 
miffion a) über das durch Nachläffigfeit veruͤbte Verbre⸗ 
ben, und eine andere über die Bedeutung abſichtlich 
(wilful) und bö8 willig (malicious) aufgenommen 
find *). Diefe Vorfchriften Hängen mit der wichtigen eng» 
liſchen, ſchottiſchen und nordamerifanifhen Einrichtung 
zuſammen, nach welcher der Praͤſident im Schlußvortrage 
(charge) die Berathung der Geſchwornen zu erleichtern, 
fie vor ungerechten Wahrfprüchen zu bewahren und die 
Geſchwornen auf die Punkte hinzufeiten fucht, die fie bes 
fondere in dem Falle zu erwägen haben ; daher er ihnen auch, 
wenn zu dem Verbrechen, worauf die Anklage gerichtet Ift, 
gewifle gefegliche Merkmale gehören, die Bedeutung ders 
felben zergliedern muß; dies gefchieht befonderd auch in 
Bezug auf die Art des Vorfages, deſſen Richtung eine 
verſchiedene iſt. Die charges der englifchen Präfidenten 
enthalten in diefer Ruͤckſicht einen Schatz koſtbarer reichs 
licher Erörterungen über Vorfag und den Umfang deffelben, 
fowie über Zurechnung der Kolgen; und zwar in jmiefacher 
Hinfiht abweichend von der deutfchen Art der Aufftellung 
dee Begriffe. Da in England (mit einigen Ausnahmen) 
nur die Mitglieder des Gerichts von London bei den Aflifen 
präfidiren, fo bemerft man in ihren Anmelfungen eine 
merfwürdige Gleichförmigfeit der Rechtsbegriffe, und diefe 
find felbft wieder nicht das Ergebniß blos doctrineller Ab⸗ 
ftractionen, fondern find durch eine lange Rechtsuͤbung oft 
feit Jahrhunderten in beftändiger Hinficht auf einzelne 
Faͤlle fortgebildet, fo dag aus dieſen Anſichten erft die 


32a) Second Report of the Commissioners for evening and 
consolidating the criminel law. 1846. p. 16— 17. 


33) Nach art. 3 ift eine Verlegung abfichtlich verübt, wenn die 
Perſon, aus deren Hantlung oder Unterlaffung die Verlegung 
entfteht, entweder unmittelbar diefe Entſtehung beabfichtigt, 
oder mit dem Bewußiſeyn, daß die Verlegung einigermaßen 
wahrfcheinlich erfolgen kann, die Gefahr derfeiben übernimmt. 
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Geundfäge und Rechtöbegriffe abgeleitet werden. Aus dies 
fen charches und den Schriften bedeutender Praktiker 
gehen dann die in dem oben erwähnten Entwurfe aufges 
ſtellten Begriffe hervor, die nichts Neues enthalten und 
immer wieder durch die vorjigenden Richter in der Anmens 
dung auf einzelne Faͤlle den Gefchwornen eingefhärft wer⸗ 
den. In Frankreich ift Died nicht der Hall; das Gefegbud 
ftellt Beine ſolchen Säge auf; die Rechtsuͤbung fpricht von 
intention criminelle zur Bezeichnung defien, was mir 
Dolus nennen **); bei den einzelnen Verbrechen enthält der 
Code zur Bezeichnung der rechtewidrigen Abſicht verſchie⸗ 
dene Ausdrücde, und zwar mechamment, à dessein de 
puire volontairement, frauduleusement ; oder bezeichnet 
bei einzelnen Verbrechen die befondere Beichaffenheit oder 
Richtung , welche die Abſicht Haben muß, wenn die Hands 
lung ftrafbar fegn fol. In Deutfchland, wo die neum 
Gefegbücher dem Präfidenten zur Pfliht machen, den Ges 
ſchwornen am Schluffe noch die Rechtsbegiffe zu erflären, 
haben die Richter freilich die Quelle, aus welcher die engs 
lifchen Präfidenten bei Erklärung der verbrecherifchen Abs 
ſicht fchöpfen, nicht; aber allgemeine der Wiffenfchaft anges 
börige, im Geſetzbuche aufgeftellte Sage würden dazu 
nicht förderlich wirfen, und fo übrigt den Richtern nuc 
der Weg, zu den wiſſenſchaftlichen Sorfchungen ihre Zus 
flucht zu nehmen, und mit praftifhem Berftand und Klars 
beit in der Anwendung auf den einzelnen Fall die Begriffe 
zu zergliedern. Die Ausfprüce des Caffationshofes wers 
den dabei allmählig eine fefte Rechtsanſicht begründen. 

Die Hauptfache ift, daß das Gefegbuch bei den eins 
zelnen Verbrechen mit Vorficht die Ausdruͤcke wähle, mit 
denen es den verbrecherifchen Willen bezeichnen will. Bers 
folgt man die Rechtfprechung an den deutfhen Schmwurges 


34) Morin Bepertoire du droit criminel vol, IL. p. 259. 
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richten feit 1849, fo bemerft man leiht, dag nicht felten 
ducch die unpaffenden Ausdruͤcke, die in die Srageftellung 
aufgenommen werden mußten, änaftlidye oder weniger vers 
ftändige Geſchworne zu irrigen Wahrfprüchen gebracht 
wurden. 

Das preußifche Gefegbuch Hat ſich verfchiedener Aus 
drüce 3°) zur Bezeihnung des Dolus bedient, 5. B. vor⸗ 
faglih, abſichtlich, wiſſentlich, mit Ueber— 
legung, boöſswillig, rechtswidrig ?%. Dies If 
zweckmaͤßig, weil eine allgemeine Bezeichnungsweiſe (die bei 
allen Verbrechen paßte) nicht aufzufinden iſt, und es 
z. B. laͤcherlich ſeyn wuͤrde, wenn man vom vorſaͤtzlichen 
Ehebruche ſprechen wollte; allein eben der Ausdruck: vor⸗ 
ſätzlich, der bei verſchiedenen Strafbeſtimmungen gebraucht 
iſt, ſcheint in einem verſchiedenen Sinne gebraucht; z. B. 
wenn bei dem Kindesmorde eine vorſaͤtzliche Toͤdtung gefordert 
wird, ſo iſt dies wohl im Gegenſatze von fahrlaͤſſig ge⸗ 
braucht; während da, mo dad Geſetz ($. 281) von vorfäßs 
(ih bei der Beſchaͤdigung des fremden Eigenthums fpricht, 
der Ausdruck mahrfcheinlich auch auf denjenigen gehen foll, 
der feinen Vorſatz, d.h. Abficht einen verbrecherifchen Zweck 
zu erreichen hatte, fondern nur aus Muthrillen Handelte. 
Bedenklich wird die Bedeutung vorfäglich im $.294 in Bezug 
auf Befhädigung der Eifenbahn. Ein neuerlich in England 
vorgefommener Fall hatte die Schwierigkeit gezeigt. Es hats 
ten zwei junge Leute einen Stein in einen Schienenmweg gelegt, 
und behauptet, daß fie in Folge eines Streites unter ihnen, ob 
die Mafchine den Stein zerbröcheln würde, den Stein hins 
legten, um zu fehen, mer von ihnen Recht hätte; daran, 
daß die Mafchine durch den (nicht großen) Stein aus den 
Schienen gebracht werden fönnte, dachten fie nicht. Der 


35) Befeler Commentar ©. 45. 46. 
36) Soltdammer I. ©. 237. 
Archiv d. Er. R. 1851. IV. ©t. Ss 
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Richter bezweifelte, ob fie unter das Geſetz geftellt werden 
önnten 37). Der Gebrauch des Worts: vorfäglich, kann 
bei anderen Verbrechen in der Rechtsübung ſchwierig wer⸗ 
den, 3. B. bei der durch einen Beamten verfügten rechts⸗ 
widrigen Verhaftung oder Verlängerung der Haft ($. 317). 
Das Gefer fordert, daß es rechtswidrig und mit Vorſatz 
geſchehe, daß ein Beamter, der irriger Weife. meil er 
ſich im alle für berechtigt hält, obwohl nach richtiger 
Auslegung des Gefeges der Richter Fein Recht Hatte, in 
dem Kalle zu verhaften oder die Haft fortdauern zu laflen, 
nicht unter das Geſetz geftellt werden foll, iſt als gewiß 
anzunehmen; ob aber der Ausdrud: mit Vorſatz, auch 
auf denjenigen paßt, welcher zwar weiß, daß eigentlich 
nad) dem Gefege er fein Recht hatte, die Verhaftung zu 
verlängern, aber e8 doch auf feine Gefahr Hin that, weil 
ee die Kreilaflung des Gefangenen unter obwaltenden Ums 
ſtaͤnden für bedenklich Hält, wird in der Anwendung Ziels 
fel erwecken. Bedenflichfeiten echeben fich noch gegen den 
Gebrauch des Wortes: boͤswillig 2°), wenn im $. 93 
dies Merkmal bei der Strafdrohung gegen denjenigen ges 
braucht wird, welcher Zeichen oder Symbole, die geeignet 
find, den Geiſt des Aufruhrs zu verbreiten, oder den 
öffentlihen Frieden zu ftören, an Öffentlihen Orten aus⸗ 
ftellt,, verbreitet oder verbotene Zeichen bei Öffentlichen Zus 
fammenfünften trägt. Nach den Verhandlungen 3) follte 
das Wort beigefügt werden, um die böfe Abficht des Thaͤ⸗ 
ters hervorzuheben und nicht unfchuldige Handlungen zur 


37) Das neue englifche Gefes vom 3. Zuli 1851 art. VI fors 
dert zu dem Verbrechen, daß es wilfully and maliciously 
und with intent to obstruct upsot overthrow injure or 
destroy any engine, gefchehe. 

38) Nah H. Soltdammer ©. 237 fol der Ausdrud eine 
fhärfere Charafterifirung,, gleihfam die Gradation ſeyn. 


39) Befeler Sommentar ©. 263. 
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Strafe zu ziehen *%). Uns fcheint, daß man durch diefe 
Anficht von dem bisherigen Sprachgebrauche abwich , weis 
ber „böswillig” und „mit Boßhelt” auf gleiche Stufe frei, 
and einen höheren Grad des böfen Willens, der mit Ueber⸗ 
legung ſchaͤndliche Abfichten erreichen will, andeutet. In 
diefem Sinne hat neuerlih auch der öfterreichifche Caſſa⸗ 
tionshof *) entfchieden *). Man kann mit Recht fras 
gen, ob nicht der Sefengeber diefen Ausdruck: böswillig, 
nur da gebrauden follte, wo er dadurch andeuten will, 
daß das Verbrechen mit einer auf Rechtskraͤnkung gerichtes ° 
ten Abficht, oder durch Schaͤndlichkeit der Triebfeder, oder 
mit Abficht zu ſchaden verübt feyn muß, wenn es unter 
das Strafgefeg geftellt werden fol. So würde z. B. bei 
dem Verbrechen der falfchen Anſchuldigung, bei Beſchaͤdi⸗ 
gungder Eifenbahnen, bei manchen Staatöverbrechen der Aus⸗ 
druck: boͤswillig, gut am Plage feyn. Das preugifche Ge⸗ 
fegbuch hat noch die Eigenthümlichkeit, dag es bei den Straf⸗ 
Drohungen gegen manche Verbrechen den Dolus im Gefege 
gar nicht bezeichnet, 3. B. bei Hochverrath (8. Gi fg.), bei 
Majeftätsbeleidigung ($. 75), bei Verbrechen gegen bie 
Religion ($. 135), bei Verlegungen der Ehre ($. 152). 
Wir begreifen wohl die gute Abficht ded Geſetzgebers, der 
durch Weglaffung von Ausdrücken, die leicht irre führen 
fonnen und einer hoͤchſt verfchledenen Auslegung unterwors 
fen find, unnöthige Streitigkeiten und grundlofe Aus⸗ 
flüchte befeitigen wollte; wir begreifen, daß der Geſetz⸗ 





40) Aus Befeler ©.45 In Not. erfährt man, daß in 8.98 
der Ausdrud: böswillig, in einem allgemeinern Sinne, als 
der fonft vom Gefeggeber angenommene Sinn iſt, gebraudt 
werden follte. 


41) Defterreichifche Gerichtszeitung 1851. &. 323, verglichen mit 
©. 88. 318, 


42) Ucber die Bedeutung böslich, boshafter Weife ıc. im han⸗ 
aan Strafgeſetzbuche ſ. v. Bothmer Erörterungen 1. 
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geber an manche Verbrechen, wo die bloße Bornahnie 
gewiſſer Handlungen, deren Verübung fi) nicht wohl ans 
ders denfen läßt, als daß verbrecherifche Abficht zum 
Grunde liegt, Steafe knuͤpfen wollte; allein wie erlauben 
uns dennoch darauf aufmerffam zu machen, daß durch eine 
foiche blos auf die objectiven Verhältnifle gerichtete Faſſung 
eine bedenkliche Ausdehnung des Strafgebiets bewirkt, leicht 
die Einleitung grundloſer Unterfuchungen veranfaft , und 
mancher ungerechte verurtheilende Wahrſpruch herbeige⸗ 
führt werden kann. Vorzuͤglich ſcheint dies bei der Majes 
ftätsbeleidigung , bei der Gottesläfterung und der Ehren 
verlegung eintreten zu fönnen. Wenn das Gefeg ($. 75) 
Jeden der Majeftätsbeleidigung fchuldig erflärt, welcher 
duch Wort, Schrift, Drud, Beiden, bildlidhe oder 
andere Darftellung die Ehrfurcht gegen den König verlegt, 
fo ift durch Ddiefe Faſſung die Anficht besünftigt *), daß 
es bier auf die objective Auffaffung anfommt und der Ges 
ſchworne und Richter auf die Art der Abſicht nicht zu fehen hat, 
fo daß es dann bei der Unbeftimmeheit der Faſſung, mo 
Alles nur davon abhängt, in weldhem Umfange man die 
dem Kegenten ſchuldige Ehrfurcht verftehen will, an jedem 
Anhaltspunfte für die Beurtheilung der Frage: ob ein 
Verbrechen begründet ift, mangelt. Entweder follte der 
Richter durch Hinweiſung auf dad Geſetz über Vers 
leumdung und Chrenverlegung,, oder durch eine Bezeich⸗ 
nung der Art der böfen Abſicht ??) oder durch eine Bezeich⸗ 
nung der Begehungsart des Verbrechens z. B. nach dem 
neuen belgifchen Gefege *°) und der englifhen Faſſung den 


43) Aus den Verhandlungen (Befeler ©. 243) erfährt man 
feine Momente für die Auslegung des Geſetzes. 

44) 3. 3. wie nad) dem belgiſchen Geſetze vom 20. Juillet 1831, 
wo gefordert wurde, daß mechamment das Werbrechen vers 
übt wird. 

45) Das belgiſche Gefeb vom 6. Avril 1847 ftraft denjenigen, 
welcher dans des lieux ou reunions publiques par dis- 
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Bürger und den Richter *%) über den Willen des Geſetz⸗ 
gebers belehren #7). Auch bei der Gottesläfterung wuͤrde 
eine Faſſung, welche den Willen des Geſetzgebers aus⸗ 
drückte, dag nur eine boͤswillige, aus gemeiner Gefinnung 
oder Abſicht, Aergerniß zu geben, verübte Herabwuͤrdl⸗ 
gung der Religion geftraft werden foll #®), mancher grund⸗ 
Sofen Unterfuchung vorgebeugt haben °9). 

Am bedenflichften ſcheint uns die Faſſung, nad 
welcher das preußiſche Geſetzbuch ($. 152) wegen Ehrens 
verlegung Jeden ftraft, der einen Andern oͤffentlich oder 
f&hriftlich beleidigt. Man erfährt aus den Motiven ®), daß 
der Geſetzgeber weder eine befondere Art des frrafrechtlichen 


cours Cris ou menaces, ou par des &crits inprimes, ims- 
ges ou emhlemes, qui auront &t& affiches distribues ou 
vendues, exposes aux regards du public il sera rendu 
conpahle d’offense envers la personne du Roi. 


46) Sn dem Entwurfe,, der vor dem Oberhaufe liegt, chap. Il, 
sect. 3. art. 4, gehört zur Majeltätsbeleidigung Contempt 
against the Person of her Majesty or dignity by mean, 
of contumelious, insulting or disparaging words, acts, 
gestures, 


47) Höchſt wichtige (doppelt wichtig wenn man den religiöfen 
Charakter des englifhen Volkes bedenkt) praktiſche Bemer⸗ 
tungen und Erfahrungen über die Nachtheile der zu häufigen 
Unterfuchungen wegen Sottesläfterung geben erfahrne Mäns 
ner, 3. B. der Lord Kanzler, in ihren Vernehmungen vor 
der Parlamentscommiffion über die Gefeggebung. über defa- 
mation und libel an Report from the comitteo 1843 
pag. 21 u. p. 122. 


48) Der Ausdriud: Gottesläfterung hat nah dem Volks⸗ 
rechtsbewußtſeyn mehr noch eine beftimmte Bedeutung. 


49) Die Faſſung im Entwurfe von 1847 art. 148 drüdte dem 
Willen des Sefeßgebers vielleicht beffer aus, als die neue Kaflung. 
Es hieß: Wer öffentlich in Worten, Schriften, Abbildungen 
oder andern Daritellungen Gott läftert, oder eine der chrifle 
lihen Kirchen oder geduldeten Religionsgefellfchaft oder ihre 
Kehren, Einrichtungen, Gebräuche oder Gegenitände der Vers 
ehrung durch Schmähung oder Berfpottung herabzuwür⸗ 
digen fudt. 


50) Nach 8 343 ift die einfache (alfo nicht öffentlich oder fchrifts 
lid verüßte) Beleidigung unter die Mebertretungen geftellt. 
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Dolus fordern, aber auch nit ausſprechen wollte, daß 
hier das Wefen des Dolus ausfchließlih in dee vorfägs 
lichen Veruͤbung der Dandlung ohne Rüdfiht auf. den 
Sinn derſelben und die damit verbundene Abſicht bes 
fiehe, fondern daß man nur’ in fubjetiver Beziehung den 
Borfasg, im Allgemeinen das Bewußtſeyn der 
That zur Strafbarfeit der Ehrenverlegung 
verlangen wollte. Einer der gründlichften Kenner der Vers 
handlungen der preußifchen zweiten Kammer °%) beiehet 
uns aber, daß es bei der Beleidigung auf die Abficht aw 
kommen foll, daß der Richter aus den Umftänden des Kalk 
les beurtheilen muß, ob die Abficht zu beleidigen in einem 
Kalle angenommen merden fann. Der Schluß des $. 154, 
welcher beſtimmt, daß tadelnde Urtheile uber wiſſenſchaft⸗ 
liche Werke (und andere im Gefege aufgeführte Säle) 
nur in ſofern frafbar feyn follen, ald aus der Form der 
Yeußerung oder aus den Umftänden, unter welchen dies 
felbe erfolgt, die Abfiht zu beleidigen hervorgeht, 
deutet darauf, daß der Gefeggeber fi nicht mit dem 
bloßen Vorfag oder dem Bewußtſeyn der That begnägen, 
fondern die Abficht zu beleidigen zur Strafbarfeit der Ehr⸗ 
verdegung fordern wollte. Wir zweifeln nur, ob aus 
ber Saflung des 8.152 das Volk, melches wiſſen foll, was 
dee Geſetzgeber unter Strafe verbieten will und Geſchworne 
und Richter erfahren merden, was als ftrafbare Ehrens 
verlegung betrachtet werden fol. Uns fcheint, daß. hier 
die Geſetzgebung die Hinweifung auf die Wiſſenſchaft (die, 
wenn man die neueften Schriften vergleicht, nicht zur glei» 
förmigen feften Anficht über die Bedeutung des Dolus bei 
dee Injurie gefommen ift) zu weit getrieben hat. Hat 
man eine fo feft beftimmte Rechtsuͤbung, wie in England, 


51) Befeler ©. 325. 
82) Ebendaf. 
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wo die Huf einem Gerichte angehörigen: Yrbfibenteni wm 
ieen charges den Geſchwornen umftändtich und Flar die: 
NRecyreäbumg über Defamation und Libel rflären, fo 
mag der Geſetzgeber leichter dem Rechts bewußtſeyn vs 
Volkes vertrauen. 

Eine der widhtigften Fragen iſt die: Wird ein Steh 
gefegbuch in der Lehre von der Zurechn ung Bein 
mungen auffteflen, wie weit es die Einzelnheiten dee Wife 
fenfchaft und Rechtsuͤbung uͤberlaſſen fol? Daß dur 
ſolche Borfcheiften , die eine Cafuiſtik enthalten, die Rich⸗ 
ter nicht wahrhaft belehrt werden und. daß insbeſondere da, 
wo auf Urtheilsfaͤllung durch Geſchworne gerechnet werden 
muß, die Vorfchriften neuer dentſcher Gefegbücher den 
Geſchwornen eher irre Seiten, iſt in diefem Archive bereits 
oft bemerkt *%). Wir beforgen aber, daß in neuefter Zeit 
die Beſetzgebungsarbeiten auf das entgegengefeßte Extrem 
getrieben werden. Das franzöfifhe Geſetzbuch hatte 
die Einfachheit auf das Aeußerſte ducchgeführt und nur. 
mit Andeutungen fich begnügt, und mit einem Arti⸗ 
kel (64) die Ausſchließung der Strafe in dem Sins 
ne, daß Fein Verbrechen vorhanden ift, ausgeſprochen, 
wenn der Dandelnde en dtat de demence ſich befand, 


53) Es ift auffallend, daß bei allen neuen deutſchen Geſetz⸗ 
gebungsarbeiten - über Preßvergehen und Injurien die Ges 
feßgeber fi) nicht um das wichtigſte Aktenftüd, nämlich den 
toitbarften Report from the committee of the house of 
Lords; appointed to consider the law of defamation and 
libel 34 July 1843 — befümmern. Darin finden ſich die 
merkwürdigen Erfahrungen und Vorſchläge der ausg —2* 
ſten engliſchen von der Commiſſion vernommenen Lurikin 
(Richter, Generalanwälte, Gefepgebungscommiffonsmitgiies 
der). Ihre Bemerkungen über das, was zu malica bei der 
Injurie gehört, und überhaupt über’ die Natur der böfen Abs 
ficht, find Höchft belehrend (4. 2. Pa. 78.). — Ueber diefen 
Report fe auh Marguardfen im biefem Archive 181 

4 


54) Zuletzt im Archive 1850. ©. 118. 
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ou lorsqu’il a ete contraint par une force, & la quelle 
il n’a pas resister. Wan weiß, da der von dem Ger 
feggeber nach dem damaligen ſchlechten Zuftande ®*) der 
Sorfchungen über Seelenftörungen ſich des Ausdrucks: de- 
mence bediente, daf aber die Rechtsuͤbung 8) den Aus⸗ 
druck fo verſtand, daß er alle Arten von Krankheiten des 
Geiſtes, idiotisme und demence im eigentlihen Sinne, 
die manie deliränte, und die sans delire, felbft par- 
tielle umfaflen ſollte. Man fühlt in Frankreich immer 
mehr °7), daß der Ausdruck uͤbel gewählt war, mit den 
Kortfchritten der Willenfchaft und dem Arztliben Sprachs 
gebrauche im Widerfpruhe ftand, Streitigkeiten herbei⸗ 
führte und unvollftändig war. Im beigifhen Entwurfe 
(art. 98) rourde dennoch der Ausdrud beibehalten, und 
auch die Commiffion der zweiten Kammer fiimmt %) für 
Beibehaltung, weil einmal die Praxis dem Ausdrucke einen 
gefeglihen Sinn beigelegt hätte, und weil, mie der Bes 
richt fagt, das Gefeg nicht an die domaine de la theo- 
rie eingreifen ſollte. Pur fügte der beigifhe Entwurf 
(art. 96) eine Beftimmung bei, nad welcher Steaflofigs 
feit einteitt, wenn die Handlung durch autorite legitime 
befohlen wurde °9) und eine Vorſchrift (106) über die 
Zurednungsfähigfeit der Taubftummen. — In Beug 
auf die Vorſchrift ded Code penal (64), daß derjenige ſtraf⸗ 
(08 ſeyn foll, welcher duch eine unmiderfiehliche Gewalt 


85) Daß die franzöf. Gefeßgebung in diefer Lehre ſehr mangels 

baft ift, fe Devergie medecine legale ll. p. 865, 

56) Helie theorie du Code penal II. p. 244. 

57) Morin Repertoire du droit criminel (1851) vol.1. 
p. 718. 

88) Rapport p. 9. 

5) Die Sommiffion der Lten Rammer will diefen Artifel nit 
15 allgemeinen Zheile, fondern bei den Amtsverdrechen aufe 
BEHMEN. 
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sum Berbrechen «getrieben. murde, führt der Wericht der 
. zweiten Kammer umftändlich. aus, daß auch die force mo- 
ralo dahin gehöre, fabalb nur die Abmwefenheit des freien 

Willens begründet ift. 

In Preußen ehrt der Gang der Strafgefeggebung ®), 
daß fie die neefchiedenen nach dem Stande der deutfchen 
Gefeggebung: verſuchten Entwicklungsſtufen durchgemacht 
hat, daß insbeſondere die geſetzliche Aufſtellung eines Prin⸗ 
cips der Zurechnung, die Aufzaͤhlung der Aufhebungs⸗ 
gruͤnde der Zurechnung und die Angabe der Schranken ihrer 
Zulaͤſſigkeit verſucht wurden. Die. Einwendungen gegen 
jeden dieſer Verſuche waren aber bei den fortgeſetzten Be⸗ 
rathungen fo häufig, dag man 1850 bei dem neuen Ent⸗ 
wurfe auf die Einfachheit des franzoͤſiſchen Spftems fam *) 
und nur mit einer Veränderung der Ausdruͤcke ben art. 64 
des. Code penal aufnahm, und ftatt die franzöfifchen 
Ausdrucke „demence” fegte: wenn der Thäter wahnfins 
nig oder biödfinnig war, und die feanzöfifchen 
Worte „eontraint par une force eto.” fo umſchrieb: wenn 
die freie Willensbeftimmung des Thaͤters duch Gewalt 
oder durch Drohungen ausgelhloflen war. Aus den Ers 
klaͤrungen der mit dee Entftehung des Geſetzbuchs vertrau⸗ 
ten Männern 9%) erfährt man, daß die Abficht bei der 
Abfaſſung nicht die war, nur den eigentlihen Wahnfinn 
‚und Bloͤdſinn als Ausfchliegungsgründe der Zurechnung zu 
erklären; es fcheint aber ®), daß man der manie sans 
delire diefe Wirfung nicht beilegen wollte; dagegen wird 
anerfannt, daß die Taubſtummheit unter Umftänden uns 
zucechnungsfählg machen kann ®%), In Bezug auf unver⸗ 


©) Befeler 8.1175. Goltdammer ©. 347 
6) Boltdammer ©, 408. 
62) Beſeler & 177. Soltdammer & 404. 
63) Soltdammer &. 4W. 
64) Ebenderſ. ©. 406. 

Archis d. Er. R. 1681. IV. &t. Xx 


Ba 





614 Ueber den gegenwärtigen Buftand 


f&uldete Trunkenheit wird anerfannt ®), daß fie fehen 
deömwegen die Strafe ausſchließen Pann, teil da® allgemeine 
Geſetz über Dolus den Teunfenen ſchuͤtzt, da er nicht 
wußte was er that. 

Vorausgefegt wird in Preußen, daß an die Geſchwor⸗ 
nen fhon nach dem Geſetze von 1849. 8. 366 wegen dee die 
Verhängung einer Strafe ausfchliegenden Umftände eine 
Strafe geftellt wird, und zwar nicht blos wegen der im 
Geſetze ausdrüclich herporgehobenen ®) Umftände 9), 
fondern auch auf Antrag wegen anderer die Zurecdhnung 
aufhebenden Grunde. 

Dee Baierifche Entwurf geht von anderen Uns: 
fihten aus; er ftellt in $. 65 einen leitenden Grundſatz 


über Zurehnung auf dur die Worte: Die Zuredhnung 


ft auszufchliegen durch jeden Zuftand , in welchem dem 
Handelnden das Bewußtſeyn feiner Handlung oder Ihrer 
Strafbarfeit oder die Möglichkeit der freien Willensbe⸗ 
ftimmung fehlt. — Im folgenden $. 66 werden nm 
durch das llebergangsmort: insbefondere, die einzelnen 
in 4 Nummern aufgeführten Zuftände nicht nur eine ers 
fhöpfende Aufzählung geben, fondern nur beifpiels: 
weiſe und weil gefegliche Erklärungen dıber ihre Anwen: 
dung nothtwendig werden , aufgeführt. Unter Br. 1 
werden diejenigen von Strafe verfchont, deren Wernunft: 
gebrauh durch Raſerei, allgemeinen oder beſondern 





65) Soltdammer ©. 409. 

665) Im neuen preuß. Entwurfe der Strafprozeßorduung von 
1851. $. 366 ift diefer Ausdrud gebraudht. In dem Gefche 
von 1849, 6. 103 heißt es: Wegen der Thatſachen, welche die 
Verhängung einer Strafe ausfchließen , ift geeignetenfalls eine 
befondere Zrage zu fielen; dann folgt der Sag: Die Frage 
über die Zurehhnungsfähigfeit wird von den Gefchworaen bei 
dem Ausſpruche über das Schuldig entſchieden. Daß Wefer 
zweite Gap mit dem erſten im Widerfpruch iſt, bemerkt 
Kletke in feiner Schrift: Die Verordnung von 1849. S. 118 
mit Recht. In dem Entwurfe von 1851. 5. 8661iſt der zweite 
Sap meggelaffen. 

67) Soltfdammer ©. 405. 
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Wahnfinn oder überhaupt durch Geiftedzerrüttung oder 
Gemuͤthskrankheit zur Zeit der That aufgehoben war. 
In Rr.2 werden die Blödfinnigen, in Ne. 3 Taubftumme, 
welche wegen nicht gehörig erhaltenen Unterrichts gänzlich . 
außer Stand waren, die Strafbarkeit ihrer Handlung eins. 
zufehen, und in NRr. 4 werden diejenigen bezeichnet, welche 
die That in einem vorübergehenden Zuftande der Bewußts 
lofigfeit oder einee Verwirrung der Sinne ober des Vers 
ftandes verubten. Als Beifpiele werden dann Schlaf, 
Traumwachen und eine alles Bewußtfepn ausfchliegende 
Trunfenheit angeführt. Die Motive zu dem Entrurfe 
halten dad Verfahren, ein Princip an die Spige zu ftellen, 
fuͤr zweckmaäßig, um dadurch anzudeuten, daß die Anwens 
dung des Principe nicht mit buchftäblicher Ausſchließlichkeit 
auf bie vom Geſetze fpeciell bezeichneten Fälle befchränft ift; 
man wollte aber feine vollftändige Aufzählung aller Geis 
ftestcanfheiten liefern, weil e8 unmöglich iſt, und die Elafs 
fifieation und Benennung derfelben nicht duch die Willens 
ſchaft feſtgeſtellt iſt; es follte nur im Geſetze eine aliges 
meine Andeutung über die Befchaffenheit der Geiftesftds 
tung, wenn fie die Zurechnung auöfchliegen foll, gegeben 
werden; und um dem Ermeſſen der die Thatfrage ents 
ſcheidenden Gefchmornen einen Unhaltöpunft zu geben, 
wollte der Entwurf die gewöhnlichfien Arten der Geiftess 
ftörung namentlich aufführen. 


Bon völlig anderen Anfichten geht der Ausſchußbe⸗ 
richt der zweiten Kammer aus ®), Es wird zuerft die 
Bedeutung, melde diefe Lehre in Bezug auf das Strafs 
verfahren hat, hervorgehoben, und bemerft, daß, nachs 
dem die Bemweistheorie gefallen ift, die Prüfung der Schuld, 
alfo auch der Zurechnungsfähigfeit der freien Ueberzeugung 
ded Richters der That uberlaffen wird. Eine befondere 


68) &.27 u Art. 64 — 75. 
Tt 2 
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Frage uͤber ſolche einzelne Gruͤnde, welche Zurechnung 
ausſchließen, darf nach dem Berichte nur den Geſchwor⸗ 
nen vorgelegt werden, weil ſonſt das Weſen des Inſtituts 
verkannt wuͤrde. In der Frage: ob der Angeklagte 
ſchuldig iſt, wird Alles begriffen. Eine erläuternde 
Exemplification im Geſetze hat nach dem Berichte nur einen 
theoretifhben und nur unbedeutenden Vortheil, wird aber 
ſelbſt leicht ſchaͤdlich, indem fie oft benugt wird, um 
darzuthun,, daß ein vorliegender (im Gefege nicht aufge 
führter) Grund nah dem Willen. ded Geſetzgebers nicht 
unter das allgemeine Princip fubfumirt werden ſollte, da 
fonft der Gefeßgeber , der fo viele Beifpiele aufführte, aud 
diefen Grund aufgeführt Haben würde. Der Berichterſtat⸗ 
ter gefteht, daß er felbft anfangs die beiſpielsweiſe Er⸗ 
läuterung in mancher Beziehung für vortheilhaft gehalten 
babe; daß er aber durch meitere Befprechungen Dazu ges 
fommen ſey, fich der entgegengefegten Anſicht anzus 
fehliegen. Dagegen will der Berichterftatter von den uͤbri⸗ 
gen Mitgliedern des Ausfchufles die Aufftellung eines Prins 
cips im Gefegbuche über Ausfchließung der Zurechnung, 
beruhend auf dem Grundfage, daß von einer fteafbaren 
Handlung nicht die Rede feyn kann, wenn der geiftige Zu: 
ftand des Thaͤters von ber Art ift, daß feine Handlungen 
nicht als Ausflüffe feines freien Willens betrachtet werden 
fönnen, und fchlägt vor (mit Weglaffung aller weitern, 
auch nur beifpielsmeife gegebenen Aufzählung des Ent: 
wurfs), den Art. 64 fo zu faflen: Eine ftrafbare Hands 
lung ift nicht vorhanden, wenn fi der Thäter zur Zeit 
der That in einem folchen Zuftande oder in einer folden 
Lage befand, daß die Möglichkeit der freien Willensbeſtim⸗ 
mung fehlte, oder wenn die freie Willensbeftiimmung das 
duch ausgefchloffen war, daß er zu der That durch eine 
förperliche oder fonftige Gewalt, welcher ee nicht wider⸗ 
ftehen konnte, gezwungen worden ift. 
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Bei diefee Verſchiedenheit der Unfichten noch in den 
neueften Geſetzgebungsarbeiten 9) möchte es nicht ohne 
Werth feyn, auch einen Blick auf dasjenige Land zu werfen, : 
in welchem , als dem Mutterlande dee Jury, dieſe Einrichs 
tung am meiften mit praftifchem Sinne durchgeführt if. 
England hat fein Strafgeſetzbuch; allein es ift bekannt, 
daß eine fefte gleichförmige durch die präfidirenden einem 
Gerichtshof angehörigen Richter fortgebildete Rechtsuͤbung 
die Stelle des Geſetzes vertritt. Eben in der Lehre von 
dee Zurechnungsfähigfeit legt nun die englifche Rechtes 
übung den höchften Werth darauf, dag die Gefchwornen von 
den Richtern in ihren charges 7°) genau belehrt werden, 
unter welchen Bedingungen ein Nichtſchuldig wegen Sees 
(enftörung gegeben werden foll; in allen diefen charges ift 
e8 der nämliche anerfannte Grundſatz, den Lie Richter der 
Geſchwornen entwiceln; die Richter fenden die Geſchwor⸗ 
nen, wenn fie nicht gehörig den Wahrfpruch geben, zur 
neuen Berathung zuruͤck, und fordern, daß die Gefchwors 
nen, wenn fie nichtfhuldig wegen insanity auefpres 
hen, diefen Grund beifügen, weil dies ſchon wichtig 
wird, um die Maafregeln zu rechtfertigen, die gegen den 
Geiftesfranfen eintreten, Indem er in der Irrenanſtalt in 
die fogenannte criminal division gebracht wird 7). 

Es iR richtig, daß in England an die Geſchwornen 
feine Kragen geftellt twerden, die Jury vielmehr nur ur: 


69) Der toskaniſche Entwurf beflimmt art. 33: Die Uebertres 
tung eines GStrafgefepes wird nicht zugerechnet, wenn der 
Handelnde nicht das Bewußtſeyn feiner Handlungen und Zreis 
heit der Wahl hatte, und art. 39 fagt in Bezug auf Seelen 
flörungen: Nicht zuzurechnen find die Handlungen, melde in 
völliger Geelenflörung , in völligem Blödfinn, und völliger 
obwohl vorübergebender KBerwirrung der. Sinne oder des 
Verftandes verübt werden. 

70) Das neuefte Beifpiel diefer Art in dem alle, in welchem 
der Dffizter Pate (July 1850) auf die Königin ſchlag, habe 
ich witgerbeilt in meiner Schrift: Das engliſche, ſchottiſche 
Strafverfahren S. 439. 


71) Meine Schrift: Das englifche Strafverfahren S. 487. 
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theilt : ob der Angeklagte fchuldig des in der Anklageakte ans 
gegebenen Verbrechens ift; allein da die charges der Richs 
ter forgfältig alle Punkte hervorheben, worauf die Geſchwor⸗ 
nen ihre Prüfung richten follen, fo ift e8 dennoch immer ein 
einzelner im Laufe der Verhandlungen vorgebradhter Grund 
der Ausſchließung, worauf die Geſchwornen ihre Prüfung 
zu richten Haben. Es darf nicht unbeachtet bleiben, Daß 
1844 im Dberhaufe die Richter des oberften Gerichte ein 
Gutachten geben mußten, wie im Kalle der insanity an die 
Geſchwornen die Frage geftellt, oder richtiger, wie die Jury 
belehrt werben folte 72). Es iſt daher merkwürdig, doß 
im neuen dem Dberhaufe von Lord Brougham vorgelegs 
ten Entwurfe 7?) eines Strafgefegbuches ein Artikel aufges 
nommen ift, roelcher das Princip aufftellt, nach weichem die 
Ausfchliegung der Zurechnung beurtheilt werden fol 7%), 
Es wird dann auch ein Artikel über Teunfenheit 7°) und 
über Ausfchliegung der Zurechnung wegen Zwanges Borges 
ſchlagen. Diefe VBorfchläge fchliegen ſich an die biäherige 


De 


72) Es war dies veranlaßt durch ben berühmten Fall M. Nauskh- 
ton; f. second Report of the committee on criminal law 
(1846) pag. 11. 


73) Es beißt im chap. 1. sect. 2. art. 2: Niemand fol firafs 
rechtlich wegen einer Handlung oder Unterlafjung verautworts 
ih fenn, wenn er zur Beit der Berübung megen Unreife 
oder Schwäche des Geiftes oder wegen geifliger Gtrörung, 
Krankheit oder Täuſchungen des Geiftes nicht die Fähigkeit 
befaß, die fonft das Geſetz bei jeder Perfon voransfegt, zu 
beurtbeilen , daß die Handlung oder Unterlaffung den Landess 
gefegen swiderftritt. 

Y4) Second Report of the Commissioners (1846) p. 9 — 12. 
Dort find In den Anmerkungen auch fehr gur die Aufichten 
aller engliſchen Suriften über das Princip der iInsanity im 
Gtrafrechte angegeben und geprüft. 

75) Der Entwurf (art. 3) fagt hier nur: daß Niemand wegen 
temporärer Unfähigkeit ftraflos wird, wenn er fie abfidhtlih 
durh Trunkenheit oder fonft herbeiführt. Dagegen 
auch in England und Amerifa (Report seventh of the 
minal commiss, p. 19 und Anmerkungen zu dem Entwurfe 

des Grunfgefegbuche für Maffahuffets p. 2) auerkannt, daf 
die unverfchuldete Trunkenheit, in fofera fie deu Delius auss 

* werden ſoll. Er 
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Rechttuͤbung an, jedoch mit den Verbeſſetungen, welche 
die für das Eriminalgefegbuch niedergefegte Commiſſion 
für nöthig hielt. Auf dieſe Weiſe ftellt auch der neue 
Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für Maflachuflets ein Prins 
cp auf. Man beruft ſich Häufig darauf 7%), daß din 
Frankreich Feine befondere Frage über das Daſeyn eines 
befondern Grundes der Aufhebung der Zurechnung geftellt 
merde; dies ift richtig, in fofern nach neuen Entfcheiduns 
gen des franzoͤſiſchen Eafletionshofs 77) Feine Michtigfeit 
eintceten ſoll, wenn der Praͤſident die Frage über Daſeyn 
dee Geliſteskrankheit nicht befonder ftellte, indem die Frage 
fon in der Hauptfrage über die Schuld liege 7), Man 
darf aber nicht vergeflen, daß diefe Anficht nicht die frhs 
here war, und daß die zwei bedeutendften franzöfifchen 
Eriminaliftien Legraverend ) und Fauſtin Helie® 
die neuere Praxis fehr tadeln, und nachweifen, daß die 
Unterlafiung der Stellung der befondern Stage der Klar⸗ 
heit der Auffaffung der Geſchwornen leicht ſchaden kann. 
Verfolgt man den Bang der Rechtfprechung in Deutſch⸗ 
land feit 1849, fo ergiebt ih, daß die Sitte, befondere 
Fragen roegen der einzelnen Ausfchliegungsgründe der Zus 
rechnung an die Geſchwornen zu ftellen, mefentlich zur 
Entftehung befriedigender Wahrfprüche beigetragen Hat H. 


76) Es heißt art. 3: Eine Perfon, welche wegen Biädfinäs 
oder ei er Schwäche die Beſchaffenheit und Gtrafbarkeit 
der von Ahr vorgenommene Handlung nicht einſehen kann, 
tft nicht verantwortlich; und art. 4 beflimmt das mänmliche, 
wenn eine Perfon unter mental deraugament leidet. 

77) Das neuelte Arret ift vom 30. Mars 1849 (im Journel 
du droit criminel 1850. p. 83.). 

78) &o entfchied auch — ein „Beistfcher Affifenbef- (ie 
Belgique judiciaire 1851. p. 863 53). 


79) Legraverend traitö vol. 1. chap. XII. $.1. 
80) Helie theorie du Code penal vol. II. p. 248. 
81) Wir verweilen anf unfern Auffag (der eheſtens in dem 
—8 Hefte des Gerichtsſaals abgedradt werden ſoll), we 
hrungen über die Wirkſamkeit der — —— in 
ven deutfchen Staaten dargeſtellt und geprüft werden: 
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Pruͤfen wir die Frage: wie der Gefeßgeber am zweck⸗ 
maͤßigſten Befimmungen über die Ausſchließungsgruͤnde 
der Zurechnung in das Gefenbuch aufnehmen fol, fo 
fommt es wieder auf die Beantwortung von zwei Fra⸗ 
gen an: 

A. Iſt es zweckmaͤßig, wenn ein Princip für die Bes 
urtheilung der Zurechnung im Geſetze aufgeftellt wird ? 

B. ft eine beifpielsweife Aufzählung der einzelnen Auk⸗ 
ſchließungsgruͤnde wünfchendwerth ? 

Die Pruͤfungsruͤckſicht fann dabei nur bie ſeyn: ob durch 
die Aufnahme folder Beftimmungen die Wahrfcheinlichkeit 
verbürgt wird, daß gerechte Wahrfprüche dee Geſchwornen 
ergehen. Die Erfahrung lehrt nun, daß die Rechtſprechung 
der Geſchwornen in Bezug auf Zurechnung entweder an ber 
Aengſtlichkeit einzelner Geſchwornen ſcheitert, welche fi 
weigern uͤber einen Punkt, wegen deſſen keine Frage ge⸗ 
ſtellt iſt, einen Ausſpruch zu thun, oder durch die Unklar⸗ 
heit der Auffaſſung der Stellung der Geſchwornen, oder 
durch die Unbeſtimmtheit und Zweideutigkeit einer geſtell⸗ 
ten Frage leidet, insbeſondere weil das Wort „ſchul⸗ 
dig” 22) in einem fo verſchiedenen Sinne aufgefaßt wird. 
Ein Grund liegt endlich 'noch in der großen Berfchledenheit 
dee Anfichten über das Princip der Zurechnung und die 
Bedeutung der ftrafrechtlichen Zurechnungsfähigfeit. Wer 
den Standpunft der Wiſſenſchaft, die Verfchiedenheit der Ans 
fihten der Juriſten und Aerzte über dies Princip kennt, fann 
nicht erwarten, daß unter den Geſchwornen eine gleichförs 
mige richtige Anſchauung darüber herrfchen wird. Bier wird 
eine Belehrung der Geſchwornen ducch den Vorfigenden wich: 
tig, der Ihnen das Brincip der Beuctheilung der Zurechnung 
Far aufftellt, und in der Anwendung auf ben vorliegenden 


» 82) Manche ZYuriften, die immer nur den Geſchwornen vers 
.. Iredigen, daß fie Kichter der That ſeyen, und daß ſchal⸗ 
„big. ſoviel ale Übermieien har, Yahın enbiidh dan bei⸗ 

OaTara TA DrUWiTLEE. 


geiuegen, ie Sri 
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Kal zergliedert, ihre Aufmerkſamkeit auf die Punkte rich⸗ 
tet, melche fie bei ihrer Beurthellung zu beachten Haben, 
vorzüglich indem er hervorhebt, welcher befondere Grund ber 
Ausfchließung der Zurechnung in Frage fteht, was erwieſen 
feyn muß, wenn der Grund als ftrafausfchliegend rechtlich 
betrachtet werden foll, ob die Thatfachen, von deren Das 
feyn die Annahme des Grundes abhängt, erwieſen find, 
und welchen Einfluß fie auf den vorliegenden Fall hats 
ten 9). Wenn dann die Sachverftändigen gehörig bes 
fragt wurden, wenn der Staatsanwalt und der Verthels 
diger ihre Pflicht thun und Jeder von feinem Standpunfte 
aus das Ergebnig der Verhandlungen zergliedert und der 
Präfident nach den obigen Rückfichten die Geſchwornen bes 
lehrt, fo darf auf einen gerechten Wahrſpruch gerechnet 
werden. Hiezu gehört dann, daß, entweder wie in Eng⸗ 
land, Schottland, Amerika, durch die Rechtsuͤbung ein 
gleichfoͤmiger Srundfag der Beurthellung der Zurechnung 
feftfteht und durch den Richter in gleichem Beifte entwickelt 
wird, oder daß das Geſetz ein Princip aufſtellt. Nur 
bedarf dies felbft einer Flaren, zweideutige Ausdrücke vers 
meidenden Faſſung ®*), mit der Richtung, da das Princip 
die zwei Hauptflaffen dee Umftände umfaßt: 1) mo der 
Handelnde nicht das zur Erfenntniß feiner Handlung , ihrer‘ 
Folgen und Strafbarkelt nöthige Bewußtſeyn hatte, oder 
2) in einer Lage war, in welcher die Ausübung der freien 
Willensbeftimmung gehindert war. (Dies kann ebenfo duch 
eine phyſiſche Gewalt oder durch gewiſſe Seelenftörungen, 
wie bei dee Manie, bewirkt werden.) — 


— — on nn 


83) Ein Mufter einer ſolchen Verhandlung ift dasim Jahr 1844 im 
Bofton in Nordamerika gegen Abner Rogers, tweldher im 
Sefängniffe den Gefangenwärter tödtete, Statt gefundene 
Trial. S. Report of the Trial o AbneriRogers by Bemis 
and Bigelo w. Boston 1844. 


84) 3.8. wenn man, wie im badiſchen Geſetzbuche vom der Bit 
tür des Handelnden fpricht. u 
Arcto 8. Er. #. 1881. IV. er. un 
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Ad B. In Bezugauf die Frage: ob der Geſetzgeber, 
nachdem er das Brincip aufgeftellt Hat, einzelne Ausfchlies 
ßungsgruͤnde der Zucechnung beifpielsmweife aufzählen 
foll, liegen manche Bedenflichfeiten vor, und zwar ſchon bie 
Gefahr, daß häufig Streitigkeiten veranlagt werden, ob nicht 
ein geroiffee Grund, der im Gefege nicht genannt ift, auch 
unter dem Principe nach dem Willen des Geſetzgebers bes 
griffen if. Noch bedeutender ift die Beforgnig, daß die 
Frage an bie Geſchwornen auf das Dafeyn eines be 
ſtimmt bezeichneten Zuftandes geftellt wird, während dies 
haufig nicht möglich, oder doch nicht zweckmaͤßig ift; denn 
eben bei den Seelenftörungen find die Arztliden und phis 
Iofophifhen Bezeichnungsmweifen fo abweichend und fo 
wenig beftimmten Vorftellungen der Bürger entfprechend, 
daß die Frage leicht mißverftanden und dann irrig beants 
wortet werden fann. Die neueren Forſchungen über Hal; 
Iucinationen zeigen den Irrthum, In welchen fo viele Juri⸗ 
ſten noch befangen find. Es ift befannt, mie dem ausge⸗ 
bildeten Wahnfinn gewoͤhnlich ein Franfhaftes Hören von 
Stimmen, das den Kranken ſchwer peinigt, vorherrſcht. 
In Folge ſolcher Zuftände kommen nicht felten Verbrechen 
por, Der befragte Arzt, ob der Angeklagte wahnſinnig ges 
weſen fey, wird Häufig nicht beftimmt die Frage bejahen, 
und die ebenfo befragten Gefchtwornen würden die Frage 
perneinen, weil zu den gewöhnlichen Vorftellungen vom 
Wahnfinn der Zuftand des Angeklagten nicht paft. Dens 
noch würde gerechterweife nicht felten die Zurechnung als 
ausgefchloffen angenommen werden dürfen, Nicht weniger 
ſchlimm geht es bei der erft in neuerer Zeit eichtiger gewuͤr⸗ 
digten, von den Juriſten faft gar nicht beachteten Manie. 
Auch weiß Jeder, dag eine Korm der Seefenftörung oft in eine 
andere übergeht, z. B. der Wahnfinn in Rarcheit oder in 
Manie, und bei den in folchen Uebergangszeiten veräbten Ver⸗ 
brechen wird die Brageftellung ſchwierig und feicht für die 
Beihtwornen verwirsend feyn. Nicht felten kann auch der 
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Praͤſident ſich veranlaßt fühlen, an die Geſchwornen wegen 
der Zurechnung mehrere Fragen zu ftellen, 5. B. weil die 
Verhandlungen darauf gerichtet waren, daß der Angeflagte 
zur Zeit der That völlig beraufcht war, aber auch wenn man, 
dies nicht annehmen will, Umftände ermwiefen wurden, 
welche darauf führen, daß durch Zufammentreffen mehres 
ver Zuftände, 3. B. lange Schlaflofigkeit, Gemuͤthsauf⸗ 
vegung und Trunfenheit, ein Zuftand der Sinnenverwir⸗ 
rung entftand ®). Erwaͤgt man die bisher bezeichneten 
Berfchiedenheiten, fo Fann nicht in Abrede geftellt werden, 
daß die beifpielsweife Aufzählung einzelner Zuftände der 
Ausfchliegung der Zurechnung leicht Nachtheile herbeifuͤhrt, 
während ein wahrer Vortheil davon nicht erwartet wer⸗ 
den darf, und der mögliche Vortheil durch eine zweck⸗ 
mäßige Rechtsbelehrung der Geſchwornen durch den Präs 
fidenten erreicht werden fann. Nur in Bezug auf Einfluß 
der Jugend, der Nothmwehr und des Nothftandes werden 
befondere Borfchriften im Gefegbuche paſſend ſeyn. 

Gewiß aber ift, daß eine Faſſung, wie fie dad neue 
preußifche Gefegbuch ($. 40) enthält, bedenklih if; In. 
der Behauptung Befeler’s 88), dag der 5 eigentlich zus, 
viel oder zu wenig enthält, ift viel Wahred., Man erg, 
fährt feinen Grund, warum der Gefeßgeber nur die zwei 


85) In einem fehr merkwürdigen Falle in Defterreich wurden 
von dem KPräfidenten nach der Hauptfrage als zweite die 
Frage geftellt: ob der Angeklagte die That in einer ohne Abs 
fiht auf das Verbrechen zugesogenen vollen Berauſchung 
verübt? und dann eine weitere dritte Frage (für den Fall 
der Verneinung der vorigen Kragen): ob der Angeklagte die 
That in einer duch Schlaflofigkeit, Gemürhsaufregung und 
Beraufchung bewirkten Sinnenverwirrung begangen hat?! Die 
Geſchwornen verneinten die zweite und bejahten die dritte 
Frage. Es wurde von der GStaatsbehörde Gaflation eingelegt, 
wegen Widerfpruchs des Wahrſpruchs; allein der Gafjationss 
hof in Wien (19. Auguft 1851) verwarf mis Recht die Gaffas 
tion, weiler feinen Widerfpruch der Fragen annahm. S. dilg. 
Öfterreih. Gerichts zeitung 1851. Nr. 212, 


86) Befeler Comment. ©. 177. 





624 Ueber den gegenw. Zuſtand der Strafgeſetgebung. 


Krankheitsformen: Wahnſinn und Bloͤdſinn, hervorgehoben 
hat. In den Motiven der Regierung zu $. 38 iſt aus⸗ 
deücklich gefagt: „Die Fälle, In denen der freie Gebrauch 
der Vernunft, nämlich der untrennbare Zufammenhang des 
Bewußtſeyns und der Willensthätigfeit, ausgeſchloſſen ift, 
fo wie die Mittel, wodurch die freie Willensbeftimmung 
ausgefchloffen roird, find zur Vermeidung von Mißgriffen 
fpeciell bezeichnet.” Diefe Worte Pönnen leicht zu der An: 
nahme verleiten, daß mit den im Gefeße angeführten Zu: 
ftänden die Reihe der die Unzurechnungsfähigkeit begruͤn⸗ 
denden Zuftände gefchloffen fey. Unvermeldlich werden 
Streitigkeiten entftehen, ob die Kalle der Manie, des 
Nachtwandelns, der Taubſtummheit, felbft der Trunfen: 
heit, nach dem Willen des Gefeßgebers ebenfalls unter 8. 40 
begriffen feyn follen. Die Worte des Geſetzes fcheinen eine 
ſolche Ausdehnung nicht zu rechtfertigen; dennoch Tag fie, 
wie mir aus den Verhandlungen erfahren, in der Abficht 
der Factoren der Geſetzgebung. Um fo wichtiger wird dem 
Draftifer, der ohnehin in den Beift des Gefeges eindringt, 
und in Preußen, mie überall, aus der unverfieglichen Quelle 
der Gerechtigkeit fchöpfen wird, der Gebrauch der von und 
angeführten Werke von Befeler und Boltdammer, 
welche Ihn über den Willen der Gefeggeber belehren. 


(Zortfegung im nächſten Hefte.) 
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Beilage: Seft zu 1851. 


Weber politifhe Verbreden. 


Die Unbeſtimmtheit der politiſchen Verbrechen. 


Die Bezeichnung gewiſſer Verbrechen als politiſcher 
ſtammt aus der Franzoͤſiſchen Geſetzgebung. Nach der 
Charte von 1830 ſollen Geſchworne uͤber alle politiſche 
Verbrechen urtheilen; auch ſoll bei dieſen Verbrechen keine 
Auslieferung Statt finden. Der Ausdruck iſt in den $.46 
der Grundrechte des Deutfchen Volks und in mehrere Con⸗ 
ftitutiondafte übergegangen, 3. B. in den Art. 119 des 
Staatögrundgefeges für die Herzogthümer Schleswig: Hol« 
ftein vom 15. September 1848, und zwar ift hier von 
politifhen Bergehen, alfo auch von den minder ſchwe⸗ 
ren Gefebübertretungen die Rede. Welche Bedeutung 
bat er, welche Delikte umfaßt er? Die Frage iſt wieder 
holt aufgeworfen, bat aber nie genügend beantwortet 
werden fönnen. Bei der Berathung über bad Großher: 
zoglich Heffifche Geſetz vom 24. Zuni 1848 wegen Wie: 
berherftellung ber ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte der wegen poli- 
Arch. d. Er. R. (Beilagcheft zu 1851.) 1 





tifcher Vergehen Verurtheilten bemerkte ein Rebner!), ber 
Begriff politifcher Verbrechen fei unbeflimmt und werbe 
von tem Strafgeſetzbuch nicht gefannt; manche Zweifel 
hätten fi) erhoben, 3. B. ob Ungehorfam und Widerſetz⸗ 
lichfeit diefer Kategorie angehörten; ein.anderer meinte, 
im Zweifel müffe in Betracht der Tendenz ber Fall als 
diefer Kategorie angehörend angefehen werben. Der Kanz: 
ler Dr. Birnbaum äußerte hierauf: ber Begriff eines 
politifchen Verbrechens fei weder gemeinredhtli noch par: 
titularrechtlich genau beftimnit; er habe fih erft durch die 
Doctrin, insbefondere aber durch die in Frankreich aufge: 
fteliten Anfichten gebildet und alle Zuriften erfennten feine 
Unbeftimmtbheit an; er fei auch nicht identifch mit dem de 
Staatsverbredhend. — Bei der Debatte über den Antrag 
von Rofenhagen, betreffend eine Amneftirung politi- 
fcher Verbrechen in Schleswig : Holftein ?), bemerkte ber 
Oberappellationsgerichtsrath Malmros: „Ich habe ſchon 
neulich darauf aufmerkſam gemacht, daß der Begriff eines 
politiſchen Vergehens bis jetzt nicht beſtimmt worden iſt. 
Wenn man nun in Betracht zieht, was der Abgeordnete 
Roſenhagen zur Motivirung ſeines Antrags angeführt hat, 
fo geht daraus ſchon eine Verfchiedenheit der Begrifföber 
flimmung hervor. Der Antragfteller hat als politifde 
Berbrecher Leute bezeichnet, gegen welche in Altona wegen 
Mißbrauchs des Vereins: und Verſammlungsrechts ein: 
gefchritten if. Gin folched Vergehen, meine Herren, if 
aber meiner Anfidht nach Fein politifches Vergehen, fondern 
ein reines Polizeivergehen. Dann bat der Abgeord⸗ 
nete Rofenhagen geäußert, daß die Rebacteure Kroͤlck und 
Koch zu einjähriger. Zuchthaußftrafe verurtheilt feien wegen 


» Archiv des Criminalrechts von 1850, oe. 
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Beleidigung bes Königs von Preußen, ungeachtet dieſelben 
gar nicht hätten verurtheilt werben follen sr aber ich glaube; 
daß es ſich auch:in dieſem Kalle: gar nicht um politiſche 
Vergeben, fondern vielmehr um Injurien handelt.” — 
Der. Abgeordnete Rofenhagen entgegnete: Wenn .eb 
ungewiß fein follte, was unter politifchen Vergeben zu 
verfiehen fei, fo werde, ed Sache des Ausſchuſſes fein zu 
unterfuchen, welche ergehen als politifche anzufehen waͤ⸗ 
ven; und werde er Dabeiden Entwurf eined Strafgeſetzbuchs 
zu..berudfichtigen haben. Er glaube nid;: daß bad fa 
fhwierig fein werde, da fonft von einer Amneſtie politie 
fcher Vergeben auch in anderen Länbern :nicht die Rebe - 
fein koͤmte, während fie body häufig vorgekommen Ta 
Die angeblichen Vergehen in Altona hätten zu einer, Zeiß 
Statt gefunden, wo bir einfchlagenden Artikel des Staatdv 
grundgeſetzes noch gar. nucht fuspendirt gewefen wären, die 
Nolizei habe fie als etwas Staatögefährliches verboten, und 
wenn etwas ftaatögefährlich fei, fei ed doch wohl auch pa 
litiſch. Malmros :bebaupte ferner, daß die Beleidigung 
bed..Königd von Preußen keinenfalls ald politiſches Ben 
gehen angeſehen werben koͤnne. Das Hoiſteiniſche Ober⸗ 
gericht berufe. ſich aber hoch in ben Entſcheidungsgruͤnden 
auf defien Qualität ald Bundesfürſt; darin fei dad 
wohl enthalten, daß man in diefer' Beleidigung ein politi⸗ 
fched Vergehen gefunden habe? — In dem. &. 14 des 
Entwurfes bed Geſetzes, betreffend . die. Berichtöverfaflung 
ber Herzogthumer Schleswig⸗Holſtein, finder ſich die Be⸗ 
ſtimmung, daß Schwurgerichte üͤber ſchwere Strafſſachet 
und über politiſche, ſo wie von Amts wegen zu verfolgende 
Preßvergehen zu erkennen haben, und in 6. 15 heißt aß 

As politiſche Berbrechen im Sinne des 5. 44 
gelten die in. den 69. 90 bis 123 des Strafgeſetzbuchs auf⸗ 
geführten Verbrechen. Dahin gehören Titel 10: Hoch⸗ 
und Sanbrsnersathr Mehsidigung. iur. Per: 

1 * 
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fon des Herzogs und feiner Bamilie, und 
andere Berbrehen wider die Sicherheit und 
Würde ded Staats, und Titel 11: Aufitand, 
dffentlihe Gewalt und Auflaufz ausgeſchloſſen 
find bier alfo $. 124 (erfolglofe Aufforderung zu einem 
Aufftand oder zur Öffentlichen Gewalt) und $. 125 (Auf: 
lauf) von ben in dieſen Titeln enthaltenen Paragraphen. 
— Zu den Verbrechen wider die Sicherheit und Würde 
bed Staats aehören Shmäbungen der Regierung 
oder VBerfaffung, beleidigender Zabel, Auf: 
reizung zur Unzufriedenheit wider bDiefels 
ben Theilnahme an Verbindungen, um die 
Wirkſamkeit der Gefege zu hemmen oder 
gefeslihen Anordnungen den Sehorfam zu 
verweigern, Beleidigungen bes Regenten 
eines befreundeten Staatd, eined Mitglie> 
des ihrer Regierung oder fremder Gefandten, 
Werbungen für audwärtigen Kriegspdienft, 
VBerleitung bes Militaird zur Widerfegung 
gegen Vorgefeste oder zur Defertion, Selbſt⸗ 
verffümmelung, um fi dem Kriegödienft zu entzie: 
ben; mithin ift ben politifhen Verbrechen in diefem 
Entwurfe ein weite Seld überlaffen. — „Es war aber 
auch, wie Roßhirt ?) bemerkt, von jeher dad Kennzei: 
hen politifch erregter Zeiten, alle8 zum Staatöverrath zu 
ftempeln, und auch hohe Bildung hat die Völker nicht vor 
dieſer Klippe bewahrt. Wie dehnten nicht die politifchen 
Partheien in Athen den Verrath aus? Und was foll man 
von der neueften Zeit fagen, wo die eine und die andere 
Parthei gleich aled zum Hochverrath und Majeflätsverbres 
hen erhebt?” Diefe im Jahre 1826 gefchriebenen Worte 
haben feit bem Jahre 1848 eine erhöhte Bebeutung ges 


3) Neues Archiv des Criminalrechts, Wand IX, ©. 159. 
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wonnen. Unzeitige Wärme lodte in ihm die Keime eines 
Boͤlkerfruͤhlings hervor, und die noch ungebrochene Macht 
des Winters tödtete nicht nur die allzu frühen Keime, ſon⸗ 
bern drängte den Saft tief in den Stamm zurid unb 
möchte die Triebkraft für immer erflarren. Hatte man 
fhon vorher eine ganze Reihe neuer Staatöverbredhen und 
Staatövergehen, denen kaum eine Beziehung auf dem 
Staat angemerkt werden Eonnte, gefchaffen, fie mit bare 
ten namentlicdy entehrenden Strafen bedroht und einer 
erceptionellen Behandlung unterworfen, fo erweiterte ſeit⸗ 
dem bie Angft vor neuen Erhebungen dieſes Gebtet immer 
mehr. Man faßte diefe neugefchaffenen Uebertretungen 
mit dem altbefannten Verbrechen bed Hochverraths, des 
Majeſtaͤtsverbrechens, ded Aufruhrs unter dem gemeinfa- 
men Namen der politifhen Verbrechen zufammen, 
ihr Begriff blieb aber natürlich höcft unbeflimmt. Als 
Hauptfehler bei der Aufftelung diefer Klaffen bezeichnet 
Mittermaier *) die Steichflelung aller politiſchen Ber: 
brechen mit den Staatsverbrechen einerfeitd und bie Ans 
nahme einer befondern Moralität des Thaͤters andererſeits. 
Die widerfprechendften Vorftelungen waren bier verbrei- 
tet). Während eine Parthei die Nothwendigkeit behaup⸗ 
tete, mit böchfler Strenge einzufchreiten, die fchon auf 
irgend eine Weiſe geäußerte finatögefährliche Gefinnung 
und daher jede entfernte Vorbereitung zu verfolgen, ftelite 
eine andere Parthei alle politifchen Verbrechen ald bloße 
Berirrungen an Meinungen, ald bie Produfte ber edel 
fen Motive und der glühenpften Waterlandsliebe bar und 
fah in jedem politifchen Verbrecher nur einen von ber herr: 
ſchenden Parthei ungerecht Werfolgten. Der Grunbfehler 


4) in den Anmerkmgen zur 14. Ausgabe von Benerbachs 
ekehrbuch, &. 280. 


5) Archiv des Griminalccchts von 1685, ©. 553, 
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beider Anfichten Tag, wie Mittermater bemerkt, im 
Seneralifiren. Der Gefeßgeber hat hier mit befonderen 
Schwierigkeiten zu fämpfen; denn einmal ift die genaue 
Bezeichnung des Thatbeftanded dieſer Verbrechen fehwierig 
und fodann die Lage des Bürgers ſchlimm, da die Gränze 
zwifchen dem unerlaubten und dem geſetzlich erlaubten und 
felbft pflihtmäßigen Benehmen hier fehr fein iſt. Seit 
den offenbaren Ausbrud des Partheilampfed im Sahre 
1848 find dieſe Grundfehler in noch weit höherm Grabe 
hervorgetreten. Die radicale Parthei ging fo weit, bie 
Eriftenz derjenigen Verbrechen, welche man als politifche 
bezeichnet hat, ganz abzuleugnen (wie $röbel im Sy 
fteme der focialen Politik II, 284), oder (wie Frey im 
Entwurf zu einem republifanifchen Strafgeſetzbuch S. 25) 
zu zeigen, daß man eigentlich die Hochverräther nur als 
Befiegte betrachten müffe, weil fie für heilige Rechte der 
Menfchen ehrenvoll gefallen wären ; die Reaction dagegen 
will den edelften Beſtrebungen für dad gemeine Beſte, bie 
unfdhuldigften Anfichten , die gleichgüftigften Handlungen 
in die verbrecherifche Sphäre hinüberziehen und une fo in 
bie Zeiten Tibers zurüdverfegen. Die furchtſame Regie: 
rung ift zugleich fürchterlich, fie firaft um abzufchreden, 
aber aus dem Schrecken geht die Schredenäherrfchaft hervor 
und wird von den Furien der Angft zu immer neuen Ge 
waltthaten getrieben; was fie unter politifchen Verbrechen 
begreift, wirb bald mit dem Majeftätöverbrechen unter 
ben Roͤmiſchen Cäfaren zufammenfallen, quod tum om- 
nium accusationum complementum erat®). Das Bolt 
aber verehrt die Verurtheilten ald Märtyrer; es ftellt wirk⸗ 
liche Verbrecher den unfchultigen Opfern der Willkühr 
gleih, die Henferkarre wird zum Zriumphwagen, das 
Zuchthaus zum Ehrentempel, Eben die Unbeftinmtheit 


6) Tacitus annal. Tl, 22. 





7 





der Geſetze ift es, welche jegzt wie bamals ber Tyrannei 
zur Handhabe dient. C'est asses que le crime de 
lese-majeste soit vague pour que le gouvernement 
‚deg&nerd en. despotisme ?). Dringend bebarf es bas 
ber. bier beflimmter, volksfaßlicher, gerechter, zeitgemaͤ⸗ 
Ber Geſetze, ſollen nicht unter der Wechſelherrſchaft dee 
‚feindlihen Partheien in der bevorftehenden flürmifchen Zus 
funft Europas die terreur rouge und bie terreur blanche 
einander. ablöfen, denn der Laternenpfahl iſt nur eine an: 
dere Art von Galgen. Le sang appelle le sang®). Die 
Nothwendigkeit diefer Reform ift denn auch laͤngſt von uns 
feren audgezeichnetften Strafrechtölehrern anerlannt. Drin- 
‚gend und wieberbolt bat fie vor allen Mittermaier 
gefordert ?) Unbeftritten muß baher in Betreff der poli« 
tifchen, überhaupt der Öffentlichen Verbrechen eine erbeb: 
liche Aenderung mit Rüdfiht auf die Neugeflaltung ber 
Staatöverfaflung eintreten, nicht nur ba, wo jeßt zuerft 
die Bahn des f. g. Conſtitutionalismus betreten worben, 
‚fondern auch da, wo zwar bereit& die conflitutionelle Ver⸗ 
faflung beftand und auf deren Grundlage Strafgefegblicher 
zu Stande gefommen find, aber wo die jegt zur Geltung ge: 
brachten Principien der bürgerlichen Freiheit und der allge: 
meinen Xheilnahme aller Staatöbürger an ben ober an ge: 
willen politifchen Rechten bisher noch nicht anerkannt worben 
waren!®), Aus diefem Geſichtspunkte follen hier diejenigen 
Verbrechen, welche unbeftritten zu den politifchen ge: 
rechnet werden und bisher feltfam untereinander gemiſcht 
ſind, kurz beleuchtet werden. | 





7) Montesquieu esprit des lois XI, 7. 
8) La Martine histoirede la r&volution de 1848, I. 5 he 
9) rietermaler zu —*. Lehrbuch u. a. a. O. 
hirt Lehrbuch ee Lehrbuch ©. 310, * 
Henke —8 u. a. m. 
30) Abegg tm —8* * Criminalrechts von 1850, ©. 1 








Römifhes Recht. 


Martin, der die Verrätherei als ein eigenes Ber: 
brechen behandelt, bemerkt über den Hochverrath 11): 
Enthält gleich die goldene Bulle ein, der Entflehung nad, 
einheimiſch Deutfches Strafgefeß gegen Hochverrath, fo 
iſt fie doch nicht allein auf einen, jest nicht mehr mögli- 
hen Fall, nämlich) auf den Hochverrath am Deutfchen 
Reiche befchräntt, fondern obendrein auch wirklich aus 
dem Römifchen Rechte entlehnt, fo daß dieſes Recht noch 
gegenwärtig die einzige gemeinrechtliche Quelle der Beur 
theilung des genannten Verbrechens ift, in fofern daſſelbe 
an einzelnen Deutfchen Staaten verubt werben koͤnnte; 
denn der nicht felten hierher bezogene Art. 124 der 9. ©. 
D. redet nur von dem viel umfaflenderen Verbrechen der 
Verrätherei, und das gedachte Reichöftrafgefeg hat nicht 
einmal den Artifel aufgenommen, welchen die Bamberger 
Daldgerichtdorbnung von dem Verbrechen der beleidigten 
Majeſtaͤt enthielt. Kehrt man daher zu dem Roͤmiſchen 
Rechte hierbei zuruͤck, fo kommt daſſelbe natürlich nur in 
der gegen die frühere Zeit fehr veränderten Geftalt zur An: 
wendung, in welder Zuftinian’d Gefeßgebung uns bie 
lex Julia majestatis hinterlaflen und darin neben dem 
eigentlichen Majeftdtöverbrechen auch vom Hochverrath 
(perduellio) indbefondere Vorfchriften ertheilt hat. — 
Diele Behauptung ift unftreitig richtig, in foweit die Be: 
flimmungen bed Roͤmiſchen Rechts auf unfere gegenmärti: 
gen Staatöverhältniffe Anwendung leiden können ; hiernach 
wird aber ihre Anwendbarkeit fehr zu befchränfen fein. 

Wenn auch die alte perduellio !?) in frühefter Zeit 
vielleicht jeded fchwerere Verbrechen bezeichnen und dem 





11) Martin, Lehrbuch ©. 519. 

12) Feuerbachs Unterfindung über das Berbrechen des Hoch⸗ 
verratb6 1798; die 1836 erfchtenenen Schriften von Birk: 
ler und Welste über Hochverrath und Majefbätsverbreden ; 








Deutſchen Friedensbruch entfprecher mochte, fo tritt bach 
bereitd im Anfange der Republif ihr Charakter ald derje⸗ 
nige hervor, was wir jebt vorzugdweife unter dem Namen 
des Landesverraths verfiehen, nämlich in der Rich⸗ 
tung gegen die Eriftenz des Staatd als ſolchen, abge: 
fehen von den Verhältnifien, unter denen der Staat exi⸗ 
flirt (alfo von der Richtung gegen dad Staatsoberhaupt 
und gegen die Staatöverfaflung), und zwar durch die Ver⸗ 
bindung eined Römifchen Bürgerd mit dem dußern 
Zeinde; daher rechneten ſchon die Zwölf: Tafel: Gpfeke 
dahin die Ueberlieferung von Sand und Leuten, - einer 
Stadt oder Feftung oder ſelbſt nur eines einzelnen Roͤmi⸗ 
fchen Bürgers an den Feind und die Aufregung eines frem⸗ 
den Feinded zum Kriege gegen Rom, und wurden fpäterhin 
Defertion, Uebergeben zum Zeinde und jede Art boͤswil⸗ 
liger Unterftügung des Feindes dahin gezaͤhlt. — Diele 
feindliche Richtung gegen die Eriftenz des Staats geht auch 
fhon aus dem Ausdruck perduellis (duellis der mit bem 
‚Staate Entzweite, gleichgeftellt eg dußeren Feinde hosti 
und zwar perduellis ErzfeinWoder entichiedener Feind) 
‚und dem eigenthümlichen dolus, ber den ſubjektiven That⸗ 
beftand diefed Verbrechend ausmacht, dem animus hosti- 
lis hervor. Diefer animus hostilis bezeichnet: nämlich 
‚denjenigen Vorſatz, ben im Kriege ein Feind gegen ben 
befriegten Staat best und welcher auf dad Werdberben 
diefed Staats, die Aufhebung feiner Eriftenz ald folcher 
gerichtet iſt. Er ward ald Treubruch betrachtet, und 
daher angenommen, bad Werbrechen fei vollendet, ohue 


eder das Staatsverbrechen des Hochverraths,, 1880; Refr 

tet im Archlv des Criminalrechts IX, & 140; Zadar a 

ber Berſuch des Hochverraths, im Archiv von 1830, G. 221 f. 
Sep» im Archiv von 1827, &. 358; ee I 

Krane ». 1860, ©. 27; Heute Handbuch III 380 
B. m. 
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daß irgend eine objektive Weränberung eingetreten vwodre. 
Daher erforderte er auch die Eigenfchaft eined Römifchen 
Staatöbürgerd. Er mußte in eritium reipublicae 
gerichtet fein und unterfchied ſich dadurch von anderen 
Staatöverbrechen, wie vom crimen laesae majestatis, 
wobei ed nicht auf die Aufhebung der Eriflen; des Staats 
felbft abgefehen war, vom Aufruhr und anderen ftrafba: 
ren Handlungen, die nur gegen einzelne Alte der Regie: 
zung gerichtet find. Ob die alte perduellio auch eine innere 
Seite gehabt und Verfaffungsverlegungen, namentlich das 
Streben nah Alleinherrfchaft (regni affectatio) ober 
Eingriffe in die Rechte der magistratus, insbeſondere ber 
Volkstribune befaßt bat, ift unerwiefen; jedenfalls war 
bie vorhin bezeichnete Richtung die vorberrfchende, wie 
fih aus den in die lex Julia aufgenommenen Perduelliond- 
handlungen ergiebt. 

Neben der perduellio bildete ſich allmählig ein zwei- 
te8 Staatöverbrechen aus, welches die Würde, das Anfe 
hen und bie Ehre des Römifchen Staats zum Gegenſtande 
hatte; eine Handlung, welche diefe beeinträchtigte, nannte 
man erimen imminutae majestutis. Die majestas 
-war im Sinne bed alten Roms die Machtvollkommenheit 
eines fouverainen Gemeinwefens, die Volks⸗Souve⸗ 
rainetätz fie war immer beim Wolfe, dem das sum- 
mum imperium zufland; denn auch die Imperatoren lei: 
teten ihre Machtvollkommenheit nur vom Volle ab, und 
ber Ausdruck bezeichnete die Volksmajeſtaͤt, die Macht, 
den Slanz, das Anfehen der Nation. Zwar wurden meh 
rere Gefege erlaffen, welche die Verlegung diefer Volks⸗ 
Majeftät zum Gegenftande hatten, aber alle hoben nur 
“einzelne Richtungen ded Verbrechens hervor, und fo blieb 
es nach dem Zeugnifle von Schriftftellern aus verfchiede: 
nen Beitaltern, namentlich Cicero und Quinctilian, immer 
beftritten, welche Handlung eine Verlegung ber Majefät 
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in ſich ſchließe. Von den drei hieruͤber erlaſſenen Geſetzen 
ſchließen ſich die beiden erſten wieder an die Perduellion 
an, indem ſie Handlungen zum Gegenſtande hatten, durch 
welche der Roͤmiſche Staat im Kriege gefaͤhrdet oder mit 
einem Kriege bedroht wurde, die fer Apuleja de immi- 
nuta majestate vom Sahre 652, auf Veranlaffung der 
Klucht vieler Ritter von dem durch die Gimbern und Teu⸗ 
tonen gedrängten Heere erlaffen, erflärte nämlich den: 
jenigen für einen Majeftätsverbrecher, der Fünftig das 
Heer im Stich lajfen würde, und die ler Varia mä- 
jestatis vom Sahre 664 bezeichnete ald folchen auch ben: 
jenigen, der die Bundeösgenoflen zum Kriege gegen Rom 
aufreizen würde, und felbft die dem Dictator Cornelius 
Sulla zugefchriebene Tex Cornelia majestatis, obgleich 
ungleich umfaflender, erftredite den Begriff des Majeftäts- 
verbrechend doch vorzüglich nur auf diejenigen Handlungen, 
welche früher unter den Begriff der Perbuellion fielen. 
Dad letzte Majeftätögefeh aber, die ler Julia, deren In: 
halt in Zuftiniand Compilation aufgenommen ift, ſchließt 
fih im Wefentlihen an die lex Cornelia an, weshalb 
ſchon Pertz fieeine lex translatitia ex lege Cornelia nennt. 
In diefelbe waren hauptfächlich die alten Perduellionshand⸗ 
ungen aufgenommen, daneben aber auch foldhe, welche 
die innere Ruhe gefährdeten. Sie enthielt nämlich 
1) Bellimmungen, welde fi auf die äußere Sicherheit 
bes Römifchen Staats beziehen, und bezeichnete naments 
lich als ftrafbar die Ueberlieferung von Land und Zeus 
ten an den Feind, die Unterftühung ded Feindes durd) 
Nachrichten, Signale, Zufuhr u. f. w., die Entlaf: 
fung von feindlichen Geißeln, die Aufregung eines 
Volks zum Kriege gegen Rom, den Verrath aus Feig- 
heit und Schwäche, feige Flucht, Defertion u. f. w.; 
2) Beftimmungen in Beziehung auf die innere Ruhe 
des Staats, namentlich gegen Complotte und Aufrubr ; 
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3) Beflimmungen gegen Dandlungen,, weiche ſich auf 
Gefährdung der Staatöhoheit durch die Magiftrate bes 
ziehen, gegen widerrechtliche Beibehaltung der Amtöge 
walt und Ueberfchreitung der Amtöbefugniffe. 

Zum fubjettiven Thatbeftand ward, wie bei der perduel- 
lio, der animus hostilis erfordert, und die Strafe war 
aquae et ignis interdictio. Daß auch die lex Julia von 
zugöweife die Fälle ded Landesverraths umfaßte, erges 
ben namentlih L.1. L.3. L. 10. D. ad leg. Jul. maj. 
(48. 4.). 

Nah) dem Untergange ded Römifchen Freiſtaats blieb 
bie lex Julia noch immerfort die Grundlage für Beſtra 
fung des Majeftätöverbrechend. Die Majeftät blieb dem 
Namen nad) dem Volke, und nad) der Theorie des Roͤmi⸗ 
[hen Staatsrechts war der Imperator nur deſſen erfter 
Beamte, AB Magiftratur ward auch die Eaiferlice 
Wuͤrde durch Wahlen verliehen und zwar fland dem Senat, 
nachdem diefer unter Ziber die Magiftratöwahlen erhalten 
batte, die Erwählung zu, aber die Wahl war felten frei. 
In der Regel defignirte der regierende Kaifer fchon feinen 
Nachfolger, den er dann auch zu adoptiren pflegte, und 
häufig ward die Wahl von den Soldaten erzwungen. Von 
ber Zeit ded Kaiferd Probus an unterließ man es fogar 
in der Regel, den Senat auch nur zum Schein wählen 
zu laſſen. Wählbar waren an fih nur Patricier; al 
lein wenn ber Erwählte nicht Patricier war, fo erhob 
man ihn dazu. Nach der Ernennung wurden dem Kaiſer, 
gleidy den anderen Magiftraten, durch einen befonbern 
Beſchluß feine Rechte ertheilt, wiewohl nicht immer alle 
auf einmal, und dies ift die ald Quelle der kaiſerlichen 
Gewalt angeführte der de imperio oder der regia, 
welde irrig von einem die Republik aufhebenden Geſetze 
verftanden worben if. Zu den Rechten, welche die lex 
de imperio jedesmal den Kaifern beilegte, im foferw fie 
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dieſelben nicht fchon als Caesares erhalten hätte, "gehörte 
namentlich bie tribuniciſche Gewalt , welche fie gleich ben 
Tribunen unverleglid, sacrosancti, und durch das allge: 
meine veto aller Behörden von ihnen abhängig machte, 
weshalb fie diefe auch ald bie Grundlage ihrer Macht bes 
trachteten und von der Ertheilung derfelben die Sabre Ihrer 
Negierung zaͤhlten 12). Welchen tyrannifchen Mißbrauch 
ſchon die nädften Nachfolger Augufld von der ihnen er: 
theilten umfaflenden Gewalt gemacht haben, ift alibefannt. 
Schon zu Anfang der Kaiferzeit tritt neben der res publica 
die Perſon des Kaiferd ald Gegenftand des Werbrechend 
aufs; allmählig tritt diefelbe mehr in den Vorgrund, bis 
fie, und zwar fehr bald, die Hauptfache wurde. Sch 
Tiber erreichte das Maieftätöverbrehen eine bis dahin 
in der Gefchichte unerhörte Ausdehnung. Man beftrafte 
unter diefem Titel beleidigende Aeußerungen über den 
Kaifer und die Zaiferliche "Familie, das Befragen der 
Hahrfager um den Kaifer und fein Haus, den Meineib 
bei: des Kaiferd Namen, dad Abnehmen ded Kopfes ar 
einer ?aiferlichen Statue, den Verkauf eines Grundfſtuͤks 
mit berfelben, die Mißhandiung eines Sftaven, dad Um: 
leiden in der Nahe einer folchen u. f. w. Gerichtet wurde 
über biefe Anfchuldigungen von dem gänzlich abhängigen 
Senate und fpäter von ben Raͤthen und Beamten des 
Kaifers ſelbſt, die in wilfährigen Berurtheilungen ihre 
ergebene Gefinnung darzulegen tradhteten. — Kon Ti⸗ 
ber beißt es im erften Buch der Annalen des Tacitus? 
legem majestatis reduxerat,, cui nomen apud veteres 
idem, sed alia in judicium veniebant; si quis prodi- 
tione exercitum aut plebem seditionibüs, deniqu 
„male gesta republica majestatem populi Roniani il: 


ı . ni ...,3 
„enräsch Staats⸗ und Rechtegeſchichte Der Böen, 
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nuisset: facta arguebantur, dicla impune erant. 
Primus Augustus cognitionem de famosis libellis, 
specie legis ejus tractavit, commotus Cassii Severi 
libidine, qua viros feminasque inlustres procacibus 
scriptis diffamaverat; mox Tiberius, consultante 
Pompejo Macro praetore, an judicia majestatis redde- 
rentur, exercendas leges esse respondit. Wie unter 
einer folchen Gewaltherrfchaft die Peft der Angeber erwuchs 
und fich verbreitete, tft von Zacitus beredt gefchildert. Schon 
Tiber erflärte, subverterent potius jura quam custodes 
eorum amoverent, und baher heißt ed im 4. Buch der 
Annalen: sic delatores, genus hominum publico exi- 
tio repertum et poenis quidem nunquam sSatis coörci- 
tum, per praemia eliciebantur, und bei Seneca: ac- 
cusandi frequens et pene publica rabies. Excipie- 
batur ebriorum sermo, simplicitas jocantium, nihil 
erat tutum. Die Strafe war regelmäßig die Todesſtrafe, 
Leute geringeren Standes wurden den wilden Xhieren 
vorgeworfen oder mußten ben Feuertob erleiden, vornek 
mere ftarben unter bem Beil. Die Strafe ging auf bie 
Kinder ald vermuthliche Erben der väterlichen Gefinnung 
über, ja felbft die Sreunde des Verurtheilten hatten Ber: 
folgung zu erleiden. Betrauern durfte man einen folchen 
nicht, wenn man nicht gleiche Strafe gewärtigen wollte. 
Eine Appellation wurde namentlih in Faͤllen ver Ber 
ſchwoͤrung und des Aufruhrs nicht zugelaffen, fondern 
die Strafe fofort vollzogen. 


Eo lange die Republik noch dem Namen nad gie 
flirte, war die despotifche Militairherrfchaft der meiſt 
burch bie Heere dem Staate aufgebrungenen Kaifer un 
freitig eine bloße Ufurpation; die Imperatoren fehoben 
widerrechtlich ihre Perfönlichkeit dem Staate unter und 
regierten nad) dem von Ludwig XIV. außgefprochenen ab: 


mr 
PR) 
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folutiftifchen Princip: létat o'est moi.- Auch findet’fich bier 
ſchon ein Vorſpiel vom Königsthum aus Gottedgnabden. 
Beim Tode eined Kaiferd warb: ihm gewöhnlich von dem 
ftlavifhen Senat göttliche Verehrung decretirt, inter di- 
vos relatus, und ein eigener flamen für feinen Gultus 
eingefeßt; ja einige Kaifer, wie Caligula und Domitian, 
ließen ſich fchon während ihrer Lebenszeit ald Götter vers 
ehren. Seitdem auch die feheinbare Wahl ded Senats 
abkam, verwandelte fich auch theoretifch bie Republik in 
eine Monarchie ; der Zeitpunkt aber, in welchem dieſe Ums 
wandlung aud) dußerlic in ihrer ganzen Bebeutung and 
Licht traf, war unter der Regierung Diocletiand feit 
285 nach unferer Zeitrechnung. Wenn die bisherige Art, 
wie man fich den Kaifern nahete, fie begrüßte und anrebete, 
noch ganz an die alte republikaniſche Gleichheit erinnert 
und ihre dußere Audzeichnung, dad purpurne Gewand, 
ihnen in ihrer Eigenfchaft ald pontifex maximus beikam, 
fo führte Diocletian dagegen den ganzen Pomp und bie Sitte 
bes Perfifhen Hofes ein. Er nahm den XZitel dominus, 
einen Eaiferlichen Ornat und dad Diadem an, eine weiße 
Stirnbinde dad Zeichen der koͤniglichen Gewalt, welches 
als ſolches den Römern feit den Zeiten der Republik aufs 
dußerfte verhaßt war. Der Zutritt zu der geheiligten 
Perſon ded Kaifers wurde burch neue Formen und Ges 
bräuche täglich fchwieriger gemacht, die Bewahrung der 
inneren Semächer Verfchnittnen anvertraut, und wenn ein 
Unterthan vorgelaflen wurbe, fo mußte er, wer er 
auch fein mochte, fich vor feinem Herrn und Kaifer zuy 
Erde werfen. Seitdem trat alfo an die Stelle des milis 
tairifhen Gewalthabers ein orientalifcher 
Despot. Die fpätere Geſetzgebung zeichnete fich haupt⸗ 
fächlich dadurch aus, daß fie den Kreis des Majeſtaͤtsver⸗ 
brechens immerfort erweiterte und einige gemeine Verbre⸗ 
chen in benfelben hineinzog, wie das Münzverbrechen und. die 
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widerrechtlihe Befangenhaltungin einem Privatgefängniffe, 
wie denn auch dad Fragen von purpurnen Sewänbern und 
der Gebraud der Purpurdinte mit der Strafe bes Maje- 
ftätöverbrechens bedroht warb. Jetzt warb auch die Un- 
fehlbarkeit der kaiſerlichen Maieflär der fpätern Infallibi⸗ 
lität bed Papfted und des Ruffiihen Kaiferd gleichgeftellt 
und als ein sacrilegium bezeichnet — L. 3. C. de erim. 
sacrilegi: Disputare de principali judicio non 
oportet; sacrilegii enim instar est, dubitare an is 
dignus sit, quem elegerit Imperator. — Hieran 
fchließt fich die befannte L. 5. C.ad. leg. Jul. maj., welche 
vom Kaifer Arcadius erlaffen und in welcher dad ganze das 
mals geltende Strafgefeß zufammengefaßt wurde, fo wie 
die Beftimmung Juſtinians in $. 3. Inst. de publ. jud., 
worin alle diejenigen für Majeftätöverbrecher erflärt werden, 
qui contra principem vel rempublicam aliquid mo- 
liti sunt. Die Conftitution ded Arcadiuß, welche nicht 
nur in dem Theodofifchen und Suftinianifchen Coder, fons 
dern auch in das Edift Theodorichs, in dad Kanonifche Recht 
und in die goldene Bulle Carls IV. übergegangen ifl, 
zeichnet fich nicht fo fehr durch neue Beſtimmungen auß, 
indem die darin dem Majeftätöverbrechen felbft gedrohte 
Strafen fogar milder find ald diejenigen, welche fchon Längft 
durch Gewohnheit eingeführt waren, die Mitbeftrafung 
der Soͤhne und Töchter aber als eine allgemeine Sitte bes 
Alterthums bei biefem Verbrechen erfcheint, wie fie durch 
Zufammenfaflung und ausdrüdliche Bekraͤftigung alles 
been, was feit der lex Julia majestatis. in Anfehung 
ber Beltrafung des Majeftätöverbrechend allmählig durch 
Gewohnheit eingeführt war, Aufmerkſamkeit verdient. 
Die fpäteren Imperatoren ſchritten auf der Bahn der wills 
Führlichen Erweiterung diefes Verbrechens weiter fort, und 
die Pandelten (48, 4.) wie der Coder (9, 8.) liefern ben 
Beleg, wie viele und wie fremdartige Handlungen zu Ju⸗ 
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ftinians Zeit aus dem Geſichtspunkte einer Verlegung der - 
Majeſtaͤt aufgefaßt werben follten. | 

Das Refultat ift hiernach im kurzen folgendes. Die 
alte perduellio befaßte Verbrechen gegen die äußere Sichers 
heit ded Staatd, Bedrohung feiner Eriftenz durch aus: 
wärtige Staatsfeinde, dad alte crimen imminutae maje- 
statis erſtreckte ſich hauptſaͤchlich auch auf folche Produels 
liond= Handlungen, umfaßte naͤchſtdem aber auch Hand» 
lungen, durch welche die Römifche Staatöverfaflung und 
die durch die Magiftrate ausgeuͤbte Staatshoheit gefährder 
wurde, bie frühern Römifchen Imperatoren ſchoben durch 
ufurpatorifche Anmaßungen ihre Perfönlichfeit der der Res 
publik unter und die fpäteren fanctionirten diefe Uſurpa⸗ 
tion, indem fie die Roͤmiſche Republif in eine Orientalifche 
Deöpotie umwandelten. Außerbem wurden in den Kreis 
der Moajeftätöverlegung manche Delikte gezogen, welche in 
andere Verbrechen: Kategorieen gehören. Die lebteren find 
unter diefe zu vermweifen; von den übrigen können nur noch 
Diejenigen auf Geltung Anſpruch machen, welche unfern 
gegenwärtigen Berhältnifien entfprechen, und dies find allein 
die Produellionshandlungen, welche die äußere Sicherheit 
bes Staats gefährden. 


Deutfhes Redt. 

Martin hatam Schluffe feines Lehrbuchs 1?) die Ver: 
raͤt herei als ein eigened Verbrechen aufgeftellt und zwar 
als ein gemifchtes Staats⸗ und Privatverbredien; der Ges 
genftand defielben ift eine Perfon, welcher ber Werräther 
zur Treue befonderd verpflichtet war; die Form ber Ver: 
rätherei forderte, daß britte Perfonen (Beinde) dem Ver⸗ 
rathenen widerrechtlih Schaden zuzufügen die Abficht hat: 
ten, daß der Verraͤther benfelben mit Vorſatz behuͤlflich 


14) Martins Lehrbuch, ©. 79. 
Arch. d. Er. R, (Beilageheft zu 1851.) 2 
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war, gleichwohl feine Verbindung mit dem Feinde dem 
Verrathenen verheimliht und den Schein der Zreue für 
fi zu begründen gefucht hatte, Die erfolgte Beſchaͤdigung 
gehört nicht zum Zhatbeflande. Der Berrath trat zuerſt 
ald BPrivatverbrechen hervor. Die Edeln und Männer, 
welche dad Wolf bildeten, hatten nämlich Kinder, Knechte 
und Sreigelaffene unter fich (ihre Leute), die ihnen zu 
Dienften, zu Dankbarkeit und Treue verpflichtet waren. 
Dieler status hominum vermehrte ſich durch die Gefolge, 
aber es bildete fich eben Dadurch ein eigenes Recht des Dieners 
und Begleiter zum Deren. Wer Died Recht verleßte, war 

Verraͤther, und dies iſt die erſte juriſtiſche Bedeutung des 
Worts in Deutſchland. Wie dieſe Bedeutung auf dab 
- Verhältniß des Deutfchen Reichd angewendet wurbe, wie 
das Verbrechen dadurch die Richtung eines Staatsverbre 
chend erhielt, wie die Deutfchen Kinften und Städte, als 
fie nad) der Form der Staatöverbindungen fi) zu bewegen 
anfingen, dem Verbrechen, auch in Beziehung auf fi, 
biefelbe Richtung gaben, ift bekannt genug 16). Dieſe 
Verlegung der dem Herrn zu leiftenden Zreue iſt ber 
vorherrfchende Gefichtöpunft, aus weldhem in den Deut: 
fhen Geſetzen, welche ftatt ded großen Staatöverbandes 
nur die mannigfaltigen, durch Seudalität, Miniſteriali⸗ 
tät u. f. vo. gefnüpften engern Berbindungen famen, das in 
Frage flenende Verbrechen aufgefaßt wird, dad bier nicht 
den Charakter eined öffentlichen, fondern eined bloßen 
Privatverbrechens trägt 1%). Alle Rechtöbücher der Ger 
manifchen Völker, nur etwa mit Auönahme der lex Visi- 
gothorum und des edictum Theodoriei, worin Spuren 
des Römifchen Rechts fich zeigen, xeden nur von dem Zreus 


15) Roßhirt im a des Criminalrechts, IX, ©. 1485. 

16) Zeder &. 50. Henke Ill, &. 390, 43 Hepp im 
Archiv v. 1837, &. 395. Roßhirt im Archid, IX, ©. 140. 
Bradennäft im Achte u. 1850, &. 287. 
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bruch am Lehns,⸗Dienſt⸗ oder Schutzherrn begangen. 
Noch im Sachſen⸗ und Schwabenſpiegel werden von allen 
bierher gehörigen Handlungen nur die Treuloſigkeit und 
Verraͤtherei erwahnt, und felbft der 124ſte Artikel der 
P. G. O. bedroht nur dieſe. Die Rechtöbücher des 12ten 
und 13ten Sahrhunderts kennen nur dad Verbrechen ber 
Zreulofigkeit und Werrätherei, welche gegen ben Kaifer, 
nicht ſowohl feiner Majeftät wegen als in feiner Eigenfchaft 
bed oberfien Lehnsheren begangen ward, unb von 
dieſer Werrätherei fpricht auch ber Artikel 135 der Bam⸗ 
berger Haldgerichtdorbnung. Der Art. 132 der Bamber- 
ger 9. G. O. ging nicht in die Carolina über, weil fich die 
auf die große Erbmacht bed Kaiferd eiferfüchtigen Reiche: 
flände die Beſchraͤnkung des Majeflätöverbrechens auf bie 
Derfon des Kaiferd nicht wohl gefallen Iaflen mochten. 
Der Yusdrud Hochverrath ſtammt aus dem Lehnsverhaͤlt⸗ 
niß, und die alta proditio ift Daher nichtd anderes als ber . 
Zreubruh gegen ben Oberlehnsherrnz bie 
P. G. O. aber redet im Art. 124 nur ganz allgemein von 
der Verrätherei und erwähnt des Verraths gegen dad Va⸗ 
terland, den Herrn, den Gatten und die Verwandten; 
boch bat fie dad Verbrechen nicht darauf befchränten wols 
fen, fondern nur biefe objeftio angegebene Richtung des 
Verbrechens fuͤr die ſchwerſte erklärt. 

Die durch die alte Keudalverfaflung geſetzte Gewalt 
wareine verfaffungsmäßige, fie beruheteauf gegen: 
feitigen Rechten und Verbindlichkeiten, fie gründete fich 
wefentli auf die Lehndübertragung und den Zehnbefig; 
den Rechten bed Lehnsheren, auf. Lehnfolge, Gehorſam, 
Zreue und vorher bewilligte Abgaben entſprach feiner Ver⸗ 
pflihtung zum Schute ber Vaſallen, zur Aufrechthaltung 
ihrer Gerechtfame; im 12ten und 13ten Jahrhundert hatte 
fie ihren Hoͤhepunkt erreicht; von dort an beginnt ihr Ver⸗ 
fall, die größern Zürften machten fich dem Kaifer gegen 

2* 








‚über immer unabhängiger und erwarben ſich auf der an: 
dern Seite immer mehr Nechte gegen ihre Unterthanen. 
Kit der Abdankung des Oberheren verlor die Lehnsverfaſ⸗ 
fung endlich alle rechtliche Bedeutung und ed verwandelte 
fih die „Landeshoheitder Deutfhen Fürſten“ in 
die Napoleoniſche Schöpfung der, Souverainetät” !7) 
Seit der Verwandlung der Feubalflaaten in NRatie 
nalftaaten Bann daher von einem Hochverrath gegen einen 
Oberlehnsherrn nicht mehr die Rede fein, nur die Eine 
Art ded Verraths kann noch auf Geltung Anfprud me 
hen, welche nicht auf dem Feudalverhältniß beruht und 
deren auch der Art. 124 der P. G. O. ausdruͤcklich erwähnt, 
namlich der Berrath des Vaterlandes, der Lan: 
desverrath, und dieſe Art des Verraths fommt ſchon 
in der aͤlteſten Deutfchen Gefchichte vor. Nah Tacitus 
(Germania c. 12.) wurden Verraͤther und Weberläufer, 
auf gleiche Weife wie die Römifchen Perduellen, an den 
Bäumen aufgelnüpft. Man verfland bamals unter Ber 
vath Lediglich die Handlung besjenigen, der einen Beind 
gegen fein Volk aufreizte, ihn in das Land rief und feine 
Unternehmungen unterſtuͤtzte; es war ganz wie die Roͤmiſche 
perduellio gegen die Volks⸗ und Landesgemeinſchaft ge 
richtet 1%). — Der folgende Zuftand Deutfchlands, worin 
ein jeder vermöge des noch gültigen oder in feinen Wirkungen 
fortdauernden Zauftrechtd auf die Hülfe feiner Genoſſen und 
Verwandtſchaft befchränkt war und Gemeinden, Bänder, 
Städte und Freie mit dem Kriegdrecht gegen einander über 
ftanden, erflärt e8, wie man ben Berrath ded auf irgend 
eine Weife Verbündeten zu Gunften ber Beinde bes Ber: 
rathenen fir ein felbfiftändiges und fehr ſchweres Werbre: 
den anfehen mußte. Der Standpunkt war ber nämlice, 





17) Feder ©. 18. 
18) Feder &. W. 
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von dem aus wir noch jetzt die Bandeöverrätherei auffaflen. 
Sie bildet, ohne Ruͤckſicht auf bie beabfichtigte Handlung 
des Feindes, ein befondered Verbrechen und ift nicht bloß 
Beihilfe, da beim Feinde juriftifch gar nicht von Verbre⸗ 
chen und Strafe die Rede fein kann. Da aber dicd, früs 
ber auch zwifchen den Gorperationen und Individuen Statt 
findende, Verhaͤltniß eines Kriegszuſtandes mit ber fich 
mehr und mehr befefligenden rechtlichen Orbnung verſchwin⸗ 
den mußte, fo erklärt ſich, wie das befonbere Verbrechen 
des Verraths in Theorie und Praxis den früheren Umfang 
verloren hat und nur noch im Landesverrath zu erfennen 
ift, während bie andern Faͤlle nach den Grundſaͤtzen von 
der Theilnahme an den Berbrechen Anderer behandelt wer: 
den 19), Hieraus ergiebt fih für die heutige Anwendbar: 
Beit der Deutſchrechtlichen Beſtimmungen daſſelbe Refultat 
wie für die Römifchrechtlichen, daß nämlich unter benfelben 
nur dieüberden Berrath bes Waterlandesanans: 
wärtige Feinde jest noch als gültig angefehen wers 
den können. Da ed nun an gemeinfchaftliden Quellen 
ruͤckſichtlich der Übrigen fogenannten politifchen Verbrechen 
flr die conflitutionellen Staaten fehlt, fo müflen wir die 
Srundfäge über diefelben aus den gegenwärtigen Staats⸗ 
verhältniffen und aus der Analogie der Regeln, welche in 
dem einzig altconftitutionellen Staate gelten, fchepfen, 
wie wir fie auch für dad Inſtitut des Schwurgerichte aus 
England zu entlehnen haben. 


Anfichten der älteren Juriſten. 


Aus den angegebenen fremdartigen Beſtandtheilen, 
aus Roͤmiſchen und Deutfchen Anfichten und Geſetzen bil: 
deten die älteren Rechtögelehrten im Mittelalter die Lehre 


19) Zadhariä, über den Verſuch des Verbrechens des Bodver- 
vath6 , im Archiv des Griminalcchts ven 1838 , &. 5A 
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vom Majeftätöverbrechen aus, in welcher die Roͤmiſchen 
Beflimmungen theild wegen der Vorliebe für: diefelben, 
theils wegen bed reichern Stoffes den fie barboten, theils 
endlich weil fie den Kaifern wohlgefällig waren, nothwen⸗ 
dig ein bedeutended Webergewicht erhielten. Der Erzbt 
ſchof von Mailand erlärte dem der unterworfenen Stadt 
im Jahre 1158 Gefeße dictirenden Kaifer Friebrih I: „tun 
voluntas jus est; nam quod principi placuit legis 
habet vigorem”, welcher dem Römifchen Recht entnom: 
mene Sag nicht wenig die Einführung deſſelben förderte. 
Es konnte daher auch nicht fehlen, daß die Beſtimmun⸗ 
gen des Römifchen Rechts über dad Majeftätöverbrechen 
in bad Reichögrundgefeh von 1356, bie goldene Bulle 
Carls IV und insbefondere die L. 5. C. ad. leg. Jul. fat 
wörtlich aufgenommen und auf den Kaifer und den Kur 
fürften bezogen wurde. Dem Einflufie des Römifchen 
Rechts und ben Lehren feiner Jünger ift denn auch die Um⸗ 
geftaltung der Begriffe von der Majeftät des Kaiſers zuzu⸗ 
fchreiben; denn wenn auch nach Sermanifcher Rechtsan⸗ 
ficht der König ald „‚oberfter Herr” betrachtet wurbe, fo 
war doch ausdruͤcklich verordnet, daß er unter dem. 
Geſetze ftehe, daß er verantwortlich fei und ſelbſt 
an &cib und Leben geftraftwerben fünne Es 
folgte died aus ber Wechſelſeitigkeit des Lehnsverhaͤltniſſed, 
allmaͤhlig aber machte man den Koͤnig zu einem einſeitig 
Berechtigten, an kein Geſetz Gebundenen, Unverantwort⸗ 
lichen. So lehrt z. B. Jacob Ayrer unter Berufung auf 
das Roͤmiſche Recht: Der Fuͤrſt iſt der Herr der Welt, ihm 
ſteht eine unumſchraͤnkte Machtvollkommenheit zu; dieſelbe 
=. iſt durch keine äußere Nothwendigkeit, durch fein Rechts⸗ 
geſetz beſchraͤnkt, Niemand hat das Recht ihn zur Rechen⸗ 
(haft zu ziehen; denn was der Fürft thut, fcheint Gott 
ſelbſt gethan zu haben, da der Fuͤrſt ald Stellvertre: 
ter ®otted auf &rten mu regen und deſſen Anſehen 








zu wahren bat 9. Carpzov geht davon aus, daß 
dies Verbrechen das ſchwerſte unter allen ſei, weil es viele 
andere Verbrechen in ſich fchließe: eine Beleidi— 
gung der Gottheit, denn der Kaifer ift ihr Statthal: 
ter und feine Macht ift von Gott; einen Vatermord, denn 
der Kaifer heißt Water bed Vaterlandes und ift aller Wa: 
ter; einen Verrath, weil derjenige ein Baterlandöverräther 
ift, der deflen Majeftät verlegt; einen Betrug, weil es 
einen Bruch der befhwornen Treue enthält; ja, es ift ein 
Verbrechen gegen die Natur, denn &enophon fagt: 
feine Heerbe greift ihren Hirten an, außer die Denichen, 
die oft fich gegen ihre Fürften vergehen. Wegen der Form 
der verbrecherifchen Handlung wirb inöbefondere auf die 
Staliänifchen Eriminaliften verwiefen, namentlich auf Su: 
lius Glarus, der45 Arten bie Majeftät zu verlegen 
angebe. In biefer Abhandlung war nicht einmal ein 
Verſuch zur Glaffification der unter dem Majeflätöverbre- 
chen im weitern Sinn enthaltenen Handlungen gemacht; 
in gleichem Geift und Sinn find andere Monographieen 
des 17ten Jahrhunderts über died Verbrechen 2), Mit 
Recht äußert $eder 2°), die Singularitäten, welche angeb: 
lich dies Verbrechen charakterifiren follten und von benen 
er die hauptfächlichften anführt, wären bezeichnend für die 
Abgefhmadtheit der früheren Jurisprudenz und gäben ein 
denkwürdiged Zeugniß, bis zu welcher Verkehrtheit eine 
liederlich = fervile Gefinnung fi) verirren koͤnne. Viele 
diefer Kehren fchleppten ſich bie in die neuere Zeit in den 
Lehrbüchern und noch viel mehr in der Praxis hin. Bei 
den füheren Schriftftellern des 18ten Sahrhunderts fand ſich 
zwar bie Unterfcheidung zwifchen der Perduellio und dem 


20) Feder ©. 3. 
21) HKHenke I, ©. 391, 
22) Feder ©. 57. 
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Majeftätöverbrechen im engern Sinne, zu welchem letztern 
fie Handlungen in contemtum vel contumeliam prin- 
cipis erforderten, aber ohne nähere Beflimmung des erfle 
ren, ald allenfalls mit Hinzufügung des animus hostilis; 
gegen Ende des 18. Jahrhunderts endlich warb ber God: 
verrath ald ein Angriff gegen die Eriftenz des Staats oder 
feiner wefentlichften Einrichtungen bezeichnet und auch be: 
reitö der Unterfchied zwifchen Hochverrath und Landedver⸗ 
rath aufgeſtellt. Die meiften Verdienſte um vdiefe Lehre 
erwarb fi) Fe uer bach durch feine philofophifch » juriſtiſche 


Unterfuchung ded Verbrechens des Hochverrathö, welche 
1798 erfchien. 


Meuere Anfihten. . 


Feuerbach erfordert zum Hochverrath einen Angriff 
auf die Eriſtenz ded Staats oder befien Fundamental:Ein 
richtungen, eine Handlung, welche auf die Wernichtung 
ſolcher Einrichtungen gerichtet iſt, gleichviel aber, ob 
diefe Vernichtung in der That bewirkt oder auch nur auf 
die entferntefte Weife unternommen ift, ald 
Subjekt einen Staatduntertban und als fubjeltinen 
Shatbefland den animus hostilis; babei unterfcheidet ex 
nach den von ihm aufgeflellten brei pactis unionis, sub- 
jectionis und constitutionis zwiſchen Hochverrath au 
der Vereinigung ber Staatöglieder oder Landesverrath, 
Hochverrath an dem Staatöoberhaupt und Hochverrath an 
der Verfaſſung. Auch nad) ihm bat man zwifchen ben 
Fällen, in melden ber Staat in feinen äußeren Verhaͤlt⸗ 
niffen zum Staatöfeinde verlegt und benjenigen, in web 
den er im Innern in Bezug auf feine Verfaſſung ange 
griffen wird, unterfchieden, und diefe Unterfcheidung zwi⸗ 
fen Hochverrath und Landedverrath ift in bie neueren 
Geſetzbuͤcher übergegangen. Die Angriffe auf Leben, Frei 
heit oder Geſundheit des Staatsoberhaupts werben befen: 
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ders hervorgehoben und mit ber firengflen Strafe bedroht; 
dann folgen die Angriffe auf die Staatöverfaflung, um 
fie ganz oder in ihren mwefentlichften Zheilen umzuftürzen. 
Die Anfiht, nach welcher auch ber Außländer,, der im 
Lande ſich aufhält, Hochverrath verüben kann, liegt ben 
meiften neuen Geſetzbuͤchern zum Grunde; ber größte Fehler 
findet fih in der Erweiterung ded Strafgebietö auf foge 
nannte hochverrätherifche Vorbereitungshandlungen, indem 
man Handlungen, die im Römifchen Rechte genannt was 
zen und nur Verfuchshandlungen find, felbft wieder ſtraf⸗ 
bare Verfuchshandlungen annahm. Die Einficht in diefe 
Strafbeflimmungen, welde in Häberlins Grund» 
fägen des Criminalrechts Il, S.4 undin der 14ten Ausgabe 
von Feuerbach Lehrbuch S. 275 zufammengeftellt find, 
rechtfertigt nur zu fehr Mittermaier 8 Ausſpruch: In bie 
neuen Sefeßbücher ift in dieſer Lehre durch dad Abſchreckungs⸗ 
princip, dem man bier treu blieb, eine große Härte und 
Ausdehnung des Strafgebietö gefommen. Es ift aber 
dem Gerechtigfeitöprincip, welches die Geſetzgeber im 
Munde führen, Hohn geſprochen, wenn man bei dergleichen 
Verbrechen, beidenen man am erften den Schein der Ungerech⸗ 
tigkeit vermeiden follte, nicht Die Gerechtigkeit beachtet. Die 
Verdienfte, welche ſich Mittermaier, Zaharid, 
Zirkler, Weiske, Hepp, Euden, Marquard: 
fen, Bradenhöft, Feder u. a. in neuefter Zeit um 
die Ausbildung dieſer Lehre, namentlicd durch genauere 
Beftimmung der Begriffe, Beſchraͤnkung bed Anfangs: 
punkts des firafbaren Verſuchs, Berichtigung der Anfichten 
von der Xheilnahme, Mitwifienfhaft und Entwidelung 
der Lehre vom Hochverrath an der Verfaſſung erworben ha: 
ben, find leider für die Praris erfolglos geblieben, und mit 
dem Zeitalter der Belagerungszuftändeund des Standrechts 
ift in politifchen Verbrechen dad Abfchredungsprincip zur 
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entſchiebenen Herrfchaft gelangt, wovon. neuere Ertennt⸗ 
niſſe vielfache traurige Belege liefern. 

Beachtung verdient Martins *) uUnterſcheidung 
zwiſchen Verbrechen wider die Staatsverfaſſung und 
gegen die Staatsverwaltung. Bu ben erſteren zählt 
ee den Hochverrath, den Landfriedensbruch und ben San 
zwang und definiet den Landfriedensbruch als das 
Kriegführen zwiſchen Gliedern deſſelben Staats unter ſich 
Geſchehe dies in Beziehung auf die Religionsuͤbumg, fe 
erhalte das Verbrechen die genauere Benennung des Reli⸗ 
gionsfriedensbruchs. Wenn nun gleich ein ſolcher 
jest fo wenig mehr vorkommt als die mittelaltrigen Fehden 
und in dieſer Beziehung der Gegenſtand des Verbrechens fehlt, 
fo iſt dagegen in neuerer Zeit ein Zuſtand der Feindſe— 
tigkeit zwifhen den bemittelten und unbe: 
mittelten Klaffen der Geſellſchaft eingetreten, 
der befanntlich zu vielfach gemaltfamen Ausbrüchen geführt 
hat. Freilich haben fie meiftens einen politiſchen Gharak 
ter angenommen und find auf Umfturz ber Verfaſſung ger 
richtet gewefen, allein in mehreren Zällen find fie auch 
ohne diefen Charakter aufgetreten, namentlich bei Bauern: 
aufftänden. Sie gehören zwar zu ben Öffentlichen Gewalt: 
thaͤtigkeiten, und mehrere neue Gefehbücher enthalten keine 
befondere Beflimmung über den Landfriedensbruch, ‚weil 
man die Strafgefege über Aufruhr, Nöthigung, Selb 
Bütfe, Gewaltthätigkeit oder Beſchaͤdigung genügend hielt, 
indeffen dürften die gegenwärtigen focialen Verhaͤltniſſe nicht 
blos fie die Aufnahme eines folchen Verbrechens unter die 
Klaſſe der öffentlichen reden, fondern fogar die Aufftelung 
deffeiben als eines befonders flrafbaren erheifchen. 

Enslifhes Rede. 

Für die Grundfäge, auf denen bie Lehre vom Si 

verrath und die Gefebgebung uͤber diefelbe in conflitutionel 


25) Martins Lehrbuh, ©. Die, 
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len Ländern gebaut werben muß, iſt gewiß die Entwicke⸗ 
Iung derfelben nad) den Geſetzen bed einzigen altconftitu: 
tionellen Landes von höchfter Wichtigkeit, und Margnarb: 
fen bat fi) daher durch die Darftellung deſſelben 2°) 
ein unläugbares Verdienft erworben. Seit der Zeit ber 
Normannifchen Eroberung nahmen bie flaatörechtlichen Ver: 
hältniffe in England alle den Charakter lehnsrechtlicher 
Verbindungen an. So Fam es, daß auch die Pflichten 
der Unterthanen gegen den Fürften ald lehnsrechtliches vas- 
sallagium, daß die hoͤchſte Verlegung diefer Pflichten als 
high-treason, ald Verrath und Bruch det geſchwornen 
Lehnstreue, der allegiance angefehen wurden. Schon der 
Name treason und feine Unterfcheidung in high- und 
petit-treason zeigen, wie geläufig Der altern Zeit dieſe Be: 
trachtungsweife war. Als petit-treason führt dad Rechts⸗ 
buch von Britton ben Fall an, wenn ein villanus ben 
Tod feines Lords veranftaltete. Die Altdeutfche Anfi cht, 
daß das Verhaͤltniß zwiſchen Staatsoberhaupt und Staats⸗ 
buͤrgern ein gegenſeitiges, auf gegenſeitiger 
Treue gegründetes, durch einſeitigen Treu: 
bruch zerreißenbes fei, ganzfowieder&ehns: 
Nerus, geht noh in die fpätefte Geſchichte 
hinüber, die Abfesung Eduard II, Richard II, 
ja felbft pie James II werden vonden Rechts⸗ 
fohriftftellern auf jenen Sag zurüdgeführt. 
Hieraus ergiebt fih, daß die in den Times und andern 
Englifhen Blättern wider die Rechtmäßigkeit der Erhebung 
Schleswig⸗Holſteins gemachten Angriffe gänzlich inconſtitu⸗ 
tionell find. — Unter Eduard III, der 1327 als 14jaͤh⸗ 
riger Knabe das Reich erhielt und 40 Jahre lang das 
Scepter fuͤhrte, ward eigentlich erſt die conſtitutionelle 





24) Kritiſche Zeitſchrift für Riuswiſſenſchaft und Geſet⸗ 
gebung des Auslandes, XXL, ©. 1 
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Monarchie Englands gegründet ; das im 25flen Jahre feis 
ner Regierung erlaflene statute of treason hat der Bers 
fafler in der Weberfegung mitgetheilt. Es lautet: 


„Da verfchiebene Meinungen vor dieſer Zeit 
darlıber gewaltet haben, in welchen Fällen man von 
Hochverrath reden fol und in welchen nicht, hat der Ki 
nig, auf das Erfuchen der Lords und ber Gemeinen, fol 
gende Erklärung gegeben, nämlich 
| Wenn ein Mann denkt und finnt auf ben Tod bes 
Königs unferes Herrn oder unferer Herrin der Königin 
ober ihres älteften Sohnes und Erben, ober wenn 
ein Mann die Gemahlin bed Königs oder feine Altefte 
lebige Tochter oder die Gemahlin feines aͤlt eſten 
Sohnes und Erben ſchaͤndet — 

oder wenn ein Mann Krieg erhebt gegen den 
Herrn, unfern König in feinem Reihe ober ben 
Feinden bed Königs in feinem Reiche beifteht, ihnen 
im Reiche oder fonften Hülfe und Nutzen gewährenn — 
und befien gehörig fhuldig erklärt worden nah 
offenen Handlungen durch feine Standesge⸗ 
noffen, 

und wenn ein Mann des Königs großes ober Heis 
ned Siegel oder fein Geld nachmacht oder falſches Geld ind 
Reich bringt, dem Geld von England nachgemacht, wiſ⸗ 
fend, daß ed falfch ift, um ed im Handel zu gebrauchen 
ober zum Nachtheile ded Königs und feines Volks damit 
Zahlungen zu machen, 

und wenn ein Mann den Kanzler, Schagmeißter 
oder einen ber Richter ded Königd, von einer ber beiden 
Bänke der reifenden Richter oder der Affifenrichter ober 
alle andere Richter, die eine Commiſſion Sache zu bie 
ren und zu entfcheiden haben, erfchlägt, wenn ein 
ſolcher im Amt und Dient if, 
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und dies ift fo anzufehen, daß in den oben aufge 
zählten Källen auf Hochverrath gegen ben König und. feine 
Majeftät erfannt werden foll, 

und bei foldhem Hochverrath gehört aller verwirkte 
Anfall dem Koͤnige von Land und Lehn, das von ihm oder 
andern Herrn beſeſſen wird — 

und weil künftig manche andere Fälle von Hochver⸗ 
rath vorkommen mögen, bie ein Mann gegenwärtig nicht 
denken noch erklären kann, tft ed beflimmt worden, daß, 
wenn irgenb eineandere Art vermeinten Hoch— 
verraths vor einen Richter fommen follte, die Rich: 
ter mit dem Urtheil warten follen, bis der 
Fall dem König und feinem Parlament zur 
Erklaͤrung vorgelegt worben, ober ald Hochver⸗ 
rath oder als ein anderes Verbrechen zu beurtheilen iſt — 

und wenn z. B. ein Mann aus diefem Reiche mit 
bewaffneter Mannfchaft feindlicher Weiſe aufeinen Andern 
einreitet, ihn zu erfchlagen, zu berauben oder feflzuhalten, 
bis er Zöfegeld für feine Befreiung gegeben, liegt es nicht 
in der Abficht bed Königs und feines Rath, daß ein fol- 
cher Hall als Hochverrath beurtheilt werden fol, fondern 
ald Felonie oder Gewaltthätigkeit, laut dem Rechte des 
Landes von alter Zeit und je nachdem der Fall es ver: 
langt.” — 

Dies Statut wirb mit Recht von ben großen Ju⸗ 
riſten Englands a new magna charta, bulwark of li- 
berty, pillar of the constitution genannt. Heinrich 
VIII vermehrte zwar das Hochverrathöregifter mit vielen 
Nummern, bie fi zum Theil auf feine Verhaͤltniſſe zu 
feinen Frauen beziehen, zum Xheil an die Majeſtaͤtsver⸗ 
brechen der Roͤmiſchen Imperatoren erinnern, aber alle 
jene neuen Hochverräthereien feiner Erfindungen wurden 
gleich beim Reglerungsantritt feiner Tochter Mary aufge: 
hoben in einem Geſetz, welches, wie der Berfafler mit 





so 





Recht äußert, die Thronrede eined Titus hätte fein können 
und den Regenten und Richtern unferer Tage nicht genug zur 
Beherzigung empfohlen werden kann. Es heißt darin: „daß 
die fehle Stellung jedes Königs fiherer von 
derdiche der Unterthbanen gegen ihren Fürſten 
abhängt als von der Furcht vor Gefegen, bie 
durch harte Strafen hervorgerufen if, und 
daß Sefege, welche für die Erhaltung bes 
Staats ohne großeStrafbebrohbungengemadt 
find, oft mehr eingehalten werden als folde 
mitharten Bußen. Und befonderd folche Geſetze, bie 
nicht nur den Unwiflenden, fondern den Wohlunter⸗ 
sihteten, der nur Gutes im Sinne hatte, 
ergreifen — ia oftmals fürbloße Worte oh 
fonftige Thaten vollführt und vollendet” — und Dabei erin⸗ 
nert die Königin daran, daß manche andere und angeſehene 
Perfonen guten Leumunds unlängft um bloßer Worte 
willen ohne Nebenabfiht und fonftiger That ſchmaͤhli⸗ 
chen Tod erlitten haben, und fie wünfcht, daß Die Härte 
folder übertriebenen und gefährliden Ge: 
fege aufgehoben werde. — Endlich wurde be 
fimmt, daß von nun an kein Vergehen, welches durch 
Parlamentsakte oder Statut ald Hocverrath, petit trea- 
son oder misprision of treason erflärt worden, in Wer: 
ten, Schrift, Beihen, Handlungen oder 
fonft, für Hochverrath angefehen werden fol, außer in 
folchen Fällen, die burch das 15. St. Eduard II aus 
drüdlich als Hochverrath erklärt find, und daß feine Ze: 
desſtrafe, Buße oder Verwirkung den treffen fol, der eine 
andere Art des Hochverraths beginge, als die in bem be 
fagten Statut Eduard III angeführten, unangefehen 
eined-gegentheiligen Statut oder anderer Erflärung — 
Bon der Starchamber der beiden erften Stuart# unb ben 
Seoraggs und heu Jefferies der letztern warb-bie Lehre vom 





61 





Hochverrath indeflen wieder fo gewendet, daß die erfte und 
namentlich die zweite Revolution auf bie Beflerung hierin 
ihr Hauptaugenmerk richtete. Das 7te und Ste Sta: 
tut William III bat für feine Zeit diefelbe Bedeutung, 
welche bad Statut Eduard III für die Vorzeit hatte. Wich⸗ 
tig ift ein vorhergehendes Statut Eduarb VI: no person 
shall be indicted for any manner of treason, er- 
cept on the testimony of two lawfull wiinesses, who 
shall be brought before the accused at Ihe day of his 
trial, to over and to maintain what they hae to say 
against him, unless he shall willingly confess the char- 
ges. Das Statut 7. 8. Wilhelm III enthält bie frei: 
heitlihen Zufäße zum Statut Eduard III, die allmählig 
in der Zwifchenzeit entſtanden, aber freilich auch wieber 
in der Prarid untergegangen waren. Es fegte fell: Ie 
ber, welcher des Hochverraths angeklagt ift, fol 5 Tage 
(fpäter 10) vor der Verhandlung (trial) die Anklage⸗Akte 
und 2 Zage vorhereine Copie der Surylifte haben; er darf 
feine Zeugen beeidigen und ſich durch Anwälte vertheibigen 
lafien. Die Beflimmungen Eduard IV, wonach zwei 
Zeugen verlangt werden, find bed weitern dahin erklärt, 
daß entweder beide über einen und venfelben overt act 
oder jeder über einen Aft denfelben Hochverrath6 s Akt aus⸗ 
fagen. Eine weitere Beſtimmung ift, daß Zeugniß für 
feinen overt act vorgebracht werben darf, der nicht im 
indietment angegeben worden ift, wenn er nicht zum 
Beweis eined andern genau angegebenen overt act dient. 
Die Verfolgung wegen Hochverraths verjährt inner: 
balb dreier Jahre, außer bei einem Mordanfall auf 
den König. Bei dem Hochverrathsproceß eines Pairs 
müffen alle Paird zum Erfcheinen aufgefordert werben. 
Als Ergänzung dieſes Statuts ift noch eine Akte aus der 
Zeit der Königin Anna anzufehen, der gemäß 10 Tage 
vor der Verhandlung eine Lifte der Zeugen, welche das 








indietment beweifen fol, mit Angabe ihres Geſchaͤfte 
und ihres Wohnorts dem Angeklagten zugeftellt werden miıf: 
fen. Ein Statut aus dem 1. Jahr Anna c. 17. 8.3 fegt fehl, 
daß, wer immer ſich bemühen follte, die Nachfolge in ber 
Krone Englandd, wie fie durdy die bill of rights um 
die act for the further limitation ofthe crown beflimmt 
iſt, zu hindern und ſolches bösliher, abfichtlicher, 
unmittelbarer Weife verfucht und dazu hilft, durch 
offene Thaͤtigkeit, als Hochverräther geftraft werben 
fol. Im 6ten Jahre der Königin Anna erging das Ge 
feg: who so ever shall maliciously, advisediy and di- 
rectly by writing or printing maintain and affirm, 
that any other person or persons has or have any 
rigth or titletothe crown ofthe realms ofkerwisethan 
accending to the two acts of parliament and the acıs 
made in KEingland and Scotland mutually for the unien 
of the two kingdoms or that the kings or queens ef 
this realm with and by Ihe authority of parliament, 
are notable to make laws and statutes of suflicient 
form and validity to Jimit and bind the crown and 
the descent, limitation, inheritance and government 
thereof, shall be deemed to be guilty of treason. — 
Der Berfafler bemerkt, daß dies letztere Statut in fich je 
nen hochwichtigen Satz trägt, ber für die Zukunft Englands 
weife Kürforge trifft, daß Feine Familie privat: 
rehtsartige Erbanfprüde an bie Englifde 
Krone habe, fondern daß ed dem Parlament 
zuftebe, die Erbfolge zu ändern und Perfe: 
nen von der Nachfolge auszuſchließen. Dies 
iſt der einzige Fall, wo das writing and printing allein 
ausdrüdlich als Wollziehung bed Hochverraths angenom: 
men wird. Nachdem die Franzöfifhe Revolution wieber 
Bewegungen in England veranlaßt hatte, erging dab 
Statut George II. „Wenn jemand in oder außer bem 
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Reiche denkt, erfinnt umd betreibt Tod unb Verderben, 
Verſtuͤmmelung oder Berwundung, Einfperrung ober fon: 
fligen perfünlihden Zwang gegen: ben König, feine Erben 
und Nachfolger, oder ihn oder fie zu berauben und abzufegen 
von der Ehre und dem foniglihen Ramen der Faiferlichen 
(imperial) Krone dieſes Reichs oder einer andern Befigung, 
oder Krieg zu erheben gegen ben König, feine Erben und 
Nachfolger, um durch Gewalt ihm oder fie zu zwin⸗ 
gen, ihre Maßregein ober Rathgeber zu aͤndern oder um 
Gewalt und Zwang gegen die Parlaments: 
haͤ uſer oder. eined von ihnen zu uüͤbon, fie einzufehüchtern 
und in Furcht zu halten, oder Fremde aufjureizen, daß 
fie mit Gewalt in dieſes Reich oder eine ber dazu gehörigen 
Befisungen einfallen, und folche Gedanken, Pläne und 
Vorhaben äußert und darthut durch Veröffentlichung von 
Geſchriebenem oder Gedrucktem oder Durch offene Handlun⸗ 
gen und Zhaten, fol, wenn er geſetzlich nah dem 
beeidigten BZeugniß zweier nollgultigen, 
glaubwürdigen Zeugen von den Geſchwor— 
nen fhuldig befunden tft, oder fonft auf dem 
Wege Rechtens überführt und verurtheilt iſt, als Hoch: 
verräther angefehen werben.” Died Geſetz, welches ur- 
fprünglich nur für die Kebendzeit George III erlaſſen war, 
wurbe durch 57. George III zu einer lex perpetua ge⸗ 
macht. — Man hat freilich nach diefem Statut verfucht, 
die Arbeiterbewegungen in ben Fabrikdiſtrikten ald Hoch⸗ 
verrath hinzuftellen, allein faft immer waren Kreifprechungen 
oder Specialverbifte die Folge, und man findet in neuerer 
Zeit nicht mehr dergleichen, da ‚ja auch befondere Statute 
diefe Vergehen mit Strafe bedrohen. Als Ausdruck 
einer conflitutionellen Staatsanſicht iſt 
dbiesStatut dadurch wichtig, Daß es die Drei 
Zweige ber Brittifhen Staatsgwalt, den 
König und die beiden Häufer als gteiabe 
Ach. d. Er. R. (Beilageheft zu 1851.) 
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rechtigt neben einander ſtellt. Die jetzt regie 
rende Königin hat im 3ten und 4ten Jahre ihrer Regierung 
den Geſetzen über Hochverratb Folgendes hinzufügen müffen : 
„Wer fi in irgend einer Weile bei der. Werheirathung 
des Königs oder der Königin, fo lange dieſelbe oder ber: 
felbe unter 18 Jahre ift, ohne fchriftlihe Erlaubniß des 
Regenten und ohne Zufimmung der beiden 
Häufer betheiligt, oder wer fi immer fo mit berfelben 
oder demfelben vermähft, fol als Hochverräther angefchen 
werden.” Eine Act Vict.c. 51. $. 1 macht zu einem ſchwe⸗ 
zen Bergehen (high-misdemeanor), eine Keuerwaffe 
loszuſchießen oder anzulegen, oder fonft fchädliche Inſtru⸗ 
mente oder Waffen zu werfen oder zu gebrauchen, um 
die Königin zu verlegen oder zu fchreden. — Das Er: 
forberniß zweier Zeugen ift aud in die Grundrechte ber 
freien Ameritaner aufgenommen. Const. art. 3. sect. 3: 
No person shall be convicted of treason unless on the 
testimony of two witnesses to the same overt act or 
on confession in open court. — Am Schluffe diefer 
Darftelung findet fidy die fehe zu beherzigende Aeußerung: 
Während dad Opfer der Dedpotie gewöhnlich des mitleibi- 
gen Zurufs der öffentlichen Meinung gewiß ift, wird in freien 
Staaten jeder politifche Proceß je nad) dem Partheiftand: 
punkt beurtheilt und benugt werden. Wenn dies ein 
Uebel ift, fo ift es gewiß fein großes, verglichen mit allen 
den Vortheilen, welche einem Volke Selbſtregierung 
und freiheitliche Inftitutionen bringen. Und gar keins 
wird ed da fein, wo bie ridhterlihe Gewalt 
in ihrer Unabhängigkeit und Gleihbered> 
tigung neben der erecutiven Gewalt unb 
dem legislativen Körper body über den Stuͤr⸗ 
‚men der politifhen See gehalten wird und 
wo vor allem in dem Strafcoder Beſtimmungen nicht feh⸗ 
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fen, welche den großmächtigen Staat auch alß einen groß 
müthigen zeigen. 

Bon politifchen Verbrechen kennt das Nordamerikas 
niſche Sefeg nur den Verrath (treason), weldyer darin 
befteht, daß ein Ameritanifcher Bürger gegen den Bund 
der vereinigten Staaten äußern oder auch innern Krieg ers 
hebt, oder auswärtigen Feinden während eines Krieges Bei: 
fand leitet. Die bloße Verſchwoͤrung und das bloße 
Anwerben von Truppen ift nur eine vorbereitende Hand» 
lung; zur Vollendung des Verbrechens gehört, daß die 
Truppen: organifirt und zum Ausruücken bereit find. Das 
Anfchließen eines Bürgers oder bloßen Einwohners an 
fremde Mächte, in der Abſicht, auf deren Maafregeln bei 
einer Zwiftigfeit mit den vereinigten Staaten zum Rache 
theil der legtern einzumirken, wird nicht als Werrath an» 
geliehen, "begründet jedoch ein felbfifländiges Verbrechen 
(crimirial eorrespondenee with foreign powers), wels 
ches mit einer Freiheitöftrafe von 6Monaten bis zu 3 Jah⸗ 
ron und einer Geldbuße bis zum Betrage von 500 Dols 
lar& bedroht iſt. In derfelben befchräntten Weiſe kennen 
die Strafgefege einiger Staaten einen Berrath gegen den 
Einzelſtaat. Die Strafe des Verraths ift der Tod. So 
eng bie Graͤnzen diefed Verbrechens find, fo fireng find 
aud) die Beftimmungen über den Beweis, indem ausdruͤck⸗ 
lich vorgefchrieben ift, daß für jede einzelne Thatſache zwei 
Zeugen da fein müflen. Gegen einen Umflurz ber Ver 
faflung außer diefem Kal eined Krieges oder kriegeriſchen 
Aufftandes hat fi) dee Bund im Sten Artikel der Conſti⸗ 
tution dadurch vorgefehen, daß ed zu einer rechtmäßigen 
Umänderung der Berfaffung der Stimmenmehrheit von 
drei Biertheilen der fammtlichen Einzelflaaten bedarf, welche 
ihre Stimmen auf Grund eines Beſchluſſes ihrer gefehgeben- 
ben Körper abgeben. Aehnliche Beftimmungen gelten, hin 
fichtlich der Umänderung der Conſtitution der Einzelftaaten. 

3 * 
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Andere ftaatögefährliche Handlungen aber, wie das öffent: 
liche Zufammenrotten zu gewaltfamer Auflehnung gegen Be: 
börden oder zu widerrechtlichen Angriffen gegen Per: 
fonen und Eigenthum (riots, routs), find allerbings 
auch mit Griminalfirafen bedroht, welche theild in Geld⸗ 
bußen, tbeild in einer die Dauer von 6 Monaten 
nicht überfleigenden Sreiheitdentziehung beftehn *). Die 
Gerichte find die Wächter der Berfaffung; 
es ift lange anerkannt, daß die hoͤchſten Gerichte gegen ein 
Geſetz, ald mit der Conftitution im Conflicte ſtehend, ent: 
ſcheiden fönnen, und es ift ſchon mehrere Male vorgetommen, 
fowohl in dem Oberbundeögerichte der vereinigten Staaten 
gegen Congreßakte, als inden höchften Gerichten der einzel: 
nen Staaten gegen Geſetze der Staatdlegislatue 9), Ein 
Hauptfortfhritt der neuern Zeit in Eng: 
land ift, daß die legiölativen Staatdorgane, 
da& Parlament gleihberehtigt unter ben 
Shut des Gefammtbegriffdö Hochverrath 
geftelt werden, dendiehöhften Richter: Eol> 
legien nach der eigenthümlichen Anſchauung 
bes Mittelalter [bon lange mit dem Inha⸗ 
ber und Träger der Eremtion getheilt hat—⸗ 
ten *7). Als Wächter der Conftitution fteht auch in Ame⸗ 
rika dad höchfte Gericht hierin den Traͤgern der übrigen 
Gewalten gli. Indem Staatsgrundgeſetz für 
dad Königreihb Danemarf find denn aud 
die drei Staatögewalten ald gleidhbered: 
tigte neben einander geftellt. Der $.2 veffelben 


25) Zittmann über Gerichtsperfaffung, Strafrecht und Strafe 
proceß in den vereinigten Staaten von Amerika. 1848, ©. 71. 

26) Lieber, über die Unabhängigkeit der Juſtiz oder die Preis 
bein Dh Reis in England und den vereinigten Staaten. 
1848, ©. 5. 


27) har quardſen im Archiv des Criminalrechts von 1849, 
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tautet: Die geſeßgebende Gewalt ifl bei dem KH 
nige und dem Reichstage in Gemeinfchaft; die aus: 
ubende Gewalt ift bei dem Könige, die richter: 
lihe Gewalt ift bei den Gerichtöhöfen®). — Diefe 
Beitimmungen find bier etwas außflhrlicher mitgetheilt, 
weil fie auf die Regeln, nach weldyen die politifchen Ber: 
brechen in conflitutionellen Staaten zu beurtheilen find, 
von wichtigem Einfluß fein muſſen. — 


Die Dauptfehler ber neueren Deutfchen 
Geſetzbücher. 

Der Contraſt der Engliſch⸗Amerikaniſchen Grund: 
fäge und Beflimmungen über das Verbrechen des Hoch⸗ 
verrath8 mit denen, weldye man in ben Deutfchen conſti⸗ 
tutionellen Staaten noch als geltendes Recht anfehen will, 
ift fo fohroff, daß ed fich fchon daraus ergiebt, weshalb 
in den lesteren ein fo tiefer Widerfpruch zwifchen dem poſi⸗ 
tiven Rechte und dem Volksbewußtſein eingetreten iſt und 
die Richterfprüche in politifchen Proceffen mit dem Rechts⸗ 
gefühl in fehneidendem Zwiefpalt fiehen. Nach den be: 
Fannteften Nechtöregeln leiden diejenigen Vorfchriften des 
Roͤmiſchen Rechts, welche fih auf Römifche in Deutfchland 
ganz unbekannte Sitten und Verfaſſung beziehen, bei 
und feine Anmendung, weshalb alles was fi 
auf die befondere Staat3: und Regierungßs 
verfaffung der Römer gründet, bei uns 
niht gilt, fo wie auch umgefehrt das Römi: 
ſche Recht auf Gegenftände, weldhe den Roͤ— 
merngarnicht befannt gewefen fondernrein 
Deutfhen Urſprungs find, Feine Anwen: 
dung leidet. In Anerkennung diefes Grundfages ift 


28) Staatsgrundgefeg für ꝓdas Königreich Däne: 
mark vom 5. Juni 1849, 6. 2 
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in den Entſcheidungsgruͤnden eines von dem Schleswig⸗ 
Holſtein-Lauenburgiſchen Oberappellationsgerichte in ber 
Rekursinſtanz beſtaͤtigten Straferkenntniſſes des Holſteini⸗ 
ſchen Obercriminalgerichts ausgeſprochen, daß die in den 
Art. 171 — 174 der P. G. O. über dad sacrilegium ent: 
haltenen Strafbeſtimmungen ſich allein auf die geweihten 
Guͤter der katholiſchen Kirche beziehen, dieſe mithin fuͤr 
Proteſtanten, als ihrem kirchlichen Lehrbegriff zuwider, keine 
Anwendung finden koͤnnen, und dabei bemerkt worden, daß 
wegen der bei uns fehlenden Weihe der Gegenſtand 
fehle, der die ſtrengen Strafbeſtimmungen für die fa 
tholifchen Länder veranlaßt Habe). Derfelbe Grund 
leidet auf die politifhen Berbreden in un: 
fern conflitutionellen Staaten Anwendung. 
So wenig die Strafbeflimmungen der Carolina wegen bes 
Sacrilegiums auf bie Proteftanten Anwendung leiden Fön: 
nen, weil fie ihrem Eirchlichen Lehrbegriffe widerfprechen, 
fo wenig Eönnen die Beflimmungen des Römifchen Rechte 
über die Verbrechen gegen bad Staatöoberhaupt und bie 
Staatsverfaſſung auf die Bürger eined conftitutionellen 
Staats Anwendung leiden, weil fie mit deflen Staatds 
verfaflung und dem Verhältniß des Staatdoberhaupts zu 
den Bürgern in gleihem Widerſpruch ſtehn. Die 
Stellung ber erfien Kaifer als militairifcher 
Ufurpatoren ber Volksgewalt, und der ſpaͤ— 
teren als Drientalifher Despoten zu ihren 
Untertbanen, ift uns eben fo fremd, wie die 
der jegigen Afiatifhben Autofraten zu ihren 
geknechteten Völkern; ja fie find nicht einmal mit 
unfern religiöfen Anfichten vereinbar, denn die frühern 
Römifhen Kaifer liegen fih zum Theil fchon bei ihren 
Lebzeiten vergöttern, und die Verlegungen der fpäteren, 


39) Schlebwige Hoiſteva e Yaykiaea Ür 18R7 , ©, 2, 
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welche Huldigung in Form ber Anbetung verlaͤngten, wur: 
ben ald eme Art Sacrilegium angefehen; in L. 1: D. ad 
legem Juliam heißt ed: pro.rimum sacrilegio 'crimen 
est quod majestalis dicitur, und es ift fchon oben be: 
merkt, daß der Zweifel an der Infallibilität des Kaiferd 
für ein sacrilegiam erklärt worden iſt. Diefe Art von 
Sacrilegium kann doc). wohl auf Feine größere ‚Geltung 
Anfprud machen, ald das auf die Weihe der Patholifchen 
Kirche bafirte? Eben fo fremd find und, wie ſchon oben 
bemerkt, die lehnsrechtlichen Verhältniffe, auf. welche ſich 
die Altdeutfche Anficht vom Verrath gründet, wie denn auch 
die ganze Lehre vom Verrath am Lehnd:, Grund: und 
Leibherrn, an Batten und Berwandten vorlängft aus 
dem Kreife der Eriminalverbrechen verfhwunden iſt und 
der Begriff des Verraths ald Zreubrud durch Begünſti⸗ 
gung und Unterflügung der Feinde des Werrathenen offen: 
bar nur auf den Berrath ded Landes an auswärtige Feinde 
Anwendung leiden kann. Dies legtere wird nun freilidy 
von der Prarid wohl allgemein anerfannt, dagegen bilden 
die aus dem Zufammenhang geriffenen Brucftüde Mb: 
mifcher Geſetze, die willtührlichen Dekrete der von Angft 
des Untergangs durch gleiche Militairaufftände, als die, be: 
nen fie ihre Erhebung verbantten, gefolterten Römifchen Im⸗ 
peratoren, mit der willführlichen Auslegung und Ausdeh⸗ 
nung, die fie im Mittelalter gefunden haben, auch da noch, 
wo fchon neuere Gefetbücher vorhanden find, die Grund» 
lage gerichtlicher Entſcheidung. — 

Die Hauptfehler diefer neueren Gefeßbücher find nach⸗ 
ftehende 2°): | 


30) Mittermater die Strafgefeggebung in ihrer Fortbils 
dung II, ©. 7; Derfelbe im Archiv des Criminalrechts 
von 1847, ©. 594; im Archiv von 1850, ©. 128; im Archiv 
von 1835, ©. 557; Zahariä im Archiv von 1838, ©. 231; 
Abegg im Archiv v. 1850, S. 162; Marquardfen im 
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1) die Mangelhaftigkeit und Unbeſtimmt— 
heit der Vorſchriften. Aus manchen derſelben 
kann man wenig mehr als die Härte ber Strafe ent: 
nehmen, indem fie die Erforbernifle des Thatbeſtands 
übergehen und damit flillfhweigend auf das gemeine 
Recht und die darauf gegründete Doctrin verweifen; 
andere haben diefe Grundfäße aufgenommen , aber bie 
näheren Beflimmungen fehr unklar und unbeftimmt 
angegeben. Da diefe Verbrechen vor die Schwurge: 
richte gehören , fo bedarf ed hier einer mehr cafuiftifchen 
und populairen Zaflung flatt ber in ein Lehrbud 
gehörigen Definitionen, und zwar in einer für jeden ver: 
ftändlichen Ausdrucksweiſe; indeflen darf’ das Strafge: 
feß feinen zu weiten Umfang baben, fondern muß 
ſich auf die in der Erfahrung am häufigften vorkom⸗ 
menben, unzweifelhaft ftaatögefährlichen Handlungen 
befchränfen. Freilich kann die Folge hievon fein, daß 
Handlungen vortommen können, welche nicht unter die 
Caſuiſtik des Strafgefeges gebracht werden können und 
.daher ſtraflos bleiben, allein die aud dem Generaliſi⸗ 
ren, entfpringende übertriebene und oft abſurde Härte 
bei der Anwenbung folcher ausgedehnten Normen auf 
einzelne Fälle ift unflreitig ein noch größered Uebel. 
2) die Art, auf welde hier dad Abfchredungdprincip zur 
‚Anwendung gebracht iſt, und zwar fowohl in Ruͤckſicht 
ber angedrohbten Strafe, als in Rüdficht der 
Ausdehnung des Strafgebiets. — 


Was die erftere betrifft, fo findet man fich 


a) durch die Härte der Strafe getroffen. Vergleicht 
man die in allen neueren Gefegbüchern dem Hochver⸗ 
tath u. |. m. gebrohten Strafen mit den Strafdrohun: 


Archiv v. 1849, ©. zur, 83 ww Uchio u. 1837, ©. 359; 
Henke Handbadh IM, S 
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gen gegen andere Verbrechen, To ift es Teicht nachzu- 
weifen, daß bei den erfteren eine Unverbälmißmäßig- 
keit der Strafe, eine Häufigkeit der gebrohten Todes⸗ 
und Zuchthausſtrafe vorkommt, welche fonft das 
Geſetzbuch nicht enthältz 


b) liegt ein Fehler in ber Androhung abfoluter 
Strafen. Während man bei anderen Verbrechen 
verfchledene Strafarten oder weite Räume zwiſchen 
Marimum und Minimum angedropt findet, weil man 
die Vielgeftaltigkeit der einzelnen Fälle und daher die 
Nothwendigkeit erkennt, dem Richter bie Möglichkeit 
zu gewähren, die ber Verſchuldung angemeffene Strafe 
zu erfennen, fcheinen die Gefeßgeber anzunehmen, daß 
eine fulche Verfchiedenheit der Verfehuldung bei den 
Staatöverbrechen nicht vorliege. Durch jene harten 
Strafgefebe laßt fich aber der feindfelige Geift nicht 
befhwören. Eben bei Verbrechen, bei denen die Staatö- 
regierung ober der Regent unmittelbar intereffirt bei 
der Unterfuhung und Beſtrafung erfcheinen, fordert 
die Klugheit alles zu vermeiden, was den Glauben 
an die Gerechtigkeit der Strafurtheile erſchuͤttern koͤnnte. 
Die Richter, welche fih um die Staatöregierung ver: 
dient zu machen glauben, wenn fie ohne Rüdficht 
auf die individuelle Verfehuldung in folhen Fallen 
harte und entehrende Strafen erkennen, erinnern an 
die Babel vom Bären, ber in feinem blinden Eifer, die 
flörenden Fliegen von feinem fchlafenden Herrn zu 
verfcheuchen, ihm einen Stein an ben Kopf warf. — 


c) nicht minder zu tabeln ift die Androhung enteh: 
render Strafen für diejenigen Fälle, denen in 
der Hegel keine in ber öffentlichen Meinung herab: 
feßende Gefinnung zu Grunde liegt, wie bei der Auf: 
forderung zu hochverrätherifchen Unternehmungen, Vor: 
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Mittelalter auf den Deutſchen Kaiſer angewendet und 
feitdem auch auf die andern Regenten „von Got: 
tes Snaden” übertragen bat, bie aber mit ber 
Idee des conftitutionellen Staats im ſchroffſten Ge: 
genſatz ſteht. Hieher gehören ferner alle Handlungen, 
welche nur gegen einzelne Alte der Regie: 
rung und nidt gegen die Exiſtenz des Staatd oder 
defien wefentliche Einrichtungen gerichtet find, wie 
mehrere Faͤlle der vis publica u. f. w. Die Ausdeh—⸗ 
nung der Strafbellimmungen über Hochverrath auf 
Angriffe gegen den Deutfhen Bund, in $olge 
Befchlufled der Bundesverfammlung vom 18. Auguft 
1836, ift feit der Auflöfung des Deutfhen Bundes 
unpraktiſch geworden. 

c) Dieher gehört auh die Gleihflellung ber 
Strafbarkteit des Berfuhd und der Bol: 
lendung beim Hochverrath; denn wohl nur die 
confequente Ausbildung des Abfchredungsprincips (bei 
dem fonft fo freifinnigen Fe uerbach) oder die Furcht 
eines Tyrannen konnte zu der Behauptung führen, 
daß jede in das weite Geblet des Hochverraths fallende 
Unternehmung ſchon bie hoͤchſte Strafe rechtfertige. 
Auch Gründe der Politik ftellen ſich diefer Härte ent» 
gegen; denn ber einmal in eine foldhe Unternehmung 
Verwickelte kann dann fein Heil nur in ber Vollendung, 
die ihm Straflofigkeit zufiert, finden, wie es benn 
aud) eine durch lange Erfahrung beftätigte Wahrheit 
ift, daß zu harte Strafbrohungen der beabfichtigten 
Wirkung widerfprehen, und daß die Verhütung der 
Verbrechen mehr durch die fchnelle und fichere Voll⸗ 
ziehung milderer Strafdrohungen erreicht wird. 

d) durch die Aufftellung bloßer Verſuchs— 
oder Sheilnahme : Handlungen als felbf: 
fländiger Verbrechen, wie der Verſchwoͤrung, 
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... ber. Aufforderung zum Hochverrath, ber. Verbreitung 
:: "fiaatögeföhrlicher Grundfäte,. der Anfchaffung. von 
: , Maffen au bochverrätberifshen Zwecen u. f. 1... Ent; 
weder mußte 'man dieſe Hendlungen als bloße Theil⸗ 
: „nahme » ober Verſuchshandlungen auffichren und. ben 
.. :Werichten uͤberlaſſen, fie. mach tes Grumbfäßen uͤber 
...Berfuch oder. Theilnahme zu beurtheilen, oder man 
mußte im. allgemeinen ‚heile; des Geſetzbuchs nicht 
erklaͤren, daß auch ber Verſuch des Merbrechent. bis 
ſtraft werden ſolle, ſondern hei jeben Verbrechen bie 
ſogenannten Verſuchshandlungen, welche man ſtrafen 
wollte, als eigene Verbrechen mit geeigmeten Gtrufen 
bedrohen, wie died die Römerin ihren: Ingibun gethan 
‚haben. Das. neue Syſtem führt dazu, daß die Ges 
richte wieder firafbaren Verſuch zu Verbrechen annch⸗ 
men, bie ſelbſt nur Verſuchshandlungen find. 


Ion 
Der Rehtsflaate ... ..,, 


Sol überhaupt die Vernunft im; der Sinnenwelt x —* 
liſirt werden, fo muß es möglich. fein, daß ‚mehrere: ver 
nünftige Weſen als foldhe d. i. als freie Wefen.neben: ein« 
ander beſtehen. Das Beifammenbefichen. der Freiheit 
Mehrerer ift aber nur dadurch moͤglich, daß jedes. freie 
Weſen ed fih zum Geſetz mache,. feine Freiheit. auf die 
Bedingung zu befchränten, daß die Kreibeit aller hbrigem 
mit ihr zufammen beflehen koͤnne. Dad Iatexeffe jedet 
Einzelnen geht dahin, ſo viel als moͤglich flır ſich gu be⸗ 
halten und allen übrigen: fo, wenig als möglich zu laſſem3 
aber eben darum,. weil biefe Intereſſen unter fich. flteitig 
find, muß dieſer Widerfpruch. gehoben werden, ' damit 
nicht die menfchliche Gemeinfchaft im Kriege aller. gegen, 
alle untergehe und damit jeber mus bad erhalte,; was ihm 
zufonmen kann, wenn die Anbern: neben ihm befichen: 
ſollen. Bereinigt man naͤmlich den Willen aller en Eines 





Amen un WE 
Freiheit nichts weiter auf, 
die Rechte Anderer, mit 
Gemeinſchaft kommt, dan 
des gemeinſamen Willeni 
wmuß feſtgeſetzt werben a 
Wille aller, den jeder als 
er in beffimmten täumlid 
diefe Beflfegung des geger 
wird der gemeinſame Bill 
dividuums kann nie bie Ga 
Individuum fi auf die 9 
verlaffen Pönne; es mußa 

werden, der nur dan 
er das Sefeg wirt,‘ 
von ber Unmöglichkeit über; 

zuwider behandelt werde. Di 

vorhanden, wenn. der Verw 

zur Rechenſchaft gezogen wer 
in welcher der Traͤger der oͤffe 
wortlichkeit hat, iſt eine ze 

Debotie. Min ia .ı .. 
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Zwed’bes: Stantd, er it mur ihre: Behingung,' Saher "auch 
nicht. bewechtigt ,. fie Durch Zwang herbeizuführen: - . 
| Der Gedanke, daß der Staat durch einen Vertrag 
entſtanden fei, iſt durch Hobbes zuerſt/ aufgeſtellt und von 
Puffeudorf nach Deutſchland hinlibergetragen ;. allein. Die 
früheren Stautörschtölehrer. nahmen: am ,..da8 Wollt ent: 
Außere fih durch den Vertrag⸗ ber Staategewalt, bis 
man erkannte, daß. jener. Vertrag nichts Anderes ſei, ald 
eine: Seibfibefimmung des freien. Bolkswil⸗ 
Len 8. und nicht ein Vertrag zwiſchen zweien; von denen 
der eine, bie Staatsgewalt, ja erfk: durch virſen Akt des 
Volkswillens erzengt werben ſollte. Die Lebendthaͤtigkeit 
des Staats als einer beſtimmten Perfönlichleit:muß ſich nach 
gewiſſen Regeln richten, bie Summe dieſer Regeln bildet 
die Berfaffung ;. diefe muß erſt den Begriff der Stantäper:; 
fönlicgkeit durch Conſtituirung einer äußern Macht, der 
Staatsgewalt, zur Geltung bringen, letztere iſt daher eine 
nothwendige Folge, aber doch nuv! eine Folge der Ver: 
faffung; fie exiſtirt nur durch ſie und mit ihr. Allerdings 
kann der ſogenannte Unterwerfungkvertrag zugleich mit 
dem Bereinigungs⸗ und Verfaſſungsvertrage geſchloſſen 
werden, allein der Idee nach ſetzt er immer jene beiden 
Vertraͤge voraus, wenn er auch der Zeit nach mit ihnen 
zuſammenfaͤllt. Die Staatsgewalt, welche ber 
Volkswille durch die Berfaſſung einſetzt, 
handelt daher nurim Namen und im Auftrage 
bes Volks; ber ſogenannte Unterwerfungsvertrag iſt 
nichts Anderes als biefenige Aeußerung des Bolkswil⸗ 
lens, durch welche derſelbe gewiſſen Perſonen das Man⸗ 
dat ertheilt, die Staatsgewalt in-feinem Namen zu 
verwalten. — Das Organ des allgemeinen Willens laͤßt 
ſich als der oberherrliche Wille bezeichnen. Als oberherre⸗ 
licher Wille find aber nur Die Erlaffe des Staatsoberhaup⸗ 
ted anzufehen, in benen fich derſelbe alt Lalchar anır 
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fpricht , mithin nur Diejenigen, in denen er fih in Bezie: 
bung auf einen Öffentliden Zwed unter ber 
Form der Staatögewalt Außert, und zwar innerhalb 
ber Sränze, die Durch die Berfaflfung für ben 
oberberrlihen Willen beſtimmt ift; als Subjekt 
des Privatwillend iſt das Staatsoberhaupt nur Privatper: 
fon und nicht Organ des Volkswillens. Die Gränzen bed 
oberherrlichen Willens ergeben fich Daher aus ber Werfaf: 
fung jedes Rechtöftaatd dahın : Das Staatdoberhaupt hat 
1) ein Recht, bie ihm anvertraute Staatögewalt ein 
feitig aufzugeben ; 
2) fein Recht, fie auf einen andern einfeitig zu Über 
tragen ; 
3) kein Recht, einfeitig Theile des Staats zu veräußern; 
4) kein Recht, feinen Privatwillen vermöge ber Staaté 
gewalt geltend zu machen; 
5) fein Recht, den Zwed der fiaatöbürgerlichen Ver 
einigung zu verändern ; 
6) fein Recht, die bürgerliche Vereinigung aufzulöfen; 
7) kein Recht, Rechte Einzelner Zum Vortheil anderer 
Einzelnen im Staate aufzuheben oder zu beeinträd> 
tigen; 
.. 8) kein Recht, Einzelne oder audy ganze Klaſſen gegen 
andere Klafien zu privilegiren. Das Recht be: 
rubtauf der Gleichheit aller vor dem Ge: 
fege. Jedes Vorrecht iſt ein Unredht; 
9) kein Recht, der Verfaſſung entgegen zu handeln; 
10) fein Recht, die Verfaſſung einfeitig zu andern. 
Die Verfaſſung der Rechtöftaaten beruht nicht nothwenbig 
auf einer Berfaflungsurtunde oder einem Grundgeſes 
Die Englifhe hat fi) allmäahlig ausgebildet, fie iſt aus 
den fiegreihen Kämpfen des Wolf gegen die gewaltfansen 
Uebergriffe des Staatdoberhauptd hervorgegangen umb 
entwidelt ſich fortvauemn, indem ſie dad demokratiſche 
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Element zu immer höherer Geltung bringt. Ihre letzte 
wichtige Errungenfchaft ift dieReformbill,, welche die Über: 
wiegende Macht in die MittelsKiaffe legt. Jetzt iſt aber 


auch dort der Zeitpunkt eingetreten, wo bad Proletariat 


feine Anſpruͤche geltend macht; es unterfcheibet ſich aber 
dadurch vortheilhaft von dem franzöfifchen, daß feine For⸗ 
derungen nicht wie bei:lekterem auf Verbeſſerung feiner 
öfonemifchen Lage und Unterſtitzung, alfo auf poſi⸗ 
tive Leiſtungen burch den Staat, fondern auf Antheil 
an den politifhen Rechten gerichtet find. In ber 
people’s Charter, die 1837 an bas Parlament gelangte, 
find. ſechs Forderungen aufgeftelt:. 1) Allgemeines 
Stimmrebt;2) jährlihes Parlament; 3) glei» 
he Bolksvertretung durch Wahldiſtrikte; 4) ges 
heime Abflimmung; 5) Wegfall bes Genius; 
6) Begaplung derParlamentsmitglieder — 
In ben: übrigen Rechtöftaaten beruht die Werfaflung auf 
Grundgeſetzen; fie find theild republikaniſch, theild confis 
tutienells monarhifh. In Teßteren ſteht die vollzies 
hende Gewalt außfhließlih dem Staatsoberhaupt 
zu,. wogegen das Wolf durch feine erwählten Vertreter 
mit dem Staatdoberhaupt an ber geſetzgebenden Ge⸗ 
walt (durch Volksrepraͤſentanten) und an: ber 
richterlichen Gewalt (theils durch Schwut⸗Ge⸗ 
richte theils auch vielfach durch Antheil an ber Be: 
fegung des höchſten Gerichtshofes durch feine 
Repräfentanten) Theil nimmt: Dad Staatsoberhaupt 
veröffentlicht Die Gefebe und wacht über dexen Vollziehung. 
Es ift der Vorſtand der Staatsordnung und in dieſem 
Sinne (nach ben Worten Friedrichs des Großen) ber erfte 
Diener des Staats, Es repraͤſentirt ben Staat nach 
außen und iſt unverantwortlich, aber e8 verwaltet den 
Staat nur durch Miniſter, die dem Volke ver⸗ 
antwortlich ſin leroirägne, meisline gewntran van. 
Arch. d. Gr. AÆ. (Beilageheft in 1851.) 
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Eociale Einwirkungen. 

Aus den obigen Grundſaͤtzen: der Zwed des 
Staats iſt kein anderer, als die Sicherung der 
Rechte aller Staatsbürgerz die Rechte aller 
Bürgerfind glei; jebes Borrecht iſt ein Un: 
seht; der Staatsbürger giebt von feiner Frei: 
heitnihtmehrauf, als nothwendig iſt, damit 
die Rehte ber Anderen damit beſtehen Ein: 
nen; der oberberrlihe Wille erifirt als fol: 
cher nur, in fo weiter fi innerhalb Derver: 
fafiungsmäßigen Bränzen in Beziehung anf 
einen Öffentliben Zwed unter der Form de: 
Gtaatögewaltäußert, ergiebt ſich die Nothwendig 
keit zu ermitteln und klar auszuſprechen, in wie weit bie 
Sreiheitsfphäre des Staatsbürger unbefchränft if. In ben 
eahiors der Wähler für die dtats generaux vom Jahre 
1789, aud denen die erfle Rationalverfammlung hervor: 
ging, wurben einflimmig folgende 11 Punkte geforbert, 
von denen nur die beiden letzteren und zwar fehr allgemein 
dieſen Gegenſtand betrafen: 

1) le gouvernement Frangais est monarchique; 

2) la personne du roi est inviolable et sacrde; 

3) la couronne est hereditaire de mäle en mäle ; 

4) le roi est depositaire du pouvoir executif; 

5) les agens de l’autorit€ sont responsables ; 

6) la sanction royale est necessaire pour ia pre- 
mulgation des lois; 

7) la nation fait la loi avec la sanction royale: ; 

8) le consentiment national est n&cessaire à PFem- 

prunt et l’impöt; 

9) Pimpöt ne peut &tre accord6 que d’une tenue 
d'états generaux à P’autre; 

10) la propridi6 sera saerde; 
. 11) 1a liberte indwiduelle nera sarıte. 
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Ueber andere Punkte. war keine Minſtimmigkeit gewefen ; 
einige oahiers, beionders die, von. Varis, hatten einen 
fürmligen Entwurf der dächsratian ‚des droits.gehracht, 
mit Aufpebung. aller ‚Hörigleit,,. freie.Dreffe und Soupe⸗ 
vainetät der Nation;. aber. weiter als, bis zu biefen allge 
meinen Principien war ‚Niemand. gegangen?). Die bes 
kannte declaration des droits de PAomme dt du citoyen 
bildet die Baſis und den Anfang der Genflitution. von 1791. 
Man kann den Inhalt derfelben in brei Gedanken zuſam 
menfaffen. Zuerft hebt.fie das. Recht der Geburt auf und 
erflärt die Gleichheit allen Menſchen in. der Geſell⸗ 
haft, in Macht, Erwerb, Thätigfrit , BSeſitz si, daflır 
erklärt fie als unverjähsbares Recht: ber. Denfchen. bie Frei⸗ 
beit, die Sicherheit .ded Eigenthums und das Recht def 
Widerfiandes gegen bie Unterdruͤfkung... 

Art. 1. Tous les hommes naissent et demeurent 
libres et egaux en droits ;; los .distinctions..sociales ne 
peuvent &tre fondéos que -Bur Autilitd commune, - Die 
„Anwendung dieſes Princip&” (ſpaͤter der. Eingang ber 
Eonftitution) fügt dann hinzu: Il;n’y. a.plua noblesse, 
ni pairie, ni distinctiong.hereditsises, ni distinctione 
d’ordre, mi regime feodal, ni jacticos patrimeniales, 
ni aucyn des titres, denomimations et, prörogatives 
qui en derivaient, ni aucan.ordre: de. oheyalefie, ni 
aucune deg oarporationg ou. ddoprations pourlesquelles 
onexigeait des preuvoede nghlesse ou quisupposaient 
des distinctions. do naisaaneo, ni aurune autre * 
ritò, qua celle des fonctinnnaires publica dene l’axer- 
cice de leurs fonctians.: linie ta 

An diefe vollfommene und radicale Aufhebung. aller 
Standesunterſchiede ſchließt. ſich manriktelbar das becite; 
nicht weniger wichtige Prindip: 

a1), Erin veman der focdirkii —TI iu a, h 
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Il n’y a pour auenne partie de la nalion, ni pour 
aucun individu aueus privildge, ni exception au dreit 
commun des Franceis. Ti n’y a plus mi jurandes, ni 
eorporations de professions, arts et metiers. — La 
ei ne recomnait plus ni voeux religieux, ni aucun 
autre engagement, qui serait contraire aux droits na- 
turels ou a la eonstitution. 

Mit der Gleichheit in der Befellfchaft führt fie die 
Gleichheit im Staate ein. Die Deflaration fagt Art. 6: 

Tous les citoyons ont droit de concourrir per- 
sonnellement ou par leurs representants & la forma- 
tion de la loi. Tous les citoyens &tant dgaux à ses 
yeux sont &galement admissibles a toutes dignites, 
places ot emplois publics selon leur capacite et sans 
autre distinction que oelle de leurs vertus, de leurs 
talents. 

Die dispositions fondamentales (Tit. 1. Art. 1. 
der Gonflitution von 1791) fügen hinzu die Gleichheit im 
Amte wie in der Steuer — que toutes les contri- 
butions serent reparties entre tous les citoyens &gale- 
ment en proportion de leursfacultes — in der Strafe 
— que les mêmes delits serent punis des mêmes pei- 
Res sans aucune distinction des personnes, und Art.7 
der Deflaration auch in dem Strafverfahren. 

Drittens endlich erflärt fie und führt fie aus das 
Princip der Sonverainetät des Volk: 

Art. 3. Le principe de toute souverainete reöside 
essentiellement dans la nation. Nul corps, nul indi- 
vidu ne peut exercer d’autoritd, qui n’en dmane ex- 
Prossement, 

Irt. 6, La bei eat Fespression de la volonté ge- 
nerale. 

- Um. diefe Soworralnerit her volonte generale zu 

n wird die Dreite vurgond Treinearben, VOR Mer. 
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ſammlungs- und Petitionsredt gleichfalls... Die 
volonte generale wird durch die wirkliche Theilnahme 
aller Bürger gebildet und fo ift das Gefeg nur der Aus⸗ 
drud bed gemeinfamen Volkes, dem fich jeder unterwirft. 
Der geiftreiche Verfaſſer, welcher fih durch die von ihm. 
begründete Wiffenfhaft der Gefelfhaft ein fo 
großes Verdienſt um die höchfte Aufgabe der Zeit erworben 
bat, bemerkt: Mit diefer Anwendung der Idee ber Frei: 
heit und Gleichheit auf die wirklichen Zuftände änderte ſich 
ihre Natur; man hatte fie bisher wefentlich für rein po: 
litiſche Principien gehalten, jetzt ward ed klar, daß 
fiein der hat geſe Uſchafthiche Grundfäge feien und 
die Revolution, indem fie in der declaration des droits: 
dad erfte gefelfchaftliche Grundgefeg fir die Nation aufs 
ftellt, zeigte von da an ihren wahren Charakter, den Cha⸗ 
rakter einer focialen ümgeftaltung des ganzen Volks; 
allein dieſe Deklaration war doch nur negativ, eine 
Reihe Dekrete der Nationalverfammlung 
bildete eigentlich erft die poſitive Grund: 
lage der neuen gefelfhaftliben Ordnung. 
Was war ed, was drei Viertheile von Frankreich fo elend,: 
fo abhängig, den höheren Klafien fo ungleich marhte? 
Dad Recht war ed nicht, denn dab echt war felbft nur. 
die Confequenz eines Andern und dies Andere war ber 
Grundbefig und feine Bertheilung Als bie 
Revolution ausbrach, gab e8 noch Millionen von Hörigen 
(main-mortables) ; zu dem Rechte der Hörigfeit ald Ab> 
flufungen rechnete man außerdem die Banurechte (banali-. 
tes) und die Frohnden aller Art (oorvees). Die Aflem> 
bloͤe ftellte den Grundfaß auf, daß alle diefe Rechte ohne 
Entfhädigung aufzuheben fein. Die zweite Gruppe 
von Verhaͤltniſſen, die in Kolge des Beſchluſſes der bes 
ruhmten Nacht des 4. Auguſts geändert warb, umfaßte 
ale unablösbaren Lehnsabgaben ver alten Zeit, 
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die droits féodaux et censuels, rentes seigneuriales, 
champarts, agriers u. f. w., die unter verfchiebenen Na: 
men in ganz Frankreich vorfamen. Sie wurden für ein 
fache Grundabgaben erklärt, die ber Abldfung unter: 
lägen.. Endlich wurde jede Grund:Rente ablösbar erklärt. 
— Mein neben dem Fleinen Grundbefiß beflanden noch 
die ungeheuern Landglıter des Adeld, die ihren Beſitzern 
den alten Einfluß ded Adels fihern mußten. Die Dauer 
jener Befigungen beruhte darauf, daß fie fletS nur auf 
den älteften Sohn der Familie ungetheilt übergin- 
gen oder daß die jüngeren Brüder doch nur einen ganz Mei: 
nen Theil davon erhielten. Am 8. April 1791 ward nun 
das folgenreiche Dekret angenommen: tous heritiers en 
egal degre succederont par portions egales. Die gros 
Ben adeligen Gütermaflen wurden dadurch unaufhaltfam 
der Auflöfung entgegengeführt. An daflelbe ſchloß fich ein 
anderes; es blieb die Möglichkeit für den großen Gut 
herrn, feine Guͤter teſtamentariſch als Ganzes zu 
vererben; Pétion und Robespierre wollten die Te: 
flirbarkeit ganz aufgehoben willen; es ward fpäter ange: 
nommen , daß. der Vater, wenn e Einen Descenden: 
ten babe, nurüber die Hälfte, wenner zwei habe über 
ein Drittheil, wenn er mehrere habe nur über ein 
Biertheilteftamentarifc verfügen koͤnne, und diefe Be: 
flimmung im Code .eivil Art. 913 feſtgeſtellt. Endlich ent: 
fland durch den almähligen Verkauf der Staatsdo⸗ 
mainen, in Folge der allmähligen Zahlung ber dette 
constitude durch Staatöpapiere, die auf die Staatsde⸗ 
mainen fundirt waren, eine Menge ganz nener 
Grundbefigungen. Durch diefe Gefege ift die neue 
Geſellſchaft Frankreichs begründet und jest war Die Umges 
ftaltung der ganzen Berfaflung eine unvermeibliche Noth⸗ 
wenbigkeit. Die Deflaration nennt den Staat felber ſchon 
ein corps social, und erklaͤrt in Art. 16: toute soeidte, 
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dans. laquelle is garantie des droits n'est pa asgurde, 
n’a pas dos constitution. Es war bad erfie Mal, daß 
died Bedingtfein der Staatdverfaffung durch die geſeU⸗ 
ſchaftliche Ordnung, ſwenn auch noch in unklarer 
Weiſe, ausgeſprochen ward. 

Im Laufe der Zeit hat das ſociale Intereſſe i in Frank: 
reich ein entſchiedenes Uebergewicht erlangt, und der Staat 
iſt in der neuen Republik ebenſowohl zu einer Wohlfahrts⸗ 
und Erziehungsanſtalt unter der Bevormundung der 
Staatsgewalt geworden, wie in dem Polizeiſtaat des Abſo⸗ 
lutismus. Davon zeugt die Einleitung der Conſtitution 
vom Jahre 1848 22). „I) Frankreich Hat ſich zur Repu⸗ 
blik erklaͤrt. Indem es die Republik als bleibende Regie: 
sungsform annahm, hat ed fich zum Ziele gefebt, freien 
auf dem Wege des Fortfchritts und der Volks: 
bildung voranzuſchreiten, eine gleichmäßigere und ber 
Gerechtigkeit mehr und mehr ſich nähernde Vertheilung 
ter Laften und Vortheile in der Gefelfchaft herbeizuführ 
ıen, den Wohlſtand eined Jeden durch die allmähtige 
Verminderung der Öffentlichen Abgaben und der Steuern 
zu fihern, und alle Bürger, ohne neue gewaltfome Er: 
ichütterung , durch die fortgefegte und befländige Wirkung 
ter Staatdeinrihtungen und Gefehe zu einem immer 
böhbern Grad der Tugend, der Aufflärung 
und des Wohlfiandeszufähren 2) Die franz: 
ſiſche Republik ift eine demokratiſche, einige und untheil: 
bare. 3) Ste ordnet Rechte und Pflichten an, 
welche höher fin® ald die pofitiven Gefene. 
4) Eie hat zum Grundfage ‚die Freiheit, die Gleichheit 
und Brüderlichkeit, fie hat zur Grundlage die Familie, 
die Arbeit, dad Eigentbum. und bie Öffents 
Lihe Ordnung. 5) Sie adhtet die fremden Nationalis 


—· 


22) Rauch Parlamentariſchet Jaſchenbuch U, S. 158. 
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täten, wie fie ihre eigene geachtet willen will; fie unter: 
nimmt keinen Krieg zum Zweck der Eroberung und gebraudt 
nie ihre Kräfte gegen bie Freiheit eines Wolfe. 6) Gegen: 
feitige Pflichten verbinden die Bürger gegen die Republik 
und die Republif gegen die Bürger. 7) Die Bürger müf 
fen dad Waterland lieben, ber Republik dienen, fie mit 
ihrem Leben vertheidigen, an den Laſten des Staats nad 
Maaßgabe ihres Vermögend Theil nehmen; fie müffen 
durch Arbeit ihren Lebensunterhalt und 
durch Vorſicht ſich ein Austommen für die Zu—⸗ 
kunft ſichern; fie müffen zum Gemeinwohl 
beitragen, indem ſie ſich brüderlich unter ein 
ander helfen und zur allgemeinen Ordnung, indem ſie 
die Vorſchriften der Moral und die geſchriebenen 
Geſetze, welche die Geſellſchaft, die Familien und die Ein⸗ 
zelnen lenken, beobachten. 8) Die Republik muß den Bär 
ger in feiner Perfon, feiner Bamilie, feinem Glauben, ſei⸗ 
nem Eigenthum, feiner Arbeit fügen und jedem, ben 
allen Menſchen nöthigen, Unterriht gewähs 
ren; fie muß durch brüderliche Hülfeleiftung 
den Unterhalt der bedürftigen Bürger fichern, 
entweder indem fiein der Grenze ihrer Hülfsquellen ihnen 
Arbeit verſchafft oder, wo die Familie ed nicht Tann, 
denen Unterflügung giebt, welche nicht im 
Standefindzu arbeiten. — 

Daß die Aufgabe, die fociale Lage ded vierten Stan⸗ 
bed von Staatdwegen und mit Einem Schlage gu 
verbefiern, der Arbeitsfähigkeit überall die Erwerbögele 
genheit zu gewähren, den Proletarier gegen mögliche Hiw 
derniffe ded Gebrauchs feiner Arbeitökräfte zu fihern, ihm 
ein forgenfreied Alter, Muße zur eigenen Ausbildung zu 
gewähren, für den Staat eine unmögliche iſt, das haben 
die neuen Verſuche in Frankreich fo fchlagend dargethan, 
daß jetzt felbft viele der entfchiedenften Socialiften zu biefer 
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Erkenntniß gekommen find. Man hoͤre z. B. Eugbne 
Sue *): Ces tentatives, les unes couronneés de aue- 
ces, les autres incertaines encore, mais toutes en- 
treprises avec intelligence, courage, probite, perse- 
verance et foi dans l’avenir dömocratique et social ne 
prouvent-elles pas que le peuple et la bourgeoisie, 
ne comptant plus, et bien il font, sur le concours et 
Faide de l’Etat, cette impuissante chimère, cher- 
chent leur force et leurs ressources en eux-memes, 
afin de se delivrer del’exploitation capitaliste et usu- 
rairö, comme ils se sont delivres do la tyrannie mo- 
narchique et jesuitique% Diefe Aufgabe liegt aber. auch 
außer dem Zweck des Staatd, ben die Soclaliften und 
bie Bureaufraten auf gleiche Weiſe verfennen. Der 
Staat fol nicht geben, er fol ſchützen und ers 
halten, die Polizeigewalt darf nicht weiter gehen ald er⸗ 
forderlich tft, um dem Staate died Schutzrecht zu ermoͤg⸗ 
lihen. Der Staat ift keine Wohlfahrtsanſtalt, er fol 
wederein polizeiliche Bormundfchaftsrecht ausüben, noch 
das Babeuffche Syſtem des bonheur commun verwirkli⸗ 
hen, er ift eine Rehtsanftalt, beflimmt die Freiheit 
eined jeden zu fhügen auf die Bedingung, daß er nicht 
in die Kreiheitöfphäre des Andern eingreife, er foll die 
Freiheit jedes einzelnen und die Gleichheit aller verbürs 
gen; darum heißen die Staatdangehörigen Bürger; 
daher ift der Socialismus, der die Intervention bed Staats 
zum Zwed ber Wohlfahrt ded Proletariats fordert, 
principiell eben fo falſch als der Polizeiftaat. Der Staat 
fol nur negativ fein, er foll jedem die möglichft weite 
Bahn zur Entwidelung feiner Thätigkeit zufichern, 
nichtö geben , nichts verleihen; aber indem er einem jeden 
auf gleiche Weife eine folche Freiheit zufichert, giebt erallen 


33) Les mystöres du peuple par Eugene Sue 1851. IL, &. 9. 
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bie Gelegenheit, die Wohlfahrt des Einzelnen wie Aller 
im möglichft hohen Grade zu verwirflihen. Gr muß zu 
diefem Bwed Allen. die Möglichkeit gewähren frei zufams 
menzuwirten, alfo Sreiheit der Affociation, der 
Berfammlung, der Preffe, der Religion, der 
Erziehung garantiren. Der große Fehler der Februar⸗ 
Revolution lag darin, daß fie dem vierten Stande Bor: 
rechte geben wollte und eben dadurch das Princip ber 
Gleichheit der Rechte verlegte. Freilich hat Stein nad» 
gewiefen,, daß die induftriele Geſellſchaftsordnung einen 
Verbrauch von Arbeitern zu Gunften des Capitals herbei: 
führt, der durch Abforbirung der individuellen Lebens⸗ 
kraͤfte, Schwächung ganzer Generationen, Auflöfung ber 
Familien, fittliche Berwilderung, Vernichtung des Arbeitd« 
luft den ‚ganzen Zuftand der Sefellfchaft in die größte Ger 
fahr bringt, aber die Löfung der hoͤchſten Aufgabe ber 
Zeit gehört eben fo wenig zum Beruf des Staats, als fie 
fi mit den ihm zu Gebote ftehenden Mitteln erreichen läßt. 
Sie muß der freien Affociation vorbehalten 
bleiben. Wie aber der Staat diefer hemmend entge 
gentreten kann, fo vermag er andrerfeitS durch Die Ents 
feffelung aller Kräfte biß zu der Grenze, wo fie feindlid 
in einander greifen, auf die Loͤſung diefer großen Aufgabe 
mächtig einzuwirken. Dahin gehören freier Spielraum 
für die Induftrie, Reduction der Ausgaben, weiche außer: 
halb des Staatszwecks liegen, namentlich für das flehende 
Heer (diefen Krebs der Zukunft Europas) ald Werkzeug 
der Polizeigewalt, ein angemeflenes Steuerfyfiem, Reform 
des Erbredhtd. Unter den Wirren der Zeit find nur zwei 
Länder auf dem Europäifchen Gontinent in gluͤcklicher Ruhe 
verblieben, Belgien und Norwegen, und dad erftere ift noch 
Bazu ein ſtark bevoͤlkertes Fabrikland, welches mit Frank⸗ 
reich in vielfacher Verbindung fteht; ein Mufterbild ift ne: 
mentlich in Rorwegen gegeben, deflen Srundgefek uͤbrigen 
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gleich dem Spaniſchen von 1812," ein Rind der fränzoͤſi⸗ 
ſchen Eonftitution vom Jahre 1791 iſt. Gufpenfives Beto 
des Zräger3 der erecutiven Gewalt, Aufhebung aller po: 
litiſchen Vorrechte, moraliſche Sicherung gegen bie 
Uebergriffe der Befiglofen. — Dürd allgemeines Wahls 
recht aller Unbefcholtenen und Unabhängigen, gleiche Wehr⸗ 
pfliht, gleihe Berechtigung zu allen Staats: und Ge: 
meinde=: Aemtern, Ermedung des Gefühls flaatöbürgerlis 
her Würde; durch Deffentlichkeit der Staatd» und Com⸗ 
munen:PBerwaltung, durch Volksgerichte, gemeinfamen, 
Mehrdienft, freie Prefie, kreie Affoeiation und Volksver⸗ 
fammlung, eine großartig politifche Erziehung, wie fie den 
Engländern und Ameritanern geworden, Begründung 
des self-government, des einzig fihern Bollwerks gegen. 
Anarchie, — dadurch wird im Laufe der Zeit. der vierte 
Stand zur Höhe des dritten erhoben und bie durch ihn 
drohende Gefahr befeitigt werben. 


Sarantieen der Freiheit im Rechtsſtaate. 
Die Beftandtheile der bürgerlichen Sreiheit, fo wie 
fie die freien Völker der Neuzeit verftehen, find von Lies 
ber *) ganz im Sinne ded Rechtsſtaats nachſtehend zufam: 
mengeftellt und finden ſich großentheild in den Deutfchen 
Grundrechten wieder: Voller Schuß der Perfon; feine Ver: 
haftung außer nach Gefeb, und rafched Verfahren nad) der 
Verhaftung, Zulaͤſſigkeit der Birrgfehaftöbeftelung: 
Grundrechte $. 8. 
Freie Wahl ded Aufenthaltd und Wohnorts: Aus: 
wanderungöreht, Freier Ein: und Ausgang: Grund: 
rechte 8. 3, 8, 6. 


24) Lieder Engliſche und Zrangöfifche Freiheit, in der ericie 
[hen Betsfchrift für Betsroifienigaft und Geſet gebung des 
Auslandes XXI, ©. 288 
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Woller Schut von Sebermannd Religion und Got: 
tesverehrung; Gewiflendfreiheit: Grundrechte 8. 14—18. 

Schutz des freien Erzeugen und Austaufchen® nad 
Gutduͤnken und hoher Schuß des Eigentbums und 
defien Erwerbung, keine Befleurung ohne Zuſtimmung 
des Steuerzahler: Grundrechte $. 3 — $. 32. 

Unterwerfung nur unter Geſetz und gefeßliche Obrig: 
Peit, vollkommenes Hecht bed Widerftands gegen ungefek 
liche Obrigkeit oder ungeſetzliches Begehr, wenn aud) der 
gefeblichen Obrigkeit. Nur Unterwerfung unter folce 
Geſetze, bei deren Schaffung die Bürger mitgerathen 
haben, Regierung mit Bolfövertretung zur Sicherheit ge: 
gen Abfolutismus d. h. willfürliche Herrfchaft der Ge 
walt, fei e8 nun eined Einzigen oder der ſchrankenloſen 
Gewalt der Menge: NReichöverfaffung 8. 186. 

Volksuͤberwachung der Verwendung der Staatsmit: 
tel: Reichöverfaflung $. 187. 

Recht der friedlichen VBerfammlung und Beratbung 
über StaatSangelegenheiten; Recht der Bitte: Grund: 
rechte $. 29. 

Gebührender Antheil des Volks an der Rechtspflege; 
Schuß gegen bloße förmliche Gerechtigkeit; Schwurgerichte: 
Grundrechte $. 46. 

Sicherung eines Strafverfahrens vor ordentlichen, ge: 
feglih aufgeftellten Gerichten; keine Ausnahmegerichte: 
Grundrechte $. 42. 

Höchfter Schuß der Unſchuld bei dem Strafverfabs 
ren, namentlich wegen Hochverraths, umgeben von ber 
kraͤftigſten Sicherung der Rechte und Sicherheit des Ein- 
zelnen gegen bie verfolgende Staatögewalt; Bertheidigung 
bed Angellagten durch einen Rechtöverfländigen — Ber: 
einsrecht zu veligiöfen, fittlihen, gewerblichen, wiſſen⸗ 
fdhaftlichen oder polwiigen Imeten. Sruniuite &, 30. 


* — 


61 





Politiſche Gleichheit oder Wegfall aller Worrechte 
einzelner ober ganzer Stände: Grundrecht $. 7, 

Schub bes gefeglihen Widerſtandes gegen bie Ber: 
waltung, und Schug ber Minderzahl gegen die Mehrzahl. 

Sicherheit, daß das Volk vollkommne Kenntniß von 
feiner Regierung erhalte; Deffentlichleit aller Rechtöpflege, 
der Finanzen, Gefegberathung und überhaupt von allem, 
was unbefchadet des Staatöbienfted öffentlich fein kann. — 
Ueber Gerichtöverfahren Grundrechte $. 45, Deffentlichkeit . 
ber Landtage, Reichöverfaffung $. 187. 

Bollöbewaffnung. — 

Unterwerfung des Heers unter das Geſetz; Fein ober 
nur ein geringed ſtehendes Heer und Geldbewilligung zu 
defien Unterhalt auf nur kurze Zeitz Kerpflichtung des 
Heerd auf die Verfaflung: Reichsverfaſſung $. 14. 

Schub gegen dad ertöbtend maaßlofe Uebergewicht 
ber Staatögewalt; Verwaltung der Gemeindeangelegen 
heiten durch die Gemeinde. 

Herrſchaft des Geſetzes Über jeden, Krone oder Buͤr⸗ 
ger, daher Fein Recht Pflichten zu erlafien (zu dispenfiren), 
daher auch 

Recht, der Gerichte zu erflären, daß erlaflene Ge 
fee dem Grundgeſetze wiberfprechen ; 

Sicherheit, daß der Volkswille zulekt vorliege und 
daher Abhängigkeit dervollziehenden Gewalt von der Steuer: 
bewilligung: Reichöverfaffung 6. 187. 

Berantwortlichleit der Minifter: Reichöverfaf: 
fung $. 187. | 

Sicherheit, daß das Volksbewußtſein mittelbar oder 
unmittelbar bad Recht ber Kriegserflärung und des Srier 
dendfchluffes uͤberwache. 

Unabhängiges Gerichtswefen und Unabhängigkeit der 
Gerichte: Grundrechte $. 42, 44, 48, 40. 


U ud 


der Krseı vom Eugiib- Inerfauihen Gee:: 
yanıkıı sıs, ze Leser turiet,. zupeuheis mir denen 
der Leiden Berıreehte sbereunfümmen: zur gehört ;: 
Ben ertseer zu Sie "scnlhe Lıetmuumzz dei Aects te 
Bacrtııtes geaea rapyite Berrsierz uud serial 
fngszzig Pcas, zu Ye niccfühe 

der steruruuuikkuitiiter Exurfeng te Exasız auf 
Ungiezenka:rz, vie zuberkat dei Erszigmeds der S: 
dyerung ter Rohe legen, wogegen tie fecialen Imterrffe 
auf tie lekteren einsewirrt habea 


Die drei Arten äffentlicher Berbrechen. 


Da die gemeinrechtlichen Beflimmungen unb tie aui 
dieſe baſirten Zheorieen und Gefekgekungen über bie fc: 
genannten yolitifdhen Berbredien auf die confliturionellen 
Staaten feine Anwenbung leiden, fo bedarf biefe ganz: 
Lehre einer Umgefieltung Bei ter Aufitelung ihrer 
Oruntfäge iſt aber nicht blos zu berückſichtigen, daß dieſe 
Staaten Rechtsſtaat en find, ſondern zugleich, daß 
die alten Feudalſtaaten ſich in Nationalſtaaten um: 
gewandelt haben, daß das Gefühl für Nationalität 
In feiner ganzen Stärke lebendig geworben ift und wieder, 
wie In alter Zeit, das hoͤchſte und theuerfle Intereſſe der 
Boͤlker ausmacht. Außerdem ift aber in Betracht zu ziehen, 
daß die ganze ſociale Ordnung durch die fubverfiven Xen: 
denzen einer tiber Europa verbreiteten Parthei gegen die 
Grundlage der menſchlichen Geſellſchaft, Beſitz, Eigenthum, 
Ehe, Familie, aufs ernſtlichſte bedroht wird. Wenn fol: 
chemnach einerſeits die Sphaͤre der oͤffentlichen Verbrechen 
beſchraͤnkt werden muß, um dem Begriffe des Rechtsſtaats 
zu entſprechen, ſo bedarf ſie dagegen andrerſeits einer 
Erweiterung. Ste muß nämlich ſowohl die Verbrechen 
gegen die Grundlage der menkägigen SUNiONL , die 








63 





Moͤglichkeit Ver Cosriſtenz vernunftiger· Weſta in Raume, 
und bie Verbrechen gegen bie von der Natur ſelbſt gegebe⸗ 
ne Bereinigung eines vurch Sprache, Sitte, Abkunft 
und gemeinſame Intereſſen verbundenen Judegriffe von 
Menſchen, den National⸗Verband umfaſſen, als die Ber⸗ 
brechen gegen die aus menſchlichen Satzungen hervorgehan⸗ 
gene Staatsverfaſſung und deren Organe. Oienihie⸗ 
her gehoͤrigen Verbrechen ſind alſo dem ‚Begenfande 
na das 

1) fociale gegen die menfhliche Se ſelt fa ft neuaiet 
und dahin ausgehend, bie ſocialen Berbältniffe in Be⸗ 
ziehung auf Beſitz, Eigenthum, Ehe und Famille um: 
zuſtoßen. Died Berbrechen iſt unſtreitig das. ſchwer ſte 
von allen, und ba es die ganze menſchliche Ge 
ſe Uſchaft gefährbet, fo hat auch jeder Braat. das 
Becht und die Berpflihtung, bie Schufdigen zur Strafe 
zu sieben, gleichviel ob fie in einem gegebenen: Staate, 
ober außerhalb deſſelben, bie gefeüfanflide DOrming 

- angegriffen haben. Br 
2) das nationale gegen bie Nationalität; ‚gerichtet 
dahin, die nationale Eriftenz'eined durch Abflam: 
mung, Sitte, meift auch durch Sprache zu einem: orga⸗ 
niſchen Banzen verbundenen, in dem Begriffe der Na: 
tion zufammengefaßten heile der. menfchlidyen Geſell⸗ 
ſchaft zu vernichten und fie in einer fremden: Nakionali⸗ 
tät: untergehen zu laſſen. Died Verbrechen "ik: das 
naͤchſtſchwere, denn es bebroht die zeitherige Grifbeng 
ber Nation, welche nicht wie der Staat: auf etwad: von 
Menfchen geſetzten ‚beruht, daher auch wicht; "wie: bie 
fer, in feinen Formen wechfelnd, fondern ein ſelbſtſtaͤm 
diger Organismus ift, deßhalb auch zwar in ihrer Außen 
Erſcheinung verſchwinden kann, jedoch als Wee unver: 
gaͤnglich iſt und auch nad der laͤmgſten Intel 
dallen wieber offenbar " werben mußnOiet us 
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tionale Verbrechen if jeber Zeit und jeder Ver⸗ 
faflung gemein, daher findet auch der Römifcye Begrif 
der perduellio und ber Deutfche bed Landesſverraths auf 
daffelbe Anwendung. Auf der Rationalität (anerfannt 
in der Urkunde Chriſtian I bei feiner Wahl im Jahre 
1460 mit den Worten: „daß die Lande Gchledwig 
und Holflein ewig zufammen bleiben follen ungetheilt) 
und nicht auf der Fiction eined unfreien Herzogs beruht 
die Rechtmäßigkeit der Schledwig : Holfteinfchen Erbe 
bung; Dänemark will nämlich die Rationalität Schiet: 

: wig: Holfteins aufheben, indem ed dad Herzogthum 
Schleswig zu danifiren trachtet. Died Verbrechen kann 
nur von demjenigen verübt werben, der einer Nation 
angehört, gleichviel ob er fich im Ins oder im Auslande 

aufhält. Ein Fremder, der nicht der Nation angehört, 
fei er In⸗ oder Ausländer, iſt als Feind zu betrachten, 
und die Nation befindet ſich gegen ihn im Kriegsſtande. 

3) politifhe Verbrechen gegen dad Grundgeſet 
des Staatd und die durch baflelbe gefeßten Drgane. 
Diefe Verbrechen werden von allen Einwohnern bes 
Staats begangen, da der Staat ihnen während ihres 
Aufenthalts in demfelben ben Schutz ihrer Rechte ge: 
währt, und von den Staatöbürgern im Auslande gegen 
den eignen Staat. 

Unter den politifchen Verbrechen find wieder bie 
ſchwerſten diejenigen, welche gegen die Staats⸗ 
verfaffung ſelbſt ald daB bleibende Bunde: 
ment bed Staatdvereind gerichtet find, um bie 
felbe gänzlich oder in ihren wefentlichften Beflimmuns 
gen umzuſtuͤrzen. In die zweite Klaffe gehören dieje⸗ 
nigen, welche gegen die Träger der Staatögewalt als 
deren zeitweilige Organe gerichtet find, naͤmlich 
1) gegen das Organ der ausübenden Gewalt, 
ben Megenten, V en dak Trapn er arietae: 
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benden Gewalt, bie Volksvertreter; 3) ge 
gen dad Organ ber richterlichen Gewalt, das 
theild aus dem Wolfe felbft hervorgeht, wie die Ges 
fhwornen, theils (im Rechtsſtaat) aus der Zufammen: 
wirkung der legiölativen und erecutiven Gewalt hervor: 
gehen muß. Den Charakter öffentlicher Verbrechen ha- 
ben fie nur, wenn fie gegen die Träger ber öffentlichen 
Gewalt in ihrer Eigenfhaft ald Organe ber 
Staatögewalt gerichtet find; die Verbrechen gegen 
diefelben in ihrer Eigenfchaft als Privatperfonen gehd- 
ren unter bie Privatverbrechen. 
Die Öffentlihen Verbrechen find daher nach ihrem 
Gegenftande wie nad) der Stufenfolge ihrer Strafbarfeit 
1) daB fociale Verbrechen — Brud des ge: 
feufhaftliden Friedens — Weltfriedens— 
bruch; 
2) das nationale Verbrechen — Volkver— 
rath; 
3) die politiſchen Verbrechen, und zwar 
a) gegen die Staatsverfaſſung, 
b) gegen. die Organe ber drei Staatsgewalten in dies 
fer ihrer Eigenfchaft. 


Das fociale Verbrechen. 


Es ift fchon oben gefagt, dad Intereſſe jedes Ein⸗ 
zelnen gehe dahin, fo viel ald möglich für fich zu behalten 
und allen übrigen fo wenig ald möglich zu laſſen, und daß 
diefer Widerfpruch der flreitenden Intereflen gehoben wer: 
den müffe, damit nicht die menſchliche Gemeinfhaft im 
Kriege Aller gegen Alle untergebe. Die Ordnung ber 
menfchlichen Gefellfchaft , weldhe auf der Büterbewegung 
und ihren Gefeben beruht, ift nun im Wefentlichen ſtets 
und unabänderlich : die Ordnung ber Abhängigkeit derer, 

Arch. d. Er. X. (Reilngeheft zu 1851.) ð 








welche nicht befißen, von denen, welche befigen ®°). Jede 
der beiden großen Maflen der Befigenden und der Richtbe: 
figenden bildet für fich wieder einen felbfiftändigen Orga: 
nismus. . Da der Einzelne mit feiner individuellen Kraft 
für die Erreichung feines Ziels wenig vermag, fo muß er, 
um für fi) feine Entwidelung zu erreichen, die Kräfte 
Anderer berbeiziehn und fie für feine eigenen Zwecke verwen: 
den. Diele Dienfte fegen eine Abhängigkeit voraus. Die 
Abhängigkeit, als die Unterordnung des einzelnen perfön- 
lichen Lebens unter ein andered, berubt auf dem Beſitz der 
Mittel, durch welche fich der Einzelne dem Einzelnen un: 
tecordnet, daher wird in der menſchlichen Gefellfchaft der 
Erwerb der Mittel, welche den einen von dem andern ab: 
bängig machen, die Lebensaufgabe jedes Einzelnen fein. 
Diefes, alle menfhliche nach außen gerichtete Thaͤtigkeit 
beherrfchende, in jedem Einzelnen lebendige, feine ganze 
gefellfchaftliche Stellung bedingende Bewußtfein, nennen 
wir da8 Intereffe. Das Intereffe, indem es den Mit: 
telpuntt der Lebensthätigkeit jedes Einzelnen in Be i 
ziehung auf jeden andern mithin der ganzen geſell⸗ 
ſchaftlichen Bewegung abgiebt, ift daher dad Princip 
ber Geſellſchaft. Zuerſt fleht dad Intereſſe derer, 
welche durdy den Beſitz andere von ſich abhängig fehen, 
dem Interefie diefer Abhängigen direct entgegen; jene erfte 
Klafle der Geſellſchaft will die Abhängigkeit vermehren 
und befeftigen, diefe will fie aufheben. Died ift der al: 
gemeine Charakter jeder Geſellſchaft. Seine Geftalt ge 
winnt er an den Bedingungen, welche die Vertheilung 
beö-Befißed und mit ihr dad Verhältniß der Abhängigkeit 
segeln. Wo der Beſitz ein Grundbeſitz ift, da ift dad 
Intereſſe bed Beſitzenden, daß dieſer Beſitz nicht getheilt 
und nicht verloren werden koͤnne, während ber Nichtbe 


85) Stein Geſchichte der focialen Bewegung I, &. XXIII, 
Bin. 
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figende Theilung und möglichen Erwerb beffelben für ſich 
will. Wo ber Befit Geld befig ift, da geht das Inter⸗ 
efle des DBefigenden dahin, daß fein Kapital die ganze 
Arbeit und mithin dad ganze Verdienft des Kapital er: 
halte, während der Nichtfapitalift Freiheit des Verdienſtes 
von der Herrfchaft des Kapitald fordert. Wo der Beſitz 
ein induſtrieller ift, da will der Beſitzer eine ſolche 
Einrichtung der Arbeit und des Lohnd, daß der Gewinn 
allein dem Unternehmer zufällt, während der Arbeiter für 
feine Arbeit nicht blo8 einen Lohn fondern auch einen Ge: 
winn ſucht. Wo alle drei Arten des Beſitzes zugleich vor⸗ 
handen find, ba fteht das Intereſſe der einen Art wieder 
dem der andern entgegen, ber Grundbefiger will nicht 
vom Kapitaliften abhängig fein, diefer nicht von jenem, 
daffelbe Verhältniß herrfcht zwifchen diefem und dem Un- 
ternehmer. Wiederum in berfelben Klaſſe flreitet das Ins 
tereſſe des großen Beſitzes mit dem fleinen, indem ber große 
Befiß ſtets den kleinen von fi) abhängig zu machen ſucht. 
Je inniger ſich die Arten des Befiged und Erwerbs durch⸗ 
dringen, deſto mannigfaltiger und verwidelter werben bie 
Interefien. Da nun dad Princip des Staats die 
völlige Sleichheit ber Rechte aller, die Sicherung 
der vollſten Sreiheitöfphäre eines jeden auf die Bedingung, 
daß fie nicht in die Freiheitsſphaͤre des andern eingreife, 
dad Princip der Geſellſchaft dagegen Ungleidh: 
heit, die Unterwerfung bed Einzelnen unter die an: 
dern Einzelnen, die Vollendung des einen durch die Abs 
haͤngigkeit des andern ift, fofolgt hieraus, daß bad Prin— 
cip des Staatd mit dem Princip der Gefell: 
(haft in direktem Widerfprud ſteht. Auf 
diefe Weiſe lebt freilich in jedem Staate, indem er eben 
eine Gefelfchaft enthält, jener Gegenfag zwifchen dem 
Princip des Staatd und der Gefelfchaft, allein die Aufhe⸗ 
bung dieſes Gegenfates kann nicht die Aufgabe des Staats 
. * 








fein, einmal nicht, weil fie außer feinem Zweck liegt, und 
fodann auch nicht, weil diefe Aufgabe eine unmöglide 
il; denn, wenn ter Widerſpruch auch einmal wirklich ge: 
hoben werden koͤnnte, fo wuͤrde er fich doch gleich wieder 
geltend machen, weil er bad Princip jeder Gefellfchaft if. 
Indem aber der Staat feiner Aufgabe der Sicherftellung 
gleicher Rechte aller Staatöbürger und der Eröffnung ber 
mit dieſem Zweck vereinbaren möglichfien Freiheitsſphaͤren 
für einen jeden genligt, infonderheit das Recht der Aſſo⸗ 
ciation, der Verfammlung, ber freien Prefle garantirt, 
fihert er zugleich den Befigenden ihren Befitz und eröffnet 
den Nidhtbefigenden die Bahn zum Erwerbe und zur Un: 
abhängigfeit durch freie Wereinigung ihrer Kräfte. Der 
ungluͤckliche Wahn aber, daß es die Aufgabe des Etaats 
fei, den Gegenfag pofitiv und mit Einem Schlage aufzu: 
beben und die Benugung deffelben von ehrgeizigen oder 
babfuchtigen Agitatoren in ihrem individuellen Intereffe, 
bat fchon in alten Zeiten die Ruhe der Belt geflört. Nament 
lich bat er ſich zur Zeit der agrarifchen Gefeße, durch melde 
den Patriciern die Benugung des Gemeinlandes entrifien 
ward, Kund aethan. Die natürliche und aus der Welt: 
geihichte wohlbefannte Kolge der Anhäufung großer Reid: 
thümer in den Händen Einzelner ift dad Elend und die im: 
‚mer drüdendere Abhängigkeit der Nichtbefigenden, wie fie 
in ber Römifchen Republik fehr bald nach der Zerftärung 
Karthagos hervortrat. Mit dem Sinken der Patricder 
entwickelte fich wieder eine neue Ariftofratie in den nobiles 
ober optimates, beſtehend aud einer Anzahl theils patris 
ciſcher, theils plebejifcher Familien, welche durch Reid» 
thum und Anfehen hervorragend, vorzugsweiſe den Senat und 
die Aemter mit ihren Mitgliedern erfüllten und darum, obs 
gleich durch Feine wirkliche Worrechte verbunden, gegen 
die übrigen Bürger zufammenhielten und Emportömmlinge, 
novi homines, möglichft zurüddrängten, auch gelegentlich 
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befondere Rechte zu gewinnen ſuchten, was von Zeit zu 
Zeit wieder innere Kämpfe veranlaßte, in benen ſcheinbar 
der alte Streit zwifchen Patriciern und Plebeiern fortlebte, 
Namentlich gilt died von den Gracchiſchen Unruhen, von 
den Bewegungen, welche die Machinationen ded Livius 
Drufus erregten und von dem Streit zwifchen Marius und 
Sulla *). Die fhägbarften Auffchlüffe über diefe Zeit 
gewährt Salluft zumal im 41ſten und 42ften Kapitel des 
Augurthinifchen Kriege, aus denen manerfieht, wie riefen- 
fhnell dad innere Verderben Über Rom hereinbrach, wenn 
man erwägt, daß die Zerftörung Karthagod im Jahre 
146 unferer Zeitrehnung Statt fand, die Gracchiſchen 
Unruhen bereitd 13 Jahre nachher (133) ausbrachen und 
Jugurtha fchon im Jahre 110 fagen konnte: „urbem ve-., 
nalem et mature perituram si emtorem invenerit. Es 
heißt an der benannten Stelle: Caeterum mos partium 
popularium et senatus factionum ac deinde omnium 
malarum artium paucis ante annis Romae natus est, 
otio atque abundantia earum rerum, quae prima mor- 
tales ducunt: Nam ante Carthaginem deletam popu- 
lus et senatus Rom. placide modesteque interse rem- 
publicam tractabant, neque gloriae neque dominatio- 
nis certamen inter cives erat; metus hostilis in bonis 
artibus civitatem retinebat. Sed ubi formido illa men- 
tibus decessit, ilicet ea, quae secundae res amant, 
lascivia atque superbia iucessere. Ita, quod in ad- 
versis rebus optaverant, otium postquam adepti sunt, 
asperius acerbiusque fuit. Namque coepere nobilitas 
dignitatem, populus libertatem in lubidinem vertere; 
sibi quisque ducere, trahere, rapere. Ita omnia im 
duas partes abstracta sunt; respublica, quae media 
fuerat, dilacerata. Caeterum nobilitas factione ma- 


36) Burhardi Staats s und Rechtsgeſchichte der Römer, @. —E 
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gis pollebat; plebis vis soluta atque in multitudinem 
dispersa, minus poterat. Paucorum arbitrio belli 
domique respublica agitabatur; penes eosdem aera- 
rium, provinciae, magistratus, gloriae triumphique 
erant; populus militia atque inopia urgebatur; prae- 
das bellicas imperatores cum paucis diripiebant. — 
Nam postquam Tiberius et C. Gracchus, quorum majo- 
res Punico atquealiis bellismultum reipublicae addide- 
rant, vindicare plebem in libertatem et paucorum scelera 
patefacere coepere, nobilitas noxia atque eo perculsa, 
modo per socios et nomen latinum ‚, interdum per equi- 
tes Romanos, quod spes societatis a plebe dimoverat, 
Gracchorum actionibus obviam ierat etprimo Tiberium, 
deinde paucos post annos eodem ingredientem, Cajum 
tribunum plebis, alterum triumvirum coloniis deducen- 
dis, cum M. Fulvio Flacco ferro necaverat. Es iſt be⸗ 
kannt, wie diefer Kampf der unteren befiglofen Volksklaſſe 
gegen bie reichen Optimaten fich bis zum Untergange der 
Republik fortfpann und von ehrgeizigen Agitatoren zu ib 
ren Zweden benutzt ward. Go heißt ed von Marius in 
Gapitel 86: Ipse interea milites scribere, non more 
majorum, neque ex classibus, sed uti cujusque lubido 
erat, capite censos plerosque. Id factum alii inopia 
bonorum, alii per ambitionem consulis memorabant, 
quod ab eo genere celebratus auctusque erat et Ao- 
mini patenliam quaerenti egenlissimus quisque op- 
portunissimus. Später trat namentlich Julius Gäfar in 
Marius Sußftapfen; aber auch die fchlimmften unter den 
erften Imperatoren ftügten ihre Herrſchaft auf die unterfte 
Bolksklaſſe und waren zum Theil deren Lieblinge; ihre 
Dpfer waren meiftend nur die Optimaten, bem Pöbel ga: 
ben fie panem et circenses, — Despotismus und 
Dchlofratie find Geſchwiſterkinder, wie Pos 
lizeiftaat und Communismus. ine wahre com: 


71 





muniftifche Verfhwörung, der auch Julius Cäfar nicht 
fremd war, ift die Gatilinarifche; Catilina verhieß feinen 
Mitverfhwornen tabulas novas, proscriptionem locu- 
pletium®"), ex wollte die Sklaven in Rom, die Unvers 
mögenden in Etrurien aufwiegeln und eö gelang ihm 
bald, bie unteren Klaffe für fi zu gewinnen — sed om- 
nino cuncta plebes, novarum rerum studio, Catili- 
nae incepla probabat, namentlid die Arbeiter auf 
dem Lande juventus, quae in agris manum mer- 
cede inopiam toleraverat, wie denn auch die Sklaven ihm 
in großer Menge zuftrömten. Die Römifche Gefchichte hat am 
Ende der Republik und felbft noch in der Kaiferzeit mehrere 
ähnliche Unternehmungen aufzumeifen. Die Reformation 
hat bekanntlich in der erften Hälfte des 16. Jahrhunderts 
die Bauernkriege und die Unruhen der Wiedertäufer zur 
Folge gehabt, welche gleichfalls diefen Charakter trugen. 
Die 12 Artifel der Bauerſchaft waren noch mit großer 
Maͤßigung abgefaßt, bald aber fteigerten ſich die Forde⸗ 
rungen; Thomas Münzer erklärte, Gott habe bie ganze 
Erde den Gläubigen geſchenkt und fein Regiment verlange 
durchaus Feine Fürften und Obrigfeiten, feinen Adel und 
feine Pfaffen, feine Reihe und feine Arme; im 
Reiche Gotted müßten alle Menfchen gleich fein. Es fei 
fein Gefhäft, die Herrfhaft an bie Armen 
zu bringen. So wie hier die Gemeinfchaft der Güter 
und die Herrfchaft des Proletariatd gepredigt ward, fo 
erließ Johannes von Leyden in Münfter ein Geſetz, daß 
jeder die chriftliche Freiheit haben folle, fo viele Weiber. 
zu nehmen, ald er wolle. — 

Die Franzoͤſiſche Revolution von 1789 wollte die alte 
Ariftofratie der Kirche und des Hofadels flürzen, um an 
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ihre Stelle die Ariftofratie der Intelligenz und bes Vermoͤ⸗ 
gend treten zu laflen; weiter ging auch nicht das Etreben 
der republifanifchen Sironde im Jahre 1792, als fie den 
Thron umftieß, weiter nicht dad Streben der Julirevolu- 
tionaire des Jahres 1830. Der Plan der demofratifcyen 
Republikaner der erften franzöfiihen Revolution war bage: 
gen auf Verwirklihung der Srundfäge deö contrat social 
von 3. 3. Roufleau gerichtet, er umfaßte dad ganze 
Bolt, er wollte nicht allein allen erwachſenen Männern 
gleiche Rechte verleihen, fondern fie auch zur Mitver: 
waltung des Staats berufenund die aus der Re 
volution von 1789 hervorgehende Ariftofratie der Mittel- 
tlafle und ded Vermögens flürzen, ohne jedoch in die ſocia⸗ 
len Berhältniffe einzugreifen. Ein andereö war das Stre 
ben des Parifer Gemeinderaths in den Jahren 1792 und 
1793 und feiner Häupter Marat und Hebert; denn wenn 
fie fich ihres Endzwecks auch nicht Flar bewußt waren und 
in blinder Wuth und aus felbftfüchtigem Intereffe gegen 
alle Notabilitäten des Geiftes, des Rufs und Vermögens 
eiferten, die Reihen und Intelligenten verfolgten und zu 
diefem Zweck, wie Marat auf ber Rednerbühne auszuſpre⸗ 
hen wagte, eined Dictatord beburften, der an eine Kugel 
gefhmiedet, keine andere Beflimmung haben follte, als 
Köpfe abzufchlagen, fo war ihre Zendenz doch offenbar 
die des erft fpäter als Syſtem audgebildeten Communis⸗ 
mus; fie bezwedten, wie ber fcharffichtige Vergniaud ih 
nen vorwarf, agrarifche Geſetze. Erſt unter dem Direct 
rium im Jahre 1796 trat Grachus Babeuf, der fid) ſelbſt 
den Volkstribun nannte, mit dem auögebildeten Syſtem 
beö bonheur commun auf, welches auf der gleichen Ber 
theilung der Güter beruhte und, gleich der rothen Republik 
unferer Tage, bie vierte Klaffe, ald die einzigen, wahren, 
reinen und abfoluten Demokraten zur Herrichaft bringen 
wollte. Die Unternehmung mußte verunglüden, ba bie 





78 


— — — 


Periode der Möglichkeit. ihrer Realifirung damals veruber 
war, allein fie verdient größere Beachtung , als der erfle 
Verſuch der neueren Zeit, die weit fpäter ausgebildeten 
communiftifchen Ideen ing Leben zu rufen. In Steins 
vorgebachtem Werk ift fie audführlicher geſchildert 2) und 
treffend gewürdigt. — Am 20. Mai. 1795 brach ber Auf: 
fland gegen die neue auf den Trümmern. ber Schredens- 
berrichaft errichtete Gewalt aus; das Wolf. aber, feiner 
beften Führer fchon beraubt, warb gänzlich befi iegt; Die 
legten Hauptvertreter bed ſtreng revolutionairen Prindps 
wurden theild niedergemacht, theils flüchteten ſie, theiltz 
aber wurden ſie Maſſenweiſe in die Gefaͤngniſſe geſchleppt. 
Dieſe Gefangenen fingen nun an, ihre Gedanken auszu— 
taufhen und ihre Principien zu förmlichen Syſtemen zu 
erheben; ſie fanden gerade in den Gefaͤngniſſen neuen Ans 
ftoß zu einem legten und zugleich ſyſtematiſch durchdachten 
Verſuch, dad Princip der Revolution, die Geichheit, zus 
Herrſchaft zu bringen. Und bier nun war ed, wo ſich zu: 
erft in der Franzoͤſiſchen Gefchichte der Gegenſatz zwiſchen den 
beiden Richtungen deutlich zeigte, die aus jenem Princip 
hervorgehen und von denen bisher nur die eine zur wirkli⸗ 
chen Herrſchaft gekommen war. Dieſe Richtungen ſind 
die demokratiſche und die communiſtiſche. So eng ſie auch 
im Princip verbunden waren, ſo fremd waren ſie einander 
in ihrer Conſequenz. Die reine Demokratie will die 
Staats form als den ſelbſtſtaͤndigen hoͤchſten Zweck und 
glaubt, daß mit der reinen Idee der politiſchen Gleichheit 
die Gleichheit überhaupt gegeben ſei. Sie iſt daher gleich⸗ 
gültig gegen bie Geſellſchaft, weil fie von der Weber: 
zeugung audgeht, daß das Breipeitöprincip.i in.der St a0 t8: 
form das Sreibeitöprincip in ber Gef eufchaf. t ‚von 
feibft erzeugen und aufrecht erhalten werde. Die com: 
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mimiftifch>egalitatre Richtung erffärte Dagegen, daß bie 
Geſellſchaft die Staatsform beherrſche, daß jebe nicht mit 
der Ordnung der Gefellfchaft Harmonirende Staatsform ein 
leeres Wort ift, und daß man daher, um bie politifche 
Gleichheit abfolut feftzuftellen, die fociale auf unerfdyütter: 
lieder Bafis erbauen müffe, eine folhe Bafis Eonnte 
aber nur die Negation bed Eigenthums fein. 
Babeuf war kuͤhn genug, bie legte Confequenz des Egali- 
taͤts⸗Princips, den Grundſatz einer vollkommenen Gteichheit 
des Beſitzes und bie Aufhebung alles perfönlichen Eigen: 
thums auszufprechen,, und damit fland er in der Mitte der 
Ideen, die ben Pöbel bewegten. Der Grundfaß der ab 
foluten Freiheit forderte natürlich zuerft die Aufhebung 
alles Eigenthums und die distribution Egale des 
richesses. — La propriete de tous les biens est une, 
elle appartient au peuple. Die communante erflärt als 
Princip das droit de chacun & une eristence heureuse; 
damit dies aber verwirklicht werde, wird die Arbeit 
als eine Pfliht allen auferlegt. Die Solidarität 
von Gluͤck und Arbeit hat zur nothwendigen Folge, daß 
bie Arbeit nicht mehr der Willtür der Einzelnen überlaffen 
werden Tann, die Arbeit wird baher durch die Geſetze 
geregelt; daflır foll die volltommenfte Gleichheit der Ge: 
trüffe eingeführt werden. Aus ber Verſchiedenheit der 
Arbeit ergiebt ſich — mitten in der abfoluten Gleichheit! 
— die Nothwendigkeit, die Bürger in verfchiedene 
Klaffen einzutheilen, von denen jede durch das Geſet 
un genre particulier de travail erhält. Damit diefer bei 
dem hoͤchſten Princip der Gleichheit ſchreienden Widerfinn 
verwirklicht werbe, fol jene Verſchiedenheit ſchon in den 
Mmaisons d’öducation vorbereitet werden. Alle Bürger 
follen zwar reich‘ fein, aber alle follen dennoch in hoͤchſt 
einfachen Wohnungen ihr Leben zubringen und alle in 
gleichen Kleidern gehen. Die Arbeiten ber Kuünſte 





X 


and Handwerke ſollen auf diefenigen deſchrankt erben; 

die ſich Leicht mittheilen laſſen. Nur der Staat darf erzie: 
hen, plus d’education domestique, plus de puissunee 
paternelle. Enblic geben noch -die Ideen der Freiheit 
die firengfte Cenſurz bie ganze Preffe fol in den en⸗ 
geren Schranken ber republikaniſchen Principien gehalten 
und jede Uebertretung auf härtefte geſtraft werden. Jede 
Schrift wird erſt gedruckt und vertheilt,; wenn die oon- 
servateurs de la volonte nationale anerfennen, daß fie 
der Republik vortheilhaft iſ. ES fol auch feine gro— 
Gen Städte mehr geben. Mit Recht fragt ber Ver: 
faffer: Was ann die flrchterlichfte Despotie dem Men« 
ſchengeſchlechte mehr nehmen, als was hier bie Idee ber 
Gleichheit zum Heile des Volks zu nehmen droht? — Ab⸗ 
geſehen von ſeiner materiellen Unmoͤglichkeit birgt jeder 
Communismus einen Widerſpruch mit ſeinem eigenen Prin⸗ 
cip in ſich. Da die Gemeinſchaft durch einzelne Per: 
fonen im Communidmus fo gut: wie im Staat wirken 
muß, fo muß fie auch Einzelnen bie Vertheilung und die 
Leitung der Arbeit überlaflen. Dieſe Einzelnen werben 
daher zu Herrenber Arbeit, mithindie ganze Gemein: 
ſchaft von ihnen abhängig. So erzeugt der Communismus 
eine wahre Sklaverei, bie im abfoluten Widerſpruch mit 
der Idee der Gleichheit ſteht und iſt der deind einer jeden 
Geſellſchaft. 

Das zweite Syſtem der ſecialen Idee der Gleichheit 
iſt der Socialismus ®), welcher in der Anwendung 
der Herrſchaft der Arbeit iiber das Kapital beſteht und in 
allen feinen Formen unendlich viel Höher ſteht als der Come 
munismus. Er will nicht, wie der Communismus, eine 
Unterfchiebslofigkei* der Einzelnen und damit die Geſell⸗ 
ſchafts- und Ordnungsloſigkeit des Ganzen, ſondern er 
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will eine Geſellſchaft, gebaut auf den reinen, vom Befit 
unabhängigen Organismus der Arbeit; allein auch er ent: 
hält einen Widerſpruch. Er will die Herrfchaft der Arbeit 
über da8 Kapital; nun aber ift dad Kapital vom bloßen 
Beſitz dadurch weſentlich unterfchieden, daß e8 der ange 
fammelte Ueberfchuß der früheren Arbeit iſt; das Reſultat 
der Arbeit fol alfo von der wirklich arbeitenden Thaͤtigkeit 
beherrſcht, die Bedingung der Arbeit fol der wirklichen 
unterworfen, bie vergangene Arbeit der gegenwärtigen un 
tergeorbnet werben. Und doc) ift jede gegenwärtige Arbeit 
nur dadurch werthvoll, weil fie eben auf der Schulter 
einer ungeheuren Arbeitdentwidelung ſteht und keine Ar 
beit einen großen Werth hat, die nicht eine angefammelte 
Maſſe von Arbeiten zur Vorausfegung hat. Eben deshalb 
widerftreitet die Natur ded Ermwerbes felbft dem Princip 
des Sorialiömud. Der Beſitz ließ fich der erwerbenden 
Arbeit unterwerfen, weil er nicht arbeitet und nicht aus 
Arbeit entftanden war; dad Kapital läßt dies nicht zu, 
weil es felbit Arbeit if. Und daher wird der Socialismus 
zu einer Reihe von Vorſchlaͤgen gezwungen, welche alle 
mehr oder weniger eine Aufhebung des Eigenthums felbit 
zum Inhalt haben. Auf diefem Punkte tritt ihm bie 
ganze Klaſſe der Befigenden entgegen; er ift daher ſowobl 
wie der Communismus nur bie in foftematifche Form ge: 
brachte Forderung der Einen Klaſſe der Ermerbögefell 
ſchaft. Diefe eine Klaſſe ift der andern gegenüber ſchwach; 
folte fie Kraft erhalten, fo mußte fie fi) mit der Staat& 
gewalt verbinden; bie andere Klaſſe der bloßen Arbeiter 
wandte fi daher an den Staat, um von ihm die Ber 
wirtlihung ihrer Ideen zu erreichen; die Arbeit wandte 
fih an den Staat als Gapitaliften und wollte eine 
Verbindung des Staatd: Kapitald mit der Arbeitskraft 
der blos arbeitenden Klaffe; der Staat follte der Unter: 
nehmer werden, um den Unternehmungdgewinn , der 





77 





fonft den einzelnen Kapitaliften zufällt, den Arbeitern zu 
geben; allein, da nun der Staat ber Unternehmer tft, fo 
hat er in diefem Verhältniß auch die Leitung der Aw 
beit; dies ift die Idee der Organifation der Ar: 
beit. Shr entgegen fteht wiederum der Sag, daß die 
Arbeit der Einzelnen dadurch unfrei wird, 
ohne doch mehr einzubringen oder geringer zu werben: 
Die Vorfchläge, welche fich auf einfache Erhöhung des 
Lohns beziehen, fallen in fich felbit zufammen, weil ihre 
Folge die Vertheurung der Produkte, mithin Eonfumtion 
jener Erhöhung durch den höhern Preis der nothwendigen 
Produkte if. — Ein anderes Syſtem befteht darin, den 
Einzelnen ein Kapital zu geben, indem man den Beginn 
des Erwerbs mit dem Kapital ausruͤſtet, dad erft durch 
den Erwerb felbft vervielfältigt werden fol; dies in der 
Srwerbsfähigfeit ded Einzelnen liegenden Kapital ift ber 
Gredit. Der Credit, den der Einzelne vom Einzelnen . 
erhält, wird aber für den Zins gegeben; der Staat allein, 
der keinen Gewinn will, bedarf Feiner Zinfen, der Staat 
allein kann daher zinslofen Vorſchuß mit feinen Mit 
teln bieten. Dies tft die Idee der DOrganifation 
des Credits, diewieberum höher fteht als Die Organiſation 
der Arbeit. Damit aber der Staat diefen Credit gewähren, 
alfo den Stoff für die Arbeit darbieten Tann, muß er fie 
befigen; um fie zu befißen, muß er fie denen nehmen, 
welche fie haben. Die nichtbefigende Klaſſe muß daher 
auf eine Staatöverfaffung bedacht fein, durch welche fie 
die Staatögewalt zum Zwed der Hebung ihrer Lage durch 
Gewinnung eines Kapitals gebrauchen kann; hieraus er 
giebt fich für fie die Nothwendigkeit einer auf die Herrfchaft 
der nichtbefigenden Klaffe gebauten Staatöverfaffung. Dies 
ift der Punkt, auf welchem fidh die focialen Ideen mit 
einer andern Richtung im Leben der Völker verbinden, bie 
aus der rein politifhen Bewegung herflammt und in ihr 
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feine Erfüllung findend, der Zukunft entgegenbartt. 
Diefe Richtungift die Demofratifche, die zu ihrem Aus: 
gangspunft den Republicanismus hat Da alle 
Menſchen, ihrem Begriffe nach, gleich und frei find, fo 
fordert der Begriff, daß die freie Staatöverfaflung eine 
fotche fei, in weldher jeder einen gleichen Antheilan 
der Bildung bed Staatswillend oder der Gefeßgebung habe. 
Weiter geht bie rein demokratiſche Richtung nicht. Gie 
kennt dad zweite Gebiet ded Staatölebend, die Staats: 
verwaltung nit; allein in der Form bes Öffentlichen 
Willens ſtimmt fie mit der focialen Richtung völlig überein, 
und fo entfleht eine natürliche Verbindung zwifchen biefen 
beiden Elementen der Bewegung, in welcher die demo: 
kratiſche die Berfaffung und dad Recht derfelben, 
die fociale die Verwaltung und den Zweck derfel: 
ben oder die fociale Verwendung der durch den Willen ber 
demofratifchen Staatsverwaltung gegebenen Mittel als 
ihre Hauptaufgabe anerkennt. Dies iſt der Begriff und 
Sinn einer Erfcheinung, die den legten Punkt in ber rein 
geiftigen Bewegung ber gefellichaftlihen Ideen barbietet, 
der [ocialen Demokratie. Dad Princip der focialen 
Demokratie ift demnadh dad allgemeine Stimmredt 
für die Berfaffung, die Aufhebung der gefel: 
fhaftlihen Abhängigkeit in der arbeitenden Klaſſe 
für die Berwaltung. In der focialen Demofratie ik 
die Conſtitution daher dad demokratiſche, die 
Adminifleation das ſociale Element. 

In welchem Widerſpruch diefe Franzoͤſiſchen Speme 
mit der Idee eined reinen Rechtöflaats fliehen, hat Lieber 
gezeigt *°) — Franzoͤſiſche Freiheit wird in ber Regie: 
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rung und nad) Engliſch⸗ Amerikaniſcher Anſchauung an 
einem falfhen Orte gefucht. Notwendige Kolge der Franzoͤſi⸗ 
ſchen Anficht ift daher, daß man die hoͤchſte Stufe der po: 
litiſchen Bildung in die Organifation fege,.d. h. in 
bie meifte Einmiſchung ber Staatsgewalt. Die 
Srage, ob ſolche Einmifhung Despotismus oder Freiheit 
fei, wird allein darnach entſchieden, wer fi einmiſcht 
und zu Bunften welcher Klaffe bied gefchieht. Vom 
Englifch: Ameritanifhen Standpunkte aus, wuͤrde ſolche 
Einmiſchung ſtets Abfolutismus und Ariflofratie heißen 
und die gegenwärtige Dictatorfchaft der Arbeit wuͤrde nur 
eben ald Arbeiter: Ariftofratie erfcheinen. Während bie 
Brittifche Race eine große Durchführung der Freiheit in 
bem freien Verkehr fucht, rufen die Franzoſen nach Di: 
ganifation der Arbeit, und demgemäß hat Louis Blanc einen 
Plan vorgelegt, weldyer als unverträgliche Tyrannei und 
Vernichtung der Selbfifländigkeit der Einzelnen erfcheint. 
In Englifch: Amerifanifcher Freiheit beginnt nicht nur Die 
Bewegung beim Volk, fondern auch die praftifche Durch⸗ 
führung; in Frankreich erwartet man, daß bie Freiheit 
praftifh mit Drganifation durch die Regierung be: 
ginne und zum Volke herabfteige. Dies if fo 
fehr wahr, daß eine große Zahl Sranzofen gänzlich den Ges 
danken aufgegeben zu haben fcheint, daß Freiheit als 
Dauptaufgabe zu erftreben fei und nach einer focialen 
neuen Organifation ruft, und ein ſehr geſchaͤftiger und weit 
verbreiteter Verein in Paris hat wirklich ein Banner ent· 
faltet, auf dem das Wort Freiheit .ausgelaffen und al 
Wahlſpruch gefegt it: Gleichheit, Sammtverbindlidkeit 
und Brüderfchaft. — 

So wie die fociale Idee der Gleichheit der niebern 
Klaſſe zum Bewußtfein kommt, fließt fie ſich irgend 
einem der obigen Syſteme mit der ruͤckhaltloſeſten Kraft 
an, und jene fociale Egalitätsprincip beginnt daher ſofort 


in dieſem Thell der Gefelifchaft eine feſte Seftalt zu gewin- 
nen und bie Ritglieber derfelben mit allen ihren Gedanken 
in Einen großen Brennpunkt zu vereinigen. Diefe Ge 
meinfchaft des Willens, geftügt auf eine Gemeinfchaft ver 
Auffaffung ihrer Lage und ihrer Forderungen, macht aus 
jenem Theil der Geſellſchaft jetzt eine ſelbſtſtaͤndig bemufßte, 
der Dronung der Gefellfchaft mit beftimmter Abficht ent: 
gegentretende Gewalt. Und als ſolche heißt nun mit einem 
bezeichnenden Ramen jene Klaffe da8Proletariat. Die 
Proletariat fordert nun im Sinne der focialen Idee die 
Gleichheit von der befißenden Klaſſe, was diefe ihm weder 
geben will noch ann; ed fordert vom Staat, daß er thun 
fol, was feinem Begriff widerfpriht. Es hält fich bie 
Erkennmiß fern, daß der Staat in jeder Form unfähig 
wäre, die fotialen Ideen zu verwirklichen, weil fie in die 
fer Form’ unmöglich find. Und fo entſteht in ihm ber 
Glaube, es fei felber allein berufen, die Staatögewalt 
an ſich zu reißen, um mit derfelben feine focialen Ideen zm 
Ausfhhrung zu bringen. Da dad Proletariat zu feiner 
Herrſchaft über die Staatögewalt Feine innere Berechti⸗ 
gung hat, fo muß es nach äußeren Momenten fuchen, welche 
biefe Herrſchaft aufrecht erhalten. Das erfte äußere Me 
ment, in welchen ed feine Stüße fucht, ift die Sraats: 
verfaffung, denn Princip aller rein demokratiſchen Ber: 
faffungen iſt die Wahl der Staatövertreter und Beam 
teten durch da8 allgemeine Stimmredt. Es if 
aber ein, freilich allgemein verbreiteter, Irrthum, daB das 
Proletariat bie größte numerifche Macht in der Geſell⸗ 
ſchaft bilden und daß daher dad allgemeine Stimmrecht 
nothwendig dad Proletariat and Ruder der Staatäregie 
zung bringen würde. Die Erfahrung zeigt, daß das all 
gemeine Stimmreht niemals im Stande gewefen if, 
bie rein fociale Herrfchaft zu gründen; nur außerorbent: 
liche Greigniffe Haben für Augenblicke und außerorbentliche 








Verhaͤltniſſe flır gewiſſe einzelne Eänbesrhette Vie ſoclals 
Parthei zum Siege geführt, daher ſtimmt auch Mitter⸗ 
maier?!) der Aeußerung Bonnier's in der revue da: 
droit Francais bei: Se defier du vote universel, 
cost Supposer aux passions anarchiques une puis- 
sance qui, F’evenement Pa prouvé, n’existe point 
en dehors d’un certain nombre de- villes et d’une' 
certaine partie de ces villes. Nur dann, wenn bie 
bemotratifch: fociale Richtung noch in Verbindung mit dee 
Bewegung politifcher Zeiheit ſteht, iſt der Erfolg fir fie 
möglih; fo wie die demokratifcdy > fociale Parthei allein! 
ſteht, ift fie die bei weitem fchwächere. ‚Daher bleibt dem⸗ 
Proletariat nur noch eins übrig, und dies if die äußere, . 
rein materielle, Gewalt. Es ift Daher unausbleib⸗ 
lih, daß mit dem Auftreten der Herrſchaft des Proleta⸗ 
riatd eine Gewaltherrſchaft entfieht. Dieſe Gewalt⸗ 
herrſchaft aber hat eine eigenthümliche furchtbare. Natur. 
Wie jede Herrichaft, iſt fie in ihrer Anwendung gegen dab, 
gerichtet, was ihrem Beſtehen droht; fie muß ihre Gewalt, 
gebrauchen, um nicht blos bie Höhere Klaſſe der Geſell⸗ 
ſchaft, fondern auch die geſellſchaftliche Grundlage, 
dDerfelben zu vernidhten. Hierin liegt auch ber; 
Grund der Erfcheinung, daß zu allen. Zeiten biejenigen, 
welche Abfchaffung bed Sonder: @igenthumd wollten, zus: 
gleich der Einzel: Ehe den Krieg erklärten, Viele Coms, 
muniften haben ihngepredigt und mehrere Religionsfchwärs 
mer bes Mittelalters ihn begonnen, Hier beginnt noth⸗ 
wendig ein Kampf, den wir den Terrorismus 
oder die Schredensherrfihaft nennen, ein blutiger, 
feiner Natur nach endlofer Kampf, die furdtbarfte Ers 
ſcheinung der Geſchichte, nicht bloß weil fie Leben ‚und, 


41) Englifche Staatsverfaffung , pngeg yon Mitter maier 
in der kritſchen Zeitſchrift XXI, & 
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Qutmit kalter Psth Hinopfert, fonbern weil fie durch ben 
geſelſch aftlichen Mord das an und für fih Unmig 
ce will. Die Schredensherrfchaft if! der Gipfel des Wir 
derſpruchs in der ſocia len Revolution; bei ihr ange 
langt, uͤberſchlaͤgt ſie ſich und der Begenfählag tritt cin, 
denn nur für. den Augenblid vermag dad Prolstariat kan 
ſchend aufzutreten, allein an Zahl, Intelligenz unb pe 
ſoͤnlicher Kraft geringer, wird es bei dem erften eraſtlichen 
Angriff der beſitzenden Klafie von derfelben geftürzt, und 
fe:;oft dies gefchieht, wird bie lehtere blutige Rache neh 
men, . Dieterreur rouge hat immer die terreur blas- 
che in ihrem Gefolge *?). 

Da ebs nun nichtB Werberblichered für die menſchliche 
Geſellſchaft giebt, als die. fociale Revolution, mb 
da fie zugleich. bei den gegenwärtigen Europdifchen Ber 
hältniffen, zumal in Folge der unfeligen Mißgriffe der 
Herrſcher und der maaßlofen blutigen Reaction feit dem 
Ende des Jahres 1848, die Ruhe unferd Welttheils fehe 
ernftlich bedroht, fo ftellen fi die auf ihre Verwirklichung 
gerithteten Unternehmungen unftreitig als das firafberfe 
ler öffentlichen Werbrechen dar. Da daflelbe nicht bied 
Me Ordnung in einem einzelnen Staate, fondern die gan 
geſellſchaftliche Ordnung ohne Rüdficht auf Staatögrämn 
und Nationalitaͤten bebroht, fo ergiebt ſich hieraus, def 
auch jedem Staat: daB Recht und die Berpflichtung zuftchen 
umß, die fochalen -Werbrecher als Feinde des menſchuce 
Geſchlecho zur Weruhtwortung zu ziehen. 
en "Das foääte Verbrechen , welches man al& Bruch beb 
gefelfihaftligen Briebens oder Weltfriedensbruch bezeichem 
Tan, bat zu feinem Gegenflande die Bedingungen 
der Cosriſtenz Hermunftiger Weſen im Raunie, ober ae 
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’ 


— 


Deundlagen ber menſchlichen Geſellſchaft, dem Meſo, 
das Eigenthum, die Ehe, bie Familie. 

Die Handlung, durch welche die Uebertretung ber 
wirkt wird, muß auf die Vernihtung dieſer Grund⸗ 
lagen der geſellſchaftlichen Ordnung gerichtet ſein. 
Das Mittel zur Realifirung dieſes Zwecks kann, 
der obigen Ausführung nah, nur Gewalttpätig 
Leit fein. 

Das Subjekt des Verbrechens iſt jeder, er mag 
Ins oder Ausländer fein und im In⸗ oder Auslande belins 
quirt haben. 

Zum fubjeftiven Shatbefland wird nicht blos 
dolus erfordert, fondern derjenige verbrecherifche Vorſatz, 
‚welcher auf bie gänzlihe Aufhebung oder Vernich⸗ 
tung ber gedachten Grundlagen ber geſellſchaftlichen Ord⸗ 
nuns gerichtet iſt. 


Das nationale Verbrechen. 


Sschon in den aͤlteſten Zeiten finden wir das St am m: 
Jeben. Es verbindet die. Menfchen durch bas Gefühl der 
natürlichen Einheit, ber Blutverwandtfchaft, welches 
wie jeder. Inflinkt in dem Naturmenfhen weit flär 

iſt ald in dem Sefitteten, und tritt ald mächtiges Bindemit» 
tel zuerft dem Egoismus, der Keindichaft der Einzelnen 
gegen die Einzelnen entgegen, an deſſen Stelle die Feind: 
[haft gegen fremde Stämme tritt, wie denn bie aͤlteſten 
Religiondurtunden ben Stammeshaß ald eine Religions: 
pflicht prebigen *°). Au der gemeinfamen Ahflammung 
verwandter Stämme gefellen ſich im Laufe der Zeit die Ge: 
meinſamkeit gefchichtlicher Schidfale, gegenfeitiger Hülfe, 
Engerer Verkehr, endlich ein untrennbarer Zufammenhang 





43) Oppenheim Philofophte des Rechts und der Geſellſchaft 
. 1860, &. 88, - ; Fe 
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ber That if er göttlichen Urfprungs, denn er if die Offen: 
Barımg einer ewigen Idee. Rum erſt ſchüeßen fich Die ver: 





wandten Stämme zum Belle, zur Ration zufammm 
und die Anhänglichkeit an die Stammeb-Einheit erhebt fh 
zum Nationalgefäpl.- Die Nation ifi ein unver 
änderlihed Raturganzes in Gränzen, die ihrer raum 
Tichen Ausdehnung entfpredhen, der Staat dagegen iſt erfl 
durch men ſchliche Sakungen.entflanden, daher arch 
durch dieſe veraͤnderlich und hat willküͤhrliche, wandelbare 
Sraͤnzen. An den Staat bindet den Menſchen das Inter 
efie und die Pfliht, an bie Nation bindet ihn ein edleres 
Gefühl, der Patriotismus, die Vaterlands: 
liebe, er findet in ihr eine Gefammteriftenz, welche bi 
‘her flieht als feine eigene und für welche er jedes Opfer zu 
bringen bereit iſt. Das erfennen auch die abſolutiſtiſchen 
Derrfher an; denn wenn fie in ber dußerfien Bebräng 
WB find, iſt es dies Gefühl, welches fie als den Seift in 
ber Noth anrufen. Der Patriotismus oder bad Gefühl 
des Aufgehens im Nationalganzen iſt über alle menfchlice 
Geſetze erhaben. Im wahren, allein naturgemäßen Res 
kionalſtaate fallen die Staatögrängen mit dem ehe 
fige der Nation zuſammen; Fein Theil iſt von ihm ausge 
ſchloſſen, kein fremdes Element in ihm aufgenommen, uud 
der Patriotismus ift die mächtige Garantie feiner Dauer 
‘Alle andere Staaten find ephemere Erfcheinungen unb be 
ruhen auf feiner höhern Idee. Ohne Rationalgefüpl giebt 
ed keinen Patriotismus. Gegen lebenökräftige und frei 
senftituiste Nationalitäten ift ein Vernichtungskrieg un 
denkbar; fie werden immer wieder auferfiehen, weiß fie in 
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ihrer dußern Erſcheinung mur die zeitliche Offenbarung 
einer ewigen Idee find. Rolf und Staatdgebiet find die 
wefentlichen, ftändigen, einer rechtlichen Veränderung nicht 
unterworfenen Elemente des Nationalflaatd; die Werfafs 
fung dagegen richtet fich nach der geiftigen und fittlichen 
Entwidelung eines Volks, ift daher einer Ausbildung und 
verfchiedenen Geſtaltung faͤhig. Die Nationalität ift die 
Individualität, das geiftige Leben eined Volks; wer ihm 
die Nationalität abfpricht, fpricht ihm die Eriftenz ab; das 
her nichtö Verderblicheres ald Incorporation und Gefammts 
Staat, nichtd Entwürdigendered als der Seelenfhacher und 
die Herrfchaft dynaſtiſcher Intereffen über die nationalen. 
Noch nie ward dad Streben nad) nationaler Einheit fo tief im. 
Volke empfunden, als eben jebt; noch nie flanden ihm fo 
viele unwuͤrdige, politiſche Hinderniffe, entgegen, als jegt 
in Deutfchland und andern Ländern, aber die Lebendig⸗ 
keit des Nationalgefühls iſt ein Stern in dunkler Nadıt, 
der Über kurz oder lang als flrahlende Sonne aufgehen 
wird. Hell leuchtet er noch in Schleöwig: Holftein, deſ⸗ 
fen Heldentampf in Deutfchland ald Kampf für die natio⸗ 
nale Eriftenz anerfannt wird. Mit Recht heißt es daher 
bei Feder *): Wenn wir allgemein und ohne beſtimmte 
Bezeichnung fragen: Giebt es eine, von dem gegebenen 
Geſetz nicht gefchaffene, von ihm unabhängige, fittliche. 
Pflicht des Bürgerd gegen die Staatsgefammtheit; giebt, 
es einen fittlichen Anfprudy des Vaterlandes auf die Liebe 
und Unabhängigkeit feiner Söhne, der tiefern Grund hat, 
als das gegebene Gefeß, der unabhängig ift von der Ge⸗ 
ſtaltung der äußeren ftaatlihen Formen? fo werden und 
Alle antworten: Ja, es giebt eine ſolche fittliche Pflicht 
des Einzelnen gegen fein Vaterland, eine Pflicht, die ges 
bietet, zu allen Zeiten um in allen Umftänden fein Beftes 


44) Feder a. a. O. S. 110, 





zu fördern und gerade in der Stunde der Gefahr nicht von 
ihm abzulaffen. Fürchten wir aber die Folgen dieſes Satzes? 
Werden wir ihn auch bejahen, wenn und bie Frage beuts 
licher vorliegt, wenn wie gefragt werden, was liegt Eu 
näher: dad Gemeinweſen oder feine Form? das gegebene 
Geſetz oder dad Vaterland? Als jlnoft in Frankreich die 
republifanifhe Staatdform eingeführt ward, unterwarfen 
fi die Staatsmänner, die Näthe ded Königs, dem fie 
alle gehuldigt, der neuen Ordnung der Dinge, indem fie 
erklärten: über dem Königthum ſteht Frank—⸗ 
reich, und fie fpradhen einen großen, einen firtlichen Ge 
danken aus. Was aber fittli und groß ift, richtet fi 
nicht nach der Zeit und dem Lande; es ift dies in Krank 
eich wie in Deutfchland, heute wie morgen. Und in 
der That haben auch unfere Denker diefen fittlichen Ge 
banken nicht verläugnet. Feder beruft fich hier auf 
Kant indeflen metaphufifchen Anfangdgründen der Rechtb⸗ 
lehre ©. 211, und auf Dahlmann in feiner Politik 
&. 202. Dieſer Sinn dürfte auch dem unter den Eng 
lichen Juriſten beftrittenen Nachtrag Heinrich VIE zu dem 
Statute Eduard III: that no person who in arms er 
otherwise assises the king for the timebeeing, should 
afterwards be convicted or attainted thereof, as of an 
offence by course of law or act of parliament, unters 
liegen #°), — 

Die ſchwerſte Verſuͤndigung ded Staatsbürger im 
Nationalſtaate ift daher dad Verbrechen gegen die Natioxes 
lität, der Verrath gegen die unabhängige Eriftenz ber 
Nation in den Staatögränzen (denn wie der Einzelne fein 
Gut befist, fo befigt die Gefammtheit einer Nation dab 
ganze Sand zum unverbrüchlicyen Eigentum) an ben «ul 
wärtigen Feind. Ad Verrath des Vaterlandes 
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iſt dies Werbrechen zw allen Zeiten: amakfahehi wilden. ib 
diefe Auffaffung deſſelben entipricht auch noch :sens 
der Bolksanficht und iſt in ber Natur der Sache. bes 
gründet; denn es ift Treubruch am Waterlande dur Be⸗ 
gunſtigung und Unterflägung feiner Feinde. Die Werräs 
therei im Sinne der Carolina beſteht in einem heimlichen 
und hinterliftigen Handeln zum Nachtheil deflen, dem man 
mit befonderer Treue verpflichtet if, zu Gunften der von 
einem Feinde beabfihtigten gewaltthätigen Werkegumg: 
Diefer Standpuntt ift der nämliche, von dem aus wir noch 
jeßt den Landesverrath auffaflen: er bilder, ohne Ruͤckſicht 
auf die beabfichtigte Handlung des Feindes, ein befondes 
red Verbrechen undift nicht blo8 Beihuͤlfe, da. beim Keinde 
von Verbrechen und Strafe nicht die Rede fein kann. Auch 
die Englifchen Yuriften haben die Worte adherence to ıhe 
kings ennemies auf auömwärtige Feinde bezogen und ba 
ber das Verbrechen nit angenommen, we die Unter⸗ 
flügung Rebellen zugewandt war. | 2 rn 
er 
Da in der Despotie der Staat mit dem Begente 
identifitirt war, fo war die natlırliche Folge hievon, daß 
man dad nationale Verbredyen ald Hochverrath gegen feint 
Derfon anſah; erft in neuerer Zeit iſt e& unter dem Ramen 
des Landesverraths von dem Verbrechen gegen die Perſon 
des Regenten getrennt und leßterem,, auf welches der Be 
griff des Werrathd nicht anwendbar iſt, der unpaſſende 
Name des Hochverraths geblieben. Da dad Verbrechen 
des Landes : oder Volksverraths fi) auf jede Art der Be 
simfligung und Unterftikumg des auswärtigen Feindes er 
ſtreckt, fo umfaßt e8 fehr viele mehr oder minder ſchwere 
und firafbare Fälle. Wenn gleich der Franzöfifge Code 
ein Produkt des Faiferlichen Despotismus ift, fo ſtellt er 
doch unter dencrimes et delits contre la sürete de l’dtat 
die Verbrechen gegen die süret6 exterieure voran und 
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, Reyelcan. 
„ Art. 75. Tout Frangais qui aura peorte les armes 
austre la France sera puni de mert. Ses biems sereat 


Art. 76. Quinconque aura pratiquo des machi- 
untions ou ontretenn dos intelligences avoc les puis- 
anncee dirangeres 9a leurs agons, peur les engager 
& commetire des hestilit6s ou a entroprendre la gueıro 
contre la Franco ou pour leur en procurer les moyens 
sora puni da.mort ot ses biems seront conisques. — 
Cette disposition aura liou dans le cas möme, ou les 


.. Art. 7%. Sera &galement puni de mort ot de la 
eonfiscation de ses biens, quioonquo aura pratigus 
des manoeuvres ou entretenu des intelligences avoc 
les ennemis de létat, à Foffot de faciliter leur entreo 
sur le territoire et dependances de l’empire ou de leur 
livrer des villes, forteresses, plans, postes, ports 
arsenaux, vaisseaux ou bätimens appar- 
kenaut à la Franoe ou de fournir aux ennemis de s& 
oonre en soldats, hommes, argent, vivres, armes ou 
ssunitions eu de seconder les progres de leurs armes 
sur lan possogsjons ou contre les [orces frangaises de 
kerro.ou de mer, spit en dbranlant la fidelitd des ofß- 
«iors , 'soldate, matelots ou autres onvers l’emperenz 
mt l’dtar, weit de touto autre maniere. 
nt : Art, 7.8, .. Sila correspondance avec les aujets 
dm — ennomie, BAns avoir pour objet lan 
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des crimes Snoncds en Varticle pröoddent, a ndan- 
moins eu pour resultat de fournir aux ennemis. des in- 
structions nuisibles & la situation militaire ou politigue 
de la France ou de ses allids, ceux qui auront entre- 
tenu cette correspondance seront punis du bannisse- 
ment, sans prejudices de plus fortes peines dans leg 
cas oü ces instructions auraient oto la suite d’un concert 
constituant un fait d’espionnage. . 

Art. 79. Les peines exprimdes en l'articlo 76 se- 
ront les mömes, soit que les machinations ou ma, 
noeuvres önoncdes en ces articles aient did commi- 
ses envers la France, soit qu'elles l’aient dt6 en- 
vers les allies de la France, agissant contre l’ennemi 
commun. 

Art. 80. Sera puni des peines exprimdes en 
Varticle 76 tout fonctionnaire public, tout agent du 
gouvernement ou toute autre personne qui, chargéo 
ou instruite ofliciellement ou & raison de son giat 
du secret d’une negociation ou d’une expedition, l’aura 
livrd aux agens d’une puissance dtrangere ou de 
Fennemi. 

Art. 81. Tout fonctionnaire public, tout agent; 
tout pr&pos6 du gouvernement charge & raison des 
ses fonctions, du depöt des plans de fortificationg, 
arsenaux, ponts ou rades, qui aura livrd ces plans 
ou Fun de ces plans a Y’ennemi ou aux agens de l’en- 
nemi, sera puni de mort et ses biens seront confis- 
qu6s. Il sera puni du bannissement, s'il & livrd ces 
plans aux agens d’une puissance dtrangere, neutre 
ou allide. , 

Art. 82. Tout autre personne qui, dtant parvo- 
mue par corruption, fraude ou violence & seustraire 
les dits plans, les aura livrés ou & l’enuemi ou au 
agens d’une puissance dirangere, sera panie comme 
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B TE A eetiee  Teirläsin yri- 
eüchi et seien iss Aufinctees, qui y sent d- 
Bien — Si les dis plans se euvaiset, zuns Is 
prösiahle empbsi de mamveises voies, entre les mans 
de ia persenne qui les a Ivrda, in peins sera, au pee- 
ikier cas westisunt dans Tariele 81, ia Sfpertatisn ut 
du secsnd cas du mine arürle um euuprissnnement de 
deux a camq ass. 
-  Art.83. Qsicseque zura reodid u sura fait re- 
oBlör les cspions wu les seldats cnncmis envoyes ä 
ia Wcsuverte et qui aura conan pour teis, sera O- 
dutanE & In peine de mert. 
Art. 84. Quicengse aura par des action hestiles 
nen approuvees par le gourernemeat expose Foötst A 
use döcheration de guerre, sera puni du bamaisse- 
inbat, ot si la guerre senestsuivie, de la deportetien. 
" Art. 85. Quicenque aura par des actos nen ap- 
prouvds par le gosvernement, exıpose des Francais 
—— des represailles, sera pusi du beaais- 


hie Falle find nicht al3 Berrath, fondern «ds Ber: 
reihen gegen die äußere Sicherheit bed Staais aufgeführt, 
uud in der That find auch mehrere aufgenommen, welthen 
kein Verraih zum Grunde liegt umd bie auch nicht Unter 
kung des Feindes enthalten, fendern nur moͤgliche 
Beiſe die Sicherheit des Staats gefährden fünnen, wie 
Die Auslieferung von Plänen an die Agenten fremder, wen 
traler oder verbimdeter Dächte, oder Handlungen, welche 
Krtegerflärungen gegen den Staat oder Repreffelien zu 
Folge haben können. Auch ift der Fall des fogenammmen 
diplomatiſchen Landes: oder Staatsverraths aufgenommen, 
Aemlich die Mittheilung de& Geheimniſſes einer Negene 
Un an die Agenten einer auswaͤrtigen Macht. — : Ye 
Ai neuern Gefeßbinhern finden fich fehr ausführliche; «mei 
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uͤbereinſtimmende Beſtimmungen uͤber den Lanbedoerrathery, 
in welchen die verbrecheriſchen Handlungen, theils beiſpiels⸗ 
weiſe, theils ausſchließlich aufgezaͤhlt werden. Sie un⸗ 
terſcheiden zwiſchen dem militairifhen und dem Bis 
plomatifchen Landesverrath; ‚jener ift ein folchen, wel⸗ 
cher während eines Krieges oder in Beziehung auf: einen 
folhen, dieſer dagegen derjenige, welcher in Friedens: 
zeiten, ohne die Abficht einen Krieg zu veranlaflen, begans 
gen wird. Jener wird von den Gefegblichern für.Sa dy > 
fen, Bürtemberg, Braunfhweig und Baden 
als die ſchwerſte und gefährlichfte, der diplomatifche dage⸗ 
gen ald eine minder ſtrafbare Art des Landesverraths (Sach : 
fen Staatöverrath&) bezeichnet, während die Geſerbuͤcher 
für DYannover, Darmfladt, Baiern und Ol den⸗ 
burg den militairifchen allein mit dem Namen des Lan: 
desverraths (die für Baiern und Oldenburg 
Staatöverrath zweiter Klaffe) belegen und den diplomati: 
fhen Kandeöverrath unter der Rubrik: Gefährdung der 
Rechte und Verhältniffe ded Staats in Beziehung zw an: 
dern Staaten (Baiern und Oldenburg ald Etaats: 
verrath dritter Klaffe) ald ein vom Landesverrath verkhies 
dened Verbrechen behandeln. Der militairifhe Lan: 
desverrath Außert ſich befonder& in zwei Richtungen. 


4) in der Aufforderung eined fremden Staatd zum 
Kriegewider den eigenen oder in bem Unterhalten von Ein: 
verftändniffen, um einen folchen zu veranlaffen, oder auch 
in dem abfichtlichen Geben einer Veranlaſſung, eined Vor: 
wandes oder einer Gelegenheit zum Kriege, welchen Fall 
die Scfegbücher für Baiern und Oldenburg zum Hochver> 
rath rechnen. 


47) Mittermater zur 14ten Ausgabe von geuerbacs 
echrbuh ©. 275f. Häberlein Grundfäge des Grimis 
nalrechts nad) den neuen Deutfchen Gefetzbüchern IF, S. 38. 
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2) (m der abihtlihen Unterfiihung bes Keindes 
während eined Kriege. Cine ſolche landverraͤtheriſche 
nterſtuͤtzung iſt beſonders in folgenden Faͤllen vorhaw 

den, wenn ein Staatsbuͤrger 
a) nach ausgebrochenem Kriege im feindlichen Heere 
Ariegsdienſte genommen und bie Waffen gegen da} 

eigene Vaterland oder deſſen Verbuͤndete getragen, 

») in einem Kriege Seftungen, Bälle, beſetzte Plaͤte 
oder andere Wertheidigungspoften dem Feinde verri 
theriſcher Weiſe überliefert oder deren Ueberlieferung 
ober Wegnahme bewirkt, 

ce) Operationspläne, Riſſe von Feſtungen oder Lagen 
dem Feinde mitgetheilt, 

:d) dem Feinde durch Ueberlieferung von Mannfchaft, 
Waffen oder Munition, durch Zufuhr oder Geld 
Huͤlfe geleiftet, 

0) in Kriegszeiten oder unmittelbar vor dem Ausbruqh 
eines Krieges Soldaten zur Defertion,, zum Aufſtande 
ober zum Ueberlaufen verführt, 

f) dem Feinde als Spion gedient oder die Abfichten feind⸗ 
licher Spione wiffentlich beföcbert, oder 

8) auf irgend eine andere Weile während eines Kriegs 
ben Feind abfichtlich und freiwillig unterflügt. Durch 
diefe letztere Clauſel, welce fi) in allen Gefekbä 
bern findet, iſt ausgeſprochen, daß die oben aufges 
führten Källe nur als Beifpiele zu betrachten find, 
neben welchen auch andere ähnliche, in den Geſetzen 
nicht namhaft gemachte Handlungen ald Zandeiser 
rath behandelt werden können. 

Der diplomatifche Landeöverrath Dagegen, ober nah 
ben Gefegbüchern für Baiern und Oldenburg ber 
Staatöverrath dritten Grades, findet nad) diefen und bem 
Geſetze für WBürtemberg, Braunfbweig md 
Baden unrin folgenhen Fällen Statt, wenn ein Ne 





us 2 
serie ad Yen Dewußtſeyn a re 
derrechtlichkeit feiner Handlung 

a) ein ihm aufgetragenes Staatögefchäft ‚mit er. uk 
waͤrtigen Regierung zum Rachtpeile‘ dee raus we 
führt, 

») Briefe, Urkunden. ober Seheimniffe DeB Stautt wide 
auf deſſen politifche oder rechtliche Berhaͤltniſſe ſich be⸗ 
ziehen, an eine frembe Regierung verrathen oder ns 
geliefert, oder 

c) Urkunden ober anbere- Beweibmittel von me 
Anfprüchen des Staats zu Gunſten einer ——— 
gierung vernichtet, unterdruͤckt oder verfällt, 

qh) füur einen wirklichen oder ——mù .u ——— —— 
gegen den Staat, gegen den Regenten oder gegen 
Mitunterthanen, eine fremde Macht zu nen vi 
Staat gefährdenden Einmifchung aufgefordert, 

0) die Staatsgraͤnzen zu Gunſten des Ragbarfand or 
richt oder ungewiß gemacht hat  : : 3 zur 

Aus dieſer Zufammenftelung ergiebt fi, daB das ii 
biet des Verbrechens auf manche Fälle auögebehet tl, 
auf welche der Begriff des Verraths gar feine Anwenbimg 
leidet, und für die nur bie allgemeine Rubrik des Cudd 
crimes et delits contre la sürete exterieure de FALM 
paßt, weshalb die Faͤlle des diplomatiſchen Landebverra⸗ 
thes auch in einigen Geſetzbuͤchern unter ber RubrikEr⸗ 
faͤhrdung der Rechte und Verhaͤltniffe des Staats in Mei 
ziehung auf andere Staaten” als ein von Landesverrath 
verfchiedened Verbrechen: behandelt werden. : Der Yanbess 
verrath befteht, wie Feder richtig bemerkt ) in jeder 
boͤslichen Veranlaſſung oder Vermehrung einer Krieger 
gefahr gegen das Land, dem man angehört. Wire 
einen andern Staat zum Kriege gegen.b den eindeimiſchen 


— . 1 9a Yenne 
Eredar nd 





aiscı Iinzugefügten Befinımung nur als Beifpiele gelten 
Selen. Den Begriff ber Staatögefäprlichleit kann man and 
bei dieſem Berbrechen um fo weniger zu Grunde legen, weil 
dieſe in den angegebenen Fällen eine hoͤchſt verfchiebene 
it; denn offenbar ii die Gefahr für den Staat in bem 
all, daß ein einzelner Stagtöbürger die Waffen gegen 
Bin Beterland führt oder einzelne Soldaten zur Defertien 
werleitet,, meiſtens eine hoͤchſt geringe, dagegen bie Ge 
Sehe neh Falls, wo er einen fremden Staat zum Kriege ee 
gen. fein Vaterland veranlaßt oder ihm verrätherifch eine 
Feſtung Überliefert, -in der Regel eine fehr große. Wiens 
auch, die Groͤße der Gefahr und die Echäplichleit des Gr 
fotgb: bei der Ausmeflung ber relativen unbeflinmien 
Strafe zu beukidfichtigen find, fo liegt der Charakter 
des Verbrechens doch offenbar in dem Tre ubruch gegen 
Ras: Bateriond. durch Berrath deſſelben an dem aub 
mdetigen Beind ; alle Handlungen, in welchen ein folder 
Auubhruch liegt und welche fich nicht einzeln auf, 
leſſen, weil. den Verrath auf: fehr mannigfaltige 
erhbt werden Tann, fallen unter den Begriff des Ber 


ee, alle andere find davon ausgeſchloſſen, fo gehihe 
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Aq Werk) für ben Giant ſeyn mögen; ni Den bei Abah⸗ 
beflende. dieſes Berbrechens wird deber re 
erfordert } er 

Gegenſtand des Berbropens konn —* done 
&taot,. bad. Baterland feynz von einem: Sanbeiuer 
vath : gegen: dm nicht: mehr exiſtirenden ; beutfchen Bun 
ober gegen verbünbete Staaten kann nicht die Rede ſeyn, 
weil der Uebertreter ihnen nicht zur Treue verpflichtet. if, 
atfo auch nicht die Irene, gegen fie. brechen kann. 1.3 
: Die Kendlung, durch welche dad Berbrechen ‚bes 
wirkt wirb, muß auf die Weranlaflung einer Kriegägefahr 
für das Vaterland oder die Wergrößerung.bexfelben gerich 
tet fen. .  - NT 

. Das: Sabjekt dieſes Verbrechens tann nut. der 
Gtantsbiger bes eigenen Staats (unter welchen hier SIR 
Nationalſtaat zu verftehen ift). feyn, er.mag ſich im In⸗ 
ober Auslande aufhalten. . Alle andere, fie mögen. fich: img 
Staate oder außerhalb beffeiben befinden, ſtehn ibm aß 
Seinde gegenüber. 
’ Zum fubjeltiven Thatbeſtande wird nice 
blos dolus erfordert, fondern derjenige verbrecheriſche Bort 
ſatz, welcher durch Beguͤnſtigung feindlicher Abſichten upk 
Unternehmungen gegen. die unabhängige :Eriftenz ‚der Na: 
tion innerhalb ihrer Staatögrängen auf. einen. Treubruch 
am Baterlande gerichtet iſt und:ben.man ald animya inf-- 
delis oder proditorius bexiqun taun ) . ma 


Politiſch⸗ Berbeeden. . u F 9— * 

9) Sogen die Bertaffüng ne? 

Es iſt fon’ oben bemeikt oorhen, fr —* dar’ 
KO. Verbrechen dasjenige,” Welches den Unrfkurg her’ 
Stastsverfaf fung ſelbſt, zum Gegenſtande dat, 


— . : f een 
49) Archu des Criminaleeqͥts Für :5007,.0. n, A4O. - 
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fünstiie IE, bl. batienige, mäldes: gegen Tür Abchget bei 

ib. dern geitweilige Organe : gerichtet 
ii, weil die VBerfaflung dad bleibende Fundament 
des Etaalſdereins ausmacht. Das Organ ber egeeutiven 
Gewalt Tab dann in einer conſtitutionellen Monandie, 
wech eines. Berfaſſungsbruchs nicht zur Werantwertung 
gezogen werben, teil es in dem Brundgeſetze ruͤckſichtlich 
feiner Regirungöhanblungen wnverantwortlich erklaͤrt if; 
denn wenn auch in. dem von Meypfcher verfaßten Gut 
achten der Chbinger Zurifianfalultät uͤber Die Rechts⸗ 
giltigkeit der vom König Exrnft Auguſt aufgeobenen Ham 
udverſchen Werfofiung ausgeführt iſt, daß ber. König, 
nach Hannoͤverſchem Recht beurtheilt, als Hochverraͤther 
die Zedesſtrafe verwirkt habe, ſo iſt er doch wegen feine 
Negierungthaudlungen 'nicht ben Deſtimmungen viefed 
Straftochts unterworfen, weil er. wegen berfelben unver 
mtwortlich erklärt iſtz die Frage aber, ob ein Regent me 
gen Verfaſſungsbtuchs und ‚namentlich wegen Befriegung 
feiner eigenen Unterthanen die Regierungsrechte verwirkt, 
welche von: den⸗Engliſchen Juriſten bejaht wird und auch 
in neuerer: Beit- mehrfach. erörtert worben. iſt °9),,. ehrt 
it hieher. 

Kein. Verbrechen, fagt Feuerbach, verdient. use 
eine ſorgfaͤltige und :genaue Beflimmung,: wie. ber. Hech 
versuch, -- weil ber ‚Regent. alle was er will nermeg, 
wenn entweder .bie Gtaatöbürger. die Graͤnze dieſes Der 
brechens nicht wiflen oder er felbft fie nicht anerfennt und 
Montedsquieun’s Audſpruch: ‚if: das WVerbrechen bed 
Hodwerrathe unbafliunt: gelaflen , ſo reicht dieſer Umſtand 
allein ſchon bin, bie Regierung in eine offenbare D 
un mh geiwaüdeln⸗ durch u Grfahrangen ı nur zu Te he be 
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‚wahrbeitet wird. Ueberdies if: eine zu weite Ausbehnung 
bed Begriffs und Umfangs dieſes Verbrechens nirgends ge 
fährlicher als hier, da die politifchen Verbrechen kuͤnftig 
an bie Schwurgerichte gelangen und die ungerechte Aus: 
dehnung derfelben auf Handlungen, die, ihrerRatur nach, 
nicht unter dad Strafgefeß fallen, fo wie die Unbeflimmt 
beit der Faſſung, leicht eine Freifprechung auch in ben 
wirklich ftrafbaren Fallen zur Kolge haben Tann. 

Bor allen Dingen ift hier feflzuhalten, daß ber ſo⸗ 
genannte Hochverrath ein Verbrechen an ber Perfönlich: 
teit des Staats und auf Vernichtung beffelben in feis 
nen wefentlichen Beftandtheilen gerichtet iſt, weshalb bie 
unmittelbare Rihtung gegen den Staat 
felbft fein Hauptmerkmal fein muß. Was erft durch 
einen Alt der Regierung entfteht , iſt Fein Gegenflanb bed 
Verbrechens; es liegt alfo Bein Dochverrath vor, wenn 
die Handlung nur gegen einen einzelnen Akt der Regie 
rung gerichtet ift °'). 

Sodann muß dad Mittel, welches zum Umflurz ber 
Verfafftung dienen fol, ein gewaltfames fein °®). 
Da es ein Recht der Staatöbürger ift, mit allen moͤgli⸗ 
hen erlaubten Mitteln auf die Beſtimmung ded Staates 
willend zu einer Kerfaflungsänderung hinzuwirken, fo 
liegt das Verbrecheriſche niht in dem vorge: 
ſtekten Biel, fondern in dem gewählten Mit: 
tel der Gewalt und Nöthigung, dieſes ift daher 
ein welentliches Erforderniß zum Ihatbeitande diefed Ver⸗ 
brediend. Eine Ausnahme leidet Died NRequifit nur bei 
den Miniftern. In conflitutionellen Staaten find ie 


—— 
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Bewaltsanwendung bekü 
daß die wißerrechtliche Au 
walt ausgeht 3), Die 
Gontrajignatur einer die 
nance enıhält ohne Zweife 
rathb. Die Verantwortli 
fem Falle auf den unte 
Feuerbach beſchraͤnkt d 
ſondern rechnet dahin auft 
ger mit dem Regenten a 
con ſoirirt, und dafür ſprid 
lichſten aller Frevel gegen d 
überwiegende Macht zu Get 
Das Verbrechen des 
fung oder deg fogenannte: 
fung erfordert daher zu fei 
genftand tie beftehende $ 
sen Beſtandtheile derfelber 
Hochverrath in feinen allge 
beftebende Verfaſſung erft 
ihn 99) als dab Mnternehma. 
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den Zuſtandes,! oder eines Theils ‘der Berfaffung, fei es 
durch Einfeßung neuer Träger der Verfaſfung ober durch 
Veränderung ded Machtverhältnifles zwifchen den bisher 
gen Trägern derfelben zu einander. 

Die Handlung, durch welche dab Verbrechen be: 
wirft wird, muß auf feine vorübergehende Suspenſion, 
fondern auf dauernden Umſturz der Berfaffung ober 
ihrer wefentlihen Beflimmungen gerichtet fein. Verfaſ⸗ 
fungsverlegungen fallen nur unter den Begriff des Ver⸗ 
brechend, wenn fie geradezu eine Aufhebung ber Verfaſ⸗ 
fung oder ihren Bundamentaleinrichtungen bezwecken. °7) 

Das Mittel zur Erreihung des Zwecks muß Ges 
waltthätigfeit feyn, mit alleiniger Ausnahme de 
Falles zur Mitwirkung einer Revolution von oben, ba 
dem Thäter in diefem Kalle die Macht des Regenten be 
reits zu Gebote fteht, es daher Feiner Gewaltthätigkeit bes 
darf, um fich derſelben zu bemächtigen. 

Das Subjekt des Verbrechens ift jeder Einwoh⸗ 
ner des Staatd und der Etaatöbürger, welcher fih im 
Auslande befindet. 

Zum fubjeltiven Thatbeſtande gehört auch 
bier eine eigenthlumliche Art ded dolus, nämlich die feind 
felige Abficht gegen dad Fortbeftehen der Verfaſſung ober 
ihrer wefentlihen Beflimmungen. — 


2) gegen die Drgane der Staatsgewalt. 

Marqguardfen 9) bemerkt: Abgeſehen in ber 
Kriegdzeit und dem alddann eintretenden Nothflande des 
Staats fey dad höchfte Vergehen gegen den Staat Zwang 
gegen die Inhaber der höchften Staatögewalten, um bies 
felben nah dem Willen der Vergewaltiger thätig wer, 
den zu laſſen oder ihre Thätigkeit aufzuheben. Gegen: 


— — — — 
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fand dieſes Verbrechens feien ber Träger ber Eremtien, 
bad Parlament und das höchfte Bericht da, wo es über 
die Berfaffung und ihren Inhalt zu wachen habe. Die 
freiefte Entfchließung der Staatsorgane ift Die hoͤchſte Forde⸗ 
rung eined vernünftigen Staatölebend und ihre Beeinträd- 
tigung die hoͤchſtmoͤgliche Rechtsverletzung, da fie neh 
dazu ihre Gefährlichkeit darin hat, daß die Formen, aus 
denen die Gültigkeit der einzelnen Staatsbeſchlüſſe erkannt 
wird, beibehalten werben. Der Verfafler bemerkt, die 
Engländer hatten fehon darauf hingewiefen, baß bet ben 
meiften Staatöummälzungen und Hochverrathsunterneh⸗ 
men nicht die Toͤdtung des Monardhen, fondern nur ihr 
in die Gewalt der Aufftändifchen zu bringen das Ziel ge 
weſen fey, und wie 3. B. während bee Unmuͤndigkeit eine 
Königb der Aufruhrpartei oft nichts unerwünfchter fern 
mußte, als defien Zod. Da nun zuglei im conftitutie 
nellen Staate der Erbe fogleich König werde, fo werde 
ein Königsmord in ber Regel nicht einmal fo gefährlich 
ſeyn, als die Freiheitöberaubung bed Monarchen. Ss if 
auch fchon oben angeführt worden, daß der feindfelige An: 
griff gegen den Regenten bier nur in Betracht fommt, in 
fofern er gegen ihn als Traͤger der erecutivden 
Gewalt gerichtet worden, und baß dad reinperfän: 
liche Element, bei dem c3 an der unmittelbaren Ri& 
tung gegen die Staatögewalt fehlt, ausgefhloffenit 

Marquardfen nennt ed mit Recht einen Haupt: 
fortfchritt, daß das Tegidlative Organ in Englard 
gleichberechtigt unter den Schu bed Gefammtbegrifft 
Hochverrath geftellt werde, den die höchften Richter: Gel: 
legien nach der eigenthlimlichen Anfhauung des Mitte: 
alter& fhon lange mit dem InNaber und Zräger der Erem 
tion getheilt hätten, und auch Bradenhdft °°) hemerft, 
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dem confiituttonellen Zuſtande emtfsrehe ed/ ber Witkſan 
keit der flantöbimgerlichen Rechte gleichen Schuß zu Theil 
werden zu laflen, wie ber Aushbung ber Rechte des 
Monarchen. Neben Gewaltthat gegen den Monarchen, 
Herbeiziehung fremder Macht gegen ihn, Verſchwoͤrung 
und hochverrätherifchen Aufruhr dürfte demnach das Unten 
nehmen eineß gewaltfamen oder drohenden Angriffs auf bie 
Kammern, um fie in der freien Auskbung ihrer verfaße 
fungsmäßigen Befugniffe zu hindern, einen Pla verdiene 
und dem hochverraͤtheriſchen Aufruhr an Strafbarkeit gleich 
zufiellen fen, wie denn ebenfalls Feder 9% unter bew 
Källen des Hochverraths gegen die Werfaffung auch die Ges 
waltanwendung gegen diejenigen Organe, welche grate 
zum Schuß der Verfaflung beſtehn, z. B. Sprengung und 
Bernichtung der Volksvertretung, anführt. 

Eines gleichen Rechtsſchutzes bebürfen aber au) die 
Drgane der richterlihen Gewalt, welche, wio 
fdon oben bemerkt ward, im $. 2 des Dänifdien Stacts⸗ 
grundgefeßes der auslbenden und gefebgebenden Gewalt 
gleichgeftellt werden, wie denn auch die Unabhängigfcht 
und Selbſtſtaͤndigkeit der Berichte in allen Rechtsſtaaten 
anesfannt und in den Grundgefeben ausgefprochen if. 
Der Richter darf nicht unter dem Einfluß einer andern 
Staatögewalt ftehen, befonderd nicht unter dem der aus⸗ 
lbenden Gewalt, da diefe nothwendig die mächtigfte iſt. 
Kein Mandat, Feine Weifung, Drohung oder Forderung 
irgend einer Art, feine Andentung ber Anfiht, weiche 
eine andere Staatdgewalt haben mag, darf dad. Urtheil 
bedingen ; die Richter dürfen fich nie Rath von ber aufs 
isbenden Gewalt, vom Juſtizmiriſter oder einer Gefcks 
eommiffion holen ; fie dürfen nicht um ihre Meinung uͤber 
einen voraudgefegten Fall befragt werden, ehe die Regie: 
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entſchied als hoͤchſtes Sa 
D’Connels befanntem i 
fitutionen giebt, wie in 
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die Geſchoͤpfe der Conſtitut 
die pöchften Gerichte gegeı 
tution im Gonflicte ftehent 
ſchon mehrere Male der Fe 
bundesgerichte der vereinig 
als in dem böchften Gerid 
Geſetze der Staatslegislati 
. B. für einen Bürger geg 
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ber Richter zufteht 9). Das Organ der richterlichen (Ges 
walt geht zum heil unmittelbar aus dem Wolfe hervor, 
wie die Gefchwornen. Ueber die Bildung der Urlifte und 
der engern Dienftlifte derfelben hat ſich der Verfaſſer in 
der Kritit der Schledwig: Holfteinifchen und Lauenburgi⸗ 
fhen Sefegentwürfe ausgeſprochen und ſtimmt Gneift bei: 
Gefhwornengerihte und freie Gemeindeverfaflungen, 
Nechiöpflege und selfgovernment find untrennbar vers 
wacdfen und bilten das mafjive Fundament eined Deut: 
fhen Verfaffungsbaues 6). Die Unabhängigkeit der Zus 
fliz erfordert aber au, daß die Gerichte, wenigftend daß 
böchfte Gericht, nicht ausſchließlich von der erecutiven Ge: 
walt befegt werden, fondern dad Organ der geleßgebens 
den Gewalt bei deren Belebung concurrire; es ift Daher 
eben fo fehe zu bedauern, daß die Beftimmung ded Art.113 
des Entwurf bed Schledwig : Holfleinifhen Staatsgrund⸗ 
geſetzes, nach welchem bei Erledigung von Stellen des Prafts 
denten ober der Räthe des Oberappellatiundgerichtd vom 
Juſtizausſchuß der Landesverfammlung zwei und von dem 
Oberappellationsgericht ebenfalls zwei Etaatdbürger zur 
Auswahl in Vorfchlag gebracht werden follten, nicht in das 
Staatögrundgefeß aufgenommen ift, als daß die Beſtim⸗ 
mung im Art. 120 des Entwurfs: Die Frage, ob ein 
Gefeg auf verfaffungsmäßigem Wege zu Etande gefoms 
men ift, gehört nicht zur gerichtlichen Beurtheilung, 
in dem Artikel 113 ded Staatsgrundgeſetzes Aufnahme ges 
funden hat ®),. Dieſe legtere Beſtimmung ifl dem Prin⸗ 
cip nach falſch, der Sonfequenz nad) verderblih und ſteht 
mit der Unabhängigkeit dee Juſtiz und einer freien Verfaſ⸗ 
fung im ftärtften Widerſpruch. Allerdings hat der Rich⸗ 


62) Tittmann über, ——— Strafrecht und Straf⸗ 
proceß in Nordamerika, 1848. & 

63) Gueiſt die Bildung der Befhwornengerichte in Denifche 
land, 1849, ©. 111. 

64) Bradenhöft im Archiv für 1850, ©. 488, Rute 6. 
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ter nicht nach dem Recht zu fprechen, was Recht ſeyn 
follte, fondern blos zu beurtheilen, wa8 dem im Gtaate 
angenommenen Rechte gemäß it. Er muß daher auch 
ſolche Sefebe anwenden, von beren inneren Unrechtmäßig 
keit er überzeugt iſt. In diefer Rückſicht fleht die richter: 
liche Gewalt unter ber gefeßgebenden. Dagegen gehärt 
das Urtheil über dad Dafein, die Außere Rechtmaͤ⸗ 
ßigkeit und die Wirkung des Geſetzes zur richterlichen 
Beurtheilung. Der Richter darf daher fein Geſetz anwen 
ben, welches nicht dur die verfaffung mäßige 
Korm gültig und ald allgemeine Regel gegeben 
werden iſt. Individuelle Erſcheinungen fönnen ihn nicht 
binden, felbft wenn fie unter der Form eines Geſetzes en 
loffen wären, wie 3. B. Strafgefebe gegen einzelne Perfe 
nen; Anfprüche ber Einzelnen, denen Durch ein Geſetz et: 
was von dem ihrigen entzogen ift, müflen vor Gericht geb 
tend gemacht werben koͤnnen. Die richterliche Gewalt 
fieht in diefer Beziehung über der gefehgebenden. Ei⸗ 
ner jeben Verfügung, welche als gefebliche Norm gelten 
foll, muß daher 1) ihrer dußern Form nach die & 
genſchaft eines Geſetzes beilommen, indem fie a) auf ver: 
faffungsmäßigem Wege erlaffen, bD) vorfchrift® 
mäßig audgefertigt, und c) ald Gefeh gehörig 
verfündigt ift; — 2) muß fie aber ihrem Inhalt 
nad) alle Merkmale eines Geſetzes an fih tragen, ne 
mentlih den Charakter der Allgemeinheit und ber 
Richtung auf Fünftige Faͤlle. Findet nun ein 
Sericht in einem vorfommenden Falle, daß ber in Befehel 
form erlaflenen Berfügung, wodurch Jemand fich in feb 
nem Recht verletzt hält, der Charakter eines Geſetzes in 
ber einen oder der andern Rüdficht nicht beifommt, bann 
muß ed den Verletzten gegen die Vollziehung beffelben 
folgen; denn es ſchuͤtzt ihn dadurch nur bei bem, dem 
wirblich befchraden Srirne entfpredgenken 





und durch dad rehtlih nicht eriftirende neue 
Geſetz nicht abgeanderten Rechtszuftande, 
Diefe Grundfäge waren bisher auch in Schleswig : Hols 
ftein in der Doctrin wie in der Prarid ald gültig anere 
kannt 8). Die Schleswig : Holfteinifchen höheren Gerichte. 
haben nach diefen Grundfägen vor 1848 in jedem vorton» 
menden alle die verbindliche Kraft folcher Verfügungen 
einer Prüfung unterzogen, und zwar auch ausdruͤcklich die 
Srage, ob ein Geſetz auf verfaffungsmäßigem 
Wege erlaffen if. Die Lauenburgifchen Gefege folls 
ten nach dem Landes⸗Receß von 1702 nad „vorherge⸗ 
gangener Communication mit der Ritter: und Landfchaft” 
exlafien werden; fie erforderten daher zu ihrer verbindlis 
hen Kraft, daß diefe Communication Statt gefunden 
hatte, und in allen zweifelhaften Zällen ift eine Prüfung 
vorgenommen, ob died Erfordernig vorhanden fey. Eben 
fo verhielt es fich mit Schleswig: Holftein. Nach dem als 
gemeinen Geſetze, wegen Anordnung von Provinzialfläns 
den vom 28. Mai 1831 follten die Entwürfe allgemeiner 
Gefebe, welche Veränderungen in Perfonen: und Eigen⸗ 
thumsrechten und in den Steuern und öffentlichen Laſten 
zum Gegenftande hatten, ben ftändifchen Verfammlungen 
der Herzogthümer zur Berathung vorgelegt werden. Eis 
nem Gefeße diefer Art, welches nicht den Ständen vorges 
legt war, konnte alio feine verbindliche Kraft beigelegt 
werden 8). Sm ftärfften Gontraft mit dem Schleswig > 
Holfteinifchen fteht das Danifhe Grundgefeg, in 
welchem, wie oben erwähnt, die richterliche Gewalt 
als einevollommen unabhängige und der ge 
feggebendenundaudübendencoordinirtaners 
kannt iſt. Der 8.77 deffelben lautet: Die Gerichts⸗ 


65) Falck Handbuch des Schl.⸗Holſt. Privatrechts I, S. 127. 
6) Schl.⸗Holſt. Anzeigen ven 1838, ©, 138 in der Mate. 
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böfe Haben das Recht, jede Frage über bie 
Sränzen der obrigkeitlichen Gewalt zu uns 
terfuchen. Uebrigens enthält das Schl.: Holft. Staates 
grundgefeß felbft mehrere Beftimmungen, deren Beobach⸗ 
tung es dem Richter zur Pflicht macht, zu prüfen, ob ein 
Geſetz auf verfaffungsmäßigem Wege erlaffen iſt. So heißt 
es im Artikel 149: In jedem Geſetz muß ausdrüdlich erwähnt 
werden, daß ed in Uebereinftimmung mit dem Beſchluſſe 
der Sandeöverfammlung erlaflen worden; im Art. 154: 
eine Abänderung dieſes Grundgefeged erfordert zu ihrer 
Gültigkeit die Uebereinftimmung des Herzogs und der Lan⸗ 
beöverfammlung und zwar mit einer Etimmenmehrbeit 
von zwei Dritteln der gefeglichen Anzahl ihrer Mitglieder; 
im Art 70: jedes Gefeß erfordert zu feiner Gültigkeit bie 
Webereinftimmung des Herzogs und der Eandesverfanms 
lung u. few. — Bo ed an biefen Vorausſetzungen 
fehlt, da ift dad Geſetz nicht gültig, der Richter fol 
aber den befiehbenden Rechtszuſtand aufredt 
erhalten, diefer fann nur durch ein rechtlich eriftent ge: 
wordenes Geſetz abgeändert werben; folglih muß dem 
Richter ein Prüfungsreht darüber zuſtehen, 
ob dad Geſetz wirklich rechtlich eriftent ge 
worden if. — Solchemnach muß bei der bevorftchen 
den Revifion des Staatsgrundgeſetzes die Beſtimmung im 
Art. 113 entweder wegfallen oder beffer gradezu das Ge 
gentheil auögefprochen werben. — Die Wichtigkeit ber 
Brage möge diefer Abfchroeifung zur Entfhuldigung dienen. 

Während ein wirtfamer Angriff gegen das Drgan 
ber erecutiven Gewalt nur auf gewaltfamem Wege erfel⸗ 
gen kann, wirb er gegen die gefebgebenbe und die richten 
liche Gewalt nicht Leicht auf andre Weiſe als durch die 
executive Gewalt oder unter Mitwirkung berfelben Statt 
fiaden und daher die Minifter oder andere Burger, bie 
benfelben veramlaßt ober ſich dabei betheiligt. haben, uf 
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gleiche Weife verantwortlich machen, wie bei dem ſoge 
nannten Hochverrath gegen die Berfaffung. 

Zum Thatbeſtande ded Verbrechens gegen bie 
Staatögewalt gehört daher 

als Gegenftand die verfaflungdmäßige freie Wirkungo— 
ſphaͤre der betreffenden Staatsgewalt. 

Die Handlung, durch welche das Verbrechen verlibt 
wird, muß darauf gerichtet feyn, die betreffende Staat 
gewalt in einen Zuftand zu verſetzen, in welchen ihr bie 
Möglichkeit verfaſſungsmaͤßiger Wirkfamkeit abgeht. .: 

Dad Mittel zur Erreichung dieſes Zwecks muß in Ge⸗ 
waltanwenbung beflehen, in fofern die erecutive 
Staatsgewalt Gegenftand des Verbrechens ift. 

Subjett des Verbrechend ift jeder. Einwohner be 
Staatd, und der Staausbuͤrger, welcher fich im Aus 
lande befindet. 

Bum fubjeftiven Thatbeſtande gehört eine feind» 
felige Willensrichtung, weldye dahin gebt, der betrefs 
fenden Etaatögewalt ihre verfaffungsmäßige freie Wirk 
ſamkeit zu entreißen. 


Vollendung des Verbrechen. 


Wie ſchon oben bemerft worben, wirb als einer ber 
Hauptfehler der neuern Deutfchen Gefeßbücher gerügt, daß 
fie beim Hochverrath die Strafbarfeit ded Verſuchs und 
der Vollendung gleichftellen. Dies ift eigentlich nicht der 
Fall, fondern man glaubte vielmehr annehmen zu müfs 
fen, daß das verfuchte Verbrechen fchon vollendet fey, weil 
ber gelungene Hochverrath meiftens firaflos fein würde, 
und diefe irrige Annahme hat benn wieder zu dem Miß⸗ 
griff geführt, ſtrafbare Berfuchöhandlungen von Werbe 
hen anzunehmen , die felbft nur Werfuch waren. Saͤmmt⸗ 
liche Gefeßbücher haben ſchon diejenigen Handlungen: für 
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vollendeten Hochverrath erfiärt, durch welche bas Wer 
brechen felbft eigentlich erfl angefangen iſt. Nach denſel⸗ 
ben gilt der Hochverrath ſchon ald vollendet, ſobald ein 
Angriff unternommen, d.h. ber Anfang ber Aubs 
führung bed hochverrätherifchen Unternehmens gemacht, 
alfo nur diejenige Handlung vorgenommen ift, welche bei 
andern Verbrechen als Berfuch, fogar ald entfernter Wer 
ſuch, erfcheint; ob ber Angriff bei diefem erften Anfang 
Der Ausführung der Haupthandlung fiehen geblieben oder 
ob er ſchon weiter fortgefchritten, in welcher Form und Art 
er fih geäußert, welche Mittel angewandt find, ob per 
fönlicher, thätlicher Angriff auf dad Staatdoberhaupt ge 
macht oder ein Aufruhr oder eine Revolution erregt if, 
das ift für diefen Begriff des conſumirten Hochverraths 
gleichgültig. Aber nicht nur ein wirklicher Angriff gilt 
als vollendeter Hochverrath , fondern nach faͤmmtlichen Ge 
ſetzbuͤchern, mit Ausnahme des Sähfifhen, Braun: 
fhmweigifhen und Badiſchen, fogar ſchon eine 
zum Ausbruch reife Verſchwoͤrung in ber ven 
den neuern Gefegbüchern aufgeftellten Bedeutung, d. b. 
eine foldhe, welche fo weit gebiehen ift, daß die Ausfüh⸗ 
rung des hochverrätherifchen Unternehmens, ober, wie ba6 
Geſetzbuch für Braunfhmeig es noch beftimmter au& 
drüdt, die Art und Zeit der Ausführung bereits verabre⸗ 
bet it 9). Da der Natur der Sache nad) ein Be 
brechen erft dann als thatfächlich vollendet angefehen wer 
den kann, wenn der bezwedte Erfolg wirklich eingetreten 
ift, fo hat man hier zu der Fiction einer fogenannten 
jurifiifhen Vollendung feine Zuflucht genommen, 
allein aus allgemeinen Principien läßt fi) eine Nothwer⸗ 
digkeit Der Bleichftellung des Verſuchs mit ber Wollenbung 
beim Hochverrath nicht herleiten. Wenn dad Geſetrboqh 





:67) Päaberlta Di, ©, 18. 
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im allgemeinen Theil erflärt, daß auch ber Verſuch des 
Verbrechens beftraft werben folle, fo folgt hieraus die Bes 
firafung der Verſuchſshandlung von felbft ; und hält man es 
für erforderlich, die Verfuhshandlung mit befondern fchär: 
fern Strafen zu bedrohen, fo fann man eine befondere 
Strafbeftiimmung für diefelbe hinzufügen, man muß fie 
aber dann ausdrücklich ald Verſuch, als hochverräthes 
rifhe Unternehmung bezeichnen. Anders verhält es 
ſich mit dem nationalen Verbrechen oder dem Lande» 
verratb; der fogenannte Hochverrath ift nämlich fein Vers 
rath im eigentlihen Sinne, fondern weſentlich Geſetzver 
letzung ®) und eben fo wenig fann man bei focialen Wen 
brechen von Verrath, fprechen; der Landesverrath ift aber 
ein wirklicher Verrath und bei dieſem Verbrechen wirb ein 
bewirfter fchädlicher Erfolg, eine wirklich Statt gefundene 
Beſchaͤdigung des Verrathenen eben fo wenig zur Vollen 
dung erfordert ®) ald beim Meineide oder bei ber Faͤl⸗ 
fung 70), fondern nur bei Beſtimmung der Größe ber 
Strafe ift darauf Rüdficht zu nehmen. 


Verſuch des Verbrechens. 


Ueber den Anfangspunft der Strafbarteit 
des Verſuchs müflen die allgemeinen Grundfäße ent: 
ſcheiden 22). Wie bei jedem Verſuche wird auch hier eine 
auf Hervorbringung des Verbrechens gerichtete oder „zur 
Vollbringung der Miffethat dienftliche” Handlung er: 
fordert, und im Geiſte ded gemeinen Rechts koͤnnen nur bie 
allgemeinen Principien vom Verſuch (alfo auch, daß der 


63) Feder ©. 9. 

69) Martin Lebrbuh ©. 308. 

0) Wächter Lehrbuch des Strafrechts, IE &. 258, Feuers 
a Bere, S. 687, nebſt Mittermaiers Anmerkuns 
gen ©. 669, 

71) Baharıä über den MWerfucd bes Hochverrarhs , im Archiv 
v. 1838, ©. 344. 
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Berſuch erſt durch den Anfang der Ausführung firafber 
werde) bei bem Verſuch des Hochverraths zu Grunde ge 
legt werben 7%). Daß diefe Handlung (außer bem Lan: 
deöverrath und den oben ausgenommenen Allen) eine 
gewaltthätige fein muß, ift ſchon oben bemerkt wer: 
den, alleın fie muß auch eine nicht blos ſubjektiv, fon 
dern wirklich gefährliche fein, bie Gewalt daher 
zum Zweck führen fönnen 7). Das Rechtsbewußtſeyn dei 
Volks empört fi) gegen eine Strafdrohung auf Danblux: 
gen, die keine nadhtheiligen Wirkungen für bie 
Gefellfhaft oderden Staathbabentonnte,wm 
fhon dad Römifche Recht hat in dem befannten Wort ber 
L.7$.5D. ad leg. Jul. maj. „an potuerit facere” bar: 
auf hingewiefen, daß der Richter berüdfichtigen fol, ob 
die gebrauchten Mittel nach allen vorliegenden Umſtaͤnden 
eine. Gefahr erzeugen fonnten, namentlich ob in bem 
gegebenen Falle auch nad) ber Individualität des Thaͤtert 
eine Gefahr begründet erfcheint, wie denn auch die Ca- 
rolina nach den oben angeführten Worten im art. 178. zu 
dem Berfuche des Verbrechens eine Handlung von redtk 
bebrohender oder rechtögefährdender Natur verlangt. So 
lange fie jenen Charakter nicht an fi) trägt, mag fie im 
merhin zur Vollbringung des Werbrechens dienſtlich feym, 
wie z. B. der Ankauf von Waffen, aber unter ſtanden if 
bie Miflethat damit nicht. Daher erfordert namentlich der 
Hochverrath gegen die Verfailung, daß dem Urbeber ber 
zu ihrem Zweck verübten Gewaltthat eine Macht zu Ge 
bote und zur Seite ftand oder doch die Gewalt bienfiber 


723) Mittermaier zu Fenerbad ©. 290. 

718) Mittermater die Umgeflaltung der neuen 
bücher im Ardyive v. 1850 ©. 127. Bracken h oft im 
—— 

racken höft über 
brechen im Archie v. 1847 
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ober beihelfend werben Eonnte, die im Stande war bee 
gewefen wäre, den beabfichtigten Zwed dem Träger bay 
Verfaſſung gegenüber aufrecht zu erhalten. Died wirb 
aber ohne Verſchwoͤrung, Aufruhr oder Herbeiziehung bez 
Hülfe einer fremden Macht und ohne Gewalt gegen big 
Perſon ded Monarchen, nur unter Dinzutritt der Einwik 
ligung beflelben durdy Zwang gegen die Volksvertretung 
oder die Gerichte Der Fall feyn können: — Ueberbied aber 
muß bie Gewaltthätigleit gegen. die Verfaflung oder dem 
Träger fo wie gegen die Gefellfchaft nicht blos voruben 
gehender Art, fondern auf einen dauernden Zuſtand 
gerichtet feyn. Braceen hoͤft bemerkt in diefer Ruͤch 
fiht: Es kann die Gewaltfamfeit nur dann zu jenem Er 
folge geeignet feyn, die verfaflungsmäßige Gewalt eineß 
Trägers der Verfaflung in irgend einem Theil gänzlich 
zu befeitigen, wenn bie beabfichtigte Veraͤnderung im 
Hall ihrer Ausführung entweder einer bereitd durch die 
Verfaſſung ald Träger derfelben oder ihrer Verwirklichung 
dauernd organifirten Gewalt, bie mit dieſer Veränderung 
einverftanden ift, einen größern Einfluß in Anfehung der 
Verwirklichung des Rechtözuftandes gewährt und dadurch 
den gleichen Einfluß einer gleichen gegenüberftehenden Ges 
walf verringert, oder wenn fie eine Verpflichtung eines 
Trägerd jener Verwirklichung einem andern Traͤger gegen⸗ 
über aufbebt, oder wenn fie die Grundlage einer ſolchen 
Trägerfchaft angreift, oder wenn fie eine neue dauernd 
organifirte Gewalt in die Reihen der Träger ber Verfaſ⸗ 
fung einfchiebt, oder aber bie bisherigen Traͤger oder 
einen berfelben gänzlich verdrängt. Denn fehlt ed ag 
einer folhen Organifation, fo ift die auf die Veränderung 
gerichtete Gewaltthat nur vorübergehender Natut 
und nach ihrem Voruͤbergehen verbleibt dem vergewaltige 
ten Träger noch immer bie Macht, die Ungültigleit ber 
erzivungenen Veränderung geltend zu machen, und ed ift 





Wi eine Störung ber Thaͤtigkeit bei WBerfaffungs-Orge: 
niſsmus eingetreten. 

Die Frage, ob ed für bie Geſetzgebung nöthig if, 
bei dem hier in Zrage ftehenden Berbrechen einzeine Ber; 
fuchöhandlungen oder gar bloße Borbereitungshantiungen 
Gervorzuheben und fie mit befonderd ſchweren, wohl gar 
der Strafe des vollendeten Verbrechens gleichen Strafen zu 
bedrohen, ift biöher immer aus bem Gefichtöpunfte der 
Abſchreckungstheorie beantwortet worden. Bo bie Belek 
gebung nicht, wie die P. G. O. in Art. 178, eine allgemein: 
Regel aufftelt,, kann die Berſuchshandlung allerdings nur 
dann beftraft werden, wo fie fpeciell mit Strafe bedroht 
iR; und da die allgemeinen Beflimmungen uber ben Ber: 
Ya), welche fich nur für ein Lehrbuch eignen, aus ben 
Mır Ehwurgerihte beflimmten Gefegbüchern verfchwinden 
müflen, fo wird e& allerdings künftig einer befondern Straf: 
androhung für den Verſuch dieſer Verbrechen bedürfen 
Der Geiſt des Sermanifchen Rechts tft aber, wie man al: 
gemein zugiebt, offenbar für die geringere Strafbarteit 
des Verſuchs. Nah Heffter 79) find die Verſuche flaatd 
verlegender Unternehmungen, welde in ten Geſetzen mit 
andern völlig außgeführten Arten des Verbrechens auf eine 
gleihe Stufe der Strafbarkeit gefeht werden: „1) jede 

Berſchwoͤrung oder auch nur Aufwiegelung Anderer zu 
Unternehmungen wiber bie Integrität bed Staats oder gegen 
das Leben bed Souverains, und 2) jedes vorfähliche Begin 
won, welches geeignet ift, den Feinden des Staats einen 
Wörtheil gegen benfelben zu gewähren. In allen andern 
ällen. mangelt es dagegen an gefeglichen Gründen , den 
bloßen Berſuch dem vollendeten Verbrechen in ber Straf: 
barkeit gleichzuftellen, vielmehr muß es bei der | 
wen Regel fein Bewenden behalten.” Wenn man aber 








yE) Heffter Lehrbuch 4. Ausgabe S. 104. 
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wägt, daß die Unternehmungen wider die Integrität des 
Staats oder zum Vortheil der Staatöfeinde unter den Lan 
desverrath gehören und dieſer fchon durch den Treubruch 
confummirt wird, und daß das rein perfönliche Element von 
diefem Verbrechen auszufcheiden ift, fo fehlt e8 bier an jes 
dem Grund, den Verſuch der Vollendung bed Verbrechens 
in der Strafbarfeit gleichzuftellen; denn daß in jedem 
Hal ein vollendeter Hochverrath unbeftraft bleiben wird, 
ift eine irrige Behauptung, wie aus vielen Beifpielen der 
Gefchichte hervorgeht. Daß die nach den oben angegebes 
nen Erforderniffen wirklich ftrafbaren Verfuchöhandlungen 
mit verhältnißmäßig flrengern Strafen geahndet werden 
müffen, ergiebt fich allerdings aus der Echwere der fragli: 
hen Verbrechen, allein wenn auch ein hohe Marimum ſich 
rechtfertigt, fo muß doch hier dem richterlihen Ermeffen 
ein freier Spielraum gelaffen werden, um die unendlich 
verfchiedenartigen Größen der Verfehuldung genau abzumd: 
gen 7%). Damit ein Anfang der Auöführung vorhandene 
fei, find alle Erforderniffe, welche zur Vollendung gehoͤ 
ren, mit Ausnahme des beftimmten Erfolges nothwendig 
und daher vor allen der befondere animus, den diefe Ver: 
brechen vorausfegen. Namentlich gilt von der Ausdehnung 
der Strafbarkeit auf die VBorbereitungshandlungen der Aus: 
fprud von Roffill, ©. 274: La poursuite des actes 
purement preparatoires est donc &galement desavoude 
par la justice et par la politique. 


Die Anftiftung. 
Wohl auf keinem Zelde hat das Abfchredungsprincig 
feinen verderblichen Einfluß mehr geltend gemacht, als bei der 
Ausdehnung der Hochverrathöftrafen auf die Falle der erfolgs 


75) Mittermater über gie ‚gerrfäriste der Gtrafgefeggebung 
im Archiv v. 1835, ©. 55 


Arch. d. Er. X. (Beilageheft zu FAR 8 
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auch an, daß damit wirklich eine derartige Abficht-verbuns 
den gewefen fei, fo kann doch beim Mangel einer Außerlis 
lien rechts- und gefeßwidrigen Handlung die bloße 
Tendenz feiner Strafe unterworfen werben. Durch 
den Gebraud der Prefle kann auch in folchem Kalle die 
Strafbarkeit nicht begründet werden. Mit Recht heißt es 
bei Oppenheim ’”): Nein, es giebt feine eignen. Preßs 
vergehen; wohl kann man bie Preffe migbrauchen zur 
Ehrenkraͤnkung, VBerläumdung, u. dgl., aber das Unrecht 
biebei liegt nicht in der Preffe, fondernin ber Kräns 
fung und Verläumdung und dad Gegentheil behaupten, 
Fame ungefähr foheraus, ald wollte man den Mord 
durch Schießbaummolle einerandern Kategos 
rie von Verbrechen anreihen, als den durch 
Pulver oder Gift. Bloße Aufreizungen zu Unterneh⸗ 
mungen fallen unter die Vorbereitungshandlungen unb 
find als ſolche ftraflod. Nur die That gewordene 
Abficht kümmert den Staat; nicht der Wille, fondern 
die NRechtöverleßung ift zu beftrafen; die Verfuhs: Hands 
lungen alfo nur, wenn diefe Handlungen fchon rechtöners 
legend find. Bei der Verleitung eined Andern zur Beges 
bung eines Verbrechens kann eine Urheberfchaft erſt dann 
beginnen, wenn der WVerleitete eine verbrecerifche 
Thätigkeit geäußert hat; denn ehe eine folche Thaͤtigkeit 
ind Leben getreten ift, fehlen die [heinlihen Werke, 
die zur Vollbringung der Miflerhat dienlich find. Die 
Geſetze erfordern zur Strafbarkeit der Anflifter, daß der 
von ihnen Angeftiftete bereitö und zwarauf eine firafs 
bare Weife für die Ausführung ded Verbrechens th&x 
tig gewefen fei. Auch die Deutfchen Reichsgeſetze, 
welche den Anftifter ald „Urfacher” bezeichnen, d. h. 


A 
m,» & penheim”Philofophie des Rechts und der Geſellſchaft, 
. . . - f N Pr no 
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als bie moralifche Urfache des verubten Berbrechenz 
(denn, wie fönnte er fonft Urſach er genannt werben), 

beruhen auf demfelben Gedanken, wie dad Römifche Red, 

daß nämlich die Anftiftung nicht an fich ober f elbſt 

ſtaͤndig ſtrafbar ſei, ſondern nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung eines Angeſtifteten, welcher die That in frem⸗ 
dem Namen verübte. Die Strafe des Ver— 
ſuchs der Anſtiftung erfordert daher einen 
ſtrafbaren Verſuch des Angeſtifteten. Hepp”) 
ſtellt hieruͤber folgende Grundſaͤtze auf: Iſt das angeſtiftete 
Verbrechen vollendet, ſo trifft den Anſtifter (wegen voll⸗ 
endeter Anſtiftung) die Strafe des vollendeten Berbrechend; 
iſt es nur verfucht,, fo trifft ihn (wegen verfuchter Anftif: 
tung) je nach den Umfländen die Strafe entweder be 
beenvigten (conatus perfectus) ober nicht beenbdigten 
Berſuchs (conatus proximus), oder der Vorbereitung 
handlung, fo weit leßtere auönahmdweife an bem Thaͤter 
befiraft wird. Mithin fat nad dem Grundſatz nulla 
poena Bine lege die Strafe weg 1) wenn die Thätigkeit 
bes Angeftifteten nicht weiter als bis zur firaflofen Vorbe⸗ 
reitungshandlung gediehen war, 2) wenn derfelbe re in- 
tegra freiwillig von dem verfudhten Verbrechen abftand, 
3) wenn der Anftifter zwar von feiner Seite alled Mögliche 
gethban hat, um den Willen des Andern zur Begehung 
eines Verbrechens zu beftimmen, aber feinen Zwed nit 
erreichte; folglich auch 4) wenn der Anflifter den Anzuftif 
tenden fchon für fich für die Begehung des WBerbrechens 
beftimmt fand, mit andern Worten, wenn er ihn an: 
fliften wollte, aber nicht konnte. 


Die Beihülfe. 
Schon gemeinrechtlich gelten bei dieſem Verbrechen 
die allgemeinen Regeln über die Strafbarkeit ber GB ehät: 


78) Hepp die Analogie im Archiv v. 1846, ©. 125, ” 
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fen 9); da der allgemeine Grundſatz bes Mömifchen; 
Rechts der gleichen Strafbarfeit derfelben mit den Urhebern 
durch die Carolina aufgehoben ift, fo gilt bier daffeibe wie 
von der Römifchen Sleichftelung des Verfuchs mit der Vol⸗ 
lendung. Es giebt fo wenig einen Verſuch der Beihülfe, 
als der intellektuellen Urheberfchaft 9%). Es ift eine auf 
dem Gebiet des gemeinen Rechts allgemein angenommene 
Anfiht, daß ausnahmsweiſe beim Hochverrath auch: die: 
unterlaffene Anzeige deilelben ftrafbar, ja daß die 
Unterlaffung mit der poena ordinaria zu belegen fei, und 
hieraus find denn auch in die neuen Deutfchen Legislatio: 
nen fehr firenge Strafbeftiimmungen gefloſſen, obgleich 
Eujacius und Gothofredus langft dargethan hatten, daß 
conscius nur den socius bezeichne, mithin in der L. 5, 
(C. ad leg. Jul.maj. keineswegs von einer Strafbarfeit def 
unterlaffenen Anzeige die Rede fei ®!), Uebrigens fol bei 
der Wahlcapitulation Marimilians IL das Wort conscio® 
in der goldenen Bulle in consocios verwandelt worden 
fein 22). Eben fo wenig iſt eine Pflicht der Nihtvers 
binderung begründet. Das gemeine fomohl Römifche: 
als Deutfhe Strafrecht geht befanntlicd) von dem richtigen 
Grundſatz aus, daß die Verbindlichkeit des Bürgers nu 
eine negative oder in Unterlaffungen beftehende, daher 
der Mangel einer pofitiven Thaͤtigkeit feine firafbare Hanb⸗ 
lung fei; die behauptete —— beim Hochverrath laͤ 

ſich nicht rechtfertigen. Die ſtrenge Strafe der Nichtant 
zeige des Hochverraths im Code pénal iſt denn auch 1832 
aufgehoben. So wie die bloße Mitwiſſenſchaft und die 
Nichtverhinderung, die Ratihabition und die Richtanzeige⸗ 
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iM die Beguͤnſtigung vom Begriff der Theilnahme 
auszuſchließen. Sie läßt fich nicht unter das allgemeine 
Strafgeſetz über verbrecherifche Teilnahme fubfumiren, 
fondern nur in $olge fpecieller Strafbrohung beftrafen, und 
auch in folhem Fall ift der Geſetzgeber nicht berechtigt, bier 
die Grundfäge von der Zheilnahme in Anwendung zu brin: 
gen; eine bem Verbrechen nabhfolgende Handlung 
kann weder ald Handlung der Miturheberfchaft noch der 
Mittheilnahme angefehen werben, denn es liegt in diefen 
Worten ein offenbarer Widerfpruch #3). 


Das Complott. 


Als gefeßlich und in der Praris ausgezeichnete Bor 
bereitungshandlungen erfcheinen das hochverräthe: 
riſche Gomplott und die Aufforderung zum bochverrätheri: 
fhen Aufruhr. Mittermaier %*) bemerkt: Ein fchla: 
gendes Beiſpiel des Nachtheild, den der Einfluß einer zur 
Zeit der Abfafjung des Geſetzbuchs herrfchenden Rechtsan: 
fiht ausübt, wenn der Gefeßgeber fich durch fie beftimmen 
laͤßt, bietet die Lehre vom Complott; Keuerbad, 
der ohnehin den Begriff des Verſuchs auf alle Vorberei⸗ 
tungshandlungen ausdehnt, hatte die Theorie des Com: 
plottö, nach welcher alle Verſchworne mit gleicher Strafe 
beftxaft werden follen, aufgeftellt. Jeder wiflenfchaftlicye 
Zurift muß aber zugeben, daß die ganze Lehre von dem 
Eomplott mit allen ihren Solgerungen auf einer unwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundlage beruht und einem gerechten Princip 
nicht entſpricht, fondern von willführlichen Fictionen auß 
gebt. Jeder verfländige Praktiker muß geftehen, daß in 
der Rechtsanwendung bie Vorſchriften über Complott, bei 
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welchen feldft in der Anwendung bie höchfte Verſchiedenheit 
in den Anfichten entfteht, zu höchft ungerechten Urtheilen 
führt, den Gerichtshöfen ewig Streitigkeiten erzeugt und , 
den Richter nörhigt, Urtheile im Widerfpruch mit allen Le— 
benöverhältniffen zu erlaffen. Nirgends aber hat diefe uns 
glüdliche Irrichre verderblichere Folgen gehabt, als im Ge: 
biet der polirifchen Verbrechen. Heut zu Tage kommt es 
vor ®), daß man gefeglich nicht blos gebuldete, fonderm 
fanctionirte politifche Vereine, die ihre Tendenz offen am 
den Tag legten, als hochverraͤtheriſche Complotte verdaͤch⸗ 
tigt; ja wir mußten es erleben, daß man fogar den Reſt 
der erſten Deutfchen Volfövertretung mit dem Namen eines 
„trevolutionairen Gomplotts” bezeichnete. Marquard 
fen ®%) äußert fehr richtig: Die eigentliche Zeit der Vers 
fhwörung, wo 2— 3 Männer daran denken Fonnten, 
einen Staat an ſich zu reißen oder zu befreien, iſt mit ven 
Meinen Republiken des Alterthums und Italiens unterge 
gangen. Der Repräfentativftaat verlangt weitern Raum, 
und wer in ihm und gegen ihn wirken will, fann es in 
der Regel nur mit oder in einer Maffenbewegung thun, 
Man bedrohe die Verſchwoͤrung, damit nicht die Werfuchs: 
akte nach der Strafe des vollendeten Verbrechens abgemeffen 
zu werden brauchen und der ganze Sammer der Hochvers 
rätherei wieder über uns fommt, fondern diefelbe etwa wie 
im Englifhen al overt acts der Verſchwoͤrung benußt 
und diefe durch fie bewiefen werben fann; aber man hüte 
fih auch, den Begriff der Verſchwoͤrung auf zwei oder drei 
Mann zu ſtellen. Er erinnert an den Proceß gegen James 
Batfon und Thiſtlewood vom Jahre 1817. Unzweifelpaft 
hatten zwei heruntergefommene Apotheker, ein nichtswärz 
diger Gentleman, ein Schmidt und ein lahmer Schuhe 
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gewaltfame zur Hervorbringung des Zweds geeigs 
nete und hiezu abfihtlihangemendete Mittel ®). 


Hochverrätheriſcher Aufrupr. 

Der hochverrätherifche Aufruhr ift nur ein Mits 
tel des Hochverraths, aber in allen Fällen, wo Gewalts 
thätigkeit zum Thatbeſtand gehört, wird ed in der Regel 
dad nothwendige Mittel fein. In den Römifchen Quellen 
kommt er als befonderes Verbrechen gar nicht vor, fons 
dern fällt entweder unter bad crimen majestalis oder 
dad crimen vis, und die P. G. O. bedroht im Art. 127 
nur den Anftifter Anderer. An fih ift er, wie Bras 
ckenhoͤft bemerkt-), Fein Verbrechen, fondern nur ein 
Ereigniß; die Anftiftung des Aufruhrs und die Benugung 
deffelben zur Verübung von Verbrechen find ftrafbar, 
Wenn der Aufruhr einen hochverrätherifchen Charakter ans, 
nimmt, wird er Revolution genannt; dieſen Charaks 
ter erhält er aber nur, fobald fein Ziel auf ven Umſturz 
der geſellſchaftlichen Ordnung, ber beftehenden Staatsver⸗ 
faflung oder der Organe der Staatögewalt und nicht etwa 
108 gegen einzelne Regierungshandlungen gerichtet ifl. — 
Stein ®) unterſcheidet folgendermaßen: ber Aufruhr 
(sedition) ift die Erhebung bes Volks gegen eine einzelne 
Regierungsmaaßregel oder eine einzelne Behörde, gewoͤhn⸗ 
lich ohne alle gefelfchaftliche Färbung, und daher leicht zu 
befeitigen, Von einem Aufftand oder Infurreftion 
ſpricht man, wenn ein Theil eines Reichs gegen dad Ganze 
ſich erhebt; hier ift es möglich, daß die geſellſchaftliche 
Ordnung des Emile durch die Verfaffung bes Ganzen - 
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gegriffen wird, doch iſt bie Rationalität und die ma: 
terielle Bedrückung eben fo oft ber Grund ter Bewegung. 
Hieher gehört die nationale Bewegung von Schleswig: 
Holftein gegen Dänemark, welche die Echleswig : Holfkei: 
ner mit dem Deutichen Namen der Erhebung, die Di— 
nen mit dem Lateinifhen und Sranzöfifhen der Snfur: 
reftion belegen. Die Empoͤrung oder Revolte fi 
eine Erhebung des Volks gegen den Regenten oder die 
 Begierenden, fei dies ein Fürftenhaus, ein Diktator, eine 
Ariflofratie oder ein Eroberer. Die Staatsummäl: 
zung oder die politifche Revolution iſt dagegen bie 
Erhebung der abhängigen oder fhon befikenden Klaſſe ge⸗ 
gen die Verfaffung des Staatd, welche fie von ihrem 
natürlihen politifhen und geſellſchaftlichen 
Recht ausſchließt. Es wäre wuͤnſchenswerth, Daß fich der 
Sprachgebrauch nach diefer Begriffsbeflimmung firirte; 
immer aber werde die richtige Beurtheilung einer jeden 
Bewegung des Volks auf der klaren Unterfcheibung bie: 
fer Begriffe beruhen. 


Strafe 


Mit Recht bemerkt Henke"), wenn nach der anti: 
ken Anficht des Staats ein gegen dad Staatsganze began- 
gened Verbrechen die Verlegung der einzelnen Staatögenof: 
fen an Strafbarfeit eben fo fehr überwiege, als in de 
Reihe diefer letztern bie Zerflörung bed Lebens des Einzel: 
nen an Strafbarfeit weit über der Verlegung eines einzel: 
nen Gliedes des menfchliden Körpers ftebe, fo koͤnne 
dagegen heut zu Lage keineswegs die Behauptung gerecht: 
fertigt werben, daß eine Verlegung der Perfönlichkeit des 
Staatd unbedingt ftrafbarer fei als bie Verlegung der Per: 
fonlichfeit eines Individuums. Denn, wenn das Indi: 
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viduum ſchon vermöge der Thatſache feines Dafeins den 
rechtöbegründeten Anfpruch auf Unverleglichfeit erheben 
fönne, fo bedürfe dagegen ein Staat zur genügenden 
Rechtfertigung feines Dafeind ober menigftens einer bes 
fimmten Dafeinsform zuvoͤrderſt einer Nachweifung ber 
Legitimität feiner Entftehung ſowohl, ald der in ihm beſte⸗ 
benden Art der Herrſchaft. Daher Fönne denn auch, 
nach der Xehre der Gefhichte, die Vernichtung einer be 
ftimmten Dafeinsform eined Staats nicht blos ald eine 
juriftifch gleichgültige, fondern fogar ald eine lobenswer⸗ 
the Handlung betrachtet und behandelt werden, und es 
hänge biöweilen blos vom Gefhid ab, ob des Angreifers 
Lohn der Tod auf dem Blutgerüfte oder eine Bürgerfrone 
fein werde. Auf Angriffe gegen Staaten, die auf der 
Grundlage der Segitimität beruhten (und das find die 
Rechtsſtaaten), befchränke ſich demnach dad Gebiet der 
ftrafenden Gerechtigkeit. Und felbft in Beziehung auf 
Verletzungen diefer Staaten fei es weniger die Gerechtigs 
keit, als die Politif, welche das Richteramt übe und 
weniger zum Zweck einer gerechten Vergeltung als der Abs 
ſchreckung dienten die Strafen, bie gegen diefelben ver 
hängt würde. Die Stimme des Volks werde nur dann 
die Strafe als eine gerechte bezeichnen, wenn entweder 
gegen das Oberhaupt des Staats oder gegen Staatöbeamte 
Verlegungen begangen wären, bie, wenn auch nur an 
Privatperfonen begangen, als verbredhes 
rifh erſcheinen würden, oder aber der ohne folche 
DBerlegungen unternommene Angriff gegen den Staat 
einen hohen Grad von Gefahren für defien Das 
fein, Integrität oder Würde erzeuge. In den Motiven 
des Belgifhen Entwurfs 2) ift gezeigt, daß nach 
dem jegigen Standpunft der bürgerlichen Gefelfchaft die 
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der Verfolgung gezählt und dadurch doppelt gefährlich 
wird. Erkennt man fonft von Seiten der Gefeßgebung 
die unendlich vielgeflaltige Verfchuldung an, und laßt dem 
richterlihen Ermeflen einen großen Raum, insbefondere 
auch durch die Drohung von entehrenden und nicht entehs 
renden Strafen neben einander, fo ift ihnen bei diefem 
Verbrechen ein um fo freierer Spielraum zu laffen, da eben 
hier die Verſchuldung eine fo unendlich verfchiedenartige 
fein kann. Wo die Zodeöftrafe nicht abgefchafft ift, wie 
burch den $. 9 der Deutfchen Grundrechte, darf fie als 
maximum der relativ unbeftimmten Strafen nur für die 
Fälle der focialen und nationalen Verbrechen und ded con» 
currirenden Mordes mit direftem Vorfag beibehalten wers 
ben; es Pönnte fogar zur Srage fliehen, ob fie durch die 
Grundrechte für die erſtgedachten Fälle als abgefchafft anzus 
fehen ift, denn der fociale Verbrecher befindet fich im Krieges 
ftande mit der menſchlichen Gefelfchaft wie der nationale 
als Feind des Waterlandes anzufehen ift, fo daß die To: 
beöftrafe in diefem Kalle als ein Nothrecht bed Staats 
angefehen werden muß. Außer dieſen Faͤllen ſtellt fich 
nach dem biöherigen Strafenfuftem zeitlihe Freiheit 
firafe, bei deren Erfennung dem richterlichen Ermeſſen 
ein weiter Epielraun fowohl rudfichtlich der Art ald der 
Dauer und die Frage über den Eintritt der Eh» 
tenfolge dem Ausſpruch der Gefhwornen zu 
überlaffen ift, als dad einzig angemeffene Strafmit: 
tel dar; denn mit Recht heißt ed bei Oppenheim 9°), 
die Strafe ded lebenslänglihen Gefaͤngniſſes 
fei noch härter und graufamer als die Zobeöftrafe, weil. 
fie das geiftige Leben tödtet und durch abfolute Hoffnung: 
loſigkeit vernichtet, uͤberdies auch wegen ber Unbeftimmt: 
heit in ihrer Anmeffung und Ungleichheit in ihren Folgen 
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flimmungen und. ber Richterfprüche abzuhelfen; fie vers 
wifcht nicht den Eindrud ungerechter Berurtheilung , unb, 
wie Oppenheim bemerkt 97) ift die Gnade „dieſes ſoge⸗ 
nannte fchönfte Juwel in der Krone des Fürften”, wie 
jedes Kronjumel ein fehr gefährliches Geſchenk, eine prins 
ciplofe Veräußerung von Staatsrechten. Was wird aus 
dem Gefeß, wenn feine abfolute Anwendbarkeit durch die 
Eiftirung ber Volftredung untergraben wird? Statt bef 
fen gebe man dem Richter, innerhalb der Schranfen hu: 
maner Gefege, fo viel freie Bewegung, um den moralis 
[hen Motiven Rechnung zu tragen, aber der Erecutivs 
gewalt kann fein rechtmäßiger Einfluß auf die Rechtöpflege 
eingeräumt werden. Selbſtverſtaͤndlich können die Mini: 
fter oder diejenigen, welche in Uebereinftimmung mit dem 
Träger ber erecutiven Gewalt einen Angriff auf die Staats⸗ 
verfaffung oder die Seibftftändigkeit und Unabhängigkeit 
der andern Staatögewalten gemacht haben, nicht einfeitig 
durch die Executivgewalt begnadigt oder ihrer amtlichen 
Berantwortlichfeit enthoben werden. ben fo verfteht eb 
fi) von felbft, daß die Erecutivgewalt nicht durch Nieders 
fhlagen eines Proceffes in die Juftiz eingreifen darf. 


Beweis der Shulb. ; 


Kür den Beweis der Schuld find die obengedach⸗ 
ten Engliſch-Amerikaniſchen Beltimmungen von Widhtigs: - 
feit. Nach dem Artikel 469 der neuen Strafproceß⸗ 
ordnung für Newyork W) fol bei Anflage auf Ver: 
rath der Angellagte nur überwiefen werden, wenn zwei: 
Zeugen über die nämliche äußere Thatſache (overt act! 


97) Oppenheim ©. 89. 
98) Mittermaier der |neue Entwurf, lleinee Strafprocef⸗ 
| ordnung für Neuyork, in der kritiſchen Zeitſchrift XX, 
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fimmungen und ber Richterſpruͤche abzuhelfen; fie vers 
wifcht nicht den Eindrud ungerechter Berurtheilung,, und, 
wie Oppenheim bemerkt 97) ift die Gnade „,diefes ſoge⸗ 
nannte ſchoͤnſte Juwel in der Krone des Fuͤrſten“, wie 
jedes Kronjuwel ein fehr gefährliches Geſchenk, eine prins 
ciplofe Veräußerung von Staatsrechten. Was wird aus 
dem Gefeß, wenn feine abfolute Anwendbarkeit burch die 
Siſtirung der Volftredung untergraben wird? Statt defr 
fen gebe man dem Richter, innerhalb der Schranken hu⸗ 
maner Gefege, fo viel freie Bewegung, um ben moralis 
Then Motiven Rechnung zu tragen, aber der Erecutivs 
gewalt kann Fein rechtmäßiger Einfluß auf die Rechtöpflege 
eingeräumt werden. Gelbftverftändlic können die Minis 
fter oder diejenigen, melde in Uebereinftimmung mit dem 
Zräger der erecutiven Gewalt einen Angriff auf die Staatds 
verfaffung oder die Selbftftändigkeit und Unabhängigkeit. 
der andern Staatögewalten gemacht haben, nicht einfeitig 
durch die Executivgewalt begnadigt oder ihrer amtlichen 
Verantwortlichkeit enthoben werden. Eben fo verfteht «8, 
ſich von felbft, daß die Erecutivgewalt nicht durch Niebers 
ſchlagen eine Procefles in die Juftiz eingreifen darf. 


Beweis der Schuld. . 


Für den Beweis der Schuld find die obengedach⸗ 
ten Engliſch-Amerikaniſchen Beftimmungen von Wichtigs. - 
keit. Nach dem Artifel 469 ber neuen Strafproceß⸗ 
ordnung für Newyork ) ſoll bei Anklage auf Ver⸗ 
rath der Angeklagte nur überwiefen werden, wenn zwei: 
Beugen über die nämliche äußere Thatſache (overt act) 
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Majeftätsbeleidigung. 

Ueber Begriff und Thatbeftand des fogenannten 
Verbrechens der beleidigten Majeftät 7%) giebt es 
zwar verfchiedene Anfichten, allein nach ber neueren Praxis 
und Gefeßgebung wird die Anmaßung von Hoheitörechten, 
die unter andere Kategorieen gehört, nicht hierher gerechnet 
und reduciet ſich dies ganze Delikt auf bie Injurien 
gegen dad Drgan der erecutiven Gewalt, 
Da nun die Ehrenfränkungen gegen Perfonen, denen ber 
Beleidiger zu befonderer Achtung und Ehrerbietung ver: 
pflichtet ift, zu den ſchweren Injurien gerechnet werden, ber 
Regent aber vorzugsweiſe zu biefen Perfonen gehört, fo kann 
es nur zur Vereinfachung und zugleich zur Berichtigung 
der vielfachen irrigen Anfichten aus der Kaiferzeit dienen, 
welche ſich ſchon durch die Ausdrüde ber impietas in prin- 
cipem oder des irreligiose dicere in prineipem dharafte: 
tifiren, wenn dies Delikt nicht mehr als ein 
felbfifländiges Verbrechen aufgeftelt, fon: 
dern unter den erfhwerten Injurien mitbes 
rudfihtigt wird. Die bekannte lex unica C. si 
quis imperatori maledixerit entfpriht dem allgemeinen 
Grundfag, daß nicht von Amtöwegen wegen Injurien 
eingefchritten werben fol. — 


Kiel im November 1850. 
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Archi v 


des 


Criminalrechts 


Zweites Beilage: Heft zu 1851. 


Der Entwurf eines Strafgefeßbuches für die Preußiſchen 
Staaten vom Sahr 1847, welcher von dem im 3.1848 hiezu 
berufenen Ausfchuffe des vereinigten Landtags einer forg- 
fältigen Prüfung und Berathung unterworfen worden 
war, ift bekanntlich nicht zum Gefeß erhoben, vielmehr 
zurüdgelegt, und es ift ein neuer, den Kammern nad) ber 
inzwifchen zu Stande gefommenen Verfaffung vorzulegen: 
der verheißen worden, ber diefen unlängft durch „Aller⸗ 
höchſte Ermächtigung vom 10. Dec. 1850 zur verfaflungs: 
mäßigen Befchlußnahme” mitgetheilt if. Für bie 
Bolfövertretung ift derfelbe gleich jedem andern von ber 
Regierung eingebrachten Geſetzes-Vorſchlage Gegenftand 
der Erwägung nach ber Seite feiner Angemeffenheit, alfo 
im Verhältniffe zu den aufzuftelenden Forderungen an 
eine zeitgemäße Strafgeſetzgebung, insbefondre mit Rüd: 
fiht auf die Strafverfaffung ſelbſt, und auf Alled, was 
mit diefer als nothwendige Vorausſetzung und Folge in 
Verbindung fleht. Diefen Standpunkt der Beurtheilung 
muß aud) die wiffenfchaftliche Betrachtung, die zu prakti⸗ 
fhen Ergebniffen führen fol, fefthalten, indem fie die 
allgemeinen Grundfäße der Gerechtigkeit und der Geſetz⸗ 
gebungs-Politik geltend zu machen und auf dad vorlie 
gende Werk anzuwenden fucht; aber fie darf und muß 
weiter geben, und an bie unmittelbar vorher beautackte- 
Arch. d. Er. MR. (2. Beilagcheft zu 1851.) 1 
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fine nd belebren, daß man, wc ei tkun!:& erikien, tie 
ſrühere Arkeit unt erlangte berechtigte Erzeknifte beruf 
hat. Tat WVerhaͤltniß des Entwurfs vom J. 1843 — für 
den in ben Berathungen ter Etände der act Provinzen 
ben Rhnigreihb ein reiher, von tem damaligen (Seie: 
gebungs Miniſterium forgfältig benugter Etoff geboten 
mwurte, woraus bann der Entwurf vom I. 1845 und fpa: 
fer ber lezte In Liefer Reihefolge hervorgegangen — zu 
ben Altern, noch jeht geltenden Etrafrechte, wie es im 
Allg. Kantrechte Th. IT. Tit. 20 enthalten ift, habe ic in 
ben jenen Werke gewidmeten Betrachtungen ), fo wie 
In einem im höhern Auftrage ausgearbeiteten, nicht ge: 


4) ‚Aritifche Werrachtungen über den Entwurf eines Strafgeſes⸗ 
buche fur die Preutiſchen Staaten vom J. 1843. Meuflatt 
an der Dria Inse. mer Ahtbeilungen. XTV u. 556 6. 
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druckten Gutachten über die Anträge und Monita der Schler 
ſiſchen Provinzialftände gewürdigt. Zwifchen beiden Wers 
Een lag ein Zeitraum von einem halben Sahrhundert, und 
gerade in diefem war für das Gebiet des Strafrechts in der 
Wiſſenſchaft und den Gefeggebungen anderer Länder eine 
Thätigkeit eingetreten und ein Fortfchritt gemacht worden, 
die dem Preußifchen Rechte nur in beſchraͤnktem Maaße zu 
Statten gefommen find. Zwar hatte die Gefeßgebung im 
Einzelnen nachgeholfen und eine mehr willenfchaftliche 
Praris, fo viel ed auf der beftehenden Grundlage möglich 
war, bat das ihrige beigetragen, die Mangelhaftigfeit 
diefed Theils des Landrechts, der fo vielfach gegen bie 
andern zurüdfteht, minder fühlbar zu machen — aber 
dad Bedürfniß einer Umgeftaltung des Strafreht5 (vom 
Berfahren hier nicht zu fprehen) war allgemein als 
ein dringendes erfannt, und man mußte zugefteben, daß 
die bisherigen Beltimmungen felbft da den Anforderungen 
der Zeit, der Bildung des Volf3, den durch die Wiſſen⸗ 
[haft zur Geltung gebrachten Grundfägen nicht ent: 
fpraben, wo man alle Beziehungen auf die politifchen 
Anfprüche fern hielt. Diefe lebten, die neue Epoche un: 
fered Staatölebend, in welche wir getreten find, haben vor: 
nehmlich dazu beigetragen, daß jene Entwürfe, insbefondre 
der im Jahre 1848 berathene, nicht mit Geſetzeskraft verfehen 
werden konnten. Sch hatte in der über den Entwurf vom 
Sahre 1847 gelieferten Kritif ?) zugleich ‚den vom Jahr 
1845 (welcher nicht veröffentlicht worden war) verglichen 


2) Bemerkungen über den Entwurf eines ‚oitrafgefegbuchs für 
die Preufifchen Staaten vom Jahre 1847. Halle 1848. 
130 ©. 6. Vielfach lehrreiche Bemerkungen über diefen 
Entwurf enthält das „Erachten betreffend die Einführung 
eines Griminalgefepbuahs in Mecklenburg, insbefondre des 
Preußifhen Entwurfs v. 3. 1847. Abdrud aus den Aften 
des Safttzminifteridme. Erfte u. zweite Lieferung. Schwerin 
und Noftod 1880.’ 
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und freimüthig erflärt, daß biefer in mehrern Punkten 
Vorzüge gehabt, die man bebauern mußte bei ber no 
maligen Umarbeitung aufgegeben und dafuͤr Beflimmun: 
gen aufgenommen zu fehen, welde längft ihr Urtheil 
empfangen hatten (gefchärfte Todesſtrafe, Wermögens; 
Gonfiscation, Eörperlihe Züchtigung, wenn auch vielfad 
befchränft). Aber die Gerechtigkeit gebot, ungeachtet man: 
her Ausftellungen im Einzelnen, in Betreff des Inhalts, 
oder der Form und Zaflung, doch den Werth des Werte 
anzuerfennen, und ed war, indbefondre in Hinblick auf 
dad noch immer geltende Landrecht ein erlaubter Wunfd, 
daß dad Geſetzbuch, wie ed nad) den Anträgen des ſtaͤndi 
fhen Ausſchuſſes hervorgegangen, hätte zur Geltung ge 
bracht werden können. Wie manches auch der Werbefie 
rung bedürftig gewefen feyn mochte, ed war Doch ein fo 
bedeutender Fortfchritt gemacht, daB man um der wenigen 
Beſtimmungen willen, die da& Öffentliche Urtheil mißbil: 
ligte, unmöglich geneigt feyn Fonnte, dem jetzt noch gel» 
tenden Strafrechte den Vorzug zu geben, deflen Unange: 
meffenheit für unfere Zeit, die jeßt freilich in erhöheten 
Maaße hervortritt, zu offenbaren, es nicht der Erfat 
rungen bedurfte, welche wir gemacht haben. Es 
nicht nöthig diefes hier weiter auszufuͤhren. 

Der Entwurf vom I. 1847 ift befanntlich Gegen: 
ftand vieler Angriffe gewefen, befonders in feinem politi: 
fhen Theile, wobei allerdings auch Partheiftandpuntte 
und Zendenzen ihren Einfluß ausgeübt haben. Ich will 
ihn nicht überall in Schuß nehmen — ich darf mich auf 
meine, wie ich glaube, nicht ungerechte Kritif und anf 
mein Streben berufen, bie Grundfäge der Gerechtigteit 
mit denen der Humanität und der auch in dem Schuldi⸗ 
gen anzuerfennenden Würde des Menfhen und Bürgers 
zur Geltung zu bringen. Aber es ift Pflicht, es bier offen 
auözufprechen: Die Urtheile, bie in der Zeit allgemeiner 
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Aufregung über den Entwurf auögefprochen wurden, find 
größtentheild eben fo ungegründet — zumal da man 
nicht überfehen durfte, welche Werbefferungen der ftändis 
ſche Ausfhuß beantragt und die Regierung aufgenom- 
men hatte — als die Verkennung des Verdienſtes unges 
echt, das ſich der vereinigte Landtag erworben hat, befs 
fen Birken von feiner andern gefeßgebenden Verſammlung 
übertroffen worden ift, und worüber eine fpätere Zeit, 
unter Verhältniffen, die einer ruhigern und unbefanges 
nern Würdigung Raum geben, ein gerechtered anerfens 


nendes Urtheil fällen wird. Dies muß auch gegenüber ' 


nicht wenigen achtungswerthen Tadlern bemerkt werben: 
denn von denen, die auch in biefem Gebiete ohne Beruf 
urtheilen, die dem Werke ſchon darum jeden Werth ab: 
ſprechen, ja daflelbe für durchaus verwerflich erklären, 
weil feine Entfteyung unter der frühern Regierungsform 
Statt fand, von denen, die lediglih ihre in divi— 
duelle politifhe Ueberzeugung (wenn fie wirklich eine 
ſolche ift) zum Maaßſtab nehmen, ift fo wenig bie Rebe, 
als von denen, die überhaupt Recht und Sitte nicht aner⸗ 
tennen, oder höchftend fo weit, als fie ihrem Zwecke 
dienftbar find. Ganz mit Stillfpweigen darf aber auch 
dies um fo weniger übergangen werben, jemehr die unter 
folgen Einflüffen öffentlich gemachten Aeußerungen Ein» 
gang bei Vielen gefunden haben, die ſich der Freiheit des 
eignen befiern Urtheil® begeben, und denen vertrauen, 
welche fih zu Wortführern aufwerfen. Wenn aber von 
Recht und Gerechtigkeit die Rebe ift, und von richtig ver 
flandener Freiheit, da gilt es unwandelbaren Wahrheiten, 
da muß der Streit der Partheien fern bleiben, da fordern 
wir, daß man mit einer der Wichtigkeit des Gegenftan- 
des, und ber zu löfenden Aufgabe entfprechenden Ge 
diegenheit der Gefinnung, bed Willens und der Einficht 
zu Werke gebe! 
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Allerdings verlangt die neue politifche Verfaſſung und 
die Macht der ihr zu Grunde liegenden Idee ihr Recht aud 
in diefem Gebiete; wir geben zu, baß der frühere Entwurf 
felbft in der verbefferten Geftalt durch die ſtaͤndiſchen Be 
rathungen nicht ohne einer nochmaligen Umarbeitung um 
terworfen zu werben, für die neue Zeit paflend geweſen 
wäre; aber wad wir nicht zugeben Pönnen, was wir im 
mer beftreiten müffen, ift, daß wir mit dem Eintritt ia 
diefe neue Zeit über Recht und Gerechtigkeit gan 
neue biöher ungeahnte oder verfannte Bahr: 
beiten geltend zu machen hätten und Die geiftigen S 
rungenfchaften (um diefen Außdrud bier einmal zu # 
brauchen), daB Ergebniß der unausgefeßten Arbeit des & 
dankens, der Wiffenfchaft, der Bildung, ald etwas Br 
lorned oder Vergebliches betrachten follten. Nun, ab: 
hängig von ben durch die Verhältniffe gebotenen neum 
Beflimmungen, von dem, was der Zuſammenhang bes 
Rechts mit allen übrigen Elementen des Volkslebens for: 
dert, giebt ed Wahrheiten, auf die nicht Deshalb Verzich 
geleiftet werden darf, weil fie alt find; und wenn dab 
Geſetz nur der Ausdrud des Rechts feyn fo, wenn die 
Gefeßgebung den Beruf hat, nicht das Recht zu machen, 
fondern da8 vorhandene zu erfennen, dad zum Bewußt⸗ 
feyn Gebrachte zeitgemäß auszufprechen, fo wirt man eis 
räumen, daß felbft jene oft rein pofitiv erfcheinenden 
Beftimmungen nur nothwendige, dem gefchichtlichen und 
geiftigen Charakter des Volkes und der Zeit angehörige Ar- 
wendungen eines allgemeinen Grundfage find. Hieraus 
folgt zugleich, daß die Forderung, ein volksthuͤmliches Recht 
auch in einem dem Volke zugänglichen und allgemein ver 
ſtaͤndlichen Geſetzbuch auszufprechen, nidt auf Koften der 
Mahrheit und des Rechts felbft befriedigt werben könne, 
und baß die Meinung, ein Geſetzbuch folle die ganze 
Rechtswiſſenſchaft entbehrlich machen, nur entweder von 


7 
einer falfchen Auffaffung der. Bedeutung der Gefehgebung 
und der Rechtspflege, insbefondre mit Rüdfiht auf das 
Schwurgericht, oder von einem Verkennen des Werth 
‚der Rechtöwifenfchaft, ober von beiden zugleich auögehen 
könne. 

Geht man von der richtigen Anficht über das Ber: 
hältniß des Geleges zum Rechte aus, wonach biefes in 
‚jenem feinen entſprechenden Ausdruck finden foll, aber 
nicht erſt durch daffelbe gemacht oder hervorgehradht, und 
eben fo wenig lediglich. in ihm allein enthalten iſt, fo wird 
man auch nicht an die der Form nach neue Gefeßgebung den 
Anſpruch maden, daß der Inhalt durdgängig ein neuer 
feyn folle. Sft ja doch das Volk, deſſen Recht beftimmt 
‚wird, für welches bad Geſetzbuch ald Ergebniß und Zeugniß 
feines Rechtsbewußiſeyns gelten fol, ‚nicht plöglid ein 
andere, mit veränderter Sitte und Bildung geworben, 
und find ja felbft die neuen Geftaltungen .feines .öffent- 
‚lichen Lebens in ihrer Berechtigung oft ‚dad Merk des 
Zufalld oder der Wilführ, fondern almählig, wenn auch 
nicht überall. äußerlich wahrnehmbar, in der Idee geworden 
und herangereift, fo daß jegt nur eben dieſe Berechtigung 
zur Anerkennung gelangt und als folche geſetzlich ausge 
ſprochen ift. Die befondre, der Gefdichte anheimfallende 
Art und Weife, wie dad Berechtigte, nachdem feine Zeit 
gekommen ift, fi gegen Hinderniſſe oder Verkennen Gels 
tung verfhafft, wobei auch wohl ein Bruch mit dem bie 
herigen formell Geltenden Statt findet, fo fern der ſonſt 
freie und nothwendige organifche Uebergang und die Ber 
mittelung vermißt wird, biefe ‚gehört einer andern Seite 
der Betrachtung an. Welches die Stellung der Wiffen- 
ſchaft und ihre Aufgabe hiebei fey, was fie als 
berechtigt anzuerkennen babe, wofür fie ſtets mitgearbei- 
tet hat, und wie es ihr zulomme, dad Recht frei zu ers 
halten von dem Zwange, der ihm unter dem Borwande 








einer völligen Umgeftaltung , felbft ber Grundlagen ange: 
than wird, welche Grenzen inne zu halten nicht blos bie 
Borficht und Maͤßigung, fondern die Gerechtigkeit felbk 
gebietet, dad habe ich an einem andern Orte zu zeigen 
gefucht 2). Die Revolution, auf die man fich beruft, in- 
dem man fie theild ald Recht, theild ald eine fortwährend 
ergiebige Quelle des Rechts behauptet, vermag nichts Pe 
fitived zu fchaffen, und was in ihrem Gefolge auftrit, 
Tann als ſolches nicht fchon fofort, ohne feine innere Be 
feſtigung nachzuweifen, für begründet erachtet werben 
Nur das ift zuzugeſtehen, daß fie unter andern bie Hie 
derniffe, die der Verwirklichung des Rechts in irgend & 
nen Gebiete entgegenflanden, befeitigen, und jenem ba 
gebührenden Raum verfchaffen könne, auf weldem & 
bei einer feiner Entwidlung günftigern Zeit erſt mahrhaft 
gedeiht. Daher darf man benn auch nicht Die Art um 
Weile, wie etwas ins Leben tritt, mit feinem Inhalte 
verwechfeln, dieſen nach jener beurtbeilen und darnach 
unbedingt für lobenswerth oder für verwerflich erklären — 
ein Fehler, in welchen häufig Die verfallen, welche Per: 
thei find und Parthei nehmen. Dad Weſen Des Rede 
ift aber der beftimmte Gegenfab gegen bie Partheilichfei, 
und ed weifet Alles zuruͤck, was deren Werk ift, von wer 
cher Seite ed auch kommen möge. Demnad) darf man num 
aber auch nicht behaupten, daß Alled, was in Folge eint 
Revolution und mit oder nach derfelben hervorgetreten 
ift, auch felbft vevolutiondr und unbegründet ſey; und 
daß, wenn jene, nothwendig vorübergehend, dem Zuftande 
des Rechts gewichen ift, nun auch Alles entfernt oder auf: 
gegeben werben müffe und dürfe, was bei Gelegenheit 


3) Ueber das Verhaältniß der Wiffenfchaft zu den Aufgaben uns 


ferer Beir’’, in dem Gerichtsſaal. Zeitſchrift für alterthämti 
Recht. Erlangen 1849. Band I, &. 260 fg. Fr as 
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derfelben anerfannt worden. Vielmehr kommt es bier 
auf den Inhalt anz wir dürfen nicht verfennen, daß dies 
fer, wo er berechtigt ift, auf anderm Wege zwar auch, 
vielleicht fpäter zur Geltung gefommen feyn würde, daß 
er aber nicht aus jenem Grunde verläugnet werben folle. 
Die Geſchichte ift auch hier unfere Lehrerin. 

In den folgenden Betrachtungen über den neueſten 
Entwurf wird ed erlaubt und bei der durch die Umflände 
gebotenen Beſchraͤnkung nothiwenbig feyn, von früheren 
Ausführungen Gebraud zu machen und auf folde zu vers 
weifen. Indbefondre nehme ich hier eine ohnlängft vorge: 
legte Abhandlung über „die Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft und bie Anforderungen an eine neue 
Strafgefetgebung”*) in Bezug, wo ich unter ans 
dern gezeigt habe, in welchen Theilen ein Anſchließen an 
das Frühere und ein Fortbilden auf der bisherigen Grund» 
lage, in welchen eine auch ſelbſt principielle Aenderung 
gefordert fey. 

Der neue Entwurf läßt nun befonder& nach drei 
Selten oder Geſichtspunkten eine Würdigung zu. Er⸗ 
ſtens des Werhättniffes zu dem ihm unmittelbar vorhers 
gegangenen, bereits nach ber frühern Verfaſſung berathe: 
nen Entwurfe; was für uns um fo wichtiger ift, ald er 
bier eine fehr gründlihe und felbft wiederum durch die 
Erörterungen in den provinzialftändifchen Werfammlungen, 
und durch eine Reihe Pritifcher Arbeiten vorbereitete und 
unterftügte Prüfung erfahren hat, und ald auch bie Mo: 
tive des gegenwärtigen an mehrern Stellen die Rechtfer- 
tigung mit auf die felihern ftändifhen Anträge und Be 
ſchluſſe grunden; ferner bes Verhaͤltniſſes zu der neuer 
politifhen Verfaflung des Staats ; endlich zu der bes 


4) Achte des Eriminalredhts 2850. ©, 50— 77. 157 — 165. und 
©. 521 — 560. S 
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reitd eingeführten Werfahrensart, indbefondre mit Ge 
fhwornen. Zwar muß ih Verzicht darauf Ieiften, al 
die durch diefe Rüdfichten fich Darbietenden Bemerkungen 
bier volftändig vorzulegen: ich werde mich auf das be 
ſchraͤnken, was ich glaube zu nochmaliger Erwägung und 
etwaniger Abänderung empfehlen zu follen; im Webrigen 
werden kurze Andeutungen und Hinweiſungen wenigftens 
für den Zwed genügen, das neue Werk überhaupt. aud 
wiſſenſchaftlich zu beleuchten. Der Entwurf beginnt mit 


Einleitenden Beflimmungen, 


welche an die Stelle des frühern erflen Titels des erften 
Theils „Bon den Grenzen der Anwendung ber 
Strafgefege” treten. Dies ift vorzuziehen und be 
gegnet wenigen Einwendungen, die ich gegen ben vorigen 
Entwurf vorgebracht hatte °). 

Nun ift jest gleich $ 1, welcher dad „Princip ber 
Dreitheilung” an die Spitze ftelt, in Verbrechen, 
Bergeben und Uebertretungen, die durch baß 
Strafverfahren geboten if. Sie muß gebilligt werben, 
wenn man auch über die Unterfcheidung nad ber Größe 
ber Strafe, in fo fern, als die Grenzen auch anders, 
enger oder weiter beflimmt werben könnten, die Möglid; 
Seit und die Berechtigung verfchiebener Anfichten zugeben 
fann. Allerbingd wird daß fittliche und rechtliche Gefühl, 
auf welches man fich Dabei beruft, und das auch in dltern 
Gefebgebungen, wenngleich nicht in den bisherigen land⸗ 
rechtlichen, Beruͤckſichtigung gefunden hat, den Unter 
ſchied vornehmlich auf die Art der Handlungen und 
deren Schwere oder dad Gegentheil fi gründen; es wird 
niicht unmittelbar von der Größe der Adndung auf 
geben und durch diefe ſich leiten laflen: eben fo wenig 


5) Bemerkungen über den Entwurf — vom Sabre 1847 
(f. Note 2) ©. 6, 
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Tann indbefondre, wo die Rebe von dem Begriffe ber 
Sache ift, dad Verfahren dad erfte feyn, welches der 
Strafgerechtigkeit dienen und fie verwirklichen fol, Died 
Verfahren wird. durch die zu ahndenben Uebelthaten noth⸗ 
wendig, und ift fomit das zweite. Ich babe an andern 
Drten auf die falfchen Folgerungen aufmerffam gemacht, 
zu welchen die entgegengefegte Annahme unvermeidlich 
führt ©). Allein es fteht auch die durch die Natur der Ges 
feßgebung gebotene und hier beachtete Weife der Beftim: 
mung bed gegenfeitigen Verhältniffes von Strafrecht und 
Verfahren nicht im Wege, jene zu rechtfertigen und ans 
zuerfennen. Es darf vorauögefeht werben, baß die Größe 
der Strafen, bie hier ald Eintheilungsgrund angenommen 
ift, und die fi für dad Strafrecht praktiſch in der 
Unterfpeidung jener drei Kategorien, für den Prozeß 
in der Aufftellung der verſchiedenen entſprechenden Verfah⸗ 
rensweiſen äußert, eben durch die Rüͤckſicht auf die firafs 
zechtlihe Natur der Handlungen nach allen hiebei in 
Betracht kommenden Momenten beflimmt fey. Daß aber 
ein leiter Frevel nicht wie ein Verbrechen be 
handelt, nicht mit diefem Namen bezeichnet und nicht dem 
eigentlichen peinlichen Prozeffe unterworfen werde, ift 
allerdings fo fehr im Gefühl und in der wahrhaften Ans 
ficht vom Rechte gegründet, ja durch dieſes gefordert, daß 
bier jedes fonftige Bedenken zurlidtritt. Weber bad Prinz 
cip feloft ift Längft und in Deutfchland insbefondre feit det 
Bekanntmachung des Bayerifchen Strafgefenbuch vom 
3. 1813 fo viel verhandelt worden, daß wir billig barkber 
hier hinweggehen. 

Die Verordnung vom 3. Januar 1848 
über dad Verfahren mit Gefhwornen hat 


6) Meine Abhandlung: „Die Strafrechtswiſſen ſhaft und die 
Anforderungen an eine neue Graatoeletassung” , im Archiv 
des Grim, Rechts 3. 1850. ©. 75 fo. 
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8. 27. 38. 60 die Vergehen, Verbrechen um 
fhweren Verbrechen anders abgefluft, und es 
wird bier die Uebereinſtimmung wahrſcheinlich durch Ab: 
änderung diefer 85. herbeizuführen beabſichtigt. Jetzt bit: 
den drei Jahre die Grenze, indem die mit mehr als drei: 
jähriger Freiheitsſtrafe bedrohten Handlungen als ſchwere 
Verbrechen vor dem Schwurgerichte abgeurtheilt werben 
müflen. Nach dem Entwurfe find fünf Sabre bie 
Grenzen, und was biefes Maaß der Strafe nicht Über 
fleigt,, wird ald Vergeben — alfo wohl ohne Zuzie 
bung von Gefhwornen — dem Verfahren unterworfen. 
Dagegen werden ſich ohne Zweifel Die erheben, welche der 
Wirkfamkeit des Schwurgerichtd die möglichfte Ausdeh⸗ 
nung beigelegt wiflen wollen. Dies führt den Streit in 
ein andres Gebiet, dem zu folgen hier feine Veranlaſſung 
vorliegt. Doch möge erinnert werden, daß auch da3 
franzöfifhe Verfahren, welches der Verordnung zum Bor: 
bild gedient bat, fünf Jahre und nicht drei Iahre als 
Grenze beftimmt 7). 

| Der 8.2: „Kein Verbrechen, kein Vergeben und 
Beine Uebertretung kann mit einer Strafe belegt werben, 
die nicht gefeßlich beflimmt war, bevor bie Handlung be: 
gangen wurde”, — obſchon er im Ganzen richtig moti: 
virt ift, paßt im der jeßigen Kaflung nicht zu $. 1, wobei 
ed ja eben dad Merkmal eined Verbrechens, Vergehens x. 
ſeyn fol, daß eine Strafe, und zwar in einem gewiſſen 
Maaße, gedroht ift, außerdem ift die Handlung abe 
kein Verbrechen, und nicht flrafbar. Umgekehrt, if 


man berechtigt fie fo zu bezeichnen, fo muß fie geahndet 





7) Meine Betrachtungen über die Verordnung, betreffend die 
— bes —E und öffentlichen Berfahrens mit 
. wornen ter 6 Preuſen. 
Halle 1849. S. 26. 136 —* ſecen “or 
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werben ®), In der Art, wie hier der Sab nullum eri- 
men (und nulla poena) sine lege aufgeſtellt wird, fol 
wohl insbefondre der Geſetzes⸗ und vollends der Rechts⸗ 
Analogie entgegengetreten werden; man muß dies naments 
lid), wo den Geſchwornen beflimmte Fragen, die aus dem 
Inhalt des Gefeges zu entnehmen find, vorgelegt werben, 
eben fo billigen, als man für die jegigen Verhättniffe im 
Intereffe der Sicherung gegen mögliche Wiltühr das Ers 
forderniß eine (in Diefem Sinn) beftimmten Straf⸗ 
gefeges aufftellen muß 9). Nicht leicht wird eine wirklich 
verbrecherifche Handlung übergangen feyn, zumal wenn 
man den f. 9. Aushülfsbeftimmungen über Gewalt, 
Falſchheit die geblhrende Bedeutung beilegt, — wahrge: 
nommene Lücken mag eine fpätere Geſetzgebung ergänzen, 
und bis dahin allenfalls ein Frevler der Strafe feines Ges 
wiſſens überlaffen werben 9), 

Allein ber $. 2 hat noch einen andern Sinn. Unter 
benfelben find nicht nur alle Handlungen zu ſubſumiren, 
die nach der Publication des Geſetzbuchs verlibt werden, 
fondern für jegt und während der Uebergangöperiode auch 
früher verübte, fofern auf fie die Beftimmung anwend⸗ 
bar ift, baß, bevor fie begangen wurden, ein Strafverbot 
beftand. Dies ift aber der Fall rüuͤckſichtlich aller derer, 
die das noch in Geltung beftehende Strafrecht mit Ahn⸗ 
dung bedroht. Nur daß diefe nach allgemeinen und auch 
in dem „Entwurf des Befeges über die Einführung des - 
Strafgefeßbuches für die Preußiſchen Staaten” Art. IV 
anerkannten Grundfägen alsdann nicht nach den hier fonft 
anzuwendenden bisherigen Geſetzen, fonbern nach dem 


8) Bemerkungen x. S. 7. 
9) Berfaffungs» Urkunde vom 31. Januar 1850. Art. 8. 


10) Kritik des garden Entwurfs ©. 108, des Preutiſchen 
dem 3. 1843. ©. 8i. 
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neuern Recht zu beurtheilen find, wenn dieſes eine geln- 
dere Strafe droht; wie ſie ganz firafloß find, wenn ’jett 
gar feine Strafe auf Die Handlung gefeßt ift, welder 
im Art. IV gebrauchte Ausdrud für diefen Fall offenbar 
richtiger gewaͤhlt ift, ald in 8. 2 die Ausdrüde Werbre: 
ben, Vergehen ıc. 

Die 88. 3 und 4, welche den frühern 88. 2 — 4 nt: 
ſprechen, fcheinen mir beffer gefaßt und entfernen durch die 
bier angenommenen: engeren Grenzen für die Anwendung 
intändifcher Strafgefege und die Einleitung eines Gtraf: 
verfahren® mehrere meiner gegen biefe vorgetragenen Be 
denten ''). 

Die 8. 5 und 6 find in beiden gleichlautend. In 
Betreff des lebten muß ich die frühere Erinnerung wie 
derholen 12). 


Nun folgt: 
Erfter Theil. 


Bon der Beftrafung der Verbrechen und 
Vergehen im Allgemeinen. 


Erfter Titel. 
Bon den Strafen.. 


Diefe Anordnung verdient Beifall. Das Spyftem 
ber Etrafen ift vereinfacht, und auch dieß ift zu billigen; 
die Einwendungen, welde dem. vorigen Entwurf enb 
gegengeftellt find, haben größtentpeild Berudfidhtigung 
gefunden. 

Die Todesſtrafe ift $.7 beibehalten und fol. 
durch Enthauptung vollftredt werden; überhaupt findet 
nur eine einfache Zodeöftrafe, Peine fogenannte quas 





11) Bemerkungen ©. 7 fe 
12) Ebendaſ. S. . 


1& 





lificirte Statt, und wenn man es bei der hier durch⸗ 
geführten nothwendigen Beſchraͤnkung der Todesſtrafe auf 
wenige und ganz ſchwere Verbrechen gutheißen muß, daß 
man fie ald dad aͤußerſte, aber der Strafgewalt nothwendig, 
und von Rechts wegen zuftehende Mittel wider arge Miſſe- 
thäter beibehält, fo gereicht eö zur Genugthuung, jetzt 
endlih, und insbefondre gegenüber dem vorigen Ent 
wurf, der Forderung entfprechen zu fehen, die Längft im, 
andern Ländern erfüllt worden ift 12). Zwar fpricht der, 
8.7 von Schärfung „durd den gleichzeitig zu erken⸗ 
nenden Verluſt der bürgerlien Ehre”, allein; 
in ber That iſt dies — theild nicht eine eigentliche Schaͤr⸗ 
fung der Todes ſt rafe, ſondern ein hinzutretendes Uebel, 
das unter andern feine Bedeutung in dem Öffentlichen. 
Ausdruck der großen und befondern Verwerflichkeit ber. 
Uebelthat hat, und feine praftifche Folge bei etwanigem 
Nachlaß der Todeöftrafe durch Gnade; theild mag, wenn 
fchon der Tod dad letzte ift, doch noch ein Unterfchieb todes⸗ 
würbiger Verbrechen auf eine Weiſe angezeigt werden, bie, 
dem richtigen Gefühle des Volkes entſpricht. Serner, um, 
dies gleich hier zu bemerken, if die $. 9 getroffene Ber 
‚ftimmung, daß, „wenn auf gefhärfte Todesſtrafe, 
erkannt ift, der Leichnam des Werbrecherd außerhalb des, 
Kirchhofes durch den Scharfrichter (?) eingefcharrt und auf, 
feinem Grabe mittelft einer an einem Pfahle befeftigten, 
Tafel der Name bed Verbrecherd, dab begangene Verbre⸗ 
hen und die erlittene Strafe bezeichnet wird” 1) — 
zwar auch nicht eine eigentlihe Schärfung — allein 
fie erregt um fo mehr Bedenken, als bier nicht ange: 


13) Bemerkungen ©. 10 fg. 

14) Sollte es nicht möglich fenn, einem ſolchen Sat eine Fafe 
fung zu geben, die, bei einer Bergleihung mit dev Seſehes⸗ 
forade der frauzoſiſchen — die — siht au 
fehr als zurüdftchend erſcheinen ließe? , ”, 
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geben ift, ob diefe Bezeichnung nur eine vorübergehende 
ſeyn und etwa nur einige Tage lang zur Warnung ober zu 
fonft welchem Zwecke bleiben oder wie ein dauernde 
Schandmal erhalten werden fole. Gegen le&tereö müßte 
ich mich unbedingt erflären, auch erfteres fcheint mir nicht 
zu rathen, und es genügt wohl, wenn einmal eine berartige 
Unterfcheidung für nöthig erachtet wird, die Einfcharrung 
Außerhalb des Gottesackers, im Gegenfaß zu der für dee 
andern Zalle jet erit auögefprochenen Anordnung, da 
der Leichnam des Hingerichteten feinen Angehörigen auf 
ihr Verlangen zur einfachen, ohne Feierlichkeiten irgen 
einer Art vorzunehmenden Beerdigung zu verabfolge 
ſey, — welde humane Beftimmung fhon das fpäter 
römifche Recht getroffen, die aber bei ung feine Aufnahme, 
nicht die gebührende Beachtung gefunden hatte 1°). 

Ueber die Todesftrafe felbft vermeife ich auf Die 
neuern Ausführungen, indbefondre von Hepp ) und 
Stahl 7), wo unter andern gezeigt wird, was auch ic) 
bemerkt habe 18), daß jedenfalld der Wegfall derfelben 
nicht unter die Grundrechte der Deutſchen oder Preußen 
geftellt werben dürfe, ohne eine Verlegung der Logik, des 
fittlihen Gefühld und der Ehre. Die Motive hätten dieſe 
Strafe wohl noch beffer vertheidigen fünnen — doch het 
man mit gutem Grund fich einer nochmaligen Widerlegung 
oft vorgebrachter Einwendungen enthalten, und, wie 
wichtig auch die Trage für und wider ift, fo muß man 


15) L. 1. 2. 3. D. de cadaveribus punilorum. L.3. (Pas- 
lus): ,‚Corpora animadversorum quibuslibet 
ad repulturam danda sunt.” gl. meine Abhandlung im 
Archiv des Crim. R. 3. 1844. ©. 381 fg. 386. 

16) In der at: „Der Gerichtsfanl” Grlangen 183. 
Matheft ©. 341 f 

17) Die deutfche Barheverfaffung ıc. Berlin 1849. & 63 fe. 

18) Meine angef. Abhandinng im Archiv des Crim. RM. 1880. 
S. 1723 - ID vera, it &, TR Kan. 
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doch wünfchen, daß fie nicht nochmals Gegenfiand zum 
Theil fo wenig anfprechender und befriedigender Verhand⸗ 
lungen. feyn möge, als in den lebten Jahren hierüber: 
Statt gefunden haben. Der vereinigte Ausfhuß hatte 
die Frage forgfältig erwogen — feine Stimme wird im⸗ 
mer alö eine gewichtige anerfannt werden. Die allge 
meine und bie Volksſtimme ift derſelben nicht fo entgegen 
als man.glauben machen will, und wenn man erwägt, 
daß die (nicht zur Ausführung gefommenen) Befchlüffe in- 
Srankfurt und Berlin (1848), welche die Zobeöftrafe für 
abgeſchafft erklärten, dennoch aber für gewiffe Ausnahme. 
fälle fie zuließen — fo muß man das hierin liegende Zus 
geftändnig der Rechtmäßigkeit derfelben in der Erinnerung: 
behalten, da doch ſonſt gewiß nicht der Befchluß zur theil⸗ 
weifen Beibehaltung hätte gefaßt werden können. Voͤllig 
verkehrt aber ift es, eine für rechtmaͤßig erfiärte Maafregel, 
als außerorbenttiche, Priegsrechtlichen Behörden zugugeftchen - 
und: fie ber. Strafgerechtigkeit überhaupt abzufprechen. 
Durch $. 8, welder mit Befeitigung der biöher ges 
bräuchlichen öffentlichen Vollſtreckungen folden traurigen 
Aft „auf einem. Plage innerhalb der Mauern der Gefans 
gen: Anflalt.oder auf einem andern abgefchloflenen Plage”: 
zu veranflalten gebietet, iſt dann einer Forderung entfpro-: 
en, die längft aufgeſtellt, in der vorigen Reviſion abge:- 
lehnt worden war, undbie ichin den, den verſchiedenen Ents. 
würfen gewibmeten Kritiken wiederholt hatte 19). 
OHeimlich iſt die Vornahme eines Akts nicht, det 
vor einer beſchraͤnkten Zahl von Beugen In einem engern: 
Raume Statt findet; man müßte fonft unfrejeßt eingeführte 
Öffentlihe Rechtspflege auch heimlich, oder das Ver⸗ 
fahren ein geheimes nennen, weil ed nicht unter freiem 


19 2 Rsiifäe Beratungen x. über den Entwurf vom J. 1843 
&: —8 Bemerkungen ec. über den Gatwurf vom J. 1847 


Ar. d. er. R. (2. Beilageheft zu 1851.) % 
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Himmel, und fo, daß eine ungemefiene Zahl von Perfo: 
nen beimohnen kann, fondern in Gerichtöfälen erfolgt. 
Es bedarf aud) feiner Bemerkung, daB und warum Hin; 
richtungen mit ber Gerechtigkeit unvereinbar find. Uebri⸗ 
gend dürften ohne Zweifel mandye Veränderungen hier be 
antragt werben, und ed ift wohl wenig Gewicht darauf zu 
legen, daß nur die bier benannten und nicht noch antıe 
Perfonen dem Alte beimohnen follen oder fünnen. Was 
auch dad Gefeß beftimme, ed wird nicht an Leu 
fehlen, die ſich den Zutritt oder die Gelegenheit zum 3 
ſchauen erwirten werden. Aber dem öffentlichen Scandel 
mußte nothwendig eine Beflimmung, wie fie $. 8 enthäl, 
entgegentreten. 

„Einem Geiftlihen von der Confeffion ift der 3u: 
tritt” (und wohl nidt blos zur Vorbereitung, fordern 
zur Begleitung auf dem legten Wege) „zu geflatten” — 
damit werben dann bie früheren, nicht überall ausreichen: 
ben, und in der Art, wie fie angewendet werben follten, 
nicht gutzuheißenden Beftimmungen verbeffert. 

Der $.10: „Die Zuchthausftrafe ift entweber lebens 
wierig oder auf beilimmte Zeit”, lautet mehr Doctrinell ald 
legislativ; Doch wird durch Hervorhebung der auf Le: 
benddauer zu verhängenden Zuchthausſtrafe als eine 
eigenthümlichen *) einer von mir früher gemachten Grin: 
nerung entfprechen 2°). 

Im $. 10, wo vonden rehtlihen Folgen der 
Zuchthausſtrafe die Rede ift, möchte ich beantragen, 
einfach zu fagen: „fie werben unter Vormundſchaft 
(Cura oder Euratel, nicht Zutel) geflelt”, mit Hinweg 
laflung der Worte „nach den Zormen, die zur Ernen⸗ 


20) — Abhandlung im Archiv des Crim. Rechts J. 1838 
g. 


21) Acirifhe Betrachtungen über den Gatwurf vem J. 1843 
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nang ber Vormuͤnder vorgefchrieben find.” Died verfieht 
ſich theild von felbft, theild find nicht alle Kormen oder 
Beitellungsarten, welche die Geſetze vorfchreiben , hier an: 
mwendbar. Ueberhaupt handelt es fich nicht blos. von der 
Ernennung, fondern von den Pflichten des Vormundes, 
die hier einige Modificationen leiden, wie denn eine folche, 
wohl zu billigende, hier angeführt wird: „auch darf ihnen 
während der Strafzeit kein heil ihres Vermoͤgens oder 
ihrer Einkünfte verabfolgt werden.” 

„Die Verurtheilung zur Zuchthaußftrafe zieht den 
Verluſt der bürgerlichen Ehre von Amts wegen nad) fi”, 
alfo ipso jure, ohne daß dieſes im Erfenntniß ausgeſpro⸗ 
chen wird, was aber auch nicht hinmwegfallen darf.” Der 
8. 12 giebt näher an, was darunter zu verftehen fey. Im 
Pergleich zu dem vorigen Entwurfe, wo e& hieß „Ver: 
Luft der Ehrenrechte“ ift bier durch genauere und 
den jetzigen Verhaͤltniſſen entfprechende Aufzählung der 
bürgerlichen und der von diefen abhängenden politifchen 
Rechte mit Zuftimmung zu erwähnen. Die Motive bes 
merfen, indbefondre mit Rüdficht auf die Erwähnung 
des vielfach angefochtenen Verluſtes des Adels 22), daß 
die jebige Beflimmung aus dem $. 12 des frühern Ent: 
wurfeö, fo wie fie die vereinigten fländifchen Ausſchuͤſſe 
genehmigt hätten, herüber genommen fey. 

Ueber die Angemeſſenheit, Ehrenftrafen im wei: 
tern and engern Sinn zu erkennen, iſt bekanntlich viel 
geftritten worden , vornehmlich bei Gelegenheit der Be⸗ 
rathungen über die Entwürfe andrer Länder, z. B. Würt- 
temberg's. Unfer Entwurf fcheint mir dad Richtige zu 
treffen, vorausgefeßt, daß eben nur folhe Handlungen 
mit dieſer und mit ber Zuchthausſtrafe geahndet werben, 


22) Bol. hierüber meine eetifhen Betrachtungen über den 
Entwurf v. 3. 1843. &. 128 fg. . 
2 





Saffung berfelben, unb es möchte auch yaflennber ſeyn, die 
felben ($. 19-22) unmittelbar an $. 12 anzufchlichen, 
während jebt zwifchen dieſe auf bie Ehre und bürgerlichen 
Ehrenrechte ſich beziehenden Anorbnumgen die über Ein 
füliefung, Gefaͤngniß und Gelbfirafen x. gefekt fin, 
und wiederum ber Zufammenbang der Gefehe über Fre: 
heitsentziehung ($. 11. 13 — 18) unterbrochen wird durd 
die $. 12 aufgenommenen Ede über den Verluſt der bür: 
gerlihen Ehre. Daß „entlaffene Staatödiener und Com 
munalbeamte burdy den Verluſt der bürgerlichen Ehre der 
ihnen aus der Staatskafſe *) zu zahlenden Penfionen und 
Gnabengehalte”, fogar „von Rechts wegen, verluftig wer 
den”, mag ſich unter der oben aufgeflellten Woran! 
ſetzung über den richtigen Gebraudy dieſes Strafmittels 
rechtfertigen.” Daß aber auch „die Unterfagung ber Aus 
übung ber bürgerlichen Ehrenrechte” unbebingt und für 
immer — während doch die Strafe felbft, von ber bie 
eine Wirkung feyn fol, ſich nicht über zehn Jahre erfireden 

— dieſe Folge haben fol, fcheint mir nicht gerecht 
fertigt und eine große Härte gegen Beamte zu ent 
halten, die früher eine lange Zeit mit Treue dem Gtest 
oder der Commune gedient haben. Es ift nämlich nick 
die Rebe von einem Beamten, ber in Folge eines Ber 
brechens und beziehungdweife dem, der zur Strafe vom 
Amte entfernt wird, fondern von einem ſolchen, der eim 
ehrenvolle ober doch nicht ihm zur Laſt fallende Entlap 
fung (missio honesta oder causaria) erfahren, und be 
nach erft eine firafbare Handlung verübt bat, welche fr 
ihn, neben fonfligem Uebel, biefelben Folgen in Anfehung 


: 35) Bobl überhaupt ans öffentliden, auch Communal: 
kaſſen; — das Geſet wii ſchweruich nur die Aufprüche anf 
Penſion aus ah ausichließen, aber die ungenau: 
Safıno tanz *3. Aa und die von dem Ser 


BE; fegeb nicht pet —— © werden * des “ 
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wohl in geringerer Dauer als eine Gefängnißpfirafe 
Statt finden, welche nah" &.4%;:fofern nicht das Geſetz 
ein Anderes beſtimmt, hoͤchſtens fuͤn f Jahre betragen (?) 
fol. Das Minimum iſt, wie man aus‘. 16 erficht, wo 
die Berechnungkweiſe bar Itriheitoſtrafen nach Tagen, Wor 
chen oder Monaten angegeben wird. — ein Aag. 
Geldſtrafen werden 5.16, und :Gonfiscat 
tionen nur in Beriehüng auf‘ ‚eimgelne (beftimmte) Ger 
genftände genanht w, B 
Sp wie man eine:ber Epeiche des Geſetes angemef: 
fene Erklaͤrung über die Strafzeten vermißt, und mehr 
nur diefe aus der doctrinbllan Angabe entuehmen muß, fo 
gilt dies insbefondre von dem Werhättniffe des Verlu⸗ 
ſtes der. bürgerlichen Ehre ($. 12), die, wie man 
ſchließen muß, theils fuͤr immer, thoils für dis Dauer der 
zeitlichen Zuchthaus ſtrafe ($. 41 4. E.), theils von diefer 
unabhängig (F. 120. E:) eintiitt, — zu der „Unters 
ſagung det Ausübung: der dürgerlichen Eh» 
re nrechte auf Zeit” ($: 19), wo auf mindeſtens ein 
Jahr, hoͤchſtens auf zehn Jahrt bie 5. 12 Nr. tm d 
erwähnten Rechte nicht. :ausgehbt:werden dürfen, und 
außerdem ($. 20) an biefe nach Anfang und Dauer bo 
geringere Strafe, ald die $. 12 beftimmte, dennoch in 
$. 20 die Folge geknüpft wird, "daß, und zwar von Rechts 
wegen, ber Verluſt nicht nur der aus fräheen öffent: 
lichen Wahlen hersorgegangenen Rechtt, ſondern auch 
der öffentlichen Xemter, Wenden; Titel, Orden und Eht 
renzeichen ſowie des Adels eintrict. Es iſt weniger gegen 
die Beſtimmungen ſelbſt etwas zu erĩnnern, als gegen die 








24) ‚Bemerkungen x. &.17. 18, «> -Wgl.- werordumng über 
die in tele der Vermögens s.Genfiscatiom gegen -Deferteure 
und aus getretene Militärpfichtige. zu werhängende Geldbuße 
vom 4 Januar 1848, am deren Girke hehe März 
1850 gerzetem if. — Vgl. Batehuns 1. Zar 
nuas 1880, Ark. 10, . 
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jahre mit Rüdfiht auf frühere Leiflungen, ia auch wohl 
mit auf Grund der ihm gemachten Penfiond - Abzüge, und 
man ann alfo nicht unbedingt die Unbefcholtenheit, und das 
nicht mehr beftehente öffentliche Verhaͤltniß, als die ein: 
zige Voraudfegung behaupten. Ich meine nicht, daß im 
Ball des $. 24 jeder Nachtheil am Onadengehalt audge 
fhlofien fey, mohl aber, daß diefed für Entlafjene nid 
von Rechts wegen eintreten, ſondern Gegenftand ber rich 
terlihen Entſcheidung je nach der Beichaffenheit der Ber 
wirkung werben fol 29). 

Ueber $. 22, welcher in etwas veränderter und e: 
weiterter Faſſung den $. 22 des vorigen Entwurfs wiederhel 
und von einem im Inlande zu veranftaltenden neuen Eirdf: 
verfahren gegen einen Preußen, der im Auslande befraft 
worden ift, handelt, um den Verluſt der bürgerlichen Ehre 
oder die Unterfagung der Ausübung ber bürgerlichen Ehren: 
rechte auözufprechen — was nad Umfländen bedingt if — 
beziehe ich mich auf dad zu dem vorigen Entwurfe Ge: 
fagte ?°). 

Die 88. 23 — 26 enthalten das Gefeßliche über bie 
Stellung unter Polizei:Auffiht, mit der Maaf- 
gabe, daf gegen Ausländer ftatt derfelben auf Landes; 
verweifung zu erkennen iſt, welde jetzt nicht mehr 
jelbfiftändig erwahnt wird. Letzteres iſt zu billigen; vie 
Strafe der Landedverweifung, in ber frühern Bedeutung 
und gegen Inländer, ift längft ale verwerflich aufgegeben 
worden. Auch gegen Ausländer kommt fie nun nicht an 
ders, ald nach und neben der fonft verwirkten Hauptſtrafe 
vor Man hat fonft wohl angenommen, daß der Fremde 
nicht fchlechthin aus:, fondern in feine Heimath zurüd: 


26) Kritifchbe Betrachtungen über den Entwurf vom 3. 184. 
S. 122 fg. 


27) Bemertungen x. ©. 16, 17. 


u. 


aewieſen werden fo. : Allein abtzeſchen babbn /baß Blrfeb 
bei Heimathlofen und auch ſonſt nicht Aberafl? auſtihrbar 
iſt, fo wäre es in manchen Fällen eine Härte, ben Be⸗ 
ſtraften, dem die Gelegenheit der Rückkehr zu einem Leben 
der Thaͤtigkeit und der Beſſerumg nicht entzogen werben 
darf, die Wahl: feines kümftigen Aufenthalte a beſchtran⸗ 
ten. Es bedarf keiner beſondern Erinnrritag an die, nicht 
ſtets verwerflichen Gruͤnde, welche einen folchen Ungluck⸗ 
lien beſtimmen koͤmen, fein erland zumeiden. 
unſer Recht und Intereffe find durch die Ausweiſung, wie 
fie bier angeordnet ift, gewahrt ‚--und-erhe Aerträhtnte (die 
aber nicht ins Strafgefetzbuch gehört) kann nur eintreten⸗ 
wo auf den Grund von Staatgoertrgen eine Sr‘ ht 
Auslieferung befteht. 

Was die Polizei» Aufficht betrifft , ſo haben ſich zwat 
auch in der neueſten Zeit gewichtige Stiannen gegen bie: 
felbe erhoben *)3 ‚allein bie Erfahrung hät’gefehrt, daß 
diefe Maafregel eine unentbehrliche fey, tote be aug 
unfre Geſetzgebung fie bereits wieder hat aufnehmen‘ mi 
fen 9). Sie iſt aber auch mit bem Nechte'nicht im’ —** 
ſpruch, und am wenigſten bedenklich, wenn fie unter ven 
Vorausſetzungen und mit ben Wirkungen,“ wie hikt ge⸗ 
ſchehen, auf Grund geſetzlicher Beftimmungen durch das 
Gericht erfannt und dadurch der möglicher Dintudt be 
gegnet wird. . 

In $. 27 wird die öffenttige: ‚Beränntmas 
Hung aller Strafurthelle/ auf- Todes ſtrafr Bochthaut - 
firafe oder Einfchliegung von mehr als funf Ya ange 









2%) Chatagnier du renvol sar la surveillance de la hante 
police. Paris 1849. 


29) © 24. Gept. 1848, de stelle in di 
ea Hr 
un mi Im Int 
Todfeationen erfahren far — ängisftepnen 
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Sept gilt Aehnliches von dem Berfud. Inte 
Entwürfen, dem frübern wie dem vorliegenden, war 
darauf Verzicht geleiftet, Definitionen anzugeben, und wir 
wollen «8 nicht grade mißbilligen, wenn man ber Bil: 
fenfchaft überläßt was in ihr Gebiet gehört, und wens 
die Zaflung des Gefebes der Aufnahme ber Fortichritte 
in der Rechtöbildung von Seiten einer wiflenfchaftlichen Pre: 
zis Fein Hinderniß entgegenftelt. Doc ift die Gray 
fchwer zu ziehen, wo bie Geſetzgebung fich noch außer, 
wo fie ſich zuruͤckziehen und ben Richter ermächtigen fol, dit 
Gründe feiner Entfheidungen aud anderen Quellen p 
Ihöpfen, als aus ben gefeblichen Vorfchriften.. Sind De 
finitionen z. B.ded Vorſatzes, des Berfuches x. ſchwe 
und nicht ſelten gefaͤhrlich, zumal wenn das Geſetz ſie falſch 
giebt, fo öffnet wiederum eine zu große Unabhaͤngigkeit 
von gefeglichen Anweifungen, auch da wo man folde en: 
warten burfte, ben Streitfragen ein weites Feld, es führt 
dies zu einer Unficherheit, jedenfalls einer Ungleichheit der 
Rechtdanwendung, und zu einem Zeitaufwand, Der vermie: 
den werben konnte. 

Indeß für unfern Zwed kommt ed auf die prafti- 
fhen Ergebniffe an. Diefe find bei dem Vorfag und be 
Zahrläffigkeit, die einmal nothwendig unterfchieben 
werden müflen, unmittelbar gegeben; denn das verfteht 
fi und ift auch in der Durchführung der Principien durch 
die befondern Uebertretungen anerfannt, Daß jener eine 
höhere, diefe eine geringere Strafbarfeit an fich begründe. 
So fonnte denn aud die frühere Beſtimmung weg 
bleiben, die mindeftend feine an die Staatöbürger gerichtete 
ftrafgefeßliche Aeußerung enthält, daß nämlich der Richter 
nad) feinem Ermeſſen aus den Umftänden beurtheilen fol, 
ob ein verbrecherifcher Erfolg vorfäglich oder fahrläfjig be 
wirft fei. Nicht ganz ſo iſt es mit dem Berfucdhe im 
Segenfape zur Bolentung, indetz foll nichts Dagegen 


— —— — — — — — — — - 
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erinnert werden, daß man ſich der Begriffsbeſtimmungen 
enthalten hat, wenn nur hinfichtlich deffen, was über bie 
rechtliche Beurtheilung angeordnet wird, ber Gerechtigkeit 
entfprochen if. Ich hatte den einfachen Saͤtzen des vori- 
gen Entwurfes im Ganzen zugeftimmt, insbeſondre mit 
Rüdficht darauf, daß dad Geſetz zugleich dem alten Ber» 
fahren (defien Grundlagen man damals noch beibehielt) 
und demjenigen mit Gefhwornen (für die Rheinprovinz) 
entſprechen follte #). Jetzt finden wir aber eine wefent: 
lich andere Auffaffung, welche vornehmlich durch die allge: 
meine Einführung der Schwurgerichte bedingt ift, obſchon 
doch auch viele Fälle ohne Geſchworne durch rechtögelehrte 
Richter abgeurtheilt werden, die gleichfalls von ben frir 
hern geſetzlichen Vorſchriften über die Wirkungen der Ber 
welfe entbunden, dagegen verpflichtet find, bie Gründe 
ihrer Entſcheidung anzugeben 2*). Dad mußten fie früher 
auch in Betreff der thatfächlichen dem Gefege unterzuftel: 
lenden Prämiffen, und eö liegt in der Sache felbft wohl 
fein Grund fo weit zn gehen, als es jegt nach dem Bor: 
bilde des franzöfifchen Rechts gefchehen iſt ®). „Der 
Berfuh”, fo lautet 8.28, „ift nur dann”) frafbar, 
wenn derfelbe durch Handlungen, welche einen Anfang 


3) Bemerkungen c. ©. 21fg. 

—— über bie Werordnung zc. vom 3. Januar 1849, 

3%) — Aohanbtang im den krittſchen Sahrbüdhern für deut ⸗ 
{che Rechtswiffenfchaft 1839, Heft VL. @. Gltfg. 

37) Daß diefes „nur” der Sprache des Gteafgefepes nicht anges 
meflen fei, insbefondre wo nicht eine Belhränfung eines 
vorausgefchidten allgemeinen Gates angegeben, fondern das 
Steafverbot aufgeftellt wird, habe ich bereits erinnert. So 
Tann der Wertheidiger ſich ausdrücken, um eine entgegengefehte 
Anfiht zu entkräften, allenfalls ber Meferent oder Richter, 
um feine Entſcheidung zu begründen gegen Zweifelsgrund; 
aber der Gefengeber ſoll ſich beftimmt ausdrüden. Daffelbe 
site für $. 30, mo indefien cher tm Werhältntf zu $. 26 
eine Ausnahme oder Ginfhränkung beftimmt wird. —— 
Keittfche Betrachtungen über den Entwurf v J. 1843. ©. 1D2. 
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der Ausführung enthalten, an den Tag gelegt, und nur 
durch Äußere von dem Willen des Thaͤters unabhängige 
Umftände gehindert worden, oder ohne Erfolg geblieben if.” 
Und $. 29: „Der Verſuch wird wie dad Verbrechen felbf 
beftzaft.” $. 30: „Der Verſuch wird — wie bas Ber 
geben felbft beftraft.” 

Nur der Verſuch ift unter den zum Begriffe erfor 
berlichen und gefährlichen Bedingungen eben auch Ber: 
brechen oder Vergehen, fonft dürfte er nicht beflrait 
werben; denn der Gerectigleitöpflege liegt nicht ob, 
über ihr Gebiet Hinaudzugehen und gegen bloße erkennbar 
Gefährlichkeit des verbrecherifchen Willend Maaßregeln 5 
ergreifen. So weit died zuläffig ifl, genügt hbiefür be 
6. 39 angeordnete Stellung unter Polizei: Auffiht. Die 
Motive laffen fchließen, daß man danach von jener Auf 
faffung ausging; aber die Ahndungswürbigkeit des Ber 
fuch® beruht auf anderen von der Gerechtigkeit anerkann 
ten Gründen. 

Sene Beilimmung der gleihen Strafbarteit 
bed Verfuchd mit der Vollendung bei Verbrechen und Ber 
gehen, dem franzöfifhen Rechte entlehnt, ift einfach, be 
quem, aber — ungerecht. Das hat man felbft gefühlt und 
die Befchränkung hinzugefügt: 6. 29. „Iſt jeboch das 
Verbrechen mit der Todesſtrafe oder mit lebenslänglicer 
Zuchthausſtrafe bedroht, fo tritt ſtatt derfelben zeitige Zucht: 
hausftrafe von mindeſtens zehn Jahren nebſt Stellung un 
ter Polizei s Aufficht ein.” 

Der frühere Entwurf, der in$. 40 das entgegengefehte 
sichtige Princip, wie ed, des Altern Rechts nicht zu ge: 
denken, in der P. G. O. von 1532. Art. 178 anerkannt 
ift, nämlich der gelinden Strafbarkeit des Verſuchs gegen: 
über der Vollendung an bie Spige flellt, war aud für 
jene Audnahme milder, indem dad Minimum auf drei 
Jahre Zuchthaus oder Strafarbeit geſezt war. Jene Her: 
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abfegung mag ald eine Inconfequenz zu Ehren ber Gerech⸗ 
tigteit gebilligt werden; daß fie nit fo weit geht, wie 
die bes vorigen Entwurfes, erklaͤrt ſich aus dem jegt ange 
nommenen Princip der gleichen Strafbarkeit mit der 
Vollendung, wovon man nicht zu weit abgehen wollte. 

Wer mit Theilnahme die Zortfchritte der beutfchen 
Strafrechtöwiffenfhaft und Gefehgebung und bie innere 
geſchichtliche Entwidelung der Lehren verfolgt, der kann 
es nur bedauern, den Gewinn einer langen Zeit und der 
anunterbrochenen Arbeit des Gedankens, die moͤglichſte An: 
näherung an bie Grundfäge ber Gerechtigkeit zu erreichen, 
bier plöglich aufgegeben zu fehen, um fich einem Rechts» 
oder Gefegbuche anzufchliegen, welches keineswegs überall 
als Mufter gelten kann. Vollends die, welche fo viel von 
Recht, Freiheit und Menſchenwürde fprechen, follten nicht 
immer und jened — von der allerdingd unlibertroffenen 
Sprache und Faffung abgefehen — fo vielfach mangelhafte 
Werk einer Zeit, die wahrlid für die Strafgefehgebung 
wenig Beruf hatte, vorhalten®®). Ich verlaffe aber hier 
diefe Betrachtung, bie fich auch auf andere Lehren z. B. 
die Gleihftelung des Theilnehmers und des Urheber 
($. 32.) bezieht, und bemerfe nur, daß bie Rüdficht auf 
die Geſchwornen theils nicht nothwendig folche Gleichſtel⸗ 
lung fordert, theild doch überhaupt nicht das Verfahren fo 
die Hauptfache fey, daß ſich demſelben die Forderungen 
der Gerechtigkeit unterordnen müßten. 

Wäre der Sinn diefer: daffelbe Strafgefes: 
Marimum und Minimum foll für Verſuch und Vollen⸗ 
dung, Theilnahme und Thäterfchaft gelten, fo ließe fi 
dagegen weniger erinnern, — es bliebe dad Nähere dem 


38) &. meine Abhandlung in ben Eritifien Jahrbühern für 
deutfche Rechtawiſſenſchaft, 3. 1839. S. 611. Kritiſche Bes 
trachtungen über den Gutwarf d. 3. 1843. S. 20f9. 40fg- 





richterlihen Ermeflen anheimgeftellt: es fann unter Um: 
fiänden ein. Verſuch, eine Theilnahme auf einer hoͤhern 
Stufe der Strafbarfeit fliehen, al& in einem andern Falle 
eine Vollendung und Zhäterfhaft, die gerecht zu beftim: 
mende Strafe dort dem böcften, bier dem niedrigften 
Maaße ſich nähern. Wenn aber der Einn der wöärtlide 
ft, „es fole der VBerluh wie dad Verbrechen (ea 
Vergehen) felbit beitraft werten”, fo dag eine eigentlic 
und alö gefeglich vorgefchriebene, gar nicht zu umgehende 
Gleichſtellung Statt fände: fo müßte man fich gegen einen 
ſolchen Vorſchlag mit aller Entſchiedenheit erflären. Wir 
hoffen mindeftene, daß dem urtheilenden Richter nicht ur 
terfagt fey, bei der Zumeflung der Strafe die dur die 
Berechtigfeit gebotenen Rüdfihten zu beobachten; und def 
bie Anwendung, unterftügt durch die Motive, die Zehler 
vermeide, zu welchen hier und $. 32 die wörtliche Befels 
gung des Geſetzes führen fünnte 9). Dafür fprechen au 
die Motive, die der verfchiedenen Auffaffung des fra n36: 
ſiſchen (d. h. feit ber erften Revolution geltenden, nicht 
des Altern) und. des deutſchen Rechts gedenken, jene 
für die richtige erflären, wenn man „den böfen Bil: . 
len — als alleinigen Maapftab der Strafbarkeit nimmt” — 
(davon ift ja eben die Rede, ob died nach Grundfäßen der 
Gerechtigkeit gefchehen dürfe?) „jedoch erinnern, daß das 
einheimifche Recht „auch den objectiven Thatbeſtand in Er 
wägung gezogen habe”, und hinzufügen: „diefen Entwid: 
lungögang des deutſchen Criminalrechts und das fid 
hieran anfchließende Rechtöbewußtfein des Volks wird 
man bei Abfaſſung des Strafgeſetbuchs nicht verleugnen 
dürfen.” Died mag einigermagaßen zur Beruhigung bie: 


39) Gegen den erften Entwurf weichen der gegenwärtige und 
befen unmittelbarer Weorgänger auch darin ab, daß ein Zirel 
über Zumeffung nicht vorkommt. Dee Richter iſt bier 
alfo an die allgemeinen Grundſatze gewieſen. 
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nen. Ed wäre nur zu wuͤnſchen, daß diefe Wahrheit überall 
mit Erfolg anerkannt und durchgeführt würde. 


Dritter Titel, 


Bon der Theilnahme an einem Verbrechen 
oder Vergehen. 


Diein$.32aufgeftelte Beftimmung: „Der Theil⸗ 
nehmer an einem Verbrechen oder Vergehen, oder an 
einem firafbaren Verſuch eines Verbrechens ober Berge ' 
hend, wird mit derfelben gefeglihen Strafe wie 
der Thaͤter beftraft”, Habe ich bei Gelegenheit der Beſtim⸗ 
mungen über den Verſuch betrachtet, und was darüber 
bemerkt ift, findet auch hier feinen Play. Indem ich bie 
Bemerkungen zu dem vorigen Entwurf in Bezug nehme %%), 
will ich nur noch zu $. 33 eine Andeutung mir erlauben. 

Hier wird eine Art der Theilnahme, die nad ben 
allgemeinen Grundfägen unter ben Begriff der ſ. g. intel: 
lektuellen Urheberfchaft faͤllt, nämlich dur öffentliche 
Aufforderung u. f. w., hervorgehoben, oder wie die 
Motive fagen, „ald befonderes Del ikt — charakteri⸗ 
fit.” Dann hätte dies eigentlich in dem f. g. befondern 
Theile feine Stelle erhalten follen. 

Es heißtnämlih: „Wer durch Reden an öffentlichen 
Orten ober bei öffentlichen Zufammenkünften, oder durch 
Schriften — welche verkauft, vertheilt oder umherges 
tragen, oder öffentlich ausgeſtellt oder angefchlagen wer: 
den, zu einer Handlung auffordert, anreizt, verleitet 
oder zu beftimmen fucht, welche ein Verbrechen oder Ver: 
gehen darſtellt, ſoll ald Theilnehmer betrachtet und beftraft 


40) a. a. O. ©. 23 fg. 
Wr. d. Er. N. (. Beilageheft zu 1851.) ° 
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werden, wenn die Aufforderung dad Verbrechen ober Ver: 
geben oder einen ftrafbaren Verſuch zur Folge gehabt hat. 
Iſt die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, fo tritt Ge 
fängniß bis zu einem Jahre ein, fofern nicht bei einzelnen 
Verbrechen ein Anderes beftimmt ift.” 

Segen den erften Sag läßt fib nichts einwenden; 
ed find hier die Merkmale der Anftiftung, uͤberhaupt 
der mittelbaren Autorfchaft vorhanden, und der ſich dieſer 
Mittel bedient, um einvon ihm beabſichtigtes Verbre— 
hen durch Andere zur Ausführung zu bringen, iſt nic 
blos als Theilnehmer zu betrachten — fondern er ift & 
wirklich, wenn nämlich die Borte „zu beffimmen fudt” 
auf die früheren Arten feiner Aeußerung bezogen werben, 
was bei dem „auffordert ” unzweifelhaft ift, während eine 
Anreizung, ia felbft wenngleich nicht im eigenthumlt 
hen Eprahgebrauh eine VBerleitung im Sinne da 
Einwirkung, als blos faktiſch eingetretener Erfolg, aud 
ohne eine gerade hierauf gerichtete Abficht gedacht werden 
kann. Cine fahrläffige intellektuelle Urheberfchaft oder 
Zheilnahme giebt ed nicht; wohl aber fann Semand, auch 

ohne dies zu bezweden, durch fein Benehmen die Veran: 
laffung werden oder geben, daß ein Anderer einen verbre 
cherifchen Entfchluß faßt und audführt, oder dies zu thun 
verfuht. Die Grenzen find hier jehr fein, und es bleibt 
eine felbftftändige, von der nach der Anftiftung verfchiebe- 
ne Frage, in wie fern ſolches Benehmen als ftrafbar zu: 
zurechnen ſey!). Bon einer Theilnahme ift jedoch alsdann 
nicht die Rede, wogegen in den Fallen, die der $. 33 an 
führt, der Anſtifter mehr ift, als bloßer Theilnegmer 
am Verbrechen Anderer, er ift Mitucheber, und es ift 
der geivollte Erfolg auch ihm ald feine Handlung, als 


ei) Meine Abhandlung im neuen Archiv des Grim.s Reh 
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fein Verbrechen zur Eaft zu legen. Jene Frage ift in einem 
befannten Prozefle vor den biefigen Affifen zur Sprache 
gefommen. Wäre der Sinn des 8.33 der, daß auch ohne 
den zu dem wirklich verubten Verbrechen erforderlichen Vor: 
fag der auf Andere geübte Einfluß in der erwähnten Ant 
verantwortlich mache, fo müßte dies, als zu weitgehend, 
gemißbilligt und eine genauere Beſtimmung gewünfdt 
werben. 5 
Was der zweite Sag anorbnet, daß felbft dann eine 
Strafe (Gefängniß bis zu Einem Jahre) eintrete, wenn 
aud die Aufforderung ohne Erfolg geblieben ift, würbe 
fi) — fofern überhaupt die Grundfäge der intelleftuellen 
Urheberfchaft zur Anwendung fommen — auch ohne eine 
ſolche Beftimmung verftehen, denn dann fällt diefe Hands 
lung unter den Gejihtöpunft des Verſuchs, der nach allen 
Rechten und vollends nach dem Entwurf eine flrengere 
Ahndung für viele Faͤlle nach ſich ziehen müßte, als hier 
gebroht ik Allein der $.33 bezieht fi auf das befon: 
dere Verhaͤltniß bei öffentlichen Zufanmentünften, und 
da mag denn die fpecielle Hervorhebung — unter An: 
drohung einernicht zu ſchweren Strafe — durch die Gründe 
ſich vertheidigen laffen, welde die Motive unter Beru: 
fung auf die Verordnung v. 30. Juni 1849 $. 13, 14 
anführen. Ein Vertheidiger Pönnte, wenn dad, was 
$.33 enthält, in einer geheimen Zufammenkunft ge: 
fchehen wäre, ausnahmsweiſe die Unanwendbarfeit der 
hier getroffenen Beftimmung geltend zu machen -fuchen, da 
ausdrudiih nur Öffentliche Orte und Öffentliche 
Zufammentünfte genannt find; und Geſchworne dürften 
nun nach diefem $. 33 formulirte Fragen vieleicht verneis 
nend beantworten. Analoge Anwendung foll nicht flatt 
finden und würde hoͤchſtens (faum nach dem Gefege) ein: 
treten, wo Richter ohne Zuziehung von Geſchwornen ur: 
theilen. Zwar find geheime oder heimliche Verſammlun⸗ 
Fo 
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gen, zu folhen Bweden, unter allen Umftänden verboten 
und zu ahnden, aber es wäre bennody räthlich, durch eine 
genaue Bezeichnung jedem Zweifel zu begegnen. 

Wenn $. 34 verfügt: „Wer geraubte, geftohlene, 
unterſchlagene oder mittelfi eines andern Verbrechens*) 
oder Vergehens erlangte Sachen ganz oder zum Theil wif: 
fentlich verbehlt, wirb mit derfelben geſetzlichen 
Strafe wie der Thäter beftraft” — fo entfpricht dies zwar 
den hier angenommenen Principien über die Theilnahme, 
— allein keineswegs dem der Gerechtigkeit, die überall 
ein Gleichmaaß, eine Verhältnigmäßigkeit der Verwirkung 
und der Ahndung fordert. Nicht nur iſt bei dieſer Theil 
nahme nach der That und nad) ber ganzen Beſchaffenheit 
der Dandlungein quantitativer und qualitativer Unterfcied 
zwifchen dem Hehler — (der Fall der Gewerb mäßig: 
keit iſt hier nicht gemeint, dad Geſetz fpricht allgemein 
und es muß auch auf den Anwendung finden, Der gerabe 
nur bei einem beftimmten Raub oder Diebftahl füch folcher 
Betheiligung ſchuldig macht) — und zwifchen dem Räuber, 
Dieb, Betrüger, fondern es führt auch zu auffallender 
Härte, wenn derjenige, welcher eine durch Verbrechen 
erlangte Sache verhehlt, fey ed auch nur theilweife, mit 
ber Strafe des Raubmorded oder Raubes belegt werben 
follte, weit diefe den Hauptſchuldigen trifft. Zwar für 
folche Außerfte Faͤlle beftimmt dad Gefeg eine Ausnahme; 
ähnlich wie $. 29 bei dem Verſuche, fol, wenn das Ber 
brechen mit zeitiger oderlebenswieriger Zuchthausſtrafe oder 
mit der Todesſtrafe bedroht ift, hier nur Zuchthausftrafe 
von hoͤchſtens zehn Jahren nebit Stellung unter Polijei⸗ 
aufficht erfannt werden. Es liegt auch darin ein Zuge 


m | — 


42) Der Sinn ift unzweifelhaft, aber die Sprache ungenen. 
Den Worten „andere Verbrechen“ entfpricht nicht der Werber 

fag , welcher Beimörter gebraucht, — „geraubt, geftohlen”, 
En. fonderm ed mühte „Naeh, Diebllahl”, genannt ſeyn. 
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ſtaͤndniß, daß jene Beftimmung nicht eine innere Rechtfer: 
tigung babe; fie müßte fonft allgemein gelten. 

Ich glaube hier die oben gemachte Bemerkung wie: 
derholen zu dürfen. Es ſoll daffelbe Strafgefeg wider 
biefen Theilnehmer, den Hehler, wie gegen den Thäter _ 
zur Anwendung fommen; dem Richter aber wird geftat- 
tet feyn, nach den durch unfern Entwurf gewiß anerfanns 
ten Gruntfägen der Gerechtigkeit, innerhalb des Rau: 
mes dasjenige Strafmaaß feitzufegen, welches der Schuld 
des Frevlers entfpricht. - Freilich erregt auch hier der Wort: 
laut Bedenken, und es ift jedenfalls nicht ausgefchloffen, daß 
der Hehler und der Stehler durchaus gleich behan- 
belt werben. . 

Zu $.37 muß ich nochmals geltend machen, was ich 
bei Gelegenheit des $. 49 des vorigen Entwurfs erinnert 
habe 8). 


Vierter Titel, 


"Bon ben Gründen, welche die Strafe 
ausfhliegen ober mildern‘). 


Gegen den vorigen Entwurf if hier eine große Ver: 
einfahung eingetreten und im Ganzen eine Verbefferung. 
Die früheren Beftimmungen über Zurechnung find kürzer 
gefaßt, die über Irrthum in Thatſachen und Rechts⸗ 
Irrthum weggelaflen, ebenfo über Verzeihung, fo daß 
nur im Allgemeinen von ben geiftigen Störungen, von 
dem Mangel des Unterfcheidungdvermögens, dem jugend» 
lihen Alter, der Nothwehr, der Verjährung die Rebe 
iſt. Die Faſſung und der Inhalt fliegen ſich den bereits 





43) Bemerkungen ıc. S. 24. 

44) Sn dem frühern Entwurfe bieß «6 „„mindern.” Die jegige 
Bezeichnung ift beffer. — Milderungsgründe find verſchieden 
von denen der geringern Zumeflung. 
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früher angenommenen Grundfägen und zum Theil dem 
Rheinifchen Gefebbuche mehr an. Zu befontern Erinne: 
rungen bietet fi mir wenig Veranlaſſung; über Einzel: 
ned 3. DB. die Ausſchließung aller Verjährung bei Verbre: 
chen, die mit der Todesſtrafe bedroht find, wie gegen 
rechtößräftig erfannte Strafen $. 46, beziehe ich mid) auf 
bie Bemerkungen zu dem Entwurf v. 3. 1847, indem bie 
Motive auch bed gegenwärtigen, wo mir der Grund und 
die Bedeutung nicht erfchöpfend aufgefaßt zu fein fcheint, 
nicht ausreichend die getroffenen Beflimmungen redt: 
fertigen 9°). 

Was aber das Uebergehen einer Reihe fonft in den 
Entwürfen, wie in der beftehenden Gefebgebung aud an: 
derer Länder anerkannter Aufhebungd : ‘oder Milderung: 
Gründe betrifft, fo hat Dies wohl niht den Sinn, folde, 
wo fie wahrhaft berechtigt find, durchgaͤngig auszufclie- 
Ben; vielmehr muß man annehmen, Daß Dem richterlichen 
Urtheile nicht die gerehte Würdigung der Umftände im 
befondern Sal entzogen, fontern diefes durch die allgemei: 
nen Grundfäge des Rechts und der Wiffenfchaft beftimmt 
werden fole. Man hat nun einmal theild für das Ber 
baltniß von Geſetzgebung und Wiffenfchaft eine engere 
Grenze zu ziehen und erftere auf dad, was unentbehrlid 
ft, zu befchränfen gefucht — wogegen durchaus nichts zu 
erinnern ift, wenn mander Wiffenfhaft und der Anwen: 
dung den gebührenden Einfluß geftattet, — theils hat 
auch hier wieder die Rüdficht auf die Geſchwornen es be 
wirft, nicht Alles in Gefebe zu fallen, was doch der freien 
Beurtheilung anheimgeftellt werden muß, wo man dem 
freilich auch den Richtern in den von ihnen allein zu ent- 
ſcheidenden Fällen daffelbe Verirauen zu gewähren nidt 
anftehen wird. 





45) Bemertangen S. tg. 
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Jünfter Titel. 


Bom-Zufammentreffen mehrerer Verbrechen 
| \ und vom Rüdfalle. 


Sn der erſten Beziehung, der f. g: Concurrenz 
der Verbrechen, iſt eine große Einfachheit erftrebt: die 
Gerechtigkeit mag nicht gerade als verkürzt betrachtet wer: 
den, wenn hier eine zu große Milde fich befundet; denn 
eine falhe ift ed doc wohl, daß überall der fonft nur 
befchräntt geltende Grundfag poena maior absorbet mi- 
norem angenommen, überhaupt auf dad Zufammentref: 
fen zu wenig Gewicht gelegt wird. Der frühere Entwurf 
fcheint mir mehr den Forderungen des Rechts und der Po: 
litik zu entfprechen ?°). Nach demfelben wurde dem Zu: 
fammentreffen der gebührende Einfluß eingeräumt, jegt 
aber fol für die rechtliche Beurtheilung nicht nur bei dem 
alle, wo eine und diefelbe Handlung die Merkmale meb: 
rerer Verbrechen oder Vergehen in ſich vereinigt, „nur 
das Strafgefeb zur Anwendung fommen, welches die 
fhweriten Strafen androht” — dad laßt ſich wohl ver: 
theidigen — fondern es fol auch, wenn der Angefchul: 
digte ein oder mehrere Verbrechen, und ein oder mehrere 
Vergehen begangen hat, nur die Strafe bes erftern, und 
wenn der eine oder andere mehrere find, wieder nur die 
Strafe der fchwerften UWebertretung verwirft fein. Mit 
andern Worten: es wird geurtheilt, als wäre nicht eine 
Mehrheit der Verbrechen ıc., fondern nur eined began- 
gen, und alle andere bleiben ungeahndet. Ob dies nicht 
zu nachtheiligen Folgen führen werde, muß die Erfahrung 
lehren. Die Motive wollen dies durch die Nothwendigkeit _ 
der Vereinfachung und Abfürzung der Unterfuchungen recht⸗ 
fertigen, insbefondere wo geringe Vergehen mit fchweren 


46) Bemerfungenx. &. 33fg. . 
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Verbrechen concurriren, und ſogar die Zuſtaͤndigkeit ver⸗ 
ſchiedener Gerichte begruͤndet ſeyn koͤnnte. Dieſem ließe 
ſich doch wohl abhelfen. Aber ſey es, daß man nicht 
vor den Aſſiſen neben den Verbrechen ein geringeres Ver 
gehen mit verhandle, was ſollte aber abhalten, mehrere 
Verbrechen gehörig ind Licht zu fielen und für den Fall, 
daß in Betreff bed einen (des fhwerften) Die Geſchwornen 
ein „nichtſchuldig“ ausfpräcen, doch rüdfichtlidy des an 
dern ber Gerechtigkeit zu genügen? Denn ganz uncr: 
Örtert dürfen doch auch die andern Verbrechen oder Br | 
geben nicht bleiben, wenn fie auch für die Strafe nict 
in Betracht fommen; fie müffen mindeftens fo weit in be 
Vorunterſuchung verfolgt werden, ald es für bie Ber 
feßung in den Anklageſtand und die Anflage felbft not 
wendig iſt. Damit geht dann die Abfürzung ꝛc., auf 
welche die Motive hinmweifen, zum Theil wieder verloren. 
Freilich kann fich nachher das Hauptverfahren auf bie Ber 
handlung der auf das ſchwerſte Verbrechen gerichte⸗ 
ten Anklage befchränten. Allein, daß die andern minde 
ſtens eventuell verhandelt werben, erfcheint nicht nur rath 
fam, fondern durch das Recht geboten. Auch wollen bie 
Motive diefed wohl vorausfegen ; denn fie bemerken, um 
den Grundſatz der $$. 47, 48 zu vertheidigen: „Eine Ges 
fahr für die Gerechtigkeitöpflege iff hieraus um fo weniger zu 
beforgen, als dad Gefeg nur in fehr wenigen Fällen abfe: 
Inte Strafen beftimmt und tem Richter den nöthigen Epiels 
raum gewährt, um bei Zumefjung der Strafe auch bie 
übrigen minder ftrafbaren Handlungen, welche der Ange: 
fhuldigte begangen hat, zu berudfichtigen.”. Ich wire 
nicht gewagt haben, diefe Befugniß aus dem Geſetze 
abzuleiten, welches ausdruͤcklich nur die Strafe des einen, 
bes fchwerften VBerbrechend oder Vergehens für anwendbar 
erklärt, und nicht Die geringfte Andeutung enthält, def 
die andern Uebertretungen wenigftens bei der Zumeſſung 
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der Strafe mit in Betracht kommen follen. Ohnehin 
koͤnnte died nach den für das Verfahren aufgeftellten Bes 
flimmungen nur in fo fern und fo weit gefchehen, als auch 
diefe Gegenftland der Verhandlungen vor den Gefchwors 
nen geweſen find, welchen nur auf foldhe und die Anklage 
fi) beziehende Umftände zur Entfcheivung vorgelegt wer: 
den dürfen, wie denn auch die richterlihe Beurtheilung 
hierauf befchräntt ift._ Das Werhältniß ift hier nicht, wie 
bei tem Berfuhe und der Sheilnahme, wo ich für 
den Richter im Intereffe der Gerechtigkeit und bed Ange: 
fhuldigten, der durch gleiche Behandlung, wie fie für 
die Vollendung und die Urheberfchaft beftimmt ift, zu 
firenge beftraft würde, die Befugniß in Anſpruch genoms 
men habe, nach freiem gerechten Ermeflen innerhalb des 
Strafrahmens eine geringere Ahndung zu erfennen. 
Denn hier liefert die. gerichtliche Verhandlung alle Voraus⸗ 
fegungen der Gefeßesanmwendung :' dort aber bei der Con⸗ 
currenz fol ja möglichft die Verhandlung nur auf das 
eine Verbrechen befchrankt werben, welches am ſchwer⸗ 
ften zu ahnden if. Die ganze Beflimmung erfcheint be 
denklich; fol nicht etwa auf die idfthesi gedrohte Strafe, 
fondern auf die in hypothesi verwirfte gefehen werben, 
um zu entfcheiden, welches die fchmerfte fen, fo wird nicht 
felten das an fich geringer bedrohte Nerbrechen dasjenige 
ſeyn, deflen Strafe hier die ſcherere ift, und dann muß 
doch wohl nicht bloß das eine, fondern e8 müffen beide uns 
terfucht und beurtheilt werden, fo daß nur zulest für das 
Erkenntniß die $$. 47, 48 Anwendung finden, wo dann, 
nachdem alle Verbrechen oder Vergehen öffentlich zur Ver⸗ 
handlung gelommen find, die unverdiente Milde, die ber 
Schuldige gegen die Korberungen der Gerechtigkeit erfährt, 
um fo augenfälliger hervortritt. Ich wünfchte hier eine 
angemefiene Abänderung und geringere Entfernung von den 
bisher im Strafrecht und Verfahren befolgten Grundſaͤtzen. 
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Ueber ven Rudfall, der im Ganzen wie in um 
frübern Entwurf behandelt wirt, find in fo fern milder: 
Beflimmungen ergangen, als der Begriff deſſelben enger 
gefaßt iſt. Statt daß fonft neben den gleichen oda 
nämlichen Verbrechen oder Vergehen auch gleichartige 
bier in Betracht famen, wird jegt erfordert, daß, nah 
derrechtöfräftigen Berurtheilung wegen eines beflimm: 
ten Berbrechend, eben baflelbe begangen fey, wobei d 
dann aber keinen Unterfchied macht, ob erfchwerente Us: 
ftände vorfommen oder nicht. $.49. Daß Lie frühere Errafı 
auch vollſtreckt worden, ıft nit noͤthig, obfchon neh 
allgemeinen Örundfägen und mit Rüdjiht aufdie Wirkung 
die man davon zu erwarten berechtigt war (Befferum, 
Abſchreckung), diefed anzunehmen wäre: jebt wird weaig: 
ſtens bei der Strafzumeſſung auch der hierauf fich beziehende 
Unterfchied zu berüdjichtigen feyn 7). Ferner foll die 
Verurtheilung von einem inländifchen Gericht erfolgt, alfe 
ein im Auslande beftraftes Verbrechen nicht geeidnet ſeyn, 
dem fpäter verübten die Eigenfchaft eines Ruͤckfalls zu ge: 
ben. Died war auch fehon früher angenommen voorden, 
und wird ‚durch die Sewierigkeit motivirt, Die erforderlr 
hen Ermittelungen im Audlande zn bewerfftelligen. Die 
trifft aber wenigftens für die Fälle nicht zu, wo nach $.22 
wegen des im Auslande beitraften Verbrechens oder Ber 
gehend noch ein Verfahren in Preußen eingeleitet werben 
fol, um den Berluft der bürgerlichen Ehre oder die Unter: 
fagung der Ausübung der bürgerlihen Ehrenrechte auf 
Zeit zu erfennen. Es fönnte dann ein Zweifel entftchen, 
ob das im Auslande beftrafte Verbrechen jeßt nicht weita 
zu berüdfichtigen fey, oder cb, was ich für richtiger halte, 
biefe durch die zufäßliche und nachträgliche Beftrafung in 


u aa ee Detradtungen über den Entwurf zc. vom Jahr 
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Preußen nunmehr überhaupt ald ein hier beftraftedgelten, 
und demzufolge auch für den Begriff des Rüdjalls in An: 
rechnung gebracht werden müfle. 

Wenn feit dem zuerft verübten Verbrechen, es fey 
die Strafe abgebüßt oder erlaffen, zehn Sabre verflof, 
fen find, fo fol nad $. 51 daſſelbe nicht die Wirkung ba: 
ben, die neue Begangenfchaft zum Rüdfall zu eignen, 
Died beftimmte auch der vorige Entwurf. Da indeß 
nad $.43 für Vergehen eine Verjährung von fünf, 
für geringere von drei Jahren vorgeſchrieben ift, und die 
Wirkung der Verjährung überhaupt die Ausſchließung der 
ſtrafrechtlichen Folgen der Uebertretung ſeyn fol, fo 
ſcheint es um fo mehr angemeffen und folgerichtig, auch: 
bier nicht über die Verjaͤhrungsfriſt hinaudzugehen, als 
der Termin von zehn Jahren, der bier ohne allen Unter 
ſchied feftgefegt wird, eine ungemeine Unverhältnigmäßig 
keit herbeiführt; denn während für die ſchwer zu ahnden⸗ 
den Verbrechen, bei denen eine Zeit von zwanzig Jahren 
für die Verjährung erfordert wird, eine Milderung darin 
liegt, daß fhon nach 10 Jahren, alfo noch innerhalb der 
Verjaͤhrungsfriſt, die Schaͤrfung wegen Rückfalls ausge: 
ſchloſſen wird*®), fo tritt für das Vergehen die Härte ein, 
daß ungeachtet der längft abgelaufenen Verjaͤhrung bie 
getilgte Schuld in Beredinung kommt. Die Motive be: 
merken: „Je nad) der größern oder geringern Schwere des 
Verbrechens oder Vergehens verfchiedene Verjaͤhrungsfriſten 
feftzuftellen, dazu fehlt es am jeder Veranlaffung.” Das 
iſt aber doch fein Grund, fondern nur eine Behauptung, 
und zwar eine unrichtige. Weranlaffung genug ift die 
durch bie Gerechtigteit gebotene Symmetrie und die folge: 





48) Was fi) praftifch äußern würde, wenn 3. 
genheit des zweiten Verbrechens die Unterfuchung zur Kunl 
werbung des frühern, noch nicht verfährten, jedoch vor mehr 
als zehn Jahren begangenen Berbrechens 
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richtige Anwendung der allgemeinen Principien der Ber: 
jährung. Auch die Bezugnahme auf die Lebereinftimmung 
mit dem Befchluffe der vereinigten ftändifchen Ausfchüfle — 
kann nicht die Stelle einer beſſern Motivirung vertreten. 
Ich übergehe eine in dem revidirten, nicht aber in 
dem vorlegten Entwurf aufgenommene Beftimmung diede 
Titels, die auch in dem jebigen weggelaffen ift, über du 
Verbrechen, deren fih ein zu ‚lebenslänglicher Freiheitt 
firafe Verurtheilter ſchuldig mat, und beziehe mid af 
meine früheren bei der Revifion gebilligten Bemerkungen ®, 


Zweiter Theil. 


Bon den einzelnen Berbreden und Ser: 
gehen und deren Beflrafung °. 


Erſter Titel. 


Hohverrath und Landesverrath. 


Die Verbrechen, von denen hier und in den naͤcht 
folgenden Ziteln gehandelt wird, find f. g. öffentlide, 
wofür der Ausdruck „politifche” jetzt faft allgemein gebraudt 
wird 1), was nicht wenig zu den Mißverftändniffen und 
den falfchen Anfichten beiträgt, die in Betreff deffelben 
herrſchen. Allerdings haben die Handlungen, weldhe.un: 
ter diefen Begriff fallen, eine eigenthümliche Seite, mwonad 





49) a. a. D. ©. 33, * " 

50) Sollte heißen „und deren Strafen”, denn diefe findet, 
die das Geſets beftimmt und androht: die Beftrafung if 
die Folge des Urtheils, welches auf Strafe erfannte, die mus 
zum Bollzuge fommt. 

51) Diefe DBezeihnung braucht aud unfere Berordaung von 
3. Jan. 1849 $. 60, 61 — bei einer Reviſion follte dies vers 
mieden werden, 
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fie von den übrigen gegen da8 Gemeinwefen ober gegen 
Einzelne und deren Rechtögebiet vorgenommenen Verletzun⸗ 
gen ſich unterfcheiden, ja fie werden durch diefe, durch 
das, was hier dad Moment des dffentlihen Rechts 
ift, vornehmlich in ihrer firafrechtlichen Natur, und durch 
diefe in ihrer Strafbarkeit beftimmt. Aber ed ift durchaus 
fein Grund vorhanden, Werbrechen gegen den Staat, 
die Berfaffung, den König, weil fie noch in einem andern 
Sinn, ald alle andere Uebertretungen der Strafgefebe, 
einen Gegenſatz gegen bloßes Privatunrecdht machen und 
eben bad öffentliche Recht verlegen, von dem Gebiete der 
ſ. g. Rechtsverbrechen auszufchließen und fie ald Ver: 
letzungen politifcher Art anderd und nad abweichenden 
Grundfäßen zu behandeln. Hier ift fein Wortftreit; ed 
knuͤpfen ſich praftifche Ergebniffe an die Auffaflung, welche 
legtere felbft nicht Lediglich auf die f. g. politifhen Verbre⸗ 
chen fich bezieht, fondern auf die Grundlage, auf den Be⸗ 
° griff des Staats, der Verfaflung, der Regierung. Lehrt 
die Gefchichte, zu welchen verwerflihen Mißbräuchen und 
Folgen früher von der einen Seite jene falfche Anficht ges 
führt hat, der zufolge in die weiter dehnbare und unbes 
flimmte Definition, 3.3. des Hochverraths, eine Reihe von 
faum, oder nur gering zu ahndenden Handlungen gezogen 
und mit den fehwerften Strafen gerügt worden find, wo 
ſchon die Möglichkeit einer Gefahr für hinreichend galt, die 
bärteften Maafregeln, und zwar in Form der Strafe und 
mittelft der Nechtspflege, in Anwendung zu bringen, und 
mußte man längft wuͤnſchen, ben Reft eines Einfluffes 
“alter, für unfere Zeit, Gefittung und Verhaͤltniſſe nicht 
paſſender Geſetze entfernt zu fehen, damit auch in diefem 
Gebiete dad Recht zur Geltung komme: fo hat man in 
ber legten Zeit Gelegenheit gehabt, von der entgegenge- 
festen Seite ber die abentheuerlichfien Meinungen über 
bad Verhaͤltniß ber Einzelnen zum Staate aufgeftellt zu 
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fehen, durch welche man Folgen und Hanblungen zu nit 
fertigen oder zu entſchuldigen gefucht hat, tie, ebie 
vor dem unbefangenen fittlihen und rechtlichen Urke 
unbedingt Verbrechen, dieſe Eigenfchaft wegen ir 
politifhen Natur und wegen der angehlicen p 
ſchen Rechte der Handelnden nicht haben follten. 1 
diefe falfche Meinung, deren traurige Wirkungen u 
audgeblieben jind, ift nothwendig gefährlicher, als es dies 
andern Ertremed war; denn auf Diefe hat fpäter Se 
und die im Allgemeinen herrfchente Rechtsordnung yad 
derte und zufeltene Ausnahmen gemacht, was die manß 
hafte Sefeßgebung zuließ; auf jenen Dagegen war die Br 


leugnung der Sitte und der Gerechtigkeit, an deren Sa 


die Willführ und Gewalt trat, die fih auf ein natürlike 
politifches Recht berief, oder diefes felbft Darftellen wei 
Das muß man fich vergegenwärtigen, um die Gelek. 
wie fie unfere Zeit fordert, au8 dem wahrhaften Bey 
des Staatd und ded Rechts in ihrer rechtlichen Begu⸗ 
dung zu erkennen und auszuſprechen, um bier eben fe 
wohl das rechte Maaß zu finden, als innerhalb deſſelbe 
jenen den gebührenden Nahdrud zu verleihen, um hie 
nad) auc die in Vorfclag gebrachten gehörig zu wir 
gen, und den Einfluß blos politifcher Meinungen und ie 
Parteitendenzen zu entfernen °2). 

Indem ich auch bier auf frühere Entwidelungs 
mich beziehe *), wende ich mich zur Betrachtung des Is 
halts dieſes Titeld, und bemerfe nur, daß der Enten, 


— — — — — 


53) Man vergleiche z. B. die Schriften, welche über die 
beren Entwürfe und insbefondere über diefen Theil derfeike 
erfchienen find, mit der polittfchen Literatur der neueſten Zeh, 
um fich ein Bild der verfchiedenen, freilich meift mehr We 
banpteten als irgendwie gehörig begründeten Anfichten u 
machen. 

53) Meine Bemerkungen xc. ©. 34 und die angef. Abhand 
im Archiv des Crim. I. 1850 ©, 100 fp. A bandian 
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gegen ven frühern vereinfacht und. abgekürzt, im Ganzen 
von einer wohlbegründeten Auffaflung ausgeht. Es ift 
daran fellzuhalten, daß die hier verpönten Handlungen 
wirkliches ſchweres Unrecht, und nicht blos deshalb Ber: 
brechen feyen, weil eine Partei, welche die Gewalt hat, 
fie als folche behandelt wiflen wolle. Oder daß der Er: 
folg, der Sieg eder dad Unterliegen entfcheide, was für 
die Frage, ob die Handlung dem Eduldigen bei feiner 
Partei Ehre und Macht, oder von der andern dad Gegen: 
theil zuziehe, aber doch nicht für die, ob Recht oder Un: 
recht vorhanden war, in Betracht kommen darf. 

Der 8. 52 ſcheint mie nicht erfchöpfend für die Falle 
des Hochverraths, fo wenig id) aud) geneigt bin, mich 
für einen zu ausgedehnten Begriff zu erklären, oder für 
ſolche unbeftimmt allgemeine Faſſung, weldye es geſtat⸗ 
tet, Handlungen hieher zu ziehen, die nicht unter jenen 
Geſichtspunkt fallen. Wenn es z. B. heißt: „Ein Un 
ternehmen, welches darauf abzielt — die Thronfolge oder 
die Staatöverfaflung gewaltiam zu andern”, fo mag es 
zwar gebilligt werden, daß die Thronfolge neben der Ver: 
faffung, von der jie felbft einen wefentliben Theil bil: 
det *), befonderd genannt wird — allein, in beider Hin: 
fiht: der Shronfolge und der Berfaffung, wird 
ohne Zmeifel nicht blo8 eing Aenderung, fordern auch die 
ganze Aufhebung, wenn diefe unter den angegebenen Vor: 
außfegungen bezwedt wird, dab Verbrechen begründen. 
Und obſchon dies unter dem Wort „ändern” mitverftanden 
werden kann, fo fordert doch die Sprache des Geſetzes, und 
gerade hier, eine größere Genauigkeit, wie denn ältere Ge 
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54) Die Verfaflungsurkunde bezeichnet in Art. 1 Preußen als 
„Monarchie”, und Art, 33 erklärt, daß „die Krone, den Koö⸗ 
niglihen Hausgefegen gemäß, erblih in dem Mannsitamme 
des Königlichen Haufes nach dem echte der Erfigeburt und 
der agnatiſchen Lintalfolge if.” | 
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feßgebungen (3. B. die römifche) nicht unterlafien, bei 
folcyen und andern Gelegenheiten, unbefchatet der Kürg, 
Die den verfchiedenen Handlungen entfprechenden Ausbrude 
nebeneinander zu fielen. Daſſelbe muß binfichtlich bei 
Wortes „„gewaltfam” erinnert werden. Will man nid 
überhaupt jeded widerrechtliche und verfaflungsmwidrige Us 
ternehmen und Verhalten (ed fönnte für einzelne Perfone 
felbft ein bloße® Dulden und Geſchehenlaſſen eine ſchwen 
Berantwortlichfeit begründen) ſchon für „Gewalt” nd 
men, ober die Anficht aufflelen, daB anders als du 
eigentliche Gewalt diefer Erfolg gar nicht berbeigefükt, 
alfo auch nicht beabfichtigt werben fünne, fo wird ma 
einräumen müflen, daß unter diefen Theil Des Gefehd 
andere widerrechtliche, jedoch nicht gewaltfame Handlungen 
nicht fallen. Diefe dürfen aber weder firafloß blieben, 
noch, fofern die übrigen Bedingungen nicht fehlen, un 
ter einen andern Gefichtöpunft ald den des Hochverrathed 
gezogen werden. Jede Aenderung der Berfaflung, auf 
einem andern Wege, als den fie felbft für den allein redt: 
und verfaflungsmäßigen erflärt (Art. 107), ift unrecht 
aud wenn babei feine Gewalt gebraucht ift. 

Für diefe in $. 52 genannten fhwerften Kalle if di 
höchfte Strafe gerechtfertigt. Die Forderung, die Xobeb 
ftrafe bei f. g. politifchen Verbrechen abzufchaffen,, Tann, 
wenn überhaupt diefe Etrafe im Geſetzbuche ihre Stellt 
bat, bei diefer Klafle nicht geltend gemacht werben. 

Von der Bollendung, die hier begreiflicherweiße 
anderd als bei Verbrechen beftimmt werden muß, deren 
Begriff erſt durch den Eintritt eines gewiflen Erfolgs er 
füllt ift, wird $. 53 fo gefprochen, daß man durch ein 
Argument vom Gegentheil die Grenze gegen ben bloßen 
Verſuch finter, der denn doch, und mit Recht, auch hier 
angenommen wird, wo benn aud $. 29, der fonft den 
Verſuch wie das Werbrechen felbft beftraft, die mildere Be 
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flimmung enthält, daß an die Stelle der Todes- ober der 
lebenslaͤnglichen Zuchthausſtrafe eine zeitige Zuchthaus⸗ 
ſtrafe von mindeſtens zehn Jahren treten ſolle. Die Ver⸗ 
abredung unter Mehreren würde gleichfalls unter den Ver⸗ 
ſuch fallen und iſt auch wohl, wenn ed auf techniſche Be⸗ 
ziehung ankaͤme, fo zu nennen; aber $. 54 — nach wel⸗ 
chem fie weniger enthält, als $.53, da legterer von „voll⸗ 
endeten oder begonnenen Handlungen” fpricht, „durch 
welche das verbrederifche Vorhaben unmittelbar zur Aus⸗ 
führung gebracht werden foll”, hier aber von der bloßen 
Verabrebung bie Rede ift, „ohne daß es ſchon zum Bes 
ginn der $. 53 bezeichneten Handlung gefommen ift”, — 
feßt hierauf eine höhere Strafe, als fonft den Verſuch trefs 
fen würde ($. 53 mit $. 29), was man zwar dadurch ers 
klaͤren Tann, daß oben ſchon auf bie Verbindung Mehres 
zer ein befondered Gewicht gelegt ift, obgleich der $. 53, 
der diefe nicht nennt, fie theild nicht ausſchließt, theild 
aud wohl Überhaupt dergleihen Unternehmungen in der - 
Regel nicht von einem Einzelnen ausgehen fünnen ®°). 
Nach $. 56 wird aud ein f. g. entfernter Ber: 
fu angenommen, deſſen Strafe fünf Jahre Einfchlies 
ung oder Zuchthaus nicht überfteigt. Died ift zu billigen. 
Ob $. 58, der einen Preußen des Landesverraths 
ſchuldig erlärt, nicht nur wenn er während eined gegen 
den vaterländifchen Staat ausgebrochenen Krieges im feinds 
lichen Heere Dienfte nimmt, fondern auch, wenn er, be 
reits früher im fremden Dienfte, nah Ausbruch des Krieges 
in bdemfelben verbleibt (wo jedoch eine geringere Strafe 
als im erfien Falle verwirkt ift) — aud auf den zu bes 


35) Die Motive fprechen aud von der f. g. Berfhmörung 
oder dem Gomplott, worüber der allgemeine Theil ſchweiat, 
aber gewiß nur, um auch hier überall der in der Soche bes 
gründeten Auffoffung und der Anwendung allgemein aner« 
tannter Grundfage duch den Richter die- gebührende Zreihelt - 
su geftatten. 


Mrd. d. Er... (2. Beilageheft zu 1851) 4 
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jieber , der m Folge mer erlauber Zutmentem 
fermtah jene: Egenichait d3 Freue ua dm 
wweifdsaft. Plxı fan lagen, lie Pterir gegen 2a3 bu 
ferwer Bekurt Türe ex unter feuer Umsinten verle 
Ute en Inte: dece. ob er Berꝰrecher in, want 
gier ter Unterthenengflchten entisfter, Lert ieiden muB 
werten ii. Er gilt Led in aaderer Beziehung reich 
zit mehr als Staatstbrger. Min tere den zul: m 
Bater (. B. ein Beamter, ter eizem auswärtigen Ik 
folgt, verläßt im aller Form Reden; tem Preuiide 
Etaat mit feinen hier gebernen Echnen, tie aber 3 
in ihrem neuen Baterlante ter geicglich vorgeicriehas 
Militairpfliht genugen münen, unt fo in einem, uniae 
Etaate feint!ih gegenüberiichenten Deere tienen. Di 
Motive iprehen für meine Anti, fie bezieben tie Ems 
drohung nur auf voriägliche freiwillige Dandlungen, & j 
klaͤren jedoch, ta ſich Tied von felbit verfiehe, ten bee 
tragten Zufaß „freimillig” für entbehrlich, weil „in Fi 
fen, wo ein Zwang vorgefommen, bie Zurechnung fchon nat 
allgemeinen Gruntiägen aufgehoben if.” Allein je 
Verhaͤltniß einer geſetzlichen Nothwendigkeit ift etwas I» | 
deres old der Zwang, welder die Zurechnung ank | 
fließt — wenigftend werden fid) in der Anwendung Zwe : 
fel ergeben, und fofern nicht von vorn herein Die entf | 
ende Auslegung jedem Strafverfahren entgegentit, | 
ift, falls bei einem folden den Geldiwornen die Frag 
vorgelegt würde, ob Zurechnung ſtatt finde SS), zu be 
forgen, daß je nad) den Standpunften fehr entgegengefettt 
Erklärungen erfolgen koͤnnten. 

Die Beſtimmung bes $. 60 „Gegen Ausländer # 
wegen ber in ben $$. 57 u. 59 erwähnten Handlunge 


X 








86) Verordnung a. a. O 6. 103. 
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nad dem Kriegsgebrauche zu verfahren” hat in dem 
Strafgefegbuche feine rechte Bedeutung. Sie ift gerecht: - 
fertigt und findet ihre Anwendung unter ben gegebenen 
Vorauöfegungen, ohne daß das gewöhnliche Strafgericht 
ein Verfahren einleitet und ein Urtheil fpricht, indem hier ' 
eben dad Kriegsrecht gilt. Es kommt wohl vor, baß ein 
Kriegs⸗ oder Standgericht eine Sache an das ordentliche . 
Griminalgericht verweilet, aber nicht, daß diefes die bei 
ihm eingeleitete Unterſuchung ar ein Kriegägericht abgiebt. 
Für den Strafrichter ift alfo diefer Sag entbehrlih. Das. 
gegen ift ganz richtig weiter angeordnet, daß gegen Aus— 
länder, welche ſolche Handlungen begehen, während fie 
unter dem Schuße Preußens in deſſen Gebiete ſich aufhals 
ten, die Strafbeflimmungen des gegenwärtigen Geſetz⸗ 
buchs zur Anwendung kommen. — Das ift wenigftens 
der Sinn, und es dürfte dies daher au) fo bezeichnet und 
nicht, wie im Entwurfe, gefagt werben „ſo kommen 
die bafelbft beflimmten Strafen zur Anwendung.” 
Denn es handelt ſich nicht bloß von den Strafen, und 
zroar den gefeglihen, fondern auch von dem Verfahren, und 
diefed dient denn aud zum Schug des Angefculdigten, - 
wie id) früher auögeführt habe 97), weshalb hier auch die 
Motive bad Verhältniß nicht ganz zutreffend bezeichnen, 
wenn fie (übrigend auch mit Recht) bemerken „es laͤßt ſich 
Fein Grund abfehen, weshalb derſelbe (der Ausländer) 
milder und anders (als ein Inländer) behandelt werben 
follte.” Denn in der That wird er milder behandelt, als 
in dem entgegengefegten Sale, wo er vor ein Kriegsge— 
richt geftellt und nach Kriegsgebrauch behandelt wird. 
Es ift eine gerechte, aber ihm günftige Beflimmung, daß: 
ein förmliches Verfahren, Vertheidigung, Rechtsmittel, 
auch hier eintreten. 


57) Krinſche Betrachtungen ıc, S. 268 fg. 
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Bei Gelegenheit dieſes Ziteld und zwar zu $. 54 
bemerken bie Motive „dem Richter muß der notbwenbige 
Spielraum °®) gewährt werden, um die verfchiedenen Ab 
ftufungen,, die verfchiedenen Grabe der Thaͤtigkeit derMit 
ſchuldigen, je nachdem biefe ald Anftifter, Raͤdelsführer 
oder bloße Theilnehmer anzufehen find, bei Zumeflung be 
Strafe berückſichtigen zu können.” 9) Hierdurch wir 
meine Anficht beftätigt, daß ungeachtet der im Geſetz for: 
mell gedrohten gleihen Strafe, und der Nichterwäh 
nung der in der Natur der Handlung liegenden wefentl 
chen Unterfchiede und Grade, ed doch nicht die Me 
nung ſeyn könne, den Grundſatz der Gerechtigkeit aufze: 
geben — daß jeder nach feiner Schuld beurtheilt wer: 
den müfle. Died follte dann aber doch auch im Gef: 
buche auögelprochen werden, wenn man audy über die Ar 
wendung beflelben und die Folgerungen nicht für nöthig 
oder angemefien erachtet, genauere Beſtimmungen auf: 
zuftellen. ©) 


Zweiter Titel. 


Beleidigungen der Majeflät und ber Mitglie— 
' der des Königlihen Daufes. 


An die Stelle der früheren zwölf 88, welche unte 
diefer Rubrik fich fanden, find jegt vier getreten: die Lehre 
ift vereinfacht; unter andern find die Beſtimmungen, is 
Betreff der „, Berleumdungen und Schmähungen verftorbe 
ner Mitglieder des Königlichen Hauſes jetzt weggeblieben, 
was zu billigen ift, obgleidy der vorige Entwurf hier ge: 
gen den erften ſchon eine richtigere Grenze feſtgeſetzt hatte; 





58) Gin Ausdruck, der ganz vermieden werden follte; es ha⸗ 
deit fih vom gerechten und gewiffenhaften Ermeffen. 
39 Sul. auh Motive zu $. 81. Archiv d 
eıne angef. Abhandlung im Archiv des Sr. M. F. 10 
G. 828 fg. N 
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oem praktifchen Beblrfniß genügen allgemeine Grundfäge 
über Berleumdungen xc. 91). Es Liegt im Intereffe der Sache, 
das Gebiet der hier zu ahndenden Handlungen nicht über 
mäßig auszudehnen, aber ba, wo eine Ahndungswürdig-⸗ 
keit ftatt findet ; jene mit dem ganzen Ernft und ber er: 
forderlihen Strenge zu nehmen. Der Gnade bleibt ihr 
ſchoͤnes Recht, um, wo es zuläffig erſcheint, fi zu be: 
thätigen. 


Deitter Titel. 
Seindlihe Handlungen gegen befreundete 
" Staaten. 


Der Inhalt diefed Titels war im vorigen Entwurfe 
unter die Rubrik des vorgehenden geftelt, wohin er of⸗ 
fenbar nicht gehört, zum heil auch in ben über Hochs 
und Landesverrath, mit Rüdfiht auf Bundes: oder durch 
befondere Staatöverträge begründete Verhältniffe. Auch 
jest werden deutfche Staaten, andere aber nur in fo: 
fern ald nach publicirten Verträgen oder Geſetzen die Re: 
ciprocität verbürgt ift, als Gegenftand des firafbaren An: - 
griffes genannt. Die Strafmaage find gegen früher her: 
abgefegt, — im Ganzen kann man fich hier überall ein: 
verftanden erflären. 8) 


Bierter Titel, . 
Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf 
die Ausübung ber flaatsbürgerlihen Rechte. 


Diefe Rubrik, die zweierlei umfaßt, nämlich ſtraf⸗ 
bare Handlungen, wodurch Andere in der Ausubung 
der obengenannten Rechte beeinträchtigt werben ($. 73, 


*8 Bemerkungen ©. 38 fg. 
62) Bemerkungen ©. 37. 


sa 


74) und Handlungen, wodurd Semand, bei eigner 
Ausübung diefer Rechte, ſich eines Mißbrauchs fchuldig 
macht ($. 70), oder befondere ihm obliegende Pflichten 
verlest ($. 75) — ift neu und durch die jebige Staat 
verfaffung nothwendig geworden. Die Motive erinnem, 
daß fie im Allgemeinen den Artikeln 109 — 113 des Aka: 
nifhen Strafgeſetzbuchs entfprehen. Die Strafen fid 
theilweife geringer, natürlich fält auch die des Pran: 
gerd hinweg, welde Art. 14, und ter Verbannung 
welche Art. 110 droht. Neu ift der $. 72 „Wer ed m 
ternimmt, eine der beiden Kammern gewaltfam auseinas 
der zu fprengen, zur Zaffung oder Unterlaffung von & 
fhlüffen zu zwingen, oder Mitglieder aus Dderfelben ge 
waltfam zu entfernen, wird mit Zuchthaus von 10 bi yı 
20 Sahren beftraft.” Eben fo, „mit Zuchthaus bis zu 
acht Fahren, wer ein Mitglied einer der beiden Kammen 
durch Gewalt oder durch Bedrohung mit der Werübung 
eines Verbrechens oder Vergehens gegen daſſelbe verbin: 
dert, fi an den Drt der VBerfammlung zu begeben und 
. zu flimmen” ($. 73). Die Höhe der Strafe im erften Falle 
ſcheint gerechtfertigt, doc) dürfte dad Minimum in beiden 
Faͤllen herabgefeßt werden. Wenn Handlungen (aud 
ſchon bloßed Unternehmen ohne Erfolg) gegen eine gang 
Kammer mit zehn Jahren mindeſtens zu büßen find, fh 
fcheint doc) dad Maaß von acht Jahren zu hoch, im Fall 
nur ein Mitglieb auf die bezeichnete Weife gehindert wirt. 
Nicht erwähnt ift $. 72 die gewaltfame Zurückhaltung 
einer ganzen Kammer, z. B. durch Belagerung, die Be 
drohung der Heraudgehenden von Seiten der Werkzeuge 
einer Partei, und $. 73 der al, wo dergleichen Gewalt 
oder Drohung gegen die in die Kammer, oder aus ber 
felben ſich begebenden Mitglieder des Minifteriums oder ber 
Regierung verübt werden. ®) Zwar läßt ſich dies, nad 


EB) die da vrär dor aut vunluch qemählte Mitglieder einer 
Kama I. 
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Beſchaffenheit der Handlung felbft, ohne Rüdficht auf bie 
Zwecke unter irgend ein andre Strafgefeh ftellen, aber 
«8 tritt dann eine fehr ungleiche rechtliche Behandlung her: 
vor; und wenn man einwenden wollte, daß dieſe Organe 
der Regierung nicht eigentlich ftaatöbürgerlihe Rechte in 
dem Sinn ausüben, wie die Mitglieber der Kammern, 
fo muß man doc anerkennen, daß fie dergleichen Pflich⸗ 
ten zuüben haben, an deren Vollziehung, und zwar 
einer freien geficherten, fie auch nicht ungeahndet gehin⸗ 
dert werden dürfen. Und unter den Geſichtspunkt, von 
welchem diefer Titel überhaupt ausgeht, muß nicht blos 
das gezogen werden, was die Ausübung jener Rechte 
felbft betrifft und derfelben vorgeht, fondern auch, was, 
als verbrecherifhe Handlung, nachher gegen ein Mit- 
glied in Beziehung auf jene politifhen Rechte verhbt wird. 
In $. 75 wird Mißbrauch und betrüglies Handeln . 
bei Wahlhandlungen, wenn es von einer zur Auskbung 
einer Funktion hierbei beauftragten Perfon geſchieht, mit 
Gefaͤngniß von ein bis drei Jahren, von einem Unberufes 
nen aber von drei Monaten bis zu zwei Jahren bedroht. 
Der Unterfchieb liegt nahe, weil bie erftere zugleich eine 
Amtöpflicht verlegt, deren Befolgung bei der Verband: 
lung gelobt werben muß. Aber kann es der andern Per: 
fon zu Statten fommen, daß fie ohne eine ſolche Pflicht 
zu haben ſich aufdrängt, um das Unrecht zu begehen? Da 
man fonft fehr wichtige Unterfchlede nicht befonder& hervors 
zuheben für nichtig erachtet hat, fo möchte hier ein und 
daſſelbe Geſetz, alfo über drei Monate bis brei Jahre, aus⸗ 
zeichen, um für die befondern Faͤlle ber Verwirkung die 
entſprechende Strafe zu beftimmen. 





u 86 


Vüufter Titel. 
Widerftand gegen die Staatsgemalt. 


Die Ueberfchrift fcheint nicht ganz recht gewählt; 
wenigftend beziehen fich nicht alle hier mir Strafe bedrokte 
Handlungen auf eine Staatögewalt im inne 
Berfaffung, vollend8 grade die Staatsgewalt, ar 
fer etwa in fofern überhaupt bei ben f. g. Öffentliche 
Verbrechen eine unmittelbare Richtung gegen den Stau 
vorfommt. Und während unter jenen Begriff noch mer 
rere Handlungen fallen müßten, fo laſſen fich die her 
genannten nicht alle demfelben unterftelen. — Diet 
Titel iſtneu. Manmag durch die Erfahrung eines praftifcer 
Bedürfniffes ihn hervorzuheben fich beftimmt haben; m 
vorigen Entwurfe war das, was bier ſteht und was i 
dem folgenden Titel „Vergehen wider die Öffentliche Ort: 
nung” verpönt ift, größtentheild zufammengefaßt in bem 
dritten Titel „Verbrechen gegen die Öffentlide 
Drdnung und das obrigkeitliche Anfehen”® 
Obgleich nun einige früher nicht aufgenommene Beſtim 
mungen jebt für nöthig erachtet worden find, ift doch im 
Ganzen dad Streben, wenige und einfache Gefege aufiw 
fielen , auch hier fichtbar. 

Der $. 77 bedroht mit Geldbuße von äwanzig bi 
zu zweihundert Thalern, oder mit Gefängniß von vier We 
chen bis zu zwei Jahren, nicht nur den, Der zum Unge 
horſam gegen die Geſetze oder Verordnungen oter gegen 
die Anordnungen ber Obrigkeit oͤffentlich auffordert oder 
anreizt — das ift durchaus gerechtfertigt, und mußte fchen 
nad) $. 33 der für das betreffende Verbrechen beftlimmtes 
Ahndung unterliegen — ſondern auch den, der „Hand⸗ 
lungen, welche in den Geſetzen als Verbrechen oder Ber: 





64) Bemerkungen ꝛc. S. 41. Kritiſche Betr 
Entwurf v. 3 e . 1843 ©. 289 fg. 29 u etradtungen aber de 
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gehen bezeichnet find, durch. öffentliche Rechtfertigung als 
erlaubt darftellt.” 

Die Motive bemerken: „Dieſer $. 77 ift aus dem 
$. 16 der Verordnung vom 30. Juni 1849 übernommen; 
der Zufag — ift nah dem Vorſchlage der Commiffion 
der zweiten Kammer zur Prüfung diefer Verordnung ges” 
macht worden. (gl. $. 63 des Gefegentwurfs über die 
Dreffe.) Es ift mit Recht bemerft worden, daß eine oͤf⸗ 
fentlihe Aufforderung und Anreizung zum Ungehorfam 
gegen die Geſetze xc. nicht nur direkt, fondern auch indirekt 
in fo fern hervortreten kann, als die in den Gefegen und 
Verordnungen verbotenen Handlungen als erlaubt dar: 
geftellt und gerechtfertigt werden. Diefe legtere Art des 
Angriffs gefährdet haufig die dem Geſetze ſchuldige Ach: 
tung mehr als jene.” 

Ich habe dieſe Erflärung der Motive wörtlich an: 
geführt, um daran einige Erinnerungen zu fnüpfen. Man 
wird dur jene belehrt, was der Sinn ber betreffenden 
Worte des $. 77 feyn foll, unter denen man, fonft weit 
mehr für gemeint halten koͤnnte. Es ift, wie in dem 
erften Sage, die Rebe von einer Öffentlichen Auffors 
derung oder Anreizung zum Ungehorfam, von einem 
Angriff, alfo von einer Handlung, die erft jegt begangen 
werben foll, und wodurch mindeftens die tem Geſetze ſchul⸗ 
dige Achtung gefährdet wird. Demnach wird jene Strafs 
beftiimmung Anwendung leiden wider den, ber durch fol " 
ches ald erlaubt Darftellen des Verbotenen feine Ein 
wirkung auf Andere hervorzubringen beabſichtigt, — 
oder, worlber man Zweifel hegen kann, — auch nur thats 
fachlich herbeiführen kann, wie denn auch über die fonftige 
Abfiht und den Inhalt der Handlung nicht bemerkt iſt, 
ob dazu der allgemeine Nachtheil der Nichtachtung der Ger 
ſetze x. der Obrigfeit hinreiche, ober eine befondere Bezie⸗ 
hung auf eine gegenwärtig zu verübende Handlung erfors 


. 
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dert werde, was man theild nach der Zitelüberfchrift, theiß 
nad) allgemeinen Regeln der Audlegung wird annchan 
müffen. Die alddann übergangenen oder gar nicht hierherz 
ziehenden Faͤlle würden, nach fonfliger Beſchaffenheit in 
Handlung, unter die Anfliftung, den Mißbraud ie 
Dreffe, der Rebe ıc. zu ftellen fegn, wenn fie nicht fhd: 
108 bleiben. Aber die Faſſung des 6. 77 erregt noch em 
anderes Bedenken. Die öffentliche Rechtfertigung ıc. tum 
eine nachfolgende feyn; dann bezieht fie ſich auf im 
beflimmte, vorher von dem, der diefelbe veranftaltet, oda 
von einem Andern vorgenommene Handlung, und ba m 
denn doch cin Unterfchied zwifchen zwei Fällen gemacht we 
den, die der Wortlaut beider umfaßt, nämlich dem, m 
der Vertheidiger (fo wollen wir ihn nennen, ohne as 
fließend an dad Strafverfahren zu denken, welches ke 
wohl nicht gemeint feyn kann) nur darzuthun fucht, dei 
eben die fragliche Handlung erlaubt, daß fie fein Berker 
chen oder Vergeben fey — dies fann man nicht für frei 
bar erflären, wenn ed auch unter Umfländen nachtheili 
zu wirten vermag, — und bem Falle, wo im Bir 
fpruche mit den gefeßlihen Bellimmungen (deren &el: 
tung dort im Allgemeinen anerfannt und nur deren Ar: 
wendbarfeit auf die vorliegende Handlung beſtrittea 
wird) bie ober eine folche Handlungdweife überhaupt % 
rechtfertigt werden fol. Nehmen wir an, daß diefes dad 
die Prefle gefchehe — und dies zeigt die Erfahrung fo hir 
fig in Schriften über Eigentbum, Ehre, Staat, Recht 
der Einzelnen ıc., fowirb zwar das, was bier nach übereis 
flimmendem Urtheile Aller, die ein richtiges Rechts⸗ und 
fittliches Befühl und Bewußtſeyn haben, verwerflidy und 
flrafbar ift, dieſe Eigenfchaft am wenigften dadurch wer: 
lieren, daß folche das Unrecht rechtfertigende Ausführus 
gen no ch dazu im weitern Kreife verbreitet werben, — 


Ba. aber ed wird auch nicht befiritten werden, wie fein Ja ‘ 
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bie Grenze fey, gegenüber dem Recht der freien Meinungs:, 
- außerung, die ſich doch au, wenn fie begründet wird 
in einem theilweifen Widerſpruch gegen beftehende Ge: 
fege ıc. behaupten Ffann, deren Mangelhaftigfeit eingefe: 
ben, ja von der Regierung felbft nicht in Abrede geftellt 
wird. Bei folcher Unbeflimmtheit der Vorausſetzungen 
bürfte diefer Theil des $ 77 felten Anwendung finden und 
eine Freifprechung des Angeflagten durch Gefchworne, aber 
nicht blos durch dieſe, zu den nicht unerwarteten Faͤllen 
gehören. Zwar erreicht das Strafmaaß nicht die Höhe, 
wo Geſchworne mitwirken, aber die Verordnung Über das 
Verfahren, wenn nicht etwa ein Gefeb hier eine Be: 
fhranfung der biöherigen Competenz anordnet, weifet ih: 
nen jetzt folche Hebertretungen zu ®), und nicht blos Pre B- 
vergeben, fondern überhaupt politifche, zu denen 
nad) der noch geltenden Beſtimmung auch die Handlungen 
gehören, welche der gegenwärtige Titel nennt. 

Mas $. 78 hinfichtlich der Strafe wegen Provo: 
cation der Militairperfonen, auch, folcher, die zu den 
Beurlaubtengebören, zum Ungehorfam ıc. verfügt, ift 
einem mit Zuflimmung der Kammern erlaffenen Geſetze 
v. 19. Nov. 1849'mwörtlid entnommen; und wie die Be: 
ſtimmung gerechtfertigt ift, welche nach der Erfahrung 
Beduͤrfniß war, da theild eine Analogie nicht anerkannt 
wird, theild hier auch fehr zweifelhaft erfcheint, fo find 
auch die Straffagungen von ſechs Wochen bis zu zwei Jah: 
ren nicht zu hoch beflimmt. 

Was die übrigen Beſtimmungen über Aufrubr, 
Auflauf, Befreiung von Gefangenen x. be 
trifft, fo find hier meift geringere Strafmaaße ald in dem 
frühern Entwurf angenommen, und died wollen wir nicht 
anfechten. Nur fcheint $. 81 den Begriff des Au fruhrs 


65) &. Verordnung v. 3. Yan. 1849. $. 60 Nr. 9. 











. zu befhränft zunehmen. Hier heißt ed ‚Wenn mem 
Derfonen ſich öffentlich zulammenrotten, und mit verein 
Kräften die in $. 79 und 80 genannten Handlungen wer 
.uben”%) rc. Nun handelt $. 79 vom Widerftand durd Die 
bung oder Gewalt gegen obrigkeitlihe Vollziehungsben 
terc., und 8.80 davon, daß „Semand eine Behörde oder isn 
Beamten durch Gewalt oder Drohungen zwingt, oder & 
zwingen verfucht, eine Amtöhandlung vorzunehmen oder a 
unterlaffen.” Died ift aber nicht hinreichend. Das 6 
feß über den Aufruhr muß (und bier darf man fid af 
ältere und neuere Erfahrungen berufen, die das Beduͤn 
niß bier nicht minder wie in andern Fallen fühlbar m 
chen) eine Faſſung erhalten, um auch ſolche Gewalt ode 
Drohungen wider eine Behörde oder einen Beamten u 
fih zu begreifen, die nicht grade auf eine Amtshand 
lung (auf deren Vornahme und Unterlaffung) im ftreng 
ften Sinne d. h. ber verfaſſungsmaͤßigen Competenz fi) be 
ziehen, fondern überhaupt auf ein Handeln in der allge: 
meinen Eigenfhaft der Behörde Man braukt 
nicht Beifpiele, wie fie die neuere Zeit in fo vielen Laͤnden 
zahlreich geliefert hat, befonders anzuführen, von eine 
widerrechtlichen Nöthigung der Behörden (landesherrliche 
und ganz befonders flädtifcher und Communalbehörbe) 
zu Schritten und Dandlungen, die ganz außerhalb ihre 
Zuftändigkeit lagen, die man aber erzwang, indem bie 
Behoͤrde faktiſch fich fügte, oder auch wohl die Werant: 
wortlichkeit für ihre wenngleib erzwungene Webe 
fhreitung ihrer Befugniß übernahm, um wirklichem ode 
vermeintlichem größern Unheil zu begegnen. Vielleicht 
wendet man ein, das feyen dann eben auch Amtöhanblur 


66) d. 5. nicht blos, wenn fie die $. 79 u. 80, fondern amd 
wenn fie entwder die 8.79 oder die $. 80 genannten Hau 
lungen verüb. 
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gen. Mirfelbft Scheint zwar diefe Bezeichnung, die uͤber 


die gewoͤhnliche Bedeutung hinausgeht, nicht unrichtig, 
und fie wird ſich vertheidigen laſſen, da der Nachdruck 
nicht ſowohl auf der Frage nach der rechtlihen Natur der 
Amtöhandlung ruht, ald auf dem ftrafrechtlichen Moment 


bes Zwanges; aber es darf bei einer offenbar ſtrafbaren 


Handlung diefer Art nicht dem Zufall der Auslegung 
anbeimgeftelt werben, ob fie auch dafür erflärt werde 
oder nicht. 


Ses oter Zitel, 
Vergehen wider die öffentlihe Ordnung. 


Die Strafverbote, welche hier aufgeftellt find, bes 
ruhen zug größten Theil auf Grundfägen und Beftimmun: 
gen, welche ſchon bei den frühern Verhandlungen des 
Ausfchufles des vereinigten Landtags, oder der Kammern 
Anerkennung gefunden haben. Dies gilt insbefondere 
von dem Inhalt der $$. 86— 88, 89— 92, in welden 
legtern gegen den vorigen Entwurf die Aenderungen einges 
treten find, melde „die gegenwärtig angenommenen 
flaatsrechtlihen Principien über die freie Religionstbung” 
nothwendig machen. Ferner $. 95, 96, 98, 102, während 


bei $. 97 eine Berufung auf den Vorgang bed Rheinifchen . 


Geſetzbuches Art. 236, bei $. 106—108 auf das Gefeg 


vom 6. Januar 1843 (uber Beſtrafung der Landſtreicher, 


Bettler und Arbeitöfcheuen) und endlich auf das A.E.R. 
II. $. 476 bei dem $.100 des jegigen Entwurfs ftatt 
findet. Die Strafen find meift ermäßigt, oder doch 
nicht erhöht. 

Bei den verbotenen Verbindungen $. 87, 
88 wird, abweichend von den fonft in diefer neuen Geſetz⸗ 
gebung beliebten Beftimmungen der abſtrakt gleiden Straf⸗ 
barkeit der Urheber und anderer Xheilnchmer, ein Unter 
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ſchied zwiſchen bloßen Mitgliedern und den Stifte, " 
fiehern und Beamten gemacht, indem für jene das I 
Strafmaaß auf ſechs Monate, für dieſe auf ein Say 
Ball de 8.87, und auf ein Sahr refp. zwei Sabre im zu 
8. 88 geſetzt ift, wogegen ſich übrigens nichts einwenden⸗ 
wie denn auch der Inhalt dieſes Titels nicht Weraniek 
zu befondern Bemerkungen giebt. Es ift daher auba 
nöthig den Inhalt näher anzugeben, ruͤckſichtlich d̃ 
ich mid auf meine früheren Bemerfungen zu dem diir 
ten und vierten Zitel ded vorigen Enter 
fes beziehe, deren einige 3. B. die, welche gegen R 
68. 129, 130 vorgebradt waren, nunmehr ihre Eia 
gung gefunden haben 87). So darf man denn aub he 
einen Kortfchritt anerkennen. 


Biebenter Titel. . 
Münzverbrehen und Münzvergehen. N 
Bon diefen Uebertretungen handelte der vorige & | 
wurf in dem neunzehnten Titel „Müngvergehen un 
Faͤlſchung“, indem erftere in den $$. 302 — 309 wi 
Unterfcheidung mehrerer Begehungsarten und mit Anke ' 
bung von Strafen in mehrfachen Abftufungen, je nad te 
Kategorien, verpönt waren. Gegen dad noch geltenk ' 
Recht allerdings verbeffert, entfpradh doc der Entwei 
ben hier zu machenden Sorderungen nicht durchgängig 
wovon ich bie Schwierigkeit nicht verfannt hatte 68), 

Jetzt ift in drei 88. 109— 111 die Rede von den 
eigentlichen Zälfhungen, und von bem Verfertigen falfchen 
Papiergelded, und ben fonftigen in beider Hinſicht ver 
tommenden Verbrechen und Vergehen ohne Unterfie 





67) Bemerkungen x. ©. 11 fg. 46 fg. 
) Bemerkungen x. &. 86. 
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red In: und Ausdlandes, und ob die Nachmachung oder 
Beränderung allein flatt gefunden babe, ober aud bie 
Lusgabe, welche letztere auch für ſich und zwar mit der 
‚rftern gleich geahndet wird, wenn fie erfolgt, nachdem Je⸗ 
nand zum Zweck derfelben das falfche oder verfälfchte Geld 
in fich gebracht hat (Zuchthaus von fünf bis funfzehpn Jahren 
ind Stellung unter Polizeiaufficht) , oder mit einer gerin⸗ 
jern Strafe (Gefängniß von 8 Tagen bis zu drei Monaten . 
»der Geldbuße von fünf bis zu einhundert Thalern), wenn 
Semand ſolches falfhes oder verfaͤlſchtes (Metall oder 
Dapier:) Geld als ächt empfangen und nach erkannter 
Anäctheit als aͤcht ausgiebt oder auszugeben verſucht 
S. 111). Der $. 112 beſtimmt, welche geldwerthe, 
uf den Inhaber lautende Papiere dem Papiergeld 
leichgeachtet werden. 


Dieſe in den Motiven wohl gerechtfertigte Be— 
andlung bed Gegenſtandes verdient Zuſtimmung. Eine 
Reihe von Streitfragen, zu denen das bisherige Kecht 
Beranlaffung bietet, fallen hinweg: die Unterfcheidun: 
jen, die man zum Theil nad) dem Vorgang bed Äftern, 
nöbefondere des römifchen Rechts bier aufgeftellt hatte, 
'ommen für dad, was hier das eigentlich Verbrecheriſche, 
Sefährlihe und Strafbare ift, nicht in Betracht; die 
Strafe in dem jegigen Marimum ift nicht zu hoch, und 
auch dad Minimum fünf Jahre Zuchthaus flr die eigent⸗ 
iche Münzfälfhung entſpricht der Verſchuldung, nad 
sem Maaßſtab, von dem im Allgemeinen der Ent: 
vurf audgeht. ö 


So fol denn au nicht ein Gewicht darauf gelegt 
werben, daß die Weberfchrift nicht ganz zu dem In: 
halte paßt und daß Papiergeld, und was diefem gleich: 
zeachtet wird, feine Münze if, Durch die jegige Gtel- 
lung des Verbrechens bei den öffentlichen Berhandlungen 
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if denn auch beffer als früher der Geſichtspunkt bes 
net, von welchem aus daſſelbe zu betrachten iR ®). 


Achter Titel. 
Meineid. 


Es folte heißen: „Meineib und Eikt 
brud” 7%), da nicht nur die Sprache, fondern andb 
Volksmeinung zwei, allerdings gleich verwerfliche, ® 
gleihmäßig der uͤbernommenen Eidespflicht widerfpreie 
de, aber doc) in ihren Vorausſetzungen und nad) ven? 
halt verfchiedene Handlungen angemeffen unterfcek 
An der That find auch hier $. 114, 115, 117 neben da 
Falle des eigentlichen Falſchſchwoͤrens, (peierare) M 
bes Meineides auch Fälle des eigentlichen Eide 
bruchs, der Verlegung eines promifforifchen Eide ®; 
wähnt, wiewohl folcher fonft nah unferm Recht mE! 
felbfiftändig in Betracht kommt, 3.3. bei AmtSverbreie, 
die zugleich eine Verlehung des Amts :Eides enthalte 
Auch find die hier erwähnten Faͤlle von der Art, dabk 
unmittelbar neben den Meineid geftelt werben fünne.' 


und Fein Grund ift, fie flrafrehtlih anders, &, 
diefen zu behandeln. 


Im Ganzen find die Grundfäge bed frühern ei 
wurfes, au die Strafen beibehalten. Die Met 


69) Zn dem vorigen Entwurfe handelt der fünfte Titel 
von „Berbreben, welche fih auf die Hoheit: 
rechte und Regalien beziehen” in drei 58. Ceigenrfh 
in zweien, denn der dritte, $. 147, enthielt nur eine Berne 
ung auf befondire Strafbeſtimmungen). Ich hatte die ganı 

ubrik für entbehrlich erklärt. (Bemerkungen ıc. &. 47 
— Betrachtungen ©. 317f3.) Sept iſt fie gan ar 5 
gegeben. 


70) oder „Werlegung der Giderpflicht.” 
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erinnern, daß der frühere 7%) Entwurf $. 247 eine beſon⸗ 
dere Beſtimmung enthalten habe, „wann bad Verbrechen 
des Meineids vollendet fey; es fey jedoch angemeffener, 
die Frage über die Vollendung der Theorie und dem richter: 
lichen Ermeffen bei Entfcheidung des einzelnen Falles zu 
überlaffen.” 

Die Strafen, die, wie gefagt, nicht erhöht find, zehn 
Zahre Zuchthaus ald Marimum bei wiſſentlichem Falſch⸗ 
ſchwoͤren in einer Civilprozeßſache, ebenfo bei falſchem Zeug: 
niß in einer Givil= oder Strafſache, und zehn bis zwanzig 
Zahre, wenn bad falfche Zeugniß zum Nachtheil eines An: 
geſchuldigten abgelegt, und biefer zur Todesſtrafe 7%), 
Zuchthausſtrafe oder zur Strafe der Einfchließung von 
mehr ald fünf Jahren verurtheilt worden ift ($. 113, 
114) — werden gegen bie gelinderen des biöherigen 
Rechts, wie die Motive bemerken, durch die nicht zu ver— 
Tennende Schwere des Verbrechens, welches „vorzugsweiſe 
in neuerer Zeit vielfach) begangen wirb” (!), gerechtfertigt. 
Die übrigen im zweiten Sage des $. 114 nicht mitbegrif: 
fenen Fälle, der Verurteilung des Angeklagten auf fal- 
ſches Zeugniß zu einer geringeren Strafe, werben alfounter 
den erften Sag zu ziehen, und höchftens mit zehn Jahren 
Zuchthaus zu ahnden ſeyn. Noch hebe ich aus den Moti- 





71) Darunter ift diefesmal nicht der unmittelbar vorhergehende 
dv. 3. 1847 gemeint, welcher von „Meineid und Eidess 
brud” in den 58. 153— 189 handelt, fondern derjenige 
d. 3. 1843. Gegen ten $. 247 und deflen Faffung harte ih 
mich bereits in den fritifhen Betrachtungen ©. 34fg. erklärt, 
„und id tann e6 nur ferner billigen, doß jegt Diele Beftims 
mung weggebliehen in Zn diefen Motiven wird zu 8. 119 
der „fruhere” Entwurf $. 157, 158 nochmals genannt. Diebe 
mal ift aber der v. 3. 1817 zu verftehen. 

72) Ih muß über die bier zur Sprache gebrachte wichtige Frage, 
die noch eine Reihe anderer in ſich begreift, mich auf die ause 
führlihe Grörtsrung bejiehen, melde ich derſelben in dem 
kritiſchen Berrahtungen uber den Gnrwurf vom 
3. 1843 ©. 339 — 344 gewidmet habe. 


Ar. d. Gr. R. (9. Bellageheft zu 1851.) “ 5 
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ſchied zwifchen bloßen Mitgliedern und den Stiftern, Bor 
ftehern und Beamten gemacht, Indem für jene das hoͤchſte 
Strafmaaß auf ſechs Monate, für diefe auf ein Jahr im 
Ball des 8.87, und auf ein Jahr refp. zwei Jahre im Fall des 
$. 88 gefegt ift, wogegen fih übrigens nichts einwenden läft, 
wie denn auch ber Inhalt diefes Ziteld nicht Weranlaffung 
zu befondern Bemerkungen giebt. Es ift daher auch nidt 
nöthig den Inhalt näher anzugeben, ruͤckſichtlich deſſe 
ih mich auf meine früheren Bemerfungen zu dem drit: 
ten und vierten Zitel des vorigen Entwur 
fes beziehe, deren einige z. B. die, welche gegen di 
88. 129, 130 vorgebradt waren, nunmehr ihre Erledi 
gung gefunden haben 9). So darf man denn aud hin 
einen Kortfchritt anerkennen. 


Siebenter Titel. 
Münzverbrehen und Münzvergehen. 


Bon biefen Uebertretungen handelte der vorige Ent: 
wurf in dem neungehnten Zitel „Münzvergehen und 
Faͤlſchung“, indem erftere in den $$. 302 — 309 mit 
Unterfcheidung mehrerer Begehungsarten und mit Andre 
bung von Strafen in mehrfachen Abflufungen, je nach bes 
Kategorien, verpönt waren. Gegen das noch gelten 
Recht allerdings verbeffert, entſprach doch der Entwurf 
den hier zu machenden Forderungen nicht Durchgängig, 
wovon ich die Schwierigfeit nicht verfannt hatte 8), 

Segt ift in drei 88. 109— 111 die Rede von den 
eigentlichen Faͤlſchungen, und von dem Verfertigen falfchen 
Papiergeldes, und den fonftigen in beider Hinſicht vor 
tommenden Verbrechen und Bergehen ohne Unterfchieb 


67) Bemerkungen‘. ©. 41 fg. 46 fe 
8) Bemerkungen x. S. 86, 
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des In- und Audlandes, und ob die Nachmachung oder 
ti Weränderung allein ftatt gefunden babe, oder auch bie - 
3 Ausgabe, welche letztere auch für fi und zwar mit der 
4 erftern gleich geahndet wird, wenn fie erfolgt, nachdem Je⸗ 
1- mand zum Zweck derfelben das falfche oder verfälfchte Geld 
an ſich gebracht hat (Zuchthaus von fünf bis funfzehn Jahren 
ı und Stellung unter Polizeiaufficht) , oder mit einer gerins 
gern Strafe (Gefängniß von 8 Tagen bis zu drei Monaten 
oder Geldbuße von fünf bis zu einhundert Thalern), wenn 
Jemand ſolches falfches oder verfälfchtes (Metal: oder 
" Papier:) Geld ald Acht empfangen und nach erfannter ' 
Unächtheit als Acht ausgiebt oder auszugeben verfucht 
(8.111). Der $.112 beftimmt, welde geldwerthe, 
auf den Inhaber lautende Papiere dem Papiergeld 
gleichgeachtet werden. 


Diefe in den Motiven wohl gerechtfertigte Ber 
handlung des Gegenftandes verdient Zuftimmung. Cine 
Reihe von Streitfragen, zu denen das biöherige Recht 
Beranlaffung bietet, fallen hinweg: die Unterſcheidun⸗ 
gen, die man zum Theil nad) dem Vorgang bed ältern, ° 
inöbefondere des römifhen Rechts bier aufgeftellt hatte, 
Zommen für dad, was hier das eigentlich Verbrecheriſche, 
Gefährlihe und Strafbare ift, nicht in Betracht; die 
Strafe in dem jegigen Maximum ift nicht zu hoch, und 
auch das Minimum fünf Jahre Zuchthaus für die eigent: 
liche Münzfälfhung entfpricht der. Verfhuldung, nach 
dem Maapftab, von dem im Allgemeinen der Ent: 
wurf ausgeht. “ 


So fol denn aud nicht ein Gewicht darauf gelegt ' 
werden, daß bie Weberfchrift nicht ganz zu dem In⸗ 
halte paßt und daß Papiergeld, und mas diefem gleiche 
geachtet wird, feine Münze iſt. Durch die jegige Stel⸗ 
lung des Verbrechens bei den öffentlichen Berhandlungen 
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iſt denn auch beffer als früher der Geſichtspunkt beyid: 
net, von welchem auß daſſelbe zu betrachten ift 9). 


Achter Titel. 
Meineid. 


. € follte heißen: „Meineib und Eibet: 
bruh” 7%), da nicht nur die Eprache, fondern aud di 
Volksmeinung zwei, allerdings glei vermwerfliche, ul 
gleichmäßig der übernommenen Eidespflicht widerſpreche 
de, aber doch in ihren Vorausfegungen und nach dem J 
balt verfchiedene Handlungen angemeffen unterſcheidet 
An der That find auch hier $. 114, 115, 117 neben ben 
Falle des eigentlichen Falſchſchwoͤrens, (peierare) ote 
des Meineides auch Falle des eigentlichen Eibeb: 
bruchs, der Verletzung eines promiſſoriſchen Eides er 
waͤhnt, wiewohl ſolcher ſonſt nach unſerm Recht nicht 
ſelbſtſtaͤndig in Betracht kommt, z. B. bei Amt3verbredien, 
die zugleich eine Verletzung des Amts-Eides enthalten. 
Auch find die hier erwähnten Fälle von der Art, daß ſe 
unmittelbar neben den Meineid geſtellt werden koͤnnen, 


und fein Grund ift, fie ftrafrehtlid anders, «& 
diefen zu behandeln. 


Im Ganzen find die Grundfähe des frühern Ext 
wurfes, auch die Strafen beibehalten. Die Motive 


69) Zn dem vorigen Entwurfe handelt der fünfte Zitel 
von „Berbreben, welhe fih auf die Hoheits⸗ 
rechte und Regalien beziehen” in drei 55. Ceigenrih 
in zweien, denn der dritte, $. 147, entbielt nur eine Werweis 
fun auf befondire Sırafbeftimmungen). SH batte die gen 

ubrik für entbehrlich erklärt. (Bemerkungen sc. S. 47 un 
—* Berrachrungen ©. 317fg.) Jettt iſt fie ganz auf 
gegeben. 


70) oder „Verletzung der Eidetpflicht.“ 


65 . 





erinnern, daß der frühere 7) Entwurf $. 247 eine beſon⸗ 
dere Beftimmung enthalten habe, „wann das Berbrehen 
des Meineids vollendet fen; es fey jedoch angemeffener, 
die Frage über bie Vollendung der heorie und dem richter- 
lichen Ermeffen bei Entfheidung des einzelnen Falles zu 
überlaffen.” 

Die Strafen, bie, wie gefagt, nicht erhöht find, zehn 
Jahre Zuchthaus ald Marimum bei wiffentlichem Falfch: 
ſchwoͤren in einer Civilprozeßſache, ebenfo bei falfchem Zeug: 
niß in einer Civil⸗ ober Straffache, und zehn bis zwanzig 
Jahre, wenn bad falfche Zeugniß zum Nachtheil eines An- 
geihuldigten abgelegt, und dieſer zur Todesſtrafe 7%), 
Zuchthausſtrafe oder zur Strafe der Einfchließung von 
mehr als fünf Jahren verurtheilt worden ift ($. 113, 
114) — werden gegen bie gelinderen des biöherigen 
Rechts, wie die Motive bemerken, durch die nicht zu vers 
Tennende Schwere des Verbrechens, welches „vorzugsweiſe 
in neuerer Zeit vielfach begangen wird” (!), gerechtfertigt. 
Die übrigen im zweiten Sage des $. 114 nicht mitbegrif: 
fenen Faͤlle, der Verurtheilung des Angeflagten auf fal- 
ſches Zeugniß zu einer geringeren Strafe, werben alfo unter 
den erften Sag zu ziehen, und hoͤchſtens mit zehn Jahren 
Zuchthaus zu ahnden feyn. Noch hebe ich aus den Moti— 


71) Darunter if diefesmal nicht der unmittelbar vorhergehende 
dv. 3. 1847 gemeint, welcher von „Meineid und Eidess 
brud” in den 68. 153—189 handelt, fondern derjenige 
v. 3. 1843. Gegen den $. 247 und deffen Faffung harte ð 
mich bereits in den fritifhen Betrachtungen ©. 34fg. erklärt, 
„und ich kann e6 nur ferner billigen, doß jept dieje Beſtim⸗ 
mung meggeblieben ift. In diefen Motiven wird zu $. 119 
der „frubere” Entwurf $. 157, 158 nochmals genannt. Diebe 
mal ift aber der v. 3. 1817 zu veritehen. 

72) Id muß über die hier zur Sprache gebrachte wichtige Frage, 
die noch eine Reihe anderer in ſich begreift, mich auf die auss 
führtiche Erdrterung besiehen, melde ich derſelben in dem 
keitifhen Betrachtungen uber den Eutwurf vom 

3. 1843 ©. 339 — 344 gewidmet habe. 


«rh. d. Gr. R. (2. Bellagefeft ju 1851.) “ 5 
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‚sen folgende wohlbegrundete Bemerkung hervor: „Bas 
‚den zweiten Abſatz des $. 114 anlangt, fo war nicht nähe 
‚audzufprehen, daß die Beftrafung 7?) des Angefchuldigten 
‚auf den Grund des falihen Zeugniffes erfolgt feyn müße, 
Theils verfteht fich Died von ſelbſt, theild würde diefe Be: 
ſtimmung mit Rüdfiht auf das Schwurgericht unpraftii 
ıfeyn.” Ganz gewiß bedarf dies Feiner Ausführung ®) 
‚aber ed iſt intereflant, hier ein recht aus dem Weſen de 
Schwurgerichts entnommenes Beifpiel der durch baffeke 
auch für das materielle Strafrecht bedingten Modalitätes 
zu haben, während man fonft in viel zu großem Umfez 
die Behauptung welentliher Veränderungen aus jene 
Stunde, oder nad) jener Rüdficht aufftelle 7°). 
Aud) das verdient Beachtung was zu $. 119 geſeg 
wird: „Die Beſtrafung des als Fahrlaͤſſigkeit begang 
nen Meineides 7°) unterliegt manchem Bedenken. Da 





73) Das Gefes (Entwurf $. 114) fpricht nicht von Befra⸗ 
fung, fondern von Berurtbeilung. Natürlich if ern 
nicht aus geſchlofſen, die nur die Schuld des falfchen Benz 
rückſichtlich des Erfolges um fo größer erfcheinen läft. De 
gemeine Sprachgebrauch nimmt zwar häufig die Werurtikb 
lung gleichbedeutend mit Beftrafung. Die Wiffenfcheft uw 
Anwendung muß aber beides unterfheiden, und der Rider 
wird bei der Bemeſſung der Gtrafe zwifhen zehn bis wen 
zig Jahren Zuchthaus nicht blos auf die im Gefez angepie 
nen Unterfcheidungen der Strafarten, zu deren einer der Is 
fhuldige verurtheilt iſt, fondern auch darauf fehen, eb ;w 
Zeit, wo der Falſch⸗Eid zur Beurtheilung komme, jeas 
auf unrichtigen Werausfegungen gegründeie GStrafurtkeil be 
reits ganz, oder, wie eine Zreibeitsitrafe, zum heil, ede 
noch gar nicht vollzogen il. Kritiſche Beiradıns 
gen x.a.aD. 

74) Welche Rüdfihten bier bei einer gefeglichen Beweisihenk 
in Betracht kommen, habe ich gezeigt a. a. D. &. 343 fe 
78) Mitterm aier im Ardiv des Crim. R. J. 1850 ©, 100%, 

331 fo. 

76) Es dit dien aber kein Meineid, iu dem flers Merle 
und Wiffen der Zalfchheit gehört. Aber es iſt dody eine Bıp 
legung der Gidespfliht, die gewußre Wahrbeir zu forıs 
und auszufagen, wenn ter Echwörende chen dieſes Beam 
ſeyn der Worten u K. . 
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Grad der ſchuldigen Aufmerffamfeit faͤllt in einefehr freie 
Beurtheilung des Richters, da eine feſte legislative Grenze 
fi) nicht ziehen läßt. Es giebt jedoch Fälle des firäfs 
lichen Leichtfinns, und es ift deshalb nicht zuläffig, die 
Strafe ganz fallen zu laffen.” 

In dem frühern Entwurfe war ſowohl für den Fall 
des Meineids $. 157, ald des falfchen Eides aus Fahrläf: 
ſigkeit $.158 eine bedeutende Herabfegung der Strafe, be 
ziehungsweife Verſchonung mit aller Strafe angeordnet 
worben, wenn der Frevler durch zeitige Anzeige bei der 
Behörde ale nachtheiligen Folgen abwendet. Dies ift 
jet weggelaffen, und mit dadurch motivirt, „daß ber 
dabei unterliegende criminal:politifche Zweck erfahrungds 
mäßig nicht erreicht werde, vielmehr feyen diefe Beſtim⸗ 
mungen nur geeignet, Veranlaſſung zu Ausflüchten und 
Verbedung des Werbrehens zu geben. Demgemaͤß 
erfcheint es angemeffener, ſolche befonderen Fälle der Ber 
gnadigung zu überlaffen.” 

Durch $. 120 (früher Entwurf $. 159) ift eine Lüde 
des A. ER. ergänzt, welche eine befondere Beftimmung 
nachträglich herbeigeführt hatte, indem die Verlegung des 
durd eine eidlihe Eaution oder eined Manifefta: 
tions: Eides geleifteten Verſprechens jest mit Strafe 
und zwar härter al früher mit Gefängnig von zwei Mo 
naten bis zu zwei Jahren bedroht wird. 


Nennter Titel. 
Vergehen, welche fih auf die Religion 
beziehen. 
Zu diefen gehört doch unzweifelhaft und recht eigentlich 
die wiffentlihe Verlegung der Eidespflict, 


wie denn die verfchiedenen Entwürfe und auch der vorlier 
gende diefelbe in einem eigenen Titel abgehandelt und nicht 
8* 


yuny uuı vuonsıyrua wuiyensu Wwiny, 
richtig den Meineid und Eidesbruch mit uı 
nicht etwa durch eine Trennung zu einer 
tigen Auffaffung — aud) von Seiten des 
laß gegeben werben dürfe 77). Danach hd 
genwärtige Titel vorausgehen, und b 
nachfolgen ſollen, wenn nicht letzterer, w 
meffener erachte, dort unter ter allgemein 
Stelle erhalten hätte. Die früheren Entn 
die Ordnung, wie ich glaube, beffer gewaͤhl 
auch der Titel über falſche Unfhuldig 
in dieſer Reihe fehlt 7°), ganz paflend an t 
den über falfches Zeugniß in einer Grimin« 

Segen den Inhalt und die Strafb 
hier um fo weniger etwas zu erinnern, 
des Strafbaren hier, und mit, Recht, ſeh 
gezogen find "9). 

Sehuter Titel. 


Verbrehen und Vergehen in Bez 
den Perfonenftand. 
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nommenen Gefihtöpunft begriffen werden fünnen. Der 
J. 124 betroht mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren den, 
welcher ein Kind unterfihiebt oder verwecrfelt, oder auf . 
ındere Weife den Perfonenftand eined Andern vorfäglich 
verändert oder unterdrüdt. In dem vorigen Entwurf 
war diefe Handlung indem zwanzigften Titel „Ver: 
»rechen in Beziehungauf Standesrechte oder 
Bamilienrechte” $. 323 in einen andern noch weniger 
u billigenden Zufammenhang (z. B. mit unbefugter Bei: 
egung eines Ordens oder einer Uniform) gefeßt, wogegen 
ch bei Gelegenheit der Prüfung defielben das Erforberliche 
vermerkt habe 99%). Nach den Motiven hat man es für be: 
enklich gehalten, die anfangs aufgeftellte Unterſcheidung, 
b die Handlung in der Abficht fih Gewinn zu verſchaffen 
der Andern Schaden zuzufügen, verubt worden fey, oder 
licht, wieder aufzunehmen; fie verweifen auf die Gnade. 

Der $.125 gedenkt der Vergehen der Perfonenftands: 
eamten, welche eigentlicy zu denen der Beamten gehören, 
nd worüber eine befondere Beftimmung erft durch gewiffe, 
ur Zeit bei und noch nicht allgemein eingeführte Einrichtun- 
en nothiwendig wird. Die Motive erflären, daß nad) Lage 
er bürgerlichen Gefeßgebung und der gebraudhten Zermi: 
ologie die $$. 125 und 127 nur auf die Rheinprovinzen, 
er $. 126 aber auch auf die altländifchen Provinzen in fo 
ꝛrn Anwendung finden, als es fih um die Ehre der Juden 
nd Diffidenten handle. Die Strafe fünf bis funfzig 
‚baler Buße, oder Gefangniß von 8 Tagen bis zwei Mo: 
aten, erſcheint nicht zu hoch. 


— {nn — — 


80) Bemerkungen ıc. S. 86 fa. Einiges dort Ausgeführte, wel⸗ 
ches zu wiederholen ich hier nicht am Orte finde, möchte ich 
dennoch der Erwägung empfehlen. S. aud meine kritiſchen 
Betrachtungen &. 487 fg. und meine Abhandlung über den 
Mißbrauch Fremden FZamiliens Namens, in der Ju⸗ 
riſtiſchen Wohenfhrift für die Preuß. Staaten 
J. 1846 Nr. 21 — 24. 
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Diefelbe Geldbuße wird $. 126 Religionsdienern ge: 
droht, „welche zu denreligiöfen Feierlichkeiten einer Heirath 
füreiten®!), ohne daß ihnen vorher, ſoweit dies nach ten 
Gefegen erforderlih ift, die durch den SPerfonenftant: 
beamten erfolgte Aufnahme der Heiraths-Urkunde nad; 
geroiefen if.” Im zweiten ®2) Rüdfalle fol Gefängnaif 
von 8 Zagen bis zu fechd Monaten eintreten. 

Endlih, $. 127 verfügt, daß, „wer einer Ent 
bindung beigewohnt, oder ein neugeborned Kind gefur 
den habe, und die ihm in den bürgerlichen Gefegen auf: 
legte VBerpflihtung über die Anmeldung deffelben bei da 
Behörde nicht binnen der gefeglichen Frift erfüllt, mit Ge 
fängniß von acht Zagen bis zu zwei Monaten beftraft wer 
den foll.” 


Elfter Titel. 


VBerbrehen und Vergehen wiber bie 
Sittlichkeit. 


Dieſer Titel wuͤrde ſich angemeſſener an ben neunten 
anſchließen, da Religion und Sittlichkeit einen nähern ie 
nern Zufammenhang haben, der jest Durch Einfchiebung 
bed zehnten, über die Vergehen in Beziehung 
auf den Perfonenftand, unterbrochen wird; werk 
nicht fhon der neunte Zitel die Stellung erbielte, bie id 
oben vorgefchlagen habe. Die Ordnung tes vorigen Ent 
wurfs ſcheint mir hier den Vorzug zu verdienen. 


— — — - — 


‘ 


81) Hier möchte eine andere Zaflung beantragt werden; der 
Sap entfpricht nicht ganz dem Einn, den er ausdrüden ſel, 
obſchon er durch dem Nachfag deutlicher wird. 

82) Ob der erfte Rüdfall gemeint fey, oder diefer nach andern 
allgemeinen Grundfägen geahndet, und nur der zweltt 
Rückfall fo geahndet werden foll, iſt nicht gang Eler. Die 
bedte Auficht Vieke SE ichach vertheidigen. 
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Was die hier verpönten Handlungen betrifft,. ſo 
find diefelben, nur in veränderter, zum Theil beflerer : 
Keihefolge, aud dem vorigen Entwurfe übernommen, 
- bei einigen mit Herabfegung der bort gedrohten Strafe: 
und mit Berüdfichtigung der Anträge der Ausſchüſſe des 
vereinigten Landtags. Die fürzere Kaflung mehrerer Be: ' 
flimmungen, tie Hinweglaffung der dort zu weit gegan- 
genen Cafuiftif (3. B. bei der Blutſchande, der mehrfa: 
hen Ehe, der Nothzucht, der Widernatürlichfeiten) find 
als Verbeflerungen anzuerkennen. 

An Betreff des Ehebruchs ift hervorzuheben, daß - 
jest eine Unterfheidung der Strafbarfeit an fich nidt . 
mehr danach gemacht ift, ob der Uebertreter, gegen den - 
dad Verfahren ftatt findet und „das Delift zu rügen ifl, ; 
der Monn, die Frau, oder ein unverheiratheter Mitfchul: 
diger war.” Dem richterlichen Ermeſſen ift überlaffen, 
innerhalb des für alle Kalle gleichen Strafmaaßes für die 
verfiedenen Theilnehmer das gerechte zu beftimmen. Auch 
die rechtliche Behandlung bed Ehebruchs, im Ganzen ſchon 
im vorigen Entwurf eben fo vorgefchlagen, ‚verdient Bei: 
fal. Zwiſchen dem hier gewiß bedenflidhen unmittclbas 
ren Einfchreiten von Amts wegen, welches felbft daS ge: 
meine und ältere Recht nicht geftattet, und den im Landrecht 
geforderten Antrag auf Beitrafung, der, wie die Motive 
fügen, „faft niemals geftellt wird, fo daß der Ehebruch 
‚ in der That ftraflod bleibt”, ift jest „ähnlich der Beſtim⸗ 
mung in Art. 298 des Rheiniſchen Givilgefegbuched” die . 
Beſtrafung von Amts wegen gegen den fchuldigen Ehegat⸗ 
ten und gegen deffen Mitfchuldigen (Gefängniß von vier . 


Wochen bis zu ſechs Monaten) dann zu verfügen, „wenn. 


wegen biefed Vergehend die Ehe gefchieden iſt“; fie bleibt - 
jedoch ausgeichloflen, „wenn der unfchuldige Ehegatte im - 
Laufe des Ehefcheidungsprocefied die Nichtbeſtrafung aus: 
drüdlich beantragt, in welchem Falle dad Strafverfahren 
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Die ganze ibon früher im Weſentlichen gleiche Ysfy 
dieſes durch feine eigenthümlihe Natur und Beraui 
gen fib auszeichnenten Vergehens ift gut meticit! 
ich kann Derfelben um fo mehr beitreten, als mehrm 
vorgebrachte Erinnerungen Berüudfichtigung gefunts 
ben. Die Etrafe ter Zöttung in einem Zwei 
der nach ter Verabredung nicht eber beendet jew i 
als bis einer der Kämpfenten geblieben wäre, wa, 
ih bemerkt hatte, im vorigen Entwurfe zu = 
($. 215); jebt iſt & 156 eine den fenftigen Errefldt 
mungen entſprechende angemeflene Erhöhung dei 3 
mum angeordnet. So ift au. 153 für ven GA 
töbrlichen Audganges , chne ſolche Verabredung, an 
red Maximum beftimmt, überhaupt eine WBerbefferum # 
frühern $. 214 eingetreten. Auch Dad hatte ich fdmalet 
vorwertet, daß nidt nur Zeugen, Aerzte w 
Bundärzte, fondern aub Secundanten ii 
mäßig von Strafe befreit werten ®). 








Bierzehuter Titel. 
Berbrehen und Vergehen gegen das Leber 


Gegen die in dem Entwurfe vom 3. 1847 belich 
Zufammenftellung der „VBerbreben wider das tr 
ben oder die Gefundheit” ®®) hatte ih mid e 
Märt, und freue mich jegt, nit früher vorgebreit 


88) Bemerkunzen x. &. 61 fy. Kritiſche Betrachtungen S. 714 
Nor. 156. 


89) In dem zwölften Zitel, deſſen er ſter Abfdhuist dam 
von dem „Berbreben wider das Leben”, der zwi 
von „ Körpyerverlegungen und Berbredhen vider 
Die Geſundheit“ handelte. 


9) Kritiſche Betrachtungen über den Enwurf ve 186 
©.2375. Not. 60. Bemerkungen über den —— eG 


1 ©. 63. 
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Mehrere Eigenthümlicteiten zeichnen bie ftrafrechtliche 
Behandlung der Injurie hier aus. Zunaͤchſt wird 
der Begriff der Beleidigung vorausgefegt, wobeibann 
aber zur Handlung „nur Vorſatz im Allgemeinen, das 
Bewußtſeyn der That”, nicht grade ber injuriandi ani- 
mus erfordert wird, und in’objeftiver Beziehung die Ver: 
legung des Rechts des Andern, des Rechts auf Ehre erfors 
derlich ift, was die Motive befonderd in Betreff der Ber: 
leumdung ausführen, die nicht aufhöre eine ſolche zu 
feyn, fofern die gefeglihen Merkmale der wiflentlichen 
Verbreitung falfcheg Thatſachen vorhanden find, wenn 
auch nicht die Abfiht, Jemandes Ehre zu kraͤnken, oder 
ihm in anderer Beziehung zu ſchaden, wenn auch nur 
Muthwille oder Leichtſinn abmalteten. Nun wird bie 
vwoiderrechtliche Handlung je nad) den verſchiedenen Motiven 
mehr ober weniger ftrafbar erfcheinen, wo denn bei dem 
verhältnigmäßig weiten Raum der Strafdrohung dem rich⸗ 
terlihen Ermeſſen möglid wird, aud die erſchwerenden 
Umftände in Anrehnung zu bringen. 

. Die Standed:Unterfchiede, welde im Lands 
echt hier, in einer mit den Anſichten unferer Zeit nicht 
zu vereinigenden Weife, auf die rechtliche Würdigung Eins 
fluß hatten, waren fchon in den früheren Entwürfen befeis 
tigt; jegt find fie vollends ſchon durch das Gcjeg vom 11. 
März 1850 befeitigt 9%), und der Entwurf erwähnt der 
felben nicht mehr, indem da, wo fie mit Grund in Bes 
tracht kommen dürfen, die allgemeinen Zumefſungsregeln 
Platz greifen. 

Es iſt ferner die ganze Lehre dadurch ſehr vereinfacht, 
daß nur die woͤrtliche und ſymboliſche Beleidigung hier auf⸗ 





84) Geſet betreffend die Aufhebung der Cireular ⸗ Verordnung 
vom 26. Zchruar 1799 wegen Beftrafung der Diebftäble und 
ähnlicher Werbredhen und die Abänd«rung der Snjurienftrafen. 
Bol. au M. v. 13. Dec. 1848. 
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genommen iſt; bie nicht Öffentliche und blos muͤndlich ver 
‚ übte ift in 6. 315 unter der allgemeinen Beſtimmung inbe 
griffen: „Wer einen Andern beleidigt, wirb mit Geldbuße 
bis zu funfzig Thalern oder Gefängnig bis zu ſechs Weden 
beftraft.” ®) Die f. g. Real:Injurie ift zu den Kir 
perverlegungen ($. 173) geftellt worden *88). Gegen tu 
Rechtfertigung diefer Auffaffung, wie fie in den Motive 
verfucht wird, läßt ſich Manches erinnern, felbft wenn mas 
nicht den umfafienden Begriff des römifchen (und fomi 
ded gemeinen) Rechts über tie injuria quae re fit ar 
nimmt, fondern an dem fefthält, was Der gemöhnlic 
Sprachgebrauch mit jenem Ausdruck bezeichnet. Mar 
mag zugeben, daß eine Verletzung de& Körpers fees 
in dem Edlagen und Mißhandeln enthalten ſey, nu 
darf man dann nicht an den medicinifch = geridhtli: 
hen Begriff der Körperverlegung denken, un 
der $. 173 unterfcheidet diefe im Sinne der Verwun— 
dung tod auch wieder von der Mißhandlung, die ein 
folche nicht zur Folge hat, fo daß man zwar faftifch fagen konn: 
die Realinjurie wird unter der Rubrif der Körpern: 
legung abgehandelt und mit Ahndung bedroht, aber ft 
ift doch noch etwas Anteres als die eigentliche Kir: 
perverlegung. 

Näher in's Einzelne einzugehen lieat um fo wenige 
Veranlaſſung vor, als theild tie ganze Behandlung die 
fer Lehre Beifall verdient, welche‘ mir fehr prakriſch und 

den berrfchenden Anfichten meift entſprechend erfcheint, 











85) Im „drittten <heile. Sonden Ucebertrerungen." 
Dritter Titel. „Uebertretungenin Beziehung auf 
die perföntihe Sicherheit, Ehre und Freiheit“ 

86) Zunfiehnter Titel. Körperverlegung. 8. 178: 
„Wer vorfäglich einen Andern flößt, ftlägt, oder demſelbes 
eine andere Mifhbandlung, oder Verlegung des Körpers zu 
fügt, wird mit Sefängniß bis su zwei Jahren bejtrafe.” 
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theild mehrere Ausſtellungen, welche ich früher machen zu 
müffen geglaubt hatte, jet erledigt find. So ift der 
frühere $.196, wo inöbefondere die Hervorhebung des Milis 
taͤrſtandes des Verletzten vielfache Bedenken erregt hatte, 
bier weggelaflen; ed ift ferner der mangelhaften Faſſung 
des frühern $. 208 (jebt 6. 150) abgeholfen; ebenfo 
der jebige $. 144 (früher $. 144 — von Medicinal: 
perſonen 2c., welche Geheimniffe veröffentlichen, Die 
ihnen kraft ihre® Amts ıc. anvertraut find) theils beffer 


‚gefaßt, iheils ift die hier nicht überall gerechtfertigte Strafe 


des Verluſtes der Befugniß zur Praxis nicht mehr auf 
genommen °7). 

Auch die Beflimmungen über den Einfluß der zu 
beweifenden Einrede der Wahrheit beider Verleumdung, 


“ über die Trage, wann diefer Beweid, und durch welche 


Mittel er geführt werden dürfe, und in wiefern ungeach⸗ 
tet deffelben doch eine Beleidigung zu ahnden fey, fo 
wie über dad Verhältniß ded durch folhe Beweisführung: 
oder Anzeige der angeblih von dem Andern begangenen 
ftrafbaren Handlung veranlaßten Verfahrens, welches für 
die Frage, ob eine Verleumdung oder falfche Anſchul⸗ 
digung vorliege, präjudiciel ift, ſcheinen gerecht: 
fertigt. 


Dreizehnter Titel. 
Zweikampf. 


Mit geringen Abweichungen (namentlich in’ ſofern 
die Etrafe der Einfchließung an tie Stelle der früher ges 
drohten Feſtungshaft tritt) find hier die Beflimmungen 
des Entmurfes vom 3. 1847, wie fie die Zuftimmung der 
ftändifchen Ausfchüffe erhalten harten, auıgenommen. 


87) Bemerkungen ıc. S. 54 fg. mit ©. 49 fg. 





Pe ver Lusfegung S. 869 iſt die um 
Ef sermieten, die Kıllany des Saes verbeſſer: * 
über fh Die Notive eriläzen, : die Worte _megex a9 
Liten L:ar3” knd durct Te dem Reenvden & 
fea&uche extlebnte Beinzmurg „ern Kind uztern 
Jahren“ erizer, und die Stra’ iſt — von ie) 
abüefehen, wo Cie Dunliurg mic dem Berſan 
tölter verübt war — für las einrfische Verbreden i 
fern tie Kolge, der eingerretene Ted, ech nich nf 
kommt, gegen tie früberen Vecſchläge niedriger | 
Darüber laͤßt ſid reiten, aber nicht gerade dies ei 
für das altern Richtige ausgeben. 

Auch $. 170 uber fabrlaäſſige Derbeift 
rung des Zotes eines Meniben, wo te 
mum jegt ſtatt drei Jahren nur zwei Sabre, mt 
nikt mehr Strafarbeit, ſendern Öefängnig jene il, 
in ter Faſſung unt auch in ter Cache dadurch verkk 
daß rückſichtlid der Entziehung ter Befugnig zum 
ftäntigen Betriebe tes Gewerbes eter ter Kunſft audi 
der ſtrenge Grundſaͤtze befelgt werden fünnen. 

Eine erheblihe, ven mir beantragte B 
bat ter Eab uber ten Tharbeitand Der Zökts 
$. 171 gegen den frübern $. 233 erhalten 95), 

Das heimliche Wegſchaffen x. eines Leichnams ui 
jest $. 172 im Marimum mit ſechs Monaten & 
betroht, früher nur mit drei Monaten 98), 

Die ehetem in dieſen Zitel aufgenommenen Bet 
mungen über die durch Mißhandlung bewirkte Tödu 
und über Zöbtung in einer Echlägerei ($. 227 — 230 W 


94) insbefondere auch dur austrüdlihe Angabe des wweriuf 
der Vorſatzlichkeit bei dem Hulflostaffen. 


95) Bemerkungen ıc. ©. 67 fg. 


t6) Kritiſche Betrachtungen ıc. ©. 402. Rat. 204. Weanak 
gen ıc. ©. 69. 
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Gruͤnde 8) wiederholen zu muͤſſen. Die Verbrechen wider 
das Leben ſind ſo eigenthuͤmlich und ſchwer, daß ſchon die 
Riüuckſicht auf die richtige Volksmeinung verbietet, andere 
neben fie zu ſtellen, wie fehr auch in der Art der Hand: 
lung ıc. Manches als gemeinfam für Toͤdtung und Ver: 
leßung erfcheinen möge. 

Gerade hier iſt eö intereffant und lehrreich, die Fört: 
fohritte zu verfolgen, welche gegen die größtentheild fehr 
mangelhaften, vielfach unrichtigen und ungerechten Beftim: 
mungen des U. L. R. flufenweile in den verfchiedenen Ent: 
würfen bi3 zu dem gegenwärtigen gemacht find, mit Be 
nußung deſſen, was die Strafrechtöwiflenfchaft und die 
gerichtliche Medicin hier geleiftet und was in andern deut- 
fen Sefeßgebungen zum Theil ſchon vor längerer Zeit 
Eingang gefunden hat. Durfte der Entwurf v. 3. 1847 
ald erheblich verbeflert anerfannt, und mußte insbefondere 
mit Beifall hervorgehoben werden, daß endlich einmal 
die theild bedenklichen und gefährliden, theild überhaupt 
nicht im Recht gegründeten erceptionellen Beftimmungen 
über die Zödtung eines Todfranken- oder eines 
tödtlih Werwundeten auf deſſen Berlan: 
gen, über die Beihülfe zum Selbftmorde x. auf: 
gegeben waren ?!), fo wird man jest mit Genugthuung 
wahrnehmen, daß die Behandlung ded Verbrechens der 
Toͤdtung nach einfachen, richtigen Grundfägen und ent: 
fprehenden Anforderungen unferer Zeit und dem Rede: 
bewußtſeyn des Volkes erfolgt fey. 

Mord und Zodtfhlag find $. 161, 162 für 
die Anwendung des Strafgefeßed richtig unterfchieden ; 
nur der erftere wird am Leben gebüßt, wobei ich in Be: 





— — 


90) Kritiſche Betrachtungen über den Entwurf v. J. 1843 
3 378. Rot. 60. Bemerkungen über den Entwurf v. J. 1847 
. 63. . 


91) Kritifche Betrachtungen ıc. -&, 397. 





82 





ftens zwei Jahren zu abntenden Mißhandlung, keok 
Erſchwerungs- und Straferhoͤhungsgrund eintir: & 
beite find weſentlich verfchieten: Der eine ift ein eh 
ver wegen der Perion tes Verletzten, der an’ 
fubjettiver, tie Ueberlegung, im Gegenjag ti 
fettes — tiefes legtere ift ein Unterfchied, ber, ®: 
bei der Toͤdtung die Begriffe de Mordes und dei 
fchlages begrüntet, fo auch bei ten Verletzungen net 
dig beachtet werten muß, was denn auch mit Redti 
thut, der für Lie verſchiedenen Fälle und Geitens 
welche das Verbrechen auch rüdjichtlich des Er 
annehmen fann, eine Srmäßigung der Gtrafe 
„wenn ter Zhäter von tem Berlegten zum Zorn ge 
und dadurch auf der Etelle zur That hingeriſſen wc’ 
wobei jedoch diefe Ermäßigung ausdrücklich ausgejdit 
wird, wenn dad Verbrechen gegen leibliche Verwandu? 
aufſteigender Linie verubt wird.“ Da nun ſonſt üben 
und auch in tem gegenwärtigen Titel, die o bjeklir 
und fubjeftive Seite befenterd hervorgehoben &c 
den, fo fcheint Died aud, hier empfehlen werden zu tür“ 
und es fönnte Die fchwerere Etrafe der mit Lebe 
gung zugefügten Verlegung gleih in 8. 173 gew 
werten. 

Der $. 175, welder, um es kurz zu bezeichnen, $ 
der atrox injuria personae handelt, und in dieſer Scrmss; 
ift, entfpricht dem $. 91 in dem Xitel „Vergeben witr! 
die öffentliche Ordnung.” Es werden alſo, m 
(hen mit Rückſicht auf die Motive erinnert iſt, die Br 
leidbigungen ter in 8.91 u. 175 genannten Berl 
nicht bei den ftrafbaren Angriffen auf die Ehre ermö 
fontern unter andere Öefichtepunfte geftellt, tie fi 
vertbeidigen laffen, wobei jedoch die Frage nicht ganı & 
gewiefen werden kann, ob ed räthlich fey, das Hau 
moment, auf welches man von jeher nach den Geſela 
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vorigen Entwurfs) find jest ausgeſchieden und fo in ben 
nun folgenden 


Funfzehnten Zitel: 
Körperverleßung, 


gefegt worten. Dies ift im Allgemeinen zu billigen, und 
wohl begründet. Denn die Haupthandlung ift die wenn: 
gleih vorfaglihe Verlegung, wobei ber Tod bie 
außerhalb des Vorfabes gelegene Folge ift. Freilich Eönnte 
man dies auch in Anfehung der fahrläffigen Toͤd— 
tung geltend machen, allein e8 tritt der Unterfchieb 
ein, Laß Hier nicht wie bei ter Mißhandlung oder Kor: 
perverlegung ein felbftfländiges von der Toͤdtung verfchies 
bened Verbrechen vorliegt. Kür den erwähnten Fall ift 
8.177 Zuchthaus von zehn bis zwanzig Jahren gedroht, 
im frühern Entwurf $. 227 fünf bis zwanzig Sahre 
Strafarbeit oder Zuchthaus. Die befondere Beflimmung - 
des $. 228, gegen die ich mich ausführlich erklärt hatte 97), 
da fie unbeutlich und nach Form und Inhalt ungerecht: 
fertigt war, ift nun weggelailen worden. 

Den Titel eröffner $. 173, deſſen ſchon oben bei 
Gelegenheit der f. g. Real: Injurie gedacht wor: 
den ift 8). 

Eine nicht fprachrichtige und auch logifch nicht un: 
bedenkliche Zufammenftellung enthält $. 174, den ich an: 
ders gefaßt wiffen möchte: „, Die vorfägliche Mißhandlung 
oder Körperverlegung, welche gegen leiblihe Ber: 
wandte in auffteigender Linie, oder mit Ueberle: 
gung verübt wird, ift mit Gefängniß von drei Monaten 
bis zu drei Jahren zu beftrafen.” Das Gemeinfame ift, daß, 
gegenüber der einfachen in $. 173 mit Gefängniß von höch⸗ 
97) Bemerkungen ıc. 9.64 fJ. 

9) ©. Note 86, 
Mech. d. Er. R. (2. Beilageheft zu 1851.) 6 
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ftens zwei Jahren zu ahntenden Mißhantlung, hier cin 
Erſchwerungs- und Etraferhöhungsgrund eintritt; aka 
beite find wefentlich verfchieden: Der eine ift ein objekti: | 
ver wegen der Perfon des Verletzten, der antere a 
fubjettiver, die Ueberlegung, im Gegenſatz des Ü: 
fettes — dieſes legtere ift ein Unterfchied,, der, wie ce 
bei der Toͤdtung die Begriffe des Mordes und bed Lett 
ſchlages begrüntet, fo auch bei ten Verletzungen nothwa 
dig beachtet werten muß, was denn auch mit Recht $.19% 
thut, der für die verfchiedenen Fälle und Geſtaltunge J 
welche das Verbrechen auch rüdfichtli des Crfoge 
annehmen kann, eine Ermäßigung der Strafe zulk 
„wenn ter Thäter ven tem VBerlegten zum Zorn gem 
und dadurch auf der Etelle zur That hingeriffen mırk 
wobei jedoch diefe Ermäßigung ausdrücklich ausgefclin 
wird, wenn dad Verbrechen gegen leibliche Verwandie t 
auffteigenter Linie verübt wird.” Da nun fonft über, 
und auch in dem gegenwärtigen Titel, die objektiv 
und fubjettive Seite befonterdö hervorgehoben wer : 
den, fo ſcheint Died aud; hier empfohlen werden zu türfen, | 
und es fünnte die fchwerere Strafe der mit Ueberle: } 
gung zugefügten Verlegung gleib in 8. 173 getrekt 
werten. 

Der $. 175, welcher, um es kurz zu bezeichnen, me 
Der atrox injuria personae hantelt, und in Diefer Formne 
ift, entfpricht dem $. 91 in dem Xitel „Bergehen wite 
bie öffentliche Ordnung.” Es werden alfo, mt 
hen mir Rückſicht auf die Motive erinnert ift, die Be 
leidigungen ter in 8.91 u. 175 genannten Perſonn 
nicht bei ten ftrafbaren Angriffen auf Die Ehre ermähet, 
ſondern unter andere Gefichtöpunfte geſtellt, die ſich zwa 
vertheidigen laſſen, wobei jedoch die Frage nicht ganz ab 
gewieſen werden kann, ob es raͤthlich ſey, das Haupt— 
moment, auf welches man von jeher nach den Sefeden 
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und der allgemeinen Meinung befonderes Gewicht gelegt 
bat, zu einem untergeordneten herabzufegen. 

Die Aenderung, welde $. 176 gegen den frühen 
8.238 enthält, indem flatt „erheblicher Nachtheile für 
die Gefunbheit oder Gliedmaßen” jetzt gefagt ift „Krank: 
heit oder Arbeitöunfähigkeit von einer länger als zwanzig: 
tägigen Dauer”, war fon von den fländifhen Aus— 
ſchuſſen (hier jedoch dreißigtaͤgige) beantragt, um eine 

erceptionelle Beſtimmung für die Rheinprovinz entbehrlich 
zu maden, für melde dad, road Art. 309 des Strafe 
geſetzbuchs anorbnete, beibehalten werben ſollte. Die 
Motive machen jest noch die Einführung des Echwurges 
richts geltend. Früher waren für bie Faͤlle, welche jetzt 
8.176 mit Zuchthaus bis zu funfzehn Jahren bedroht, noch 
mehrere Unterfdeidungen, zwei bis zehn und zwei bis 
funfzehn Jahre beliebt. Wie ſchon erinnert, ift der Fall, 
wo die vorfägliche Mißhandlung den Tod zur Folge hat, 
nunmehr hierher, und nicht wie früher in den Titel über 
Verbrechen gegen dad Leben. gefegt worden. 

Die fonft fo beftrittene Frage über die Behandlung 
mehrerer Theilnehmer an einem Raufhandel ($. 178), 
insbefondere wenn ber Tod eines Menfchen dadurch herbei⸗ 
geführt worden, ift im Ganzen wie im vorigen Entwurfe 
beantwortet. Einiges ift näher beſtimmt; die Schwierig⸗ 
teiten, die in der Sache felbft, im Beweiſe der Schuld 
des Einzelnen liegen, find freilich auch hier nicht gehoben; 
aber es kann daraus. fein Grund zum Vorwurfe entlehnt 
werben. 

Bon ber vorfäglihen Vergiftung if 8.180 
die Rede. Die früheren Entwürfe hatten nur Gift ge: 

» nannt, wogegen ich erinnerte, daß bei ber Unbeftimmts 
beit des techniſchen Begriffs von Gift und der hier herr⸗ 


99) Aruiſche Betrachtungen ic. ©. 394. Net. —* 


yeriumieriui ug 10V nie 
vorſäßliche Mittheilung ebne 
ten Nachtheil, weiche 3 
die, welche eine ſchwere Koͤrperverletzun 
Habt, welche Zuchthaus von zehn bis 
nach ſich zieht. Was eine [were Körpe 
iſt bier nicht angegeben, und tem, grabı 
theilung durch Gefchwerne , ſich hier zeige 
Beduͤrfniß einer nähern Beſtimmung wir 
nahme auf $. 176 abgehelfen merben muͤſſ 
aus ergiebt ſich dann, daß auch der Erfolg 
tranfbeit hierher zu rechnen fin, Der 

Ausdrud „ſchwere Körperverlekun 
ſtanden wird. Wäre dem nidıt fo, dann 

lende Beſtimmung noch ergänzt werden. 9 
Handlung den Ted zur Folge gehabt, ſo 
lebenswieriges Zuchthaus.“ Es laͤßt ſich 

nichts einwenden ; denn der Handelnde muf 
Motive erkennen, ſelbſt ſagen, daß auch der 
fonne, und daß es nicht in feiner Gew 
Grenze zu beffimmen, bis wohin die Wirk 
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feggebungen thaten, dem Morde gleichftellen läßt, da 
Die zu diefem erforderliche Prämeditation in dem dolus 
eventualis nicht liegt, fo wird fie auch mit Recht nicht 
gelinder ald der Todtſchlag ($. 162) geahndet 19). 
Endlich heißt ed: „dieſe Beflimmungen berühren nicht ben 
Sal, wo der Thäter die Abficht zu tödten hatte.” 
Hier treten die Grundfäße von $. 161 ein, wobei ein Be: 
bürfniß, die Vergiftung befonders zu erwähnen, nach dem 
Wegfall qualificirter Mordthaten und Etrafen nicht vor:. 
handen ift. 

Der fonftige Inhalt der 96. 182 — 186, meift den 
früheren Vorfchlägen entfprechend, giebt mir nicht Stoff 
zu Bemerkungen. 

Ausgefchieden ift jeßt der frühere $. 245 über das 
Züchtigungsrecht !2), fernerg.245 über Retorfion, 
6. 246 fg. über die in gewiffen Fällen ausgeſchloſſene 
Ahndung von Amts wegen, über den Antrag des Verletz⸗ 
ten zur Beftrafung, und deſſen Zurücknahme über die Ver: 
jährung x. Auch dies rechtfertigt fih mit Ruͤckſicht auf 
die jetzige Verfahrensweife, die allerdings Den Unterfchted 
der öffentlichen Anklage im Intereffe des Geſetzes und der: 
jenigen, die erft Durch einen Antrag herbeigeführt wird, 
anerfennt, aber, unbefchadet ter materiellen Rechte, 
doch zu einigermaßen abweichenden Beftimmungen führen 
muß !9%). 


101) Vol. meine Bemerfungen zu „Genzler, die flrafredhts 
lihe Xchre von dem Merbrechen der Vergiftung”, im den 
frit. Sahrb. für deutfhe R.W. 3. 18416. ©. 112 fg. 


102) Der Entwurf v. 3. 1843 hatte den funfzehnten Zitel 
der „Ueberfhreitung und dem Mißbrauch des Neht6 
der Zucht” gewidmet: mas ich für entbehrlich erklärt hatte. 
Kritifche Betrachtungen ıc. ©. 416. 


‚02 B. v. 3. Jan. 1849 6. 9. — und meine Betrachtungen tc. 
.88, 
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Sechdzehnter Zitel. 


Verbrechen und Vergeben wider bie perfönlide 
Freiheit 29). 


An Anſehung der hierher geftellten Handlungen 
und ihrer Reihenfolge, fo wie deſſen, was gegen ben ren: 
dirten Entwurf vom 3. 1845 (mo einige meiner früheren 
Erinnerungen berüdjichtigt worden waren) nachher und jet 
wieder hinmeggelaflen ift, erlaube ich mir auf das Baus 
zu nehmen, was id auf Veranlaflung des Entwurfs ven 
J. 1847 vorgetragen habe 19). Ich finde in dem Snpalt 
des gegenwärtigen und in ben Motiven für Manches ein 
Beſtaͤtigung. 

Die Beſchraͤnkung hinſichtlich der aufgenommenn 
Verbrechen möchte ich eher gutheißen, als Diejenigen, 
weldye dem Umfang und Zhatbefland gegeben ift. Se 
mehr wir fünftig durch die ganze Richtung, welche be 
Nechtöpflege in der neuern Zeit nimmt, lediglich an tab 
gefhriebene Gefeß und den Wortlaut uns halten 
müffen — in weldher Beziehung ein wefentlicher Unter 
ſchied ter firafrechtlichen Beurtheilung gegenüber in 
civilrechtlichen fidhtbar werden wird, um fo mek 
wird eine große VBorficht bei ter Abfuffung der Strafe: 
bote nothwendig. Ob die Beflimmungen dieſes Titels 
überall ausreichen werden, ob fie Durchgangig den Worzug 





104) In den mir vorliegenden Motiven lautet die Ueber⸗ 
fhrift: „Won den Verbrechen oder Vergehen wider die ges 
festliche Freiheit.” Dies hat zwar au einen Einn, aber 
nicht den, der bier gemeint ifl. Handlungen gegen die ge» 
festliche Freiheit werden zum Zheil durdy andere 
drehen und auf andere Weife begangen, als von weichen bist 
die Rede ift. Auch fpricht der Zert der Motive fogleidh das 
von, „dab der 8. 157 das fchwerfte Werbrechen wider Vie 
yerfönliche Zreiheit, nämlich den Menfhenraub, unnt 
fi) begreife.” 


105) Bemerkungen ıc. ©. 78 fg. 





8 


' 


vor den früheren verdienen — barüber muß eine fpätere 
Erfahrung entfcheiden. 

Den Anfang macht auch jest (d. 187) der Mens 
fhenraub. Diefer Ausdrud, der auch vorher ($.255) 
vermieden war, wird, wie bemerkt 19), in den Moti⸗ 
ven gebraudt. Dagegen ift jest flatt des Wortes „bes 
mächtigt” die Bezeichnung „entführt” ($. 187, 
188) gewählt, was „die vollendete Bemaͤchtigung bes 
zeichnen fol.” Man kann den Motiven beiftimmen, wenn 
fie, was bisher allgemein angenommen worden ift, zum 
Thatbeſtande zwar nicht „die Erreihung der ver: 
brecheriſchen Abſicht, alfo des Menfchenverlaufs, 
der Ausſetzung ıc.” erfordern, aber „die Freiheitöbes 
raubung als vollftändig bewirkt, um das vollendete Ver: 
brechen zu conftatiren.” Allein ob Entführung befler, 
als Bemähtigung, die Vollendung bezeichne, die 
ohnehin von dem Verſuche nicht mehr fo fharf binfichtlich 
der praftifchen Folgen getrennt wird, fo daß der Unters 
fhied mehr nur ald allgemeiner Strafzumeffungsgrund in 
Betracht kommt, voie nach der andern Seite hin dies der 
Fall ift, wenn „nachher die Abficht wirklich erreicht ıft”, 
Laßt fich bezweifeln. Es fcheint mir bedenflich, den Aus: 
drud „entführen”, der eine feftftehende Bedeutung 
hat, bier auf eine andere Handlung überzutragen, wenns 
gleich diefe felbft nicht Entführung (nämlich überhaupt 
gar nicht) benamt, und jenes Wort nur für das Mittel, 
deſſen der Verbrecher fich bedient, gebraucht wird. 

Die Worte — „einen Menfhen — entführt, 
Num ihn — in hbülflofer Lage auszuſetzen“ könn: 
ten Zweifel über dad Verhaͤltniß zur Ausſetzung 
($. 169) erregen. Die Motive fuchen diefen durdy die 
Erinnerung zu begegnen, es fey eine wefentliche Verſchie⸗ 


106) S. die Note 104. 


nicht ertheilt werben wird, um fie zur Un 
Sch gebe unbedingt ber frühern Faſſung de 
ihrem Willen entführt, aber mit Kränfu 
ihrer Xeltern oder ihres Bormuı 

Verbeffert iſt aber $. 192 (gegen tür 
früheren $$. 259 — 261), indem es jek 
„Hat der Entführer ($. 190, 191) die Eı 
thet, fo Fann gegen benfelben nur auf Ar 
Perionen verfahren werten, welde auf 
erklärung der Ehe anzutragen befugt find ; 
felbe nicht cher verurtheilt werten, als b 
her '®) für ungültig erklärt werten it.” 
erklären zu 6.191: „Die Entführung einer 
verheiratbeten Perfon ift, falls fie mi 
geſchieht, nur als Ehebruc zu beftraf 
bier hervorzuheben, ta man ſonſt eine Luͤ 
den Fall unter $. 190 ziehen koͤnnte. Zu 
den wir bereitö beſprochen, jagen bie Mor 
trag zur Ahndung iſt nicht erforderlich. € 
Gonfequenz des im vorliegenden Entwurfe 
folgten Princips, die Beftrafung fo fhr« 
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aud) dad mit in fich begreift, was früher beſonders hervor: 
‚gehoben war, find die Befchranfungen hinweggefallen, 
Die, und mit Recht, die Motive deshalb nicht für ange⸗ 
meflen erachten ‚‚weil auch andere Beweggründe zu die: 
fem Vergehen denkbar find.” Eben fo ift die Minder: 
jaͤhrigkeit flatt des „ſechszehnten Lebendjah— 
res“ geſetzt, in dem „waͤhrend ber ganzen Minterjährig: 
keit das Erziehungs- und Aufſichtsrecht der Aeltern und 
Vormuͤnder beſteht“ — womit man ſich wohl einverſtan⸗ 
den erklaͤren kann. 

Nun erſt kommt in $. 190 das Verbrechen, welches 
bisher allein Entführung genannt wurde. Die Fafs 
fung „Wer eine Frauensperfon durch Liſt oder Gewalt 
entführt, um fie zur Unzucht oder zur Ehe zu bringen, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft” ift 
gegen die frühere ($. 259) nad) Form und Inhalt verbef: 
fert. Daß die Hantlung wider ten Willen der Frauens⸗ 
perfon gefchah, liegt in den Worten. Aber $. 191 fpricht 
von dem, ter eine minderjährige unverehelichte Frauens⸗ 
perfon mit ihrem Willen entführt — maß zwar, 
da es „ohne die Einwilligung ihrer Aeltern oder ihres 
Vormundes“ gefchieht, ftrafbar und wofür die Strafe Ge- 
fängniß von drei Monaten bis zu zwei Sahren gewiß nicht 
zu hoch iſt; aber dies it Doch nicht recht bezeichnet, da bie 
Motive felbft, als das hier Vorberrfchende, nicht die Ab: 
fiht, fondern „die Gewalt gegen die Perfon” en 
flären, die, wenn die Keichtfinnige Dem Frevler mit Ihrem 
Willen folgt, weber ftatt fintet, noch nöthig ift. Bezieht 
man aber, wie es fchon die P. G. D. Art. 118 thut (der bei 
einer Bergleicbung mit unferen neueren Gefeßen nicht ver: 
liert), das Verbrehen auch auf die Verlegung des Rechts 
der Xeltern, wie bier gefchieht, fo giebt man zu, Daß 
eben tie Gewalt gegen die Perfon nicht allein das Kri⸗ 
terium fin. Die Worte: „jedeh ohne die Einwil: 


» 


nicht unerlaubte Handlungen folcher Ar 
bleiben folfen.” 

Der jegige 6. 194 ift jedoch enger ı 
flatt der Worte „Gewalt oder Droh 
det, — um zu nöthigen" fagt: „ 
ober zu zwingen verfucht, daß er febriftlic 
mit der VBerübung eines Verb 
Vergebend bedroht.” Man hat bi 
des Ausſchuſſes für begründet erachtet, wo 
verftanden fern Fann. Die Strafe war I 
ren Haft beftimmt; jetzt, wo das Gefeg n 
umfaßt, ift fie höchftens Gefängniß von eiı 

An die Stelle ter weiter gehenden 
über Drohungen im $. 265 des vorigen 
nunmehr bie Vefchränfung des $. 196 „ 
dern mit Brand oder Ueberfhwem: 
droht, wird mit Gefängnig von zwei I 
einem Jahre beftraft.” 

Endlich iſt mit Zuſtimmung anzuerfi 
frühere 8. 266 über Verlegung bes 
durd) den aegenmärtigen $. 197 „Rem 
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9 ſchwereren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren 
- verpönt, ift (gegen $. 262) beflimmter gefaßt, wobei die 
ı früheren Beftimmungen die File Nr. 1 u. 2 befchränkt, 
- bie Strafe für den dritten hinfichtlid der Vorausſetzung 
g erweitert (micht, wie die Motive fagen „gefchärft”) ifl. 
1 Die Verbefferung ift anzuerkennen. 
x Der $. 194, welcher angiebt, wann eine wider: 
„ rechtliche Greiheitöberaubung nicht vorhanden ift, tritt an 
: bie Stelle des frühern $. 263. „Der erfte Abfag ent 
ſpricht genau den Beſtimmungen bes $.2 u. 3 als mit 
ı Buflimmung der Kammern erlaffenen Gefeges zum Schuge 
der perfönlihen Freiheit vom 12. Februar 1850. Der 
zweite, welder eine Ausnahme von $. 193 in Betreff 
Geiſteskranker enthält, war bereits von dem vereinigten 
ftändifchen Ausſchuß gebilligt.” Auf feinen (deffen) Ans 
trag ift der Schlußſatz des $. 263 im frühern Entwurfe 
geftrihen, und hiedurch jedem Mißbrauch der väterlichen 
Gewalt in diefer Hinficht vorgebeugt Y"%). Go heißt ed in 
den Motiven. 

Daß der frühere Entwurf $. 246 ein eigenes Ber: 
brechen ber Nöthigung aufftellte, hatte ich gebilligt, 
und bei mehreren Gelegenheiten auf das praktiſche Bes 
dürfniß einer folhen, auch fubfidiären Beftimmung aufs 
merkfam gemacht 1), Segt erflären auch die Motive 
unter Hinweifung auf die Fälle, wo dad Vergehen der 
einfahen Nöthigung in ein ſchweres Verbrechen 


110) Der $. 263 a. E. hatte den Leiblihen Water (wie 
der vorhergehende Entwurf auch den Ehemann) für nicht 
verbunden erklärt, eine obrigkeitliche Anzeige von den in Bes 
treff der geiftestranfen Perfon ergriffenen Maafregeln, zw 
machen. Meine dagegen vergebradhten Erinnerungen waren 
in der Revifion ©. 153 anerkannt und aud die gegen dem 
Entwurf v. 3.1847. Meine Bemerkungen ıc. 6.74, 


nn gruiſche Betrachtungen x. S. 412 fg. Bemerkungen x. 


mat uneriaubie Yancıungen ſoicher A 
iellen. 





Der jetziac $. 194 iſt jedech enger 
ſtatt der Worte „Gewalt oder Dro 


det, — um zu nöthigen” fagt: , 
ober zu zwingen verfucht, daß er ſchriftl 
mit der Verübung eines Werl 
Vergehens betront.” Man bar 
des Ausfchuffes für begründet erachtet, w 
verſtanden ſeyn kann. Die Strafe war 
ren Haft beſtimmt; jetzt, wo das Geſetz 
umfaßt, ift fie hoͤchſtens Gefängniß von e 

An tie Stelle ter weiter gehende 
über Drohungen im $. 265 des vorigen 
nunmehr tie Vefchränfung tes $. 196 , 
dern mit Brand oter Ueberfchwen 
droht, wird mit Gefaͤngniß von zwei 
einem Jahre beftraft." 

Endlich ijt mit Zuſtimmung anzuer 
frühere 8. 266 über Verlegung bei 
turd) den gegenwaͤrtigen d. 197° „We 
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u Sefängniß von acht Tagen bis zu einem Jahre beftraft” 
r eine erhebliche Werbefferung erhalten hat. Diefe Strafe 
x tft nicht mehr abhängig von einem Antrage ded Verlebten. 
t Die Motive erinnern, daß „die übrigen, namentlicdy die 
‚, von einzelnen Perfonen verübten” einfahen Haud 
verletzungen, nur als Uebertretungen im $. 318 mit Strafe 
bedroht werden.” 


Biebenzehnter Titel. 
Diebſtahl und Unterfhlagung. 


Ueber die ftrafrechtlihe Behandlung biefer ſchweren 
und leider fo häufigen MWiberrechtlichfeiten, fo wie über 
die thatfächlichen und rechtlihen Worausfegungen in un: 
feren Verhaͤltniſſen, von denen bei einer richtigen Würdi- 
gung der hier mit Ahndung bedrohten Eingriffe in den 
Privatrechtöfreis ausgegangen werden muß, habe ich meine 
Anfichten bereitö zu einer Zeit auszuführen gefucht, wo 
die entgegengefegten nur ald willführliche Behauptungen 
Einzelner erfhienen, und man Faum ernftlich beforgte, 
daß ed nöthig werben fönnte, dieſen nicht nur ald weiter 
verbreiteten Theorieen entgegenzutreten, fondern auch 
ald durch Handlungen in die Wirklichkeit verfegten 
angebliden natürlihen Rechten "3. Aller— 
dings mußte gegen den vorübergehenten Zuftand einer fol: 
ben da und dort fich zeigenden Rechtlofigkeit und einer 
Barbarei, die alle Ergebniffe der Sitte und ber bis 
dahin ununterbrochenen Arbeit der Bildung zu vernichten 
drohte, gegen die Nichtöwürdigfeit, die das Unrecht mit 
dem Scheine ded Rechts zu deden fuchte, wenn fie nicht 
lestered überhaupt gradezu verleugnen zu Dürfen glaubte, — 
es mußte alsbald wieder dad wahre Recht, deſſen erfte 





1) — Betrachtungen ii. ©. 413 fg. Bemerkungen x. 
. 9. 


> 
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Grundlage für bie gefellige DOrbnung und ben Gtaat die 
Heiligkeit ded Eigenthbumsift, in feine Stelle eintreten 
und ſich gegen die Willtühr behaupten "*?). Die Forte 
rung, daß den Gebrechen und Uebeln in unferen focialen 
Verhältniffen und Mißverhältniffen abgeholfen, daß nob 
ein Recht anerfannt werde, welches außer und nebm 
manchen, felbft nur eine vorübergehende Berechtigung 
habenden, thatſaͤchlichen Vorausſetzungen fteht, Fonnte 
und durfte ſich nicht etwa dadurch geltend machen, daß 
die Strafgefeggebung bad uralte, göttliche Gehe 
„Du ſollſt nicht ftehlen” mit einer mindern Sorgfalt all 
früher zur Aufrechterhaltung brachte. 

Daß dann aber die Grundfäge der Gerechtigkeit, und 
nah dem einmal in einem Gefegbudhe angenommene 
Straffnfteme, der Verbältnißmäßigfeit und Angemefin 
heit von Uebertretung und Strafe beobachtet werten mil: 
fen, daß, felbft wo das Ueberhantnehmen der Srevel einen 
größern Nachtrud fordert, und die verbreitete falfche Anficht 
über das in einem angeblichen berechtigten Kampf gegen dab 
Eigenthum und die ungleiche Vertheilung ber Güter ver 
übte und entfchuldigte oder befchönigte Zuwiderhandeln 
eine dem Anreiz entgegentretende größere Repreffion noth 
wendig madıt, dies doch nicht dahin führen dürfe, bem 
f. 8. Abfhredungsprincip eine felbfiftäntige und 
überhaupt eine größere Geltung beizulegen, als es nach dem 
Gerehtigfeitsprincip und in Uebereinftimmung mit 
demfelben in Anſpruch nehmen darf: das habe ich flers 
vertheidigt, und ich freue mich, in dem vorliegenden Ent: 
wurf diefed im Ganzen wenigſtens beftätigt zu finden, ob 
fhon die Aeußerungen in den Motiven der verfchietenen 
Entwürfe, die auch hier in ihrem Zuſammenhang einer 


Gammmu =. 


114) Meine angef. Abhandlung Im Archiv des Crim. R. 3. 1880, 
©. 169 fg. 


. 
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allmaͤhligen Fortbildung der Anfichten betrachtet werden 
müffen, zuweilen der Beforgniß Raum geben, daß man 
dem Abſchreckungsprincip eine zu große Bedeutung beiges 
legt habe. 

Die Zuruͤckführung ber ganzen, im Landrechte und 
nach den fpätern Verordnungen, wie in der heutigen An⸗ 
wendung höchft verwidelten, und waö die legislative Bes 


: handlung betrifft, vielſach mißlungenen Darftelung auf 


einfahe Geſichtspunkte, die Aufftellung weniger aber 
meiſt durchgreifender Kategoriecn, die Vermeidung unnd: 
thiger Cafuiftit, und folder Beftimmungen, die zu Streit» 
fragen führen, hatte ich ſchon bei dem legten Entwurfe ald 
verbienfilich erwähnt. Der gegenwärtige hat noch den 
Vorzug, in $. 198 den Begriff des Diebftahls für den 
praftifchen Gebrauch des Richterd und des Gefchwernen bes 
fimmter und fürzer gefaßt aufzuftellen, in den $$. 200 
und 201 die Fälle des flrenger zu ahndenden Diebflahls 
«(dort mit Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten, hier 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren) paſſend audzuzeichnen, 
wie denn auch für alle Kategorieen des Einfluffes mildern: 
der Umftände gedacht ift, während auch überall die Stel- 
fung unter Polizeiauffiht erwähnt wird, die nah Um: 
ftänden ($. 199, auch wohl-200) erfannt werden fann 
ober erfannt werben fol ($. 202). Daſſelbe gilt von 
der Unterfagung der Ausübung der bürgerlihen Ehren⸗ 
echte, welche ald zeitliche überall ftatt findet. 

Da nun Gefängnißftrafe und Zuchthaus rückſichtlich 
des Marimum der erften und des Minimum deö legten 


-in einander greifen ($. 10, 14), fo ift dem Richter bie 


Möglichkeit geboten, für jeden Fall eine ber Verſchuldung 
nad der ſubjektiven und objektiven Seite angemeffene Ahn⸗ 
dung auszufprehen, ohne daß es nöthig wäre, alle bie 
Anhaltspunkte, die ſich hier nach der Natur des Verbre: 
chens ergeben, befonderd im Gefege zu nennen. Der 
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bäude nicht anmwefend waren; ferner, was ben bewohn: 
ten Gebäuden gleichgeftellt werde, wann Einfteigen, 
wann Einbruch vorhanden fey, wobei die Ordnung ber 
88. 205, 206 umzufchren feyn dürfte, indem fie nur 
dann der in Numer 3 beliebten Reihefolge, fo wie 
6. 203, 204 den Numern 1 u. 2 des 8. 201 entfpre: 
hen; endlich 8. 207, welder angiebt, was unter fal: 
ſchen Schlüffeln zu verftehen fen, in Beziehung auf 
Numer 4 des 8.201, wobei ich durch fie Motive doch nicht 
überzeugt worden bin, daß „der bei der Berathung in 
dem Vereinigten Auöfchuffe geftellte, jedoch von ber Majori: 
tät verworfene Antrag, einen vorher entwendeten red: 
ten Schlüffel einem falfchen gleih zu achten”, auch jebt 
deshalb Feine Berudfichtigung habe finden fönnen, „weil 
ein folcher Kal mit dem eigentlichen durch Nachſchluͤſſel be: 
wirften Diebftahle Feine wahre innere Verwandtſchaft hat, 
und der Thatbeitand des Verbrechend Dadurch zweifelhaft 
wird, daß fich fihwer ermeflen laßt, wie viel Zeit 117) 
zwifchen der Wegnahme des Echlüffeld und der Begehung 
ded Diebſtahls verfloffen feyn müfle, um anzunehmen, 
daß der Schluͤſſel vorher !!F) entwendet fen. Auf bie 


117) 0. h. genauer: wie wenig Zeit. Denn je Länger vorher 
die Entwendung des Schlüſſels ſtatt gefunden harte, defte 
fhmwieriger (das iſt doch wohl die Meinung) ift es, einen fchen 
vorher beabfichtigren Diebftahl und einen Zuſammenhang beider 
Handlungen anzunchmen. 


118) Daß er vorher entwendet worden, verftcht fih ven ſelbſt, 
wenn fich der Dieb deffelben zu Ausführung des Merbrechens 
bediente. Die Frage ift die in der vorigen Note angedeutete, 
eb ſich annehmen läßt, daß der Dieb glei bei Entwendung 
des Schlüffels die Abſicht habe, fich alsbald oder in nächlter 
oder entfernterer Zeit deffelben zu der Eröffnung der 6. 201 
Nr. 4 benannten Räume oder Behältniffe zu bedienen. Aber 
iſt es weniger, gegenüber der einfachen Gntwendung , ein 
erfhwerender Grund, wenn der Finder widerrechtlich im Bes 
fid des Schlüffels erſt fpäter fih entichlieft, ihn fo zu mis 
brauchen ? Und ſelbſt wenn cr ihn anfangs ohne eine bes 
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innere Verwandtſchaft kommt hier doch nicht mehr an, als 
bei den unter fich fo verfchiedenen Fällen der 99. 201, 202 
bes fchweren Diebſtahls; und was die Schwierigkeit jenes 
Ermeffens betrifft, fo darf man hier doc) wohl nicht bloß 
den Richtern, ſondern auch den Gefchwornen vertrauen, 
daß fie, neben ungleich fchwierigeren Fragen, auch diefe 
nad) dem Ergebniß der Verhandlungen richtig beurtheilen 
würden. Uebrigens war jener von der Minorität des Aus: 
ſchuſſes geftellte Antrag aus dem Entwurf v. 3. 1843 
entnommen, welder 8. 411 beftimmte: „der falfche 
Schlüffel fey dem von dem Diebe vorher entwenbeten rech: 
ten Schlüffel glei zu achten”, wogegen ich mich erflärt 
und vorgefchlagen hatte „die Entwendung rechter Schlüffel 
ſelbſt als Erfchwerungdgrund aufzuftellen, flatt des Um: 
wegs, die rechten Schlüffel durch eine Fiktion für falfche zu 
achten, weil fie widerrechtlih erlargt und gebraucht wor: 
den. ” 119) 

Den Schluß macht $. 211, welcher fagt: „Entwen⸗ 
dungen oder Unterfhhlagungen, welche von einem Ehegat: 
ten gegen den andern, oder von Aeltern .oder Greßältern 
gegen ihre Kinder oder Enfel, oder'von Kindern oder En: 
feln gegen ihre Aeltern oder Großältern begangen werben, 
find ftraflos.” Died wird nah den Motiven dadurd 
gerechtfertigt, „daß dad Verhältniß zwifchen Afcendenten 
und Defcendenten ein durd die verwandtfchaftlichen Bande 
geheiligtes if.” Der Gedanke, der bier nur nicht ganz ' 
angemefjen ausgedrüdt ift 120), Hat zu allen Zeiten die ge: 


ffimmte Abficht entwendet hätte (etwa wegen bes doch ganz 
unbedeutenden Eiſenwerths), wird feine Schuld geringer, weil 
er erft Tpät auf den Gedanken kommt, vermittelft diefes Schlüfs 
ſels einen Diebftahl zu verüben? Die Sicherheit ift nicht 
minder auch in diefem Falle gefährdet. 

119) Kritifche Betrachtungen ıc. ©. 455 fg. , 

120) Der Sag beginnt: „daß die Verbrechen des Diebftahls ꝛe 
auch da für flraflos erklärt werden, wo diefelben von Kin⸗ 

7” 
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hührende Anerfennung gefunden. Aber die Faſſung fcheint 
mir weniger gut, ald Die frühere (Entwurf vom 3. 1847 
$. 277): „find nicht zu beftrafen.” Leicht madıt 
man ben Schluß, zumal jest, wo nur auf Grund eines 
ausdrüdlichen Strafverboted eine Ahndung eintreten foll: 
das, was nicht bei Strafe verboten fey, fey erlaubt. 
Jener Entwurf beftimmt dies übrigens nur für Entwen: 
dungen unter Ehegatten, und der Afcendenten an Defcen: 
denten. Für die andern Falle der Defiententen an Afcen: 
denten und unter Gefchwiftern und Berfchwägerten war 
die Strafbarfeit anerfannt, und nur dad Verfahren von 
Amts wegen ausgefchloffen, indem erft ein Antrag des 
Verletzten die Unterfuhung veranlaffen folte ($. 278). 
Ich möchte "geneigt feyn, hier dem frühern Entwurf den 
Vorzug zu geben, der, in Uebereinftimmung mit älteren 
und neueren Gefeßgebungen und allgemeiner Rechtsanficht, 
einerfeit die Etrafwürdigfeit auch folder Entwendungen 
in weitem Umfang anerkennt, andererfeitö dem Familien⸗ 
princip fein Recht gewährt, während er zugleich der Mög: 
lichfeit einer jugendlichen Uebereilung, die durch die Haus: 
zucht gerügt werben, fann, Verzeihung hinfichtlich der 
Öffentlichen Rüge angedeihen zu laffen, den gebührenden 
Raum läßt. Ohnedies muß der Schlußſatz des $. 211 
„Diefe Beftimmung findet feine Anwendung auf anvere 
Perfonen, welche ald Theilnehmer oder Hehler ſchuldig 
find”, fo gerechtfertigt er auch ift, doch wicder die beab- 
ſichtigte Schonung des geheiligten Verhaͤltniſſes erſchweren, 
da gegen letztere keineswegs erſt oder nur im Fall eines 


— — — [no 


dern tc. gegen ihre Aeltern ꝛtc. verübt worden find — zc.; aber 
wo ift dann hier der Gegenfag, und welche andere Dichftähle 
find dann ftraflos ? Wielleicht der Aclternzc. an Kindern? Das 
hat allerdings eine Bedeutung; aber es niufte doch anders 
begründet werden. Ohne Zweifel ift die jegige Zaffung der 
Motive hier durch die Rüdficht auf den vorigen Entwurf bes 
ſtimmt morden. 
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Antrages verfahren werden fol. Wenigſtens ift dies nirs 
gends, vielmehr das Gegentheil in der oben angeführten 
Stelle der Motive gefagt 11). . 

Bon der fonft allgemein angenommenen Straflofig: 
feit der Entwendung im Falle der Noth ift weder hier, 
noch im Allgemeinen Theile etwas bemerft, und man barf 
wohl annehmen, daß die gewöhnlichen Grundfäge gelten 
folen. Aus Art. II des Entwurfs des Einführungss Ges 
feßed erfieht man, daß unter andern von befondern Straf: 
gefegen in Kraft blieben diejenigen über Holzdiebſtahl, 
Forſt⸗ und Jagdfrevel. 


Achtiehntet Titel. 
Raub und Erpreffung. 


Es ift, und wohl nicht blos von indivibuellem Ins 
tereffe, dad Schickſal eines Theiles der Geſetzgebung in den 
raſch aufeinander gefolgten Entwürfen und Revifionen zu 
beobachten. In meinen Beiträgen zu dem Entwurf vom 
3. 1843 hatte ich mic) gegen die damalige Auffaflung laus⸗ 
gefprochen *22) und bei der fpätern Revifion Zuftimmung 
gefunden, fo daß der Entwurf v. 3. 1845 in dem Einne 
meiner Erinnerungen abgeändert worben war. Go durfte 
id) in den Bemerkungen über den Entwurf vom I. 1847 
fagen 3): „Der erfle Entwurf hatte, im Widerfpruch mit 
dem gemeinen Sprachgebrauhe, und dem gefchichtlichen 
bier nicht wohl zu verlaffenden Gruntlagen, den Begriff 
des Raubes auf eine nicht zu billigende Weiſe verändert 
und erweitert, was, wie ic gezeigt hatte, auch hinficht: 
lich der praftifchen Folgen nicht gleichgültig if. Bei der 

121) ©. oben Note 109, 
122) Kritifche Betrachtungen ıc. ©. 465 fg. 
123) Bemerkungen x. ©. 78 fg. 
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Reviſion war die Richtigkeit der Erinnerung anerfannt, 
der $. 436 theils anders gefaßt, theild deſſen Inhalt in 
zwei $$. 266, 267 gefondert, und fomit audgefprechen, daß 
die im legten erwähnte Handlung, ohne felbft Raub im 
eigentlichen Einne zu feyn, wie ein folcher beftraft wer: 
den fol.” 229) Sch mußte aber hinzufügen: „Der 
jegige Entwurf (v. 3. 1847) ift $. 280 wieder ganz zu der 
Anficht des erflen in Form und Inhalt zuruͤckgekehrt, ohne 
daß die Motive hierüber mehr, als die Bemerkung ent: 
halten, wie die WVorfchriften des Entwurf von 1843 
ihrem wefentlichen Inhalte nach übernommen feyen.” 17) 
Indeflen fanden meine Erinnerungen bei der Berathung 
die gewünfchte Zuftimmung, und ed wurde die Rückkehr zu 
der verbefjerten Form des revidirten Entwurfs v. 3. 1845 
befchloffen.. In diefem Einn ift denn endlich audy bie 
firafrechtlihe Behandlung in dem jetzt vorliegenden Ent» 
wurf erfolgt, in Betreff deren die Motive zu den 88. 212 — 
215 bemerken: „Nach dem Vorfchlage des Vereinigten 
ftändifchen Ausfchuffes find die $$. 265 u. 267 des revidir: 
ten Entwurfd von 1845, welche Die Definition des Raus: 
bed enthalten, anftatt des $. 280 bes Entwurfs von 1847 
in den gegenwärtigen Zitel aufgenommen worden. Nur 
die Bellimmung über den Zeitpunkt 12%), wann das Ber 
brechen als confummirt anzunehmen fey, ift fortgelaffen 
worden, da tiefelbe mit Rüdfiht auf Die gegenwärtig 
angenommenen Grundfäge über die Beflrafung des Ber: 
ſuchs entbehrlich erfcheint. ” 


124) Repifion ©. 26, 

125) Bemerkungen ıc. ©. 79. 

126) Auf einen Zeitpunkt Eommt es für die Bollendung nicht 
überhaupt, fondern nur in fofern an, als eben die Handlung 
volführt oder der Erfolg eingetreten iſt, bie zum Begriffe des 
Verbrechens arhüren. 
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So mird mir denn auch hier die Genugthuung, 
nicht ganz vergebens gearbeitet zu haben: es wird erlaubt 
feyn, dieſes gelegentlich anzuführen, wäre es aud nur 
um ed zu rechtfertigen, überhaupt eine ſolche Theilnahme 
zu bethätigen. 

Durch die Beftimmungen bed jegigen Entwurfs 
$..212 ift denn die frühere falfche über den Raub und deſ⸗ 
fen Vollendung befeitigt, und aud was bie Straffäge ans 
belangt, muß ich es, wie gefagt, billigen, daß man in 
fofern wenigftens von dem vorigen Entwurfe (v. 3. 1847) 
abgegangen ift, als nicht mehr zwiſchen fünfjähriger und 
lebenswieriger Zuchthausſtrafe dad richterlihe Ermeſſen 
fi) bei Beurtheilung des einzelnen Falles zu bewegen hat, 
fondern mehrere Abflufungen gemacht find, worüber die 
Motive Rechenfchaft geben. 

Es ſoll nach $. 214 Nr. 2 die fehwerere Strafe des 
Raubes (Zuchthaus von zehn bi zwanzig Jahren, und 
Stellung unter Polizeiaufjicht) eintreten: „wenn zu dem 
Raube Mehrere ald Urheber oder Theilnehmer mitwirken, 
welche fi) zur fortgefegten Berübung von Raub oder 
Diebftaht verbunden haben.” Dies ift zwar angemeifen, 
aber der Beweis der zuletzt aufgeftelten Bedingung wird 
nicht felten ſchwierig feyn, und es koͤnnte hier über die. Her⸗ 
ftellung des Thatbeftandes daflelbe Bedenken gehegt wers 
den, deſſen oben nach den Motiven zu $. 201 gedacht 
worden ift. Im der That iſt die Verbindung zu fernerm 
Raub ober Diebflahl ein wichtiges Moment für die Würs 
digung der fubjeftiven und objektiven Gefährlichkeit der 
Verbrecher: aber ed liegt dieſes außerhalb ber jegt zu be: 
aurtheilenden Handlung, deren Strafbarkeit gegenüber dem 
einfachen Raube ($. 212) ſchon dadurch gefteigert ift, daß 
in diefem Falle fih Mehrere verbunden haben, auch wenn 
das gemeinfame Werk fich nur auf dad eine, hier zur Ahn⸗ 
dung fommenbe Verbrechen des Raubes bezieht. Nun 
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koͤnnte tie Faſſung des Geſetzes die Auslegung zulaflen, 
ald wenn ein ſolches gemeinfames Handeln mehrerer Uebel 
thäter nicht auch fchon eine Qualıfication enthielte, fo: 
fern das Moment fehlte, welches jene, für den fonit ge 
braudhlihen Austrud „Bande” gewählte Umfchreibung 
bezeichnen fol. Für diefe den Raͤubern günflige Aus 
legung Spricht fogar $. 214 Nr.1: „wenn die Raͤuber, 
oder einer ber Räuber oder Theilnehmer am Raube Waf— 
fen bei fi) führt”, woraus man fihließen muß, daß, fe 
bald Waffen nicht geführt werden, ber Umftand der Ver: 
einigung mehrerer Perfonen zur Begehung des Raubes 
nicht die hier ſchwer verpönte Kategorie begrünte. Iſt 
alfo der richtige Einn der, daß ein von mehreren Pers 
fonen begangener Raub ohne jene Nr. 1 und 2 aufge 
ftellte Erforderniffe nur zu den einfachen gehören folle, fo 
müßte man, fcheint mir, um fo mehr beantragen, aud 
dieſen Fall gefeglich auszuzeichnen, als im Allgemeinen 
Theile hierüber nichtö beſtimmt ift, und nur übrig bleibt, 
jenen Umftand bei Bemeſſung der Strafe nad) tem $. 213 
über einfahen Raub (fünf bis funfzehn Jahre Zuchthaus) 
ald erhöhenden in Betracht zu zu ziehen. Dat man aber 
etwas anders gemeint, fo wird dies, Da die Auslegung 
nothwendig zu einem andern Ergebniß führt, deutlicher 
gejagt werten müffen. ine zu große Strenge liegt hierin 
wohl nicht, denn nach $. 214 Nr. 1 wird (und mit Reit) 
auch der Fall als ſchwerer hervorgehoben, „wenn ber 
Raub auf einem öffentlihen Weg oder Platz verübt 
wird?” — wobei doch übrigens unter Umftänden, jede 
\ fonftige Qualification entfernt fenn, und gefragt werden 
kann, ob denn der Räuber, der in ein Haus eindringt, 
größere Schonung verdiene ? 
Mit lebenswierigem Zuchthaus wird nad $. 215, 
Nr. 3 diefed Verbrechen beftraft: „wenn bei bem Raube 
der Tod eines Menfchen durch Mißhantlung oder Körper: 
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verlegung verurfacht ift.” Died entfpricht zwar dem $. 177, 
der jene Handlung (vom Raube abgefehen) bei dem toͤdtli⸗ 
hen Erfolg mit Zuchthaus von 10 bis 20 Jahre ahndet, 
und dem $. 180, wo bei vorfäglicher Vergiftung, die 
den Tod bewirkt, lebenswieriges Zuchthaus beftimmt ift: 
aber es wäre wenigftend angemeflener, hier denfelben Vor⸗ 
behalt zu machen, den man in dem Titel über Körpervers 
legung an zwei Stellen, $. 178 a. E. und $. 180 a. €. 
für nöthig erachtet hat, daß durch diefe Beftimmungen die 
Anwendung ber Grundfäge über Mord und Todtſchlag 
nicht auögefchloffen werden, wo biefe im befondern Falle 
bedingt erfcheint. 

In $. 215 Nr. 1 wird die Iebenswierige Zuchthauds 
firafe auch dem ruͤckfaͤlligen Räuber gedroht, was zu hart 
erfcheint, da hier und nad) $. 49 fchon die erfte Werur- 
theilung den Rüdfall begründet, und es fol noch dazu 
der $.51 auögefchloffen feyn, dem zufolge fonft nad zehn 
Sahren, feit der Abbüßung des frühern Verbrechens, bie 
Straferhöhung wegen Rüͤckfalls nicht eintritt. Dem Raube 
wird hier ferner gleichgefeßt „gewaltfame Erpreffung.” 
Auch dies fann für manche Faͤlle zu ſtreng erfcheinen, da 
die Erpreffung ($. 217) weit gelinder ald ber Raub 
beftraft wird (mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, 
und menn bad angebrohte Verbrechen in Mord zc. beftcht, 
mit Zuchthaus biß zu fünf Jahren ıc.). Died dürfte ſich 
nur für die Faͤlle rechtfertigen, welche $. 218 vorfieht, ins 
dem, wenn die Erpreffung durch Drohungen mit gegenwärs 
tiger Gefahr für Leib oder Leben, oder durd Gewalt ges 
gen eine Perfon gefchieht, der Thäter gleich einem Räuber 
zu beftrafen ift (55.213 — 215). Sollte nun’burd bie 
Bezeichnung „gewaltfame Erpreffung” dieſer Fall des$.218 
gemeint feyn, fo wäre meine Erinnerung erledigt, unb 
es müßte dann nur theils eine Luͤcke ausgefüllt, theils in 
$. 215 ausdrüdlich auf $. 218 Bezug genommen werben. 
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Dann entfteht jedoch ein anderes Bedenfen. „Ge: 
waltiame” Erpreffung ift ein Pleonasmus. Im Be: 
griff der Erprefiung liegt immer auch das Moment dere: 
walt, und fie verhält fi zum Raube ungefähr wie die 
Unterfchlagung zum Diebftahle, weshalb fie auch paſſend 
nebeneinander geftellt werden. Soll dad Wort „gemalt: 
fam” hier aber nicht überfluffig ftehen '?7), fo fallt es auf, 
daß diefes der Erpreflung in $. 215 beigefügt wird, wo 
die Rede vom Raube und jene nur gelegentlich bei dem 
zweiten Raube erwähnt ift, während in den $$. 210 — 218, 
welche der Erpreffung gewidmet find, jenes Beiwort 
nicht vorfommt, wie man denn auch nicht annehmen Fann, 
daß man hier zwei Arten der Erprefiung habe untericheiden 
wollen, deren eine mit der andern ohne Gewalt ftatt finde. 
., Die allgemeine Definition ift, und im Ganzen gut, in 
$. 216 gegeben, wo der Ausdruck „zwingt” ja auch die Ge: 
walt anteutet. Freilich nennt $. 218, Gewalt gegen 
eine Perfon” und zeichnet biefen Fall als befonderd 
ſchwer, und dem Raube vergleichbar aus. Aber ficher kann 
nicht der Gegenfaß ein zwingendes Handeln (wozu aud 
die Hier erwähnten Drohungen gehören) ohne Gewalt ſeyn; 
und die Gewalt, von der überhaupt bie Rede iſt, finder 
ja immer gegen eine Perfon ftatt: fondern der Nachdruck 
ift in $. 218 gegenüber den Küllen der$$.216, 217 darauf 
zu legen, daß die Erpreffung durch „Drohungen mit ge- 
genwärtiger Gefabr für Leib oder Leben, oder 
durch Gewalt” gefhieht. WIN man alfo eine quali: 
» ficiete Art der Erpreffung, durch dieſe Form ber Gewalt, 
aufftellen, fo müßte dies beflimmter gefagt werben. 

Beſchraͤnkter als fonft ift ubrigend der Begriff biefes 
Verbrechens aud) dadurch, daß, wie bie Motive uns be: 


. 127) Die Motive [prehen aber au) von gewaltfamer Gr 
prefiung, und man muß annehmen, daß dieſes nicht ohne 
Grund gefcheben fey. 
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iehren, „die im frühern Entwurfe ($.284) aufgeftellte Uns 
terfcheidung zwifchen Erpreflungen,, welche durch Andros 
bung verbrecherifcher Handlungen verübt worden find, und 
folhen, welde durdy Androhung an fich erlaubter Hands 
lungen, 3.3. Klagen und begründeter Denunciationen, ftatt 
gefunden haben, aufgegeben worden if.” Es entfpricht 
dies der Rheinifchen Gefebgebung und den Anträgen des 
verefnigten ftändifchen Ausfchuffes, fo wie dem in $. 195 
vorgefehenen Verbrechen der Nöthigung, wo als Erfors 
derniß des Zhatbeftandes ebenfalls fchriftliche oder münd: 
liche Drohung mit Berübung eines Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens aufgeſtellt iſt. 


Neunzehnter Titel. 


Betrug. 


Schon in dem vorigen, -noch mehr in dem gegenwärs 
tigen Entwurfe ift hier eine erhebliche Abkürzung eingetre> 
ten. Begriff und Strafe ded Betrugs find in den $$. 219, 
220 (welche nur in der Faflung verbeflert worden) nach 
den $$. 263, 264 des frühern Entwurfs beflimmt, wie fie 
die Genehmigung des vereinigten Ausfchufles erhalten 
hatten. 


Man war bereits in dem Entwurfe vom Jahre 1847 
zu der landrechtlichen Anficht zurüdgelehrt, welche den Bes 
trug als Mittelder Bermögensbefhädigung betrach⸗ 
tet (was allerdings zu auffallenden Ergebniffen in mehrfa> 
cher Hinficht führen mußte), während. der erfte vom Jahre 
1843 die Beſchraͤnkung auf gewinnſuͤchtige Handlun: 
gen nicht fennt, wie denn auch ein ſolcher weder im Bes 
griffe noch in dem Ausdrude liegt, und dem gemeinen 
Rechte nicht bekannt iſt. Für ſolche umfaflende und zu: 
gleich die fubfidiäre Natur des Werbrechend anerkennende 
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Beflimmung hatte ich mich früher erflärt 128), und halte 
fie noch immer für richtig; doch will ich nichts Dagegen er: 
innern, daß man jetzt dad Gebiet enger begrenzt, indem 
zu erwarten ift, daß die Mehrzahl der nicht unter tie $. 
219 fg. fallenden betrüglihen Handlungen, nady ben in 
den folgenden Titeln aufgeftellten Beflimmungen, ber 
verdienten Rüge nicht entgehen werben. 

Andere Erinnerungen, die ih (3. B. in Betreff der 
richterlihen Ermädhhtigung.c.) gemacht 129), haben dur 
die neue Nedaftion ihre Erledigung gefunden, und fo 
fcheint mir der Titel vom Betrug der einfachen Annahme 
empfohlen werben zu dürfen. 

Die ehemals aufgeftellten Unterfchiede über ten nur 
auf Antrag zu ahndenten Betrug, und die Fälle, welde 
gar nicht zu beftrafen find, bat man jebt weggelaflen, und 
ed wird nicht nur in ben Fällen, welche tie 88. 221, 222 
hervorheben, fondern auch Bei den einfachen von Amts 
wegen bie Rüge eintreten müflen, während es mittelbar 
nicht ausgefchloffen wird, die Verfolgung da abzumenten, 
wo die im engern Kreife vorgefallene betrügliche Handlung 
nicht anters als unter Umftänden zur öffentlichen Kennts 
niß gelangt, die Bier ihren Einfluß nach ter einen oder 
andern Seite ausüben. 

Die vorigen Entwürfe hatten noch einen Titel: 
„Untreue”, für den ich Einiges geltend gemadyt 190). Diefer 
ift jetzt weggelaffen. 

Zwansigfter Titel. 
Urkundenfälfhung. 

Der entfprechende Zitel im vorigen Entwurf [autete 

„Münzverbreden und Faͤlſchung.“ Daß jebt 


128) 4 Kritifche Betrachtungen ©. 474 fg., Bemerkungen ©. 84, 
meine Abhandlung im Aral des Crim. R. J. 1850 ©. 170f5. 

129) Bemerkungen S. 84, 

130) ee —S ic. S. 478 fg., Bemerkungen :c. 





109 


der Fälfhung eine mehr felbfiftändige Stellung, und 
jedenfall eine paffendere als früher, neben und nach den 
Münzverbrechen angewiefen if, muß ich billigen "31); 
und es foll Hier auch nichts dagegen erinnert werben, daß 
dad in Beziehung auf Papiergeld veruͤbte Verbrechen, wels 
ches auch, und recht eigentlich eine Urkunden: Fäl: 
ſchung if, feine Stelle bei den Münzverbredhen erhal: 
ten hat. Es iſt befannt, was ſich für die eine und die an⸗ 
dere Art der Behandlung anführen läßt. 

Der Inhalt deö gegenwärtigen Titels entfpricht das 
ber nur dem der zweiten Abtheilung deffelben im vorigen 
Entwurfe. Die Beftimmungen find meift aus demfelben 
übernommen, Einiges ift in ber Faſſung verbeffert; die 
Strafen find im Weſentlichen diefelben. Einige, durch 
dieneuern Einrichtungen, durch die allgemeine Wechſel⸗ 
ordnung ı. bedingte Abänderungen erfcheinen wohl 
gerechtfertigt. ° 


Cinundzwanzigfter Titel, 
Bankerott. 


Schon der vorige Entwurf Hatte, gegen feinen Borgän: 
ger, das Verbrechen in der Beſchraͤnkung auf beflimmte Pers 
fonen behandelt. Dies ift jegt beibehalten worden. Auch 
bie Strafbeftiimmungen find diefelben, nur der ein fache 
Banferott wird $.237 mit einer geringern/Strafe bedroht, 
als im Entwurfev. 3.1847 $.3265 wonach bid zu fünfjähris 
ger Strafarbeit erfannt werden konnte, während jetzt hoͤch⸗ 
ſtens zweijähriges Gefängniß eintreten fol. In gemwifler 
Hinficht ift der Begriff des Verbrechens, obſchon nicht Über 
Gebühr, erweitert, und mit Recht find durch $.239 die 
Bankerott» Gefege auf Maͤkler und Notarien auögedehnt, 


131) Bemerkungen ıc. ©, 86fg, 
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in fofern diefelben Handelögefchäfte treiben. Man wirb 
hiee und in der ganzen Auffaflung den Motiven zuflim: 
men koͤnnen 13%), 


Zwei und jwanzsigfier Titel. 
Strafbarer ECigennug. 


Schon der Inhalt des vorhergehenden, noch mehr 
aber derjenige des gegenwärtigen Zitel3 wird Durch Vor: 
ausſetzungen beſtimmt, die andern Gebieten der Wiffenfchaft, 
des bürgerlichen Verfehrs, der Staats- und Volkswirth⸗ 
haft angehören, über welche in unferer Zeit eine große 
Berfchiedenheit der Anfichten herrfcht, und insbefondere 
auch eine vielfach abweichende Anſchauungsweiſe gegenüber 
der, von welcher noch das A. ER. ausgegangen tft. Ich 
erlaube mir bier meine früheren Ausführungen in Bezug- zu 
nehmen, die in fofern auch für die Würdigung des be: 
treffenden Theils unferer Gefeßgebung in Betracht Fom: 
men dürfen, als biefe im Ganzen auf denfelben Grund- 
fäten beruht und diefelben Folgerungen aus diefen zieht, 
wie ber frühere Entwurf 1%). Es ift aber gewiß richtig, 
daß, fo lange noch gewiffe Berfäriften 3. B. über einen 
gefeglichen Zinsfuß für nothwendig erachtet und im Givil- 
gefegbuche beibehalten werben, auc die Ueberfchreitung 
derfelben geahndet werden müjle, und daß, neben den ledig: 
lich privatrechtlichen Folgen, auch ftrafrechtlihe da auszu⸗ 
fprecben find, wo fich ein wirkliches, im öÖffentlihen Sn: 
terefje zu rügendes wiberrechtlihes Handeln offenbart. 
Auch darfdie in der neuern Zeit überall gemachte Erfah: 
rung (3. B. auch in Frankreich), welche das praftifche 
Bedürfnig von Strafgefeben gegen den Wucher recht fühl: 


132) Meine Bemerkungen ıc. ©. 87 fo. 
133) ‚Kririfche 2 arungen x. ©. 19 fg., Bemerkungen ıc. 


©. 89 fg. mit S. 87 
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bar gemacht hat, nicht bei Seite gefeßt werben '*). Man 
. wird gegen den $. 240, welcher den Wucher, in angemefs 
fener Beſchraͤnkung des Begriffs, verpönt, feine gegründe: 
ten Einwendungen vorbringen fönnen. 

Neu ift 6. 241 „Wer ohne Erlaubniß der Behörbe 
gewerbmäßig auf Pfänder leiht, wird mit Gefängniß von 
acht Tagen bis zu zwei Monaten beftraft.” Die Motive 
bemerken, „daß ed hier einer ftrafrechtlihen Beflimmung 
beturft habe.” „In welchen Fällen das Ausleihen den 
Charafter ded gewerbmäßigen erlangt, bleibt ber 
Beurtheilung des Richterd überlaflen.” Das wird freilich 
zu einer fehr ungleichen Praris führen, obfehon nad) dem 
Strafmaaße hier Richter allein urtheilen werben. Ueber: 
haupt fcheint mir die Beftimmung nicht ganz unbedenklich, 
und mehr die Eigenfchaft einer polizeilichen Vorkehrungs⸗ 
maaßregel zu haben, da hier ein Mißbrauch und verbedter 
Wucher leicht möglih, und da es vollfommen gerechtfer: 
tigt ift, daß, wer vom Leihen auf Pfänder Gewerbe ma: 
chen will, fich die Genehmigung der zuftändigen Obrigkeit 
erwirfe. Es würde fi) dann noch die Handlung zunaͤchſt 
als unbefugter Gewerbebetrieb darſtellen. An ſich ift fie 
nicht unrecht, fie wird ed erft, indem fie ohne oder gegen 
den Willen der Behörde gefhieht. Wenn bei mehrmali» 
gem ſolchen Ausleihen auf Pfänver feine höheren, als bie 
gefchlich erlaubten Zinfen genommen, wenn die Pfänder 
gehörig zurückgegeben werden, fo tritt der Geſichtspunkt 
des ftrafbaren Eigennupes nicht ein, obgleich die Verletzung 
der Vorſchrift über Einholung einer Erlaubniß zu ahnden 
if. Die Handlung kann aber auch, und fie wird bee 
Erfahrung nach, meift zugleich eine wucherliche feyn, und 
damit mag fich denn auch vertheidigen laflen, daß man fie 
hierher fegt und firenger, wie eine bloße Lebertretung ahn⸗ 


134) Bemerkungen ıc. &. 9. 
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det; natürlich mit dem Vorbehalte, baß der $. 240 An: 
wendung finde, wo deflen Bedingungen Pla& greifen. 

Zu billigen ift e8, daß der $. 242 über das vom 
öffentlichen Pfandverleihen verübte furtum usus jeßt gleich 
hierher geftellt ift; ftatt des frühern $. 334 dad Minimum 
der Strafe, welches man jegt für nöthig hält; ein Mo: 
nat Gefängniß, oder zwanzig Thaler Buße, ift aber tod 
für mandhe Fälle zu hoch. Wenn nah $.210 die Unter: 
fhlagung, bei mildernden Umftänden,nur mit acht Ta⸗ 
gen Befängniß geahndet wird, fo ift ed gewiß fein richtt: 
ged Verhältniß, den, der fich z.B. eines ihm verpfündeten 
filbernen Eflöffels, felbft dauernd, bediente (wo bie Ab: 
nußung fehr gering ift), mit der vierfachen größern Strafe 
zu belegen. Freilich würde die Unterfhlagung, von 
diefer Perfon begangen, die Eigenfchhaft eines andern hoͤ⸗ 
her firafbaren WVerbredens annehmen; au) muß man 
zugeben, daß wohl nur folhe Fälle eines unbefugten Ge: 
brauches zur Kenntniß der Behörde kommen werben, bie 
eine Ahndung fordern. 

Nach dem jegigen Entwurf $. 243, durch welchen 
auch 8. 344 näher zu beflimmen ift, fol ta3 Hazard⸗ 
fpielen nicht unbedingt, fondern nur, wenn es ge: 
werbmäßig betrieben wird, criminalrechtlich geftraft 
werden. Die Faflung bed frühern 8. 331, gegen die ich 
mich erflärt hatte, ift abgeändert worden 13), 

„Der $. 245 über unbefugte Beranftaftung öffentlicher 
Eotterien ift dem Inhalte ber Verordnung v. 5. Zuli 1847 
entfprechend, und bei$. 246 über Veranſtaltung von Haus: 
colleften ift die im A.ENR. Ih. II, Tit. 20, 8. 244 
enthaltene Vorfchrift manßgebend geweſen.“ 

Eben fo ift hier neu der $. 247 über den Gebraudy 
falfcher Firmen, Namen, oder den Mißbrauch öfter, bei 

. Waare oder deren Verpadung, auf Grund eined Gefeges 
135) Bemerkungen ꝛc. ©, 89, 90, 
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vom 4. Juli 1840, wobei es zu billigen ift, daß bie Strafe 
diefer Unredlichfeit, die eigentlich unter den Gefichtöpunft 
des Betrugs oder der Faͤlſchung gehört, dadurch nicht aus: 
geſchloſſen feyn fol, „daß bei der Waarenbezeihnung ber 
Name oder die Firma, und der Wohn: oder Fabrik-Ort 
mit geringen Abänderungen wiedergegeben werden, 
welche nur durch Anwendung befonderer Aufmerffamteit 
wahrgenommen werben fönnen.” Solcher Mißbrauch, naz 
mentlich in der zuleßt angegebenen Meife, findet jedoch 
nicht blos in Beziehung auf Waaren und nicht blos aus 
Eigennug ftatt; und indem ich nochmald auf meine wies 
derholt vorgebrahten Erinnerungen aufmerkſam mache, 
Tann ih es nur bedauern, daß man jenem richtigen 
Princip, von welchem der gegenwärtige $. 247 audgeht, 
nicht die gebührende Anwendung auf unbefugten Ge: 
braud fremder gamilien: Namen (allenfalls mit 
geringer Abänderung eines Vornamens), 5. B. um ein 
ſchlechtes Buch zu verbreiten, gegeben hat !36), . 
Die Abänderungen, welche $. 249 über Ent wen⸗ 
dung dereignen Sache gegen ben frühern $. 335 ers 
fahren hat (wobei tie Strafe des dort unterfchiedenen 
ſchwereren Falles der gewinnfüchtigen Abficht, nah dem 
Antrage des ftändifchen Ausſchuſſes, von fünf auf drei 
Jahre Gefängniß herabgefegt ift), erfcheinen gut motivirt. 
Ebenfo die Einfhaltung des $. 250 nach dem Vorgange bed 
Rheiniſchen Rechts 177), demzufolge: „Wer ‚eine Urkunde, 
. ein Aftenftüd odereine Denffchrift vorfäglich bei Seite ſchafft, 
nachdem er fie in einer gerichtlihen Streitfache vorgelegt 
hatte, mit Geldbuße von zehn bis zu einhundert Thalern 
beftraft wird,” Nimmt man an, daß Semand eine Ur: 
136) Kritifche Betrachtungen ıc. S. 487 fa., Bemerkungen ꝛc. 
©. 87, und meine Abhandlung „Ueber den Mißbrauch frems 
den Familiens Namens”, in ter Zuriftifhen Wochenſchrift für 


die Preufiichen Staatin, J. 1846 Nr. 2124. 
137) Code penal Art. 409. 


Arch, d. Er, X. (2. Bellageheft zu 1851) ® 
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funde vor Gericht probucirt, er Diefes in feinem cigenen In: 
tereffe der Beweisführung thut, fo wird der Ball, daß er 
zugleich ein Intereſſe habe, fie wieder auf die Seite zu 
Schaffen, wohl ver feltenere ſeyn, wenn fich aleich denken 
laͤßt, daß auch dafuͤr eigennuͤtzige Beweggründe ſich wirf: 
ſam aͤußern. Eher koͤnnte man an ein Intereſſe denken, 
die Urkunde wegzuſchaffen, die der Gegner producirt haite. 
Dies iſt allerdings noch ſtrafbarer; ſolche Handlung fall 
unter die Lex Concordia de falsis 128). Dieſer Entwurj 
erwähnt fie aber nicht unter dem entfprechenden Titel. 

Daß 8. 251, welcher den Inhalt des 8. 337 des 
frühern Entwurfed angemeflen verbeflert wiedergiebt, 
eine Strafe für denjenigen feſtſetzt, „welcher Sachen, tie 
durch die zuftändigen Behörden oder Beamten gegen ihn 
gepfündet oder in Beſchlag genommen wurden find, vor: 
vorfäßlich oder theilweife der Pfändung oder WVefchlag: 
nahme entzieht, bei Seite fchafft, verbringt oder zer: 
freut”, ift volfommen gerechtfertigt. Aber e3 feheint 
mir ein Mißverhaltniß in der Strafe, gegen den Kal des 
d. 249. Die Handlung fol nad 8. 251 mit Gefängniß 
von 14 Zagen Dis zu einem Jahre geflraft werten, bie 
des 8. 249 aber, mo Jemand feine eigene beweglide 
Sache dem Nutznießer oder Pfandglaͤubiger zc. in rechts: 
witriger Abficht wegnimmt, fol Gefängniß von acht Ta: 
gen bis zu drei Jahren, und kann die zeitige Unterfagung 
der Ausübung ber bürgerlichen Ehrenrechte, nach fich zie: 
ben. Es wird alfo diefelbe Handlung in dem Falle be: 
beutend gelinter geahndet, vo noch die Verlegung bed 
obrigfeitlichen Anſehens concurrirt. 

In Betreff ber unbefugten Brieferöffnung (8. 254) 
beziehe ih mich auf dad zu bem frühern 8. 340 Be: 
merfte 139), 








138) 1.2. D. de lege Cornelia do falsis, 
N 139) Bemerkungen ꝛc. ©. 90. 
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Drei und zwanzigfier Titel. 
Vermögensbefhäbdigung. 


Die in der Regel nur privatrechliche Folgen bewirs 
kende Vermögensbefhädigung, welche einen ftrafbaren 
Charakter nur da annimmt, wo, im Gegenfaße einer 
Saprläffigkeit, ſich ein gefegwidriger Wille offenbart und 
wo dad Objekt unter befonderm Schutze des Staates fteht, 
iſt hier theils noch befchränfter al früher aufgefaßt, theils 
als einfache geringer bedroht (mit Gefängniß bis zu zwei 
Sahren), als in dem vorigen Entwurfe der $. 341 Ges 
fängniß ober Strafarbeit bis zu fünf Jahren und nad) 
Bewandtnig der Umftände Stellung unter Polizeiaufficht 
verfügte, und nur in fofern milder war, als ein Antrag 
des Beſchaͤdigten ober ber die Auffiht über die befchädigte 
Sache führenden öffentlichen Behörde erfordert wurde, 
um ein Strafverfahren herbeizuführen. Wei mildernden 
Umftänden fann nach beiden Entwürfen auf Geldbuße bis 
zu funfzig Thalern erfannt werden. Der vorige Entwurf 
war wohl zu firenge: denn die ſchweren Falle, fo weit fie 
nicht hier felbft ſchon ausgezeichnet find ($$. 256, 257, 
und früher Entwurf $. 341), werben meift unter andere 
Sefihtspunfte gezogen werden können. Dazu fam ein 
jet befeitigted Mißverhaͤltniß. Der frühere $. 342 bes 
drohte die durch die Rüdfiht auf dad Objekt audgezeich: 
nete vorfägliche Beſchaͤdigung nicht mit einer höhern Strafe, 
fondern befchränfte nur das Minimum auf ſechs Wochen 
Gefängniß, und ließ die Unterfuhung von Amts wegen 
eintreten. Der jetzige aber ſetzt für die erwähnte Hand: 
lung $. 256 Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu drei 
Jahren feftz und wenn es hiernad den Anfchein haben 
tönnte, ald feyen gewiffe, fonft unter die allgemeine Ber 
ſtimmung von $. 341 fallende Beſchaͤdigungen zu gelinbe 
bedroht, fo erledigt fich dies durch Den $. 257, wonach 

8 
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rungen ıc., während früher zuerft von den Arbeiter - Coa- 
fitionen die Rede gewefen war. Sekt ift 8. 259 die 
Brandftiftung an die Spige geftelt. Dies fheint 
mir Beifall zu verdienen 1), Zwar wird in ben Grefeß: 
büchern der neueften Zeit weniger Gewicht auf die Anord⸗ 
nung gelegt, und ed mag für die Anwendung ziemlich 
gleichgültig feyn, ob ein Verbrechen in dem Titel, wo es 
nad) feiner befonders hervortretenden firafrechtlichen Eigen: 
haft zu erwähnen ift, eine frühere oder fpätere Stelle 
einnähme. Aber man follte doch nicht ganz auf die Vor: 
theile verzichten, die eine Beruͤckſichtigung des Gefchicht: 
lichen und im Volke Anerfannten zu gewähren vermag. 
Brandftiftung ift unflreitig das ältefte in ben Straf: 
gefegen verpönte gemeingefährliche Verbrechen, und gewif: 
fermaßen bietet deffen legiölative Behandlung eine Norm 
fir alle andere: ihr fchließt ſich demnächft die fchon mehr 
befchrankt vorfommende Verurſachung einer Ueber: 
ſchwemmung an. Wenn von Verbrechen, deren Ber: 
bung eine gemeine Gefahr begründet, die Rede ift, dent 
man gewiß eher an dad Keueranlegen, oder die Ver: 
urfahung eines Dammbrudes, als an die Verlegung 
der Pftichten eines Lieferanten, oder die Be: 
fhädigung einer Telegraphen-Anſtalt. Co 
ſcheint es denn völlig angemeflen, daß auf die Brandftifs 
tung $. 259 — 263 die Verurſachung einer Ueber: 
Ihwemmung folgt 8. 264, 265, denen fi dann wohl 
gleich die jeßt in 8. 273 bedrohten Zerflörungen und Be: 
ſchaͤdigungen von Waflerleitungen, Schleufen, Wehren, 
überhaupt Waflerbauten anfchließen würden; mit denen 
wieder bie $. 274, 275 verpönten Handlungen, welche die 
Schifffahrt gefährden, eine Strandung bewirken, und 


141) Ih hatte die jetz ige Ordnung vorgefchlagen in den Krits 
[hen Betrachtungen ıc. ©. 518, 
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endlich die 8. 276 erwähnte Vergiftung von Brunnen, 
in einer Verwandiſchaft ftehen. Dann bilten eine felbit- 
ftäntige Reihe die jetzt 8. 266 — 272 vorgefebenen Ber: 
brechen in Beziehung auf Eifenbahnen, Zelegra: 
phben:Anftalten; danach die 8.278, 279 kedrehte 
Uebertretung der Abfperrungd = oder Aufſichts-Maaßregeln 
oder Einfuhr:Berbote, weldhe von der Regierung zur 
Verhütung des Einſchleppens oder-Verbreiten3 einer für 
Menfchen oder Thiere gefährlichen anftedenden Kranfkeit 
oder Seuche auögegangen find. Den Schluß würde, wie 
jest $. 280, die fchon gedachte Pflichtwidrigfeit des Liefe⸗ 
ranten niachen. 

Um gleich über diefe, deren Stelle, wie gefagt, 
gewiß befier am Ende ald am Anfang des Titels ill, 
‚eine Bemerkung zu machen, will ich Daran’erinnern, Daß, 
obſchon die Folge ein Nachtheil mit gemeiner Gefahr fern 
fann, doch der rechtliche Gefihtöpunft der Hand: 
lung eben fo, wie dad Motiv, fehr verfchieden ift von 
dem der übrigen und im eigenthümlichen Sinne unmit⸗ 
telbar gemeingefährlichen Handlungen, 3.3. einer Brant- 
ftiftung an bewohnten Orten. 

Was nun die Beflimmungen des jegigen Entwurfs 
betrifft, fo find diefelben größtentheild aus dem frühen 
aufgenommen, wobei wiederum anzuerkennen ift, daß 
Einiges genauer gefaßt, einige Straffagungen herunter: 
gefegt, die von ben ftändifhen Ausfhuffen und fonft ges 
machten Erinnerungen meift berüdfichtigt worden find. 
Anderes ift aus erft in der neuern Zeit erlaflenen Geſetzen 
entnommen, 3. B. die 88. 266— 272, welche fih auf 
die an Eifenbahnen und ZFelegraphen: Anftalten verübten 
Befchädigungen beziehen, aus den Geſetzen vom 30. Nov. 
18340, vom 15. Juni 4849 und 4. Sanuar 1850. 

Da nun die faft durchgaͤngige Uebereinſtimmung 

\ mir dem frühen Entwurfe, insbefondre hinſichtlich Der 
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Seftftelung der Erfordernifle des Thatbeftandes und ber 
Strafdrohungen nach einer forgfältigen Prüfung erfolgt 
ift, fo darf ich faum wagen hier meine Erinnerungen, 
fo weit fie nicht fhon Beachtung gefunden haben, noch: 
mals zur Berucfichtigung zu empfehlen. Dennoch ge: 
bietet es mir die Pflicht und die Theilnahme, die ich ber 
Sache widme. 

In mehreren Fällen ($. 259, 261, 264, 266, 273, 247, 
275, 276) wird, je nad) den verfchiedenen Erfolgen, welche 
die vorfägliche Begehung des gemeingefährlichen Unter- 
nehmend herbeiführte, die Strafe höher oder geringer, 
aber nicht nach gleichen Principien beftimmt. So ift überall 
für die ſchweren Fälle Zuchthaus von zehn bis zwan= 
zig Iahren, für den Fall aber, daß der Tod eines 
Menfchen dadurch herbeigeführt wird, bald und meiftens 
Todesſtrafe, bald nur lebenswieriges Zucht: 
haus gebroht. Man könnte zunaͤchſt ſchon mißbilligen, 
daß tort von der zwanzigiährigen Zuchthausſtrafe fofort zur 
Zobeöftrafe übergegangen wird, ba ed, auch wo ber Ver⸗ 
Luft eines Menſchenlebens nicht eintritt, Fälle geben kann, 
die von Rechts wegen, und nach dem im Entwurfe ange> 
nommenen Syſtem der Strafen, eine höhere Ahndung 
d. h. eben die lebensmwierige Freiheits-Entzie⸗ 
bung fordern. Allein bedenklicher ſcheint mir die uns 
gleihmäßige Feſtſetzung der Todesſtrafe. Das verfteht 
fi) von felbft, und ich habe mich darüber ausführlicher 
bei Gelegenheit des vorigen Entwurfed audgefprochen #2), 
daß die Todesſtrafe hier immer nur verwirkt feyn Tann, 
wenn ber Tod eined Menfhen durch die vorfägliche Ber 
gehung des Verbrechens verurfacht worden ift, und diefer 
Erfolg dem Handelnden, wenn er auch nicht Zweck des 
Verbrechens war, doch als in feinem Willen wenigftend 
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nicht ncch mehr, ter Ichensgefährliben 
ner an fih iten ftrafkaren Handlung 
ließ dieſe zu vollführen, und ed tem, vor 
zuroıncencen und nicht abgewenteten Zuf: 
Umitänte, tenen er fi Preis giebt, über 
ſchen ihr Leben verlieren, oder nit. Da 
wir einer Ausdehnung ber Totesitrafe da 
muͤſſen die Beftimmungen des vorigen u 
Entwurfs im Ganzen gebilligt werten. Abı 
terfchied findet dann zwiſchen den erwähı 
gen und ten in 8. 273 bezeichneten ſtatt 
überall im Kalle des tödtlichen Erfolgs die & 
nur lebenswierige Zuchthausſtrafe, verwi 
Der anne K 972 mn bie fchmereren Ki 
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ſchweren Faͤlle die Zuchthausftrafe auch bis zu zwanzig 
Zahren, Dagegen bei Herbeiführung des Verluſtes eines 
Menfchenlebend wieder nur Tebenswierige Bucht: 
bausftrafe gedroht iſt. Wenn aber bei irgend einen 
diefer gemeingefährlihen Verbrechen die durch eventuel⸗ 
len dolus bewirkte Echensberaubung bie entfprechende 
Strafe rechtfertigt, fo ift ed grade bei Freveln an Eifen- 
bahnen, wo tem Hantelnden die große Gefahr, der 
er eine Menge von Menfchen ausſetzt, bie mit einem 
Bahnzuge fahren, nicht unbefannt feyn fann, wo, wie 
leider fo viele Beftätigungen lehren, der Tod, oft meh: 
rerer Perfonen, die Folge ift, und wo noch dazu für bie 
Handlung felbft fein irgendwie milderndes Motiv, Fein 
(angeblicher) krankhafter Zuftand, wie die f. g. Pyroma⸗ 
nie, feine Ruͤckſicht auf eignen Schuß, wie in $. 264 
geltend gemacht werben fann, wo nur — wenn einmal 
Vorſatz und nicht Faprläffigkeit vorhanden war — eine ges 
fliffentliche Bosheit und frevelhafte Gleichgültigeit in Be: 
treff aller möglichen Folgen ſich bekundete. 

Was ich gegen den frühern $. 356 erinnert hatte, 
muß ich jeßt gegen den $. 264 wiederholen. Hiernach foll 
zuvoͤrt erſt vorfägliche Berurfahung einer Ue ber ſchwem⸗ 
mung, nad den dort angegebenen Unterſchieden, mit 
zehn bis zwanzig Jahren Zuchthaus, und wenn dadurch 

: ein Menſch dag Leben verloren hat, mit Todes ſtrafe 
gebüßt werden. Dann aber fol der Umftand, daß ber 
vorſaͤtzlich Handelnde nur die Abficht gehabt hat, fein 
Eigenthum vor Gefahr zu ſchuͤtzen, eine bebeutende Er 
mäßigung der Strafe, bis zu zweijährigem Gefängniß 
begründen. Früher hieß es weiter: „Auf Vodesftrafe 
darf in einem ſolchen Falle felbft dann nicht erfannt wer 
den, wenn ein Menfch das Erben verloren hat.” Meine 
gegen Form und Inhalt vorgebrahte Bemerkung **°) 


143) a. a. D. ©. 97 fg. 
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fcheint nicht ganz ohne Beruͤckſichtigung geblieben zu fern 
Es ift gewiß nicht gutzuheißen, wenn das Gefer fo 
grabezu fagt, daß dem Menihen fein Eigenthum 
fo viel höher al$ dad Leben Anderer ſtehen Türfe, daß 
er ohne Nückficht auf Diefes zur Eicherung feines Eigen: 
thums auch die gefährlichite Handlung vorfäßlich vorneh- 
men dürfe, ohne ſich der aͤußerſten Verantwortlichkeit aus 
zuſetzen. Sept hat man in ben Worten „Auf Todes: 
firafe darf in einem folchen Falle unter feinen Umftänden 
erkannt werden” wenigftens jene bedenfliche Erwähnung ker 
Ausnahme von der fonft für Verurſachung Des Todes eine: 
Menſchen verwirften rechtlichen Behandlung vermieten. 
Allein man hat doch theils die, wie ich glaube, nicht se: 
rechtfertigte Anficht feftgehalten, Daß der Egoismus hier 
eine Entfchultigung und mildere Beurtheilung begruͤnde, 
tbeil die für ein Geſetzbuch, welches mehr ift als eine 
Inftruftion für den Richter 121), nicht angemeffene Faſſung, 
deren Stelle, wenn durchaus ber Gedanke nicht aufge: 
geben werden bürfte, Durch eine geeignetere und der Geſetzes⸗ 
fprache angemeffenere Ausdrucksweiſe erfekt werben follte. 


Zünf und zwanzigſter Titel. 
Verbrehen und Vergeben im Amte. 


Dieſem Zitel, der im vorigen Entwurfe die Ucher: 
Schrift hatte: „Verbrechen ber Beamten ”, war dort ein 
anderer vorausgefchidt: „Aumaßung, Erichleichung, oder 
gejetwidrige Uebertragung eined Amtes”, welcher, als 
folcher, jest nicht vorfommt. Einige der dafelbit erwähn: 
ten wiberrcchtlihen Handlungen find unter andere Ge 
fihtspunfte geftellt, oder werten bei ter Beurtheilung 
nach den hier in Betracht zu ziehenden allgemeinen Grund: 


141) Bemerkungen ic S. 84 85. 





123 





fägen zu ahnden feyn: andere Beftimmungen, beren Ent: 
behrlichkeit, wenigſtens im Strafgefegbuche, ich nachge⸗ 
wiefen hatte l1s), 5. B. die des $. 369 fgg., find mit Recht 
ganz weggelaffen worden. 

Was aber ven Inpalt des vorliegenden Titels betrifft, 
fo erfcheint auch biefer mehr in die Kürze gezogen, bes 
ſchraͤnkt und zum Theil in verbefferter Form wiedergege: 
ben; man hat aber im Wefentlichen die früher angenom: 
menen Grunbfäge beibehalten, und bagegen läßt fich nichts 
erinnern, ba dieſe ald allgemein anerfannte gelten. Eine 
Definition der Amtöverbrehen und Vergehen 
überhaupt ift vermieden worben, weil, wie die Motive 
fagen, „man von jeher der Ucberjeugung war, daß eine 
ſolche fih da, wo bad Strafmaafi das allein Entſchei⸗ 
dende ift, mit der für ein Strafgefetzbuch erforderlichen 
Beſtimmtheit nicht geben läßt.” Es werden daher in dieſem 
Zitel diejenigen ftrafbaren Handlungen der Beamten ein 
zeln aufgezäpft, welche fich zur Erledigung im Digciplinar: 
wege nicht eignen. 

Eine vollitändige Würdigung ber Beftimmungen 
des Entwurfs würde daher zugleich ein näheres Eingehen 
auf das Disciplinargefeg erfordern. Dies muß ich mir 
hier verfagen, da eben letzteres, während ich die gegen: 
wärtigen Bemerfungen nieberfchreibe, ber Beachtung ber 
Kammern unterliegt; ich auch fonft im Allgemeinen meine 
Anſichten ausgefprochen habe, worauf ich hier Bezug 
nehme 136), 

Einiges, was ich geglaubt hatte erinnern zu müffen, 
hat nunmehr feine Erledigung gefunden, indem mehrere 
Beftimmungen je anderd gefaßt, mehrere ganz audge: 
ſchieden find. 


145) Kritiſche Betrachtungen ıc. ©. 529 fy. Bemerkungen ıc. 
SW. 


146) Bemerkungen ic, ©. 100 fo. 
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Die Abänterungen, welde in ter Meibefolge Bü 


Angabe der einzeinen Verbrechen und Berachen dir Be: 


amten getroſſen werten, geben zu Gegenbemeriungen 
keine Veranlaſſung. 

In 8. 289 heiſit es: „Ein Beamter, wchter in 
Ausuübung oder in Veranlaſſung ter RAusübung ſeincs 
Amtes vorſaͤtzlich ohne rechtskraͤftige Urſache Mißhand!un— 
gen oder Koͤrperverletzungen verübt oder verüben LE 
wird mit Gefaͤngniß nicht unter Drei Meraten beine 
auch Fann gegen benfelben auf zeitige Unfähigleir zu efren 
lichen Aemtern erkannt werden. Sit tie Mifbantiun: 
oter Sörperverleßung eine ſchwere 18. 176), fo mt 
Zuchthausſtrafe nicht unter Drei Sabren ein.” 

Hier fheint eine andere Faſſung netbwentig. Stat: 
„rechts fraftiac Urſachen müßte zunaͤchſt recht mäßi 

e” ſtehen, und ich vermuthe, daß tin dem mir roriegcer— 
den Abdruck (Beilage zu den! Serbandlungen ter zweiten 
Kammer, Aktenſtuͤck Nr. 9) Eier ein Druckſehler fr. 
Aber auch dann entftcht Die Frage, welde reätmäßin 
Urfache ein Beamter haben koͤnne, um „Mifbantten 
gen oder Körperverfeßungen zu verüben oder verkben 3 
laſſen.“ An die Vollziehung von Strafe kann man mit! 
denfen, weit ſolche, wenn fie chne Grund und mite- 
rechtlich flatt findet, unter andere lin gen u NT 
der 88. 280, 292 fait, auch em Strafurtheil, ſelbſt cr 
ungerechtes, wovon Gier Die Rede iſl, nicht auf „Mi 
landlungen und Koͤrperverletzungen“ lauten dann. Ebrnio 
wenig iſt der Fall gemeint, daß „in einer ſtzergcri. iso 
Unierfinbung der Beamte Zwangsmittel anwendet c 
werten läßt, um Geſtaͤndniſſe oder Aukſagen au erpreſſen 
Denn Diele 1ER. 291 vergefeben und wird mir JZulhtbars Li 
zu fünf Jahren bejlraft 9.63 Dieibt alſo nichtsubrig, 


er 

der 
TI 
!ıi 


147) Verordnung v. 3. Jan. 1849. $. 18. 
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an ben Fall zu denfen, daß Beamte ber vollziehenden Ges 
walt (ob auch Militärperfonen?) von den Waffen Ges 
brauc machen oder ihren Untergebenen folched zu thun ge 
bieten, ohne daß eine der rechtlichen Veranlaſſungen vors 
handen ift, wo es erlaubt, ja Pflicht ift, diefes zu thun, und 
alfo auch ohne daß die Maaßregeln vorausgegangen find, 
die das Geſetz vorfchreibt, um bie außerfte Gewalt ald eine 
gerechtfertigte betrachten zu dürfen 1). Dann iſt ed un: 
zweifelhaft, daß folches Verfahren ftrafbar fey, und es 
koͤnnte auch wohl mehr, als bloße Mißhandlung oder 
Körperverlegung zu verantworten feyn. Indeſſen fcheint 
mir doch dieſes nicht gemeint zu feyn: theils fpricht da= 
gegen die Stellung des $. 289 in ber Reihe von Beſtim⸗ 
mungen, bie fich auf dieRechtöpflege beziehen, $. 284 fg. 
u. 8.290 fg., obwohl auch 8. 288 diefen Zufammenhang 
fhon einigermaßen unterbridht, in dem von Mißbraud) 
der Amtsgewalt im Allgemeinen die Rebe ift ıc., theil® 
würde dies haben beftimmter gefagt werden müffen. Ich 
glaube daher, daß die Worte „ohne rechtöfräftige (oder 
ohne rechtliche) Urfache” ganz geftrichen werben dürften, 
indem die hier mit Strafe bedrohte vorfäßlihde Miß⸗ 
handlung unter allen Umftänden ungerecdhtfertigt und 
ahndungsmwürdig ift. Uebrigens wird da$ „verliben Läßt” 
wohl nicht blos fo zu verftehen feyn, daß der Beamte 
folhe Gewalt gebietet, fondern auch, daß er dad ihm be: 
fannte widerrechtliche Gebahren feiner Untergebenen dul- 
bet, was nicht bloß in einer der Fahrlaͤſſigkeit gleich 
zu achtenden Nichtaufficht feinen Grund haben fann. 


148) Nah dem Entwurf des Geſetzes über die Eins 
führung des Straf-Geſetzbuches für die Preußis 
hen Staaten Art. 11 „bleiben in Kraft — bie Geſetze 
über den Warfengebrauh des Militärs, der Grenzbcanten 
und der Fortis und Jagdbeamten — ” 


Arc. d. Er. N. (2. Beilageheft zu 1851.) . 9 





verfchledenen Standpunften aus flatt 
Die Fragen, die hier zur Erörterung fa 
den fchwierigften, aber auch intereffan 
fondere, weil fie nicht zunaͤchſt oder vornel 
fägen des Strafrechtd, fondern nach den 
bältniß von Kirche und Etaat zu beantn 
Der vorige Entwurf hatte fhon gegen ! 
ches nachgegeben und modificirt, was dei 
lich erfchienen war; ber jegige hat den 
weggelaffen, und es muß dies, nad) t 
fungsmäßigen Beftimmung, gutgeheißen 
beflreirbare Recht des Etaats, wo tie 
Geiſtlichen Verletzungen beffelben enthaltı 
ſich durch deren Unterjtellung unter Die fı 
tenden Vorſchriften, weiter aber foll es fü 

Die Motive übergehen auch dies n 


Dritter Theil. 
Bon den Uebertretur 
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hoͤchſtes Maaß find beibehalten. Der Ausdruck „Ueber: 
tretungen” verbient ben Vorzug vor bem frühern 
5» Polizeivergehen”, und entfpricht auch mehr bem 
jesigen Verfahren, welches auch für die hier mit Ahndung 
bedrohten Handlungen‘ oder Unterlaffungen nicht: ein 
blos polizeiliches ift B). Geringe Abänderungen bezies 
ben fi) auf Concurrenz, Rüdfal, Verjaͤhrung, welche 
jest auf ein Jahr (früher $. 424 auf drei Monate) bes 
ſtimmt if"), Weggeblieben find mit Recht $. 419 
über die von Ausländern ober Inlaͤndern im Auslande bei 
übten Polizeivergehen, und $. 421 in Betreff der, ohne 
nähere Beftimmung einer Strafe, polizeilich verbotenen 
Handlungen — wo nicht über fünf Thaler, ober eine 
Woche Gefängniß erkannt werden follte, indem nunmehr 
nad) $. 304, zufolge „eines Antrags der vorbereitenden 
Abtheitung des Vereinigten Staͤndiſchen Ausſchuſſes, ab⸗ 
weichend von $. 417 des Entwurfs von 1847 zum Begriff 
einer Uebertretung als nothwendig vorausgeſetzt wird, daß 
das Verbot, welchem zuwidergehandelt worden ift, aus⸗ 
drüdlih „„bei Strafe”” erfaffen fey.” Auch damit 
wird: man einverflanden feyn, daß nicht, wie gleichfalls 
beantragt war, das hoͤchſte Strafmaaß auf zehn Thaler 
Buße oder vierzehn Tage Gefängnig beftimmt worden 
iſt. Bei den jegigen Beftimmungen über die Zuſtaͤndig⸗ 
keit und Qualification der Einzelrichter unterliegt es kei⸗ 
nem Bedenken, diefen auch folche Uebertretungsfaͤlle zu⸗ 
zuweifen, welche mit dem $. 307 angegebenen Marimum 








155) Meine Betrachtungen über die Werordnung d. 3. Ianuar 
1849, ©. 174 fg. 


x 152) Grfteres hatte ich vertheidigt. Kritiſche Betrachtungen ıc. 
©..253 fg. Bemerfungen ıc. &.124. Iebt find freitich 
manche Handlungen in dieſe Kategorie geftellr, bei denen «6 
fich rechtfertigt, wenn eine längere Zeit die Verfolgung möge 
Ucydleidt, Für manche wäre eine kürzere Frift angemeffen, 
doch ſcheint cs nicht rathfam , hler noch Unterſchiede m machen, 
9 





Hapı an Epmwaaren.” 
Der 
Sweite Titel: 


Uebertretungen in Beziehung ı 
heit des Staats und auf bi 
Drdnung, 
## offenbar befler rubricirt, als früher: 
Beziehung auf die Sicherhei 
des Staatd.” Denn bie Würde d 
Gegenſtand einer Verlegung durch die pi 
fehlungen, wogegen vorzugsweiſe die oͤf 
nung einen Schuß gegen Handlungen 
theils unmittelbar ftören, theils gefaͤhr! 
tungen zu großen Vergehen feyn koͤnnen. 
fo wie die verbefferte ber folgenden Tite 
mehreren Beftimmungen eine angemeffer 
zuweiſen und die Zahl der Titel und d 
dern. So ift der ehemalige dritte Titel 
— Beziehung auf die öffentliche 
geftrichen und von ben dafelbft 85. 441, 
zwei Vergehen das eine, nämlich „bosha 


rohe Mißhanhluna von Bhieren” unter | 
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eine gewiſſe, ich will nicht jagen Will kuhr, aber Breir 
heit des Ermeflend fann nicht wohl vermieden werben, 
und es ift möglich, daß man eine oder die andere Beſtim⸗ 
mung vermißt. Aber die Motive haben die jetige Faſ⸗ 
fung gut gerechtfertigt. 
Dritter Titel. 

Vebertretungen in Beziehung auf die perföns 

lihe Sicherheit, Ehre und Freiheit. 

Daß die gemeine einfache Injurie hier ($.315) 
ihre Stelle erhalten hat, ift bereits erwähnt, und läßt ſich 
vertheidigen. Hiernach ift auch die frühere Ueberfchrift 
erweitert. Daffelbe gilt von der Verletzung bed Haus: 
rechts ($. 348 Nr. 1), fofern diefe Handlung nicht von 
mehreren Perfonen unter den Vorausſetzungen des $. 197 
veruͤbt ift. | 

Im Ganzen find die früheren Borfchriften beibehal⸗ 
ten, boch mit anzuerfennender Vereinfachung. 





vierter Titel. 
Uebertretungen in Beziedung auf das 
Vermögen. 

Auch hier meift Wiederholung deffen, was der früs 
here Entwurf unter diefer Rubrik mittheilte, nur mit 
Aufnahme der übrigens mit zu billigender Beſchraͤn⸗ 
kung wiebergegebenen Beſtimmungen bed jetzt wegfal⸗ 
lenden Titels de „Vergehen in Beziehung auf 
die Feuer-Polizei“, wobei insbeſondere dad Verbot 
des Tabackrauchens, wo dieſes gefaͤhrlich iſt, nicht 
ausdruͤcklich aufgenommen iſt Y%), indem der ſonſt in 
$. 474 gebrauchte Ausdrud „mit unverwahrtem 
Keuer” (jest $. 319 Nr. 6) auch jenen Fall mit ein: _ 
fhließt. Das Weitere kann wohl dem Ermeffen des Rich: 
terö überlaffen bleiben. Die obige Rubrik ift bezeichnenb 


154) Kritifche Betrachtungen ©. 519, Not, 417. 





fundheitd:, die Bau:, bie Kirchen=, di 
fpeciel benennen, was denn doch nicht B 

Ich Faun alfo, indem ih im AU, 
früheren Bemerkungen verweife, fo we 
einen Gegenftand haben, die Betrachtui 
Zitel und mit biefem die über den ; 
fließen. 

Denn der „Entwurf bes Gefe 
Einführung des Straf: Gefegb 
preußifhen Staaten” entfpricht 1 
Srundfägen, welche biöher fhon über dat 
neuern Rechts zu dem aͤltern Anerker 
haben, fo ba hierüber nichts zu erinnern 
dere gilt died von der Anwendung des 
Strafgefeges auf früher begangene, jeßt zı 
kommende Handlungen, die Verjährung 
Art. VIII $.1 für den Bezirk des Rheinifchı 
hofes getroffene Verordnung, daß „die 
Civilklagen aus flrafbaren Handlungı 


Tichen Roiträumen ointritt  melche fir Die 
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Für den Fall, daß nah dem Altern Recht eine 
Strafe rechtöfräftig erfannt, aber noch nicht volftäntig 
vollſtreckt ift, ſollen nach Art. VIL befondere Anwendun- 
gen getroffen werten, wenn das gegenwärtige Geſetzbuch 
mildere Beftimmungen enthält. Formel läßt ſich nichts 
einwenden, wenn die Strafe, die bamald verwirft war 
und bie nad dem beftchenden Rechte zuerkanut wurbe, 
nun auch in Vollzug gefegt ‚wird; aber allerdings ift e& 
eine Forderung der Gerechtigkeit, felbft hier, foweit es 
noch moͤglich, foweit alfo die Vollſtreckung noch nicht ew 
folgt ift, das richtige Verhältniß zu den jetzt als richtig 
anerfannten und gefeglich ausgefprochenen Beftimmungen 
herzuſtellen: — 68 ift freilich ein Zufall, daß diefer Vor⸗ 
theil nicht auch Denen zu Statten fommen kann, die ihre 
ſtrengere Strafe erſtanden haben; aber es ift ihnen doch 
nicht Unrecht gefchehen. Was dagegen den Fall betrifft, 
wo der Art. VII Anwendung findet, fo ift es um fo mehr 
nothwendig, hier wenigftens das zu gewähren, was darin 
verheißen ift, als es fih, wie ih an einem andern Orte 
gezeigt habe 106), nicht von einer bloßen Begünftigung ber 
ſchuldigen Individuen, fondern von der Befolgung des 
Grundfages der Gerechtigkeit handelt, wonad), wenn der 
Staat diefem mit geringeren Strafmitteln genügen kann 
und in der neuen Gefeßgebung diefes ausfpricht, jede 
größere Strenge eine Ungerechtigkeit if. Beſondere Ans 
ordnungen aber find ſchon deshalb nöthig, weil es ja einer 
Drüfung des früher bereits beurtheilten Verbrechens nach 


den neuen Strafbeftimmungen bedarf, um dad Ergebniß ” 


zu begründen, welches in einem gaͤnzlichen oder theilweiſen 
Nachlaſſe der noch nicht zur Vollſtredung gebrahhten Stra⸗ 
fe, wo dieſe eine theilbare if, veſtehi. Dies wird ſich 


156) Meine Abhandlung üb, 
früher Dergenemmenen —X geh am anne 


des Erim, Rechts NT 19 
NZ 


ERTeR! See w 
uni neuer ae _ 
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insbeſondere bei den zur lebenswierigen Haft verurtheilten, 
ſchon mehrmald® — und mindeftend zum dritten Wale 
beftraften Dieben praktiſch äußern. Die Form wird aber 
doch .die der Begnadigung feyn müffen, da gegen 
ein rechtöfräftiges, fchon theilweife fogar vollſtrecktes Er— 
kenntniß nad) Erfhöpfung der früher zuläffig gewefenen 
Rechtsmittel, und wenn feiner der Gründe eintritt, welde 
eine Nichtigkeitöbefchwerde zulaflen oder eine Wieberauf: 
nahme der Sache bedingen, im Wege Rechtens keine 
Hülfe flatt finden kann I”). 


Ueber meine individuelle Etelung zu dem Gegen: 
flande habe ich hier nichts Neues zu fagen. ch darf mich 
auf die im Laufe der Betrachtung angeführten kritiſchen 
Arbeiten über die früheren Entwürfe, insbeſondere auf 
Das berufen, was ich in der Vorrede zu den Bemer—⸗ 
tungen über den Entwurf vom 9. 1847 und 
‘am Schluffe derfelben zur nähern Berftäntigung geglaubt 
batte anführen zu follen 1°), und muß wünfden, daß 
auch jest nicht unberüdfichtigt bleibe, wie eine erfolgreiche 
Theilnahme an einem fo widtigen Werfe fi nur durch 
eine freimüthige Würdigung zu bethätigen vermöge, die 
feinen andern Zwed hat, ald einen Beitrag zum Gelin: 
gen zu liefern, wie gering auch dad Geleiftete an ſich und 
im Verhältniß zu dem aufrichtigen Willen feyn möge !). 

157) ©. jedoch Brundfäge „des K. Ob. Zribunale.” Berlin 1860. 
Erſte Zortfegung S. 23, Mr. 166. 
158) Bemerkungen 2c. Vorrede S. 4 u. ©.126 fg. (woſelbſt 3. 12 
von oben flatt: „Derer” zu lefen iſt: „Denen”). 
159) Vgl. meine angef. Abhaudl.: ,, Die Strafredgtswifienfchaft 


und die Anforderungen an eine neue Gtrafgefepgebung” im 
Arhivdes Erim. R. 3. 1850, ©. 559. 





Schauerfhe Buhrruderei in Halle 














